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Vorport. 


Mit groͤßerer Beſorgniß, als ich bei der — 


wahung des erſten Bandes fühlte, übergebe ich dieſen 


jweiten. per Oeffentlichleit. ‚Dad Verfaſſungsrecht 
iſt ein geſchloſſenes Ganzes; feine Quellen find, wenn 


Ihon.: zohlreich und ausführlich, doch nicht fo fehr 


erftreut, und, zum größten heile wenigſtens, Teicht 
zugänglich. Auch ift bei Entwicklung und. Auslegung 
dieſer Grundgeſetze keine eigene Theilnahme an der 
Regirung nothwendig oder auch nur beſonders wun⸗ 
ſchenswerth. Ganz anders dagegen iſt es in dem Ver⸗ 


waltungsrechte. Der Stoff iſt nicht ſo genau be⸗ 


graͤnzt; Alles kann unmoͤglich angeführt, was ſoll nun 
aber erwähnt, was weggelaſſen werben? Die Quellen 
find unzählbar; ein großer Theil derſelben iſt nur mit 
vieler Mühe, wenn überhaupt, zugänglih. Dur ges 
naueren Einſicht und practifch s richtigen Darftelung 
gehört neben der Kenntniß der gefchriebenen Geſetze 


auch fichere Nachricht über die — bald ergänzende, bald 


⸗ 


Nee IV | — 


abaͤndernde — Praxis. Zum Urtheile berechtigt haupt⸗ 
ſächlich nur die Erfahrung, fei es des Leitenden, fei es 

des Gehorchenden. Wer aber iſt in der Lage, in allen 
Zweigen einer ganzen Staatsverwaltung dieſe Bedin⸗ 
gungen ſaͤmmtlich erfüllen zu fönnen? Sch wenigſtens 
bin es nicht. 

Ich müßte mich weniger und ernſthaft mit 
dem Gegenſtande beſchäftigt haben, wenn ich nicht ſelbſt 
einſehen ſollte, daß Manches auch anders hätte behan⸗ 
belt werden koͤnnen. Vielleicht wäre ed dann beffer gewe⸗ 
ſen. Ich habe mich dem Urtheile der Sachverſtandigen hier⸗ 
in zu unterwerfen „und unterwerfe mich ihm auch willig, 
denn ich darf mir das Zeugniß geben, das Meinige 
nad) beftem- Wiffen und Können gethan zu haben. 


Tübingen, im Auguft 1831. ._ 
5 4 n | — ne . a : R. Mohl. 
A 
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—— Grundſäaͤtze über Staats ver⸗ J 
waltung. | 


6 133 
1. Dad Berpältniß | der Verwaltung zur 
A — Verfafſung. | 


Die,. Wesfaffung ‚inch Staates beſtimmt deffen we⸗ 
ſentlichen Character, dt. ſie beſtimmt, zu walcher Gattung 
und. melden ‚Ust nam Bihrarsljchen Geſellſchaften er gehbre, mit 
andern. Worten, welche Zwege zu on er ſich zur Auf⸗ 
gabe gemacht babe... Der, 

Soflen nun dieſe Zwece in allen — Beziehuugen und. 
nach allen Richtungen hin in das Lehen eintreten, fo iſt eine 
große Menge näherer Beflimmungen und. einzelner Einrich⸗ 
tungen nothwendig, welche den allgemeinen Gedanken der 
Verfaflung auf die verfchiedenentäglih vorkommenden Vers 
bältniffe und Vorfälle anmenden, und Anleitung: geben, vor- 
wem und in weldyen Formen die Staats⸗ Thaͤtigkeit geweckt 
und gehaudhabt werden ſoll. So kann alſo z. B. ber eine 
allgemeine Zweck des Rechtöftantes, daß die Rechtsidee verwuͤrk⸗ 
licht werden foll, dann erft in der That erreicht werben, wenn 
mit Genauigkeit, und ganz im Einzelnen. ſowohl die Geſetze 
über jedes MEIN feſtgeſtellt, als die Gerichte eingeſetzt 

Io.» 


— 
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und georbnet, endlich bie Zormen — find, im * 
chen ſich ſowohl der Richter als der Unterthan bet einem, 
Rechtsſtreite, bei einer Unterfuchung über ein augeblich began⸗ 
genes Verbrechen, oder bei einem Gegenſtande der Rn 
ligei zu bewegen haben. 

i Diefe Anwendung .der durch die Merfaffung — 


Grundſaͤtze auf die einzeluen Säle, dieſe Ausführung der - 


Zwecke des Staats: durch eigens dazu ‚beftipunte Orgate 'gap 
Anſtalten iſt nun Sache der Berwaltung oder Regi⸗ 

mg ®). 
Es verhält ſich alfo dicfelbe zun Verfaffung wie die Aus— 


führung zur Ubficht, wie das Mittel zum. Zwecke. Die Ben . 


waltung' kann fih ihr. Ziel keiges 8 mit freier Willkuͤr 
feßen, fondern fie ift an’ die erfaffung, ald an etwas — 
für fie wenigſtens unveränderihfig ch enkhisgenfedteri nel: 
ches ſie, fo wie es einmal! iſt Bälzkehin. imb Ver! 


fol; und «6 folgt dus dieſein BRBANREÄgt Wert logiſcher log: 


wendigkeit, daß jede Stäntsgakling, hd Binff 1 il” 
art der verfchiedenen Gattungen, ihre eigeuthhtinetht Vere 
waltung befigt, "indie zu verſchiedenen Zivitten Yulich-’vere 
ſchiedene Mittel gemäpft werden fen, und ein verſchicdener 
| Geiſt ſich von ſelbſt Hit beifägiebenen enfprekaben Gran 
aneprägt 2). 

- Der Einfluß ber Verfaſſung äußert N lebei auf bie 
Verwaltung in dreifacher Beziehung, : einmal binfichtlich dee" 
Materiellen ihrer Maasregeln, zweitens in Beziehung auf den 
Umfang ihrer ——— und endlich taeſichtlich ihrer Bote 
min, 

Auf den Inpalt der Verwaltungs» Gefehe äußert die 
Verfaffung ſtreng gehommen einen Einfluß in doppelter Rich⸗ 
tung. Auf ber einen Seite darf bie Verwaltung Fein Recht 
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"Stiegen oder verfärmern, weiches bie Werfaffung einge 
Fentat hat; im Gegentheile muß fie bie allgemeinen Vorfehrife 
ten des Grundgeſetzes überall wo fie zur Anwendung gebrad) 
werden Pbnnen, Auch wenn diefe Anwendung nicht eigens 
tergeſchrieben ift, in ihrer vollen Ansdehnung und Entwide 
Reg amertennen und ausfprehen: fle muß bie auf die una 
Kentemdften Kleinigkeiten hinunter die Megel der Derfaffung 
Kelgen. Nur dann bildet der Staat wirklich ein barmos 
aiſches, in ſich feſtbegruͤndetes und Jeden befriedigendes Gan. 
id. Anderer Seits aber hat bie Verwaltung ſich zu hüten, 
ve fie nicht weiter sehe als die Berfaffung, und nicht im 
Einzelnen und in der Ausädung Rechte einräume und Zwecke 
berfolge, welche die Verfaffung nicht anertennt, und welche 
Virkeicht fogar mit ihrem Geifte im Widerfpruche ſtehen 3). 
Das die Berſchiedenheit der Verfaſſung auf den Umfang 
ber Thaͤtigkeit der Verwaltung von Einfluß ſeyn muß, iſt 
enfalls einleuchtend. Je umfaſſender die Zwecke einer 
Seaarsgattung find, deſto zahlreicher muͤſſen natürlich auch 
Weinfalten zu ihrer Bewerkſtelligung ſeyn, deſto tiefer muͤſ 
ſen ſſe in das ganze Volksleben eingreifen. Waͤhrend alſo 
ZB, ie der Deſpotie blos der Herrſchafts⸗Genuß des Staats, 
Wlrhunptee gefichert werben: darf, und von Verwaltungsaus 
Halten zur Vermärkfihung von Volks⸗Rechten oder sSuterefs 
—— keine Rede iſt, umfaßt die Verwaltung eines Rechts⸗ 
Riars die Mechte und die Vortheile nicht nur bes dürften 
Yhdern auch des Volkes. In einer Theofratie aber ift nicht 
63 für Juſtiz und Polizei zu forgen, ſondern es mäffen fos 
gar Anftalten getroffen werden, welche als Crziehungsmittel 
hr ein kuͤnftiges hoͤheres Leben dienen koͤnnen. 

Ge Verfebiedendeit in den Formen ber Verwaltung 
Wir durh bie Werfchiebentelt des Vergättuifftd geboten, in 














6. 
welpen t ber Einzelne, auf den gemucht werben. fell. „pm: 


| dem, ganzen Staate und befien Grundgedanken ſteht. Dep. 
fl offe, ſchnelle, unerbittliche Verfahren in einer Deſpotie 


ſteht in nothwendigem Gegenſatze mit der väterlichen Verfah⸗ 
rungsweiſe eines patriarchaliſchen Staates; und eine von der 


Gottheit ſelbſt durch erleuchtete Prieſter oder Orakel in Jetzter 


Inſtanz geleitete Verwaltung kann nicht auf dieſelbe Weiſe 
verfahren, wie ein Rechtsſtaat, in welchem der Buͤrger nicht 
nur mit dem Buͤrger, ſondern ſelbſt mit dem ganzen Staate 
über fein Recht ſtreiten kann, und nur durch logiſch⸗ gefuͤhrte 
Beweiſe, und nach wiederholter, menſchlich⸗ langfamer aber 
gruͤndlicher Entſcheidung zu einer beſtrittenen Verpflichtuug 
gendtbigt werben darf. 


Die Wahrheit dieſer Saͤtze Tann durch die Bemerkuug 


nice umgefloßen werben, daß in Staaten ganz verſchiedener 
Art diefe oder jene Form, diefer oder jener Verwaltungszmeig 


"ganz gleichmäßig beftehe: theils Tann dieß eine unrichtige und 
 folgewidrige Einrichtung fepn, theild Tann fich allerdings der 


allen Staaten gemeinfchaftliche Grundgedanke (der Einriche 
tungen zur Moͤglichmachung eines gemeinfamen Zufammenles 
bens) auch in den verfchiebenen Mobificationen zuweilen gleich" 


mäßig ausſprechen. — Völlig gleichgültig: iſt aber, ob bie 
Verfaſſung eines Staates in einer fchriftlichen Urkunde zuſam⸗ 


mengefaßt ift, ober ob fie nur aus ‚ber einmal getroffenen 
Wahl einer beftimmten Staatsgattung ſich ergiebt. Wine 


geſchriebene Urkunde wird zwar genauer der Verwaltung -thre . 


Bahn vorfchrieben, fie kann aber auch, iſt fie nicht ganz fol⸗ 
gerichtig,. diefelbe manchfach hemmen und in Verlegenbeit ſetzen. 


Als unzweckmaͤßig muß jeden Falles betrachtet werden, wenn 


das gefchriebene Grundgeſetz ſich nicht blos auf die Feftftellung 
der Verfaffungss Orundfäge beſchraͤnkt, fondern auch Vor⸗ 


J 


a = 
fürchten für die Berwaltung enthält; deun bei weitem beffer 
bleidt Die Urt und Ferm der Musfhhrung dem jebeönratigen 
Kunz, Gewohnheiten und Anſichten Aberlaffen, als daß 


fie, wie der Zweck ſelbſt, ſtarr und neues für alle - 
Selen beftimmt wirb Kar 


N3charid — in feiner. Resirungdicher BEE. 
-72f8.) swiihen regiren und verwalten; anter jeyem.vers 
Keht ex den Dberbefehl über die Belzichung. dex Geſetze, uns 
ter biefem die Vollſtrecung der Geſetze in Gemaͤßheit dieſes 





Befehls. Nun find zwar allerdings Auffcht und Vollziehuug 


‚och verfhiedene Thaͤtigkeiten, «Dein fie bilden dennoch un: 
.tmeuubare und · iategrirende Beſtandtheile der Einen Staats⸗ 
verwaltung. Wo If (mit einziger Ausnahme der allasiegten 

: Otufe ta Staatsenganisums) bie Behörde, weide mipt zu 

-  gieiher Zeit Aufſicht führt. und ſelbſt bie Belege anwendet, - 
je nach der Beſchaffenhelt des einzelnen Sale, unb ihres Ges 

ſchaͤftskreiſes7 Es wird alſo buch dieſen unterſchied wohl we⸗ 

der in formeller noch in materieller Beziehung fuͤr die Thee⸗ 
tie des Werwaltungsrechts etwas gewonnen ſepn. 

2) Es fehlt freitih noch lehr viel, daß unfere Bearbeitungen 
des Staatsrechts dieſe durch die Verfaſſung gebotenen Ver: 
flebenheiten der Mermaltungsfpfteme dargeſtellt Hätten. "Im 
der Regel iſt ſelbſt der. Gedanke, fo einfach aud nahe lie 

gend er auch iſt, nicht einmal geahnet werden. Allein freilich 

ſo lange noch eine Darfielung bes Verfaſſungérechtes, welche 
«de Gattungen und Arten von Staaten umfaßte, ein bie ist 
an unvollkommen erfülter Wunfch iſt (f. oben. Thl. 1 ©. 5, 
Vote 1), Jo lange wirh eine folhe vergleichende Auatomle des 
Berwaltungsrechted noch weniger bearbeitet, oder auch nur 
vorbereitet werden. Aus dieſer Unklarheit und Gedankenlo⸗ 
fgleit kommt dany aber niht nur in der Wiſſenſchaft die 
bunte Mifhung von Vorfhiägen für Werwaltungs-Zweige, fon- 
dern auch im Leben bie unverſtaͤndige Uebertragung gan; fremd⸗ 
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gingen Formen Ed Ehichtaugen WÜRRR RU Ta EINE ganz 
anberr Stantägkttung paſſen. Seichen ungehéeuren Schaben 
aber eine ſolche Wermiflung aller materte len Ebarichcungen 
nnd aller: Fotnnen ie a Beraläte um 
ſeeter Seit am beften. x 
9» ft felten zwar fieht man das ee: Prineip ber 
folgen, ndem entweber allzu unbeſchraͤntte Verfaſſungo⸗Ge⸗ 
auult durch Aberale Verwaltung gemildert, 'oder gar zei volks⸗ 
Te ngpiichen Grundſaͤtzen der Verfaſſung In der Ausfuͤhrung bie 
Ale abgebrochen werden will. Allein bie Folge kann In beis 
"rg gällen nur bie fern, daß ſich die Regirung dem Merbachte 
Er ggpgrehtichleit, der Neigung zur Willkähr, und äberdieß 
3) ur zer Schwaͤche ansieht. Auch Wer hat ein folgewidriges Bes 
v SORGE Nachthelle der Beiden entgegengefehten Soſteme, 
und die Vorthelle keines derſelben. Aus bleſem' Grinbe wer 
den z. B. die Provinzial⸗Landftaͤnbe in einer, Ihrer aUgemel⸗ 
nen Elnrichtung nach unbeſchraͤnkten, Einherrſchaft kelneswegs 
Veblut erben konnen, GfUe mähten denn würklich nur als 
Erstehung und Verberektung für allgemeine Rekchsſtaͤnde, und 
„0 omlt auf befttmmte kurze Bett eingeführt worden ſeyn.) — 
Wefonders aufmerffam auf die Hebereinftimmung der Verfaffung 
amd Verwaltung muß man namenfif In folhen Staaten fepn, 
velche exit neuerlich eine Werdndermg Ihrer Verfaſſung vors 
": gendmmen haben, wo alfo mande Werwaltungäginefge un 
“Formen, melde fräher ganı in Mebereiuftimmung fanden, 
umb gerade weil fie früher in Uebereinſtimmung waren, igt im 
ſehrelende Diffonenz mit den neuen Grundibeen gefonmen find. 
Nur längere Erfahrung, Belt und aufrichtiger Wille der Regi⸗ 
‚» ang kaun biefe Widerfpräche vertiigen. Daher denn auch dev 
große Worthell alter Staatsverfaflungen. 
= D Wenn im gemeinen Leben „Verfaſſung“ und „Verfafſungs 
— Hutlunde“ Häufig verwechfelt wird, fü mag eine ſolche Unklar⸗ 
heit ber Begriffe bei der Menge entſchuldigt werden: allein 
Faß I (qwer zu erflären iſt, wie auch fo maucher Schriftſteller vom 


wirr 
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‚rn ſche iteſe fe offender san ———— serie 
"in Micht Alles, was in elner beſtimmten Vetfaſſungdur⸗ 
jr nahe er, ‚nohheh der Werfafung: des (Bandes ‚an,‘ ohen 1 
:u it aicht en: he gerze Verfaffeag Fa einer ſichen Ur⸗ 
Abe vellftänbis verzeihnet. Wenn auch ber Bifehgeher ein 
vie Borſchriſt. Über - einen - Verwaltunts⸗ Gesepitend-fäg ſe 
> Wikis dielt, deß et fie, im Gruudgeſene anflchngte „pn fie 
darch daſſelbe zu heiligen, fo tritt fie deopglä-igigepmugge aug 
ber Meibe der. bipfen. Mittel heraus, und wird zum Zwecke; 
und ebenfo Fan, umgekehrt gegen einen aus ber Gattung des 
Staates ober aus poſitiv auogeſprochenen Veſtimmiungen mit 
kichtigkeit and Nothwendigkeit abgeleiteten Grunbſah Seshall 
else. Eiuwendunge gemacht, er nis ulcht beſrehen uh zu Der 
ſelcend erftärt, werben, weil. —A 


wBexſehen een, — hat. wre 
i . . 2 296. 
Ai 8 734. | — =. 
ee Be Use Bie — 
| , Bermalsung 


—* Bieter allgemeinen Forderung, —** — Por 
Verwaltung den Grundfaͤtzen ber. Berfaffung eutſproche, iſt 
. aathrlich nan auch ‚nach. bie der Zweckmaͤßigkeit der- ei 
einen : Anordunng. -zu machen Die Verwaltung ift nur 
Mittel zu einem beſtimmten :Zteles dieſes auf. die. richtigſta, 
ſicherſte, einfachſte und wohliellſte Weiſe zu grreichan; iſt ißre 
Aufgabe. Sie wird ſich aber ben Laſung derſalten nähern, 

wenn ſie folgende Ruͤckſichten nimmt: 
| Erfiins;; wenn in dem geſammten Gtaatögebizte, odne 
Nuͤckſicht auf frühere Zuſtaͤnde, sine und die felbe Ver⸗ 
‚waltungsart eingeführt iſt, überall dieſelben Geſetze, dies 
ſelben Arten ven Behörden mit gleichen Geſchoͤttskreiſen, 
geichen germie und Geyamungen beſichen, Ausg bir ganze 
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GSeecat nie Ein organtiſches Games :Uiıgkätigtet HR, wicht 
ange jeden diaelnen Veſtandtheile eine verſchiedene Eintlih 
tauggegeben Aber zelaſſen wird; fo daß ſich der Staat, In 
iv nao dieucidie Prof des Staatẽ cberhauptes/ und hoch⸗ 
ſeene diach rinige vberſta Behörden ad Tinrichernhzen zuſtnmen⸗ 
Miqhenareh aguegat adeſraderter. hrovinzen üuflzet; mit 
andere rt wenn" das Dein, nicht aber bas Wros 
‚Huch Syſtem Blgekonnken :ift; "Sollten auch dieſet lege 
terru atarichlung gewlße Vortheile ur CH Sieben, wie mas 


mwexilich dle Scherung alter, liebgewordener Gewdhnungen, 


viccehalteng intereffonten Dlosiogafitäten die ¶ Moglichkeit 
eine paiʒ durch die andere· au buͤten: ſo Puechen doch für 
wagen. wi grͤßere Vortheile. Der ganze Dre 
ganlentas Ver Bersuitung "tft gleichformig; ſomit einfacher ; 
feine Heuntciß und. -Wehanblung für Behörken und Unters 
thakitit Kideery er if uothwendig weit wohlſeiler, weil die hd⸗ 
han, Shih de inſuch vorhauden find; der Vollzug der Ges 
Sefatze iſt ſchneller, Trftiger ; gleichförmiger; die Oberaufficht 
de Migentre ud · der dbchſten: :Mchörbe leichter und vol, 
ſtaͤrbiger, dae ‚ganze: Volk endlich wird eime feftere gleich⸗ 
uhtigke: Maſſe, gegen Außßen und gegen Tunen kraͤftiger. 
AAbelhanxt entſpricht es der dee des: Staates mehr, wenn 
niche Sins die Vetfaſſung, ſondern auch ihre Voilziehung, die 
Verwaltng, für: alle Theilnehmer dieſelbe IR 7). — Iſt das 
NRNral⸗Soſtem ale der Ba ai augenommen, fo 
| folge ale. 

zweite Forberung, daß die Maſſe der zu beſorgenden 
—*** gehoͤrig ein getheilt ſei, ſo daß das Gleichartige 
und, Perwandte verbunden, das Fremdartige getrennt wird, 
und für jede beſondere Maſſe eigene, nur zu ihrer Deſor⸗ 
grigdin ſuimmte Vrhoͤrden nicdergefcze werben. ine ſelche 
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Eietkelung. macht morertz miglih, daß für.iche. — — 
maſſe diejenigen Zorinen und Werfahrungäerten porgefchrichen 
werden, welche für fie beſonders, vielleicht ausſchließlich, tau⸗ 
gm. Sie geſtattet ferner, jedes Gecchaͤft durch ſolche Maͤn⸗ 
ur beſorgen zu laſſen, welche ihre, Studien: und Fenigkeiten 
ur dieſem Zweige der Staatölenntniffe geiniämgt habent hit 
vertheile ſind hier in formeller und in materieller Deziehnng 
gad) einleuchtend. Sodaun iſt es bei ſolcher Trennung der 
Geſchafte und der Behörden ‚viel leichter eine Ueberſicht fiber 
die Maffe und bie Urt der erftern, und uͤber bie Thaͤtigkait 
der‘ leztern zu erhalten; falſche Entſchuldigungen nah Mage - 
mungen fi nd weit leichter zu durchichauen. Endlich iſt eine. 
veiſchiedene ſtaatsrechtliche Stellung der Beborden am dep 
Staatöoberhaupte, wo biefelbe — wie gewöhnlich. kei. der. ler 
tehtigfeitöpflege - — durd die Verfaſſuug ſelbſt verlaugt iſt 
viel leichter ‚und. wirkfamer durchzuführen, als wenn dia Ge⸗ 
ſchaͤte der Behörde gemifcht find, und ſte in Weylehunz. auf 
den einen Theil felbfiftänbiger ftchen ſollen, als auf beu.ans 
dern 2),— Die zahl der zu bildenden Seſchafome ffen CARte 
aiferien, Departements) richtet ſich theils nach der Groge 
a Swatt „ theild nach den dytlichen Beduͤrfniſſen deſfel 
Sin Staaten von mäßiger Größe werben gewoͤhnlich fünf 
er m Benlabeilunge gemacht naͤmlich für hie Perhaͤltwſe 
im Innexn des Landes: cine Abtheilung für. bie Beſorgung der 
Gerechtigkeits pflege, und eine, welche die polizeiliche Thaͤtigkeit 
bes Staates umfaßt; die Verhaͤltniſſe zu den fremden Staa⸗ 
tem erfordern eine Leitung des friedlichen Verkehrs, und’ eine 
‚Wermeltung‘ des. Kriegsmwefens. "Die materiellen Mittel für. 
die Erreichung !aller dieſer Zwrcke mann dom: =” Br 
Verwaltung. gelicfet ?), > 
— Boedinging in in ot 


* 
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Ken. pr Anlage: Drbhanf' ah. Wmtthötbinng: de 
Hetäiehinen Behbeden verlangt werben, Dieſelbe dußert ſich 
fi. deypelter Beziehung / ctumal als Territötla. Eitiiheilting 
dis Sebiets; uweltens als Hier archie ber Behörden, — Jene 
A aothweudig, weil bei. einem nicht vollig unbedentenden 


‚ Benfonge' des Gebietes es für diejenigen Behörden, welche 


le Gafttze auf bie rinzelnen Faͤlle unmittelbar anzumenbeit 
Ihn, sang: numdglich wäre, diefer Beſtimmung im ganz 
ai Ride nachzukommen. Selbſt für die Mittelbehörden 


Mit befonders geſchaͤſtsreichen Verwaltungstheilen eine 


reg nauf bloͤs einen Theil des Staatögebieted hoch 
rſordxlich ſryn, ſollen ſie nicht mit Geſchaͤften erdrädt wers 
Diun⸗nd dei Untergeberien zu ferne ſeyn. Es entficht daher 
heist Scanten von mittlerem Umfange das Beduͤrfniß eis 
Ge Weiſathen geographiſchen Einthellung; vorerſt muß, 
te RE ib unbedeurenden Geſchaͤfte, jeder gefchlofs 
ſene Wohnen ‚Ihnen eigenen Bezirk, eine Gemeinde, bilden; 
Rent ſokcher Gemeinden bildet fobann zweitens einen 
sahen: Mile zii Nafflcht Aber die Ortsbehdrden, 1Beild zur 
SR ORT kehrten) Bilorgung "der wichtigen Ge⸗ 
EaWtngeh: chiier Keelsbehdrde, welche die noch ull. 
Götter Augelegen heiten beſorgt,“ iſt end⸗ 
ER ae Auzahl von Bezirken zugetheilt. Die Größe 
RN Viefer Gebie sabtheiluugen wirb therils dark 
pad ana der Geſchaͤſte, theils durch die Größe unb die 
richeigkelt der Bevdlkekuag, eublich wohl auch durch die geö⸗ 
ſellphiſche Befchaffendeit der Gegend beſtimmt; ihre ida⸗ 
{he Gleichheit iſt fehr wuͤufcheuswerth, damit keine hs 
fleichdein: im: Organismus ihrer Behdeden ſturtfinden art. 
SEHR st wird thte Ueberſicht feßr erleichneit; wenn 'biefelben 
inzecphaſceci:ezirkee ſat Diet aualogen Behbrbel Ta“ deu 
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uzicihue-Bwrigen ma Suettuicctes dleſelben ſeyn hen 
nn. — Unterder Hierarchie der Behörden aber wirbi die 
. ihn aarfianken, wrdı melden incitd ani: Verio atiacage⸗· 
inere- mehrere: lemwntdrs Boabdrden Amer char ipnlh Ib 
nöniheßtkichen- · heithlenden · Oberbehotde .ırefmendtofeldie- 
cheh dedxen vater wieder "unter einen: Iehchfirn 3 He hir g c 
u, Miusfteriuper ſteden,: Irkefe letzteren aber se: 
Im Gtanttehulmupte, Dieſe Mdfigfärh:tlent: mer" beſſera 
Anfũ n Aber die unteren, Gtelln, ger. Exhaltäsıg Zhen; Eine: 
Wi in Der Wirwnliung, arbli zur eſtalmug dar Bruns 
Ya van Beſchnerden, Crlsantaifien aber Handlangein Bei 
be Behdgden, welche der. Matar ihren Balchäftigtegssuhelg: 
. B. ale berathende böshfle Stelle) Heiner: der umufhiebue 
en Real⸗Qbthrilangen zugechoͤnen Iinam,-Fitimiiithe 
Ile Hidarchie nicht inzutheleneaſo iallafadb⸗ arch 
Die ia anßererbentlichen Zeiten· un beſaudereaibe sig 
debaten Beallachten abgeinicich: ommiiſaxien nt sur: 

. Eine pipe. Forderung it Haß ben Mehdeha „nintäge: 
Höriger Wirtungstrcis Ainzeränent muerhe,iien web 
fin felbfändig handle. Durch ie. Simufenfeign iin Mahler 
‚Win ik Denn: Unterihanen hie: Pihglichfeit ber: Miennfin ap 
eine hoͤhere Stelle gegeben; chenſo Ihnen -iriiädktuung kpl 
Controle von Uratöwegen. eisen Mißbrauch der Amtagot aſt 
verhinders, wanıt aller aus qll großen Miſarnuen iAa dati 
serien Willen, oder die Faͤhigkeit der, Unterdehorben / dea⸗ 
ſelben jehde Salbſtſbaͤligkeit .nprpeigese iſt. fo. erben. hie kön 
Deren Stellen mit Detail Meſchaͤften erbuikkı,.:kbret mahe 
vg Stellung und Beſtirzmung ensfsemhet, und es entfichd 
‚sing unnbthige und -unfechge Wichchzeibezei. Selbſt auf hie 
„Bakk der Nchorder, und ſomit anf die Einfadheit und MWodl⸗ 
frilbenn der ‚Bermakung, Tann. ch; nan abnſtig ctien, 
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7 Mae 1. geben gan. As enkem, 
be es alt Rn, monarchiichen, oder demohrgtiſches der 
Gewaͤltherrſchaft diene; "denn dumäat kann bie burg baiferbe 

tetʒeugte Kraft und ueherin timmuns eben fo anf iam SEchute! 
det wargerlichen Freiheit Bienen, ul — mochte übers 
danpt der alte Gatz „Aivide et. iipere iu de ‚Buäeherne. 
Kqaft der guͤnſtigkre ſehn. "7 

a) Reha Zweifel, du: auch did Ubſonberuug der Sihiehane | 

v; Dr aeuhhiebenen Maſſer ihre uhchiheitige. Seite: Haken Yan 5 

doqh itt die ſe meriget berunttentend und srhnnetheßid zurnexmeis 

2 Des. Diefe Nachtheile ſind: Einſeitigkeit in dar emmaiung. 

cab zatgug felgende Mädjipteipfigteit fs; andere Qweige, dep 

‚. Affentlichen Dienftes, ſodann Kinfeitigfeit. ‚in Ser. Bildung und: 
Brauchbarfeit ber Beamten. Qenes uebel mag Dur. des 
Staatsoberhaupt verhindert‘ werben, bei welchem die verfchledes 
nen Jutereſſen gleiche Herücfihtigung finden muͤſſen; das andere 

kann thellwelſe dur Fordetungen an die Studlen der Dienſtcan⸗ 
ddalen vermindert werden, md jedenfalls ſcheint Oberflaͤch⸗ 
hthtei per als gkunbliche Enſeltigkeit. 

ca ads der verſchaeſonen Miniſterlen ie ben haupt⸗ 
‚allge nie Bihhaten.f.. bei Malchus, vPelitie 

su: Dir Sen mente, Selhail. HERR. — & 

XYXALL ch) O. .SG·. ᷣo. —— 
an Bee. Ayo 1.-Maitadı 45 Pu nz. pe 
ner Rehbers, äbes bie Graatävermeitung deutſcher Staa⸗ 

. ten, ©. 51. 19-5 auch Sheffuer' 8 Sedonten und Mel: 

gen Aber mandes im, Diegſte, Konſagb. 1802, ia., an vielen 

Gtelen. Malchus ſpricht ſich mit. felger aewlchtigen tiuteri⸗ 

tit gegen die Kolleglal⸗ Perlaſſuns« und namentlich ua ge: 
gen eine Verbindung de Vureau⸗ Eelchaftsgaues it jones 
Syſteme aus: allein die Erfahrung darfte doch wohl, 2%, Im 
Waͤrttemberg/ dieſe Verbindung als zwedmäfig erwleſen baben 5 
and bie algemmgine Abneigung gegen das Einheitefsfteme elge 

5% 


> 3 


— — ce —— 
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Ba ge: 





re en Ran en nnd von Winkige, "Shiedtigteit 
— herroxzegangen ſeyn Fa... Man ſpricht 
‚Abe wen Dam: Aherwiesenden Ginfluſſe einzelner, vielleicht ſitt⸗ 
‚dh verbosbenes eder wenigfiens eigenfüchtiger, Mitglieder, 
Ju der umbebeutendeit und "Wrbefümmtereheit der Mehrzahl: 
weht mag ed manche Beiſplele der Urt in Colleglen geben; 
dein wäre es befier, wenn Run jene zu fürhtenden Männer 
allein De Weforgung.hitten, — Oppoſitlon fürdten 
mäßten ? - Were, 
© Im Verhaltalſſe zu der — —— and wiſſenſchaft 
"pen Woaͤriztelt, Mit weicher feit einer Reihe van Zahren 
Ales behandelt wurhe, und ip auf Merfafiumg der Staa⸗ 
tem besog, iſt bie geringere Beichäftigung mit, der Anwendung, 
mit ber Verwanlnng,“wirküich aufallend. Iſt Au auch 
ya pe’s detauates uudcſiches Wort alcht wahr, hie Ang 
"Ateigte Verlakang taun auch Durch. chec. amte för: nl 
midi gemaht. mitben,). da if menisitens fo viel nei, 
Daß dieſe Wernamtäffigung Dex Verogltuus Seinhter zu ertidsen 
a au enticheidiam IN. Zu einer Beikäftigung mit diejen 
GSegenſtande gebisen nämlich mehr Kenntniſſe, als den‘ Wette 
füpzern tn politiſchen Dipgen gewöhnlich zu Gebote ſtehen. e⸗ 
darfte übrigens jedenfalls ſebr an der Belt feon, Biete düde 
in der Bearbeitung des Staatsrechtes nach und nad andıb - 
Tara. Die Zahi Der irüenb bedeutenden Sariften, weide 
Ber Die allgemeinen Gtundfäge der Elantsucttwaltung etfci⸗ 
wen ind, If, win oben bemerkt, noch klein muh menucher Mi 
Muiht nat unbefiebigt. Es werden: hberher PNytſaccac nern 
Metande Vierte zu sahen ſeyn; Geffurer / Gedanten uk 
Meinungen über Manches Im Dienite, Koͤnigsbs. 1802 - 53, 
LI 16; Majer, Guftem ber Staateregirung im Om 
sie. Hof, 1803, 8.; Nehberg, über die Staats verwal⸗ 
tumg beutfher Staaten vbauu — 8; Bonnin, Prie- 
WoHt Eimiseei Ti. et 
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pe administration pulique. VBar. 826.; J. v. Sn 
den, bdle Sta ate Adminlſtratlon im engern Sinne. Rärnig: 
‚1111924 #, 8,, (der gte Ban feiner National + Delongmte); Ares 
„ein: and Rotteck, Konſtitutlonelles Staatsrecht, Bandb N. 
. und IL; ; dor allen aber die trefflichen Werke von Maigu, 
aꝙ Hit‘ der Innern: Staatöverwaltihg: Heldelb. 1824, I-am,. 
—* go und vor Sadarta, Regttungslehre, Heideld.- ib, 8 5 
Re eh als Sb. HL. und IV. feiner vlerzie Be 


ss det dom Staate). | Bl 

Hrnıyast ‘ S — 
An ee . 135. en 
IT: BARTANNE 


Bi heper, ir wärttembergifße Stsataverwl 
sung im Allgemeinen. 


ea TE ae yo 


SR Weiſt/walcher in der Verwaltung dos Kinip | 
wa Gatttembeng Wiehl‘ foll, Tiber- die Richtung, melchẽ 
RtzachBi tete bee Ranttı wicht der misidefte Zweifel: fehle . 
OS Yale Verfaͤſſuregi yendıa feſtgeſtollt IR: Das Biel Diefen 
Bio ee ee fen, 1: die Zwecke eines: Nechts 
Re  fhrer Forin als Einherrſchaft niit Veits⸗ 
vulſetung/ "ie erreichen. Slie dhat aͤlſo Die Idee des Rechts 
zuvirlwitklichen, uhr‘ polizeiliche Unterſtuͤtzung in allen dazu 
ateaurten Zaͤllen fo weit es die Kräfte des Staats nur iW 
ind. trlguben , eintreten zu laffen, und zwar darf fie in 49 
u hrrichtungen mb Formen nie aus den -YUugen ſetzeu4 
UBER Verfafſumg keineswegs dlos den Regenenrechten Schuß 
REEL. Veriktien will, ſondern dei aunch dru Buͤr⸗ 
gero zriveſel eczte zugefichert find", And waß es mir ber Ders 
Arm bottkommen Abereinftimmt, wenn Anſtalten jun Wers 
edizuns bieſer Rechte Organe zur‘ Darleguug des Worlds 
Bikens' ‚gegenüber von den Behoͤrden gegrändet werden 18 
wäre: cine —— von dieſent oberſten Gruudſatze um U 
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eher Du: otrgäW;"uhe dat Grmrgeſts aue vn ie 
ragt für äkgerd Beh Ace uitzugrotßze Augabl von Wrhige 
Wäigen über &hzetäe Werroahnnegegenftdudt eathalt, wel⸗ 
 {emit einen Hihatıdpunct und Wergleiihünge» Maaaſtab 
geben. — mir Wadrheit kaau Übrigens. au hedayptet 
Beben, dag im Ulgsmeinen bie Verwoltung. diefm Forbes 
magen zu entſpfechen ſucht, daß ſie non dieſem werfafungEe 
mäßigen Geiſte geleitet wird. in hejmlicher Kampf, bes 
Bermaltwrg gegen die freiſinnigen Grundſaͤtze der Verfafſung, 
ein berrügerifches Untergraben oder Umgehen berfelben ift nicht 
m bemerken; im Gegentheile hat in der ‚verbältnißmäßig kux⸗ 
ya JZeit ſeit dem Abſchluße des Berfaffungs + Weirageg 
wende neue Einrichtung die Andeutungen deſſelben weiter 
anigetüher uud: begruaͤndet. Und. wenn auch vpn fuhheren 
Soßaden⸗ ber: noch in Form wder Jualt won, Hermal⸗ | 
ungemanerıgein nicht ſellen Spuren anderer rmuhfähe ger: 
Genre; werben; voann fernen mac: nacht. has ganze: Iias Ve⸗ 
ammun Geſchlecht non „den Poricräisen ‚ber-Dirkafiug.äi 
Uemn Seiſto durchdranzen ift: fo Tanı,billigermeiße, nun ang 
dengrat Verin gäuzliahe Verheſſernug ermartet werden; 7), Di 
dns Wermiprung: he richtigen ſftaatswiſſenſchafthechen Cie - 
Bart: aber/ ud Son areiterter Kenntnis des Einrichtungen 
apdertr Staaten wird: He Auuflillung mancher Lücke: in ‚hen. 
——XRX Anſtalten/ und die Verbeſſerung mancher verglheter 
ahre; Hheon in. den Hutſtehung verunglädter Gefetza. ahdaͤngen 
‚url mas Wie; Auforderungen an bie Zuechm qaͤg ige. 
Ink einer Worwaltung -befrifft, ſo ſind Ziele derfelben in, dee) 
wästmbergilhen Einrichtungen beruͤckſichtigt; bei munchen 
ahmsizbenden, Urtdeile iſt die Verfchiedeuheir der theeratiſaen 
Yafihtw, die Vorliebe für früher Sawohntes muen Aeil- 
sicht. AveEmaßigeres, endlich nüht- feltde - Die Feinetnage: 
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a | 
Byte nr hai ei —— 
Meueruuag + Worfelägen iu? Bührahje 3’ fefen: — Diem 
Aeis-deg Verwaltung im ganzen Sradtägebiöte MRSoIrtomanm 
 Aihgsführf,, mu 8, zeige 0 fo gut AlB gar keine Our 

‚non bey, verfpiedenen {ehren Birhättffen und Eirichrunge 
‚bei ‚ham, ‚neu erworbenen Kandeötpeilen. Dir Staat bildet Ik 
‚sleihmäßig, organifirteg Ganzes *). — "Die Trennung dA 
EGyſchaſtamaße in gewiſſe Abiheilungen damit Gleichattiges 
gemei uſchaftlich beforgt und überfchaut, Ungleichartiges / atect 
eutfernt werde, iſt (mit wenigen, im weitetn Verlaufe det 
Dan ſtellung einzeln bezeichneten Ausnahmen) völlig durchge⸗ 
fuͤhrt Echon die Verſaſſungs- Urkunde beſtimmt die AH 
lang der ‚Verwaltung in eine beſtinimte Anzahl von M 
niſterieg, allein die Treunung auch der Unterbehötben AR 
yollzogen, und nur felten (auch blos in den unterften Shoe 
Fen) findet eine Unterordnung unter mehrere Departemente 
‚Patti. Namentlich ift Die Trennung der Rechtspflege von NR 
Volizeiverwaltung im Mefentlichen durchgeführt; noch beſtoͤ⸗ 
hende Mängel uud Solgewibrigteiten fönnen auf die Laͤnge dẽt 
MWuͤrkung des allgemeinen Gruudſatzes ſich nicht entzieheh Ad 
‚Die geographiſche Eintheilung des Staatsgebietes zum Bells 
fe der Verwaltung iſt im drei Abſtufungen außgeflhrt,. farb 
wenn nicht fuͤr alle Verwaltungszweige dieſelbe Einitheitiitig 
benuͤtzt werben Tann, fo liegt die Schuld nicht an einer Bio 
widegleſt, (pubern in ber Natur der Sache. Verbefferniigen 
Bun (esieihung, ion Einzelnen find auch ſorimöͤhrend Gegta— 
„ann ne Mesisumgse Bürforge. Im Aligemeinen daͤrfid he⸗ 
anc den ‚gewählten Umfang ber Bezirke eih, degriimdehke'KEtke 
medien machen fepn; er entſpricht auch den khalichen 
„Moerieengen Ärenitar, auf gleiche Weile verwaltelut Gele 
Ye Mic Uuterorbnung der Behdren ankteh' HEBEL I'm 
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alich icigen der Stantsserwaltaug, durchgeführt; jedes DD: 
vauement hat, ‚feinen. tegelmäßig abgeftuften Stganteniik z 
ar diejenigen Behörden, welche ihrer. Natur nad zu’ keiner 
beſimmten Seſdafte + Ybtheilung. gebörch, "und unter keinbr 
Höhen fichen „; find bon giner, telhen. Eintpeifung befteit ſo 
Bu Geheime Rath alg hoͤchſte berathende , ‚ganz allerhals 
ba sigentlichen, Verwaltung ſtehende 8 Hörde, dergleichen 
Ins Eabineki des Königes, „Weder über unndthige, und alſo 
Mdliche ‚Bernielfälrigung der’ Behörden,‘ noch wehren über 
überfißfng ſtatke Vefegung der beſte hen den ann mit einem 
eine tan Brund geklagt foerden.. — Bar Berti 
mochte Dagegen behauptet werben tbänen‘ dag rel 
a ſelbſtſtaͤndiger, Binlängficher Geſchafiotraie gegehrk fe! Gap 
_ Me Keine unudthige Vielſchreiberei beſtehe, teilte uchladaug 
do boeren Siellen mit Geſchaͤften nel Be" iintrigiotdut. 
AP pesfehen konnten und ſollten. Sheila weile uk 09 
gg zur Gontyple und ‚zum — en Elagriifen vom Ahütd, 
Sen, , theilg mißperfandene und ü ertriebene Sorgfart'fir 
Has Rechte yo den Vortheil bes Unterrbähen, haben Be Slube, 
Ränpigfeit. ‚der, ‚antern Behörden häufig 30 far befairkut?: 1713 
A Zahl der Recuröinkangen zu feht vermehrt 3). — "Spiele 
HB der Mrspätzehrkandlung, bei den Bebdoͤtden fin‘ 4377 
bauen, Spfteme verbunden worden; aAle Höheren Bthle⸗ 
‚Ben ‚Her collegialiſch beſetzt; die Elementar /Veantren ain den 
HVennaltunge weigen dagegen ſtehen einzeſn; minderwichtige 
‚Beihäbe werben. aber auch bel jenen im Buͤteau⸗ Wehe Bes 
dorgt * dhgegen hicht manche nunbthige Weilldaftgkrit, 
——* beim Mehnurgemefen, Statt finde, henetehn- 
‚Amcwiendete, gt Toßgt, ohne ‚irgend einen tmaterieheh"Nden 
niugen, od, pie bie &örm zuweilen über die Mätefrtsind 
Re sa Ffaͤf ge, ſedemeffiſche Handhabung del ——— 
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BE hie: nee Een Muh. im 
diaſer Begichungirhafte das Syftenpiginentalenäggftlicgen, hon⸗ 


neiadgu⸗t Rei reihen. An avelxa qq uqutwe⸗ 


BL Te DSL a3 ln An BR ganio brfpartev ober. hm 
Abwattuug einer Beſchwerde erfi it wabein hunte. Die 
Rechtsvberhaltniſſe der Staatsé biener eng", (on im 
Grundgeſetze, mit großer, faſt allgugroßer , „ Bitigfeit des 
fümmt,: ſo daß das oͤffentliche Inter eben, durch: ispe ‚au 
geringe Abhängigkeit non, der aufſehephen yab rafeyagg, Res 
sirugägewalt, fo wie pure bie allzu ſehr ‚srleichtarte Mggeche 


tigung ze. cinam Buhegeknten alavrch Veboliʒj ſun giran Die 


Wictkuht· u un ungrſatzicha Aumtuthuugen deu, Vongeſeteu. 
And Vud ch Nubiſligkeit gegeun verdiente Männer geführbee me den 
tann. Nur gegen die nirderen Stufen:ift dns Geſetz nauder 
billig-und gerecht geweſen, und zwar, woz ict gegen; bi 
wenigftene ne den Willen - age *. 


1) Die Darfteilung re Unpeinen us: — wirb nur 
alzuhäufig zeigen, da noch manche Spuren früherer \ inrich 
h 3 (cha udthauvenſtah ss werde nus vet lbinen Darf‘ c 
Widerſpruche ſtehen.) Richn wur IR Piefes;der Far in Bestes 
Hung auf die Rechte der nnumſchraͤntten Herrſchaft während 
ER ee Re The And auf 
GERT rise Bere Inhalſeben sicher 
dhrrriichen ethfichten des ĩ deacigen Beriosäitiß ungehbrtn Akte 
Afe teatere vaſſan aber zum mindeſten eben ſawenig ſuͤr die Wege 
en lieg pinge MRechtaſtaatetq, als die Vorſſdriften ‚der unbe⸗ 
411 ſocqauen Ainksaricaft. dem Gelſte ‚den, dutch Mplfsvertiggung 
uhren entſprechen. Gelb Spuren. der igconſeguentethe 
Aargſeetſigen Muicten des Relermatlons-Heltalterz Finden —8 
Br in menden, a alten Geſeden und  Anfasten,. A ned 


—*2* Hate De Sr — a. —R 





= N 


‚23 
m "On a 


un T..amten: Su 245 Mate 5... HARRIS VIWITe, 
ahlleberi dieſen desteren Punet fe oben, gel I, & 340, ſg 
Aie ſachverſtaͤndige kritiſche Ueberſſcht uͤber den ganzen, wittt, 
7 Etaatsorganismng geht der vaterlaͤndiſchen elferatur up ab, 
Sehr ſchaͤtzbare, Freitih Immer mit Vorſicht zu geßtauäube 
Materialien enthalten die Berichte der ftädifchen Figaitt: Kehle 
miffionen über-den Staatsbedatf, "fo wie auch Die Berichte Her 
L fändifhen Commiſſionen zur Nevifion des Berivaltungs? Dikas 
J aismus anf dem Laudtage von 1820 und 21 8 die Wen hiider 
= — ee BA N FRNNER 
 -Mupche Wer öihichingenhe Bemeorkung fadet, fg: und T 
— des geſewiter wär, Reihe and bein..iehten Zui 
2:2 hiſtoriſch⸗ lritiſch dargeſielt yon Moybl, anna 
„ad E. G. Waͤht er. Stutts. 18%. ie 
ee — A, Bere se — AT — 
ae erg 


Ameites Bepisch, PERE: 

f en —7. ie BER 1 AUTTAUEE . 

Di e en —* — Ber. — 
EHRT Tg ee 


N . 357 WAT TR on. wide 
— Ehe zur Naeſtellung her. Geſche up Apfakten,. wu 
- Dak Materielie, den. Higateperpquns in ihren perfchiedenen 
Aueigen beſtimwen artaritten werden kayn Find erſt die for⸗ 
mellen Einrichtungen und. bir. derfpiebenen „Drgang. ey iöil: 
Verm, durch welche der Staat feine Tbaͤtigleit "äußert, Das 
Urthril aͤber ihre Zweckmaͤßigkeit if keineswegs nochwendig das 
jleiche, wie das über die materiellen geſetzlichen Beſtimmun— 
en für den einzelnen Gegenſtand ber Staatsthärigkeit. Mine 
der vortheilhaft orgamifirte Stellen kdunen zwedtinäfige Ges 
hide autubrbain, Vortheithaftt Maflatien zu leilen / daden, Und 
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> VERA RER iron? der Dehheden weit elle 


fer fern, als Mr a ipuen, E Tathönng gu dringende Ges 
 feäening, „ie R Ki; ahet Ay, — Flaaisverwal⸗ | 


"tung ‚eine, — Zu nennen, hai welcher bie ( oben‘ in 
$ 133: und 134 Fury. rg Gorkerungen an die äußere 
‚ Stellung mub ‚Einrichtung rden mit materiell⸗ guten 
Behinmsumgen nuſamirteutreffen. u Same. der Hrga⸗ 
ifdtibes Veνm aſtter alex Muugtſichaaacc zu⸗ 
Ras hTahen:.: Hirn iſt igu wtfachen, vi reicher Mhz 
theilungen tie: garıze Maſfe der Vorwaltaugs Doeſchaͤſte gefom⸗ 
dertwude mit andern Worien, wie viel Miinſtetken hr Viun 
tcinderg weſtehen, welcher Geſ Norrels jedem derſelben que 
nabauriſtwelche Stck. ihrer, untergeotdaet find‘, lic 
wellhen Bohhrden ansnahmöweife keiner dieſer Geſchaͤftẽ X 


Meilimgen zugmbeilt weihen konuten. Zweitens fh Diem 


ſchiedenen gengtaphifchke BerwaltangssiBrziele auzugebtn, will 
qhender Gefhäßtsheitiehhir Ben dl Auf Mittler Ynflay 

zen bei verſchiedenen: Miniſeerien erfordert. Cine dritte Kiaffe 
ee Wert ih 
Weifeder Berhäftäuekamdlnng: lowyhl. inn Fuuern einer Be⸗ 


| Ihre a 0 im Berbältuiffe wsidinbesien Wehlebe zu eins 


ander, endlich der Behörden überfadrßt speaker won tinzel« 
nen unterthagen. ultens And'die, Veſtſnmiungen anzuͤge⸗ 
ben, welche Berfäfäng, und Befehgetnung Aber die Mechts⸗ 


der” Sanisue kallch — 
en ati. So — >. — t — 
non dm sd N ne, Yitt Re 
ide Junnui on ur, TEE RT u, ν— 


MER dan chnz nd md ;® ern 2 ya MUT 


Ink ld And ut. Ssisımn) 2 erteintrahr 
NO rt cergeren Aa hry 
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olsdes Herr MOTHER nee Ne any — 
D ↄaut iid T ee I Erg ee 
Berne —V RATE TUT PET TR 

* * er har me uran sg ↄmimme laa my Ari 
ınjea rd na mpmundta?, Parse agım ul Ldr Immer. d 
an, Woheutnenm dire naerähte 1 erunchiinid Art paniiyeh 

a nd RE nenn: se 
su Die Meenbehktung: ves Viaiigreichan Mirambeiliugt madrhri 
MiatbWWiurftänre. ziehyerihrer, mb derai die Made / den a⸗ 
ſite Wa tee: rd zeſchahcich begrämzten·hanbed 
ill 5° wei Proenzon abgerheilt; ſoudern je aach hreri 
mtrriculen Zaſacia eaheuge Ane Titzahl von Abeheitaugen 
MDerwaima igi⸗ Mepartemento Bee 
iR Jene: Wie ion zugethrilten Geſtchaͤfte am dene zauten Alıue 
fange: DeB: Königreiches umfaßt. : Die: Wiefrffungen Urliiepe 
RUHR. Vvrior aitht ne biete Merten or 
BB; Yin fie: berflanık andy Buch un IR Venru⸗ 
IXXODCCEEXEEEVVCCVVCO 
dun RE tere der ir BORSELBPLLUNT ASET 72 BUS FIRE: 
2 1:16 ee eg Anhelegenhoiturz 
113»: BE Muiſterinmt vos Imueta; bas dei · Alechen z0ni 
hin neh ei ν 
pu;116 Bol: Allteeifkntieien bei ren, u vion 
re Re ee ad 
An der Spike jeder Felder Abeheilangz ſtchs Eier Akut, 
der Departements⸗Chef, gewoͤhnlich, jedoch Feinedwegs noth⸗ 
wendigerweiſe, mit DET Tite Einiſter“. "Er wird von 
dem Könige nach eigner freier Entfchließung ernannt, ohne 
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, don m. ai "ORchEt Haha tert "sor "ohchr pet 7818) 
. ——— u Gtelten veſetzeblen töllig! unrmit: el 
bar: ‚zu der Warde der Aebtiſſin ſi nd „Deinzeinnen vie — 
en Bantes ce vor anbern bereptigt, Dil" Gilftedammrallmitſ⸗ 
fen ‚aus beutfägen ‚abeligen Gelchlechtern ſtammen, die’ praͤben⸗ 

dirten ‚Sräulein & aus titterfchaftliähen unbemitteltet SeitHlide ; 
Sei beiden iſt Zaruͤklegung des 18teh Jahres Bedluguni 22). 
De Ceutral ·⸗Stelle des landwirthſchaft⸗ 
Uchenmn; Pereins. Auter einem Vorſtaude theils aud ‚(dr 7) 
Wingliederui,:weldhe in Gtuttgart wohnen, theild amp. (3) 
Mtaswärtigeis beftebend. Ueber Die Geſchaͤfte diefer, Stohr, ſ. 
aneniy dor. rVUnter derſelben ſtehl Die land ⸗ und ferfigirih 
ſchaftliche Auſtan iw — Näpereh, über Diele degtere 
ara. Di F — nad 
fi) en Eentral⸗Stelle des Handels’ und 
Gewerbe: Vereins; außer dem Vorſtande theils (11) in 
Stuttgart, theils (2) außerhalb wohnende Mitglieder. Das 
Nähere unten $ 226. | 
1) S. Ebict V. vom idten Nov. 1817, “ zo, — mit 
dem Staatshandbuch färusgı, ©. 557. —- Das. Mini⸗ 
ftertum des Innern if bei der Drganifation vom I. 1806 3u⸗ 
eiſt gebildet worden, ungefähr mit. bemfelben Beihäftäreife, 
meihen es gegenwärtig hat (f. Thl. I, ©. 46); zweimal warde 
. jede ein Theil des Reſſorts abgerifien, um ein eigenes Poli⸗ 
 gel-Minifterium zu bilden. Das eritemal befand ſolches vom 

J. 1812— 1816, f. oben Thl. EL, &. 51, Note 103 das awei⸗ 

temal wurde, im J. 1817, blos für die Reitung der Locah⸗ Po⸗ 
vi. Aljel der beiden Nefidenz.: Städte, ein eianes Minikerium ge⸗ 
nauhldeh, wWelhessaher wieder dauch die Auisdbiangchart, Minl- 


‚n 
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220 Ge u Be Merfaſſanio Iirkunker Billihmelsguh: aufgedoben 
oir free uud gercet wurde Pad niꝙt nut die ghh· 
Grit Tender he zlem tieiner Ftaete bie Erfahrung. Die 
(rıiereinjeerng: dar ſchontlichen Nplgejarfäffte In Finem Mini. 
nA. mſcheggwerth Pet, durf (Jelnen Zweifel | unfer- . 
IT 1 ic BER — KIEHT LE 2) (2 Fer en on., 
„slügber. pie in dem rchlyen —R ‚yereinigten Kcten ſ. RT 
Atagtshaudeb. bus, für 183), ©. 558, Note 2. — 
Aneber ben ——* und die Art der Serädfiebeband: 
‚dung ſ. die Anfructian für bie Arelsrezirungen vom zıften Dir. 
ER: 117 R. Bl. ©, 939. - ’ | 
s Diefe Etellung der Oberamtöactuare (f6 wie dle glbiche der. 
gainetalamtsbuchdalter und Forſtaſfiſtenten) iſt'wohl finds dutch⸗ 
— —s ſedlerhafte. Nicht nur iſt es eiue Undiligteln gegen nit? 
ofen, fie fo viel ungünftiger zu behaudeln als die Oberautst 
Anqetiches actuare; fondern es ſind auch Inanchfache Wochtfeife, für 
Ir 2a Dienft damit verbunden. Der vom: Baamıfem in 
Siſtenz gan) abhängige Actuar kann ſich gegen Feine nad fo uns 
suametwädige Befhäftshegegbiung wit Erloig erkaren; bie 
Beſetzung der Stellen. kann leicht. nit {m Intereſſe des Dien⸗ 
Ites und fowit des oͤgenlichen Wohles, ſondern aus pivai 
"rötfihten geſchehen, namentlich wird es dem Staate durch 
dieſe Einrichtung ſchwer, wiſſenſchaftrich geblldete Ver⸗ 
ET wanungsbeamte nachzuglehen, iudem junge Männer biefer Art 
org ſeibſt unwifenfchaftiinen. Beamten aur zu häufig mauhdge: - 
hr froßen werden: Die so: jo-würidhegsmertbe' Verſetzung aines 
vlspertans iſt wicht: möglich, weil ein anderer Beamter nicht ge- 
VIrgenyigE werben Lane ihn anzunehmen; überhaups hat Der. Staat 
.. Sieſe Slaſſe von angehenden Benmeten Lange nicht genngazu fels 
Eicger/Werfigmig, bie hoͤhtren Stellen larnen fie. nicht genug 
Vie hicht immer richtig: kennen. Und dech beſoldet ſie der Staat! 
Tr aus didfen Grhuben ſehr zu wühfben,” daß Alnisige, 
IE Taf bas Verlaugen der Stände im J. 1821 einge fkigtgnein- 
U ah helft UF / ae Nein Meskung hi cBanen- 
| 4.. 
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ainn dunhig der / metiiare dub alten. Eine Seite . dar Qerbe⸗ 
ern spe Aberlaſſen werde. Gleubt mim ihre ‚nom. Staede er: 


uannten Wetwarenibte:@fgenfchaft einen Gtaetehtenene. Im Binne 
der Werf. Urk. nicht beilsgen zu Tbuwan, pas -Abrigeng: nicht 
mehr als billig wäre,) fo räume man ihnen wenigſtens die Stel: 
ung der entiaßbaren dffentlihen Diener ein. Diefe Maaßre⸗ 

degel Räte Zum nallgemeinen Beſten ——— met beitragen, 


i ‚aß: matgches yanatende Geſet — 
— —* ————— — — 


„She 9Uebexſicht und eine Andeutung der hauptſaͤchlichſten materlal⸗ 
len Yuncte der Gmilich bekannt gemachte) „Leitfaden zu der per 


— ‚iobtfgen Viſi tation der k. wuͤrtt. Oberaͤmter. Stuttg. 1830. 8. a 
is ‚ni Eine ausführliche Darftellung ber Gemeinde: Verfafung 


wie der, Zahl ‚und DVerhättniffe ber Gemeinde: Beamten ‚ent; 


aa Hallen ten unten die jß. 147 bis 154. 

By ee unten h. 753. uni 
Sp Werth ber Sufpertond »eilce [. {ur Stetey 
muimnud b uch e SEE Fe 
>99): vnter 5. 186608 192 bie naͤhere Darfiekung der Mebieln 
ir ande Pollzels Aufkilten. 

a0 Die matexiellen Heftimmungen über das —— der * 


un Regirung zu dem Erblandyoſtmeiſter, Fuͤrſten von Zarie, Ar 


„unten in $. 236. 


> Es laͤßt zwar dad Staatshandbuch unentſchleden, vb viefſt 


Behoͤrden fuͤr Armen-Porllzet, fo wie ale im Terte auf Hetsß 


"genden Nummern zu den Behörden des Minifterhums fir Kirs 


er 


if 
% 


x +1. 


chen⸗ und Schulweſen oder zn denen des Miniſteriums des Jul 
werk gehören. Es faͤllt aber in die Augen, daß Arineicücfern 
Befardernng ber Gewerbe n. f. m. Segenſtaͤnde deu vigeuttk 
chen Yollzel, d. h. des Minkkteriums due Innern, Richtaber 
: eines Enit- Minifteriums find; und gewiß wirben Dieleibum 
det einer Trennang ber beiden Miniſterien dem m * 


..,. gebefen werben, - 
na) S. Staatshandbuch ©, 576. Die Aebtiſſin Bey ana 


f 
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Öse ehe 
2 we ee endirzes Ftaͤnlein ee fi: Die Aebsigfin unb 

TUI eas lxeſtoa Danen habes ih ininup In; SIR an⸗ 
var re = en. . eln DEREN, | 


1° *.. — 9% ee ——— 
m an . 1; en 
u Das — des Alirqhen — —— 
Das Minifteriam des Kirchen⸗ atıy Schuͤl⸗ Wefeis hut eis 
ur dreifachen Stätte Vokerſt naͤnmlich iſt ed nnilt vem 
Anvts⸗ "und Schutz⸗ Redbte des Staates über bie ir Mürts 
Veimberg beſtehenden rüchlichen Geſeüſchaften beauftragt zwei⸗ 
tıne bat es in ber proteffantifchen Kirche‘ und fo lange der 
Wonig felbft diefer Kirche angehört die, Rechte des hen 
Yendesbifchofes unter deffen Befehle zu wabren; yrutche ſind 
ihm alle Lehr⸗ und Bildungs» Anftalten im, ganzen Koͤnig⸗ 
wiche unterworfen, — Ueber bie, wenigfiens für. ist heſte⸗ 
hende, Bereinigung dieſes Miniſteriums mit dem Miniſterium 
des Zanern ſ. oben $. 136, S. 29. Dieſer Vereinigung. we⸗ 
gen beſtehen anch keine eigene Miniſterialraͤthe fur das Mi⸗ 
niſterinm des Krchen⸗ und Schutmbeſeus; ſelbſt die KTanzlei 
iſt für beide Minifterien biefelbe 1). — Dem Miniflerium 
des Kirchen: ind ee find. feiaeabe Vehdrben unter⸗ 
georbmet: — 
— ‚Das evangelifhe Confiftorium. Unter dem Vor⸗ 
Be; eines weltlichen Vorſtandes (Präfidenten) beſteht dieſe 
kKaßı Mehdrde des enangeltfhen Kirche aus 4 geiftlichen, 3 
meltlichen, Rathen ‚und der Kanzlei. Das Eonfiſtorinm iſt zu 
weicher Beit KindhendBrhbrde und Staats⸗Behorde zur Mufficht 
ee Mrche 7), und führt theils allein, theils im: Ders 
ayaky' mil’ der Synode das Rircyenregiment; ihm ſteht die 
Oberaufficht Aber die kirchlichen Fonds und uͤber das geſammte 
wage Weisen za 23. = Die Synode 'her 


| ar BD 
edi ud: Dun Mitziadern Sedı Ewuflfkcekinig sein den 
Kr mevalſupertlutecenten 1: 5 herkenete ſich uDtähre 
MH Xlumal; zur Knienhkhung des Inftenhetinlier si, Pfarr» 
Gemeinden mit Osten?) Dem Conftſtarium find folgende 
 Wehöfberrtttunturdmine” 3 derbe 
4) WMie Tore Wen ai (Fa printed ¶ en eratate): 
3 Rdn ri Dekaunten, apa Niarrorien, und: ag 
nennen; Heilbwan mirgD.,. 165. Pf O. und 177 Big 
Luis Rainkigen mind. 109 PD and, 14 ©; Toͤin⸗ 
TO ee, 273. PD. und 114 G.; Hall, mit 12,0 
BR ag:pf EN: Kim — 134 Pf. O. — 
aisl «UT 1322.) Passo ze Re? ı 
ei) Dieikdo): Drtauat-Nemter 3 u} 
— Warwolting der geiftlichen Fondé, nämlich 
2: pobedißefoldungee Verbefferungs » Zonde; 2) des Unz 
zu Merſtuͤtungs,Fondez 3) der Witwen, Kaffe 6, ug 
8) Die CgB eb. Schullehrer s.Conferenz = Diveniprey (& "hr 
su. cHigfelben. umten.$:308 Bas Nähere). ,,  ..- 
ie) Dat. erangeliſche Schulleb rer⸗Seminar in Sn, 
ng Vi Borſtand uud? weitere 2'177 2 Por 9 ca 
"5 Der kat hol ifch e Kirhenrath,defchs mit 1 Bes 
ſtaude, 2 Raͤthen, 2 Affeffoven und dent Kanzleir Perfos 
nal Derſelbe iſt blos reine Staatsbohdrde zur verſaſ⸗ 
füngsmäßigen Ausübung der Muhte de& Eimars gegenüber 
von der Kirche; zu gleicher Zeig ift ihm die Oßsraufjihr:uhrs 
das Barhplu. Clemantatichelweſen warb Diafeikuug Der Ihegiegis 
chen Convicte, ſo wie bie Verwaltung dA Jatercalagfonde 
fiberiragen 7), — Migier. Vehlahe, find, ungergeardugrs,.. (ui 
.») Die. 38) lathaliſcheo Delanate mit ihren LonbEgpitelss 
sun Aamrarzsien fa mie635 Dfaragstenund 827 Briffiden 5). 
b) Die ( a5) tath. Secnlinſpecianen.ꝰ Maundy. Dr nu 
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2 —E——— XEXCEXJ —* 
Aal HH, Or Vdeſſen munmditelbareun el 
Ted datholiſo beheoloziſche Gacalidu Bidet rad ie 
— äXEXCEC Eifugen, and Bott «« :, 

d) Des lach, Säullchrers Semigarin Ami; . 


Be Sro vrenr arch ik bie: Mittelſtele far das ge ⸗ 


tits Unterriptäusefen ‚in‘ Rödigretihe u. vt Axonolbse je- 
bih ber Univerſitaͤt, der: karholifcenEanvjote, der heiden 
Snächrer-Seaninarien und der geſanimten Nolkaſchnlen Unch 
Mioatinſtit ate ſind der. Aufſicht dea Studiertathes unterwor⸗ 
ki Er dar nicht nur die wiſſenfchaſtkche und ſigliche Vils 
dag, ſondern auch das Wirthſchaftliche der Jaſtimte zu lei⸗ 
ta, ebenfo die Diſciplin, die Amtsfuͤhrung Der Lehrerz nad ' 
Dr Yefchung fer Stellen. Gymnaſien, Vpoeen md rHängelis 
KH emiarien ficken unter unmittelbarer Aufſicht bed Eolles 
gums, bie Abrigen — Iateinifchen und Buͤrgere Schulen 
Hiräcgk unter Rreisichnls Juſoecioren. Rebeugeſchaͤfte des | 
Eindienraches finds: philologiſche Vorpfuͤfung für ben: Bezug 
Kt Univer ſitaͤt, das Buͤcherweſen / endlich Brgetachhräg: ber 
Prigilegien gegen: den Nachdruck, und die Kalender⸗Redaction. 
DE Derfonat dieſer Behorde haſbebt, a8 1. Vorſtande, z pro⸗ 
ung, und .2 dathol. Mitgliedern (welde fämmtlich auch 
Mieglieder Pre. Cdu fiſtariums oder des Kirchenrathes ſi ind), 
acſerdu her. Kanzlei, Folgendes ‚Anh Dip, untergearduten 


Gidien und Auftsiem:. . .. .. ln Wa 
Bed ne er de lateiciſa und 
reale Schulen; -- . on ha 


b) die Lyceen ir —— Delay und Rüpiugen 
te ea iin flalten in Ladwigsbueg, Tübingen: (Her 
A tkaben mit. den -Dortigen Kosten) und in · Heilbrotin und 

Nm (verbunden malt den Gymnaſlen döeſen Erän) x. 


\ 


86: 2 
RR Wr ein, Wlan eier in 


2 auguar ey 
R —— ——— Ebingen, eunanen, oeitwin 
Nir re em; 


. 9 udie rereinhzeliſch / rheologiſche Semiwarten, und — 
Audbrever alidern Multraihe, Schoͤnthal, VBlaciden⸗ 
EL VE} 22117. ſpraun "das höhere Seminar im Za⸗ 
Anhingen! I Bee 2 Ce Pa 
re 


; Nokäniser erfi ität Tübingen, mit ihren fammtlichen 
Behörden und Auſtalten (das Nähere unten in 6. 201). 


unDd Mia oᷣſfentlichen wiffenfhaftlihen und Kunfs 
Sammlungen in Stuttgart, naͤmlich die Öffentliche Biblio 
thek, die Kupferfiih- Sammlung, das Muͤnz⸗ und N 
bin? eudlich die Natutälien, Sammlung 7), | A 
DIE Com miſſton fär die Erpiehungtfin 
A er Vorſtande und 4 Mitgliedern. Dice 
felbe dat die Oberaufſichi "über die beiden Staatswaifeuhänfer 
| im Stuttgart und Weingarten, und über die Taubſtummen⸗ 
und Vliunden⸗KAnſtallen i in Gmuͤnd und Esiingen. Die Com⸗ 
mi ion ‚leitet bie Aufnahme det Zöglinge, ihre Bildung, f bie 
Difcipfin und bie Verwaltung diefer Auſtalten 1°). 

‚ I) Die Kunſtſchale in Stuttgart, theils zum Unter⸗ 
en Zeichnen und Modelliren, hauptſaͤchlich aber" zur 
Penſious Auſtalt fr Künftler beſtimmt. Es find als Lehrer 
oben: Wrmflondre bei ihr eingetheilt 7 Bildhauer und Stucka⸗ 
tote, 3: Bauer, 8 Water, 2 Kupferſlicher uad ı Gta⸗ 
vedt 3. 

—*— Cardarinenfiift in Simigart, eine weibliche 
bodere Bitsungdankale, unter einem befouderen koͤniglichen 
Eominiſſar und einem BRD Das Naͤßers ſ. 
unten $. — Ne 





se RR 
Reiter CR K:6oh). 
1) & michte wohl feinem Sweifel untertiegen ; dan Wenfgftens, 
nt lahhe - BEE Er tich"” beſteht') (ei: 
gene blos zur Vearbeitung: en Cutt· Bere deſclinmte 
1 Akthifterigkräthe zwe amaͤtig wäre nwril dat’ Dimmer won Ei 
nathimliher, Metfscsriätung:.unte wnferfenben wien TI: 
* Bildung, wuſt grkolg die pichtige Aufgahe, fAr Ai, recieidſe, 
ſittliche und Intellectdelle Bildung des Volkes zu forpen, ‚apfans, 
Ifen Im Stande find. Solche Richtung und Birdung | hat aber. 
net jeder” ſdaſt brauchbare Sermätlbtrdnit ;’ noh'hen 
anderer eitender "Arbeiten gar nicht ae re 


BD Naͤhers hier den Gernäfsatneis" des en Conſſtocims 
Karen I.210, a a er RZ REN ET IE 05) 5 Enz 
DEU aD. . Ba el 
d Das. Verzeichniß der dem — untergeyrzneten DPfAr! 
a ren, pfarreier und Gelftiigen 1: im Gtagts- 
— ©: 44 fo. Der Wirkungelreſs ‚der Gengraffuperipz 
FR ubensen Mi näher ‚angegeben, unten ‚in $. le, ea 415 
felßen Baraggappen. ſ. auch, über ‚die D: et ana te. | 
Den biejet Sonde, to, sie | 13 läge © Berg, ik | 
"angegeben W%. 6, Nöte 9. ze — 
Datz nÄhere über bie —* Sitrun bes fatg. Kirdientas 
thes, ſo wie aber den Interẽalarfoubs ſ. unten $. 21 3. 
27 Mes Werzelchaß ber Delanate und ihrer Didcefan » Orte f. 
dm Gtantshandkı ©. 477 f. Ueber die @efgäfte der Dekas 
Ber Sandlapiteläfämmerer- u. ſ. w. aber vergl. ten 6.517. 
Qy. eher die von ber Ginrihtung der enangelifhen Sqhnlauflichts⸗ 
n Epoͤrde seat. ahpelhende Einrichtung f. ante 48.2 
3) Die — dieſer Auſtalt unter. den Studlenratf, ., 
gu Wpenlsgen „uyd Phllpipgen Pekehende Behörde , 
ya fa der.et. ‚Bert. ſchon wiederholt der Gegenſtand beftiget 
—— geibefen. Han bat die ungmetmäpige —— und Cine 
Indus der Sewerbeſchule diefen Unſtande haͤuptſaͤhl 
ſchreiben wollen, und die Kammer der St. H. hat — J 
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gebeten, entweder Die Chi — des laudwirth. Vereins, 

. ober den der Gemerhafitakesgngrtbeikten, gus freiwilligen Dit: 
gliedern beftebenden, und mit dem Rechte zur Begutachtung vers 
Eee trdnehben seien Es 
BERUF N et 7 Aber⸗ aberh aupri ſragen, vbh nichtt die ſa en mt/ 
Tr ph Wirges Buwarder:Schulen.umber.ging eigene Gentrage 


Axhörden zw; ſdellen Wntrrgeng: yon, ben, lateinifhen Schufen 


wineten And: han Mlemenfar⸗ Schulen auderer Seits zu tren⸗ 
innen Miet, Die Proahwenigteit, bringende Notpwendigteit, 
diefe Sattung von Unterrichtsanftalten zu heben und zu — 
wehten iſt wohl Jedem klar, der die Forderungen der geit 
JR bie Auſt Fin’ anberet Staaten lennk, und nicht I ftupfs 
i⸗ ag 'der allen Sprachen verfünten iſt. — " Ci 
fuu ſojqhe· Förderung det Gewerbeſchulen in allen’ ihten Srtufen 
tn Wirbeaber nut daun gu erwarten ſeyn, wenn dleſelben cl 
‚nipeigenin Behörde auvertraut werden, deren Mitglieder bie ud⸗ 
ni thlgen materlellen Keuntulffe beſitzen, und. welche dieſe af 
3p 008 Schulen ale gimas hoͤchſt wichtiges‘ und In ſich abgefclofe 
| MN 2. plhte aber.gis einen bedauernömerthen und daher mogiichſt 
ER —— Anh an, zu einer gan  Verfaltbenartigen etäffe 
von Unterrihdanilatten Bere 
11) Ueber den Wunſch, dleſe Anſtalken yivetenhäfiger' verwendet⸗ 
älter mit. ber Unioexfidt nn zu ſeben, f. unten 
Ge 203. = 
"-12):©. Staatshandbuch, S. 573. — Die Errichtung hiefö 
aisenen Beboͤrde fand Widerſpruch von Seite der Staͤnde, fh, 
„Werh. von 1827, und zwar Kammer der U, iſtes a. o. Vell. 
88.595 H. 5, © 1153) Sammer der St. H. H. 3,'& 
64, und es wurde auch die dafür geforbelte“ SGumme vorbei? 
get. Als aber das Miniſterlum die, Ausgabe auf zes’. vr 
Trpräntt hatte, fo singen 1830 beide IRaknhern ? hegin ven 
n ulrag bed gechenſchatts · vertets ſtiuſchwelgend PR bie Fort 
TE veſtehuug ein. — ne 
0 W. —RR& Sr —* ® er Toucs 
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anime. Muiendient -n& RR” ARE „A — 1a * —R =: 


a TE. DAB Kebtgenktnfeten.. = 1 ri 


Te. radeln N lrattin: nn. rings 
© Dem Beicafminiferim abi iong, has asfomppnten 
Erle» Derwaltungioh, 1. Der wilhdriiee Absbeirkl über 
de Yerfonat (das Genengl » Rumseude) „if ner: fehny ſeis 
tur Reihe bon Jahren mit dem: Miniſidrium; vereinige, ala 
Ye reiueswegs in deifen nothwendigen Fructibnenmitein⸗ 
egriffen, ſondern kann auch abgefonbert einem Senetale aͤber⸗ 
Hagen mn, a. . 
: Die Einrichtung bes riegeminifkerinung ik disfelhe, wie 
die ver ührigen: Miniferien. Es iſt alſo dam. Winiſtex eis 
nennzabi Raͤche und — (Dir u Ruisgpräuge hund 
Aegorarhe) beigegchen, welche tie Ohefehafte, fhr: deffenuffnte 
ſcheidung vorbereiten ; theils in -yemzinfhafttichen Sitzu⸗gen, 
weils im Burean⸗ Wege. Beſtimmde Gegenſtaͤnde folen? im⸗ 
bier in Sikungen behandelt. werden, namentlich AHck "was 
uccorde und ‚Lieferungen betrifft 1), Weicht der Miniſter 
pen der Hair dee KERN ab, ſo bat er feine — 
de dem Aduigt: vezulegen. 
—EXCXE — als — Miie nigial- 
Section, beſteht die Kriegs⸗ Kaſſen⸗Verwaltung, 
Alice‘ bke Militär s Dekönonde im Detail leitet, und das 
Kehunngsweien beforgt. Die Zablungsauweiſungen ergehen 
vom Kriegsminiſier an ſie, und zwar bei fländigeri Une⸗ 
gaben, dnech Miuheilung per Etats, bei bloſen Voranſhlaͤ⸗ 
gen durch beſondere Desseturen. Die ſaͤmmtlichen Rechnun⸗ 
vu der Epotiel · a Rechuer (Regiments⸗ Quartiermeiltet, Yrfe 
mbar: Ems und Bafernenverwalter) maden’ 
nach vortänfiger Prüfung beim Minifterium ber Oberkriegs⸗ 
daſſe zur Werakikiung: der Darka? eurhaͤlteuen Summe überge⸗ 


ben: fa ba aller Dies Ansehen Diaktn Dbertriegſtaft 
Di BR GLBeI FG Ne nn RT ref werÄLe RT 

Außerdem ſtehen noch unmittakbarmnecrChen INmARE 
tem. Surcial Mechnei Bee ae Ders 
waſtueg effehleh gt Alfa er th OB eihdorfe das 
Bien as Ange; EEE hngen mit 
4 Infdtetlbiten bie eg, de Nat mente: -Quars 
eig. — endlich 
—W — nmig on 


—9 | 
4 } & Ar ra IM, 
— Central HM An len im. Sram befichen 
NN — 
ln DA —— ei: — Stelle 
Un Pechetcache Rheils richtickiche Behhdrde it" Seraf ⸗ ind hür⸗ 
ↄcichamee Cactn TECH Bin Geſchufrotreis beffktsen 
is netztero 315 7ySE Be 77787 0622 ba Raͤhete. 

sg, RDANDUEPEEF KH garatd. "Den Winifrien 
BETT 5 Lid ki —— gemeinſchaftlich angehötig,, bes 
—D biete Slete di die ‚Keiyng, ber jährlichen Aushebungen, f. 
änten $. 247 a "Das. Ufengirungegefäfte, d. 5. die Zuthei⸗ 
Lung, der Betten au hie Regimenter, Die: Qunahme Frei⸗ 
—— ſ. wi befongen, Die: malitdriſchan Mitglieder. deri Ye, 
Rürhe, qusſchlichhlich 1)... Mer. Rekuns von dicer: Stelle Bebt, 
dqu ſitarunten zn ei: — 1,72 — — an ben 
Geheimenrath I. Om an 

3. Die Zeldprobftei leitet das Deiärs ghihenwelen 
umdible mitirariſchen Gamilienregifker °). „Bor find 7 enang. 
Sarnifons Pfarreien | untärgeordnet, a Be a 


4. Die Medicinal; Com mißion, Heſtobend nans Day 


Generalſtabs⸗ o Arzt und den zwei ÖmeagloNirmets@hiswögen, 
dat die Aufſicht auf, das Medicinal⸗Weſen und: ber bas Arat⸗ 


liche Perſonal bei den Regimentern. JucJaͤlln weifelhaf⸗ 
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Mu Bis find dei urteilte ? · · 
Dr Dhait hinab ern Necerei RR munter Tre 
Eee bar mudan madısäul® 

ib Deat vesſangt deatiesaiatſtertums wert 
u Aet in dret ‚pprtragemben Raͤthen azwellaſſeſo heilt vder RL 

jerenten für techniſche Gegenſtaͤnde, Hm sn else her 
3 nd zwei Kallen- Beamten, gußasDagn ; Net, RAmRaAA 11 Dey 

. Etatöfas if: 46,025 fl. jährlich, EAN ee Elartipguug es Mike 
ı siterlums beiteht erſt feit ver V. —— Al He 


6,341. Früher beftand zur Befot; ung 3 der ‚gefamm Pitar⸗ 
Delono mie unter dem Miniſrertum! En "Agened Eu egkun 
der Kriegsrath, welches nach collegialifcheh Bifanin r 0) 
‚Ile. Gegen die neue Hrimnigietfobi bir Ms en 
fh, Wenenfhaftsn, 1830, En. Mi: ea ee VUud 
„. Pelbıng, indem ſie nicht ben Meraikuag. Bes Gtheluwavachoe 
unterlegen habe; in der Kammen ber. Abseordieten vurde 
feet, xameyntlio die Bedenklichteit bexyorgehoben, hab um 
u‘ zuim heit fo bedemtenben, Accotde np Bfeferungen vam 
3" rer namittelbat ausgehen, ohne Loutrolß einer Cylle glale 
3 Beratthung. Es wurde Aber der Verfammtung die Bufage es 
gen, ware Teiche Geſthaͤfte In Sigungen und nit ji: 
. eautretiih: abgtmaqt:werden Tollen. ©. Vert. der Rd. A. 
IP He I ah de, D. iſt eſtttarat⸗/ daß 
besheupt hin Gülle Ymeiche: collegiatiſch jr beh andeltt fee, 
‚ine erben. Tollam.i- Vis Äh A dkefe: ee wl⸗ 


* nigſtens nicht bekannt gemacht worden. ee 
— Dabei 

er ben @ feäftstrelg. Bigfer verſchledemn Sulan 
Be ruhe Almanach. S, 88 Be. ee) 


H ©. die angf. 8.0.5.9. 

NL LI TOTEN 18 58, abi. Een, Die 
n. SBehirde: bereit u einem Borftande; einem min lebe Hebe des, 
Pier Dreh” Mitgliedern aug , "dem 


— — —— ul nu 2) IT 


17 









— kirschkle a tr 
M inl Ni Gum mei = 
——ã PS ARE Jar Bu Fr Be er 


9 — Yen —— ‚19 pi an] ur, Ka: ms * 


nal — — ka sie all — eu. yhh 


ee Daa Blonde Kine. TER 


e Das Zicam ⸗ Miuiſt errum Hide Vufſtcht Aber bie Werk 
waltung des Staaten, und die Leitung des Stamäg 
hnubhalers Yrach ih Feinden Theilen; alle: ate Aufſicht Aber 
das Einfommen des Staates aus Domainea ‚aus Negalien: 
und Zus Steuern; ferner die Etats- und Gaffens Eonsrole; 
endlicd) die Ober-Reviſion des Stanterchnungswelen®, Ucher, 
die Eaateſchuldenzablunge kaſſe ſteht ihm ein Controle⸗ Rebr 
Hi. Segenſber von den, Staͤnden hat es Die unvernuindersg, 
Grbalnıng. des Oruunflodes aachzuweiſen, und, zaͤhrlich mit 
Bes Ausſchuſte den Iſchon verwilligten) Etat zu erbrten,, 
Dub ihwidie Ertheilung von Dienſt⸗Inſtructionen, die Vor— 
Bemitteng nom Finanzgeſetz⸗ Catwͤrfen und bie Behandlung, 
‚ ber Dienfl s Befegungen und» Erlcdiguugen zuftept,: bedarf kei⸗ 

Ber arovrulichen Enpähnuug. | 

5 Die Einrichtung zar Unterftähung dee Depattements⸗ 
Chefs iſt dieſelbe wie z. ©, im Miuiſterium des Innern; eg 
find. ihm zugetheilt: 6 vortragende Raͤte (Ober⸗ Finanze 
Kaͤtlle), 3 techniſche Referenten, und dag nötige Kanzlei, 
Perfonal. Außerdem fichen unter feiner, ‚unmittelbaren — * 
Yang: a. das ſtatiſt. topographiſche Burkan. (mit, Er 
Mirhen und 1 Erpebitor, aud 2 Sugenieyren und 1 Zi, | 
ner) Abheils zur Sammlung der zur Kenituig des Landes —* 
wendigen Nachrichten, theils zu deren Verbreitung dure 
Sariften beſtimmt ?); b. das Finanz⸗Archiv, mit < 
Memiee beſtimmt zur ufbewahrung der Yetenvorrätße c her, 
fämmtlicpen feit dem J. 1806. nad) und nad) " qufgehöbenen. 
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———— — — ei Afeienaen zn Fr 


Demantn⸗ und RL eten binaudgegeben 
be Directiowm des woͤrtt. Selzhaupela iR. die — 5 — | 
(1 Beamter) , ihre Beſtimmung iſt die Unterhandlung von Salz 
bderungsverträgen mit eidgehögifhen Cantonen, die Leitung - 
der Salzverfendungen; die Faͤhrumg Des Rechnungéweſens 3); 
die Stohtnuptmanntaaft,in-Ludmigebyrg, zur 
Sofichf anf Eibioß,. Mobilien und, Mrundflüdg Wat Pers 
ſenal beſtehr, unter: einem Salotdanrenann⸗ aus 2, bhern 


und 13 niedern Dienern). Pr — — — 
Die dem Minifterium in —— — 
untergeordneten Stellen find aber folgendeee 


1. Die Dberrehnungstammer, beſtchend aus 
Verſtande, 4 Raͤthen, 1 Juſtitiar und der: Kanzlei⸗ Dieſer 
—— Behörde iſt die Auſſicht Über das geſammn 
te Staatsrechnungbweſens übertragen‘, and: in dieſch Hin ſicht 
fiud ihr alle Finanz⸗ Stellen untergeorbiters theils beſorgt fle 
vieſe Gifthaͤftẽ in Erfter Iuflanz; their als — 
und Kecurs⸗Inſtünz 2) 2 — 

2. Die Staatskaſſen-Verwalbung. PUR 
Beftebt außer einem Borftande und eknem Juſtitiar, auüs eis 
sem Obeteinnebmer, ehem Oberzahimeiſter und ihren beiden 
Sontrofeuren x außerdem aus ber Kanzlei. Yu ber SHaatss 
hauptkaſſe vereinigt ſich bie gefainmte Einnahme und Aus 
gabe des Staats, und fie theift ſich daher in die Ober⸗Tin⸗ 
sehmerei und die Ober⸗Zablmeiſterei. — Auch bat dieſe 
"Stelle die Uciiv⸗Kapitalien des Stauts zu verwalten; eben 
ſo die Verfügung über die u and ‚ante ee 
— a BL 

"Das re: befegt mit r — 
— ide, 1 Suflitiär — ‚einent, hr zablreiches, — 


au: ae len Sen a 


. 





m 


Rate. : DR, 


—AI 
ZT R Palit: pink. Ki 
Einzug und - bie Verrechnung der fammrlichyg, hirecten . ‚ui 
(is Auanatn Det Aphf) ap, deg dußigggien, Sicuetn 9). 
MG. belynders Geſchatt ig a pulactnagen, Sp uOrtftelung eis 
nes Grundkataſiers für das ganze Kann Mpjergeordnene 
Sl)? miti Eucqq. 3 Dehemdd 0! 
—EXRX Kt rn Me tan A Act alt . Diefelde 

sg. Mſtcht uhter Ditedion eines Collegralmitgliedes; ide 

Perſonal beftand im 3. 1829—30 aus 3 Vermeſſungs⸗ 
er 1 Korciſſaͤren,q Chergenuttern, 10 Trigonometern, 'cis 
np nigen Sehhilfen derſelben, mb. ns’ Feldmeſſeru; 
220 YET I TIER I PAS taftersBurean; - beänftragt' MM 
we Eutwerfung ber Flaͤchenmaastabellen und here Ba 

LE mautmachuͤug in den betreffenden Gemeinden.“ Ange? 

ſtigt find hierzu: : 1 Juſpector, 24 Afiſtenten Eee 
a Nmſen and Copifi; 


©. die diſbograpbiſche Ynfalt, ‚Vayprfäglich für 
bie Ratafter- Arbeiten 6).. 

Kr.& bie (17) UmgeldssGommißäre,ie einer für 4—7 
Kameral⸗ Aemiter. 


4. Die O berzolladminifiration: 1 Werftond, 2Koͤ⸗ 
the, 1. Juſtitiar und 1 Affeſſor, außerdem eine (zadlreiche) 
Kanzlei. Derjelben iR beigegeben ein k. bairiſcher Geueral⸗ 
Bevollmaͤchtigter, wogegen Württemberg einen folchen Beyolle, 
machtigten bei der Oberzolladminiſtration in Muͤnchen bag, 
e wie einen Controleur bei der dortigen Vereius⸗ Contrale⸗ 
dal. Die O 2. ‚Zolladminiftration hat den Einzug, und Dip, 
Verrechnung der ZÖlle, die Handhabung der Haudels⸗ RN, 
Zolie Verträge, bie Beuriheilung der Zolbegünftiguggen. in 
cinpeluen ‚Gellen, endlich die Sammlung ugn Notitzen nbe 

Gewer⸗ 








se 05 
ren — 


siunm? ns ea... BETT ES, 
a nal PET mfherlönen: Minerich; Hm⸗ 
ri ur en 4 Unterigii 


Getitlienekt“? u ET en. ZI RE 
Adie 19 Ober Be. ‚der — na 
fu * ſehr —2 ** Si —2 
Be ge zer 
5. Be Bırygreih, » „Uster; 2 VDorſtaͤnden Erik. er ans 
2 Raͤtben, 1 Richie; —X Yuftitien wa et Kaugei⸗ Per⸗ 
Warl.: Dem Arke.un: die Venatung sh; Megwalinng des 
deacoela. Die Mnihät Aber. bie Hatzengene ad, Malinen 
DA Ptaniche, Arz Galkandel und; Yan, Wnkprien DT 
Amnseaponst Ban. bern Vergrathez wc 
a die Hanpteerwaltung der: ai »Quetlan (s Be 
amte); 
e Mi Mänzanıt (4 Beamte and 7 niber r)s. 
BL die (8) eiſend annen und (N eg 
3. bie 5 Salinen » Yemter »), : Ä 
6 Die vier Kreiöfinanzlamiiern in Rubifgeburg, 
Hentlingen, Ellwangen und Um." Dinfelben iſt im all de⸗ | 
meinen die Verwaltung des Staals Ehifommend" übertras 
gen, jeboch mit Ausfſchluß der fämmtlichen Steuern, fo wie 
BAR Huͤtten⸗ und Salz» Warte; namentlich fi nd fie ‚aber mit. 
tel Verwaltung und Benuͤtzung der Domaͤnen, Lehen und 
Beate, ı mit der Leitung des Elementar⸗Aufwaͤndes bei ben 
wiitergederten Aemtern, mit der Behandlung der Aueſtdude 
härrtm rt der Leitung und unmittelbaren Kaſſen⸗ und Kech⸗ 
nnge⸗Evutrole der ihnen untergeordneten Stellen, endiich mit 
va hufficht über das Hokbauwefn des Staates beauftragt. 
Hohl al 11. 5 


4. 


a 
DL 
P} h 


| Viſedt Pet Ric Bi ern ihren .55 Dikaettan, G aratutäilin 
Wirgliebera  Kctatamäßigiy Näthen uber Mkffeffenun) uber 
melchem er rn orſtenc cudder Juſtitias begriffen find, 
Th u Kreiſbaurath; z0ußerdem die KauzlciIy)erFolgende 
Stellen And ihnen anttergeorduet ν mia. 


Er ra DR HH) Saar Kaömıkenlämter "WR Uns 


’ ‚made der Forſte, Salinen und Hüttenwerfe find. fie 


Vin 


Br it ber Verwalinng des Staategutes beauftragt, "bene | 


Anrufe mit dem Einzuge der Gporteln, Wirthſchafté Ab⸗ 
9 nahen, der Acciſe und der Hundeſtener. In erſter Be⸗ 


92 ziehung daben ſie dem Finanz ⸗Kammern, in letzterer 


Ge rg Steuer-Collegium Rechnung abzulegen. Re find 
ne Syrah mit eiuem Kammetalverwalter und eineft;’ente 


nia - Nsvaten, Yucphalter 1%). — untergevrdnet Mb’ den. 


— — SHameralämtero: die Kaftenkn echte und die Diese 
Kceife r. 


Or aa ET ‘fr 


b. Die (25). Gerfkämter; diefe Vebbeben Haben die _ 


mn:5 Ausühuug ber. Borft: Polizei und -Geyichtsbarkeit, bie 


Yrcinurketung der Weldmirshibaft, die Verwaltung der Jag⸗ 


den. Sie find befet mir einem Oberfoͤrſter ‚und 
“einem, entlaßbaren, Fotſtaſſiſtenten. Fhnen untere 


geordnet find die Föhiglichen Repierförfter (173 | 


im‘ Ganzen.) — Theild untergeordnet, theils tvordi⸗ 


tungen (6 mit 36 Revieren), und bie (y' ſtau⸗ 
— desherrlichen und ritterſchaftlichen n Borifgerichräßättehie- 


Beamtungen 12). 


139 IN 20 


werwaltung, und (3) Torf⸗Inſpecrionen CR: .. tds 
Win :yandb; &, 5a). re A 


., 


"U gir find die ftandesherrliden Borfiveiinats 


"auconiDie (3) Holsverwaltungen, (1) Aalliasmens 





Si . 


e 
ee \ i 
. 
4 


— 
va den Mortzz as iſteciſea Deiifeibennlicat bir Monat 
nt t und vie vnmitteſbauertufſſicht and Centrol⸗ bei dent: 
sin: Vohhädwefenn Bes issraans oh. Die Kreisbaurie 

baben ebenfalls, neben Ihrer. höhern. Stelle in den Fl 

au? maazkammere rinen Duſpectionaheitkzu uͤbernehmen. 


A, Sehe Tach Hide erctchtet der ſahriihe Unfnand 


merkt Mach Abzug der elgenen EianchmeniJ. B. aint Karten⸗ 


Ar, 2/663 inter den Sehriftenderen Heransgabe 
te zur Air gemacht iſt, nimmt die erſre Etelle vine Der 
zn ſoreilung aller einztinen · Oberaͤmter ein. Es aad his tott Ober⸗ 
fote beſchrieben, näiyiich alle Jahr eines. Das Merk wich 
zu @lfn,-. wenn..mis dieſer Saugfamfeit. fostgefohren wird und 
n0 Ah algninhd = mad freiikh- das wahrſcheimlichſte it — — din 
49 cAberer Eh bafkelbe trifft, in 64 Ighren vollendet feyn !! Wel⸗ 
chen Ttatkfärgen Werih aber ‚eine‘ Darkeiiahg, ' deren. “ehnzeine 
Machrichten um 53 Jahre verſthlrben Fir’; tzaden kome, wird 

m ee een · din Staade fern.‘ y 


ig) Sin Stüstshe 27T) & 582, find die einzelnen Stellen 


ꝛ⁊t angefuͤrt/ beren dehle 7 dem Htüan- Urdive —— 

Gnuwerien. 

«D.Su den ——— — iſt * Stelle dem Mint: 
&, ſierium unmittelbar untergeordnet ; hinſichtlich der Salzbeſtel⸗ 

‚jo, Aungen, hat fie ſich au die Salinen und Factorelen zu wenden; 

Is Pe Yeftimmung der Transport-Koſten und: Einrichtungen fo 
—* die des Kaſſen⸗ Weſens haͤngt vom Vergrathe ab. 


Er H,Bem. Ediete vom 13. Dec. 1878, debl. S. 65%, find der 
oberrechnungs Kammer ſoigende zahlreiche Geſchaͤfte Abertra⸗ 
gen: a. bie unmittelbare Abnahme, Reviſion und Abhoͤr ber 

rgpeinglaen Grantdtedimngen, namentlich ber. Stantspaupts 
“1 defes, nad ber: mit berfeiben verbundenen Gyerlal- Kaffen der 
ESafinen = nnd Bous Gefälle , der fünf Miniferlaltagen, der 

Ä 5.. 
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erskraftpuhen: Sehikhsehirte, Het 'chingkäge /Wben Penone- 
anſtalt, der Wirtwenkaſſen, beciiintoenität, der Seminnden 
und Convicte, des laudwirth. Sufıktuts, der Tdlerarzueiſchule, 

ber Walſen- und Irren⸗Häuſer, der Straf⸗Auſtalten, ber 
Inqulſitlons-Koſten;“ der Brandverſicherungs⸗Kataſter⸗, Fande 
geſtuͤts⸗, Straͤßen⸗ und Neckarſchiffahrts⸗Kaſſen. b. Die directe 
+. Controle alter dieſer Kaſſen, fo wie die Kontrolirung aller Abel 

41: gen Beuinten in ähren, Verhaͤltniſſen zur Staats: Hanptfafles 

u bie Mueränung des jaͤhrlichen Rechnungs-Abſchluſſes; d. 

Aru@miwerfung des Etats; co. die Sorce für das Formehe des des 
Red nungsweſens; £ die Entſcheidung über Repgſſirungs⸗Ge⸗ 

vunſacheʒ g. ‚be. Aufſicht uͤber die Repiſien bei.den Flnanzſtellen, 

—XA BER namentlich von Pe 

vs ecaungen. . ame — 

WM) S. Edict. V. vom 48. Reue, Bm f. 53 — — 
aj Eher. ſeichd Bereinigung der Leitung der Diregtenunb ber ndirecs 

z ven Steuenn iſt Aur In;fchr, wenigen Staaten eipgefhhst; genohn⸗ 

Aaich ſtah es ana verſchie depz Apminſttrgtiquen. „On Maͤtttembers 
kann eine ſolche Vereinigung dyshalb leicht —* wer⸗ 
‚den, weil ber Einzug der hanptlaͤchlichſten directen Steuern 
aicht unmistelber, ag Staate⸗ ſonbern yend den Anttthrper 

ſchaften und Gemeinden zu befargen iſt. 

6) Weber das Kataſter f. das Nahere unten 6.285. Das Geſetz 
vom 4. April 1828, Rbl &. 168, verwilligt jaͤhrllch 90,000 fl. 
zu der Kataftrirung bis zu gänzfichen, Dedung der Koften 
für biefelbe , jedoch In der Art, da ud größere® Summen 
in den erften Jahren zur Beſchlenalgung des Gef.näftes vers 
» wendet werden bürfen, welche fodann theils durch Erfparniffe, 
theils durch — ſpaͤter won diefen jäyrlihen 90,000 fl. zurüdzus 

Dr zadlende — milehen zu decen fi nd. So wurde z. B. Im’ X 
1829-36 Abe 130,000 ff. gebraucht namlich do oodfl.· für die 

limeſſung, 26, oooi. für die Prkmaͤrkataſter degen Y7,0doifl, 

I Hfe Stelnzeichnimg, ſ. Verh.der Rd’, 180,3teslw 
v. Vell. H. ite Abth. S. 84 f. I. IL, quu are 
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A Rah br. Ani fünn 
Ay Verrettch cichtloee dacſte obne Sreeifellodtexes Dem, Minke 
rin tene Bes: Inuerxxiunteaceochnct. ſeyn⸗ cindem die Mysprd: 
218 gung own wicht ar. dom Meſſchtsvbuncte bes. finnnzlels 
ꝛt en Sewiamesinrfonbern/ aldBefäzderung de Memerbes und 
he ſomit aldi Pollzebanſ altze Mbetxachten Grin | 
u) Ein Berzeichniß der verſchledonen Weeke, fo wie der. ‚bet ih⸗ 
nen Angeſtellten Beamten, ſ. im Stara td handib. Sıap4 fs. 
Ic) Der Umfang det Geſchaͤfte ber areß- Fluunzkawumern, fo. wie 
die Urt des Betriebes ergicht ſich anß der Dke uſt Inkduck 
Irfelben vom 12. Jaͤnner 1823, WEL Str 
11) Die Bemerkung gegen die abhaͤngige Ededung der Oberants. 
— Afuareé finder In doppelter Staͤtke Annwenduaug rauf didi Ka: 
meralamts⸗Buchhbalter, welche in gewiſſen Vregiehnugen bie 
Geontroleure ihrer Dienſtherrn ſeyn Tb. — 
y V örgetitß der’ Forſtbeamten det vesiäichtnen Brabe 
Fey taakEhänve. S. 434 fg Das Mähere üben die Dre 
eh der‘ —. r wie der — — 
m: ws er Kaps: EEE 12 en — 
3. imien "ahnt Yeinen' —— aneehe ii 
or — Irre An 
su Tem. en en RT 
Are sur ® . —A 
a. ie. en Kabinets - - Ranzlel bes singe | 
TE Sr mechanlſchen Sefpäftsbetriche: verjenigen Augele⸗ 
—— weiche!bls zum Köntge gelangt find‘, diene bie 
eine "Kabinets- «Kanzlei, Diefelbe hat af >73 


I GE Eee | 


.. ‚srhms. alle, nicht unmittelbar in einer Audienz über von 
tinse is Dam. Rbuige. ‚arbeitenden Miujfier demfelben, pors 
geiagten,. au in. xinlauſenden Eingahen in Empfang 34; nehe 
men, und ihm zur Eutſcheiduns vetzubegen - ....: 


I. 


To 


ET swrens Tre Ai unrnitee fear Sam Wehr 
VOR TE au litzele‘, ausifehrineein nin un 
Eine entfcheidende dbetvo nEinthehden Verachende Ve⸗ 
hoͤrde iſt das geheime gablur⸗ YAırbeibch®, "Wöndern lebiglich 
die Privat-Kauzlei de A nr, - — Daſſelbe 
zerfällt in eine. M litärs, uud eine ivil.» Abteilung), jene 
fteht unter der Directiom eines ber fbniglichen Adjutanten; 
dieſe unter dem Staatsſecretaͤr >), Da die Verfaffunge-Urs 
Tunde, mit Necht diefe beiden Beamten nicht unter der Zahl 
ber conflitutionchen Departements Minifter aufführt, fo koͤn⸗ 
MER, KK. ad. ale folhe nicht betrachtet werden, und naments 
‚Sim, wacht ihre unterſchrift einen Befehl bes Königet noch 
„he. xxrx Berordnung.. als welche — nad $. Be. des 
Hyrnydgeſetzes — EL von einem. Departments,« Minifigr 
„DRet; Chef tontraſi ignirt ſeyn koͤnnen. Solche Befehle ‚Ad 
alfo lediglich als die perfönlichen Befehle des Königes anzg⸗ 


-jehen ‚und ale ſolche, fo weit bie Berfaffung es vorſchreibt 
und erlaubt, zu befolgen, .gı 


7; —— ——— per Des - 
> sethung beauftragten Kabingt Ik fomit wohl zu unterfheiden np 
dan, mit Äbnliher Benennung bezeirgneten. Steden ander r 
Staaten, welchen eines ader das andere der obengenannten G = 
ſchaͤfte obliegt, mie z. B. In den Koͤnigreichen Großbritannien, 
Niederlande, Sachſen. ©. hierüber, und überhaupt über bie 
verſchiedenen Ginrihtungen der Kabinett: Malchus Vet⸗ 
waltungs ⸗ Politit, I. S. 27 fg. Weber de Wichtigkeitber 
Stelle ſ. Dohm's Dentwuͤrdigkeiten, Th. IV. S. 104. f 
2) Das Perſonal des Kabinets beſteht! a. in der Miildadr⸗Abehzci⸗ 
Alung aus dem dirigirenden Adjutanten, 1 Seeretaͤr aud Rah» 
ten; in der Eivil⸗Abtyellung aus dem Gteatefekehiunr3 
ı ı geh. Rabinebd Setr etaͤren, 1 Medifivator und · a SUnsbrg. 
 . h Staatskanbd Gare -Zutem Erat.vran. aahtu Ifh. die 
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auch ſhon aufgeworfene Frage, ob die, Bezahlung des Kabis 
„ze Wed nicht Sache der Civil: Lifte waͤre, muß verneint werden» 

‚da.der König deſſelben als Staatsoberhaupt bedarf, er aus, 
der Eivil-Lijte aber nur feine perfönlichen BedürfntTe und den, 

Hofſtaat zu beſtreiten hat, Mit demſelben Rechte koͤnnke man 
x bie Mintiter auf die Civil-Liſte verweifen, denn auch fe find 
- unentbehrlich füt den Koͤnlg. 


RETTEN TTÄRT .  d 
nl. 6 Van, "De Seheimerath. ABEL 2 


"Der Gedeimerath iſt die bohtte anmlttelbar unier 
in Könige, flehende Staatöbehdrde, fo erklärt' die Verß wir 
Elbit "in 8.84. Den Geſchaͤftskreis deſſelben beftirkiie" ebäh 
— — vae Gruudgeſetz, und zwar fehr ausführlich 1). Eh jer 
bleſer Sehtpäfretreis i in einen ordenilüihen " einem außer⸗ 


her ticheh, R Be „a we 
vr ordentlichen Geſchaͤfie bei Sieh aber‘ 
theilen ſich wieder in Brei Unterarten: ' BEN 


VEIT Dr Geheimerath if, und zwar — Haupibeflims 
"eg nach, die deri König regchwäßige berandende Bes 
Pibe. ' Die Verf wet. verordnet nämlich‘ in F. 38 und 59, 


Si alle dem Könige vorzulegenden Vorfchlaͤge ber Miniſter 
* wichtigen Angelegenheiten, namentlich in ſolchen, welche 


auf die Staatsverfaſſung, bie Drganifation der Behörden, 
‚Rad die Mbänderung ber Territorials Ubrheilung , oder auf die 
Staatöverwaltung im Allgemeinen, und bie -Normen- berfels 
Men, fi beziehen, wie auch die Gegenfläude ber Geſetzge⸗ 


ung: und Allgentrine Vrrorduungen, fb weit es ſich von bes 


ren Erfufung, Wanderung Aufhebung oder authentifiher Er 
Aitunpipauselt „an GBeheimenratbe zur: Borathang vorgetra⸗ 


Yensi d rare vdeſfen Gert an Bar Whg gebra cht wer- 
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wnmäilfen, «-  Hoßebem Ab mh bekmubere wiärzeb feld 
nem Orſchafeskycio gehbrig: beytichuate: Meter hungen icber 
fetgeuide Begraſtaͤnbe: ialfe ſtaͤndifchen Wingekginheiten i Uns 
träge auf Entlaffung oder Zuruͤckfetzäug Aries Staakedieners; 
Eonpeteng⸗ Streltigkennen. Zisifchen den Falliz = und ben’ Vers 
walungs⸗Stellen; die Verhqaͤltuiſſe der. Kirchen zum Staate, 
oder. auch Streitigkeiten eingeluer Kirchen: untereinander, wenn 
Die Central Stellen diefer Kirchen ſich nicht vereinigen Tonnen; 
eubligh ailes, was dem Gebeimenrathe von dem Kbnige zur 
Berathung befonders aufgetragen wird 2). — Bon diefer noth⸗ 
wendigen: erathung nimmt die Verf. Urk. nur diejenigen Ges 
genflämbein ben Departementen der auswärtigen Ungelegenfeiten 
XX des: KRriegſsweſens aus, in welchen die Natur der Sad. 

— — begruͤnde 8). 


2) Der Geheimerath iſt in einzelnen, von der Verf. At. 
* bezeichneten Faͤllen, entſcheidende Behdtde, naͤm⸗ 
6 ar 2 | | 

j ” bei Recurfen son den Verfügungen ber Departements⸗ 
Winifter, welche Fein auf einem befonbern Titel berus 
dhendes, und alfo zu gerichtlicher Verhandlung und Ents 
ſweidang fich eignendes, Privatrecht betreffen ). Im 
einem ſolchen Falle find die Vorſtaͤnde des Obertribu⸗ 
nals beizuziehen );3 
‚ 5) bei Recurſen von Straferfenntniffen ver Adminiſtrativ⸗ 

Stellen. Hier ſind ſo viele Mitglieder des Obertribu⸗ 

nals vom Praͤſidenten abwaͤrts zuzuziehen, bis ſechs 

Rechtsgelehrte anweſend ſind °); | 

run ein Staatsbärger fein Eigenthum nicht zu 

Staats/ oder Korporationd « Zwecken abtreten will 7). 


Endlich AR. ver, Geheimerath verfaſſungsmaͤßig die 
Orient ſawabl her, König: Feine. Krhfinangen an 
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bin Galade uaugen Ihr; nid amddrinitire ihre — 
Bel un Mſchatan benz: Abuig zu biia gen haben 93 r:; 
tdraaherardrntltihe: Geſchaͤftrakveis des Weinen 
rathes ſaßt zwei ae unter fich en; 
- I) wenn berfeibe in Bormundfchafts s:und REN 
gelegenheiten zu. handelu berechtigt und ſchuldig iſt 9)5 
9 wenn. der König einer andern, Kirche, als der. prote⸗ 
ftantiſchen, zugethan feyn follte, und nun dieſe Be⸗ 
Jörde das. Kirchenregiment J uͤbanchmen en — aus 
ia, F.c 200. ee 
- Der. Geheimerath beſtebt, — einem Hraßdenten an⸗ 
mdenilichen und außerordentlichen Mitgliedern; zu den arfleren 
pr bie Departements⸗-Miniſter nothwendig, letztere wer 
den vom Könige ans der Zahl der übrigen Staatédiener: ze 
af ein Jahr berufen 7°). Der König: entläßt beide Arten 
im Mitgliedern nach freier. Entſchließung; wird ein ordent⸗ 
liches Mit glicd des Geheimenraches entlaffen, ohne daß Dienſt⸗ 
eifernung gegen daſſelbe gerichtlich erfannt wäre, fo behält 
tin Miniſter 4000 fi. als Muhegehalt, ein anderes Mitglied 
die Hälfte feines Befoldung, - fo. ferne nicht dem einen oder 
dem andern, durch Wertrag eine andere Summe augefichert iſt. 
Dice darf jedoch zwei Drittheife: des Gehaltes nicht Aberfteis 
gen 22), — In wie ferne des Reichs verweſer in.der Eut⸗ 
fung ver. Seheimenräthe — iſt, daruͤber oben, 
MA. L, ©. 109 
‚2 Die Organifation dieſer boͤchſten Stellen if mehrfeach RE 
bert worden. Nachdem ber im Herzogthume verfaſſungsmaͤßig 
beſtehende Gcheimerath mit der alten Verfaſſung aufgetöst 
‚worden war, fo trat als hoͤchſte berathende Veboͤrde an. feine 
Stelte das Eonferenz: Minifterium, und [ter auch nod der 
2 Seaatsratt. Eine der erſten egirungehandlungen Knig Wil⸗ 
ik idos Marne Dem Sehelieticathelcerh eu 4“ 


% 

ei — na BL RE Ba tech bihher er- 
feet Bean erh werigfhens:? VOURLUE: Mile 
sy giehelik, Ber. diteite Mcſter fhhnte das Berlier. die damall⸗ 
Ven erden ne mwarmigefehlide Misglies 
Seinen; Ab, Melent: wann muselähr daſſoſhe, wie itzt. — Bat der ' 
 Drganifatlomdes Jahres: az ah dirrch das Ediet V, vom 
18ten Nod.die Geſtoltapgdes ER 'Hmelentiih geaͤndert. 
Er zerfiel ihzt in zwek Abthetlungen; dir esike vom Könige 
ſelbſt praͤſtdirte, beſtanz aus den 5. Minlſtern, dem Praͤſiden⸗ 
ten der zren Abth eilung, nnd einem fießenten ordentlichen Mit⸗ 
gliede; die zweite Abtheilung mar zuſammengefetzt ang. einem se 
präfi identen, aus den Mitglledern der erſten ‚ und aus weiteren 
| eigens ernannten Geh. Raͤthen. Die erfte Abthelluug war eigent⸗ 
lich Miniſterrath, in welchem jeder Departements: Miniter dies 
‚jenlgen Segenftände , welche er dem Könige vorzutragen hatte, 

uni yorfeug, und in weichem; förkgene nicht die Stimmend der Mehr: 
atnubPÜRscBnhern der ABM, des Räntara entääled. Mierämpkie ab⸗ 
u MOAURNS ‚mag ‚Dell ‚henpthenn —thells entiheibenb; , Mezfwürs 
joa 2 dah auch. In, ipney, Bezlehung,das Guotgoten entf e Is 
Yin DER ſeyn elite, mpdurd asfo ‚die ate Abthellung deg Geh. 
| wethes unter andern ein formliches Veto bet allen Geſetzen 
2 und Vexrordhungen erhiett! Das Näbere, ſ. in dem angef. V. 
Edbtate, g. 1 n. — Die Verf. —* anderte ſtilichwei⸗ 
gond/ und gewiß mit Reit, biefe. ‚Draanfaptap wieder ab in 
Ei ‚DR. Ägtgeltende, — Cheils die Tpeorle., theils ‚eine‘ hoͤchtt 
* „ntpreflante vergleichenbe Darſtellung der Eigelvtam de tes Ge⸗ 
| helmenrathes oder Staatsrathes in .y verfäledepen. Staa⸗ 

— Br ir Malque/ Volitit ben, —— ‚Be. 1, 


„I? 


HITPAET: 
om rem 2.4 (MT 
Bee? yerfefungechente Seindeserfemumfung hatte » De bel⸗ 
ben Paragraphen, melde den Geſchaftorrels des Gehemenra⸗ 
thes, in fo ferne er beriathende Behoͤrde tft, Sefikumen 
ul en Aehrere Biktde'yerkahht, welche aleet VIE des 
105 ie NER voru· decicio Vaugen, 
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a 
x SEI Ehe Alert ut Falipchike Mensiänuugäber 
1 die Befinchg it He eren Biere anbieten 
He uͤber vie wihtigeren Orgeuſtande weiche ſich außchts 
Auſtaltta vegiehon Sebi orte bie fie Malente caeine⸗ 
=: Yang deo Woraͤne irn ; iirchikhene. Geattt r@itcten Insgäften 
= un Etreitigkritenzwlſchen· Staat nu Sicche) BETH. ver⸗ 
+ Mehh das Wii, bet tteiuateton mehrerer Kizcunicanters 
‘ Anauber. bie Werftänbe: der CeutralaStellen berietien deizie⸗ 
yon zu a Berk. 41, Bi ra ia. fg 
.» Es wire za Wäniden, dab die WU. dieſe Ausnahme dühauer 
kefinmt hätte: Es laſſon ſich eigentllch mir: zwei Sale den⸗ 
gen, im welchen es, in der Natur der Ede 'Ilät," bp ber 
vwehelmerath keine Keuntuiß von einem. Gegenande Aebmen 
Bunte: dei Militär: :Angelegenbeften , weit fle- reih Yelgnireh 
"wären; bei auswärtigen Verhaͤltniſſen aber, wenn’ Bag ange 
fo gehelm gehalten werden müßte, "daß ach Hicht’ X die⸗ 
fer’ hoͤhflen Vehorde Nachrlcht bavbn gegeben werbeh Könnte. 
2 gie weltzce Wrdbehäng wäre namentlich Ih bein tehtetil Falle 
2 tet wierwärfät," indem nicht lelcht wialitere und fotſenrel⸗ 
cere teglruuge. Handlangen vorkommen;,ais Dre Verhaͤtniſſe 
’ u auburu Staaten; daß I tuͤhlg md unifi Ltg bera⸗ 
then werben; fordert Das Wucetefe' von Hert nud u as 
— V oben in 6. Jr, Hote ı bemerkt, daß ber ſtaͤndiſthe Aus⸗ 
— rn und wohl nit Rest — ſich darnber beſcbwette⸗ daß 
— eis Digantfattod-Weränderung im Arilegeminlſter lum bier Bes 
"rerhung bei Geheimenrathes nicht unterlegt wurde. ® fägt 
bie Hugen, daß in diefem alle feiner der velden Aus⸗ 
“N ehungsgründe vorlag, und daß alſo allerdings be Compe: 
ten; bes Geheimenrathed begruͤndet war. = 
"EN. 4. 603 vergl. mit $. 95; [- auch oben, zul kA ‚©. 390 
Er — IT a 
mn nee f AUT Re VERLTe SR "07 
a ie - TEN Geäfmanser, Genohahgit uns 
nn RD nee ae Operteanntzichn Die ee Wet: 





| u 
der ER ERROR Tür 
1 RR ÜReT diu ooga aruud⸗ vuiuvenuis bed 
STEy HE. u; er, net re ru 
—IXCEI ana JH / E. ungανανν Anmtiai 
8) Hieruͤber ſ. das Nähere, oben, Biyto UT PET WERDUTM 
.9) ©. oben, Thl. 1, ©. 159 fg.; 165, 172. TEL AK 
10) Die Zahl der Mitglleder des G. Rs. beftand zu Anfang des 
J. 1830 aus dem Praͤſidenten, 5 Depart. Minlſtern, 3 or⸗ 
dentlichen aAd! Ft Iuhßerordenitſther Nitgllebdeen; die Kanzlei 
rn tree A dex aa aleichet Zei ꝓnſæxoxdentliches Piie 
glied mar), 3 Serretärn, 1 Regiſtrator, 2 Kanzliſten. Ju 
dem Etat von 1830—31 iſt bie jaͤbrliche Summe von 31,562 fl. 
s für den Seheimenrath anfgenanmmen. Die Finanz ommilfion 
. ber 8. d.-Mimadteriin A 197 Bervb: Aes a. o. Beil. H., 
nut Aachen Mintuag, eine vor der Meaisumgrporges 
rl älagens ‚Meswinderung. des. Etatsſadet heim Beh. Rate 10de 
a ehe, ‚damit digfe, Höcte Behoͤrde nice voch mehr, ‚a 
ZB L. bis — nit außgrordentlichen Mitglfedern, — * je 
Ioren Ölnitern nicht gehörig unabhangig teilen, befest werde 
zb beine Kamitiern deteinigten fich endlich zu bein u 
0 daß es a teihe WtatbiNeberfhreitung angefeden werdeu 
wi Hnde),i deenn. bie 'Rghänig ap vorgeſchlagene Erſpatniß nicht 
‚is nhalde, ſondern weitere ‚Geh. Räthe ernenne. Denfelben 
sn VBeſchlatz⸗ malt einer ausdriͤcuichen Bitte um ‚verkdräte Wew 
ſetung des Geheimenrathes verbunden, wiederholte dig K. 1, 
2,5 We, bush, Mpreife.vom ztem April 1830, ſ. ihre Venha H. 7 
‚©, 1998 die K. d. St. H. erklärte fih zwar mit. der Wiebe 
heiung jenes Beſchluſſes, nicht aber mit der beigefügsen Bitte 
einverſtanden, ſ. Verb. derſelben, 5. 3, ©.472f. — Die 
Vesirung hat bis itzt keinen Gebrauch von der Verwilliguug je 
. macht, und die Bitte nicht beruͤkſichtigt; was allerdings; zu dciau⸗ 
ern ſeyn möchte, indem diejenige Behörde, welche theile zur Cou⸗ 
nie /tusle, Bells Megan nit Qutſcheldung vWUer Din ffriahret Bepkainıt 
von Mi; zuccichend zahireich nah unahfiugis bafcht.Tepnifeliin pas 


EXEEXEEEEI 
ber euch Mialleden xiee mann piderarzac akt. — 
Dart eine f. Verfügung vom fen Idunor 1818 ſind an ers 


kramale außerordentiihe Mitglieder je, quf die Dougr eines 


Jahrs beſtelſworden.. α {a 
iij) V.u. ST ed nt ein Gl 
' 31 3; eh * —* —— — 7 , ee (01 I 
“ ‘ ’ 
DE RE RT et hen. sie „P 
Fr gweite Artbeibung vormıma 
die geographiſche BEE. —28 
ton ne Gil 
[2 eo > 
a ont Tat A . > oo. — sen. Jh: *2 6. 
Bit on at AH ; $. 148. Da U ae Peru 0 199 u? 


na 1) Die Eintheblung im Kreife..; ‚Rt. 138 
*Das Mönigrelch zerfaͤllt feir dem Tüten Ro: r8ıyY yum 
Ytüfe‘ ber Verwaltung in den mittlern Inſtanzen wer iMi⸗ 
üterien ber Sufliz, des Junern und der inange, iH'bier 
Freiie 2), Recar⸗  Schiwarzwalde, Jart ⸗ up, Vehau⸗ 
—2 genannt, "Seder berfelben hat einen "Seriähtepof, eine 
Raimund. ging Finonztanımer, welche wo mögfich ig, Ei⸗ 
Yan Oräte nes Kreitſtadt, hereinigt ſind 2). Unterdieſen 
deia⸗Edllegen· ſtehen Aie Bezirkes Wiener. 3); dienKreiſe 
ſeit fir, ſon wein es thunlich war, wm re 
ge gleichgeſtelt 9%: © 

Ar'bie eigentlichen Kreisbehdrden meihen fc ihres — 
— wegen (nenn derſelbe (om wicht nach 
Bet Rreiseintheilung beineffen iſt) noch einige weitere Behbrs 
dem ‚an, namentlich bie ſechs proteſtantiſchen Generalluptrin⸗ 
tadentsy, ‚pie — Zufpuspren, und bie. vier, Sber⸗ 
var Yemten. Ihn . ET 
ImmäAeher, Re -Motkmeibigkeh ‚nnd, Nuͤtzlichleit der . Giuthels 
Ing Dntichneticn im Mesifj.cund Din: Mirberſetzuag Ahener 


anäum ERNANNT ned qonuritees 
Dir MR: Be at RR im 
Yen enter Ki üfren RuR a | 
der (ieh und’ ber "Brän cola Kululıg,. Bere” letz⸗ 
—— bie, Hund) fur diefer Werben und bie Einträftfetion 
perlangtsn _. De iedoch die Rigirung . ih ‚beiltmmit t da8 
Seisieftem, ausfprach, 5 ließ endlich der ‚Streit nad, und 
am Fude trug⸗ die Su Betſ. (HR, a, ð. durch Auflöfung | 
Autiiöprlraihed, ur weiten Befefligung der — we⸗ 
Fentlich bei So. . ı ar : 
0 Di Herzogihum W. hatte keine Kreis einthellung, ſondern 
ir‘ iwäten unmlttelbar fiber die verſchiedenen Bezirksaͤmter Cen⸗ 
Aaſſtellen geſetzt. Bi ver Organfſatlon bes J. 1806 wurde 
"dagegen dad Lahd in 12 Kreife getheitt, die im J. 1810 im , 
N gandoogreien verwwandelt wurden. Ieder biefer Landvo⸗ ⸗ 
"teten ſtand ein Laͤndvogt Grauͤher Sreishauptmann) vor, dem 
ein rechtstundiger Ychuar beigegeben war; ble GBaupibeſtim⸗ 
“ mung der Landvoͤgte war Eontrole ber Wertrtsbeamten; da⸗ 
her alle Berichte nach ol 0 en, und "alle Erlaſſe von oben In ber 
Ä Pegel durd Ihre Sand ‚glengen; auberbem x waren he ber 
Beforgun: g einiger werlger Yollzet: erhäfte | befonders beaufs 
| tragt, 3. B. mit der Strafen, Fenet:, Armen⸗ Yallzel, nament⸗ 
(id) aber mit der Eonferkption. Eine Mitiel Inſtanz zwilthen den 
Bezirksamtern und den Centralſtellen blide ten ſie ſomit niqr. 
Vrerdem war noch ein Krels⸗Criminalrath Bu. Stralunter⸗ 
‚Tagungen, ein Zandvogtei: Arzt. zu Medicinal⸗ Viatationen 
. And ein Krels:Steuerrath zur Controle der Kaſſen⸗ : Beamten 
weſtelt. Die gange Einrichtung fiel bei der Drganlfation des Jah⸗ 
J es 1817, als von fehr geringer Wärtfamteit, und nur aut Ver⸗ 
ſqleypunẽ und Verzoͤgerung der Geſchaͤfte dienend. Das Naͤ⸗ 
— bere über dieſe Einrichtungen ſ. in den verfchiedenen Baͤnden 
yon Knapp 8 Repertorium. — Die ‚tige Krelselnthellung 
* gegtimbet Höre das Iv. Edict von 1817. 
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he e oicu —XREXXX —EE——— 
m Srelätädten ‚Ellwangen, und Ulm pereinigt; Am. Negar⸗ und 
Pr al aka ARTE find ‚die „Beriptendfe, in andere, Städte vers 

„ar in jenem nach „Ehlingen, - in diefem nad Tübingen. 7 

nal MR ‚der, ürf rünglicen Drganffation patte nicht jeder ‚Kreis 

„„ een ‚eigenen ‚ale vier Senate umfaflenden, Gerichtshof, 

" onberm je wel hüfanmen ein Civil Appeltatlong- Gericht (in. 

" efingen. und Elwanhen) und ebenſo einen Erlminat Gerichts— 

hof n Eßliugen und Ulm). Erſt durch NO. vom’Hten Ott. 

RD Eure die ißlge Einrichtung hergeſtellt. 

3) Die Zahl der Bezirksaͤmter iſt, fo viel moͤgtich,glalch wen 

ttheilt. Im Reg at kreiſe naͤmlich find: 17 Lönigl. DM Orc 
‚te und ı fhandesherrl. Amts⸗ Gerlot; 72 1. D.Yemter, ı ſtandh. 
— Int; 24 Sameral: und 4 Sorfämter; . im 4% mar LT al d⸗ 
u. Beife: 17 DM. Gerichte ‚ ebenfgviel Hberämter, 2 20 Kameral⸗ 
0, 3 zorſtamter: im Zarttreife; MED. ERCNENT und 
4 3 ſtandesh. 4 Geräte; eben jo, riele k. O. Aemter 17 Ka⸗ 
—* und s Sorfkämter; Im Doyankıeife endlich ; Ic H, 
; DA. Berldte und 4 flandesh. a. Sericte; 16 f. O Lemter 

* ‚and. 5 fandess. Yemter, 18. Sameral und 6 Foritämter. 
” Außerdem beitand noch vom „se 1817. "bi zum zıften Sept. 
‚1822 eine eigene Stadtdfreet] n für bie Nefidenzftadt Stutt: 
u gart; diefelbe war den Arelereglrungen coordinirt. Am letzt⸗ 

genannten Tage wurde fie ‚aufgelöst, und die Stadt dem Ne= 

artreiſe zugetheilt, ſ. RB. & 708, 

* Den Flaͤcheninhalt des ganzen Königreiches zu 350 1 Dm. 
angenommen, fo fommen auf den Nedartreis 61 DM. und . 
‚nad dem Stande vom ııten Nov. 1830 435,100 Einw. In 4 Ges 
- „, meinben ıfter, 134 2ter und 257 ter Claſſe, zuſammen 395 G.; 
"auf den Schwarzwaldfreid: 87% UM. und 413,639 €, in 

en Gemeinden iſter, 101 2ter, 402 3ter Glaffe, sufanmen 

130, 3 ahfdenS Zaittreis; 99% DOM. und 352,584 €, in 7 Ge⸗ 
meinden. °ifer, 107 2ter, 307 äter Elaſſe, zuſammen 4180; 
äuf den Donaüreid od, 0m, und 300,710 €. in 4 Ger 
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se Seratäte bieſc TFT rm merfürbigen 5 fol⸗ 
"gehe: ‚Raddent gtet —— der Re iing von 1820 

in ber 3 I. einze e Hort ge und" Wotionen thelis ge⸗ 
a "gen, thes Hr r erleben der, Ktelöbehörben gemacht 


worden w „waren, trug, bie Simanyeomn if ion A ihren Berichten 


Hy InHG ©x, 


* or 22ften pckl, "Toten und. 13ten Mat ı 1820 ſormilc, jedoch 
Wvae den Gegenftaud irgend erfcöpfend zu beha idein, auf die 
J— ufbebung F Krefßreofrungen und Sinanjfammern, Dagegen 
auf Feine H Ihrer Stelle zu errichtende große Gentralbehörde, in je⸗ 
— om der, beiden Drintiterien an, f. Verh. der K.d. A. — 1820, 
* — a. o. Zeiuß S. 66 und 256. Die Kammer fand nach ‚einer 
* J u fehuem Blele füprenben Berathung am 5 Juni 1820 den An⸗ 
—2— noch lat gehörig vorbereitet, fondern beſchloß während der 
Ber "Yehbetehenden Vertagung eine eigene zahlrelche onmion zur 

Wgblcberel tung dlefer — und nod) mauder anderer * Drganifas 

* nnn. puncke zurüctzulalfen, f. Verh. 9. 1, ©. 1103 fg. "Diefe 
AnBT Drganifatlons Commiffion ‚erftattete ‚denn nun am äten Der. 
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Re ehren fehr ‚ausführtichen Beriht, in welchem He, auf die 


m erwägung der gegenfeltigen Gründe geftüht, abermals die 
©" Renttahfarfen der Mittelftelfen verlangte, alfo im Minifterium 
“2 Innern der vier &reisregtrungen und ‚der Stuttgarter | Stadt: 

_ at fin Sinanzminifterfum aber der vier „Kammern, 

ei Außerdei verlangte der Bericht die Aufid fung der damals als 

* ſormilches Collegium beſtehenden Zerregtrun und des Ober— 

a "man; Collegiums, und Verwandlung derſt lben in eine Amadi 
u dem finifter In die Hank ‚arbeltender —— * ſ. 
wirgeigee 3168 0. 0. Bell. 5,©. 321. Auch die - Shnangcoms 
— aifflon forderte inteberhoft die "Hufhebung, der —32 
4, Veil. 5. von 1821 , E. in und 208 % ‚Na einer 
Bier elisfüßeflen Berathung trug denn He ad. a. au} würfs 
Ih mit elner bedeutenden Stimmenmehrheit" anf fi gone 
a rn beibet Kreiscolleglen an, trotz der "Worträge, eihe, 
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N . GuiBıläie du Ansbuuciet Weile ireitiung, dieb 
ven, (. Bert vn Mr1ii?9.1E, EL 497 und. SB. Anter 
dem. ‚stem. Juni Aß2L, erfolgte ein ausführliches Eönigl,, Reſcript 
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z auf die (ümmtlichen Hrganifatipns - Yuträge der St. Bert, nebſt 


einer abgefondgrten Darftellung teiner ‚Beweggründe. *5 die- 


| hr Stadtdirection und die Abänderung der Einrichtung der Ober⸗ 
regirung und des Oberfinanz⸗ Collegiums zugeſtanden, "dagegen 
ei die Gentralifation der Kreisitellen verweigert, und ‚beigefügt 
daß zu Erreibung der von der St. Verf. gewünfchten ‚Sripar: | 
niß im Staatshaushalte (welche auch als einer der Öründe 
er für Aufhebung der Kreisitellen en worden mar), ‚einige‘ 
> Genfraiftellen im Finanzminiſterlum aufgelöst, und „üre Se- 
= Ihäfte den Finanz-Kammern übertragen werden follten,, wenn die 
ie Stände es wuͤnſchen würden. Wo nicht, könne die Kegirung | 
we die Erfparung einer beiimmten Summe nicht. Anfigern; 
= f. Verb. 1821, H. 16, Beil. ©. 925 und 935. Die Vers 
R ſammlung mußte wohl, um folgerecht ‚zu bieiben daßn Aner: 


‚, Meten ı ablehnen, was denn auch „buch, Beſchluß „Di ma, Imi 
geſchah, H. 20, Beil. ‚©. 1250, — Diefer ange, Kanıf war 
1773 von der weiten Kammer geführt worden; bie ef Ram Ms 
me hatte ſich, ſo lange fie ‚ verfammelt ı war, negatip. xyyrhal⸗ 
tem, und während bes Hauptitreites r nad Ablegung de de $ Bes 
richtes der Drgentfationd: Eommiſſi ion, war, fi ie. nit mehr Alt: 
weiend. — Auf dem Landtage von 1834, auf weichen, ebens 
fals aur die zwelte Kammer die St. Verf, bildete, lah der 
Gegenſiand wieder zur Berathung. Die Finanzcommiſſi— ion ſtellte 


fen Actenftüsten wurde nur bie Auflöfung der ‚Stuttgarter 
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abermals den Antrag sur Aufhebung der Kreisſtellen, np weit . 


"der St. Verf. von der Regirung — und wohl mit Dept — 

‚ bei ber früher Berathung der Vorwurf gemacht worben wer, 
fe wife an bie Stelle des von ihr verworfenen Sofemeg kein 
. anderes vorzufchlagen, fo madte nun die Commiſſon Vor⸗ 
ige, wie ihrer Anſicht nach die Werwaltung. in den Mini⸗ 
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branden darin daß. der elirdabeanten —E zu 
ingebenumdres? iben ffe jete 6 jedem Meifendineshiohrlenufe 
a — Bebbrbe⸗ Sans T; Vorſtandenundie⸗· Mötgtichenn bes 
föhendy ugeſetzt wenden: Adieꝰ Centraiſteſle te ıtenem · Miniſte⸗ 
* —5* unter dem Vorſtte: deb Mindiers ſelbſt mit von 
daen Bezirksaͤmternenicht zu erledigenden Weofdkfte zu Beſor⸗ 
gen, und endlich war auf eine eigene ſelbſtſtaͤndige Mecursbe⸗ 
she Mitgliedern belber Minifterientgemiiht‘;” angetras - 
nö fe ri. G. TV: fg Vei der Berathung 
rin ber Kammer zeigteifid aber thells die Unnus fuͤhrbadkeit dieſer 
Can Mnttaͤge/  tibellä aber auch die Unmöglichkeit. in fa großen Vers 
‚sn, fammiung: irgend: haltbare Organlſations-Vorſchläge zu ma: 
ee 70 188 9.5; H. 16, ©. 1531 fg.; M daß 
yalı meanam Ende, ſich genoͤthigt fah, wur ganz im Allgemeinen 
#5, die/ Aufhebuns der Nreisftellen zu beantragen, und nur einige 
nr npentungen. üben anderweitige Einrichtungen beizufügen, ſ. 
„DW: Adreſſe vom. Ste Jull 1824, H. 16, G. 1672 ſa.n Die 
2. Renircus ;ertheilte, dar Beine Antwort. — Auf dem Landtage 
a, bei welchem eine neu’ gemählde Karımer d.%, ein: 
rg Brake eniele: mierdimhrhäge. Wenderung der Stimmung gu bes 
Sr merben Die. 8. Di Standesberrn warhte gar Seine Schritte 
"x winſichtlich des Kretaſpſtems; allein auch in der K.d. Abge⸗ 
3. grhueten wurde deu Gegenſtaud me Achte und mit wonigem 
, Bntereile berührt, ſ. an ©. 104, 
m Verb S 3, ©. 74, 4, ©. 10345 ſelbſt die Fluanz⸗ 
ECommiſſion trug nicht mehr auf die Aufhebung an, und ihre 
©. Auſicht wurde In der Sitzung vom sıten Junt wit zi gegen 
un.931 Stimmen gutgeheißen, f. H. 6, ©. 149, 
na: user den bisher genannten Arbeiten von ſtaͤndiſchen: Kom 
‚miffionen find über die Aufpebung oder Beibehaltung des Kreis⸗ 
2 [opened auch noch folgende befondere Abhandlungen erſchienen: 
nr Gras das Kreisſpſtem: Ueber bie Kreisregirungen.in W. Garier. 
nni82.1.(halboffictel; einige Bemerkungen Ader den Bertrag 
"Gnade Meferenten..den ft. Organifationd: Gommifkom in: Bezie⸗ 
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1 hdmi alſo Sectionen gebiſdet werdenz wobbl /deri Erfah 
IT ne Ber: Jahre 1819 — 1807 gemiaͤße⸗ TR RÄT wondxom⸗ 
unıngminbentionen: mb mit le -TSerhftsuirkiährung ungern: 
an gegerang wahl za: verzuziien iſt. *2)26rbhr Eslleglen ſeien 
2. feib ſticrabiger tet Fallo Vektor un una cmaßl. 
Legen Bofrhle von wben Her iſt vor Allem. hie Mhatfache tee: ' 
Vie: he: tadem echt auf the Zahl, ſoabern acf den 
m. Eharalrer der Miczlbeber eſaeruStelle anlommt; DARM aber 
+2: HE jedra Fade’ die Steulung der untergeotdueten Behoͤrden hier 
nuguhz: faiſch anfoefaet. Sie find ulcht zum Widerfiande, ſon⸗ 
rt: un zum WBoltgichen. da; der Wefehlende iſt ja vetantwort⸗ 
meh Anbiia Te die Verf. Urk. eine jebe, alfd' auch 
‚ eine zahlreiche, Betoͤrde verpflichtet zu gehorchen, wenn 
—— iſt, fa wären auch die ernſtlichſten 
Vorfteſsangen boch am Ende nicht von zwingender Wirkung. — 
u 3) Metz einen großen Central⸗ Colleglum laſſe fi der! Ges 
ari ſchaſtstheiler gang nach Den: indivlduellen Neuntniffen:unb Fa⸗ 
nu.rrzigkeiten rinrichten, ſo daß Niemand etwas weniger Derflans 
— in Aranheiten habe. Michtig; allein dann: entſteht auch 
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don Bejirföbenmren mehrere Gewalt gegeben, theils die Zahl der 
Recursinſtanzen vermindert werde. Erſteres hat «ber ſeine 
großen Bedenklichkeiten, weil der unterthau dadurch allzu ſehr 
blos geſtellt würde; das andere wäre freilich ſehr wuͤnſchens⸗ 
werth (. Theil I, S. 349 Rote 6); dleſe Erlelchternug wuͤrde 
aber weit weniger den Mittelſtellen, als beim Miuiſtettun und 
2 ‚dem Geheimenrathe zu Gute Formen. — Nimmt mania der 
‚Unbedeutendheit der wuͤrklich übrig bleibenben Nachthells noch 
die, poſitiven Vorthelle des Krelsſoſtrus, ſo witd man ſich 
wohl unbedingt für daffelbe entſcheiden. VBleſe Vorthrite aber 
find: genauere Aufſiche auf die Bezirksbeamten, und ſochit deſſere 
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su Wang: von manchen Arten van Suteligep; nu Woblitand in 
an. verſchiedenen Theilen bes Landes — Diefe überiplegendeh Bor: 
nd fhelle haben denn auch die meiften nach beim Kealiyfteihie‘ de 
B walteten Staaten zu einer ſolchen Krelseliurichtimg Beihdäeag 
ſo 3. B. zerfaͤlt Frankreich in 86 Departements; mil etaee 
Durchſchnitts-Bevoͤllerung von 370,000 Seelen, Pre ware 
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— g ißnydſchaften von ungefähr 500,000 G. 
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Aungen zn ernennenden aͤrztlichen Werfonald, naͤmlich: des O. 
A. Mundarzts, Hebarztes amd Thlerarztes; die Wahl eige⸗ 
ner Bau⸗Techniker; die des Actuars und des Amkspflegers, 
‚aha $. 73,24, 77) 78 des Verw. Edicts. 2. Das jährliche Amts⸗ 
n@&habensproiert ‚ mid auffersrdentliche Neberfchreitungen ,' dar. 
SG 29. und 84 3). Jeder Beſchluß, bel welchem der O. a... 
‚giner: feiner Gehuͤlfen, irgend ein Staats-, Kirchen⸗ over Kors 
2voratiques Diener ‚mistelbar. ader unmittelbar betpeltfgrtkk: ' 4. 


tigede Verwilligung eines pefuniären, blelbenben öder auſſeror⸗ 


 Hhentigen,, Vertheiles an ein Mitglied ober 'eitien Senken 
‚ber amts verſammlung. 5. Veraͤußerungen von Nealrechten 
über 1000 fl. an Werth. 6. Jede Verminderung bes Stund⸗ 











Mia PS BCE 7 07 177 6 iwantä — 
it Ar 8 >. 7 Wweik weiten ri 
— wekig vie Sg Beach eine PER Treiber: 
“fretende Gewalt haben rollen seht‘ am deutlichſten baraus 
hewor/ daß —J— dem: Lanbtege Abichlede vom 30. Full‘ ıgza, 
"eh, Ü Be: 416,.yom der Retirung die. Rrktäyung. gege⸗ 
hen iſt: d/ſte ick nicha abgeneigt, hel den Aimtäyenſammiumgen 
"le Amtsar⸗Angedoͤrlgen anf: eine; dem Imfatute der, Bürger 
VUndſth aß e analogen Zelle. vertxeter gu laſſen ſetze iaber das 
eitrre auf naherer- ie her ait urſoiate VBoerathung aus. 
de To ars Her damacſanchigſeloſt in ihres Hapbfuns 
"Yen Wen Woltetontroliru werben: Daß dagn/hei zn gräßer 
"gie hd Veorrawendung biefer: Veranminag⸗hler a 
Var ya WO hendg kodn moͤchte / lat ſich wicht laͤngnen: 
tige yh Dde tzten iſt doch Maße gamze Brzirte Beneultung 
pad lot werwlaeltet und“ ſchwerer zu leitenre wuͤnde. 
J 
— E 30 Aſdete Belkin htutger Wer bie Bere 
mine der Hechtungefteitulig, KU if W. giebt eim(ungebr.) 
3 Bahr von, 4 Tee. Ho.“ —" Eine intereffante Darftel: 
ö Be -- deẽ uftändes de "atlhehfenpotationd: Aufwandes und 
“ „ Berindgend, fo, Ple dei 1 in den festen Jal ren wieder er ſteigen⸗ 
den Bohltändes berfelben dab der MNinffter. de Innern: der 
‚Sr. Derf. am 18. Der. 1828 (9 erh. der ©. Ars. 2,S. 227 
— r und in tinem Berichte an den König, ſ. Shwäh,. 
Merkur bom Jaͤnner 1829. ach dieſer ueberſicht hatten 
‚Die fänmtlichen Amtskodrberſchaften an Georgit 1817, 6,287 7671. 
apiven worunter namentlich 3,293,015 fl. vergihölihe Schul⸗ 
Pen; fm Jul, 1826 vatte ſich dieſe zart üif 1/866,638 fh. ge⸗ 
= hen, "die Kapitalſchuld weihenttich lauf 1.391,030 ſi. Mer 
gitsſchaden und die, Amtsvergleichung betrug im Jahr 1838 
a7 hl; im &; 1918 noch gegen’ eine Million; Steuerräd 
“ "fände — die Amtspfleßen ‘tm J. 1817 gehabt: 2,197,408#.; 
"im J. ‚7819 —* 61,931 ſißi Ausſtaͤnde bei den Gemein- 


qſen; in ie — Jahre Y,brr; j23 1 fi. s im letztgenannten aber 
7. 
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Re eh halget Sne des riesen a ann 
ardeſt su btdiash queſpxochen In. bene. Bertaufbverttäge, sum 
ep name Feit dem; Id: Febr: 1Bzn) nie: werlähfig, 
"Ad "BERG, eig, dKARHRRR: Befhrpktanpy mwelchet «fi. ais 
"an" bid Aähfer Yal unterwerfen haben“ . Mach. fehr; häufig, 
SCH Ru wie darholt in: der Ec. Bettrumwurben ten iBefrekuns 
“iger als unbinig gegen dien hbrigen Noͤrperſchaftss Ganoß en und 
Nals — — an rt eher: de dep allgemeil⸗ 
nt raun Xaſben⸗ Qleichhelt, agchfochten ſu ie ecihta, hiafag. Be⸗ 
<a): SÜMNGEREr kn. Den; Bea Be Ri Mg Gia 
fg. Und wohl mit grofeam Rechte indem. die npöfözpers 
„halte; Lasten, zum Theile Dura diefe Güter ‚mutberbeigsfübt 
werden, mendgjtend | die ‚nam. Befslttenen Anitalten ignen 
Gute kommen, ‚alfı, —* „mght. ‚ai bitte „wäre, als saß, #8 
; auch Antheil an denſelhen nabnieh,, indem ferner hadics 
Nein dobpeltes Kataſter hotbpenbig und eine ‚Gefcäftverk 
mehrung herbelgeführt wird, indem endlich dadurch die 
Rechtsungleichhelt immer vermehrt und gefräftigt uirdy 
Se mehr zu bedaneun iſt, daß die Befrelnngen ber Eisuheh 


Yan. 


— ‚deren und der nn nicht ‚entfernt merken, fünneh, ‚dee 
gewiſſer muß man w nfhen, daß Die, eg (ib nee 

" Yupmalien biefer Art ſchaffe, ‚and ge Bm et 
* der Abgeordneten, welche ‚de ÜRestrung um ara? Sn 
laffund ſolcher Vefrelungen, um riciietede Gar re 
der Beittagepffiht ,, wo «8 one Diearevertehuhs Bel Ehen 
* konne, ad, uͤberha upt um gefehtiche Vechtstelung dleſes Berk 
hattalſſes einer Abrefp vom 5. Aprtl 1830: de, bie Iatbz 
th refen und 1. Dechte den. ‚großen ‚nictprivktagigsen Anishı. ber. 


moßSteptthingersigsiger am Mage aeſeht/ gie die Samınss. der 
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Ann ärhe Dee era üle- 
1. tung belluntxejen — —z———— ——— 39, — 
REN iꝙ . n pr — it! 


| — Vervlen, ik Ycn Ah IE uhrigkpe ——* 5 


DR — geboten/ ‚diere es Kinom men in Infptuch zu neh⸗ 
BE nür-bad Det dapı.. ie "Kreiöregtehug ers 
"bie Bilore ‘ser EUER HEHE Uns 

ur; ru — Zrielaces obit 28ſten et 


„er. 312 331. fish) 33 ram“ rd wii An LETDEESrT Ir: je 


— u are ET TI TI AG u 


AL See zen rd ldoumbh io. fo 
— — BE v$ A47e ıı — vt ,ud u. 
san :c 

EN; Fi 16] GER 
mn e- "Bea ber- Gemeinden, ui Stan, 2. — 


vg & fs drei verſchicdene Shflege; welche —— 


ee ng auf, bie Gemeinden befolgeu kun. Entwtwvei be⸗ 


fie ald bloße Bermältnugenegkte, iſev Vokficher 


—W SE fie, . 


ka unterjte, ‚Stufe f feiner Beamten, ı ‚usnk vage dieſe 


Iehtegn ardnet die Ginnahınen zup Ausgaben yacı feine: höin, 


Behr: an „..hurs gefinttet Feine, Auntonomie, fein ſelbſtſtaͤnpigeß 
iben: eder- aher/ lann fie..der. Stagt Jediglich, aih felhfftäg, 
dige —— ‚betrachten, welche ſich aanz nach: eige⸗ 
wer: Einſicht and “ohne aagere Befpräutung. regieen, ähren 
Hantpakt wach ihtem Guͤtbefinden einridien, die Beamte 


erkenne And beaärficptigen, fur) zu dem’ Skaate in Ring | 


guder” Beziehung en’ ftchen, ale jede andere anerkannte cr 
fc (shaft, vo you 2 Bl In, Diefem Sale beubtzt uaihriich 
Ber, a die, ‚Gsmeinden, ni t m. feinem Ziyece Vndern 
—** Diefeibe auch. in ber vnterſteh Inſtanze durc. feing eis 
gen Diener; aus. führe er keine Aufſicht über bie „Witpe 

ha der Gemeinden, ſonderu grmarget Ar gb Klasen 177 
gem Recieverlehiang bder Verbrechen bei. feinen Berichten ı alte 
gebraͤcht warden. Ober endlich ſachi der Strass dieſe Beiden 


m 


2264 | / 


Ertwemg, zu ‚arbinden und zu ffpegng tagen: er ankzher. ed 


nen Seite „bie ‚Selbfiitäudigkeit, und Selßſtehatigt eig. dar Apr 
meinden in Beziehung auf ihre, oͤrtſichen Angelegenheiten vgpe 


erkennt, die Wahl der Vorftcher ifnen geſtatter, und fie übe 
"haupt nicht blos als einen Theil des Staaitorgauismus 


‚errächter, auf ber andern Site‘ ‚aber ſich nich hät eine 
Eonnole und Tel bft. ein Einioinigungeregit,b bei rei Tanern 


Ungelegenheiten porbehält, fondern ‚auch bie Gemeinden und 


S 


ihre Vorſteher zur, ‚Qefdrderung, feiner Ainegte,. Beforgung ſei⸗ 
ner Geſchaͤfte vielfach benuͤtzt, überhaupt den Beſtand und 
bie Einrichtung der Gemeinden als einen, und zwar fehr wide 
tigen, Theil des allgemeinen Organismus ‚anficht. 

Das erfte, man Tann es das ftrenge Regirunmgä 


Syſtem neunen, ift zwar, an und für fi den Srundlaggg. 
eines Rechtsſtaates keineswegs zuwider: denn worin ſok da⸗ 


Unrecht liegen, wenn ber Staat durch feine Verfaſſung dab 
Recht dat, auch im Einzelnen und Dertlichen die Öffentlichen 
Ungelegenibeiten zu leiten und zu beforgen.? Die Dorandy 
ſctzung aber, daß der Staat. bios aus einem Bunde vieler 
Gemeinden beftche, iſt bloße Vorautſetzuug welche überbieß, 
wenigſtens der Idee eines Rechts ſtaates eher widerſyricht 


als zufagt. Allein einmal ift dieſes Aueihliehen der Bürgss 


bon der Beforgung ihrer Heineren und blos drtlichen Angele⸗ 


gendeiten deßwegen in einem freien Staate ſchaͤdlich, weil ch 


den Geiſt der politifchen‘ Selbſiſtaͤndigkeit ſchwerer quffome 
ihen läßt, Feine Pflanzſchule für Bolfövertreter geſtattet 3 ſo⸗ 
dann kann wenigſtens dieſe Leitung, von Seiten des Staates 
mißbräudt ı werden, “enfweber‘ burch üeberwalzung aflgeı 

ner Laſten auf engel Gemeinden, "open durch ‚algngroßrn, 
Aufwand auch für. ‚seindrtfiche Zpegh "endlich, bush Bere 


HASgläfigung der Anterf en der gingefngn Be Au Bi 


oahr 





"108 
rt hie nr” vap iwen⸗⸗ das Sebkkim 

a : nigt, und’ esiht deßbalb eine freie Mu⸗ 
Atwel: Verfa ffhtig dlich immer ak ‚Art 1 Schirm, der politifchen 
Fe und’ Sr 'beraßpret und gernänfeht worden: allein 
Wi ſtch aid fängnen ; dag duch bier itzvrauche und 
Wange farıfinbti fönnrh. Es wird nämlich , befonders 
Heinen‘ und wenlger aufgellarren Genieinden unverſtandi⸗ 
je, beſchrankte und ticht ſelten auch eigennu tige Vertwaltung 
Fon Seiten der Worfteher zu fürchten Fey; es wäre auch 
potitffcher Mißbrauch der gänzlichen Aniabbängigte denfbar; 
vabſich mäßte der Staat, wenn er die Gemeinden und re 


Beamten zu ſeinen Zwecken gar nicht benhgen därfte, eine weit 


wäßere Anzahl eigener Ötcllen zur Beforgung feiner Geſchaͤfte 
Raben, mit einem Worte viel theurer regiten. _ Besvalb dein 
der Gedanke, durch Verbindung biefer beiden Spfieme den 


örigefn von Beiden abzuhelfen und bas Sure beider beijubehal: | 


ken, ein ſehr natütlicher iſt, wie e dem! Au von den mei⸗ 

ſten Staaten aufgefaßt. wurde ' Ber größere ober gerins 

Jere Stab von Selbſtſtaͤndigkeite und Unabhängigkeit dir et 
ürehriden hängt‘ in’ dielem Falle davon ab, ob die Furcht bör 

Dißsrauch von Seiten der Gemeinden, oder bie Beforgnif, 

d8 mbchte die politiſche Freiheit leiden, die vorherrſchendẽ bek 
ber Gefeßgebung if. Je weiter ein Volk in feiner ſtaats⸗ 
iecht lichen Bildung iſt, deſto weniger wird der Staat in je⸗ 
ar Beziebung Srund haben, weit in die ©. Ihfiftändigkeit 
eizugreifen ). ee 
Er Die wurttembergiſhe Verfolang und ) Sefehgebung "sat. 
ap’ bewh wun ebenfalls für das dritte, das gemiſchte, Cs 
ſtem "fbieden, Jedod— ba das Bolt, wenigftene i im Stamm, 
Anke Bird in den ehemaligen Reichsfläbten, an 'eine “freie, 


Lou 


Be ar talichöelr‘ tadelloſe, ME ge: 


‘ 


[4 


zo. j 
4 


uber I jr Jaierinhe Erlibent dan Bine 


ee ne Bezichäu gie; Dec: hil geroiiut tat) 
lat guide ucihtit· geſetjt menden woſltei Andecben· ver Sinfe 
"IR wolkig Do Molbeq aach geſetzt Mar din Konntk, 
ar th ihren ade RAR Uns det i Neghngegewoade lt 
III mitniut 2777) 730 01170 Vereinjeintn Bemeinde‘37, 
Erg ee GBR hai BEN erfaffungd, 
RE Vater gelbiſſe Nichte Jegenͤber von Behr 


Geraaiaben Nürchab „uf: ‚der guderke Seite aber fucht fle ders A 


Meer Brlbfiänbigkeit ud Autonomie zu ſichern. — Jene 
Medub: ʒerfallen wider in Auſproche an bie Gemeinden als 
Sinatsanſtalten unh in bie Oberauſſi cht er ve Privatau⸗ 
elegenheiten derfelben. u er orndd 


nur kanichle erkenen betrifft, fo flellt bie e Ba. un, an bie 
Spitze chüer Beſtimmungen 'den Sat, daß die Gemeinden 


Na: Hrumdlagt .die& Staates ſeten ). Hiedurch ſoll 
znatuͤnlich nicht Hide: ein ſattiſches, geogtaphiſches Werpälsiig 


gehen werden, ‚eier ſolthe Bemerkung waͤre in tihem 


Siadesgeletze ſehr am ünpechten Orte, ſondem es: ift im dem 
Saune zu wehmen, daß die'Gemäuben jn den Organismus 
"Web Staares mit einbegriffen fätn, daß er fie als die underfte 
Juſtanz feiner Wurkfamkeit detrachten ‚und behandeln hürfe; 
(Wwober ihre Selbſtſtaͤndigkeit in andern Beziehungen gar wohl 


peſteht.) Mas dieſem Grundſatze folzt aber; eiamal,.daß Gr⸗ 


meinden oder ihre Vorſteher aͤnem, nur ſonſ erdasutgegenäß 
relaſſenen, Vefehle beſtimmte Stantögefihäine IR Abernchmkp, 


eiue Weigerung ons den Gruude eutgegenfetzen Ehren nureil 


fferiald! Peivatverrine unb deren Beamten Laine Werpflichtmiig 


— 


gar Uberudhine von“ Stadtögefchäffen rhaͤtten. Ngeruier rfeigt 


tdi daß der: har das RNecht· hats Die: Vorfaſſuhgder 


SBhom indrinndoſogur ohutdeven / Mefraghrey inud Zuſſtiingeag 
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Tutchli ge regi en⸗ welrhee —X tier gegen küer son Hl 
Prisetrereimeng nicht seftändd. Eudtichergiebt ſich dataus | 
die Wothwen digbeit obrr wenigſteus Zwed manigden der von 
sn 2.1; lelbſt/ in. gi 68; aueg eſprochencu allgetliciuen Betr 
iadũchkeit jedes‘; hide‘ burch veſbndert Yafetgliche: :Uusinpme 
‚Örfreten ; “"Seuatsbärgere irgend einier Werkeintiei dus stönig- 
wites als Buͤrger aber Beifiger anzagehöutn, welchet Awang 
Mi cnen Drixatoerciae im. jeder Daniele aullartkaßimis. 
»' Bemden ühırbiilbab Draetes aumer Geireinbenrtwniehiäh 
HR ſpricht dae Warf.Urk,, 385.68,’ grder Khriie RR 
dal; "einmal namlich ‚Ba: die Bermaltiugnben ak echtotber 
qrinden guax-.nor ifeen felbfigtwühlten Dirficßtenyiathiin 
na Vorſchrift der Geſe e, zu beforgen fe; zwateus⸗ BU 
Meere edern ehe Vberaufſicht oecht Aber WR war 
mg. guafiche. — Aus dem erſien Babe ergitbt ih wie, 
— Gicht Die Regtrang im Wege: dir Berördunng; wegl 


Br. Ber Staat barch die Gefetzgtbung norfähreiden Mnm) auf 


elcher: Weiſe in formellet udd macerieller Bezichung die. Ges 
wänderi. ihre Beimdgene: und fonfligen Rechte zu verwal⸗ 
ver haben :uabt daß dicſelden keineewege nach elguer Willkuͤhr 
Aarbber Beflimmüngen faffen koͤnnen, wenigſtens keine, welche 
urn Wie re. vder bed’ Geifl der Geſetze wären. . Uebri⸗ 
us: tann; wie wohl. keines Bewelſes bedarf, auch die Ge⸗ 
MAgebung nacht nach Winkuͤhr verorduen, fondern fie hat die 
Drundzuͤgr,“ wälche die Berfaffung Aber das rechtliche Ver⸗ 
‚hitrdiß‘ der Gemeinde, ehıhält, zu achten, und nur in: dem 
Dinne derſelben das Mähere anzuorduen. — Mus. der’ Beflini- 
neaugil vn der Negirung das Oberaufſichtorecht zuſtehe, ‚folgt 
year aſtrrũge gendunmen noch nicht, daß diefelbe ‚web ıber 
Beigguißifidk von deur vollſtaͤndigen Wollzuge der Gefehergu 
ae a hunner beſitzen Am gewiſſen⸗ſchaih⸗ 
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aloe Berivaltumge-gällen ben Ganeinben" Die Wenacan⸗ 
Entſcheidung zu verfagen, und dieſelben cn ‚eine Siaatser⸗ 
laubuiß ji binden? allein ſchon ‘die Geſetzgebang dor der Vers 
ſaſſungs Urkunde hatte ſolche Ausnahme -füngeftcle, mb auch 
das Verwaltungẽ⸗Edict vom J. 198% enthaͤlt din’ Verzelchniß 


derſelben 5). Eine Ausdehnung, a der — 


wäre: er uugeſetzlich. 


So weit die Rechte, nähe: Pr der — er — 
wei cheg yorkchalten, het. Figentlich. folgt ·daxaus aun ug 
ſabß ‚di; ie fer: mach ine Seidſiſtaͤndigkeit "und. Yusw 
‚ie deyſejben heſteht. Es ‚hat aber. Daß -Urumigefah nad 
auitrctlir;sinige Munste, heranägchoben, welche eintz. bafons 
Kuren, ſiamhian ger. bedürfan: fenionen, ; varınbenlich, Älterer ber 
wanerer Verletzungen wegen, . Diefe Parse re — et 


E Die fämmtlidhen Nechte der Gergeinpen — dur 

ihre felbftgemählten Öcmeinderätke, uufer Mitwirkung der Bye 
ger: „Aus ſchuͤſſe verwaltet, 9), und fs IE allg, dar Regixungq 
unterfagt, den Gemeinden GIAORAbSAENe, AufauDsÄngen. ‚Aug 
Verwaltung ihrer Rechte. Auch eim „ngehlicher Nutzen fang 
nicht geſtatten, von dem Yusfprupe er, ‚Verieflung sine Yuss 


nahme zu maden. Es ift felbfi, mepr ale zweilelhaffp LM 3 
einer Gemeinde erlaubt ift, auf die Sylbſtverwaltung durch 


eine freiwilligen Vertrgg mit dem Stagte zu, ‚dersjbten 
Dem wı gig "das Grundgeſetz das Beſtehen ‚Kiner gewiffsg, Kim 
rlotu tung für allgemein, nothwendig, ‚erachtet, amd „Digisibe, Peß 
ba lb" Anoronet, (0 bat nicht blos der unmittelbar PBetbeig, 
ligte ein Necht auf Die Erhaltung. dieler Einpiryng,, sondern 
er hat auch ‚gine Pflicht Dazu, denn jeder, Staasshärger. mag 
ihr Befteben alt, (ein arrfaTungAmäßigge Reit. leron. a Iſt 

c6,D08) Bramnenianvha daſ ein Ohetam anf Fin Recht eis 
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re Bawa ıld-sd: or. 004 mn ai 21 
2. VSRbNgn ERRANG Ani Abresbes Aigen 
ri er inte idied Morſte⸗ 
when hi VHier erreſt cha ch an ir mare Frage: 

u BuBkrnuauugen: dot F. da hen M. U. Der Mc erg 
ferleit des Eigenthume zu Staates Mad Kerporationdjincdien 
* auf Gemelnde⸗ Eigenthum Anwendung finde, ſo daß 

de, ind Walt “eich Wibertpruch uch Seiten der Gemeinde⸗ 
Behörden die "Abtretung tur nach Eñtſcheidung deH Gehri⸗ 
wenrathes ‚über "ihre Wothpendigfeir Statt fände? hne 
Swift; Being. gegenüber vom. Siaate oder vonder Allırd; 
Irperipufı ik Das. Eigenthum der 'Benieiidk Pribarehe 
gantanm:,:. elchee auch Ra dir. Verfeffung dnjie 
ſprechta dat, 9 J Sa 

3) Der einzelnen Grmeinde tann fl daft, auferlegt wers 
den, ' welt nicht blos zur Befriedigung ihrer. drtlichen Sp 

Wfniffe notfeendig, ad von ihr. kraft ber allgeneinen ganz 
ketgefetge zu übernehmen iſt; die Laͤſten zur Erfhilung all 
gimeinutr Landtsberbludlichkeiten miſſen auf das ganze, Abs 
itzreich umgelegt werden.n Mur in vem einen Bade,“ wenn 
WE Lagetbaͤcher über befdndere Reddtsütei ausnahmöweife eine 
Behinvtiigken‘ begrädven , kann von dieſer algerneingn Re 
Ki wbgeivichen werben 18), 

3) Saͤmiu liche Borfieher der Gemeinden find auf Be 
Kilraug der Verfaſſuug, und insbeſondere auch auf Wahrung 
Get bayntch begründeten Rechte der en zu verpfliche | 
wur, , 

”y he gan ; von welcher es fi Hier handelt, iſt ſchon vielſach 
ar her · Gege nftaud⸗ patiementariſchen und wiſſeaſchaftilchen Stteis 
AT tes gfen, ah > zrͤſbentheils haben fich die Srinimen für 
20 NG Ai ans Da EXECIC 


168, 
ER ER — Beh 
Dan Harfe’ fee Geige Tore WE Terre ah 
ar le re ee, We ha Beaiitwottunng Mewur⸗ 
Bau RT 17 DU D1 1.7.7 3207, 2,00 „DEE SPTITE SZ 237 
Pe oe, WETTER RE 1 
TU ERNEUTEN EN Gewatitzettlihuft RB TR. ae re 


Erg erregte Habe "Wan. fehe g. B. 
TEE Se: Hier arte, Aes Kühimeines ‚et, de laris- 


ri gohrie Piel, 38:15 85 Hen.rion de! 'Pangey, du pou- — 


— D » »»» "Paris, 1821, 8; Lanjuinai ee RE. 
Ä rd Badrıydo de- Vorgakisition —— Paris, 5 KOE ; Du- 
RU BY Hol des" danrnunes, Paris‘, 1823. 1. 4,%:; F "Rob 
an EHER Met eohridr: Staatsrechte, DHL.’ ki fs. 
—— ſre ch ern bieder EDDIE 
Bi a 15 Ban 91/02 RB) 0) 27 7). Pfr 772 2127 Ding 


| 2) Die Gemeinde: Ordnung im Hetzogthume veſthub Yin —* 
Natthen datin, dap feder &tadt: oder Doil:Ccmeihde das 
MRecht beiwohnte ihre Angelegenneiten eis zu erwaiten 
J unter Sberaufſicht des herrſchaftlkchen Bramten.“Es 
war All in jeder Gemeinde ein eigupr Machteenbeltene⸗ 
N ‚Weider in zwei Abthellungen Gericht und Rath/ 3erfiel; An 
en Ainis ſtaͤdten fübrte der Skaatsbeamte den Vorſitz, auf 
— ein Schultheiß oder Amtmanu. Die. Magiftratg er⸗ 
angten ſich ſelbſt durch Wahl des Ge rich tes, entſetzt lonu⸗ 
ten Mitglieder nur wegen Verbrechen oder ſchlechten Letens⸗ 
wandels und durch Urtheil und Recht werden. Wie be als 
"fen öffentlichen Yeintern, fo war auch für die Gemelnbeſtel⸗ 
Aen Bekenntntkß zur lutheriſchen Religlon Bedlnguns. git die 
Magiſtratsſtellen waren keine Beſoldungen ausgeworfen,- nuf 

iy dien Mitglieder des‘ Gerichtes erhielten Sporteln. ide,’ beim’ 
a Geſfrire nach vorhandene, Bertretuug der Bürger gegenüber 
‚none Masiſtrate war ‚nad und. nach in Abgang gekommen. Die 
10 Menelnbe ſeibſt hatte in der Regel: wicht mitzuſprechen, darfte 
runs seit. Ertaubuif des -Benmmis. veriuunust weißen. 


—E——— PERS REREEN FEN, Gotrſter 
2: Wtnpa wob- kein ihiaen Geriatahggtait. au; Deu tähien uch 


lag Arten MR eſgi nd: Anh, zur 


Me her Muh Fannten Ber. fr. it die Gianäh- 
ze an quſNamemandene ruhen nicht IVkichtep, „Defihnmte 
- Steuern umfegens Ueher Verxechnung der ‚Elunebmen, und 







* 
fe, fie zu ꝓrobiren und abzuhoͤren. Die, Landrechuungg- Des 


£ 0er geicat durq deu Megitrat;, Bürgergfdhng,, mußten 
jangenommen werden , Fremde, wenn der Ort ober das, Ge⸗ 
. ‚wette, ı welchem er ſich zu widmen gedachte, nicht aberledt wa⸗ 

en. ‚Die Regirung übte aber bei abſchlaͤgigem Derchgidg ein 
—— aus, wenn ſie es für, zweckmaͤßlg zrgchtete. 

‚Das Sauptgefeb für biefe Verbältnife war bie Commun Prd⸗ 
— J— vom Rp 1758, — Man ſehe uͤber die altwurtt. Semein⸗ 


„die, 


TF Elnrig iungen Belshaar 8 Privatrecht, en 6, 196 Tg. 


"Unter den sahtreichen Slugfariften, weiche während der Yapre . 


ve 1796 und’ g ‚9 erfchlenen, find auch manche, ı welde? das ‚Ögmein- 
dewefen belrefen und bie Mängel. derfelben „(mamenttich die 
1 ESelbleranung der Magitrate, den Mangel ‚einer, ® ðvettre⸗ 
— der Birgerfhaft und die daraus folgenden Nactheite) 
— Als die befte fann angeſehen werden: leber die 
"re gpaihtefläniteit und Gebreden der w. Magifrats.. Verfafung, 


’.T 1297 » 8. eine Bufammenfteilung der verfchledenen Vor: 


er hiaze aber it. zu finden In dem: "Subegeiff von Winfden, 
M ‚Blufen und Vorſchlagen in Beziehung auf den bevorficheiben 
> Rahdtag 13, 1797. 8. ©. 237 fg. und in der: Nachleſe zu dem 


—— S. 239, {3- | 
‚ab Unten dep, — BeiEAng, St —— Den alt. 


pe Rechte utghrfach geychaiert, cden Gereindes na⸗ 


u menti cycha:vlele ungehätfäre aaſten awzuatic worden, 
a fo a a etc dea m audſt aude/aſio gocaſetz. 
EI 


aben waren, beſtimmte Vorſchriften gesehen; Der, Beamte 


n tation führte, die Oberanfücht. Die Anfnahmenguer Buͤr⸗ 


— — 


⸗ 


2 he BO: un 3 R - 
Pte Ren Ar ee br * ——— ſich 





een ber Regirun In dem Hntat:wei-Qiifihee 


EN Wei as. re are da Arte 


bee ae "Fertbieenan here TRENNT Die 
Wahl der Magiſtraͤte durch die Vurzerſcweſt / inet «ber 
die Bürger: Ausſchuͤſſe) verlelhende wege wer die 
Gemeinde⸗ Verfaſſung enthielt. Da’ dleſe BertihmindenRtht 
gu der ſtaudiſchen Verfaſſung des vLandes hehorten, fo teaten 
fie’ nah V Berwerfung des eöntgt, Entwurfts Wenn, in das 
Beben ein, und Insbefondere erhfer? [don ’ unter ‘dem 7. "Sur 
18177 das wichtige Inſtitut der Bürser- Anefänffe. Tefne Ent- 
wictlung Meber die ganze Gemelnde⸗ Verwaltung 4 aber, Hhieit 
das Eblei K. vom ziſten Der. "1818 ansfüßrticere 8 m⸗ 
mungen als fie “in den Verf. Entwurfe Grgepeutet ‚gewefen 
waren Die Thellung in Gericht und Rath hörte auf, Über-die 
Wahlen wurden andere Borfchriften ‚gegeben n. EP. ‚Der 
Verf afiungs-Utfunde wurde endlich ein „eigeneh, das 
fünfte, Kapitel $. 62— 69, einvertelbf, weiches bie, „aflgprgelss 
ften Orundfäge über die Mechte ber Gemeinden und Amtetiyer⸗ 
ſchaften enthaͤlt. — Wie aber "Sie ge gauze Drganlfation. des 


Staates, fo wurde von der St. Verj. Im. Jahr. pn ar 


auch die der Gemeinden einer "ausführjicen. Berashung, unb 


| Kritik imterworfen, deren Zweck bauptſaͤchlich d der LT A 


Gemeinden noch mehr Se Isftftändigfeit zu verleihen, fjdle 
Gommtffionsberidhte in dem aten . o. Vell. H. „der. Verh. 
der &. d. U. von 1820, ©, 3 (+ Ferner‘ daf. im, äten 8: 


Beil. H. B. 3 fg.; vergl. auch: Kegler, Verigt ‚aber die. 


Gemeinde: Verfaflung, abgeitattet in der Commiffion ut w. 


* Sruttgarki 18260. 8, - DAS Ergebalß hir Verthhandlunge WViſchen 

— Reglrung und Staͤnden tk das Edtek Aber die Verwultung 
der Gemeliden, Stiftüngen und Oberkmtervom 
en Maͤrz 1832. Sehr wichtig iſt eudlich noch aec Kred 
inromnidten work uzas uͤber das Vvurger⸗ A, 


\ 








— | 


SE ; erden las Ye Duni 
a tn vydnes. an am 187 re 
V M. "SL Pas.” 7A Loc roL Tue Aa Be rer 2 er z thus 3 
I Vach Si Mer histes (M. BL. ©, 13 bebärfen 
‚ae Beſchlaͤffg eipes Bemehnderaste, in weichen dadi Nutereſ. 
ni. he der · Mameirden njud Ihrer Vernelter, ober Das-hensgagen 
martin yurnden Fhnktigen GemeindariMjtgiteder, gadlichüdas 
‚1 der elmaciaan  Bemeinde mund; Jez Abrigen: tantsgeiuffag ge⸗ 
ash lt Mike ‚ala FMegehmigrng east ‚Megtsun ge Bert ae 
Feat aper fall. diefes fastfinden :,.. A) ma: elat Mehnt= 
nu BeF kefamderk ‚ber Hbrremimopp: Selb, beider. Get ethel- 
rt: run augen. Matoliche des Qemeinderahe aceder 
1 Maoge Außzſchuſſeß cin Norfheltagaet einez Veſolduma mi w. 
bawilligt wird; ©) bei uunvorhezgeſehenen Neheuihtrituigen 
de Etats, und daber, räprenden neuen Umlagen; d) die Ver: 
außerxung ‚von, nugbarem Gigenthunm der Gemeinde; e) bei Ka⸗ 
ital Aufnahmen, oder Belaſtung der Gemeinden durch Menten, 
Sinſe u. ſ. w· f) bei. Abloͤſungen von Paſſiv-Kapitallen; 
„g), bei anperordentlihen, DBorempfängen fünftiger Einnähnten ; 
h) bei ‚Einführung und Erhöhung bürgerlicher Nurungem;ii)i bei 
iS Berminderung von, Örundabgaben amdie Gemeindekaſſe; K)ibet 
. aller Erhöhung, der GemeindesEinnahmen auf Koften: Drikter, 
3. B. durch Weggelder u. dgl; 5:1) wenn die‘ Buͤrger⸗ Aufnahm⸗ 
Gebühren erhöht werden wollen; m) bei Errichtung, Verlegung, 
‚Erweiterung oder Belaftung von Märkten; m) wenn das Ge- 
E melsde.Permbgen unter die Gemeinde-Glleder ‚vertellt wer⸗ 
— In allen biefen Faͤulen iſt der betreffende Veſchluß 


En 4» a 


„ben. foil.. 
 bem Dberamte zug Beftättigugg vorzulegen; dieſes letztere kann 


ieeo nicht in allen Fällen ſelbſt entſchelden, ſondern hat die 


„unter a; DA, X-A auſgefuͤtrten Semrindera he Beeluſſe 

® "her. Kreisregirung zu INES NUNG ie 

DEM. g 
7) Wenn asfo 3. B. die Stadt ſabiczen duf Ahr neot bie dettiche 


"hin. am; hantpabeh, durch een, Bern mit der Resitung 


112, 


| — und dieſes Geſchaͤft der — an Weste 
rungs⸗ Beamten übertieß, fo war ohne Zweifel diefe Peberein⸗ 
lunft gegen bie Beitimmung ber Verfafung, ‚und ſamit Aüs 
gültig. RR ee 


⸗ 

8) ©. V. U. $. 66. RENNER ne Eee 

9) Diefer Anſicht ſteht nicht entgegen» daß oben ra I/ G. 

32 . ausgeführt wurde, duch‘ dem Geineinben Wehe gegen⸗ 

Ber on Ihren Genoſſen das Rechk! zu, 'unfreiwilige Abtre⸗ 
Aging unter De Bedlagungen des & 30 Ver B.18.' zu veklan⸗ 
EI TIERE ſoſche Abtretung findet Matt zu Difenskiigen 
Sn Tate Ar Hewerte der Gemeinbe hegenuber: von 
Aurleran aidet · difeurce· Bee Wed, ſo find: &d bie bes 
At) aber der Amitoryerſaeſt · ge gendber von ven es 

meinden. 

10) Es iſt im diefem allgemeinen Sage nur dus zu ſammenge· 
fat, was in, den Alteren wuͤrtt Sefeken, 5 B.- Im errver⸗ 
„gleiche „. ausführlid und für einzelne Falle angeordnet wurde, 
indem mur zu baufig in frühern Zeiten, namenilich unter der 
„augefektichen Kegirung Herzog Karl's, den’ Gemeinden ring. 
Menge von Lajten aufgebürdet wurden, weicht, entweder vom, 
Hofe oder wenigftens vom ganzen Lande zu "frage "waren. 
WBergl. 3. B. meine Beiträge zur Öerdiäre Württemsels 9 

ud, 1831, 8, 8.1. ©. 2ı fg. 

1)& Bl. $. 69, 


‘ * 
\ 


Pe un Pe | 


z . *. diechtsverhaituiſſent der Gemeltde - Mitglieder. 
eu 7 


= - Was des —— und Bellter: —X Er 
.ır  ı „Mllgenseinheit beffelben. - 


Es if (bon oben, $. 143, hemetkt worden, daß * 
So. bes woͤrtt. Stgatage gtes, nnd, — Ber, Vefafs 
— * 


SR; 

tung felbft iſt 8 mafe in der Reg jeder Staatsangehörige Ä 
auch Wüglicd e einer ir Berimmeen ea feon, ‚Die Erfüllung 
bon Rechten, welche ebenfalls F zuſtehen ſollen, . ind pie 
Uradye dieſes Verlangen? welches durch die Geſetzgebung 
vom J. 188 über vas Bürger, und Beiſther⸗ Recht feine 
vollftändige Ausfüprbarteit und Ausführung erhalten hat. ‚Die 
weſentlichen ee dieſes Geſetzes ſind denn, aber fol⸗ 
rn: SAND MR 

3: Zeh asian eng, i a (een — 
—— vom :uiten April 2026eiue Heinen lin 
neue rdegeömdesiugf, anten unter Dir.: 35 Mer Saminde 
als Mitglied angehbren, und nur der Gtantäbäigäkint fa⸗ 
Nipseiunfelches. Recht im Konigreiche gm: Befisew I), PC (ou 
TAQF Die Gemeinde» Mitglieder: mMeilen!ſfich Ar yo Rap 
far Berfſetz er nnd in Bürger: Dir riſtet en · wentger 
Verkchtigten Klafſe“ ſteht zu: a) das Recht fig‘ in ir" we⸗ 
Ar hautſich miedetzulefſen: by das Recht, ein jedes 6 Bes 
Werbe nach Maasgabe der beftehenben Geſetze in derſelben 
— ‚treiben; eo der Apvſpruch auf Materfiügung ‚aus Stifs 
tunge = uud Gemeinde» Kaflen im Fall⸗ der Duͤrftigkeit. Da⸗ 
gegen hat der Bürger, außer dieſen ebengenannten Nlechten, 
noch folgende in Unfpruch zu nehmen: a) die Theilnahme an 
ben Gemeindes Natungen; b) actives und paffives: Wahl⸗ 
sicht bei Ortsvorficher-, Gemeinderaths⸗ und Bürgeransfchußs 
Stellen; c) verfaffungsmäßigen Antheil an der Wahl der 
Möndisspen ‚Ubgepxbueren der Städte und Dberämter 2). 

3) Don der Verpflichtung einer beftimmten Gemeinde 
als Bürger oder Beiſitzer anzugehören find nad), dem Ge⸗ 
ſehe * INGenbe Verlonen ausgenommen: 

a 5100 Nune che Britgfieber — Säufer; © ; 
me Staatsrecht II. = 


22 Ä 


: en die adeligen EN inmatilaligg Rurergoter umd 
deren Sartinng n — 

— bie. übrigen Deitglieber der nieterſchaftlichen Famitien, 

ehald ‚die für djeſelben heſtimmten Koͤrperſchaften ge⸗ 

vũdet kon, und dieſelben die Verpflichtüung der Ar⸗ 

men Unterſtuͤtzung gegen ax Augehbrigen uͤbernom⸗ 

men haben werden >); 
 d) alle diejenigen, welde am 18ten April ‚1828 dereito 
ein Öffentliches Amt im Hof⸗, Militärs oder Civil⸗ 
Dienfte, im Kirchen» und Schule Fache, oder hei eis 
ner Körperfchaft befleideten 9); ale ſpaͤter erſt⸗ Anne 
geftellten find dagegen wie jeden andere. Staassbürger 
zur Erwerbung verbunden, und es wird fogar, um 
ſich derfelben defto mehr zu verfichern, Die Zulaſſugg 
u k zu einer Dienftprüfung von dem Beweife eines Bürs- 
— ger= oder Beiſitzer-Rechtes abhängig gemacht 7); 

e) diejenigen Sraatsdicner, melde nur durch ihre Y- 
ſtellung das wuͤrtt. Staatsbuͤrgerrecht erlangt haben, 
und ſich über den Vorbehalt eines auswärtigen Hei⸗ 
mathsrechtes ausweifen koͤnnen (f BRAD: 1, ©.274)3. 
endlich 

9 diejenigen Staatsangebdrigen, welche — der älteren, 
Geſetzgebung einer nicht im Gemeindeverbande BR: 
den Beſitzung zugemiefen wurden, 

OH. Die Erfüllung der Verbindlichkeit einer Gemejinde ayg,, 
zugehdren wird Übrigens nur in einzelnen Faͤſlen durch, mag, 
mittelbare Mittel vom Gefeße bewerkftelliget (ſ. unten $, 349); a 
in ber Regel wird der Ungehorfame nur durch machtheilige Bols , 

gen zur Erfüllung angehalten, nämlich durch bie ‚wschtliche, . 
Unmöglichkeit vor Erlangung eines Bärgers oder ‚Beifiiere,. 

Re —9 ft ch zu verehlichen, ein dffentliches At au, üheragbe, 
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wm, tin Sewerbe auf eigene meinung oder. mit. — 
Dansheite zu treiben, überhaupt endlich, einen felbfftäpdigen 
Wohnfitz zu nehmen 3), 

5) Das Bürgers oder Beifti iber- Recht ift immer perſoͤn— 
lich, d. h. durch die Erwerbuig eines Grundſtuͤckes weder 
bedingt, noch durch dieſelbe ertoorben ; ebenſo wird es in der 
Hegel nur in Einer Gemeinde beſeſſen. Doch finden von der 
lettern Regel Ausnahınen ſtatt. Wer vor dem 18ten April 
1828 ein Buͤrger⸗ oder Beiſitzer⸗Recht in mehreren Gemein, 
den beſaß, behält daffelbe für fih und feine Nachkommen ; 
ferner bat der Theilhaber an einer zufammengefeßten Gemeinde 
(ſ. $. 151) an jede Parzelle derfelben geſetzlichen Anſpruch; 
endlich kann man neben Beibehaltung des bisherigen Verhaͤlt— 
niſſes noch in einer andern Gemeinde ein Recht erwerben. Die⸗ 
ſes letztere jedoch nur unter Beſchraͤnkungen: ein Beiſitzer naͤm⸗ 
lic), welcher wiedet nur ein Beifiger-Recht erwerben will, Fann 
blos durch freiwillige Aufnahme der neuen Gemeinde, und blos 
für (line eigne Perfon, ohne Wirkung für Frau und Kinder, 
erwerben; ein Beiſitzer dagegen, welcher ein Bürger sMecht, 
oder ein Bürger, welther ein Bürger» oder Deifiger » Recht 
erwerben wil, kann die fremde Gemeinde — wenn er. ſouſt 
die ndthigen Eigenſchaften hierzu hat — noͤthigen, ihn anzuneh⸗ 
men, jedoch ebenfalls nur fuͤr ſeine Perſon 9). Er 

6) Mit der Theilnahme an einer Gemeinde ift übrigens 
uhb'sas Meist, keineswegs der Zwang verbunden, in ihr fich 
aäfjubalten, Im Gegentheile berechtigt dieſe Theilnahme, oder 
die (ztſttzliche Ausnahme von ihr, in jeder andern Gemeinde 
des Königreichs gegen Bezahlung einer Wohnftener den Auf⸗ 
enthalt , zu ‚nehmen, und fogar unzünftige Gewerbe in berfelben j 
zu belneiben, und nur wegen frhlechten Praͤdikats oder ande⸗ 
ser vhlitzenicher Gruͤnde kann der Aufenthalt von der zuſtaͤndi⸗ 

8.. 
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eigen; ra, Drhärke: — weaen ier Aus ber 
rigenen · Demeinde Tan der - —. — in keinem 
Falle oligeitich ausgenddefem werden. 


Wen! „SE — LIE Az wi 
ER. I 623 Bärnersefee von. ıöten April 1828, $. 1, 
A. Bl. S. 508... Der, Ausdruck der Verfaffungs:Urkunde „ſo fern 
——— eine Ansnahme beſteht“, ließ eine doppelte Erklaͤ⸗ 
eig. am enhpeher: nämlich Eonnte bie am 25. Sept. 1819, beſte⸗ 
norbenbe ober eine ſhaͤter noch zu erlaffende Geſetzgebung darunter 
verſtanden ſeyn. ‚Durch das Buͤrger-Geſe tz iſt dfe letztere 
Auſcht als die richtige authentiſch erklärt worden, nur fragt 
ſich noch, vb dadurch, für aNe Zeiten nur die in dem obenges 
nannten Geſetze enthaltenen Ausnahmen gelten folen ‚-.oder 
j | ob die Sefesgebung auch kuͤnftig noch Zuſaͤtze und Beſchraͤn⸗ 
ungen beſchlleßen darf? Offenbar das Leßtere, wenn ſchon 
der Wortlaut des Gefeßes ein Anderes zu beftimmen ſcheint; 
End fein Geſetz kann feine Unabaͤnderlichkeit befehlen, bat 
68 doch ulht einmal die V. U. ſelbſt gethan. Ueberdieß ſpricht 
"an die mehrfache Abänderung des Rekrutirungs-Geſetzes, 
"für welches eine Anntihe Elauſel In ber — enthalten 


war, fuͤr dieſe Uuslegung. 


6, Bürgers und Beifiger-Gefeg, Art 2 und 3 — 
‚Die Ausſchließung ber Beißtzer von dem Wahlrechte iſt ein 
Maͤckſchritt in der Geſetzgebung. In ber Gen. V. O. vom 
‚sten Juli 1812, F.2, (R. Bl. ©. 333) waren dieſelben den 

. Wuͤrgern bierin ganz gleich geftellt worden, — Die ſtandiſche 
Mommiſſion von 1828 wollte auch auf den Vorſchlag zu nener 
Teennung der beiden Urten von Gemeinde-Genoſſen uicht ein⸗ 

. geben, ſondern ftellte fogar ben Antrag jeden unterſchied 
aAwiſchen Bürgern und Belſi itzern ganz aufzuheben, dagegen aber 
J fuͤr die Ausuͤbung der Wahlrechte die Bezahlung einer direc⸗ 
n sen Staatsſteuer als Bedingung feſtzuſetzen, ſ. Verh. von 
— 138328, iſtes a. o. Beil H., ©. 9 fg.; allein bei der Debatte 
ertlaͤrte ſich ſowehl der Miniſter, als bie Mehrzahl ber Ver⸗ 
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Temmiung gegen den Untrag (f. Werh., H. 1, ©. 210 fR.), 
2 gehen Ein’ uNrÜche: gehen: bie‘ dadurqhe ii: ihren Geiigiuhenns 
* gingen beſchelitten Bürger‘ eustalteu.ı unb: meleid...gegeu 
.  Wetbellte Helmathloſen gar keſae Bgrantin gebe · Der det 
‚tere Grund möchte aber nicht hoch anzufchlagen ſeyn, indem 
die beiden Hauptuaͤchtheile der Zutheilims Hrimathlofes, nö 
lich bie zu befürdtenden Eligenthinm6: Verletzangen unk bie 
naterſtuͤtzung derſelben aus ben Gemeinbekaſſen, auch bed.poßen, 
Beiſiern biefelben bleiben. Die Annahme des Unkzages-Hätte 
eine ganz nutzloſe Ungleichheit water ben Gtaatöhhigern 
weageräumt. — | 
» Die Dritglieder des Eimiglichen, Haules ſtud im Geſete nic, 
genannt, ohne Zweifel weis fie — freilich mit imteht — 2als 
uilcht unter der Zuhl der Staatsbuͤrger begriffen betrachtet wur⸗ 
den. Es entſteht aun die Frage: babe fie Befrelung vom 
Mobuᷣrgerrechte im Anſpruch zu nehmen? Strenge genonimen 
wohl nicht: allein bie Praxis ſpricht fie inen ſrellich zu. 


M)Dbe Stanbesherrn und ihre Famillen, fu nie die Velitzer von 
*RRkttterguͤtern find von der Verpflichtung ausgenommen, weil 
33 ſe a6 Welten eines größeren Grundeigenthums ſchon elnem 
Beſtandtheile des Staatsgebietes angehären, ferner weit Ihre 
Exiſtenz aud ohne ein Recht auf Armen Unterftägung von einer 
Gemeinde gefiderk ſei, ſ. die Motiv en bes k. Geſetzes⸗ 
Entwurfes, Verh. von 1827, Sted'aio. Beil. H., S. 53; 
Commiff. Bericht von 1828, a. o. B., S. 3 fg: Wenn 
man auch den letztern Grund gelten laſſen wollte Kobglefch der⸗ 
ſelbe eigentlich zu der Befrelung jedes Wohlhabenden fuͤhren 
würde), fo ſcheint wenlgſtens mit dem erſtern ein beftinmter 
Sinn nicht verbunden werden gu koͤnnen. Es hätte wohl der 
Rechtsgleichheit, welche die Verfaſſung verlängt, eher ent» 
fprohen, wenn diefe Ausnahmen nit gemacht werben Wären, 
und jedenfalls dürfte es zu mißbilllgen feyn, daß nur dem 
zabeligen’” Beſitzer efned Mitterguted das Recht eingkttumt 
n Iſtt denn der tatsre ris e Vellder wertzer beſicerti fe 
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zer Eftengtrilioher laͤcherlicher Dinkel, ats ſet bie Eigen⸗ 


Maft eines Ortobuͤrgers unehrenhaft, hätte feine sefenlice 


Beruͤcküchtignuag verdient, 


en Bekanntlich find ſolſche — * — — alſo 
Ask vieſe Anbtiahme ndchfuſpenbirt! 


vy Dt Geſetzed Xntwirtf hatte hi. * beantragt, * ſchon 
ie Oi Dleiffte ſbehenblae Beaurten· ſammt!hren Kinder dur 


das Geſet zu Bürgern Ihrer -Tälgen Wohndeté zu erklaͤren, 
und dadurch alfo den neuen Grundſatz fogleich- allgemein durchs 


1. gufühten. Der ftändifche Commiſſions⸗Bericht trug gegen diefe 


Beſtimmung an, ald ein Unrecht gegen. bie Gemeihben euthal⸗ 
tend, und ſchum bagegen vor, ſolchen Beamten und ihre Faml⸗ 


Ken. nur, das Heimathrecht in ihrem Amtafige zu gewähren. 
0 Bad: manchfachen, Perhandiungen wurde von hex Werlamm⸗ 
% — beſchloſſen, zwar auf der einen Seite die. Gemeinde. nicht 


‚Bat. Aufnahme zu nöthigen, auf ber anbern aber auch diefe 
Beamten nicht zu zwingen, fi zu Gemeindegenofen annghe 
men zu laffen, fondern ihnen für ihre. Perſon eine Befreiung 
einzurdumen. 
7) ©. Belanntmachung ber lͤmmtlichen windenen vom er. 
Aug. 1828, RB. ©. 709. 


HE. dad Gefetz, Art. 5. Es If dabel wohl zu — 


‚hab das Geſet die Verbindllchkelt Genoſſe einer Gemelnde 


— zu ſeyn, nicht blos auf. das maͤnnlichæ Heſchlecht beſchraͤnkt. 


Wenn alſo z. B. ein heimathloſes Frauenzimmen: einen fir 


ſeline Perſon befreiten Staatsdiener heurathet,,do mu ſi ſie über 


ihr Genoſſenrecht ſich ausweiſen, ſonſt kann der Haurach feine 
Statt gegeben werben. Die Kinder aus ſolcher Ehe ſind uͤbri⸗ 
gend noch befonders In ein Bürgerrecht aufzunehmen, ba fie 
als ehelihe Kinder das Recht der Mutter nicht erben, der 
Water aber. eines hat. Dieſe Anſicht iſt auch ausgefprochen 
in einem (ungebr.) Minif. Erlaß vom zöften Juli 1829. 

9) ©. das Buͤrger⸗Geſetz, Art, 6— 10. — Nah der Bien. 


„B. O. vom ofen Zunk 1812 konuten/nur Diejenigen eik"Vaps 
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—XEXXXXX 
bicherigen Gentoinde Kekbeblelten ;. veratiherten fit. daſſeſhe, fo 
tuhte auch do Buͤrgertecht bis zu etwaigew Mieheraultufe. 

. 10) ©. das Srfehr. Art. Ih und 12... Mußgenpmmen von 

der Wohnftener find untexoffiziere und Goldaten in ‚ben Gar⸗ 

uſonen, fernen Standesherrn und, ritterſchaftliche Gutsbeſtzer 

auf ihren Guͤtern. Selbſtſtaͤndlge — zah⸗ 

len bie — Steuer. eu en uf 


. 6. 149.‘ See re ‚ Z F 
— Erwerbung und Verluſt des Burger- und Veiſiter— Regtes. 


IL. Wafıviererlei Weiſe kaun das Verhaͤliniheines Ges 
meinde⸗Mitgliedes erworben: werben) namlich but Ge⸗ 
— durch Aufnahme, durch Ehe, endlich durch Zulheitung. 
— Durch Geburt wied das ‚Bürger a Ds das Belfitzers 
Bier erwerben. Br 
u Bei ehelichg ebornen in derjenigen Gcmente, wel: 
‚ her der Water zur ‚zeit der Gehurt des Kindes. doeder, 
wenn er fruͤher geſtorben waͤre, zur Zeit ſeines —5— 
bens angehörte 1). = 
B. Bei ungbelichen in derjenigen Gemeinde, — die 
X Mutter zur Zeit der Niederkuuft angehörte. Ehelichen 
ſich fpäter die Aeltern, fo erwerben die Kinder ein Recht 
an die Gemeinde, welcher der Vater zur Zeit der Ver⸗ 
ehlichung angehoͤrt, dagegen verlieren fie ihr bon der 
Mutter erivorbnes Reh ?). 

In beiden Faͤllen bebarf es Feines befonderen Actes noch 
vird eine Anfnahme: ‚Gebühr bezahlt, fondern die Kinder tre⸗ 
tm von Rechtswegen in ihr anererbtes Recht. Es upftcht 
ib; daß Die Kinder nur. dasjenige Recht erwerben, welches 
‚Bater. aber Muttes ſelbſt Yen; und daß fin nffo nik Bei⸗ 


» 
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net schalten, won ia dae Sr: RR 
Rocht. nicht habıpı?).. - 
9: Dürd Kefnaänte erhält inan ein Bürders oder Bei⸗ 
ſitzerrc echt in. einen fremden. Gemeinde, und Zwar "Durch ben 
Gemeinderath nad Anboͤrung des Bürgerousßhufis. Ue⸗ 
vbrigens ſteht es keineswegs bei: dieſer Behorde nach rihrem 
Gutduͤnken die Aufnahme zu verweigern; ſondern derjenige, 
welche beſtimmte geſetzliche Bedingungen 'erfällt, mE, wenn 
er: ed. erlangt’ aud) ‚mit den unter feiner baͤterlichen Gewalt 
ſtehenden Kindern, daufgenommen werben und nur die Auf⸗ 
babe ſolcher, welche dieſe Bedingungen nicht erfuͤllen, iſt 
der. Willkuͤhr der Gemeindebehdrden ge = Die 
VDediugungen find: nun aber :-: 
Gllg, Eee zur —7*— einer wiſuſaat oder frefn 
Er Kine, zuru felbfändigen Betriebe eines — zunftig en 
bder mphnfrigen — Handwerket, der San, oder 
— ""zähbtoirrffähfe ); Zu 
b ber Berl itz eines beſtimmten, Vermoͤgens, naͤmlich son 
‚ 600 und 400 fl. ie nah der Klaffe der Gemeinde, 
. als Vermoͤgen wird auch nichtrentitendes Eigenthum 
namentlich Fahrniß gerechnet; dagegen müffen Schul⸗ 
den und beſtrittene Forderungen abgezögen werden, Ba 
Verlobten wirb daß Vermögen Beider zuſammengerech⸗ 
net. Wenn der Bewerber auch die Mitaufnahme von 
Kindern verlangt, ſo muß fuͤr jedes ein Zehniheil der obi⸗ 
‚gen Summe zugelegt werben I. | 
- 0, Ein:gewifler Grad von rechtlichen Unbeſchollenhen Die 
"fen ſoll aber: nicht befigen, er 
Drengiggen durch gerichtliches Erkenutniß zu — mehr 
A Vinjahrigen Frriheitsſtrafe ober" zut Dienſtenſczng 
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derurtheiſt, zu Dekleidung cineon Wehen We unfiyth 
erklaͤrt, oder uuter polizeiliche Aufſicht gefehlt 
A wer it. den: Ihn kt Linkin: wchen ı Dedſtahls 
oder Sebengek haſuraſe vber mon der. Juſtaug .Aärbeie 
A Rn sl bin a 
ir wegez; Denlceuo are ciner· mebe als ·dierwcht 
gen Zreideitäfiiefeg: oben: in iwen letzten ſechd: Jahren 

wegen: Mfolie mit irgend’ einer Swgafe beligzt wurde: 

E wen Man! Zeit feed Seſuches in gerichtliche Uıfrerfas 
eng. derwickath unier Cmoael geſteilt, oder. ben 
meinderathe Jeitier. bisberigen Hoeim ath ald ein ſehlech⸗ 

‚3 ver Haus haͤlter betanut iſt yonsiy 1% 
Dieſe · edingungen gelten gleishmäßiguinhdin: Mach: 
„hende Bürger oder ob er Veiſitzer zu werden waͤnſcht, „und 
fogar i in dem Galle, wenn ein Beiſitzer in feiner higperigen 
Gemeinde Baͤrger werden will 8). Andere Mängel, gl die 
"Richterfühung diefer gefeglichen Bedingungen, oder andere 
anf ſeine Perfdulichteit fich gar. nicht beziehemde Umftönde 
"Dürfen Dagegen gegen einen Bittſteller nicht als Grund feis 
ner Abweifung vorgebracht werden, namentlich iſt erklaͤrt, 
"daß eine angebliche Weberfeßung der Bürgerfchaft im Allge⸗ 
Rmeinen ober des betreffendeh Gewerbes nie als Ubweilungse 


"grund angeführt werben bärfe 9). Auch dadurch wird kein 


Unterfchied begründet, daß ber Nachſuchende ein, Auslaͤnder 
it, und ber Srembe kann (natuͤrlich unter Voraus ſetung der 
Ertheilung des Staatsboͤrgerrechts) eine Gemeinde Abthigen 
ihn als Genoßen aufzunehmen, und zwar ganz untersdenfels 
"Sa Bedingungen, wie der geborne Mauͤrſtemberger 3°) — 
Die vom Geſetze beſtimmten Bedingungen eines. Zwaugsrech⸗ 
tg zur: Muſnahme find. uͤprigſas wicht in der. Art verbiudlich, 
a ER DO ind in iehum ñolle erfhls 
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(gu mäßtez Tandem 48: farb Kia Girsaninke > Mehhenne:; vocihe 
über ‚Das. Nichmorkanhenfenn. har aarkchlärbın. Nebingunge 
wegfebram qhlau, ander Apfnnahme aiunkrBistikeflerie (Dir 
alfa allerdinge kin, Zpanassede;angen fa-hätte).hurcaus 
nicht gehindert 12), — Die Regirung  Daassen ‚het jebes 
Art non Difpenfation „. nan-;Lingriff Im: bie Rechte dez Ge⸗ 
meinben surfagt und her. Recurs an ſie aun, nur die Trage 
betreffen, :ob das Geſetz angewendet worden fet ober nicht "?). 
— Schließlich iſt aych au, bemerlen, daß jeder Aufgenprgmene 
ber Gemeinde eine Auftgahme⸗Gebuͤhr au entrichten hat, de⸗ 
zen Größe in jeder Gemeinde vach dem Herkommen beftinimat 
it. Eine Herabſetzung berfelben findet bei Webereinflimmung 
des Gemfiudexatha und Buͤrger ausſchuſſes ſtatt, ‚cine Cr 
pohung aber nur mis. Cinwilliguug der Kreisregicung. Fuͤr 
die Aufnahme in das Beiſitzerrecht darf die Gebühr Dis; Haͤlfte 
dex für das Buͤrgerrecht beſtimmten nicht uͤberſteigen 2) 

de Durch Ede wird das Benodenfchaftsrecht nur vom 
Frauensperſonen erfoorben. Und zivar geſchieht dieſes uber 
Wingt und von. Rechtswegen, fomit ohne befondern Aufnahme 
Act, bei jeder [don verheurafheren’Srau, deren Ehe⸗ 
mahın ein Bürgerrecht erwirbt; fie Bann — auch wenn fie die oben 
unter 2 angeführten Bedingungen nicht erfüllt — nicht abs 
gewieſen werden. Bei noch nicht Verbeurarheten' dage 
Yen, welche ist erft dur Heurath mit einem Gemeindege- 
noßen ein Recht an eine fremde Gemeinde erwerben wol: 
len, iſt die Wedingung des rechtlichen Leumundes (oben 2, 
0) gemacht, und ſie koͤnnen alfo, winn biefe Bedingung 
ihnen abgeht, von der Aufnahme und fomit von’ der Heus 
9arh abgehalten werben 7). Beſitzt der’ kuͤnfrige Chenmann 
mehrere Bürgerrechte, fo bat fie zu wählen, weiches Fe mit 
‚tum theilen will, Ucbrigens muͤſſen auch in ſolchen Ballen 


Die hettunmetichens Gebähren eutrichtet werden ®8), Myers 
ſteht ſich nom ſelhſt, daß Frauensperſonen ein Duͤxger⸗ oder 
Beiſizer⸗NRecht auch noch durch alle audern geſetzlͤchen We 
emerben Ldunen, ſo wie, def fie uͤberhaupt ein —* 
ſJeroßenrecht beſitzen mülfen. 

4. Durch- Zutheiluug koͤnnen bios ——— d. 
ſolche Einattangehdrige 16), welche Feiner Gemeinbe als 
Graoffen angehdren, obgleich ihner eine der geſetzlichen Aus⸗ 
rahmen nicht zur Seite ſieht, einen Anfpruch an eine Ge⸗ 


weinde, und zwar immer blos :ein Beiſttzer⸗Recht, erwexben. 


Die Zurpeilung erfolgt in einem doppelten Falle: einnral kann 
wämlich jeder Staatsbürger, dem eine gefeßliche Ausnahme 
zuftcht, feine Zutheilung verlangen ; zweitens und in dc Re⸗ 


geh gefchieht es von Amtéwegen, wenn einen Veimaihlofen Ä 


Has Recht und die Pflicht eines beſtimmten Aufenthaltes 
oder nothduͤrftige Unterſtuͤtzung verſchafft werden ſoll *?). Die 
Zetbeilung geſchieht in folgender Reihenorönung, fo daß im: 
mer, wenn eine früher genaunte Vorausſetzung eintritt, auf 
die ſpaͤter genannten, wenn fie ebenfalls vorhanden ſeyn folks 
ten, keine Mödficht genommen wird: 

a. der Heimathloſe, welcher feine Genoßenſchaft frei⸗ 
„willig aufgegeben hat, z. B. durch Yuswänderung, ein 
anderes aber noch nicht erwarb, wird feiner früheren 

Gemeinde zugetheiltz in Ermanglung eines ſolchen fruͤ⸗ 
dern Rechtes wird der Heimathloſe 

B. demjenigen Orte zugetheilt, in welchem er fich zulegt 

: fünf Jahre ſtelbſtſtaͤndig aufhielt; trifft auch a * 
nr nicht ein, ſo ft nun 
nt. dirjenige Gemeinde ſchuldig ihn — in — 
un enge hie obrigkeitlicha Bewilligugg zur Humsunggnen 
mil Fielt; Spann mird er, Pe! un: Du 2 00} mei 
\ 
. 9 


IW 
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„äh ſemem Geburts, Orte (dei Findlingen dem „Site Der 
Auffindung) zugetheilt; finder Teine dieſer — 
peak, ſowerden — 

— oder verwittwete ber 
Gemeinde zugewiefen, welche ihren Ebemant aufnehmen 
ih Kiuder aber berjenigen, welcher‘ der eheliche Bas 
"santen;gder bie unebelige Mutter zugewiefen würden; ends 

: la weun gar keine biefer Bidingungen eintritt, fo if 

—— in deren Bezirk der heimathloſe polizeilich 
betreten wurde ſchuldig ihn anzunehmen 28). 


a (Sn uillen biefen Fällen wird die Zutheilung von der Re 

girungsbehörde ausgeſprochen; ift der Ort, welchem ein Hei: 
matptofer"zuficle, nur pölizeili und gerichtlich einer Ge⸗ 
meinbe zugerheilt, nicht aber mit ihr eigentlich vereinigt 
($. unten’. 151. am Ende) fo bat diefe nächfle Gemeinde 
ihn zu Abernehmen, jedoch bleibt‘ der Eigenthümer diefer Bes 
fisung zur Unterhaltung deffelben in Nothfaͤllen verbunden, 
Der zugerheilte Heimathlofe hat, wenn er fidh bei feiner 
Zutheilung in der Lage befindet es zu Tonnen, feiner 
neuen Gemeinde das Aufnahme-Geld zu entrichten. ‚Die im 
Falle eines Nothflandes von der Gemeinde zu leiftende Uns 
terftägung bleibt, in einem Zalle ganz eine Laſt berfelben, 
fondern ift in den oben ausgeführten Fällen a—c zu zwei 
Drittheilen, in den übrigen aber fogar ganz vom geſammten 
Dberamte ‘zu tragen, uud bildet einen Punct der Dberamfbs 
vergleichung für alt⸗ und neu⸗ ſteuerbares Kataſter 19), 


1. Was den Verluft der Bemeinde s Benoßenichaft 
betsiffe, fo findet derfelbe in folgenden Faͤllen fatt:, 

1. durch Ueberfieblung im eine andere Gemcinde, "ohne 

Vorbehalt des bisherigen Verbandes, Der gtnaue Zeithuuct 





mis 


da Nappränd dk Yen "die Annahme von Ccte- oh Tacnen 
Übeiäpe:t bc der Ablauf der Recursfriſt 3 N 

9. durch vollzogene Auswanderung Aus dem Nöitgteiche; 
rz. darch Aallahne fremder Staatsdlenſte vhne zugeſtande⸗ 
2 Borbiehätt"8r8' dieſſeitigen Sraatsbuͤrgerrechtes; 

durch die” bleibende Verlegung des Wohnſitzes ik das 
Yesland ohne Foniglichen Vorbehalt des wuͤrtt. Staatdbuͤr⸗ 
gerrechts and: ohne Erfällung der Verbindlichkrit tgegen dem 
bleffeitigen Staat. (Ueber dieſe — — f oben 
Thl. 6&.27)5 “ 

5 bei Frauensperſonen Durch — „sine 
Gmoßen einer andern Gemeinde; ı Hi 

. durd fünfiäprige Nichtbezahluug des von BRAIN, 
Mitgliedern zu beablenden Recognitionsgeldes ([; deu, naͤchſten 
6): jedoch nur in dem Falle wenn ber Schuldner gleichzeitig woch 
ein anderes Gemeinde⸗Genoßenrecht beſitzt, und:überbich, we⸗ 
nigſtens einmal an feine Sn unter An Termluanſetzung 
gemahnt wurde 20). = — ee 


DS. Burtzzer⸗Gefetz;, Min. 2 
V Daſ. Art. I1. — 

3) Das Buͤrger⸗GBeſetg —— zwar keine — Be⸗ 
ſtimmung über: dieſe Orundſaͤtze: alleln eben dieſes Gäwel- 
gen beweist, daß bie aͤltere, uͤberdieß auf die Natur der Sa— 
. she gegründete, Geſetzgebung in biefen Puncten in 
gebileben ift. 

4) Bor Alem Trage fih ob die Merfägung, daß die Gemeinde. 
dem Meldenden annehmen muß wenn derfelbe nur gewiße 
sndächer Bebingungen erfuͤllt, nicht gegen $. 63. der V. U. an= 
ftopt? Oleſer verordnet nawlich, daß bie Aufnahme neuer 
„„Gemeindemitghieder von ber Gemeinde abhänge, unter 
Vorbehalt ber geſetzmaͤßigen Entſcheidung der Staatsbghhrde 
in ſarditigen Faͤllen. Nach den Beſtimmungen des Buͤrger⸗ 
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“1 1rgeiehkt: Pas. nun aber eine freie Eutſcheldung dei Gemekinde 
nur ia den Bälen eintreten, wenn bem Bittenden bie geſetz⸗ 
lichen Baſtjnmungen nicht zur Seite ſtehen; In der Mehrzahl 
der Faͤlle tritt die Aufnahme von Gefehes wegen ein.— Es iſt 
mebz als zweifelhaft, ob eine folhe Beſchraͤnkung bed Rechts 
der Gemeinden ſich vertheidigen laͤßt, ſei es daß man die Geſchich⸗ 
te bes $. 63. der V. u. ins Auge faft, fel es daß er, wie er 
ibt fteht, ausgelegt wird. Aus den Verhandlungen der vers 

- faffunggebenden Verſammlung geht nämlich hervor, daß ber - 
Ausdruck: „In ſtreitigen Faͤllen“ von ber ſtaͤndiſchen Come 
mifflen und von ber Verſammlung felbft nur Darauf bezogen: 
r..wurße, wenn de Bürgerfhaft-unb bie Gemeinde⸗ 
Bepdrden mit einander in Streit geratben über die Aufnah⸗ 
„ :me.chned Genoßen. Sie ſtellte auch ben foͤrmlichen Mitrag, biefe 
Morte in den 9. 63. aufzunehmen, ſ. Verb. von 1819, 9.44, 
. Soa6. Die Megirung lehnte zwar biefen Zufag ab (daf. H. 
45, ©.46), weil er eine erft noch zu überlegende Yenderung 
in ber Gefeßgebung enthalte: erklärte aber, es ſei ganz gegen 
ihre Abfiht, den Gemeinden blos aus Billigkeitsräds 
ſichten Genogen aufzudrängen, und bemilligte, daher dem 
Zuſatz, daß die Staatebehärde eine „‚uefegtmäßige ”’. Entfcels 
dung zu. geben habe. — Nimmt man nun zu blefem geſchicht⸗ 
lichen Vorgange (weicher unbegreifllher Weiſe mit femem Wor⸗ 
te: in: dem Commiſſionsberichte oder in ben Debatten von 1828 

. eemwähnt wurde,) die Worte des Geſehes wie fie ist lauten, 
‚fo muß man um fo mehr in der Meinung beſtaͤrkt werben, 
daß bie durch das Geſetz von 1828 angeordneten Beſtimmun⸗ 
agender Werfeflung zu nahe treten, denn werte die Aufnahme 
‚yon ber Gemeinde abhängen fol, fo muß fie nicht blos 
„ansnahmemweife eine abishlägise Antwort ertheilen koͤnnen, 
And ale, in dem Kommiffiensberichte (f. Verh. von 1828, 
ates a. 9 Weild, &. aı fg.) und von dem Regirungs⸗ECommiſ⸗ 
ur Be ©. 230) für Die itztze Beſtimmung vorges 
nahen: nn lat iſch an Bunde toͤnnen gegen bie‘ Wörte'und 


r 
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nas Erhırn ber Werf: Urk. wicht in Aufchlag neh a Man 
ne 46 Aaber auch nicht anders als auffallenb findet) daß 


‚Me Frace, eb die Werfaifeig durch diefe Beffintinmgeh ge⸗ 


trinft, werde, von der Ständeverfammiung mit fo großer 
Dirhepeie Kmit 68 gegen 7 Stimmen) verneint wurde.! Der 
ia Fraze Rehende Eingriff in die Verfaſſung iſt «der nik ſo mehr 
ın bedauern, als die politiſchen MWortheite durch die einfache 


‚Berimmung ,: e6 bärfe jeder-Bürger oder Weiler in jeder 


andern Gemeinde (nartuͤrllch ohne weitere Anıpräde un fie) 
fein Gewerbe betreißen, hätten erreicht, die Vorfchkiften 
des Grundgeſetes aber gefhont werden können. — Mat vol. 
äber Diefe Frage die Meine, freilich ſehr wenig in die Sache 
„„eingeheude Schrift (von Bierer): Einige Worte kbek bie 
Art, 19— 21, 24 und 25 bed Buͤrger-Geſetzes. u — 
ti. 8. 


5 S. Bürger: Selen, Mt Art. 18. Der ſind. — 
Entwurf hatte nur Befähigung zu zuͤuftigen Genrrden und 


zur Landwirthſchaft anerkennen wollen, allein die SE. Berl. nahm 
die Abrigen vom F. Befeßes:Entwärfe vorgeſchlagengn Beſchaͤf⸗ 
tiennge » Arten auch auf, ſ. H. 1, ©. 258. — Uebrigens iſt es 
ſehr fchwer. einen: beftimmten Begriff mit dem vom. Geſetze 
gebrauchten Ausdrucke zu verbinden, und fomit klar awszufpre= 
den, weibe Bedingung denn hier geftelt wurde. Bow den 
verſchiedenen Veſchaͤftigungen iſt nur bei den @ewerbeu und 
einige. Arten des Handels genau anzugeben, was die Beſaͤhi⸗ 


‚gung zu ihrer Ausuaͤbung verleiht: allein was heißt „Sefaͤhi⸗ 


aung zur Landwirthfhuft? Hierzu tft Gottlob jeder befähigt, 
«der es es unternehmen will, und Staats: Prüfungen find für 


ya 


Bauern und Weingärtuer noch nicht eingeführt. Ehen fo un- 


„ Har iſt der Ausdruck: Befähigung zur Ausübung einer freien 
„Sun. Icder kann Maplerei, Bildhauerei, Mufit n. f: w. als 


„Mrwerbözweig treiben ohne irgend eine Erlaubniß, irgend einen 
‚Beweis daß er dieſe Kunſt verfiche. Unmoͤglich Tann aber 


or Qefek Willent ſeyn, dem Gemeinderäthen das Recht zu 
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geben, den Kuͤnſtler zu prüfen, ob er auch ſeinerKunſt maͤch⸗ 
Hg ab er fähig ſei, fie zu üben. Auch iſt nicht deutlich was 
Befähläung gur Ausübung einer Wiſſenſchaft fe. Sol bars 
anter die Erſtehung einer Staatsdienſtpruͤfung verſtanden Teyn ? 
Warum {ft dieß nicht mit deutlichen Worten gefagt? allein 
es giebt überdieß noch viele Wiſſenſchaften, welche „ausge⸗ 
abt‘‘ werden koͤnnen, ohne daß eine Prüfung für fie beftüns 
de, Enblich ift nicht einzuſehn, warum die Bekleidung einer 
Militaͤr⸗ oder Hof: Stelle übergangen iſt; biefe möchte doch 
eine eben fo große Sarantie leiſten, als bie „perſoͤnliche Bes 
fänlgung zur Landwirthſchaft.“ Solche vage Ausdruͤcke ent⸗ 
Halten eine unerſchoͤpfliche Quelle von Streitigkeiten, und ihre 
laichte Annahme iſt von — der Staͤnde⸗ ——— 
aacauu erłlodriich. 

9 ©. Bürger: Gefep, At. 20. — Die feüger — 
reqhtlich geforderte Summe wär 300 fl. für eine Stadt, 200fl. 
für eine Dorfgemeinde. Sehr zweifelhaft iſt die Kichtigkeit 
des Gedankens, je für eine. höhere Klafe der Gemeiude auch 
eine höhere Geldſumme zu verlangen, und eher. hätte umges 
gelebet mit der geringeren Bevölkerung eine größere Summe 
gefordert werden follen, indem. hier In ber Meget ber Erwerb 
Bus Latznarbeit u. f. w. feltmer und weniger eintraͤglich, und 
fomit größere Gefahr der Belchwerung ber Ammenanſtalten 
yorbanden iſt — Die Beſtimmung, daß ein mit Kindern über: 
fiedeinder Familien Vater ein größeres Vermögen nachweifen 
muͤſſe als ein kinderloſer, war nicht in dem urfprünglichen Ge⸗ 
feßes:Entwurfe, fondern kann erft durch die ſtaͤndiſche Debatte im 
das Gefeh, als ein Erfah für den verworfewen Antrag, daß 
ein Familienvater mit Kindern gar Fein Zwangerecht zur les 

berſiedlung habe, f. Verb. 9. 1. ©. 256. 

7) @. bad Bürger: Gefet, Art. 19.— Die fraͤndiſche Com: 

wiſſlon hatte außer ben tm Werte angeführten wo einige weis“ 

tere, im Verlaufe ‚ber Werhandlungen jurüdgewiefene, Be⸗ 

AMMn wigeihlasen. So namentlich, daß mad dem 45 
Jahre 


‘ 
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Jahre ein Zwangsrecht auf Anfleblung nicht veehr angeſprochen 
werden könne, ſ. Verb. H. 1, ©. 257, Ferner dis Verpflich⸗ 
tmg für die Hälfte des nöthigen Vermoͤgensſumme Grundel- 
getpum anzufanfen, Im Falle auf den Betrieb der Landwirth⸗ 
ſchaft hier uͤberſiedelt werben will, endllch nad weitere Be⸗ 
ſchraͤnkung, daß eine ueberfiedlung in eine andere Gemeinde 
auf das bloſe Beiſitzre cht nicht geſtattet ſeyn fol (ſ. iſtes 
a. o. Beilh. S. 19). 

H S. Baͤrger⸗Geſetz, Art. 23. Durch dieſe neuen Be⸗ 
ſtimmungen find die frühern Bedingungen, unter denen man 
die Aufnahme erzwingen konnte, aufgehoben, alfo namentlich 
bie Urbarmahung ungenüßt Ilegender Felder, Ueberbanung ei» 
ner oͤden Hofflätte, Heurath mit einer Meiſterswittwe r 
renvoller Abſchied aus dem Militaͤr. 

9) S. daſ. Art. 24. — Nach ben fruͤhern Geſetzen war ein le: 
berfeßung allerdings ein Rechtsgrund zur Abweiſung, es war 


\ 


fogar ber Magiftret in folhem Falle zur Abweiſung verbu n⸗ 


den, ſ. Weishaar, I, $. 340. 


10) Die Ständeverfammlung hatte diefe Rechtsgleichheit Be Ans: 


länder nur auf bie Unterthanen der deutfchen Bundesſtaaten, der 
Schweiz, und der mitWürttembergim Verhaͤltniſſe des gan, freien 
Handels ftehenden Staaten befchränten wollen, f. Berg. H. 
1, ©. 26 fg.; allein die Regirung beharrte auf der Algemein- 
heit ber Beſtimmung, f. daf. 9.5, ©. 1315, 

11) Dem war früher nicht fo; von bem gefeglic verlangten 


Vermögen durfte der Magiftrat nicht abgehn, eben fo wenig, on 


wie kaum bemerkt, von der Bedingung daß das Gewerbe nicht 

überfept ſei. | 
12) ©. das Buͤrger⸗Geſet, Art. 27. — Ausnahmewelfe 

konnte früher der Regent das Bürgerrecht auch gegen den Wil⸗ 
len einer Gemeinde erthellen, ſ. Erbvergleich, EL 11. 
* 4 Die Faͤlle und die Form der Recurſe nach der itzigen Ge⸗ 
u ſergebung fe indem Buͤrger-Geſetze Art. 63— 67. Hochſt 
*8 fonderbas iſt der Gang der Verhaudlungen in der Etindver— 
oT E iaaterecht 1, 
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femmslung uͤber das Diſpenſatlons· Necht der Regirung. Diefe 


hatte in Ihrem Gefeßesentwurfe felbft die Aufhebung biefes 
. Rechtes beantragt, allein die Ständeverfammiung befchloß es 
ihr zu uͤberlaſſen, ſ. Verh. H. 1, S. 236. Gleich am fol⸗ 


genden Tage aber verlangte die, auf die Unvertraͤglichkeit die⸗ 


ſes ihres Veſchluſſes mit dem ganzen Gelſte des neuen Ge⸗ 
ſedes aufmerkſam gewordene Verſammlung Bericht uͤber die 
Ausfuͤhrbarkelt des Beſchloſſenen. Die Commißlon trug dar⸗ 

auf an, der Regirnng ein Diſpenſationsrecht nur waͤhrend der 
naͤchſten fünf Jahre einzuraͤumen, und bie Kammer vereinigte 
ſich damit, f. daſ. H. 2, S. 357; allein die Regirung bileb 
| iprer folgerichtigeren und gefeßlicheren Anfiht getreu, und lehn⸗ 
te auch biefes befchränfte Recht ab, f. dat. 5.5, ©. 1315. 
13) S. dad Geſetz Art, 28 — 31. — Die Aufnahme-Gebuͤhr 
eines Buͤrgers darf uͤbrigens 120, 50 und 25 fl., je nach ber 

— Kigſe der Gemeinde, nicht uͤberſtelgen. 

$ 39 ‚Kit vielem Rechte befchwert fi ber Nehenfchafts= Bericht 


.. von 1830, ©, 65 fg. über ein Confiftorial : Nefeript vom 29. 


April 1828, durch welches erklärt Äft, daß die Geiſtlichen we⸗ 
u der das Mecht no die Pflicht hätten, ſich um die Erfüllung 
Se der ‚gefeglihen Bebingung vor ber von Ihnen vorzunehmenden 
.... Krauung einer fremden Welbsperfon mit einem Orts-Genoßen 

zu befümmern. Der Ausfhuß fegt Tlar auselnander, daß im 

Gegentheile der Geiſtliche fuͤr ſchuldig erklaͤrt werden muͤſſe, 
dem Gemeinberathe von jeder Trauungs-Anmeldung dieſer 
Art Nachricht zu geben, damit derſelbe uͤber den geſetzlichen 
Leumund der Braut Erkundigung einziehen koͤnne, denn nach 
‚. vollgogener Trauung feb es zu ſpaͤt, Indem die Frau nicht 
R mehr abgemwiefen werben könne. — Ein Antrag an die Regi⸗ 
ruung wurde übrigens von ben Kammern nicht geſtellt. 
15) S. das Buͤrger⸗Ge fer, Art, 25 und 29. 
16) Solche Helmathlofe, weiche nicht einmal. Angehoͤrige des 
wirtt. Staates find, werden natürlich keiner Gemeinde zuge⸗ 
F theilt, ſondern demjenigen auswärtigen Staate angefenbet,, an 











1 En 
welchen fie einen Anfpruh zu machen — Die —— 
mungen hierüber f. unt. $. 255. 

1) So nothwendig es auch iſt, allen Etaatsbürdern einen bes 
kimmten Aufenthaltsort zu verfchaffen, in welchem fie le: 
ben dürfen und unter Umſtaͤnden muͤſſen, und fo gewiß 
diefe Nothwendigfeit in doppeltem Maase eintrifft bei hei- 
mathlofen Landftreihern, biefer Peſt der geordneten buͤrger⸗ 
lichen Geſellſchaft: fo wenig Ift auf der andern Seite zu laͤug⸗ 
wen, daß die Prlicht eine ſolche gefährliche Familie aufzuneh⸗ 
men, eine große Laft für die Gemeinden iſt, und daß ber 
Staat denſelben ſchuldig wäre, auf energifhe Mittel zu fin- 
nen, biefe Leute unfhädlih zu machen und zu vermindern, 
Vrgl. hierüber unten $. 178. e 

18) ©. Bürger: Geiles, Art. 34. — Niemand laͤngnet, daß 
eine zweitgemäße Geſetzgebung über die Zuthellung der Kels 
mathloſen dußerft (hwierigift; Niemand läugnet aber auch, daß 
bie bis ißt aufgefundenen gefehlihen Beſtimmungen keines 
wegs tadellos find. Namentlich die Zutheilung eined Wagan- 
ten an bie Gemeinde ber pollzeilichen Ergreifung iſt Höchft unzweck⸗ 
mäßig, weil fie bie Ortsbehoͤrden verleiten Finn (und auch 
wuͤrklich oft genug verleitet), auf gefaͤhrliche Verbrecher fehr 
nachläßig zu fahnden. Sollen doch ſchon Fälle vorgefommen 
ſeyn, daß ſehr gefährliche Janner von den Ortsbehoͤrden 
wieder entlaſſen, ja fogar für ihre MWiederentfernung bes 
zabit wurden, weil bie Gemeinde fürchten mußte, daß fie ihr 
zugethellt werden würden. Ueberhaupt iſt die DBelaftung eis 
ner Gemeinde aus fo ganz zufälligen, von Ihr keineswegs vers 
ſchuldeten Urfahen immer mißlich und unbillig. Es tft nicht 
einzufehen, warum nicht Dertlichkeiten, 3. B. auf dem Schwarz, 

‚walde, aufzufinden wären, welhe zur Colonifation der Hei⸗ 
matlofen in eigene Gemeinden benuͤtzt werben koͤnnten. 

19 S. Buͤrger⸗Gefed, Art. 35 — 40. — AS eine weſent⸗ 

Ucht Werbeſſerung der fruͤhern Geſetzgebung iſt anzufehen, daß 
Dies Sur der’ Armeminterſtuͤhung ‘bei’ zuygetheilten Famllien 

er 9.. 


⸗ 
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von ber einzelnen Gemeinde abgenommen, und auf eine größere 
Orundlagevertheiltwurbe. Noch immer iſt bie unmittelbar betrofs 


Tene Gemeinde genug zu beklagen, Indem die Geldunterftägung : 


ans der öffentlichen: Kaffe nicht bie einzige, vielleicht nicht die 
bauptfählichite nachtheillge Folge einer folgen Buthellung iſt. 
20) S. Buͤrger-Geſed, Art. 62 
$. 150. 
y. Recht und Verpflichtungen ber Gemelnde-Genoffen als ſolche. 


Die Gemeinden befigen in der Hegel Vermögen, na⸗ 


mentlich Grundeigenthum; fie haben aber auch zu Erreichuug 
ihrer Zwecke manche Ausgaben und Beduͤrfnifſe. Daher kommt 
es, daß nicht ſelten die Gemeinde-Genoſſen Anſpruͤche auf 
den Genuß gewiſſer Theile des Gemeinde⸗-Vermoͤgens zu 
machen haben, wenn nämlich der- Ertrag derfelben nicht 
für die allgemeinen Zwecke verwendet werben kaun oder will; 
es folgt aber auch daraus, daß auf der andern Seite und 


weit häufiger nody Forderungen, fei es von perſoͤnlichen ſei | 


es von dinglichen Leiſtungen, von Seiten der Gemeinde au 
fie gemacht werden, wenn bie Einkünfte aus dem Gemeins 
Gute nicht hinreichen zur Befriedigung der Beduͤrfniſſe. So 
entſtehen alfo Rechte und Verbindlichkeiten, welche allerdings 
dem Öffentlichen Rechte angehören, obgleich fie den Staat ſelbſt 
unmittelbar gar nicht berühren. Cine Gleichheit derfeiben in 
‚allen Gemeinden des Landes ift keineswegs vorhanden, weil 
das Vermögen und die materiellen Bedürfniffe der Gemeinden 
fo fehr verfchieden, und keineswegs mit der Zahl ihrer Genoſſen 
in gleihem Verbältniffe find. Es beftehen auch keineswegs 
in allen Gemeinden diefelben rechtlichen Grundfäße, indem 
in den verjciedenen neuerworbenen Tandestheilen fräher ganz 
abweichende Einrichtungen beftanden, deren Spuren und Fol⸗ 
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gen noch nicht verwiſcht werden konnten; doch verhält es ſich 
wenigſtens ſo, daß von einer und. von Ausnahmen 
die Rebe feyn ann. 

Was nun zuerft die Rechte ber Gemeindeglieder an bie 
Nutzungen aus dem Gemeinde » Vermögen betrifft, fo ift 
. bie Regel die, daß jeder Uctios (d. h. in dem Gemeinde⸗ 
bezirke felbit anf eigene Rechnung lebende) Bürger und bie 
Wittwe eines ſolchen Bürgers gleichen Antheil an dieſen 
Nußungen hat, fei es nun daB diefelben:Is.'dem Niesbrauche 
eines Grundfiädes, 3. B. einer Allmande oder Waide, ſei 
es daß ſie in ber Vertheilung bes Ertrages, 3. B. in Holy 
theilen, befichen. Wenn nach der beftehenben Einrichtung 
der Gerinß nicht fogleich Allen zufallen kann, © iſt ein Ein⸗ 
ruͤcken nach dem Alter als Bürger anzuordnen. ‚Uchrigens > 
ift keineswegs nothwendig, oder auch nur gewöhnlich, bag- 
diefe Nutzungen ganz unentgeldlic) geſchehen, ſondern es kaun 
der Gemeinderath unter Zuſtimmung des Bürger Ausſchuſ⸗ 
ſes auch Gegenleiſtungen feſtſetzen. Beiſi itzer haben keinen An⸗ 
ſpruch anf die Gemeinde⸗Nutzungen zu machen 7) So weit 
die Megel; nun befichen aber auch manchfache Ausnahmen. 
— Die wichtigſte derſelhen beſteht in denjenigen Gemeinden, 
in welchen die fogenannten Real⸗Gemeinde⸗Rechte aus frü⸗ 
hern Zuſtaͤnden her Sitte geblieben find (mie z. B. in eis 
nem großen Theile des Zarıkreifes). Nach diefer Einrich⸗ 
tung geblhren' die Nußungen aus den Gemeinheitsguͤtern einer 
gewiſſen Anzahl non Grundbeſitzern ale ungetheiltes Eigens 
am. Jeder andere Gemeinde, Genoffe, und wäre er au) 
Wach itzigen wuͤrtt. Geſetzen Astivs Bürger, iſt ausgeſchloſ⸗ 
ſen; dagegen- haben aber auch die Beſitzer der Gemeinde⸗ 
Rechte ausſchließlich die Laſten der G:meind: allein zu tras 
gen, 1und ugwar gewöhnlich o hue Beſchraͤnkung auf eine | 
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gewifle Größe ?). Andere minder bedeutende Musnahmen 
‚ find: die Mehrberechtigungen, welche aus einem privatrecht⸗ 
lichen Zitel einem Bürger zuftchen, fo wie die Nutungen, 
welche die Kirchens und Schuldiener, manchmal au Ges 
meindes und Koͤrperſchafts⸗ Beamte, vermdge ihred Amtes 
gleich jedem Bürger anzufprechen haben 3). | 
Die Berbindlichkeiten der Gemeinde-Genoffen ges 
gen die Gemeinden zerfallen in perfdnliche Keiftungen und im 
Abgaben; für beide befteht der allgemeine Grundfag, DAB 
jeder Bürger oder Beifiger mit der Selbftftändigfeit auch in 
die für Alle — abfolut oder relativ — gleiche Verpflichtung 
die Laſten zu tragen eintritt, fo ferne nicht eine der bes 
ſondern, unten .näher angegebenen, Wusnahmen ihm zur 
Seite ſteht. Wenn jedoch einzelne Gemeinde-Genoffen aus⸗ 
nahmsweiſe eine privatrechtliche Verpflichtung haben, einen 
groͤßern Antdeil an den Gemeindelaften zu tragen (wie dieß 
3. B. bei den Befigern von den fogenannten Gemeinde⸗Rech⸗ 
ten der Fall ifi, ), fo tritt die Verbindlichkeit des übrigen 
‚nur für diejenigen Dienfte oder Abgaben ein, welche bie 
Gemeinde noch neben jenen bejondern Leiftungen zu fordern 
. gendthigt ift *). i 
Die perfdnlihen Dieufte der Gemeinde » Genoffen 
zerfallen in Frohnen, und in die Uebernahme von Ges 
meindesAemtern. . 
Ob Frohnen von ben Gemeindes Genoffen zu verlangen 
feien, oder ob anflatt ihrer eine Geldabgabe eingeführt werden 
wolle, hat der Gemeinderath mit Einwilligung des Bürger-Auss 
ſchuſſes zu beichließen. Da wo fie in Natur gefordert werden, 
Tann der Pflichtige nicht verhindert werden, fie durch einen tächs 
tigen Stellvertreter zu leiften 5). Ganz befreit von der Na, 
turalsLeiftung der Frohndienſte, nicht aber auch von der Reis 
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hang der Geldabgabe, welche anftatt derſelben umgelegt wers 
den möchte, find durch das Geſetz ſelbſt eine bedeutende Ans 
nhdl von Perfonen, theild wegen phyſiſcher Hinderniffe, theils 
wegen amtlicher Verhaͤltniſſe, theils endlich wegen beſonderer 

Verdienſte 6). Die Urt und Weiſe der Frohnleiſtang iſt am 
wenig durch die Geſetze, ſondern bauptfächlich durch oͤrtliches 
Gewohuheitsrecht beſtimmt, und auch das Buͤrgergeſetz uͤber⸗ 
läßt die Regulirung den Gemeindebehoͤrden; nur fo viel’hei 
kimmt es, daß Gleichheit unter den Pflichtigen obwalten 
safe, Die Commundrduung aber (Kap IX, Abſchnu. 1. 53 
und 4) verordnet, daß derferige Spaunfrohnen zu leiſten bay 
be, welcher entweder Zugvieh beſitzt, oder doch fo viele Goͤter, 
amt für dieſelben Vieh halten zu ſollen; die Abrigen dagegen 
haben Haudfrohnen zu leiſten, wobei auf eine Spannfrohn 
drei Handfrohuen gerechnet werden ). 

+ Die. gegwungme Ueberunhme vom Gemeinde⸗Aem⸗ 
tern findet nur in Beziedang auf Stellen im Gcmeinderathe 
web im Buͤrzgeraueſchuſſe Start. Eine geſetzliche Entſchuldi⸗ 
sung Tautı geltend gemacht werben, wenn entweder ber Ger 
wählte über 60 Jahre alt iſt, oder er in einem (der in Note 6, 
anter Ar: 2, a—e uud h genannten) Dienfiverhältniffe ftehr. 
Bil iu dem letztern Falle der Gewählte von feinem Eut⸗ 
ſchuldigungsrechte keinen Gebrauch machen, fo har er vom 
feiner Dienftbeßbrde die Erlaubniß zur Annahme einzufolen 8), 

Die Abgaben endlich an die Gemeinde find doppelter 
Urt; entweder naͤmlich find fie perſoͤnlich, und ohne Näds 
ſicht auf Vermoͤgen und Stenerquote zu entrichten, oder ru⸗ 
ken fie auf dem Eigenthume, 

Bon der eritern Art find bloß zwei (und die Umlegung 
don weiteren iſt ausdruͤcklich verboten); erſtens die blos ein- 
mal zu bezahlenden Beiträge zu den. Feuerloſchgeraͤtheu, und 
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zur Bepflanzung der Allmande; und zweitens bie jährlich 
zu bezahlende Bürgers und Belfig: Steuer ?). Die Meals 
* Mbgaben' dagegen werden nach dem Steuerfuße der directen 
ordentlichen Staatöfteuer umgelegt, und mit ihnen find alle 
Unsgaben der Gemeinde zu beftreiten, welche weder durch 
deren eigene Einkünfte, noch durch eine der perfönlichem 
Steuern oder Leiſtungen beftritten werben Finnen. Die Ver⸗ 
bindlichleit zu Beiträgen ift allgemein.fomohl. für die Benoffen 
der Gemeinde, als,für die in der Markung derfelben Tiegeus 
deu Grundſtuͤcke (auch wenn letztere Riche« @enoffen gehdren) 
@afesliche Ausnahmen finden jedoch in denſelben Fällen fit, . 
in weidyen ein Beitrag gu den Amtekoͤrper ſchafts laſten hide new 
langt werden mag 7°). Nur ausnahmsweiſe ift es den Ge 
meinden auch erlaubt, eine Umlage Aufıbes Gebrauch gewiſſer 
Artikel zu legen, eine Detroiv Bchähr einzufuͤhren, welcher 
dann jeder Conſument unterworfen If; mag er ber Gemeinde 
als Genoſſe angehören oder nie 22). «= ; Be 

In beſonderen rechtlichen Verhaͤltniſſen ftehen die — 
weſenden Buͤrger oder Beiſfitzer; fie verlieren für die Dauer 
ihrer Abweſendeit den Untheil an den Gemeindenuungen nud 
dem Gemeindes Wahlrechte: dagegen haben fie aber auch — 
außer wenn die Ubgaben und Dienfte auf beſtimmten, ihuen 
zuftehenden Cigenthumsftäden berupen — ag die Gemeinde 
feine Abgaben zu entrichten, als die Hälfte des Bürgers odes 
Beifiger » Geldes, unter. dem Namen eines Recognitions⸗Gel⸗ 
des. Durch fünfjährige Nichtbezablung des letztern gebt, jedoch 
nur wenn der Säumige fonft eine Gemeinde-Genoffenfchaft ie 
Anfpruch zu nehmen bat, fein Recht an die erfiere Gemeinde 
verloren 12). 


1) ©. Bürger-Gefeß, Art. 44, 45, 49 und 50. — Det 
Grundſatz, daß Beifiger Leinen Antheil haben koͤnnen, iſt, 
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nit Ausnahme des Walderechtes, bei welchem es jede Ges 
meinde beim Herkommien belaſſen ſoll, ſo. abſolut, daß auch 
die Gemeinde nicht davon abgehen kann, und nur noch dieje⸗ 
nigen Beiſitzer, welche am ı8ten April 1828 Im Genuſſe einer 
Nutzung waren, behalten denſelben für ihre Lebensdauer, ſ. 

das Geſetz, Art. 49. | 

Ä 2) 6. da ſ. Art. 47 und 54. — Es laͤßt fi Ietht begreifen, 
daß die Berechtigt en bie ffüheren Staatselnrichtungen zus 
rädwünfhen, bei welchen fie ohne alle Form ung Eontrole 
bie gemeinſchaftliche Rechnung mit der Kreide auf dein Wirths⸗ 
tiſche unter fih abmachten; und es mag auch nit geläugnet 
werben, daß in folhen Verhaͤltniſſen bie für gang andere Zu⸗ 
fände berechneten württ. Gefeße laͤſtig und nnndthig-Foftbar 
find: allein wer wi behaupten, daß biefes Monopol einzel⸗ 
ner ‚weniger reicher Hofbauern eine an und * ſia lobens⸗ 
werthe Einrichtung fei? : | 

3) S. Büärgergefeg, Art. 46 und * 
4) Daf. Art. 61 und 33. a Di 
5) S. daf. Urt. 54. Es wäre wohl ein merklicher Kortichritt 


zum Beſſern geweſen, wenn bad Geſetz bie Frohnen ganz . 


ugeſchafft, und dagegen allgemein eine Geldabgabe eingeführe 
hätte. Die natlonaloͤkonomiſchen Nachthelle jener Art.von Bel: 
trägen find algemein auerkanut, und treten natürlich bei Ge- 
meinbe⸗Frahnen fo gut ein als hei Staatd.Frohnen. Wergl. was 
baräber ſchon Wecherlin (Darkellung ber Grundſaͤtze über 
Frohndienſte, Stuttg. 1798, ©. 40 fg.) fagt. 

‚6 Das. Art. 55. — Wegen phyfifher Hinderniſſe find 
befreit: a) Franensperfonen; b) Gebrechlihe ; c) Männer 
über 60 Jahren Wegen amtlider Verhaͤltniſſe;: 
a) alle in $. 3 ber Dienftpragmatif genaunten Eivil: Staates 
plener mit Einſchlus der ſtandesherrlichen und Patrimonial⸗ 
Juſtiz⸗, Pollzei⸗ und Forſtbeamten, der Gerichtsnotare, Ober⸗ 
amtsaͤrzte, Poſtbedienten; :b) von ben entlaßbaren Dienern: 
Amtsnotare, Oberelubriuget unb Eontroleure der indireeten 
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Steuern, Actuare, Buchhalter und Affiftenten, Nagmeifter, 
Dffizlanten bei Strafanflalten, Walfens, Taubſtummen⸗ und 
Irrenhaͤuſern, Unterauffeher bei den Anftalten und Gewerbes. 
betrieben bes Staates; Forſtwarthe und Waldſchuͤtzen, Zoller, 
Achter, die Diener bei Kanzleien und Aemtern: c) allezgum 
Hofftaate der Löniglihen Famille gehörigen Perſonen, fo wie 
die Beamten und Diener. bei der Hofdomanen : Kammer , bie 
niedere Hofdienerfhaft; H alle dienftthuenden und invalidir⸗ 
ten SMilitärperfonen jeden Grades, die Militär - Beamten; 
e) die Kixchenbiener bis zum Meßner einſchließlich, alle Lch- 
zer nd Diener bei jeder Art von Öffentlichen Lehranftaiten ; 
f) von ben Gemeinden: und Körperfchaftss Beamten: Orts⸗ 
VWorſteher, Gemeinderaͤthe, ſtaͤd tiſche Stiftungspfleger, Ober 
amtsgerichts⸗Beiſitzer, Offizianten ber Kraukon⸗ und Armen⸗ 
Haͤuſer, Thorwarte, Thorſchreiber, Wald: und Feldſchuͤtzen, | 
Hochwaͤchter, Polizeidiener, Gemeindediener; g) Aerzte und 
Wundärzte, welche einen Gehalt aus einer oͤffeutlichen Kaffe - 
erhalten, Apothefer ; .h) die fandes s und gutsherrilchen Bes 
amten... Begen befonderer Verdienſte: a) die Juha⸗ 
‚ber dee 8. Orden und Medaillen ; b) bleienigen, welchen ber 
a - Semeinderath die Befreiung als Belohnung bewilligt Hat. 


7) Wie verſchleden ührigens die Regel, daß Gpannfrohnen nach 
dem Zugvieh oder dem Gäterbefig geleiſtet werden muͤſſen, 
fhon im alten Herzogthume andgelegt und angewendet wurs 
de, darüber f. Wettherlin, a. a. O., ©. 53 fg. Da nun 
in den neuerworbenen Landestheilen noch fo manche andere Ges 
wohnheit dazu Fam, fo läßt fih ist eine Regel gar nicht mehr 
‚angeben. 

8) ©. Buͤrger⸗Geſetz, Art. 57. 

9) ©. daf. Art. 58 und 9. 

10) &. Aber diefen Punet oden $. 146, ©. 92. Diefelben Bes 
merkungen, welche fih in Beziehung auf die Befrelungen von 
den Amtsförperichafts-2aften machen laffen , finden natürlich. 
auch bier ftatt, fo wie fi denn auc bie Mnttäge der Kamıs - 
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mer d. W. ebenfals auf bie Thellnahme der Exemten am den . 


SemeindesLaften erſtrecken. 
11) Die Summe ber jährlihen Umlagen der fämmtlihen Ges 
weinden im Koͤnigreiche iſt nicht unbedeutend; fie betrug im 
% 1829 833,622 1.5; in Kriegszeiten u. dgl. ſteigt fie natür= 


ih noch bedeutend. Kür die Genoſſen mancher Gemeinden, 


ik der Communſchaden eine fehr drüädende Abgabe, und bes 
läuft fich zuweilen höher als die directe Staatsſtener; bei 
andern dagegen Ift fie freilich unbedeutend, und viele haben 
fogar, wenfgftens in Sriedenszeiten, fo viele ſonſtige Einnah⸗ 
men, daß fie eine Steuer auszuſchreiben ganz unterlaffen 
Binnen. | J 
12) ©. Buͤrger-Geſetz, Art. 6o und 61. 


c. Organiſation der Gemeinden. 
G 151.0 
a, Arten ber Gemeinden. 


; de 
Die Gemeinden find nach verfchiedbenen Beziehungen in 
mehrere Abtheilungen gebracht, berem jeder mehr oder minder 
wichtige rechtliche Eigenheiten zulommen. 


Bor Allen theilen fie fih nach der Zap ihrer Einwoh⸗ 
ner in drei Claſſen. Die Städte von mehr als fünfraufend - 


Einwohner bilden die erſte; die Gemeinden von tauſend bie 
fünftaufend die zweite, alle übrigen Gemeinden die dritte 


Claſſe. — Die Rechreunterfchiebe zwifchen dieſen Klaffen find 


übrigens uudedautend, und beſtehen nur in einer Verſchie⸗ 
denheit der den Gemeinderäthen und Gemeinde» Vorftehern 
zutommenden Strafbefugniß., fo wie der als „geringfügig“ 
som Gemeinderathe zu entfcheidenden bürgerlichen Streitfas 
ben; ferner darin, daß die erften Ortsvorfteher der Gemein, 
deu erfter Claſſe vom. Könige felbft, die der beiden andern 
von ber Kreisregirung beftättigt werben; fobann in einem 
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interfchiede in der Aufnahmegebähr neuer Buͤrger; endlich 
in einem Unterfhiede in der Grdße des Werthes, über wels 
he hinaus die Gemeinde nur mit Erlaubniß ber Kreidregis 
sung Grundfläde oder Realrechte veräußern darf ?). — Nah 
einer Verordnung vom I4ten April 1829 ?) tritt eine Ders 
änderung in ber Claffe der Gemeinde nur dann ein, wenn 
entweder in Folge einer. mit dem Gemeindeverbanbe vorge⸗ 
nommenen Veraͤnderung eine Gemeinde in eine niedere oder 
höhere Claſſe verſetzt wurde; oder wenn, auch ohne Veraͤu⸗ 
derung, die. Zahl der Drtsangehörigen ſich nachhaltig vers 
mebrt oder vermindert, was nur dann angendmmen wird, 
wenn fie ſich fünf Jahre lang gleihmäßig um den zwanzigs 
fien Theil der Normalfumme verändert erhält. 


Eine zweite Eintheilung der Gemeinden ift die in Stadt: 
‚und in Dorfs Gemeinden, von welchen letzteren wieder ein⸗ 
zeine ale Marttfleden ausgezeichnet find. — Diefer früher 
fehr wichtige Unterfihied (indem nur den Städten der Bes 
trieb vom Handel und zuͤnftigen Gewerben geftattet war 8) 
üft ige beinahe ganz verſchwunden, und befteht igt nur noch 
in der Merfchiedenheit des Titels der erften Ortsvorſteher, 
welche in den Städten „Stadtſchultheißen“, auf den Dörfern 
nur „Schultheißen‘ genannt werden, und in dem Rechte 
Märkte zu halten, ein Recht, welches Übrigens auch Dörs 
- fern verlichen werden kann *). , “ 

oe * 


Eine dritte, in der Natur der Sache liegende, Eintheis 
lung der Gemeinden iſt die in einfache und zufammen 
geſetzte. Jeue beftehen nur aus Einem gefchloffenen Orte 
(einzelne dazu gehörige, entfernt liegende Häufer ungerechner); 
diefe Dagegen aus mehreren Weilern und Höfen, welche fich 
an eine ſchon beitefende Gemeinde, oder blos an einander zur 
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Wrung Eimer Gemeinde angefchlefien Haben 5). Im einem 
kihen Kalle haben alle Parzellen an der. Beſetzung der Ge⸗ 
wandesVehdrdben — des Gemeinderaihes und des Bürgers 
Ansihuffes — Theil zu nehmen, im Noihfalle nach einem 
beſtimmten Turnus, An der Wahl felbit nehmen übrigens | 
ale Bürger der Gefannmtgemeinde Theil. Jede einzelne Parzelle 
abält entweder eines der aus ihrer Mitte gewählten Gemeinbes 


sth&s& lieder, oder, wenn wegen zu geringer Bevoͤlkerung keines 


geheilt wird, aus der Zahl Ihrer Bürger einen vom Obers - 
emte ernannten polizeilichen Vorſtand, Anwald oder Heim⸗ 
- Berger genannt 6). Wer einem der vereinigten Orte als Bärs 
ger oder Beifiger angehört, hat in ber ganzen Gefammtges 
weinde das Mecht, zünftige Gewerbe zu betreiben, ferner bes 
fit er für die ganze Gemeinde actides und paffives Wahls. 
recht. Dagegen ift er auch zu den perfdnlichen Laſten und Froh⸗ 
nen filr Zwecke der Sefammtgemeinde verbunden,7). — es 
fentlich verſchieden von diefer Art zufammengefeßter Gemeinden 
iſt die gerichtliche und polizeiliche Zutheilung der vom eigentlie, 
den Gemeinde⸗Verbande ausgenommenen, eigene Markungen 
Bildenden Hof⸗, Staats s oder grundherrlichen Domänen. Bei 
ſolchen find die Bewohner zwar, wenn ihnen Bein perfönliches 
Ausnahme⸗Recht zufteht, der polizeilichen und gerichtlichen Amtes 
gemalt ber Gemeindebehörden unterworfen; allein der allgemeine 
Grundſatz, daß jeder Theil des Staatögebieres einer Gemeinde 
angehören muͤſſe, leidet bei ihnen doch eine Ausnahme. Die 
Bewohner foldyer abgefonderten Güter nehmen nicht nur perföns. 
lich an dem Gemeinde» Berbande, 3. B. den Wahlen, ben 
Berfammlungen u. f. m. keinen Untheil, Sondern fie find 
anch in materieller Beziehung ganz getrennt. An den Ges 
meindelaften irgend einer Art tragen fie — mit Ausnahme 
der Wohnſtener — durchaus nichts bei, wogegen freilich ums 
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gelehrt es ihnen obliegt, Wege, Brüden, Ufer, Brunnen 
u. |. w. auf ihrer Markung zu unterhalten ®). 


3) ©. dad Vexw. Edict von 1822, $. 2, 12, 15 und 665 Art. 30 
des Bürger -Gefenes von 18285 Edict IV, vom Zıften Dec. | 
1818, $. 3 und 40. — Das Edict I vom ziſten Dec. ı818 
hatte vier Claſſen von Gemeinden eingeführt (Städte über 
Booo Seelen; kleinere Dberamtöftädte; Gemeinden zwiſchen 
5000 und 1500 Seelen, Kleinere Gemeinden); die Drganifas 
tions s Sommiffion der St. Verf. trug zuerft auf gänzliche Aufs 
-bebung der Slaffeneinthellung an, f. Verb. der K. d. A., 1830, 
tes a. o. Beil. H. ©. 17; fpäter im 2ten Berichte, f. 3ted 
0.0. Beil. H. S. 36, mit Zugeftändniß der Regirung auf die 
pbigen drei Claſſen, bei denen es denn auch In der Debatte fein 
Bewenden behielt. Gemeinden erfter Caſſe find (nah dem 
Staatshandbuche von 1831) 105 2ter Klafe 424; ter Klaffe 
1499. = 

2) Im ftändifhen Verwaltungsberihte von. 1830, S. 64 wurde 
Diefe Verordnung in formeller Beziehung angegriffen, weit fie 

in das Gebiet ber Gefeßgebung greife, indem fie über Rechte 
verfüge. Die K. d. U. theilte diefe Anſicht, ſ. ihre Ber. 
H. 1, ©. 1215 bagegen bie K. der St. H. dad Ganze als 
bloße Verwaltungsfache betrachtete, f. Verh. derfelben, H.1, 
S. 138. 

3) S. Weishaar's Privatrecht, I. S. 237. 


4) ©. über dieſen Punct unten $. 237. 

5) S. Verw. Edict, $. 1. — Die Verbindung mehrerer fruͤ⸗ 
her als abgefonderte, foͤrmlich organlſirte Gemeinden beſte⸗ 
henden Gemeinden iſt nur dann erlaubt, wenn alle Bethei⸗ 
ligte freiwillig einſtimmen; oder wenn bie Gemeinden von 
fo geringer Bevoͤlkerung find, daß fie die Behörden (Ge⸗ 
meinderath und Bürgerausfhuß) nicht gehörig befegen Finnen. 
Dagegen kann feine Gemeinde fih weigern,, eine ihr naͤchſt⸗ 
liegende , bisher in keinem Gemeinde: Werbande liegende Par⸗ 
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zelle aufsnuchmen, f. (ungede.) nik erle vom 27. Apr 
1837. 


. 6 S. (ungedr.) Miniſt. Erlaß vom zrften Nov. 1820, 


DE Bärgere und Beiſitzer⸗-Geſetz vom 24. April 1828, 
4. 7. — Außer dieſem allgemeinen Grundfaße waren in dem 
t. Geſetzes: Entwurfe auch noch einige Folgeſaͤtze deffelben ent⸗ 
halten (Art. 17, 31, 38 und 54), dieſelben wurden anch in 
Folge der ſtaͤndiſchen Berathung in einen eigenen Abſchnitt zu⸗ 
ſammengeſtellt, allein ihre alsbaldige Verabſchiedung ausge⸗ 
fegt, und nur der Art. 7 Im das Geſetz aufgenommen, ſomit 

"der Berwaltung überlaffen, den allgemeinen Grundfaß auf die 
einzelnen Verhaͤltniſſe anzumenden. Die Vorfchriften hierzu 
wurden erthellt durch den In Note 5 genannten Minift. Erlaß 


vom 27ſten April 1828. Diefelben beftehen im Wefentlihen _. 


in folgenden Sägen: 1) wenn eine Parzelle vor ihrer Verel⸗ 
nigung Gemeinde : Vermögen befaß, fo bleibt es ihr als Pri⸗ 
vativ » @igenthum; ebenfo bleibt ben Bewohnern ber Parzel⸗ 
ten ausſchließend bie Nutzung ſolchen Eigenthums; 2) die 
Armen ſind von der ganzen Gemeinde zu unterhalten, und 

.. 08 wird nach dem allgemeinen Concurrenz⸗Fuße auch hierzu 
eine Umlage unter ben Parzellen gemacht; 3) für ren drtlihe 
Anbgaben Hat jede einzelne Parzelle zu forgen; 4) Aufnahme 
in bie Gemeinde findet durch den gemeinfchaftlihen Gemein⸗ 
berath und Vürgerausihuß Statt; im Falle des Genußes 
Örtlicher Nutzungen find auch die Einwohner der betreffenden 
Parzelle zu vernehmen. i 


8) ©. (umgedr.) Miniſt. Erlaß vom z6ften April 18295 vergl. 
damit dem ſtaͤnd. Commiſſions⸗Bericht über das Bärger : Ges 
fed, Verh. ber Kammer d. Hr 1828, ıfled 0.0. Beil. H. 
G. 2. — 
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, Die Aushbung der Gemeinde ehe, * Die Verwahe 
tung, der Gemeinde if „nicht der gefgmniten... allenfall bon 
zu Ziit zu verfammelnden Bürgerfbaft, ſondern einem 
von ibr felbft frei, zu wählenden Ausſchuße aus ihrer Mitte, 
dem Gemeiuderathe und „deffen Vorſteher, uͤbertragen. 
Die flicht und die Befugniß deſſelben iſt: die Rechte der 
——— gegenüber von ‚den Staatsbehörden „zu, vertreten, 
fonftige Eingrifie von Außen abzuwehren, im Sunern aber, 

| Nißbräuche au, verhindern ; überhaupt im Namen ber. Ba, 
ıheinpe zu berathen, zu beſchließen, zu ſprechen und zu Hang. 
deln —. Außerdem, if dem Gemeinderathe no vom Stang; 
te dig ‚Ertbeifung der Gerechtigkeit iu erfter Inſtanz unter: 
gereißen Beſchtaͤnkungen Übertragen worden 2). z 
- Da Gemginderath — in Staͤdten „Stadtrath“ — befteht;, 
mit Einfhluß des Vorſtandes aus ſieben bis einundzwanzige 
Mırgliidern; einmal feſtgeſetzt kann die Zahl nicht, ohne „Ers.. 
laubnig der Kreisregirung geändert, werden: 3). -— Die Mit, 


alicher a Herztinderaibes agrden. pan der, Afsassfchafaus 
rer, Mit,*) ‚nach, Spipnenenmehrbeit gewählt; Dad Erührjer 
fchigen einer befingnpten Zahl yon Ssungenden iſt zwar nik, 
ausdrädlid als Medingang der. Guͤltigketz einge Wadl fee, 
geftellt, allein es wird dennoch. an dem ‚alfgengeiggn 2 
ſatze daß wenigſtens zwei Druͤtheile der St 
au erſcheinen haben, gehalten werben. waßten. 3 Da 
‚active Wadhlrecht ſteht allen in der Gemeinde: ſuldſlßtaͤhie 
and auf eigene Rechnung lebeuden Drtöhärgern. au. Red 
die „sur Mahl eines Ständemitgliedeg, gethwendigen Ar, 
Hin Ri Ligenfgaften, befi gen; „UF Wer „am Peuuas sus Ausg 
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nn Nuterfkiiguug amd dacı Gemeinden Kaffe fit, IR-fär - 
de Dawer Lied. Werhätmiffes amägeiipiefien *) Paßiv 
wehltübig Hub alle, melde die Bebingungen bei activen 
Metluhed im fiih Seinigen, weit aimziger Untmaheme ber. 
mn afın um yueism Gunke mit ma Miegtiche des Gemeine 
derethes manmemünen abız aceidiunägerten 7). — Der Gewähls 
1 muß die Michi, wenn hen leine geſetgliche Entühuldigung 
ær Seite ichs (ſ. oben $. 150 ©.135) wenigfiend auf die nach⸗ 
hm zwei Jahre aumchmen; übrigens wird im jedem dalle 
bisherige Mitglied jet zum zweitenmale gewäglt, und wiment 
es die Wahl au, fo if es nun auf Ichendbaner cumanut, 
“mus Tann wider feinen Willen nur wie jeder audere Afamte 
Idpe Diener vom Amte entfernt werben %). — Die Gemein 
deräthe genießen als folche Teinen Gehalt, wohl aber Perſo⸗ 
mals Freihcit, die herkömmlichen Ehren, Berzäge (. W. Dre 
ſendere Kirchenftühle, Bortritt beim Abendmahle u. km) 
Bei befondern Nebendmtern die Befoldungen berſelben, ende 
Ep bei beſtimmten einzelnen Verrichtungen bie an 
um bergedrachten Gebüßren ?) 

Jede Gemeinde hot einen erſten Ortederſteher der den 
Berſtg im Gemeinderathe führt. Seine amtliche Benennung 
in Schult heiß, im Städten Stadifhultheiß. Auch 
Diefe Stelle wird durch Wahl vom der Gemeinde beſetzt, 
a i Ber Art, daß drei Candidaten der Regirung vor⸗ 
werben, uud aus ihnen ber König felbft bei Gemein⸗ 
I @ Hate "die Kreisregirung bei den beiden ans 
1"Einem ernennt. Immer aber muß derjenige 
eilt werben, welder zwei Drittheile der abgelegten Stim⸗ 
Akte 29). Das Am wird auf Lebenszeit aͤbertragen. 
Who waiititig IK Ich, er zum Gemeinderatpe ernannt 

wiss eich Hi. | 10 












| 146. 
werben Kalk, "cboih ſchuiezt der Wetikeh einer 0 7 
unb die Beffeldung einer Gteuer » Einbringerb Stelle Hay ung, 
Die Wahl wird unter ber Leitung des Oberamtmannes vor⸗ 
genommen; es konnen auch ſolche in Vorſchlag gebracht wer⸗ 
den, welche nicht Buͤrger und Beiſitzer der waͤhlenden Ges 
meinde find, und he erhalten dadurch von Rechtswegen das 
Buͤrgerrecht derſelben, jedoch unter Vorbehalt der An⸗ 
nahme-Gebuͤhren. Der Schultheiß erhält eine ſtehende Yen. 

| foldung aus der Gemeinde: Kaffe, für welche er alle Ver⸗ 
richtungen in Gemeindeſachen ohne weitere Anrechnung zu 
beforgen bar, für auswärtige Gefchäfte dagegen erhält er eine 
geſetzliche Eutſchaͤdigung 12). — Dem Orts vorſteher liegt ob 

| bie, Öffentliche Drdnung, Ruhe und Sicherheit in feiner Ges 
nÄRSIRRF, zu erhalten, Die Orts⸗ Poligei im Namen der es 
MMDE », „hie Landespolizei im Namen und aus befländigem 
‚ Auftgage der Regirung zu handhaben, die Geſetze und die 
BL Gemäßpeit ‚Berfelben bon den Staats s Behörden getroffes 
Yen iAordnungen zu verkünden, zu vollziehen und von An⸗ 
‚ren pollzicben zu laffen, ‚für Aufrechthaltung der Geſetze, 
Re Rrligigg, ‚Mnd. guter Sitte zu forgen, ver Armen und 
Nottleidenden fich anzunehmen, Hälfsbebärftige zu berathen, 
oßigen Anrecht und Gewalt zu ſchuͤtzen, das Wohl der Ge⸗ 
Meippe und ihrer einzelnen Glieder nach beftem Wiffen und 
Gewiſſen zu fördern, die Verwaltung des Gemeinde-Bermbs 
end. zw leiten, die Rechner und die übrigen Offizianten zur 
Erfoͤllung ihrer Pflichten anzuhalten, Mißbraͤuche und Un, 
fdnungen aller Urt zu verhindern, und zur Ruhe zu brine. 
on,”?) Er iſt ermächtigt Ungehorfam feiner Untergeberten 
ander. Polizei, Vergehen mit Geld- oder Gefaͤngnißſtrafe zu 
ruͤgen, wogegen aber natürlich Recurs an das Oberamt ftare 
findet. Ueberſteigt die Strafe ſeine Competenz, ſo hat er den 


— 
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Golan win benmrin: Sirafpemalt anta⸗roſteter cmeip⸗ 
deratd ann Dasichnnahinriie, an Mehr Anhüsie ober Juſtitz⸗ 
Meboeha a8: Ninqun > en | 
me Be erahnen im Gpmeinberaige find unter der 
‚Nirang Daß; erflee Dnnorſicher⸗ collegialiſch. Der Gemein⸗ 
—RXC kaun ſich ngy auf Finbernfung des Schultheißen verſam⸗ 
‚mel, Jehte Mitglied iſt — außer Dem Falle eigenen Jutereſſes 
Aader der Atheiligung naher Berwandter und Schwaͤger — eins 
‚‚uieden, md, bat mitzuflimmen:; zur Gültigkeit eines Mes 
uſchluſſes iſt die. Anwefenpeit von wenigſtens der Hälfte der 
emeinderaͤthe nothwendig. Wahlen geſchehen in der Regel 
„Bffenttich und muͤndlich; auf Verlangen Eines Mirglicdes 
ade. oder bei perſonlicher Betheiligung eines ſolchen, ſchiift⸗ 
oder im Durchgange. Bei einer Stimmeumgleichheit hat 
"der Bor ſtand entſcheldende Stimme. Der Oberamthann 
dayn entmeber wenn er in einer wichtigen und‘ ſchwbti⸗ 


de Sade. vom. Gemeinderathe ferbft aufgeforberi wurde, 


yoz 


„Ader, auch aus ‚eigenen Untriche den Sigungen des Ge⸗ 
xeinderathes anwohnen, hat. aber‘ wider die Sreideir‘ ber 


Berathung noch das Stimmrecht in beſchraͤnken. Daſſelbe 


‚gi, auch vom Drısoorffeher felbft,, ber überhaupt die Rechte 


„des Gymsinderarfe® zu ehren, und fi ich eigenmächtiger Schrite 


„se ſowohl in Bermbgensfachen als in Polizei» Anordnumgen 
zu. enthalten, fonderu dem Gemeinderathe über fold;e Gegen, 
fände Vortrag zu thun hat. Mur in dringenden Fällen mag 
9 die augenblicklich worhwendige Vorkehrungen allein iref⸗ 
sen. Die Vollzichung der Gemeinderaths⸗Veſchlücſſe tft feine 
s Pflicht und fein Net, jedoch kann er zu feiher Hülfe eins 
; äelne oder alle Mitglieder des Gemeinderathes auffordern 9), 
* Außer dem erſten Ortsvorſtehet dat jede Gemeinde noch 


„fplgende Beamte: 
10... 


— 
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| Sehe: hat zur-Weforgung des fAmmmtlis 
. dem '&a reibträ, Geſchaftes einen Rathsſchreiber zu wäh- 
len, „ge cher gegen einen. firen Gehalt alle im Namen des 
Semeinberaties ; zu  ferigenben {rftlichen Arbeiten zu beforgen 
batı. & Tann aldıt, nur aus der Mitte‘ des Gemeinderathes 
gemäplt werben, fondern, auch dem Orts dorſteher felbft kann 
dad Xctuariat gegen beſondere Belohnung übertragen wer⸗ 
den. Mie Mahl iſt auf Lebensdauer, und das Oberamt 
hat ir Veſtaͤrtigung· derſelben 28). 
om Unser der Leitung des Gemeinderathes beſorgen ge⸗ 
HAT VeRtiräne‘Wefoldudg xin oder zwei, von Ihm aus feiner 
Mitte gewaͤhlte, Gemeind epfleger die Hauptrechnung 
der Gemeinde, Sie‘ Hin entweder anf Lebensdauer oder 
auf eine beftimmte, To nicht unter drei Jahren dbamerhde 
Zeit aus. der Zahl ber lebenslaͤnglichen Matböglieder zu waͤb⸗ 
len. Die Betreibung einer Wirthſchaft iſt ihnen unterfagt 17), 


104. Khrı Aazclme Barmdgenstheile ynd Einfäufte der Ge⸗ 
metude NPanen vom Genteinderathe befopdere Theilrechner 

A Waldmeiſter, Wauderwalten, Kaſtenpleger u. fx w.) 
entbedtr auf’ Lebeukzeit ober auf eine -befkimmse Muzahl.Fahe 
re guaunt werben. ' Diefede "field jeboch nur als Untetpflce 
ger pe Vaupirechneis jn dettachteu t 0 mc 

4. Niedere Gemeinde⸗Diener warden Hol Gemeiaderathe 
aus ben Ortsangebdrigen auf Woptverbafteit erndimt 0), 


ea Tut 

NE Verw. Edfet,$. 4 md 9. vrul. Si:1g9 ana ib 

2), 6. über dlefen Panct unten, |. 168) 165 umb Yo. 311 
3) Dat. $. 4. — In fehr klelnen Gemeinden ib; wie. Me gFrfah⸗ 
” er rung zeigt, auch das Mininmm von 7 :Mitgtieberg uch zu 
— "groß, denn bis and der Gemeinde ebenfalla z Witgüeder des 
Inn Shrseraus(üßes ı gewaͤhlt find, allenfalls Arody des MBeinaindes 
blener ernaunt iz blecbt beinahe Wiemanb mehr ini; fo 


u 
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d ſacn Dem. dal versetomenen aiſt, ‚Daf veten Mecenes eaſ⸗ 
frte Seme inderaͤth e zu begnadigen woren;. weil ſie aicht haͤt⸗ 
ten erſezt werben koͤnnen. Daß für ſolche Gemeinden 328 
Ritglleder des, Gemeinderaths und Bürger - Ansſchuffes bins 
steigend wären, wich wohl feinem Zweifel unterdegen. 

O Wenn ein blofer Beifisger gewählt wärde, fo lit dle Wahi 
beſſelben, vorausgefeht daß er ist das volle wuͤrgerrecht er⸗ 
wirbt, ſ. 9. 6. des Verw. Ebters, "7. Keinen 

5) &. (ungedr.) Mintfter. Erl. vom 7..Oct, 1838. Nur in ſol⸗ 
chen Orten, deren Buͤrger zum aroßen Thelle abldeſtadtau 
ſeyn pflegen, darf uenahmawelfs ine Wahl: ſtatt finden, 
wenn auch nur $ der orts anwe ſemd rntörgger;gefkuumg 
haben, ſ. £ungede.) Miniſter. Erl. vom ’s. Oct. „2830, PR 

66. Bärger:Gefes.on.18u8, Met. 41 -433 8.1. 4. 13 
und 142.; vergl. über Die finetsbärgerlihen. — — 
oben Thl. 1. ©. 486. — In Altwaͤrttemberg hatten dle Sage 
ſtrate dad Selbſtergaͤnzungsrecht, baher ſo — jindiv 
und fo großes Mißtrauen gegen ſie. un 

2 ©. Verw. Ebiet, 4.6." Wr ihnnek BEUTE and Sohn, 
Grosvater und Eukek/ Bruder/ nSchwdegervader nua Toſhtar⸗ 

maun, Grohccheitderrueter uud Entelmgne; andlich Scrwager 
niert. neben einauider im Gameinderath Ben wetteher J 
Die Ehennner murier Gimme ſ. w 

H Berm Ebiet., Gh nah, 2. Die, * (änbijpen —* 
nifetiend -Gammiffiouen datten vorgeſchlagen, alsbath lebend 
kingliche Wahl eintreten zu laffen, aus Shen es möchte Nie⸗ 
mand fi eine Yrobemahl gefallen laſſen. Die Berti 
beſchtos aber im Gegensheile perloblihe. Yenberung bes Mas 
thes, fo daß ie von 3 Jahre zu 3 Jahre ein Zritthelt Aube 
trete, 1. Werd. von ıB21,.9 dr, & god. Allein de Regi. 
tung verweigerte ihre Elaſtimmung zu dieſem Wesel. Die 
Beſorgniß der Commiſſion iſt durch bie Erlahenns als unben 
gründet erwiefen, vb aber. nicht ein Wechſel waͤnſchens werth 
wire, if eine ganz audere Fract, bie nicht ſeicht verneint 


— 
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ee ee ERTEILT, 
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XEXDEE — 


dene Beamten iſt bie Es Big Orden dr. vn 321758. 
RE Rt eh 2 a TR Erben aan: He; 


‚Re Ar ande danerſanenluns ineiner Ad reße die Wwitte 


Herd die Mesirumg; chain Gebünnen, Regulativ entwerfen 
en: uf miaſe Sitte exjalate che: heiftimmende 


FR. Biss Engao), ohme.anfabenbisiät. hierin etwas . 


0 DENE gefiel, als bie: Wertaͤndigung eine Sebaͤh⸗ 
PO Megistnties u vanterso ſandaſochea, f. MOL. van’ 19, S. 
IST Avegcaer Ausſchu: oteqenſqattobericᷣt · donia szo 
FUTURE auf· einer ahrobe au:die Regierung (. ©. 54), Adels 
Vin: der Roi. beſchloſſen ſ. Wert. berfelbenaß. 1, 
Ing Og.c ge von: ten.ägmger de St. H. aber abgelchut. murd⸗, ſ. 
ER ET 4 Letzteres geſchah übrigens nik des⸗ 
9° weheh)inicit dit erſte Mammer bas:Bebärfiip aicht anerkannt 
undhaern, Hudevor weite abhwelchendvon ber Srb. %, don Sap 
Sri are er egiruug cher wine) Meautizueg beſtehendet Ges 


EEE Ten ee der Wesamtunnigine ‚ua: Ber ſich | 


Miſchmeriiq nie den Grundſaen, der Weufaflung vereinigen. laſ⸗ 
ſen moͤchte. — Die marchfachen. ein zenen arkiemmgen bed Mi: 
ain duſtariuma des Muetu aber ber Aralexezirungen wegen bes 
iv ‚munter Behühren der öemeinberasps : Diigglichen-find. nicht 
kur dem Intereſſe, um hier einzeln aufgehöbet zu werben. 

nor dich & +1 — An Harzouthum BB. ſatten 
In die Masiſtrate die Wahl ıber Vorſtehar, wit Ansnahme dedoch 
Nderwver > Bud Mater Mptößäbte, mahnbelenshiaßererng; In 


. Birninguünttembers hatte. Früher: allgemein ‚die Mahl den Lars 


ein dekherrn zugeſtanden. Die Atandiſche OssenitatiengnGormilfion 


nngenzudarauf son, daß den Gameivden. das Erne numgarect der 


DR aD risvonkeher anbedingt snftebe;:-dnihie Bauuper b. 
ee u om (a u S. 
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330): allein bie Megieung- Iehnte Hüm ab, Hanskfhihli an ans 
dem unbeftreitbaren Grunbe, daß ber Squltheiß chen, fo gut 
ung ihr Beamter, wie der ber, Gemeinde fe, - 
11) 6. Aber den letzteren Ausfhtiehaugägmub dinen. (wugere) 
Miniſt. Exlaß vom 73. Maͤrz 1820. . - meet 
12) S. Berw. Edict., $. 12 und 13. — Die Größe. der Aut⸗ 
ſchaͤdigung iſt au bier, für: bie. Metezohl den Foͤlle wenlg⸗ 
ſtens, durch die Communordnung beſtimut. Die fire Neſol⸗ 
bung wird — wenn es and frhber anders vdegimm auıpefen 
feyn fette — Immer aus der Gemeindotaſſe mah nichtzevom 
Staate entrihtet, folgende Drei Ale: auögeNpinmens sm wo 
der Staat als Eigentyämer ale: @emeindeatennhtumm. hazjeht, 
und alle Laften trägt; I. wenn der Staat woßen ſeiner Belle 
Aungen oder Anktalten befonders beiden golljeitihen@inchgkuns 
gem des Drteß berhelugt iſt; o. oe: gan Mecielle Mechtatitel 
vorllegen: ſ. Erlaß der Oteg. bos Yürtertites: nun: 3.uni 
1824. — Als Norm für bie Groͤße der Beſoldung eines guſten 
Ort oxorſtehers iſt · beſtlumt, daß ſſeaun Ir: haͤhelich foͤrr den 
Aopf ber Gemeinde-Berblkerung andmuchen darf Eehhhun⸗ 
genr werhen zwar für: befanbers: ſchmuͤrige ober / beſchaſtloa Gtel⸗ 
+3 Ion zugelaſſen, bedürfen uden die Erlaubniß der Hrejgucgigung. 
u Bere, 9 nee 
I ER TTE ARE ben freicih etwa. vage; Worten des 
NBeſetes wiebetzegeden. Eine dedrudeuse Rz usniichti: 
ngkunGeſchaͤften, z. B. die Mitwauͤrkang des Ortsvorſtezeis bei 
ihzer Rekrutirang, bei Einquartirungen, ferner ſeine Leitung 
Ne Stenerelnzuges, feine Theilnahme an den Amtéverſenun⸗ 
al au pt Gerechtigkeirarflege iſt dabek nur In der al. 
gemeinen Beftimmungen mit einbegriffen. Die Weſchair ei⸗ 
MY neð erſten Ortsvorſtehers find, wie man ſirht, ſehr zalctreich, 
Te gute Beſeung ber Stelle daher oben⸗ fo wichtis, als 
magentrich · in Tieren: Betneinben oft: ſchmuͤrig oben unmſglich. 
4 teilt. Ficleyw aͤre ſohr zu. wanſchem/ Ndauß eine arahhrliche 
I ul. nopulare aeitacufut) ecke Ortcuur eernhetanut ge- 


\ 


1 


macht wärbe, fei es als Pelvatarbeit, ſel biz was nöd beſ⸗ 

fer wäre — unter oͤffenllicher Autoxitaͤt, Sgappes unmel 
fang für Schultheißen (ze Aufl. Tuͤb. 1815, 8) iſt voraltet; 
Chriſtlieb's Handbuch aber zu ausführlich, "und doch wies 
der ungenügend und felbft ynrichtig in vieien Puncten. 


14 S. Verw. Edict, 9. 15— 18. Die Sirafcompetenj ber 


erſten Ortsvorſteher iſt nach der Klaſſe der Gemeinde ver 
ſchieden, naͤmlich für bie erite Klaffe: 4 Meichsthaler uud 
adftändiges Gefaͤnguiß; für die zweite Klaffe, 3 Reichsthaler 
und 36 Stimben; für die dritte Klee Thlr. und a4 Etwäs 
‚ben Gefängniß ſ. a. a. O., $. 15. Andere, namertlich befhine 


pfende, Strafen Fann ber Ortsvorſteher nicht erlennen; gege® . 


Gemeinderätge und den Rathſchreiber fogar nur Geldfrefen: 

15) © Verw. Ebiet, 9.19, 8 — 42 und 45, — ueher ‚bie 
Beſchluͤße des Gemeinderathes, welche hoͤhere Genebmlaun⸗ 
beduͤrfen, ſ. oben 6. ur, ©. m, 


vr 7% 


| 16) Berw. Chic, $. 20. Ä u nn 
17). Verw. Edict. 6. 22. m. a, 
18) Berm. Edict,ig. 23, is — 


19) Berw. Edict, 4. 44. Die BERN 
kann entweder in ſtehenbem Setatte ober id’ Dani -Weskgb! 
befonderer Gebühren (3, 8. der. ſog. Bietgtiben) befteben. Die: 
Dberämter haben jedoch über Migbrändreuzg machen @S, (ame: 

 gehruten) Miniſt. Gel, vpm 19. Warlkutaim ve or: 

| 8. 133. . 
y. Der Birger: autſta. S 
; u 


Schon im Herzogthum W. befand. Be „Hefetliche Pe 


ſchrift, daß die Magiſtrate buch - Gmeinde⸗ Deputirte: ya 


controliren ſeien. Dieſe ſollten 3 den Berahſchlagungen uͤbern 
Gemeinde⸗Angelegenheiten zugegngan HMeAdEN nn befand arkantrnd 
aus ber Gemeinde⸗Kaſſe eins hetgächtliche Ausgabe zu boſtreies 
tea pder ein Demeinder uk, a Pperfeihen ane Meb dieſea) 


\ 
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Geſetz kam entweber gar nicht vor? fir in Hoch Be - 
te Maase iut⸗ Ausfuht uing — XEs⸗ war fontit Ei eine 
völlig neue Einrichtuug zu belrachten wenn $.. 10 . Cbrb 2b: 
niglichen Berfafungs. Entwurfes: hon feſiſetzten dep die 
Gemeinde ‚zur Nahrung ihrer Rechte gegenäber. vom Sende 
drrathe einen. Yusihuß- mäblen, follg, MWeunn gleich an der 
Bihrgerfehafs and, dexnſiaenen / Mitte feel gewählt, ſorRindoch 
Bis Ritglicher Yarı Gemeinderathe den Mditze des Michrau⸗ 
Bet, der in de GSewalt⸗legt, vm iſo mehr ash als 
im der: Megel weder Höhere Bilvung Roh or Ren 
deie fie gegen Vetfachungen duch gender dirr Nacıt. Dar 
‚Kr denn auch zu len Zeiten und ailer Vinen ohldranın m und Ä 
Magen gegen fie. Verhandlaͤngen mie her, Apnzen ‚vepjams 
heiten Dhrgerfihaft wuͤrden aber nebu ‚großem ‚Zeitperlufte 
aur unendliche Verzögerungen und Streitigkeiten herpgifhhngn. 
Die Erlaubnig eine elgene Eontroles Behörde; gegen fie: gü 
errichten, dient daher nicht nur zum Abwehr wÄärkichen n« 
taietlen Sichadent douderu auch zur Berahigienguber Berl 
ther. Auderdem · derbreitot · dien ivicheuag vor Whrweräuse 
ſanße senftinitinuriien: Beben durch allen Alaffee ber Biutger, 
und Teit zarı Pftaugſchufle bon Volt ͤvertretern!: Die an⸗ 
fängliche Aufregung ih inir Fole ber’ neuen Eintiptühg" Hat 
ſich laͤngſt gelegt, und mar das Gate iſt geblichen. 

Die erfte nähere Ausführung der ,..wie bemerkt von der 
egirung :felbft ausgegangen, bee wurde untefhommen 
ID Beorduung uͤber die Organifation ber Gemillude De 
Hutikten won 7. Juli 137Rbl. S. 309); bald wurde fie 
aber wieder mobſitirt durch das I. Edict vom 7. Dec. 1818, 
durch den Randtage2Usfchird Kom 30. Juni 1827, und endlich 
durch das auf dieſen Abſchied gegruͤndete, Verwallunge Edlet 
- (mas 1822)Auch h6o 6ber Verf. Ur. erwaͤhut 
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der Bürgers Yusfhäße und gieht: Ihnen daburch hößere Sicher 
keit. — Was biefen Geſetzen ſtellt ſich denn folgendes Bilb 
der Tätigkeit und Stellung ber Bürgerausfchüße heraus: 

1. Die Bärgerfchaft im Ganzen hat Teinen unmittel⸗ 
baren Antheil an der. Verwaltung der Gemeinde zu nehmen, 
noch eine Controle gegen ihre Borgefchte anszuhben, "uud 
aur in befonders wichtigen. Zällen Tann, mir Genehmigung 
des Oberamts, ber Gemeindrrath bie ganze Buͤrgerſchaft wır 
ihre Anſicht vernehmen, ohne daß diefe aber einm foͤrmli⸗ 
chen Beſchluß faſſen koͤnnte. Allein jede, einfache oder: zu⸗ 
ſammengeſetzte, Gemeinde Hat: zu ihrer Vertretung gegaklis 
ber von dem Gemeinderathe, und zur Wahrung ihrer Inte 
seffen und Rechte für Gegenſtaͤnde der ortlichen Verwaltuͤng 
einen beftändigen BärgersAusfchug zu mählen °), 

2. Die Zahl der Ausfchußmitglieder ift der des Gemein 
derathes, mit Einſchluß des Ortsvorſtehers, gleich; fie wer⸗ 
den auf zwei Jahre im der Art gewählt, daß.alle Fahre die 
Hälfte austritt, - welche nun erſt nach Jadresfriſt wieder ge⸗ 
wählt. werden Tann. Der Ausſchus Hat. einen. Obmann, 
welcher von ben flimmgebenden. Bürgern bei ber Wahl bes 
ſonders bezeichnet wird. Er kann aus. der bleibenden ober 
and der neneintretenden Hälfte gewuͤhlt werden; im letztern 


Falle behält er die Stelle zwei Jabre. — Einen aaren Mi Ä 


tuar hat der Ausſchuß nicht : .. 

3. *An der Wahl der Ausſchußmitglieder — m 
ſtimmfaͤhigen Bürger der Genteinde Antdeil; die paßive Waßß 
fähigkeit fett diefelben Bedingungen voraus, wie die Wuhl 
zum Gemeinderath (f. oben S. 145), nur fichenBerwandt 

ſchafts Verhältniffe nicht im Wege: Daß Gemeinderaüthenicht 
gewählt werden Tonnen, verſteht ſicth, Der Geriäkei:ik 
ſchuldig die Wahl anzunehmemn, unde nur zwori Fahre Knay 
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nach feinem Mupteitte aus eimem frädern Uusſchaße hat cr 
cine geſetz liche Eutſchuldigung; ohne diefe wird nur auf Uns 


— re m 


Be -. 


wien des Gewaͤhlten, wenn: er fehr dringende Brände nach⸗ 
zmeeilen im Stande iſt, von der Kreisregirung Difpenfation 
erpeilt 3), oder wenn eine der geſetzlichen Befrciungen von 
der. Annahme von Gemeinde⸗Aemtern überhaupt eintritt (ſ. 
oben 6. 1350. ©. 135). Wird einem Ausfchuß- Mitgliede 
ein Gemeinde⸗ Umt übertragen, fo hat es im Falle der Ans 
nahme auszutreten. Die Wahl’ geſchieht durch unterzeichnete 
Stimmzettel nach relativer Stimmenmehrheit; fie wird vom - 
Drisvorftande geleitet unter Zuziehung des Rarhefchreibers 
uud zweier vom Ausichuße aus feinen ausiretenden Mitglies 
dern bezeichnete Urkundsperfonen. Liner Beftärtigung bedarf 
die Wahl nicht ©). | 
4. Der Obmann bat ben Ru wenigften® alle Tabs 
se zar Prüfung der Gemeinde» Rechnung einzuberufen ; aufs 
ferdenu hat er das Recht nad) Gutdlinfen Sigungen ybals 
tm, nur muß ber Srtsvorftand von den Gegenftänden ber 
beabfichtigten Verhandlung in Kenntniß gefeßt werden, Alte 
Ansfchußmitglieder find zur Sigung einzuladen, und baben 
auch, gegründete. Entfchuldigungsfälle ausgenommen, fich 
ale einzufinden.. Die Anweſcuheit von mehr ale ber 
Haͤlfte iſt zu einem gültigen Beſchluſſe nothwendig. Yes 
ber die Verhaudliungen wird Fein foͤrmliches Protocoll aufges 
nommen; mit dem Gemeindetathe und mit dem Oberamte 
werden die Geſchaͤfte mändliih betrieben, entweder dom gan⸗ 
sen Ausfhuße oder vufch eine Abordnung, an deren Spitze 
der, Obmann ſteht ), — 
sbrche: Die Wardſaudeit des Ausſchußes if eine, dreifache, 
Wri,gewißen Gegenhanden kt. der Gemeinderath an die Ein 
willig nangidee Unskhudes: arhagiaa,und iſt dieſt nicht zu 


| 166 

erhalten, ſo bleibt die: Sache im bisherigen Zuſtanhbe, einige 
beſonderen Faͤlle ausgenommen, in: welchen nun die Staats⸗ 
behörde entſcheidet 3). Bel einer zweiten Kiaffe von Gele 
fläuden bat der Gemeinderath das Gutachten des Aus⸗ 
ſchußes zu verlangen, ohme jedoch) am daffelbe gebunden zw. 
feyn 9). Drittens aber dat der Ausſchuß das Recht, feine 
Aufichten, Bitten und Vorſchlaͤge über alle Begenflände des 
Gemeindewefens und der Gemeinde: Verwaltung dem Ges 
meinderathe auch ungefragt vorzulegen. Der Gemeinderatp 
hat fie gehörig zu würdigen, und dem Dberamte zur Derfüz 

gung vorzulegen 39). — In die laufenden Gefchäfte der Ge⸗ 
- meindesBehdrden hat ſich Dagegen der Yusihuß nicht zu mis 

| ſchen, doch ſteht ihm die Pröfung ber Jahres⸗Rechnung der 


, Gemeinde» Pfleger zu 77%. Ebenſo hat er fid den böherg 


Behörden gegenüber nicht als Vertreter der Gemeinde zu bes 
tragen, fondern diefes ift Sache des Gemeinderathes; wenn 
alfe.% B. feiner Meinung nach im Namen der Gemeinde ' 
an Ming zu verfaſſen ift, fo hat er fich deshalb zuerſt 
an den. Gcmeinderath zu wenden, und nur wenn er bei deni— 
felben Rein Gehdr findet, mag er fi an das Oberamt und 
fo weiter in der Juſtanzenfolge wenden 32), 


1) S. Weishaar's Yrivatredt, I. $. 279. 

2) Die Drganifation ber Buͤrgerausſchuͤße führte auf dem Band: 
tage von 1820 zu ausführlichen Eroͤrterungen, f. ben erſten 
Sommiffionsberiht Aber die Organlſation, Verh. ber K. d. 
A., zted a. 0. Beilh. ©. 9 ſg.; den Commiſſionsbericht über 
die gemeinfhaftlihen Verhandlungen binfihtlih der Organi⸗ 
fation, (3te8 a. 0. Beilh. S. 5 fg.) ; ferner die Debatten In den 
Sttzungen 116, 117, 118, 121, 135 und 199. Den meiſten An- 
trägen der St. Verſ. gab die Regirung nad; andere dagegen 
verwarf fie, und großentheils mit Mecht. Das Ergebniß die: 
fer Verhandlungen zwiſchen Ihr und bev St. Verſ. find denn 


— 
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aun enthalten In dem Sanbtagsabiälehe unb Im Merweitungs: 
Ebiste, i = j 


6. Berw. Edict. 4. 47. Nach einer (ungedr.) Minifter.e 


Eiefe vom 15. April 1822 fleht es einer Gemeinde nicht frei, _ 
af einen Buͤrgerausſchuß zu verzichten, ſondern ſie iſt ſchul⸗ 
dig einen zu wählen. 


VDet. $. 49 und 51. Nah (ungedr.) Minifterlal-Crlaß vom _ 


7. Det. 1822, kann ber Gewählte die Stelle ausfhlagen, wenn 
er triftige Gründe anzuführen hat. Es muß dann eine neue 
Baht ſtatt finden. 

96. denſelben Erlaß. 

6) Daſ. $. 40 und 50. — Das Geſetz ſpricht ſich nicht Darüber aus, 
nie viele Mitglieder der Buͤrgerſchaft an einer gültigen Wahl An⸗ 
theil zu nehmen haben; durch den oben angeführten Erlaß vom 7. 
Da. 1822 iſt beſtimmt, daß zwei Drittheile nothwendig ſeien, und 
zu gleicher Zeit’ entichleben, daß im Nothfalle die Wotanten durch 
fyeciele Vorladung, welher fie fi ohne Strafe bes Unger 

3 nicht entziehen koͤnnen, vorgeladen werden duͤrfen. 


— 






DD 59-63. — Das Edict. von 1818 hatte dad Recht 
fhuffes fi zu verfammeln auf ‚außerordentlich Faͤlle 
beihräntt; allein das Verw. Edict von 1822 ftelite die unbe: 
dingte Befugniß auf Verlangen der St. Verf. wieder ber. ©, 


. Berb. von 1825, H. a, ©. 380. 


8) Das Verw. Edict bezeichnet in $. 52. bie Gegenftände, det 
weichen Ginftimmung zwiſchen Gemeinderath und Bürgerauss 
aſchuß nothwendlg iſt, nämlich: ı. bei Regullrung des Gemeins 

6 de⸗gtats und der darauf ſich grändenden Umlagen; 2. bef 


.» ‚amvarhergefebenen und fo bedentenben Ausgaben, daß fie eine 
nee ber erhöhte Umlage nothwendig mahen; 3. bei allen 


5’ Wenträgen über Gemeinde - Ginkünfte, welhe nicht im Wege 
bedidffentiihen Nusgebotes zu Stande fommen; 4. bei allen 
: Mertuägen. mit: Semeinderaths⸗Glledern ohne vorgängiges df- 
sfamtlicheb Anenebatist. hei aufeserdentlihen Begünftigungen 
mug fBefpbungen einzeiner Qumriaderaͤthe; 6. bei allen Nachlaͤſ⸗ 





t 


158 


fen exigibler und liqulder Forberungen bet Bemelabe ; ‚2 bei 


allen Befchläßen , durch welche der Gemelnde:@tat bleibend veraͤn⸗ 


dert, oder ber Stodund die Einnahmen des Gemeinde-⸗Vermoͤgens 


vermehrt oder vermindert wird. Von ben Beſchluß en der len 
tern Art f. ein ausführliches Verzeichniß in 6. 53. des Edic⸗ 
tes. — Die Fälle, in weichen bei einer Meinungsverſchleden⸗ 
heit des Bürgerausfchußes und bed Gemeinderathes es nicht 
in dem bisherigen Zuftande bleibt, find: 1. wenn eine Ders 
bindlichkelt der Gemeinde oder Gemelnbevorfteher unerfällt 
bliebe; 2. wenn die ftreitige Srage eine Abweichung von einer 
geſetzlichen Norm betraͤfe; und 3. wenn äberhaunt der Gegen- 
ftand nach den alfigemeinen Orunbfägen vor die Gtaatäbeffär- 
be zu bringen ff. — Sehr ausführliche Debatten ‚erhoben ſich 
in der St. Verf. von 1821 über die Frage, wie — 
einer Nichtuͤbereluſtimmung zwiſchen Gemeinderath und 
gerausſchuß zu halten ſei. Das Edict von 1818 hatte im, 3 2, 
den Srundfag ausgefprochen, daß immer, wenn Bürgerands 
fhuß und Gemeinderath ſich nicht vereinigen "dag Hherdmt 
entfcheide. Dererfte Sommiffionsbericht äker die — 
wollte der Regirung jede Einwuͤrkung nehmen z0 Hate trug 
ungefähr auf die itzt gültigen Beſtimmungen au. Buerikent: 
ſchled fih die St. Verf. für das Dur hzaͤhl en derStiimmen 
in beiden Colleglen (troß der fehr begründeten Morftellyng 
manches Mitgliedes, daß dadurch bie cantrolizende Gtfllung 
des Ausſchußes ganz verlohren gehe): als aber die Reglrung 
dieſes Mittel verwarf, kam man auf den zweiten Antrag zu⸗ 
ru, als auf einen Mittelweg. 






9) Ein Gutachten muß dem Buͤrgerausſchuße nach 6. 56. des 


Edictes abverlangt werden: bei der Beſtellung des Ges 
meinde- Pfiegerd und bes Steuer : @inbringers, über die Ans 


nahme neuer Bürger und Belfiger, über das Beginnen und 


Verlaßen wichtiger Rechtöſtreite, und uber die Faͤlle, in wel- 


he der Deputirte zur Amtsverſammlung beſonders su in⸗ | 


firufren it, 1. oben 6.91. ©. 146. F 
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10) & Mar. Ed iei, 8. 5% 
31) Dat. 5% 
13) Dat. $. 9, 47, 67 und 69 
g. 154. En 
d. Der Gemeindehaushalt. 

Jede Gemeinde hat ihre Locals Ausgaben and eigenen 
Bitten zu beftrchen, und vom Staate keine Beihälfe hierzu - 
zu erwarten. Zur Dedung diefer Ausgaben hat fie vererft 
Die Einkünfte aus ihrem Vermoͤgen, ſedann die zufälligen 
Neben⸗Einnahmen, 3. B. Bürgers Aufnahmgeld u. dgl., zu 
derwenden, wenn diefe aber wicht gureichen zu Umlagen auf 
ihre Mitglieder zu fchteiten, Käber die letztern f. oben $. 150 
©. 135.) Der Staat verlangt:umd erzwingt von der Ges 
meinde geordneten Haushalt in formeller und in materiel⸗ 
ler Beziehung. In formeller Hinfiht dadurch, daB aud) 
für die Gemeinden die Etats⸗Wirthſchaft eingeführt ift, und 
mit dem Unfange jeden Rechnungs⸗-Jahres ein Etat (Come 
munfchadend s Project) entworfen werden muß. Dem Ober 
amte ſteht die Präfung und Genehmigung defielben zu. Um 
einen beflimmten Anhalts⸗Punct zu befommen, hat Abrigens 
baffelbe mit Zuziebung- bes Gemeinderaths und Bürger: Auss 
ſchuſſes einen fichenden Haupt⸗Etat für jede Gemeinde zu 
entwerfen, welcher der Kreisregirung vorzulegen, und je nad) 
zehen Jahren zu renidiren it 7). — In materieller Hin⸗ 
ſicht wird für eine zweckmaͤßige Gemeindewirthfchaft dadurch 
geforgr, das den Gemeinden vorgefchrieben ıft, und durch die 
Megirungs-Aufficht von ihnen im. Nothfalle erzwungen wird, 
die Ansgaben fo klein, die Einnahmen fo bedeutend als mög: 
lich zu ſtellen, letzteres jedoch unter Beobachtung der Ruͤck⸗ 
fit, daß — wenn «8 irgend vermieden werben kann — die 


\ 
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Ai.he ſitlitaſinh gä dadieohnen. ſoiche Darf weder der. Ous- 
Zedangsarw viten, no der —RRX 


u 211 WC 
Esel nme Mrtenrleng: der Urtgabeng 


4‘ 


Nr TR nl dar den Ülagel der: Behrthei⸗ 
er 





ralbaf, mad san Die Siiiliguag Dei Wäre 
EDCCXEXR.IRR 
Ciasrisfehter Im anskeraehenhuurs sin Mateicr: : Mer san 
XERXXARLLXLXXXVO 
beizuziehen 4). 8 upsiuger ger Ton. ne v 
105 Jeder Seminde Merhner bat seite Rz hung verſchrift⸗ 
maͤßig, md: ohne Freude Beihhliergunfilin: in Berrahraum 
uud Mhfmabernug: Heiner. nffingeihen aber Mich. Dach. Dewzileen 
kehendenı Geſetzen In arhiin 9 Um jetiechsbinjcukäutlßent 
IUHRDENThEran 1: Verſe ho rd u Ten rauch JE games Mühen 
tung kein Rechuungtorichditeu. unbuzuinmflänchichei Gets . 
fg: Dak: Stant, it beiden Siedergefchä frn meet 
IE fabig. ann, veshärigtge 


Finn a 








sd 
lerachen, iBreheittgene af vou Dölfibinuiien,, Die Ver⸗ 
wıltuwg&s Wenuartz, auigtſtelle, um gepas. che au Det 
Sreiöregirumg zu genchweigembe: Melohuung Aut: der Gexkehns 
detaſſe Diefelben zu Imfergen, cher Deu Unfang der Be 
Imäfee Des Berwaltungſ⸗Actners entſchetdet lediglich Der nie 
isn: abgeſchlofſene Benreg, der. tm jeder Gemeinde je nad, 
der Oertlichkeit oder der -Perföulichleit des arſten Drisserfte 
ps verichieben. ſtyn kenn. . Selb außeretdentliche Geſcher 
ducfen · den: Acnaren ohne befonbene. Höhere Geuchenigang nic 
ibertungen werden ꝰ). Uebrigens iſt wohl zu bemerken, daß 
re Vemeinde durchans nie gebitit IE, ſich ber Säle 
eines ſolchen Beanten zu bedlenen; und es Ale ie au 
kind, . fobalı: fie gewaudtere Berficher erhalten ve, DM 
Wuflhubigunn des dioherigen Vertrages ja, fie Tann foger 
Wetlmvife Ye Mernagener Geſchafte wieder aftündis 
gunzimenhei Yemm ‚andy ie Delsfuang dos Verwaltunges 
Sndasd älchriu@hrr Bunıme ansprworfen ſeyn Darf, fans 
DenieıfipE jed6B uingtine ide Äbertragene Saſchaft einzeta zu 
bubtininı Ad gehen Falke ber. iA die Beniernberedinung 
suite Di zb ten, und uadı vorgängiget Unterfadung 
dea Au cadende ai Dei Beger⸗ Heskepuffes,. auch geſche⸗ 
nändBälseug.an:tie wrttammncse Gemeinde dem Oberaume 
gar Prkfong un Berichtigang vorguiegen 8). | 
inBisBinbeung des Gemeinde s Bermbgews ift babel vor⸗ 
uuhlehbun, Eine dei. dem von dem Oberamte jährlich vorzus 
neuen Bikipe der einem Gemeinde Bledhner anverträns 
uf ge gleicher Zeit auch alle übrigen ihm auvertrau⸗ 
minihiptänlichen Nebenkaſſen umterisct werben: suhflen, auqh 
went aubäte Müinifkerien mutergeorhwet fnb, Sf is die 
itsleigräsen Jede der Jouſtiz⸗⸗ Benume z. B. nicht ortdanwe⸗ 
bett 0 Diese bas Beck zum Wiftotlon ud de 
Mehl Staatcrocht IE | 1 
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gerihtliheanue Stab es Privat» Bermbgens Verwal⸗ 
tupgen, welche Der Kaſſier neben feinen Amte fhhrt, fo dürs 
fen / biefe natuͤtlich wide von dem Staate unterfucht werden, 
abſeint danx iſt: der Sturz feiner Hauptlaffe nicht periodiſch, 
ſachern aavermuthet vorzunchmen ?). Beſitzt die Gemeinde 
Ac ti ve Kapitallen, fo ſteht es dem Geineinderathe frei, die 
Obligationen im Beſitze des Rechners zu laſſen wenn fie 
ter! 0 ooo fl. ind, von diefer Summe an aber müffen 
ſie einem Dritten in Verwahrung gegeben werden 29). 
u. Nach den oben angeführten Grundſaͤtzen ift es einer Ge 
wisiede ur in Notkälen erlaubt, Schulden zu contrahis 
on, und jeden Falles bebarf fie damm der Erlaubniß der Kreise 
mgirung: Wenn es geichehen mußte, fo ift anf die moͤglichſt 
kaldige Wiederabzahlung Bedacht zu nehmen; umb es find 
zu dem Zwecke Activ⸗Kapitalien abzulbfen oder an Zahlungs 
flat zu übergeben, nutzloſe Gemeindeghter zu verkaufen, Aus⸗ 
fländg ‚nzutreiben, endlich die Umlagen auf die Gemeindes 
Bein. zu erhöhen. Jaͤhrlich find "über den Stand der Ge 
maindar Schulden Berichte von den Dberämtern an bie Kreis⸗ 
Feginuagen, von dicfen an das Minifterium bed Innern zu 
erliniten. 27). — Uebrigens iſt in Beziehung auf bie Gemein⸗ 
den Schulden zu bemerten, baß diefelben auf den ſaͤmmili⸗ 
hen Gäterftäcten der Gemeinde» Markung ruben, und fomit 
auch bei Veränderung im Befige auf ben neuen Eigenthuͤmer 
übergeven. So lange alfo die Schuld einer Gemeinde nicht 
den Geſammt⸗ Werth der ganzen Markung üuͤberſteigt, kann 
fie pie | in Concurs geratden; dagegen ift bei dem Kaufe von 
Brundeigmihum Beruͤckſichtigung des ——— der be⸗ 
waffenden Gemeinde ſehr zu empfehlen. 
Die, Aufftcht Aber den gefammten Gemelndes Haushalt 
pt: das. Oberamt, welches nicht mar die Rechnungs⸗ und 


103 S 
Kaſſen · Eontrofe zu Befotgelt, ſanderswel Golchenheln vet Fou ⸗ 
Gerichte perſonliche Einſichtven alltea Veſwalraczozwaizeli 
zu nehmen bat. Ein Risen Mr 
Zeit von dem auffchenden Beamtrun Sorkudhmmmte‘ Uurbe⸗ 
> fnhung des ganzen dFchomifgen;Techrligen: wo: galigeit) 
den Zuftandes ‚der Gemrinde, Wehe inı Geneinkene eerſtle 
Claſſe alljährig, In deren zmeiter Claſſe eingtveisen 1 hci den 
Gemeinden dritter Elaſſe endlich joam Krdıkan Jahre zur halten 
ik. Nach Verlefung: eines Anzutges Kacı den wiigtigeniät 
hm hat der Beamte jeden Wäuger eingoln ums dehfe Stla- 
gen uud Wuͤnſche zu befragen, ,- adthigenfallsiintergehluigne 
Unterfuchungen einzuleiten, aud Weifunger a1M1lbinderum 
sem zu geben, endlich aber perſonliche Elnfian Yon Alkariıya 
achmen, was bie Gemeinde: Berdattung nen belriffzisa 


Dan Bu LEE Veen En a Le ug 
1) 6. Berm.Ebdict, $ 25. Yu 


2) Dat. 9. 25. — Mit diecht ent das Belih Üdern. edit, 
4 98) es als eine der hauptfachchſten Amtbpifläiten bes ° 
Oderamtmannes bar, den Siiäitt-der Gembinden zihdlniiäfts 
"m leiten, ohneAbrigens dabetoin She eigene earth bei: 
ſelben elnzagerkfen Es iſt alcht aur Ve Unenutuiß NEL Re 

N Ren derocdrachtta Lafug, :fhhdern ur alyeinkhfig 
un der Cideanudon der · Seweinderarſtabet sw befämunten. Dusch 
mupbgiche and feuntpferticbe Ciawrkung auf ben Vermoͤgent⸗ 
vmSnſtaud der Bempinpe fann ber Oberamtmaun fi größere. und 
fx „Nnpsfftelbager fünsbare Verdlenſte exwerben, als irgend ein Ale 
” —* Beamter aleicher Kathegorle, und ſein Amt zu ‚einem 
n chtigſten im Staate machen. Weide Aufforderuug llegt 

Hlerid. Für Die Regitung, die Bildung Ihrer künftigen fegl- 
Yale pegmaͤhlg and umfaſſend zu verauſtälten, und 
bei der Beſetzung ˖ bet Stelen anche‘ auf dei wiſſenſchaftiich 

Nu ya Ntuuich: votzazlichen Munn, als auf den ge⸗ 
XEXXEX CVEEXCIXTTEEE 
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ber des todten Buchſtabens zu ſehen. Ein Oberamtmann der 
blos thut was er muß, iſt nicht werth ſein Amt einen Au⸗ 
genblick länger zu bekleiden. 
3) Dat. $. 30. 
4) 6. Verw. Ebiet, $. 31. 
5) DAf. 6. 32. Schon laͤngſt iſt es ein von der Regirung ſelbſt 
verfuchtes und von Ihr auch Andern vorgelegtes Problem ein 
Formular für Gemeinderechnungen zu entwerfen, welches eins 
fach genug wäre, um auch von dem ungebildeten Manne ges 
handhabt zu werben, und doch hinreichende Sicherheit für Rich⸗ 
tigkeit und Wolftändigleit der Ausgaben und Ihrer Belege ges 
waͤhrte. Bis ist iſt ber von ber Regirung ausgeſetzte Preis 
für einen tadelloſen Vorſchlag noch nicht zuerkannt worden. 
6) S. (ungedr.) Erlaß der Regirung des Tartkreife” vom oten 
April 1827, 
7) S. Verm.Ebdict, 6. 33-35. — Bel ber Annahme eines 
Verwaltungs⸗Actuars find die Gemeinden nicht gendthigt mit 
andern Gemeinden ihres O. A's. gemeinfhaftlihe Sache zu 
machen; nur tft verboten In einer und derfelben Gemeinde 
mehrere Verwaltungs⸗Actuare, jeden zu verſchledenen Ges 
fhäften, anzunehmen; auch kann ein folher Beamter nicht 
Gemeinden aus verfhledenen Dberämtern beforgen, f. (uns 
gebr.) Miniſt. Erlaß vom Det. 1826. Die perſdnliche Befaͤhl⸗ 
gung zur Bekleidung eines Verwaltungs⸗ Actuarlats iſt davon 
abhängig gemacht, daß der Bewerbet entweder fihon ein oͤf 
fentliches Rechuungsamt ſelbſtſtaͤndig verwaltet, oder eine Dienſt⸗ 
praͤfang bei den Miniſterien des Intern’ dder der 'Fidänzen 
erftanden bat; f. Er laß der Drgantf! Kolljteyungd: Ebikmiſ⸗ 
fion vom 26ften April 1826. — Weber Ge Zwernmaͤßlgteit der 
Anfftellung eigner Verwalfungs-Aetuare Uanfkatt“ oinet Werei⸗ 
nigung ihrer Stellen mit dem Kotartalt Eh kulrech Wor⸗ 
ten über bie modificirte Wiederberiteinäip uch neniiigttiber 
relien, enthält’ indie Tepe gewichtige Se 
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fene Bemerkungen bes Abg. Hufuagel Untrag auf Vereinis 
sung jener Igjpen Stehen; f. denſelben In ben Verh. ber 8. 


d. A., 1830, 9. 2, ©. 283. Die fhr diefen Antrag gewählte 


Eemmiffion kam nicht mehr zum Vortrage. — 
HE. Werw.adicet, 9. 36 and 37. — Der Termin zur Ve: 
bergabe der geftellten Gemeinde - Rechnung iſt is dertnbhet 
ber ıfte Jaͤnner bes naͤchſten Mechnungs - Jahres, nal’ ohhe 
ganz befondere dringende Umſtaͤnde ſoll hiervon nicht ub zegan⸗ 
sen werben, f. (ungedr.) Erlaß ber Negirung bes Jurtkeiſes 
vom ıflen Dec. 1822. tm aber die Einhaltung diefeanBor- 
ſchrift möglich zu machen, iſt ben Werwaltungs-Actuaren ein 
Termin für die Vornahme jedes Ihrer Geſchaͤfte gegeben. Waͤh⸗ 
rend der Monate April bie Juni haben fie zu beforgen:: bie 
Antegung der Raßlate für die Gemeinde = und Stiftungs⸗NRech⸗ 
nungen, der Steuer:, Empfangs⸗ und Abrechnuugs- Bücher 
.und der Einzugs⸗Regiſter, für bie Capitulirung der Steuers 
Bettel; bie Verfertigang ber Etats; ben Steuerfag (bie jaͤhr⸗ 
liche eotfion bes Steuer⸗Kataſters); und die Mevifion des 
Brandverfigerungs: Kataſters. Sogleich nah Beendigung des 
Steuerſatzes, Längftens alfe am 1. Jull, iſt mit des Steuer⸗ 
Mbrehnung anzufangen, ſodann folgt bie Subrepartitiog ber 
Staatsſtener, des Gemeinde⸗ und Amtsſchadens und der Amts: 
vergleihungstoften. Mit Ende Auguſt muß dieſes Geſqheft In 
allen Semeinden beendigt ſeyn. Won biefer Zeit bis Ende 
Febrnars Ift die Stellung der Gemeindes und Stiftungs: Bed: 
nungen nud bie Ergänzung der Rapiate vorzunehmen. Auf den 
Mir; faͤllt die Beantwortung der Rechnungs⸗Defocte, bie, An- 
wefenheit bei der Abhoͤr u. f, m. ©. über alles dieſes einen 
‚(ungebr.) Minift. Erlaß vom April 1828. Die Revifign., von 


Seiten des Hberamts hat noch Im Laufe bes naͤchſten Rech⸗ 


nungs-Jahres zu. folgen, und jaͤhrlich It ein Bericht über 
ben Zuſtand des Rechnungswefens ber Gemeinde an bie Kreis⸗ 
tegirung einzufenden. Die wichtigſten materielſen Auefkefiun: 
gen ſind an Drt und Stelle vom Obexamtmanne mit Semeins 
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12) ©. V un. 1 Ei 4. 96, uud 92, Heben, die Anſiit der 
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nillen Pertnaltungs,Behbrten And; nathrlich Berfhriten 
übe bie Art amd. Welſe gegeben, wig.fe.hir ihuen ohlisgem 
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Anffrueinen, fäyeralic duriöpugehen, ‚Lan. weder der Zur 
dieſes Werkes nprb,heg Raum erlauben, „Mur Basicnige mag 
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ben gemeinſchaftlich gu betrachten iſt. BE yaipalfenn iinfe Ror⸗ 
mm in diejerigen, welche Aber die Gefünufsäbcheutang bei 
ver Behörde ſelbſt gegeben: find; im die Moeſchriften Aber den 
Baldı ner Vehörden miseinanderz, endlich: in Mesorkinuns 
a Ike das Berhältniß bes einzelnen, "vorm: Sremtk- Ahle 
oder Recht verlangenden —. und. ben. von ———— 
gemeo Vehdrden. 


a 183. 
1. Gefhäftsbetrich im Innern des wehhrden, 


Was die Geicäfrebrbanbiuug im Inneru ‚her Dehobrden 
herift, ſo ſind die mir einem Hauptbeamien beſetzten Ele⸗ 
mentarſtellen von ben olegialifch- a Mittels und 
Central⸗Stell en zu unterfcheiden. 

Die allgemeinen Varſchriften Über bie Befiäftsnefand. 
lang in den Elemeptarftellen koͤrnen der Natur der 
bache nach nicht ſehr zablreich nud verwickelt ſeyn, da fo 
nehl der, Regirung eig, den Unterthanen gegemfber nur ber 
Eine Hauptbeomtg.als handeind betrachtet werden. fgun, . Us . 
ladings hat er in der Megel feine Gehälfen, und zum 
Zheile ſogar geſetzliche und vom Staate bezaplte; allein dieſe 
arbeiten lediglich unter feiner Derantmortlichkeit und auf ſeine 
Anweiſang. Men zisr-gefchlichen Vertheilung der Gefchäfte 
iR nur im den pepigen,Pancıen, welche dem Beamten auss 

id yertönlid aufgetragen find, und bie er ſomit 
miichlan Gehalfen kherlaſſen Darf, von Berathungen und Be⸗ 
in aber Kur bei den Oberamtsgerichten Die Rede. 
Kar Hu ven Beaniten hält ſich die Regirung, nur an ihn 
ſa die Amt auntergebeuen gewieſen; wie er aber im Einzels 
Wei ſeiue Geſchaͤltte berſorgt oder beforgen läßt, iſt feine Sa⸗ 
a fich ton ſelbſt, daß dlefe dem’ Beamten 
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ciutzerdeate Meiigeit tie ſſ weit geben dutf/ DaB. er perſdu⸗ 
dd Bar Wink ganz ober theilweiſe autzbge und: Seinen 
Sehictfen Rt tBefergüng auch Yburimigein Meſchafte "hberliche, 
wege Autzueichten fonte Bet ale Kruft Hinreichte. Die Er 
uwiß an Morro eudagleẽt Gchhlfen zu werwerben, : befreit 
Abn nnd ſuicht dou: cſetvcor An am cepflicht/ von der 
—— dem⸗dffeutlichen Dietiſte ſichju winken, - 
Ka giel vllbiltitner bagegyg fi Ai Sirdhäfts-Werhättniffe 

iind re 2 die Geſchafige v ff tiften, "bei den Central⸗ 
— va Wweichdnꝰbiae Awenin eingeführte Col⸗ 
Ti a eine beſtimmte Einrhbtung butihand 'erfote 
det — tee iſt daun nun folgender” 

"ya dir Spihe des Coll egiums ſteht ber Voiſtand, Ci dr 
Begel, afein keineswegẽ nothwendigerwetlſe, Prafidene oder 5 
Tector jenann). SHniliege bie formelle Leliung dedg angen &s 
jaäftefreies ob, Er beftimmt alfo , welch⸗ Arbeiten dort ben 
einzelnen Mitgfiebern zu übernehmen ſiub (fr öfter. ur 
jagt die nöthige Anzahl von Sitigen’an,'fhhrt ben Vbiſttz 
in denſelben öffnet und ſchlicht fie, "SH denfelßen serie. 
Neihenfolge der Vorträge‘ zu beſtimmen und’ fr‘ jideckmaßlg e 
Abhaltung berſelben zu forgen. Er freik bil Fragen’ zur He 
fümmung; in der Stegel jteht ihm ind, ne Srlkitiid° FR, 
im alle einer Stimmengleichheit hat 270 aber bie — ** 


bupg,. Faut der Mefhlugz ſtiner Pujfiht Mad, obgen Die bes 
fehenden Grfche oden vn. Marirkeilg, et Spaateuphied end, 
fo kaun und ſou er denfefbenp, ſuſpendiren, und der porgeſetzten 
Behdrde Anzeige . machen; dech gilt dieſes nur bei Verwal⸗ 
tunga-Stefen. 7)... Die Mellziehuug der mechauiſchen Kan, 
lei zSeſchaͤfte iſt id ‚sR, ‚nmitgelbar ſei es mittelbar un’ 


DER rer rw; 


ter ahnen, Senaleigerier, 2 ‚Seiner, Dperaufficht untergeordnet; 
er controlirt Div Wsfertigungen us unterzeichnet fie allein, 


J 
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der Weasbäftaien des wültgeluahir: Gegeni andeocð rnnicht des 
flimmt amit Benin aha bafenigei ng line he 
Ariane Ditußinfimiciimen aues tmıfnenitikn Wfebleu pen 
ibertiagen AidıniBuihen iflerangchluch neruentlich bie-Mönzs 
ſaloge zu Zrienfibeinguegehg. bie Böphichtenfiien una ie Bf 
neöherichter n  Bynıkluanın :Srufanıeingre dea Ua arsaeadn eten 
hat ur Ban Mrlquuiſ, an geben aa (Alan 1a Rei 
‚Murzaßen,) . ,oBst Zen In. Da, Jutland. aber. Hit, Aanprkatt 
‚porzunehruenden Reiſen aber feinen -Beibericht an. das Mis 
‚nikerium zu machen, - Die Aufrebterhaltung, der Dienftpolis 
zei liegt, ihm Pb, ‚uud, zu, dem, Eude ſteht ihm gegen ‚Kelle 
—F Mitglieder das Recht zu. Verweiſe zu een: an 
„eptergeordnete Diener kann er bis-auf, schen, Thaler Geld⸗ 
Rrafe,. gegen untergeordnete Offiziauten noch außrrdem Ay f 
N, Tage Sefängniß erkennen. „— Iſt das Collegium mie 
Dir * 8 bei, den höheren Gerichtäiteflen © ber. Sal 6) ‚in 
‚Wehrgre, Abtheilungen getheilt, fo, bat jede ihren gigenen, "Bor: 
md; ‚Aber dem Ganzen aber fteht ein Chef: Director, 7 
gr bet, die, ‚Details geitung der Geſchafte in feiner Anıbel 
—— in den Sigungen; dieſer die "algemeine 
ection des ganzen. Solgeiume,, — Sn, Abwelenheſt des 
Borſt andes verſicht der zweite Borftand, wenn einer da iſt, 

—* alteſte Rath deſſen Geſchaͤfte 2 


—5 — 


Zut Bearbeituug ber dern’ Edllegium ingeiütn ve 
fälle find die Collegial: Mitglleder beſtimamit, welche Fi ih 
Käthe und Affeſforen thehfen, "oh daß jedoch mwiſchen 
17 ein "anderer Unrerferled, als hinſi chilich des NRanges 
Ynd des "Sehatted fat fände, "Die kinzelnen Geſchaͤfte weh 
3 em fogenannten Geſchaͤfterheiler unter fle dort dr: 
fan de EL jo daß djefelden‘ Vauprartei DIT AS LTE 


Ä ——— ——— 
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‘ 


tem immer von beufelben Mitgliedern bearbeitet werben, wo⸗ 


durch ſich dieſe größere Sertigkeit und Sach⸗ und. Perfongl 


Keyntuiß erwerben, Um jedod bei Verhinderungen des ger 


‚wöhnlichen Meferenten Stockungen zu vermeiden, bat fi 


"auch immer noch ein zweites Mitglied mit dem Geſchaͤfts⸗ 


- 


theiler eines Umtögenoffen befaunt zu machen. Uebrigens 
ift dieſe Wertheilung nach dem gewöhnlichen Geſchaͤftstheiler 
deineswego unabänderlich, ſo daß ein einzelnes Mitglied, das _ 
ganze ‚Collegium, oder ein betheiligter Private ein Mecht auf 
ihre Beibehaltung, hätte: vielmehr iſt dem Vorſtande eine gänze . 
liche obder- theilweife, voruͤbergehende oder bleibende Aenderung 
voͤllig überlaffen. In wichtigen ober: ſchwuͤrigen Fällen hat 
er Gorrefereniten zu ernennen. melde namentlich dafür vers 
autwertlick find, daß keine thatſaͤchlichen Jerthaͤmer ſich eins 
ſchleichen; fhr. die techniſchen Mitglieder einer Behdrde.mäfs 
gen immter welthe beftellt werben; ebenfo ift bei den Fluanz⸗ 
ſtellen der Juſtitiar immer Meferent oder Eorreferent, wenn 
es auf rechtliche Würdigung. anlemmt 4. — Die som Mrs 
fesenten bearbeiteten Befchäfte find bei deu Gerichten immer, bei 
den Verwaltungeſtellen in der Megel, in’ der Sitzung vorpts 
fagen, und zwar muß der Vortgeg Tchriftlich und ſchon in 
des Form de6 zw machenden Wusfchreibens abgefaßt ſeyn. 
Die Abſtimmungen gefchehen nad) der Sitzordnung ven oben 
nad) unten, — Nur bei minder wichtigen und gang klaren, 
in ihrer Entfcheidung feinem’ Zweifel unterworfenen Fällen, 
Endlich bei folden, wo Gefahr auf dem Verzuge haftet, kann 
von diefer förmlichen Behaüdlung bei den. Verwaltungſtel⸗ 
len abgegangen wWerden. Solche Geſchaͤfte werdim dank im 
fogenannten Büreaun erledigt, d. h. tar dor. Referent und 
der Vorſtand nehmen davon Keuntnig. Jedoch ninflein eis 
genes Bauͤreau⸗ Protocofl geführt werdem, avelches 15 unit 











171 


den anf ſolche Weiſe erledigten Acten — den -Äbrigen Mit⸗ 
gliedern zur Einfict offen liegt JJ. a. oe 
zum mechaniſchen Bitriebe der Ge fh bei jedem 
Gollgium die Kanzlei beſtimmt. Dieſelbe heilt: 10 in 
mehrere Abtheilungem: "em: ee | 
1) dae Secret«riat. Daſſelbe iſt zur Eäfrung der 
Sitzrugs⸗ und der Buͤreau⸗Protocolle, ferner: zur formellen 
Ausfertigung der Beichläffe aller. Art beſtimmt. Die. Gecres 
täre haben, wo ihrer mehrere find, ber Reihe nach den Si⸗ 
tzungen anzumohnen und alle. Eryebitioden zu ⸗machen, welche 
fih auf die in der Sitzung vorgekommenen Seſchaͤlts Babies 
Sen. Nicht nur die Beſchluͤſſe, ſondern auch du abweicheuden 
Meinungen einzelner Mitglieder follen im die Protbcbll⸗ ein⸗ 
getragen werden; dieſelben werben von dem Voiſtuude untet⸗ 
ter 4 und haben beweiſende Kraft.°). a 
+ 2) Die Regiſtratur dat dem Auftrag/ DIE cinkom⸗ 
— Acten zu erdffuen, fie-mi Yen Tage des Einlaufes 
(dem Präfentatum) und der Nammer zu verfehen / in das 
Diarium einzutragen, und ſodann, unter Beilegung der ets 
waigen Boracten, dem Vorſtaudt zur Vertheilung vorgulegen. 
Die erledigten Acten find derſelben Behoͤrbe zur Auſdewahrung 
Abetgeben: : Dutch forgfältige Auffleilung; fo: wie ducch alpha⸗ 
betiſche und Reat⸗Nepertörien wird das Auffinden erleich⸗ 
tent. ⸗ Micht ſeiten zerfaͤllt die Negiſtratur im die curreute, 
— bie Hauptregiftratur oder das Archiv 7),, — 
3) Dem Mesiforate liegt die techuifche Prüfung der 
het der Brhärde einlaufenden Rechnungsacten. ob, fo daß.bem 
Reſcrenten bie andzuftchienden Puncte — und u Sanze 
gun Eutfpeibung oewbertitet iſt 2), = — 
1 Dem Schrei bibſche wird —E der 
Son den VAeftrenten chrworfenisuiye ad von deu Setretaren in 





+ 
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Die Ichte Form ‚gebrachten Eilaffe des Eollegiums beſorgt. 
Derſelbe ſoll fo viel als möglich nur mit Lohnarbeitern (Ta g⸗ 
ſchreibern), 72 mit eigentlichen Siaatsdienern beſetzt 
ſeyn, nur muß in jedem alle Ein vertrauter zu 
beibehalten werden. 

Meferendäre find: angehende ——— welche 
(in: der Regel unentgeldlich) einer Behoͤrde zugetheilt ſind, 
um bei derſelben den Geſchaͤftsgang kennen zu lernen. Sie 
werden in der Regel auf der Kanzlei verwendet, doch aber 
kann der Vorſtand ihnen auch Referate Äbertragen, in wels 
chem alle fie aber nur berathende Stimme haben. 

“  Hälfsarbeiter und Kanzleiaffiftenten find zur 

Auspälfe bei voruͤbergehender Weberlaftung oder Verhinderung 

der: gewöhnlichen Mitglieder beſtimmt. Sie w Er eils 
r 






vom Staate, theils in den "von Ber Dienſtp zu 
beſtimmten Fallen (. unten 6: 162) ven a Beam⸗ 
sen bezahlt, deſſen Stelle fle:vertreten. | 


ı) & bedarf wohl iaum der Bemerkung, daß im Folgenden der 
Geſchaͤftegang In ‚den Mikifterien ni cht ait-eindegriffen iſt. 
Von biefem 16. ‚früher, Shan, in ben ff, 1A6 DIS 142, oben 
XL, ©. 35 R. die :ebe ge Bee... — 

2) S. bie Iufruction für. bie s Arelsreltungen. vom 21. Der. 
1819, N. BL ©. 939, dr 37; Inftruchon für die Kreis⸗ 
finanzkammern, Som itr Suia jan, , RB &. 119, 

R . 42. a 492 15 

3) S. Aber die. Rechte‘ nnd Yriäten eines "Cortöplal« Vorſtan- 
des: die Suftruckt onr fin die Kreidtefirwigen, $. 20, 21, 
24 27,.30=31,:%9 89, 3ER, :über die Diſcip⸗ 
Inaeftrafbefugniß der GolleglafvonKände ‚Art: 2 und 6; V. O. 
über die DVereinfabung des Gefhäftegangs im Minlſt. des 
Susern, vom. 2&ften Zupl 1833, R. Bl. ©. 503, 8. 4. 

4) S. Joͤſtruction fir bie, grelsſinanzlaumnern, 4. 33. 








I 

173 

5) 6. bie Iufiruction für bie Kreisregirungen, $ 21 —34; 
Juſtructkon für die Kreisfinanzkammern, $. 26— 29; die 
einzelnen Gefchäfte, welche auf dem Buͤreau⸗Wege erledigt 
werben, find “hier näher bezeichnet. Vorſtand und Meferenten 
find verantwortlich gemacht ei Gegenftand, der einer cols 
legialifhen Berathung bedärfte, anf biefe Weiſe zu erledigen. 

6) Juſtruction für die Kreisregirungen, $. 36 und 51; In⸗ 
firuetion für bie Finanzkammern, $. 41, 56. 

7) &, die Inſtruction für die Kreisregirungen, $. 52 und 
545; Juſtructhon fürdle Kreisfinanztammern, 6. 57. — Eine 
foßematishe Neberfiht über bie fämmtlichen Regiſtratur⸗Ver⸗ 
ordnungen findet fih bei: Gutſcher, die Regiſtraturwiſſen⸗ 
fhaft, Stutts. 1811, SG. 141 fg.; ſ. auh.” Hloßftein, Ents 
wurf zur Einrichtung und Erhaltung der Negiftraturen und 
Archive, Hal, 1831, 8. 

8) ©. bie Inftruction für die Kreisregirungen, f 53 unb 
545 die Infirnction für bie Kreisfinanzlammern , $. 34 
35 und 58. — Wergl. and unten |. 294, 


6. 156. 
2. MWerpäditniß ber Behörden zu einander 


Die gegenfeitigen Verhaͤltniſſe zweier Staatsbehbrden find 
das einer hoͤheren gegen eine untergeordnete; oder das einer 
untergeordneten gegen die vorgeſetzte; oder endlich das zweier 
gleichfiehender und fomit von einander unabhängiger. 
Die höhere Behoͤrde erläßt an die untergeordnere B es 
fehle (Erlaſſe, Refoluttgnen, Decrete, Referipte); die Form 
desselben iſt „Dis, baß.die verfügende Stelle an die unter 
genrbusete: StchlerLniche der Beamte perfönlid au den Beam⸗ 
tea. )/, änmtibefchtenden’ Fön: ſpricht. Kommt der Auftrag zu 
cdaem Jatiien Vueſchrewein von eitlem Höheren, fo wird dieſes 
am Schiuffe beiäertt, uifo z. B. Auf Befehl des Königes”, wenn 
das Ematoobe ccꝑt ·ix — * bat; „aͤuf befondern Bes 
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fehl”, wenn es bie unmittelbar vörgefehte Behörde, 3.8. das 
Minifterium, den Auftrag ertheilt. — Eine ſolche Verfügung 
kann entweber aus eigenem Untricbe von ber befehlenden Behoͤrde 
erlaffen werden, oder fie wird. durch einen Autrag oder eine 
Aufrage der umtern Stellen hervorgerufen, oder endlid Tönz | 
nen Eingaben von Privaten die Veranlaffung geben. Won 
einer Verordnung im engera Sinne unterfcheider ſich ein 
ſolcher Befehl nicht ſowohl durch den materiellen Inhalt, denn 
beide geben eine weitere Ausführung und Anwendung der beſte⸗ 
benden Geſetzgebung, und auch ein gewöhnlicher Erlaß kann 
Allgemeine und für alle ähnlichen kuͤnftige Fällen zu befolgende 
Vorfchriften enthalten, fondern theild durch die Form, indem 
eine Verordnung wo nicht vom Könige felbft doch von ei⸗ 
- gem dafür verantwortlichen Minifter unrerzeichner, und in jes 
dem Falle die Berathung im Geheimenrathe erwähnt ſeyn 
muß, (f. oben The IT, ©. 189) theils dadurch, daß der Ers 
laß nur für die Behoͤrde, die Verorbnüng aber für alle Staates 
bärger beſtimmt if. — Die Befolgung einer von der vorge 
fegten Behörde erlaffenen Verfuͤgung ift Amtspflicht der uns 
tergeordneten Stelle Fi: jene: kann ſich durch die Auferles 
gung eines Berichteswelchet haͤufig ianerhalb eines beſtimm⸗ 
ten Termins zu erſtatten If! von: den! wälrfic erfolgten Ges 
dorfame zu überzeugen ;' widrigenfalls iſt fie berechtigt, das 
ifr gegen Untergeordnete zuſtehende Strafrecht in Yuwendung 
zu bringen. Diefes defleht von Seiten des Minifteriums gegen 
ein untergeordueres Collegium in Zurechtweiſungen und Bere _ 
weifen; gegen Kinzelne in Verweilen, Wariboten, Auſſtel⸗ 
lang eines Huͤlfſsarbeiters auf Koſten des Saͤnmigen, Geld⸗ 
bußen bis zu 20 Thalern, und gegen niedere Officiauten noch 
in dreitaͤgigem Gefaͤngniſſe. Von Selten der Central⸗ und 
Mittelſtellen kaun nur mittelſt eines ſormlichen CEellegialbe⸗ 


X 


[4 


175 


ſchluſſes einen: ungehorfanen oder ſanmigen —2R 
Beamten Strafe angeſetzt werden 8). 

Eine ſehr nutzliche Einrichtung, durch welche die vor⸗ 
geſetzte Beboͤrde von dem Erfolge ihrer Befehle und dem ih⸗ 
nen geleifteten Gehorſam ſicherere Kenntniß ald durch allen 
ſchriftlichen Verkehr erhält, find die Bifitationen der uns 
tergeordneten Stellen durch ein Mirglied der Höheren Behdrde. 
Diefelben werden entweder zu regelmäßig wiederkehrender Zeit 
vorgenommen, fo z. B. bei den verfchicdenen geiftlihen Aem⸗ 
teru „ oder erfolgen fie undermuthet, jedoch in der Art, daß 
im jedem Fahre wenigſtens Cine der untergeordneten Stellen 
. auf diefe Weiſe nifitirt wird, fo bei den Oberämtern, Ober⸗ 
amtegerichten, Kameralämtern u. f. w. Als weſentliche 
Vorſchriften fuͤr —* Viſitationen ſind nachſtehende zu be⸗ 
trachten: 

I) Der vifitirende Commiſſaͤr bat fih ſelbſt von der for⸗ 
mellen Amtsfuͤbrung zu Überzeugen durch Unterſuchung der 
Regiſtratur⸗Ordnung, Der ——— des Rechnungs⸗ 
und Kaſſen⸗Woſens. ae 

2) Ueber das nicht aus ten efichtlüge perfänliche Bes ' 
tragen des Peamten, fo wie ihber die Achtung und das Vers 
trauen in welpen ‚er. Sicht, find -fowohl bie coordinirten 
Beamten, al& die Untergehenen des zu Vifitirenden muͤnd⸗ 
lich zu vernehmen, natuͤrlich im Abweſeudeit des Betheilig⸗ 
ten. Dei diefer Behegeuheit Tünnen ſie dann Kberhaupr ihre 
Wuͤnſche und Bitten. in. Beziehung auf den fraglichen Theil 
der Staatevermalung. vortragen. 

3) Die unter der: Leitung des Beamten ſtehenden Juſti⸗ 
tate möflen in Augenſchein genommen werden, 

4) Belondere Beſchwerden gegen den Beamten find fo» 
gleich, wenigſtens vorläufig, zu .unterfuchen, und es ift der⸗ 


0 
REN N\ Kun aber 
AXALLLLIIX.IXXXVXCGSCS 
Date inäeninggi unten Ynterlteng ynde DRIcbaNing nd da⸗ 
Mit ſia ARE eu |: > 
BD Bihulireuteirr ters ängenig dilmahinien Beaie- 
uvam I deren Wi ee een ; auf 
eur Di dual unalfär bien :rct- Veamid.ſcoleich⸗ am farcehe 
wre urihprechiehure schier: Header 
tungs s Vorkehrungen dagegen hat — „piituleinahme bringe 
lieber Säle — „ber, Bifitetions, Commiſſaͤr wicht ſelbſt, aAnzu⸗ 
— dieſe werden auf den von ihm erſtattet en Bj⸗ 
Agin Yrrichg di von, ber vorgeſetzten Behörde vorbereitet, 
dem hatssfisupen Minifterium zum. endlichen AR nr 
gelegt *). 

Die unte rgeorbnete Stelle bat an die —— Be 
a (Anzeigen, Ahfrageır; gitachte 
eo rc im eigern Sirale, Wortchfäße, 

eMfbrröiE Riber trgeudb ehe ih After ah 

h AR — — ⏑— ⏑ Eur thai Sperilbiihfnnd- Tonitr” je 
| BE belleen, ſalbi Wecker Fe bie die Um 
eig EA UTrEY uibiecn, Bad ts Urin Deffimurten Befdhäftäfweigi 

H dent Rtzten Berichte wa Nerco ſich nicht tröigner habe; 
Heid aber ind" ſe mm elageluen Bäder" je effätten, ihneeie 
auf beſAbkres Verlangen der vorgefetzren Wehörde, ober auB 
genen Gnitiche der warten Sic. — Sud bir if vi 
Form die, daß von ber Behbrde an die Behoͤrde geſehrieben 
wird:; ‚ang, bei ciner wuͤrllich an den König perſdelich serie 
aeten Einggbe wird derſelbe anggsebet. :Der Vertrag ſot ein 
sah.» ain einen AR hg Ehrfurcht, Ehyarbictung und 
Snnsiießpgbe.munäleuußhprache abgefaßt werden, aber ohne 
waqliſeniticoOervri chang von Källichleisäiesmein. Me 16 
ur s . ohne 
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of Dissruch uub Mtuutihleie- sußpehen Tau, Kuh -Kaumer 
dentſche Merte zo gebuntiiun 9), - Buusieristuuchidicheng Orr 
seufihnbe värken in dernſeſden Dericte uldit-nögante wer: 
dm €). Hle verflbs dus TMerhafeteu kessiir, fe muß 
dicſes andschliig bumeris weten, aund · ud ſolche Bes 
senhiuse zer aubenm zu beflebem and zucrkibigen 7). EBeun 
der Dericht von ame Eoliepinm cofkamııt auleb,' fo find im⸗ 
mer die Namen ber ee 
ſerent zu bemertien 9) - 


Glei ch ſte hande Gebete rd dnmuber im der 
derm von Noten, d. ciceiſt che, mehe Im Brie⸗ 
forın abgefaßıer Gehreiben,. in weile zui Das Meslangke 
ge d eten wird. Rebrigens went auch Hiek ip Immer Die 
Orcle au de Erle: e 


Ucher ‚die ‚Ari dffeptlichen Sdremeitn zeiten Acid 
fehenden ebhehen aus Ygriihiehguen ‚Deyapscmgntd gu beob- 
whrend: Mougestgung iß vorgeſchrichen, Daß biefelben fu Der 
Yeibgnfplos rongfgem, im meicen. Die Departements a — 56 
der. Berfuid. kokania 6137 na Aalgefhget find. 
bagıpen aulssnchansliieupgißs. bleibende, pbar ——— 
Eanilfenen „ap „ABitalupern. ꝓeriquedaner Departemeuts 
uniapmengefehtuercuen, fe Sehen: Rich die Mitglieder derſelben 
agb, igrem peibulicgen Dienfirapge. und. bei.gleichem Mange 
neh.ihecm Diegfakter, mine Nürkficht auf die Bol der Dis 
ee’ — . 


Oo Yrür Die naittelbaren Defehle des Rönlges an nen Ariat 
2 ſier End perfänlih selaht, 2 B. alſo: „Der Muls an den 
ginanzialuiſter. Ich sehe dem Zinammeinkker den Auftrag, m. 
rag AR Botm der von Gtenusbepbrben audgeheuben dr: 
-. le I fetgenbes Dad 1. Miinibeuiune Des Junren, and bed 

Mey Staatsrecht I 0 


— — — — — — 


— —— — 


— 


Meqea⸗ ud Eihuhälntind: achen llbamikhen Benet m 
VDabcgen. Dr alaki Gerae vicheridnet, aufgetragen u...’ _ 
2) Wie es zu iten ER eh Befeht eine verfaſſungswi⸗ 
worche Heirluns eilt re Beräber ſ. Thell I, ©&.569. 
3) €. 8 d. von 3often Sct. 1821, über die Diſciplinar⸗Be⸗ 

fugniß der Departements - und Collegial: Vorftände, R.BL 
| ©. 797 f9. ‚Dabel iſt zu beinetfew, daß die. „vorgefehte‘’ zw 

einem Straferfenutnffe befugte Behörde nicht blos diejenige 
! it, weiche fm Allgemeinen und nach dem gewöhnlichen Staates 
| ‚Organismus vorgefeht ift, fondern daß überhaupt jede höhere 
| Vehbide welde ate es auch ausnahmewelfe — einer andern 
* ‚einen Beteht eithellen kan, Gehorſam gegen denſelben ers 
* „singen ‚darf. Eo 3.B. alfo kann die Oberzolladminiſtration, 
dab. Steuer: Eolleglum m. f. w. gegen einen Speramtuuung in 
den Fällen Strafe erkennen, in welchen er ap ſi fie, und nicht 
an feine ordentliche obere Behörde, bie Kreisregirung, zu bez 
richten hat. & (ungedr.) auf Geheimenrathe: un. ets 


ſtaitetee köntgl, Deeret vom ıiten Sept, 1828. 2 


ng 


4) Die Vorfhriften über die Yemter Kifitationen fin zum hene 


ſehr zahlrelch. Eine Zuſammenſtellung der Vorordnungen in 
Beliehuns ont die Pigtatipnen der Beiftticen. fin. 9 gun 8 
Fitgeurecht. Bd I, S 1zB und 233, map In, Anapp'e menbs 
Bud, für.tarh; Geiſtliche, Am, Art. Defaug, „Ucher dk Bigia 


tionen der Obgräntter ſ. (uvaedr.) Inervctienen yym 0, April 


1820 und vamn. 4. Zull 1803, ferner den; Spitfehep Zur er 
riod. Vlatattonen hey. m. Oberämfer, ‚Fätntig, 18a, 8. „Die 
Yufteuctionen für die Wifitationen ber Oberamtegerinte find 
nicht Öffentlich befannt gemacht. . 4. 2... 2 u en 


5) S. bie näheren Vorſchriften und bie: (freitich zum Auheile 


wieder abgeaͤnderten) Formularien in-der WuD.:wom.aan Dt. 
1816, Die Form der amtlichen Berichte und- — betreſ⸗ 
fend, R.Bl. &ı407 Ki — ge m A) 


H:Dert.. vom sten Mai 1807 , RD. ©&;. 118. r Hua? 
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TI BORN he LETTER, Su = mızhnR, 
AXIIIXVYVXCCVXVSIEEEC 
ER TE WETLIGE EN 
DEE dirite hier An nat. Kenn: Date at Ai ea 
als itzt gehoͤrten Klagen uͤber Blelſchreiberei Erwaͤhnung 
zu thun. Daß dieſe Klagen wenigfieng um ‚Theile gegründet 
fi ind, beweist de dffentliche Stimme, ſo mie die Kenntniß 
des SGefchaftsgauges im Einzelnen. Wo liegt denn nun aber 
„der Fehler, wie mag ihm abgeholfen „werden ? Cine‘ zu gughe, 
d. bi nuslofe Thaͤtigleit der Behörden, kann ihren Grund, ha: 
bei: theils in der Aufſtellung ganz überflüffiger Behätden, 
.- welchem kein materielles Bedürfniß;entfericht, und welche fi ji 9 nun 
2. „um Beſchaͤftigung bemuͤhen, um nicht auf den erften Yugenblid Won 
. ‚als uͤberfluͤſſig auserfheinen z tbeile, in einer zu weit getriebes 
... nem Controie gegen, den untergeordneten Beamten, namenklich 
in Rechnungs ſachen, fo daß er, und, vielleiht felbit die porge⸗ 
ſetzte Mittelſtelle, gat nicht die Erlaubniß hat etwas ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig auszumachen, ſondern erſt mittelſt weitläufiger Berich⸗ 
. ter die hoͤheren und hoͤchſten Behörden zu einer Eutfepeibung 
veranlaſſen muß, die am Ende doch wieder hauptſaͤchlich auf 
ſelaen Bertehk graninder in; thells in elner zu weit gehen: . 
den Einmiſchunt de⸗ laates in Die ugetegenheiten dep Eins 
- jeinen, namentlich alſb auch fm folhen Faͤlen, wo dieſer ftin 
Jutereſſe ſelbſt wahren lonute und wollte; thells erblich alıs 
einer allzuaroßen Anzahl von NRecursinſtanzen, durch welche 
Dem 'nnenblgen und ſtreitſamen Quaͤrulauten Gelegrützeit ges 
geben wird, mit ganz unbegränderen Klagen dem Stagte ze⸗ 
henfache Muͤhe zum machen. Mon biefen Urſachen möchte Die 
erfte am wenisften der Inigen Geſchaͤftseinrichtung In W. zur 
Laſt falten, vergl, hierüber auch H(aͤrlin), Aber Geſchaͤfts⸗ 
vereinfahung und Erfparnifle in ber Verwaltung W's. Sturttg. 
1828, 8." Wohl aber fheinen die drei.umdern In fehr boden⸗ 
tendem Umfange zu waͤrlen, was um fo-weniger zu rechtfer⸗ 
Bun iſt, als vigenstim bes Uebermaas In ber einen der ae) 

2 12 0: 


Br 
"> "eaberken CinrichtadMa DR Te TDE RG machen fuit- 
I li A ERRETE ahhe dach guche Golegenhelt 
U RR Were deren Wehörben’ anzu: 
nalipi qqes) JRo Veun doiens Dim untenen-ein- großes befinikl- 
ncé Maifget Gaben nlher awag leezt, re ſchon der Beamte 
Molahune kin Tells hdepitten non, Mmtäpegen, controller iſt, fo 
vbedarf es keiner, wenigſtens nicht ‚fo vieler, Recurſe. Se 
mehr alſo dem Elementar⸗ und Mittelſtellen Recht zu ribii⸗ 
naher Eutſcheidung aller Augelegenheiten gegeben wirb; lieneht 
3,06, bie Höhften Stelles würflid nut die deitunk? ver algerkien 


‚upon; Angelegenheiten vorbe halten/ und nicht Zelb, tragt un 
—* Beberbid diirch Betalt⸗ Arbelten verlleren; je Mapigeruafihir 
* üben de Berleztei ewartet wird ehe ea Ohey 
ROH: weſto mehr wird ſich die Zahl der unnbthigen ⸗· geily 
ER EA koſtbaron Schreiboreion vermludern. Sendie⸗ 
n Jes nicht als hinreichende Controle erſcheinen, Me. ieiten ho 
tut meter ie Data uRhtE oder weile: for 
ee Geſchafte wenig vermehtein nämlich —E 
AAfentlichkeit in alten funereit Angetegenbeiten, rund baugige nk s 
unterſuchungen. weich. ſcoͤne Unfah ie gerezae vrit 
op" Viſſtatlons Collegium! Das um u deh lue Einſhreſe 
"ten des Staates abet kaun und Wird fen miduidern,t venn bie 
Be * richtigen fantercchtiigen Grundſaͤte Under wonn ee 
rere Bestie üUber Pollzel undderen Graͤnzen; nach dA 
aus ber Theorle in das geben übergeben zerhden. ©. 14, 
"o) % eknen Lingedt.) Erlaß des Mniſte des Innern gm 


5 {.,r e oo. 0 
a Title! Apiil 1822. Bere us cftsd 
= " Ense ar 
a PL Er En Er SE Ü 2 
N SLR on Ba RT 15T, 1. AO | j 
I u Ba Du: EB EHE TEL TR ET 


13B. Vorkoehr mitaden einzelaen UNFSREDANEN: * 
ee Hinfiwillch der Germ in weißer äh der untnzman OR 
die dorgefetin. Bebbiven in urmelichennMlngelanenprlish. an 


ER har "IE zu Guuterſcheidon zwiſche den ꝰacal MAD 
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Werts» Breiten, and; ton,Dhkaru Phhkrien,.. Sene dann er 


ſowodi wtindlidh ale ſhellhic Angebir, ah, 6, find bei je 
der ſolchen Stelle eigraie Umtauge zur Anhringung „möndlie 
cher Gefuche beſtimmte - m die Mitteln, and Eentraffrfien 


koͤnnen nur ſchriftliche Eigatene Yangens.. Dijeſe Khynen . 


in doppelter Borm erftatter werde: ehe nämlichuver⸗ 
langt der Bittfteller, daß "dad berreifeude Beſirks ⸗Amnt ſel⸗ 
ne Angabe zu Protocol nehme, —XX VBemerkungen 
verſehen an die Höhere Stelle auf — —— — welches 
ganz unentgeldlich zu Aeforgen, ‘f. —* Dbeg ber ber Vigched Fand 
fein Verlangen in einsy eigenen, Ariitlünhen, Kran a Al 
einer Bittſchrift abtaffen... Fin dieſem Igbtern Ra die 
Eingabe: mit einem WBlivecdchte des womitzelbat margeigften 
Beamten vetfehen ſeyn/ Diofe WRöndteritag faule ürkghivers 


den über den Beatuten WEL aueyerdimen. = BumMerfertis 


gung bon Eingaben A vle Behbro IM micht mar ber, Ber 
eifigte feibft, fondern Aberhaubt Reber) Yan Stante if 
ftine. Gedanken "verläudiig % auezus tuice m/hetegunat wur die 
Befestigung von Mspuräfhriften" if, bie Mdborktäh, Rotaren, 
Sad Berwahtmighe Aczugren alpybr 3), * 3 ah dir Nr 
nik tuamittelkardkkungn —* wenn m die geſetz⸗ 
MBH nano wenn. per-Werhfiigte ſich 
Aber Verzoͤgerauge oben Berweigeruug aucz Eniidtelvans zu 
Vertofen""yard?? Gonh Eingabeuꝰ dhrfew auch..in, den dozu 
beflimmten wöchentlichen emligen Saisonen  perftnlich 
übergeben werden ?). 

Die von den Behbrben‘ an den Untertbanon zu erlaffene 
den Un —X — Beſcheide werben; ſei 26: muͤndlich ſei 
es ſchrifruich iu befeblender Form gegeben; upb zwar werden 
Vwie ſehrijtlchen, Wach ‚meine von hhbern Behörden ausgehen, 
Wh dir: li in Behdade ehe. Hr. aus⸗ 


> 188 


I 


: naburämeife:uurchabiuhten Faruaen aebrancht, wänlich Bey 
tocoll⸗ Witzige Für: faichet, ‚Seren die.Einſicht des Protocolls 
FEetRape zart erutliche alle: Dr Wing Dar aue ſchreibenden 
Behorv ſeſbſt fer Maren vodrercgentlbche Schreiben au 
— nn Stuübes. “en mcidt auf eine ſolche 
veſt Wire Kom deftcht aber nicht. u 
x er alger Audnahıne der nitehtide⸗ Sporteln für 
MHiſpenſafionen, Art ile ion u. ſ. w., werden alle Geſchaͤfte 
von Beten. ‚der, „Cpggtöbehbrben ganz unentg eldlich 
rufe. Au. Folge deſſen find dor Allem die ſog. Kany 
neitmylumente gang. nufgeboben 3). Dann ifl aber and) je⸗ 
Ademoeintzelnen; Baauaten die unentgeldliche Derwalzung feines 
"RE wuf; das ſtreugſte beſchien. . Micht blos eigentläche Bes 
Re) "fon derht: wuiene: dloſe Geſchenk⸗Annahme ift ale 
ein Dienfvergchen bei jedem Beamten erllärt *). 

—— e Wire Beh‘ Bürger zuſtehen, wenn er mit dem 
Bere ne ENT hicht zufrieden iſt, Darlıber iſt ſchon 
ih „= 8:3 40 fd. dA der Entwicklung des verfaſſungs⸗ 
Lr; Häch”Y Visits bus Rörpige bemerkt worden. 


ut, isn u 


ie H· Ueber die ‚Fon der Eingaben, fo nie über ‚das Recht fie abs 
a nöorfaſſen, und über die Nothwendigkelt ber. Veiberichte beſte⸗ 
hen wiele Vererdumzgen. Die wichtigſten derſelben find: Gen. 
Referer vom zı. Jenner 17955 Gen. Reſer. vom 11. Aug. 

. 19955 Ben. Refer, nom 20. Mal 17964. (dlefe ‚drei bei 
* — f» Sammlung von Verordnungen, ©. 416, 421 und 440), 
Sen, Refer. vom ı2. April 1806, RXbl. S. 20; Mefer. 
td vor. Apaſt. 1806. Rh. G. 1075 Mini. O. vom 10. Mat 
at 108075 MdL, S. 1253 P. O. vom ı2. Jenner 1811, RbL. ©. 
71.8275, vor allem aber bie Werordaung. yom 25. Mai, 1825, 
in Idle · Form und die Berechtigung zur Abfafung von Eingaben 
einher. MOL S. 319. Die Iehtere V. D. ‚fand. bex ftdnb. 
ac Awchnßethenls jroſo weit vuſtatz haft. Eis ſig ſraͤhere Mate ne 
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LXIXEICVEAXIXIICX 
Karen, Ts dar), Aena . uchirsı u, cc, G. 68. 
Die Aerwert DUBKNDU ee: Cie abe. Bereniiipönten 
mot, Dagenen uhrihie: ße pinABeiet pelcheq, atzen an in · 
ſamit enden Gipafen Berugtpglisrm, bis. Ahſagucg — Fi: 
ben ganz wuterfage, ſ. Meinb.. det Bde GAB, Al 
. 362 fg. DI Ka der übgepröneten D Dagegen. men. inſtim⸗ 
mig der elaung des Ausiäußce, wid sat auch, he tet 
"der eiitgegenfichenden" anfiät ber’ Standesgeirh. ine e 
ti viren eh, Libre Veryandtdnghdt?,. IE, 
— H. Jah u ER HR Ba A ca > 02 Üegireiig At 
SU Toy Aaſtch ber Serien det ar TE PLA AUFTTEH, 
ht: enigtane: goſtattet Kin: Tender), IRRE AEG woan . 
u; Meil 1828 One ak uchthaufe verurieil gemoeſcnen Beawazn 
in Ile Berfertigung: mn Eingehen, — 
Vezirko⸗ gemtern. nie. lei ui 
mer. B.,D. yom.ı5. Nov. 180. di LT 1 AST IE 
u) RE eien fangen) Sneapla: Spt, 20B 3, Me ih, 
Adtmie Befedschune: fa dein Pungge g =- mas üfrigend gpr 
utchaus gehlhligt merben Lana mann, — Dem rüber, * 


ſenen Misbraude dringend nothwendig war — ſehr ftrenge. 
wWird naͤmlich Wocht ein Selen? vn ſeithelen, welhegera⸗ 
‚1 eine angetlaeuheltvet der" opifteftette and aͤmgig babön, ans 
zensmmen (ek es vor, wuͤhrenb ee Behnudlung 
der Sachey, fo wird!im erſten Falle auf deemotion, Im Wiederho⸗ 
a. gungsfalle auf Diinftentlaffng ertanktfelhſt bei det Freiſpre⸗ 
— hung von der Inftanz erfolgt Verſetung ohne Qerkätimg der 
ne Wnzugsfoften. Iſt der Geſchentgeber fonſt ein AmtsUnter⸗ 
EU ehener/ ber aber Ih Augenduicke keine Privat: Augell enhet- 
“ten det dem Wirte verhandelt, fo erfolgt im erften FRRe cine 

% 2) Er von’ Alnfid Thalern und Verſetzung, im zwrelteniDienft: 
ing. naht I beſtliumit, daß Geſchentean ol Fan: 
ee hletchmahig verboten ſind, 1b wielbid TE hußer⸗ 
NY de een ee V. bei Dee Hoch⸗ 


a £B4 


ie ‚reset arme. fh: 
In.Brwenn Ren Aiuhbanachrtae Si aiten Ausde vermandt 
OO neu Rz a AreAHÄÄhe Fertnete vau Vetlaſſer 
ſelbſt; Zaeigene Nrohnete.G-,B- Fruͤchte) bis zu Einem Buls 
den Werth; ‚Mm Belpbuungen für, außerordentliche, nicht in der 
Dienftpflicht des Beamten Legende Bentähungen ; je doch find 
folche dem betreffenden Minifter anzüzeigen , und biefer hat 
durch den Geheintentatt dem Könige daͤruber Nortrag zu thin. 
Eee VI. oh Dei, 1818, . a Ir — Beruf Hi 
geꝰStreuge she Wehner biete: Berrkaithunkth völlzogen/weit 
1 ee weiche Rente Strenge It. Ma⸗ 
bias Shmabei der Meiieung und: bei. ZEingeſinen in: Nitwärktaikr 
Dun bars Bırıgan zu ıWiäfis  einsrhührte Vectchras · Cvſtem ik :der 
urch Igitades Marzglauegerettet worden weh. mut „FOR ir 
keroe zgenzt Dig Aiientikne Stimme. sinen, ‚namgentji 
a gen de er Deßechlihteit. Wie viel, hierbei be er 
febn h girung, nud des Beamten überhaupt geiinnen 


te, a wounen dt, Bedarf keiner Misfaührung; "Dub abel 
2 RR der nteräinen eine große petiihtdre Erieichtetuii Ik 
duich zugleug, IR 'ehenfale klar. Vergl. über bie ganze Dice 
122 terie: die Mehr ans fuͤhriiche Entwicklung bri Andy p, Eriminal⸗ 


nee, IR, G. N.2 Sn 17 ı* PER SEHE Zur TE Zur sl 
se N naar ee —VV 388 
N Tun © et ry e NT. ne 119 
ht I 9. Wen dheeig nimm pic 30 rt —R 
Dig, —— ber Gtaptehiemen, 
Pe m. 188; Sn Biischl 7 mm] 
RE nen. Tun Knslirmsdalf 


“ —* demip rm me "1 Algemeine Geunöfite,.., Diiı Lat nd 

Der Staat! bedarfiigent Erreichuugiifeeie Zwtcke inguch⸗ 
— Mittel. Unter. diefen iſt bas Meche,: Aber !Bie Ldepech⸗ 
hen. nd ıgeiftigen Modfteiden nthigen Unzäpt von. Menſchen 
zur Wehugungdee gfferitliche it Bf yerlbnnch, 
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eines. des weihtägfieen ie ie να, 
woßen find offo J Are re 
wollen. ra, TR A A Re 
Staate zu —ERXRXX——— * An he — 
ttigen Mäteriäl — 


zwar wird ed — — A: 
ſatze nah Kl A B hi — ah Ih * 
hen. Dienſte 


Ken N ſt 
welch⸗ ir era 2 u 
Necht des Minzelanmı and. das Mobl cailer· dabei Ankichem Töne 
nen? : Es: ſiud dreieriei Mittelada u affe ı KEntmeied nämlich 
kbunen die Dieaff lriſtinigen anten den Vargernder tee nach 
niagehen; oder uüen a alpin es 
bürd) willtrliche Ergreifung , kin; en | 
Kar, ausfchfichlich Übertragen N "tabu Djb 5* 
un ansschen;..oagr, mein ‚Tann Dr Prag Ä onfı 
wien. bencn eʒ Bammdie —— LTR 177 
Die: Vachtlicht eit derxſten amd aharı.deiten Sn ılaßtalicde cine 
Yayskinbete (enfehbing: narkrlich 2nbehoe machen ziavahlu aber 
Tann in Begehung auf die zweite ˖ var Staalts, dle Mrfagnig 
zu einer folden Zuſammenhaͤufung der allgemeinen Laſt 
auf einzelne tg hefejtten wezdem; æ nur in dem 
Galle einer Notwendigkeit, nämlich wenn — keine an⸗ 
dere at dinnd anglicha Mair 71) FETTE einte he⸗ 
ſtimmten Geſchaͤftes geſunden werden kann, laͤßt ſich dieſe 
Weberwälzung auf Einen allenfall verteidigen, Welchen von 
den rechtlich erkadbiäh Wegen HRS hun aber bie Kingpeit 
uumichtikgeng Auolſt ya unteefcheikeit quiſchen Vur eri Here 
Ai edeenidixtei ven vtrſdalichen Lirftangen ,) Deren Vr Mbadt 
es ie ee ec Die 
ade: matiwit A geo diliq ſte etſo gon auo· Orxes· 


— 
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U TR ausgeruſtete erwachfee Maun ohne alle Vor⸗ 
Adertitcng Hlltringen kann, ſo ale Frohndicuſte, einige 
‚ tiehere Polzeideuſte, z. ©. bei Feuersgefahr und dergl. Melbſt 
wiu Mheil der erechtigkeitopflege wird in manchen Staaten 
Eruglaut Fran kreich, Nordamerika) im Reihendienſte — durch 
dle Geſchworiren ⸗verſchaͤnn Ob das letztere Ting iſt, Tan 
cqiierd vunilerſucht blüͤben? Tu der zweiten Claſſe ſtehen dies 
qijrulgeis Divehſ zu Oderen Weſorgung zwar auf kein höheres 
une von Kraͤften erfordeich "HR, Wohl aber' eine beftimmte 
VBorberkitang, auf welche laͤngere oder kuͤrzere Zeit ansbruͤck⸗ 
U riet werden nu‘, ſo daß alſo nichr von Jedem 
what dir Dienſt gelriſtet werden mag: Hieher gehoͤrt denn 
namntlich /in itzgerugeln der Dienſt ini Ktiegsheere, ſelbſt 
dei dede gemein Soldaren. Drittens endlich hal'der Staat 
Bewichrangen beſotgenogu Auffen, zun deren Musfährkig Bes 
Paderc Talsarej ie Leieutamliche: hbohere Bildenz, kurz 
Wtgeuſchaften gebdeenz Wehe vehalenihnahitz nur" Welle 
Reihen TAG? RR EHRE, "aß hierhet zu richnen iſt bier Os 
cha] ver Serechtigkeltt, die Lettung De Polizei, der Bis 
hatijeh "Ver: auswäͤrligen 'Wnnytlegönheiten ‚der Befehl: der 
Kriegeniacht,, der Unterticht· in den Uffentlichen Lehranftdis 
ER) Mon dieſen drei Chaſſen wird man aundedenklich ’Bie 
fe nennen wir fie bie den un vor boarerteten gemel⸗ 
nen: Effemrlichen' Dienſte — his cinenallen ſelbſtſtaͤndigen 
Baegeruie adliegende Ind vou alten (ſelbſt, ober durch ciurn 
ven deu Eiligelnen herbeigeſchaften Stelkvertreter) bet Reihe naͤch 
‚zu defoctgende Laft erklaren koͤnnrn. "te Kilighat erlaubt, 
BR Recht Billige dieke Mike. Schon ſchwntigerſt die Eile 
AHelduntzbet der zweiten Gartang‘ naͤntich Ber den Dort 
ee Die He 
——— N Ta 021271007 3 


* 











Bo 207 . 
Bürger cine. eneriltuiiendäig Dre Rab area an 
u, wean.mämnki Scher.fich. nenlereiten mäßte „ mrenı Ber 
Staat uuhuanchtere Dieafikiiffungen sehen. Oier wird alſo 
vor Allem: der Verſuch gemach⸗ werden ntöflen, freiwillige 
Dienſtleiſtungen zw: erhalten. Sollte Würfe. aber wirbt zurxi⸗ 
dem, fo bleibt nichten übrig, als hie.dlchermälzung. der Laſt 


auf Einzelne, wobei wicher nrwerm Mahl dur MRitkeshrilige _ 


„ten, ober — haſſer und partbeilsſer m SBrgeichunng des Stan⸗ 
106, vielleicht; ˖ſelbſt mitteſt allgemeinen Normene eintreten 


konnen. In dem letzteren Falle iſt Abrigens eine Until 


‚gung des. für Die kibtigen in Anſpruch genommenen, eine For⸗ 
derung micht mar der Billigkeit, fonberui auch bes rennen 
nNechtes >). Bei der dritten Clafſe endlichn, dem ihn her en 


Htaas*s die aſte, iſt eine andere Brfiunugsent: al durch 


Sreiwillig laum denkbar, deun ‚mon. einem reih caweiſen Bes 
„sfaung ſolcher Aemter kann aathrlich nienmervachr die Mede 
Aeyn; eine zwasngẽweiſe Gonferigtion zu demlelban per wärs 
de nicht: nur rechtlich ſich blos. im Nyathialle vertheidigen laſ⸗ 
fen, ſondern auch von Seiten, der Klvnheit jeden Zalles boͤchſt 
Hedenklich arſcheinen, BVei ſelhen Denern muß von dem ei⸗ 


genen Eifer, von der Fewiſſenbgftigkeit, nicht nur das er . 


fahlene ſondern das Mögliche. zu Jeiſten, das Veſte erwartet 


‚werben: ‚wie kornte man. gber ſolche fortdauernde Unfttens 


aaa, dus Geiſtes uud. des Characters*æ“ erzwingen wollen *)? 
Am aper, Keinen Mangel. an ſolchen Freiwilligen zu haben, 
di netiegendig. ihnen beflimmte, Vortheile singurdumen. 
Diste- Gap. AA» ‚muder Rang und Äußerer. Ehre, vdr allen 
apentihäbigungems: weit nur daun erwartet werben kaun, 
Haß Pig nhibige Yzahl, von, Yoͤrgerg ſich zu den fangen und 
heile ‚Infibaren „Parbereitwunaen, zut Pittfagung jedes 
ARCHE SER STERNEN BRHRÄÄCRE ARCR die Veſcügega der 


U | 

Wnamsträehe'eiacn anfländigen: und ſichern Nahrungoſtand 
darbirtet. Da der Staat aber nicht verbuuben ſeyn kann 
onen Jeden, nur weil er Luſt har und ſich anbietet, auch 
wörflich mit einem Amte zu verfchen, fonder es vielmehe 
feine Pflicht iſt, ſich von der fittlihen und intellectnellen 
Zauglichkeit des Bewerbers zu überzeugen, und diefelbe durch 
beſtimmte Forderungen von feiner Seite richtig zu flellen, fo - 
Tom und muß er natuͤrlich auch Bedingungen In dieſer Ruͤck⸗ 
Hecht machen, denen ſich der Anbietende zu — bat, 
weil er anders das Amt erhalten. 

u Hieraus ergiebt fi denn von felbft, wie bie beftrittene 
— ob der Staatediener einen Vertrag mit dem Staa⸗ 
te abſchließe, zu beantworten it. Bon Vertrag ift nämlich 
nicht die Mebe bei ben Leitungen, melde im Reihendienſte 
oder dardı Couſcription geleitet werben muͤfſen, ſemit nicht 
bei der ‚großen Mehrzahl der unsorbereiteten und. ber vorbes 
zeiteten gemeineren oͤffentlichen Dienfle: dagegen findet ein 
- Wldher Vertrag allerdings ſtatt zwiſchen dem ſich freimillig 
Rhibietenden und dem ihm wuͤrklich ein Amt übertragenden 
Staatd,: d. h. bei einigen "Borbereiteren ce Dienften, 
ab bei allen Höheren Stuarsdienften 3). 

Annlfäher die Bedingungen“welche mit dieſen Dienfiverträ- 
Aeniverbunden find, laͤßtſich im Allgemeinen nur fo viel fa« 
non als eine weftliche Bedingung Yön’Sctten des 
VSiaates ivorauogeſetzt werben muß; cs HabE'Ker Beamte ben 
Dieuft vollig fo zu verfhur, WIE bie Aut ideffeiben, und 
Die poſitiden ihm bei der Uchertragumglimitgietheilten Vor⸗ 
achriften des Staates es verfängen. Als eiiie ehr" gewoͤnli⸗ 
che, wenn ſchon keineswegs wefentliche, Bedingung wird 
dagegen bie Leiſtung eines Einkonimens, und di: Verleihung 
von Titel und Hang von Seite des Bedienſteten aufgeſtellt 
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werben, Sch eB:ausbrhrliiih and derch befenberiiiingend 
Iung ‚ fei es daß er bie vom Staate im Migcnfiinn ta - 
feldyes :Wine verwilligten Vortheile fiilifchweigene dab mie 
fhr ich gültig betrachtee. . mit mer nm dhalfıner 
uls .cine, zwar politifch:äußerft wichtige, vergehen 
lich rein zufällige, uud. nun Durch pofitive Geſetzz ebatey herbel⸗ 
zuführende Beſtinmling ik dia Rutla ſßbar eit oz. Nelaßtes 
barkeit der Moamten zu —eteachäenk: si 1er Dümerı AMerbieten 
Staats dieuſie gegen iur Misuhmmugigh Abansichenei ne teil 
in der Annahme dieſes Angehornk Hrgh: baurchauoichto) Wir \ 
bau - Great; hindern Puue em uläicnen Bis Denengi uf zu⸗ 
Ihubigen ,. wenno es: eiaen Naher gnbendım: Bat cone-hugan 
wehn exwartet ader up en Dinsgamnge: Mitt lie: anfbibe dnilks 
Ehınia: Vegt imidert gewdnlichn Sebingeing, dba Karsliiraknte 
Ymen.aiur Geldentſchaͤbigenng für: igine Leiſtungen Verd wahe 
umd⸗derſella empiauge.leine e g⸗ſucnauvrvch· auf ſorci 
ſazung dieſer Entaſchoͤdigung. nanſhwinn wie iu 
Kar. er, vlelmxbr BD Gegentheit. „Reh weriger gaͤßt ũich 
sin: aprterifchen Mecbrsgaueh wachiweiſen, aus melchrsin dir, 
Stans gar dia-kingerloflene Bamilie eines verftorhegen Staats— 
dieners zu verforgen habe⸗ Ben geimkönlic anpehüfrre (rund, 
ss. «habe. ‚der Yeanne feinen. Nabrahgeſtand auf den ⸗Dlaats⸗ 
djenſt und deſſen Bezahlung segrändrt 6), und dieſer ·deſe 
ahm nicht vom Staate geraubt werden, iſt wicht. son deu 
mindaſten Sewichtz denn, der Staat veranlaßte Aha jamicht 
anndieſem Ruzergadnien. Mit dewſelben Rochte ikden aite iur 
entlaſſene Diener ‚ainad. Privatine unes lebensͤluͤnglichen Dienſt 
gder Entſchaͤdigupg. fordern, mh eu feinen Nabeungsſtahd 
gerade. auf Ähnzbrardahet babe. Ahd Arin ItanperanMerrnag 
du rue Kent, Mann. aha met. Gaſetzn Br Kiki 
a a 





m 

Dagegen sau .ellerdings- ugegeden WErRAR RE DEREN 
Eu gbeit. dicke Auſpruͤche grbieteriſch unierſtaggr. Nicht mar 
wird die bingerliche Geſellſchaft bad eifrigere Diener bes 
fommen, nicht nur wird in demfelben Derhältmiffe an der 
Belohnung Bed im Amte befindlichen Peamien erſpart wer⸗ 
den konnen, in welchem er bei einer unverſchuldeten Entfer⸗ 
nung ſo wie feine Familie bei. feinem Tode gegen Mangel 
geſichert: mirde fondern es iſt wardentlich deu Erundſatz, daß 
der Beamte seit Recht auf ſein Amt babe, von ver hboͤchſten 
yolisifchen Bedratung. Nur dieſer Grundſatz wall Tann 
die: zahlreiche und wichtige Claſſe der Staatsdiener vor ums 
bedisgter. Ubhängigkeit gegen ihre Vorgeſetzten retten‘, nur 
ex kann es ihnen moͤglich machen Zumuthungen der Letztern 
abzumelfen ; welche den Rechten und der Freiheit des Volkes 
zuwider ſind; nur bei ihm Tann die Willkühr⸗Herrſchaft eis 
nes Miniſteriums oder einer politiſchen Parthei nicht tauſend 
blinde Werkzeuge ſich erjioingen 7), Zu 


: Allerdings muß dabei Vörkeprüng getroffen werden, daß 
der Beamte feine Stabilität nicht mißbrauchen fann, Nicht nur 
würkliche Verbrechen, fondern auch Yubraucbarkeit und ſon⸗ 
ſtiges ſchlechtes Betragen magen ihn unwördig, die Geihäfe 
te des Staates, zu beforgen; und wenn cA ‚alfo f ſchon nicht 

dem einzelnen Vorgelchten erlaubt fenn. kann— ibn and ſol⸗ 
chen Gruͤnden (oder Vorwaͤnden) vom Amte zu entjernen, ſo 
muß doch eine unparsheiifche Behoͤrde beſtehen, welche — 
ohne gerade juriſtiſchen Proceß⸗Beweis eines Berbrechens zur 
Entlaſſung eines Staatsdieners wegen Unbrauchbarkeit zu 
forderg doch auch auf der andern Seite der bloſen Miß⸗ 
gunft gegen ihn Feine Würkung einräumen läßt, 
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ı) Bier: Hr-Beabiskiihirit: ya ah ſolate r Gleichheit beb vex⸗ 
ſoͤnlichen Staatslaſten, meihe bie W. U. namentlich auch dem 
wuͤrtt. Staatsbauͤrger außadet, ſ. oben, Chl. J. S. 286 fg. 

2) Gemöulih werben Ale Lelfiuugen an den Staat nur in zwei 

Claſſen getheilt, In gemeinen Staatsdienſt naͤilich, und Im 

Staatsaͤmter; fo namentlich von Goͤna er. Allein bie oben 
ausgefuͤhrte Cinthellung wird, ſich von ſelbſt als in ber Nee 
ber Sache begruͤndet darſtellen, und ‚da fie von, practiſchen Fol- 
sen iſt, fo wurde lie bier angeführt. - 

32 Mies iſe daber auch in ben meiitenRefrutitungs.@efeten, 

, mamentlich auch in dem wilsttembergiimen, fefigeftellt, daß ein‘ . 

Zwang zur Dienſtleiſtung im Heere mir donn nud in fa weit 
elutrete, als keine Freimilligen ſich für dieſelbe melden. Fal⸗ 

zgerecht .uuh dann freilich verlangt werben, daß der Staat 

wirllich auch ſolche Mittel ernreife, welche gun fechwiligen Ein⸗ 
tritte reitzen ‚Einen; .ıflajk. iſt dieſe vrſyruugliche Ausfhflung 
ber Rahmen des Heeres nut illeſoriſch, und das ſubſidiare 

Wittel des Zwanges tritt ganz in. deu: Vordergrund. We⸗ 

aige Staaten werben behaupten koͤnnen, in dirfer Bezie⸗ 

hung ben Forderungen der Theorie zu eutſprechen, von bes 
nen freilich nicht zu verfonnen. iR, daß fe mehr. Ausgaben 
und mehr Mühe. verurſachen, als die Volziehuug eines Sr 

ſcripfions⸗ Gefeges. 2 

M Es ‚giebt allerdings auch Veiſplele daß Staaten ibre aemtet⸗ 
wenißzſtens einzeine derfelben , mint durch Freiwillige föndern 

5.8. durch Loos beſetzen. Bekaunt Rad die, oft fo ſehr ver⸗ 

wickelten / Loob⸗e Curarichtungen muncher Repubilfen, 5. Be 
nedig's, Gema's ul ſ. f. Auein eknmal moͤchte diefe: iekfe 
an und für fich nicht als Mufter dienen koͤnnen / und dann If 
zweitens doch wohl zu bebenten, daß bier das Loos nicht uns 
ter dem ganzen Wolfe, fondern nur unter einer kleinen Anz 
zahl wählte, ‚von d denen Aue, nur begreiflich mehr oder weni⸗ 
ger, zur Bektelbung der Aeinter fähig waren. | 

5) Bekanntlich haben fih mehrere Schriftfteller ansfuͤhrllch mit 


192 2 
der Frad⸗ de actt.u neigen Wedubucshäitnilie der ctorte· 
..dilenor zum: Stante ſtehe, snamentilk: ob we: in einen Ver— 
trage: Mlexpigpifeugeh. unbe weihem? Einen Namen baten 
fit ‚In. .Dieieg Masarie. erwerben die Schriften von Genf 
‚.feetn. ‚win beun Merhaltniſfe des Staats mub bee Diener des 
GStaats vegen elucodex. Warib· 1793, 8.3 von von der Bee⸗ 
ke, ‚nom Stacteimterr und Staatsbienern, Heilbr. 1797, 
Bez und, vens@hnuetv Dir Staatoblenſt, aus dem Ges 
fichtspuncte des. Rehte and der Natieneal · Oekonomle betrach⸗ 
tet. Am 1808,8-- Yusfühslich LAGE Ay auch der (von Gries 
2 fin geanfahtd.Gmiuhifionstesigte ber whstt. Kammer ber 
.. gear kapkemehher Das ifte Kante) ber Dienftgragmasit (1821, 
DE 06 fa.) Aber dieſe Frage ans. Endlich iſt 
wieder. In der:upunfen geit dor Gegenſtand zur Sprache actom⸗ 
men, ohne baß aabtigens Dial Meues gefagt werben mise, ſ. 
Zordan, Werſethe aber alls. EMtaatovecht, Marb. 1828, 8. 
. .8..374 8.0 merwiann,.die Verhaͤitniſſe der Staatédie⸗ 
‚ner ia Nrziehang auf.ben Strats wec, In Pölin. Jahrbuͤ⸗ 
„der, 1308, BU: SaArs ſa m Meier, über den Staats⸗ 
dleuſt In sectiicher. nut, yalttinper Qinũat, def. 1820 Vd. 
- 11.6.1354 Zumisciätiete mon Gönner. vertheidigte 
„ Say, dab auch der „höhere —** auf einer Verpflich⸗ 
tung nicht aber quloataem Vertzage howeng,, „well der Staat 
über alle Kräfte ne feinem, Ameden verfä« 
gen könne, widerlegt ſich durch m Bemerkung, def 
... ber. Stat dlefes Recht hoͤchttens iq einem Nothfalle habe, und 
daß in der Regel entweder abſolut gleiche Wertheilung oder 
freiwillige Uebernahme der perfüälichen Laßen von Nethte ges 
. fordert werbe. Letztere nun aber beruht allein auf einem Ver⸗ 
trage, kann nur durch einen ſolchen zu Stande kommen. Wenn 
ber Staat die blofen Eigenthumsrechte bed Bürgers nur erſt 
in einem Nothfall angreifen barf, ‚mie viel mehr mund feine 
Perfönticpkeit gegen Willkuͤrlichkeiten gefhäßt ſern! 


6) 
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m per ⏑⏑ — —— 

ver⸗/m⸗ biige vxru. 

7 "gab —————— Ds en — 
ven, daß der fein he tichtig verwattende Bermte ein Mccht 
uf daſſelde habe, Un jedem Falle auf Soße yefmläre Enticd- 
digung.Mit Diet hat man dieſen Sag in Deutſchland von 

jeher als einen Srandyfeller der Öfenitiäen Freideit augelt⸗ 
ben. Will man did Folgen kennen, welche das entgegengeſetzte 
Vrinciy für das Wohl einer großen Natton und eines mädtls 
"gen Staͤates Ha“ fo betrachte uam Franrreis, wo der 
- 3 rkrährhe : der unbeifinsten Eatlaßbarteit aMbk' Verwaltüngs- 
TIL HHÄER das Sickfal/ Kind fomit andy Inf Sthchet die fammt 
* Wäikgräfte ver'ao,0so Kenltien jedem, auch Dem ſchlochte⸗ 
"ih verberbllaſfen, Miniſterlum WEITE Oande giebt: Im 
Cüständ, wo verhäitutfurdßig fehe wenige bezahlte Ver⸗ 
" Waltungsbramte find, lleß fh der Sat ſthon anfkellen, ale 
"Ice von deſto größerm Mongel am Befonuendeit und Kennts 
Bi, zeugte es, ihn anf ganz andre Eiurlchtungen. uͤbexzutra⸗ 
3 und welcher Blberſpruth ſelbſt {n diefen Ländern. Auch, 
fie eitennen das htecht des tigtertigen Beamte au, 
Ki au Sucht ver ungk vuͤrliche un eitaßẽ auf ihn; kann denn 
ein ſpicher Einſuß Bra anf ven Verwaltungs-Be⸗ 
—e— genäht werben, ih X 3— Kahn enfatis fär den Var 
* „ser, wenlger nz Sl | 


„ Ar! '. ii 









Ey "De poſttto⸗ ———— Grfensehnus 


ne, X 25. 15% 
een 


——— nr RE derſelben. 

a2; Nonjeher galt in M. der · Geundiatz, das der dffentliche 
Aentevichr Iaugsweiſe, ſonderu durch Freiwillige zu ver⸗ 
ſchen ſei. Nur jkr zweerlei Dieuſte beſtand eine Ausnahme: 
singt nämlich fand für den gemeinen Dienft im Herre Zwaug 


Mohl Staatsrecht I. 13 


— 


i 


194 


ſtau anh oritaıd. machte der. in.ben Geminarten anf difeut⸗ 
liche Koften Erzogene ſich eine Gtelle in ‚der ‚Kirche oder 
Schule auftragen laffen. Die Auſtellungen hatien nicht nach 
bloßer White. des Herzogs zu erfolgen, ſondern es muß⸗ 
ten Collegiab⸗ Gutachten und⸗Vorſchlaͤge bei allen „Kanzlei⸗ 
Und Landbedichith gen vorausgehen; anch follte auf Landes⸗ 
öhgeborene Sri © Bedacht genommen werden 1). Nicht 
wohl durch Gefehe, als durch Obſervanz war dabei die Ans 
io PegrÄnheh,, daß menigflens ber ‚höhere, Staatödiener tin 
auf, feige, Eteſle hahe, und vom Zürften nicht willkuͤr⸗ 
Ki. ri ge kdanc ; -ibm dagegen fand. ber freie 
Vadtritt as han, Dienfte zu. Mubegehalte für ausgetretene 
Diener, ſo wie Unterſtuͤtzung ihrer Hinterbliebenen : Fawilien 
wurden als. Sache. der Gnade, nicht als Forderung des 
Rechtes betrachtet; in keinem Falle war ein men Maas 
ſolcher Gehalte vorgeſchrieben 25, 
:  Mährend ber‘ Zeit ber abfoluten Monarchie wurden diefe 
Grundfäge nicht anerfannt und befolgt, fondern namentlidy 
auch die Entlaſſung der Beamten als in der Willkuͤr des 
FZuͤrſten liegend betrachtet. Zwang. jur Uanahıne von Diens 
fin fand nicht. felten ſtatt; von Vorſchlaͤgen zu Beletzung 
der erledigten oder neugeſchaffenen Steſlen war, keine Rede, 
am wenigſten aber ſtand es bei dem einmal im Dienſte bes 
fiadlichen Beamten eine neue. Stelle: nachzuſuchen ‚oder die 
ihm umgefucht übertragene abzumeifen. Er hatte fi Vers 
ſetzungen und Veränderungen feiner Amtsverhältniffe gefallen 
zu laſſen, auch wenn diefelben für ihm noch fo nachtheilig 
waren an Rang, Einkommen u. ſ. w. — Die Unflatthafs 
tigkeit diefer Werfahrensweife wurde aber nicht nur von ber 
Stänbeserfammlang, fobald wieder eine beftand, als eine der 
Hauptbeſchwerden des Landes geruͤgt *), fonderm diefelbe auch 








= 7 

ale ſolche alsbald von König. Wilhekm: anerlanut, und 
biefe Anerkenntniß durch Nicberfegung einer eigenen Behbrbe 
zur Unterfuchung und Miedergutmachung folcher Entlafuns 
gen aud Vernachtheiligungen werkthaͤtig dewieſen. | 

Um Eänftigen aͤhnlichen Schritten: zuvorzufommen , ente 
hielt fchom der fländifche Verfaſſungs: Entwurf vom J. 1816 
einer eigenen Abſchnitt Über die Verhaͤliniſſe der Staatsdie⸗ 
ner, in welchem denn über die Urt und Weiſe der Befchung, 
Aber: das Recht des Beamten auf feine. Stelle, über die Fälle 
im welchen er derſetzt, zuruͤckgefetzt oder gar eutlaffen werben 
Tonne, endlich Aber feinen. und ſeiner Familie Guadengehalt 
ausführliche Beftimmmmgen borgefchlagen wurden $). — Der 
Bösigliche Berfaffarnige · Eutwurf vom 3.1817 bebielt alle diefe 
Vorſchlaͤge im Weirutlichen bei, nur zog er fie in Bärzere 
Faſſung zuſammen *). — Diefe Beſtimmungen erhielten denn 
num, als nicht zur ſtaͤndiſchen Mepräfemtation gebdrig, geſetz⸗ 
liche Kraft (ſ. oben, Theil 1ã, S. 63% Damit nicht zufrieden, 
erließ ferner der Koͤnig muter dan Organiſations⸗Edicten vom 
J. 1817 eines (das funfte), welches fchr liberal die naͤheren 
geſetzlichen Belliwriiuhgen "über Die Auſpruͤche eines Givile 
Staatsdieners auf eigenen Rahegehalt, und auf Unterflügung 
feiner Wittwe und Waiſen ſeſtſtellte. Weber die Rechte der 
Militär: Diener war hier nichts beſtimmt; allein noch nos 
dem Abſchluſſe des Verfaffunge- Vertrages, fo lange alſo bie 
König noch unbeſchraͤnkter Geſetzgeber war, erſchien unten - 
dem 2often Juli 1818 das Militaͤrſtrafgefetzbuch, welches iboy 
ven Werluft der Dienſtſtellen genauere Beſtimmungen ap 
hielt 6), fo wie unter dem 13. Sept. 1819 ein Geſetz uͤber 
das Mecht des Militärs auf Muhegehalte 7); fo daß alfo auch 
diefer Stand der Willkür entzugen war. — Bel der Win 

13.. 


196 


deraufnahme der Unterfandlungen Aber eine Berfaffung im 
Sommer 1819 enthielten die kbniglichen Borfchläge wieber 
beinahe ganz die Beftimmungen bes Entwurfs von 1817, und fie 
wurben denn eublih nad einer Eurzen und wenig MWicein 
ges liefernden Berathung 8) von der St. Verſ. würflich ans 
getommen, und dadurch zu einem Beſtandtheile des Lands 
grundgefehes gemacht. Sie bilden bie 66. 43—53 der Verf. 
Urkunde. 

Gleich anf dem erfien’ Laudtage im J. 1920 beſchaftigte 
fich die St. Verſ. mit der weitern Ausbildung bes geſesli⸗ 
chen Syſtemes in dieſer Beziehung. Nicht mit allen Beſtim⸗ 
mungen des 5ten Edicts vom J. 1817 einverſtanden, bat fie 
um Nevifion deffelben, und in Folge deſſen wurde ihr dqun 
ein ausfährlicher GefezessEntwurf übergeben ?), welcher — 
doch wicht aasſchließlich — die pekuniaͤren Verbältniffe der 
Civil s Staatsdiener (mit Ausſchluß des Militärs, der Kir⸗ 
chen⸗ und Schul Diener, fo wie der Gemeinde» und Körpers 
fehaftebeamten) ordnete, Abrigens einen ſehr wefentlichen, vom 
der V. U. nicht gelannten Unterfchieb zwifchen höheren und 
niederen Staatsbeamten machte. Sehr ausführlide Com⸗ 
miffionsberichte bereiteten die Verhandlungen vor, in welchen 
_ von Seiten ber St. Verf, viele wichtige Aenderungs⸗Vorſchlaͤge 
gemadt wurden. Die Mehrzahl derſelbel wurde vom Koͤ⸗ 
ige angenommen, bie übrigen ließ die Verſammlung fallen, 
und fo entfland die ſogenaunte Dienfkpragmatit vom 
Bften Juni 1821 79), — Unter dem 16sen April 1822. ers 
folgten zwei ———— über den Vollzug dieſes RE 121). 


i) Erbvergteid, Oro. Ed. IV, (. 24 
2) &. hierüber Verb. ber 8 d. A., 1821, 9 17, Bell. ©. 


‘456 fg- 
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3) S. Darftellung bes Betragens ber Landſtaͤnde; erfie Fort 
ſetzung bie Beſchwerden bes Landes enthaltend, — 8. ©. 
30 fü. 

4) Ständ. Verf. Entw., Kap. 5, (. 1-8. 

5) König. Verf. Entw. $. 20—32 

6) ©. die Milit. Strafgefege, Art. 23 fg. 

) RB ©. 553 fg. 

8) Der Sommiffions: Bericht Aber biefen Thell der k. Vorfchläge 
fteht in den Verh. von 1819, H. 40, ©. 143 fB.; die Des 
batte in H. 41, ©. 48 fg. Aus beiden Actenſtuͤcen läßt ſich 
wenig entnehmen gut —— oder näheren Begruͤndung 
bes Gefeges. ' | 

9,5. Verh. der K. d. A., 1821, 6.9, ©. 433 fg. Die Som: 
miffiong: Berichte Aber dieſes Geſetz find mit vielem Fleiße 
verfaßt; ihre Gründlichteit mag fogar hier und da faſt in Pe: 
danterie und Geſchmadcloſigkeit ausarten, f. dieſelben In den 
Verh. von 1821, H. 17, Bell. S. 1016 fg. und H. 18, Bell. 
E 1081. Auch das Protocol der Debatte iſt wichtig, f. daſ⸗ 
felbe 9. 18, ©. 1541 fg. Die Antwort des Königes auf die 
enderungsvorfchläge ber Ständer. d af. 9. 20, Bell. S. 1355. 

10) R. Bl. ©. 441 fe 

11) Die eine bieſer Verorbnungen Ift im RM. BL, 1822, ©. 289 
enthalten, die andere dagegen ift bis iht noch ungedrudt. 


$. 160. 
b. Die verſchiedenen Klafen der Öffentlichen Diener. 
Durch diefe Geſetzgebung find denn nun ſechs rechtlich 


bverſchiedene Klaffen von Öffentlichen Dienern entftanden, von 
denen manche wieder ihre Unterabtheilungen haben: 


1) Hofdiener ( Hofbediente fowepl als Helbeamte). 


Auf dieſe finden weder die Beſtimmungen des 4ten Kapitels 
der B.U., mo bie der Dienſtpragmatik einige Anwen⸗ 


bung 2), fondern fie werden mach eigenthuͤmlichen Beſtim⸗ 
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mungen behandelt, ſ. dieſelben in Theil I, $. 50. Die. 
Verweigerung der echte der Staarsdiener {ft durchaus bei 
ihnen gerechtfertigt, denn die Beſorgung des — wuͤrklichen 
oder Ehrens — Dieuſtes bei der Perſon des Königs ift Fein 
Staatsgeſchaͤft. € 


2) Kirdendiener. Wenn es wahr iſt, daß die Kir⸗ 
che eine vom Staate ganz getrennte, außerhalb deſſelben lies 
gende Geſellſchaft iſt, ſo rechtfertigt ſich bei den Beamten 
derſelben von felbſt bie Beſtimmung des $. 1 der Dienſtprag⸗ 
matif, daß fie nicht als Staatödiener zu behandeln feien. 
Der Umſtand, daß der Staat fie gelegenheitlich auch zu eins 
gelnen feiner Gefchäfte verwendet, kann natärlich das Haupt: 
verhältniß nicht ändern. Das Wohl der Kirche verlangt dies 
ſes eben fo ſehr, als das des Staates. Ueber die rechtlichen 
Grundſaͤtze hinfichtlih ihrer Ernemung, Befoldung, nut 
fung ſ. unten die G$. 209 und 215. 


3) Schuldiener. Diefe zerfallen in zwei rechtlich vers 
ſchiedene Abtheilungen. Die eine, kleinere, beſteht qus den, 
jenigen Unterrichts⸗ Beamten, welche die Geſetzgebung als 
Staatsbiener im Sinue der Verf, Urk. ad der Dienfiprags 
matik erklärt, und welden fie fomit die fämmtlichen unter 
6) näher erdrterten Mechte und Verbindlichkeiten der höheren 
Verwaltungs s Beamten Äberträgt. Es gehdren hierher die 

ordentlihen und bie außerordentlichen Profefforen, fo wie der 
Vroſector der Univerfität; ferner die Univerfitätss Beamten, 
nämlich ber Kanzler, Amtmann, Kaſſier und Blibliothe, 
"Jar 2)3 endlich noch die Lehrer an der Sewerbeſchule (nicht 
aber auch die an den Gymnaſien, am dem landwirthſchaft⸗ 
lien Juſtitute u. ſ. w.). . In die zweite, Abtheilung ge⸗ 
hören alle aͤbrigen Öffentlichen Lehrer, aleichviel ob fie won: 


\ 











199 


Könige oder von SPrivatpatramen netwimist"merben. Ueber 
ihre Rechtsberdaͤltniſſe beſteht mod) Reine eigene, vollfhändige 
Geſetzgebung, fie werden jedoch der Gewohnheit gemäß bes 
handelt wie Pie unten S. 201 aufgeführten nieberen Sraatds 
beamtn 2). 

4) —— und J 
Das Geſetz beſtimmt ausdruͤcklich, daß ihre Rochtsverbaͤlt⸗ 
niſſe nicht nach der Verf. Urk. und der Dienſtpragmatik zu 
behandeln ſeien *), ohne daß aber anderwaͤrts vollſtaͤndige 
Beſtimmungen hieruͤber getroffen waͤren. Allerdings beſtehen 
Vorſchriften uͤber die Art und Weiſe ihrer Ernennung (ſ. 
oben $. 146 und 152), ebenſo wenigſtens theilweiſe über ihr 
Reecht auf das Amt; allein über Manches, z. B. über ipre 
Anſpruͤche auf Penfionen für fih und ihre Familie, über bie 
Formen und Behörden bei Entlaffungen, wird nur nach. Ges 
wohnheit und nad) Unalogie entfchicden P). 


5) MilitärsDienmer. Weber bei Offizieren noch bei 
Soldaten kommen die Vorfchriften der Verf. Urk. uͤber Auf: 
nahme in den Öffentlichen Diemft oder über das Recht auf 
Die Stelle zur Anwendung, fondern eine ganz eigenthäm- 
liche Sefeßgebung leitet alle Verhältniffe derſelben, obgleich 
‚nicht in Adrede gezogen werden Saum, daß der Begriff des 
Staat sdieners volkommene Anwendung auf biefelbe erleidet, 
und fomit ihre abgefouderten Rechtéverhaͤltniſſe zwar wohl , 
vielleicht in der Natur der Sache, wicht aber in den Wor- 
ten des Grundgeſetzes begräudet find. Das Nähere — 
ſ uͤbeigens unten, 6. 246, 230 und 251. 

6) Eivils®taatsdiener. Diefelben zerfallen nach 
den Beſtimmungen der Dienfipragmatif' 0) im zwei ihrem 
Rechte nach fehr perfchiedene Abtheilungen, naͤmlich in die 
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höheren .Gtantebemmben (vom Geſetze — ziemlich unzweck⸗ 
mäßig — allein „ Staatebiener” genannt), auf welche die 
Beſtimmungen ber Verf. Urk. ausſchließlich Anwendung finden 
ſolle; und. in die niederen Beamten, fuͤr welche in der Dienfis 
pragmatif eigene, minder gänftige, Mechtsverhältniffe bes 
flimmt worden find 7). 


In die erfte Abtheilung gehoͤren folgende Beamte: 


a) die in den Collegien und Kanzleien der Minifterien 
der Juſtiz, der auswärtigen Angelegenheiten, des In⸗ 
nern, des Kirchen⸗ und Schulweſens, der Finanzen, 
beim Staatöfecretariate und beim Geheimenrathe anges 
fiellten Beamten, bis zu den Kaüzliften einſchließlich; 

b) die vom Koͤnige bei fremden Regirungen beglaubigten 
Geſandten und andere biplomatifchen Agenten; 

c) bei den Bezirks aber befondern Verwaltungen: 1) im 
Jufigdepartement:. die Dberamtsrichter, und Ober⸗ 
amtsgerichtsactuare, Gerichtsnotare, und bie Verwal⸗ 
ter und Kaffenbeamte der Strafanftalten; 2) im Mi⸗ 
niſterium des Junern: die Oberamtmaͤnner 8); Die 
Verwalter und Kaffen⸗Beamten der Wailens und Ir⸗ 
renhäufer; bie vom Staate ernannten und befoldeten 
Merzte, die Verwalter der Landgeftätte, die Hoch⸗, 

Straßen, und Waffer- Baus Beamten; 3) im Finanz⸗ 
Minifterium. die Kameralz Verwalter , Oberfdrfter 
und Foͤrſter; die Oberzoll⸗Inſpectoren und Inſpec⸗ 
tionds Adjuncte, Oberzollverwalter und Dber s Hccifes 
Verwalter;. bie Holzverwalter, die befonderen Beam⸗ 
ten bei dem Berge, Huͤtten⸗ uud Muͤnzweſen und bei 

den Salinen ?). 

Bu bemerfen iſt dabei noch, daß dadurch eine Verſchie⸗ 











⸗ 


— — — — 


denheit umter ben im Allgemeinen für „Eitaatöhiener” erklaͤr⸗ 
ten Beamten entficht, daB die ſaͤmmtlichen eine Richter⸗ 
felle bekleidenden Beamten im Juſtiz · Minifterinm noch einis 
ge befondere, in den folgenden Paragraphen gebbrigen Orts 
anzuführende, Mechte beſitzen, welche den Beamten in den 
Berwaltungs: Minifterien, fo wie ſelbſt den Kanzlei⸗Beam⸗ 
ten im Juſtiz » Departement nicht zuſtehen. 


Nicht als Staatsbiener werden Dagegen folgende oͤf⸗ 
fentliche Diener erklaͤrt; 1) im Juſtizdepartement: bie Amts. 
notare 19), die Unterauffeher der Strafanftalten , die Gefans 
genwaͤrter; 2) im Minifterium des Innern: die Oberamtsac⸗ 
tware, die Unterauffeher der Waifens und Irrenpäufer; 3) im 
Sinauzdepartement: bie Ober, Einbringer der inbirecten Steu⸗ 
ern , als Oberzoller, DbersAccifer, Ober⸗Umgelder, ferner die 
Eontroleure der genannten Steuern und die Hättenfchreiber 17); 
Die Unters@inbringer der inbirecten Steuern, nämlich: Unters 
Zolfer, Wecifer, Umgelder, Wagmeifter, Zoll⸗ und Acciſe⸗ 
fchreiber, Thorfchreiber und Galzfactore; ferner die Unterbes 
amten bei der Natural» Verwaltung, nämlich die Kameral⸗ 
Kaſtenknechte, Kameral Käfer, Unterpfleger und Sefäll« Eins 
bringer, Holzinſpectoren und Holzmeffer, Waldſchuͤtzen, Guͤ⸗ 
terauficher und Hausverwalter; fo wie die Werkmeiſter, Fa⸗ 
drilanten und Arbeiter beiden verfchiedenen Bewerben des 
Staates; endlish 4) in allen Departements: die Diener und 
Aufwärter bei den Kanzleien und Aemtern, unb andere dere 
gleichen ganz untergeordnete Diener 32), 


Natuͤrlich iR in der folgenden, bie nähere Entwidlung 


der rechtlichen Grundfäge enthaltenden Darftellung von denjes . 


nigen Öffentlichen Dienern nicht die Rede, welche die Geſetz 
gebung ganz ausgeſchieden und — fei es mit Recht oder Un- 
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recht — eigenthämlichen Beſtimmungen unterworfen bat, alfo 


nidyt von den Hofdienern, den Kirchenbeamten, ber Mehr⸗ 
zahl der Schuldiener, eudlich von den Militärs Perfonen. 


1) ©. Dienſtpragmatik, 6. 1. 


2) S. Geſet vom Zoſten März 1828, über die. Weshältnifle - 
der Univerfitätsdiener, RB, ©. 1357. 


3) Diefer Unterfchied zwifchen den verfchledenen Klaſſen von oͤf⸗ 
fentlihen Lehrern fcheint niht nur unbillig, fondern auch uns 
gerecht. Unbillig deßhalb, well keineswegs efn Innerer Unter: 
ſchied zwiſchen den verfhiedenen Stufen des Unterrichtes iſt, 
jedenfalls nicht zwifchen den verfchledenen Arten von Mittel: 
ſchulen. Selbſt ber in den Motiven zur Dienftpragmatit als 
Entfheidungsgrund. angenommene Umftand, ob nämlich eine 
vorgängige Prüfung zur Uebertragung bes Amtes nethwendig- 
ſei oder nicht, greift hier nicht nur nicht Platz, fondern er würbe 
fogsr beinahe zur umgekehrten Eintheilung Veranlaſſung ge: 
ben, denn bei allen niederen Schufkienften finden Prüfungen 
ſtatt, nicht aber bei den Profefforeuftellen an der Univerfität. 
Ungereht aber iſt die Ausſchließung der mittleren und niedes 
ren Schuldiener vom Staatsdienftrehte deßhalb, well übers 
haupt jede Art von oͤffentlichem Unterriht als Staats ge⸗ 
fhäft zu betrachten iſt. Das ganze Unterrihtswefen iſt eine 
Polizei⸗Anſtalt, jeder Unterrihtsbeamter fomit Staatsbeam⸗ 
ter. Weber ber Umftand, daß manche Lehrer an den @ies, 
mentarfchulen zu gleiher Zeit dad Nebenamt eined Meßners 
begleiten, noch die bei vielen eintretenbe Präfentation von 
Privaten oder Gemeinden kann das Hauptverhaͤltniß ändern, 
Hoͤchſtens wäre durch dieſe Umftände die Feftftelung eigner 
Beftimmungen In der Dienftpragmatil begrändet gewelen. Es 
ift fehr zu wuͤnſchen, daß bie Geſetzgebung der Feſtſtellung der 
Rechtsverhaͤltniſſe dieſes fo nnendlich mwihtigen Standes bie 
gehbrige Aufmerkſamkeit ſchenke. 

4) Dienfipragmatit, G 1. 
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5) Daß die Amtskoͤrperſchafts⸗Beamten niat ben eigentlichen 
Staats dienern beigezählt find, TR wohl in keinem Sale zu 
vertheidigen. Diefelden beforgen eigentlihe Staatsgeſchaͤfte 
md bios ſolche. — Bei den Bemeindebeamten tft Dagegen 
bas Verhaͤltniß ein anderes: allerdings werden fie vom Staate 
viel, und ‚vielleicht zu viel, zu feinen Gefhäften in dem drei 
Sweigen der inneren Verwaltungkbenuͤtzt; allein ihre Haupt⸗ 
deſtimmung iſt doch, die privativen Geſchaͤfte der Gemein⸗ 
be, das Vermoͤgen derſelben m. ſ. w. zu beſorgen. Aus dem⸗ 
ſelben Grunde, wie bei ben Kirchendienern, wird alſo Ihre 
Nihtaufjählung unter den Staatsbeamten gerechtfertigt feyn. 


6) Wenn eine neue Stelle im Staatsblenfte creirt wird, fo 
entfcheidet der König in jedem einzelnen Falle auf den Antrag 
des Departements -Minifters,, ob fie zum eigentlichen Staates 
oder nur zum Öffentlichen Dienfte gerechnet werben foll; f. die 
(ungedr.) V. O. von ıöten April 1822, $. 1. Es wäre wohl 
folgerihtiger und den Verfaſſungs⸗Grundſaͤtzen angemeſſener 
gewefen, wenn im Geſe tze etwas über diefen — doch wahr⸗ 

lich Leicht vorauszufehenden — Fall beftimmt worben wäre. 

D Gegen diefe Unterfheldung der Clvilſtaatsdiener in höhere. 
und niedere, fo daß nur auf jene der Rechtsſchutz ber Vers 
foffung anzuwenden ſei, hat fi der Commiſſions⸗Vericht über 
die Dienſtpragmatik fehr ſtark erklaͤrt. Diefe Unterfcheidung 
fei der 8. U. unbelannt, und fomit eine Abänderung derſel⸗ 
ben, welche einmal nur auf dem verfaſſungsmaͤßigen Wege, 
und zweitens nur in einem Nothfalle befchloffen. werden dürfe, 
Die Megirang antwortete bieranf — und wohl mit Recht — 
die V. U. ſei in diefem Puncte nicht deutlich gefaßt, unb fie 
gebe felbit mittelbar einen folhen Unterfhied zu, indem fie 
für „Staatsaͤmter Prüfungen verlange, nun aber ſei es wes 
der Sitte noch mbstih, alle, auch die gemeinften oͤffentlichen 
Dienfte anf diefe Art .zu beſeden; es fel ferner gar fein Grund 
vorhanden, ber anrathen koͤnnte, Dienern dieſer Art fo weit 
gehende Nechte anf ihr Amt, dad von Feiner politifchen Be⸗ 
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deutung fei, und bei deſſen Verluſt fie zur Crgrekfang anderer 
Erwerbszweige keineswegs unfähig felen, einzuräumen. Die 
St. Verſ. gieng einen, von der Negirung auch fpäter gebillig⸗ 
ten, Mittelweg, Indem fie zwar biefen niedern Dienern nicht 
die verfaffungsmäßigen Nechte der „Staatsdliener“ einrdumte, 
wohl aber ihnen einige weitere Sicherheit auf Beibeheltung 
des. tadellos geführten Amtes verſchaffte. Wir glauben nicht, 
daß fi .gegen diefen Unterſchied. an und für fih etwas ein: 
wenden läßt; ob dagegen bie Abtheilung auch im Einzel⸗ 
nen immer billig und folgerichtig war, iſt freilich eine andere 
Frage. | ei 
:8) Ueber den zwifhen den Oberamtsgerichts- und den Ober: 
amts-Actuaren gemachten Unterſchied ſ. oben $. 139, Note 4. 
Diefelden Bemerkungen gelten auch In Beziehung auf die Afs 
fiitenten der Forſtaͤmter und bie Kamerglamts-:Buchhalter. 

- 9) Das Hauptgefed über diefe Verhaͤltniſſe ift $. 3 der Dienſt⸗ 
pragmatit, es find jedoch noch weitere Zufäge in fpätern 
Verordnungen enthalten, 3. B. V.O. vom soten März 1828, 
R. Bl. ©. 131. Sehr zweifelhaft fheint, ob dergleihen Zus 
fäge zum Gefeße durch bloße Verordnungen gefchehen follten. 

10) Der durh die V. O. vom zıflen März 1826, R. Bl. ©. 
153, gemachte Unterfchled zwiſchen Gerichts: und Amtes 
Notaren möchte doch kaum durch die werfchledene amtliche Stel: 
lung biefer Beamten geboten oder auch nur gerechtfertigt fepn ; 
auch die Gefhäfte des Amts Notares find von der Art, daß 
er den „Staatsdienern“ beigezählt ſeyn folte. 

11) Auq hier fcheint ein unbilliger Unterſchled zu feyn. : Warum 
fol der Oberzoll⸗ oder Dberacchfe Verwalter Staatsdiener 
ſeyn, während dem Oberzo ller und Dberaccifer bie Rechte 
eines folhen verweigert werben ? Weide begleiten ganz die⸗ 
felbe Stelle, nur hat jener einen höheren, übrigens ganz lee- 
ren, Titel; ein folder aber kann doc unmöglich entfcheiden, 
fondern nur die Art und Wichtigkeit des Amtes. — Ebenſo 
ift die Beſtimmung, daß bie Controleure der indirecten 











205 
Eteueen eine Gtantöblener find, gewiß wiht richtig derech⸗ 
wet auf die pflihtmäßige Erfälung igrer : für ben Staat wid» 


tigen Amtspflichten. 
12 S. Dienftpragmatil, 5 4 


ı%. 161, 
©. Bebingungen und Formen ber Dlenſtuͤbertragung. 


Nur zwei geſetzliche Beftimmungen, und zwar beide blos 
negativen Inhaltes, umfaffen die beiden Mrten des Eivils 
Dienftes, nämlich den „Staatödienft‘ im engeren Sinne der 
Verfaſſungs⸗Urkunde, und die niederen dffentlichen Dienſte. 
— Durd die Afte diefer Beſtimmungen wird verordnet, daß 
fein Staatsbürger wegen feiner Gchurt von irgend einem 
Staatsamte ansgefchloffen werden koͤnne, f. Verf. Urt, 
6.22; die zweite geftattet, daß auch Fremde in Dienfte des 
württ. Staated aufgenommen werden Tonnen; nur follen bei 


gleicher Tuͤchtigkeit die Fnländer vor ihnen den Vorzug has 


ben, V. U. F. 44. — Ueber den Einfluß. des religidfen Bes 
kenntniſſes ift michts fefigeftelltz es kann fomit daffelbe ale 


gefeglicher Ausſchliegßungsgrund in keinem * betrachtet wer⸗ 


den 7), 

In alten, übrigen Beziehungen ift wohl. zu seien 
zwiſchen der Uebertragung :cined gemeinen dffentlichen Dien⸗ 
ſtes, und ‚der Ernennung zu einem Staatsdienſte. 

Syufichtlich der erſtern enthaͤlt weder bie Verfaſſungs⸗ 
- Urlunde noch ein ‚anderes Geſetz beftimmte Vorfchriften. Sie 
Tonnen bekleidet werben ohne bekimmte Vorbereitung, ohne 
Erfichung einer Pruͤfung; es ift Fein CollegialsAntrag über, 


ihre Befegung nothwendig (wenn fchon bei mandyen gebraͤuch⸗ 


lich), zu den meiften ernennt ber König nicht ſelbſt, fondern 
überlaͤßt es einer untergeordneten Behoͤrde. Und allerdings 


- 
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kann auch bei der großen Werfchiedenbeit der in dieſe Nlafle 
zufammengewerfenen Uemter nicht wohl Eine und biefelbe Bes 
ftimmung für alle gelten. 
Dagegen beftchen beftimmte Vorſchriften Aber die Yes 
dingimgen des Eintrittes in den Staatsdienft, Diefelben 
zerfallen in vier Abrheilungen, nämlich in die Beftimmungen 
über die Pröfungen, in die Vorfchriften Aber den Beweis 
geroiffer geſetzlicher Eigenſchaften, in die über bie Vorſchlaͤge 
zu den Dienfibefegungen, endlich in bie Äber die Art und 
Weiſe der Verleihung ſelbſt. Was ' 
1). die Vorfchriften über die der Verleihung eines Dien⸗ 
ſtes vorangehenden Prüfungen betrifft, fo ſchreibt das 
Grundgefeß felbit vor, daß Niemand ein Staatsamt erhals 
ten koͤnne, ohne zuvor gefegmäßig geprüft, und für tuͤchtig 
exkannt worden zu feyn 2). — Noch fehlt übrigens viel, daß 
diefe Beltimmung der Verfaſſung vollftändig, folgerichtig und 
zuſammenhaͤngend zur Ausführung gebracht wäre. Nicht nur 
ift es Fein Geſetz, welches das Nähere anordnet, fondern 
auch die darhber beftehenden Verordnungen. find weder 
gleichmäßig noch vollffändig für alle Zweige des Staatsdien⸗ 
ſtes, und es läßt ſich nur Folgendes hieräber bemerken: 
a) als Megel, die aber keineswegs ohne fehr bedeutende 
| Ausnahmen bleibe 3), iſt zu betrachten, daß berjenis 
ge, welcher ſich einem (bbheren) Staarsdienfte wid⸗ 
“met, feine Worbereitungen hiezu anf einer Univerfität 
gemacht haben muß, und zwar wirb von ihm dabei 
gefordert, daß er fi) durch eine — hauptfächlidh phi⸗ 
Iologifhe — Vorpräfüng über feine Reife zum Beſu⸗ 
che alademifcher Vorträge ausweiſe, und bie Erlaubs 
niß.dazu vom Studienvrath erhalte *); 
b) die Studienzeit Tanz zwar theilweiſe auf ‚einer aus⸗ 
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wärtigen Univerfität zugebracht werden, allein Ein 
Jahr menigfiens iſt dem Studiam auf der Landes 
Univerſitaͤt zu widmen 5) 

e) Diejenigen, welche auf einer Univerfität ſich vorberei⸗ 
tet haben, ſind ſchuldig ſich einer Pruͤfung bei der 
betreffenden Facultaͤt zu unterwerfen, che fie zu ben 
eigentlichen Staatsdienſtpruͤfungen ie wers 
den 9), 

d) auf diefe® Faruliätso Examen folgen — nun in deu 
Binifterien der. Zuftig, des Innern und ber Finan⸗ 
zen °:) die eigentlichen Dienfiprüfungen. Sie find jes 
doch -in den derſchiedenen Miniferien verfhieben ans 
geordnet: | 

Am wed mahiglen ſind ſie eingerichtet im Fuftig 
Minikkerium Hier hat der Canbidat nach erftans 
dener FacultätäsPräfung eine fchriftliche und eine muͤnd⸗ 
liche Pruͤfung vor einer, befondern (aus Mitgliedern 
bes Gerichtshofs in Täbingen und aus einigen Pros 

feſſoren beftchenden) Commiſſion zu erſtehen. Die 
jenigen,, welche genügend beftanden find, werben num 
als Meferendäre, guerft einem Kreisgerichtebofe dann 

einem Oberamtsgerichte, je auf fehe Monate zuges 

tzeilt, um den formellen Geſchaͤftsganug keunen zu ler⸗ 
nen. Nach diefer Zeit. haben fie die Wahl, entweder 

ww bie zweite Dienfipräfung beim SObertribunale zu 

machen, welche fie zur Bekleidung eined Nichteramtes 

und ber Advocatur berechtigt, oder aber können fie 

ohne weitere Pröfung Kanzleiſtellen bekleiden. Beide 

Prüfungen werden alle halbe Ighre, und zwar im 

Eoncurfe, veranftaltet 8). 
Im Winifterium des Innern beftchen (außrr 
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' 
"den Prufaugen Tee Eandivaten für DIE Kirchen ⸗ 
und Schulffellen; Bon welchen unten in den TG. 198, 

209 und 215 das Nbihigẽ angeſtwet iſt) drei berſchie⸗ 

dene Arten von' Prafungen. Die krſte iſt für die Ver⸗ 
waltungs⸗Beamten beiden Miniſterial⸗, Mittels 

und Bezirköftellen, fo wie für die Verwaltuugs⸗Ac⸗ 

ö tuare. Sie wird, jedoch ohne daß etwas Genaues 
über Zeit, Art und Gegenfland feftgeflellt wäre, ges 
wöbbuiich Cinmal im Vahr vom einigen Miaiſterial⸗ 
Erathen gehalten, und zwar im Concurſe fowoht ſchrift⸗ 
= Ih als moͤndlich. Es werben nicht nur folche jun« 
u ge Maͤnner zugelaffen, welche ſich mit einem Facul⸗ 
I ars: Prüfungs» Zeugniffe aͤber ihre akademiſchen Stu⸗ 
xt dien ausweiſen Tonnen, fondern auch ſolche, welche 
” nur im Wege der Moutin fich Renntniffe erworben has 
den 9). — Eine zweite Präfung beſteht für- diejenis 
Zen, welche ihre Kenntniffe des Bauweſens prüfen 
laaſſen, und ſich dadurch zur Uebernahme ſei es eigent⸗ 
licher Aemter dieſes Faches, ſei es einzelner Arbeiten fuͤr 

‘den Staat ober Gemeinden, befähigen wollen. Die 
Pruͤfung gefchieht von einer aus Technikern der Mis 
nifterien des Innern und der Finanzen zuſammenge⸗ 
festen Commiſſion, in der Regel im Concurſe. Eine 
beſtimmte Zeit ift dazu nicht vorgeſchrieben 29), — 
Drittens endlich find hier die Prhfungen‘ der verſchie⸗ 

denen Klaffen des medicinifchen Perſonales zuerwähnen, 

alfo der inneren Aerzte, höheren Wunbarzte · und Ges 
burtshelfer, der niederen Wundaͤrzte, ber Apotheker, 
und endlich. der Hebammen. Diefe Präfsugen haben 

tbeild zum Zwecke bie polizetliche Erlaubniß zur Aus⸗ 


“ Abung der Heilkunde zu erhalten; en foßfen fie zur 
rain 7, Bes 


Es 
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Melleitung ciugt merkinig > poligijiceen Yaitrs befd 
Bigeun, Man fee das Mäpere hieräher unten S. 187. 
Im SinanzsMinifterium endlich finden dreis 
erlei Pıhfungen flat. — Einmal naͤmlich die der Can⸗ 
didaten für die eigentlichen Binanzfellen aller Art. 
Die Einrichtung if diefelhe mie die beim Miniſte⸗ 
rium des Innern für die Verwaltungs» Beamte be 
folgte: es fielen ſich aljo auch hier ganz dieſelben 
Wuͤnſche heraus. Oeffentlich befannt gemachte Vers 
fügungen über diefen Gegenftand beftehen wicht. — 
Zweitens die Prüfungen. für die Forſtſtellen. Dieſe 
ſind vollſtaͤndig organifirt, und zwar in ber Art, daß 
‚zwei Abtheilungen befichen, Die erfte if zur Präfung 
der mehr nur practifch gebildeten Forſtmaͤnner beſtimmt; 
durch ihre Erfichung wird der Candidat befähigt, bie 
Stelle eines Forſtaſſiſtenten oder Forſtwartes zu bes 
Beiden. Die zweite Abtheilung prüft die wiſſenſchaft⸗ 
lich gebildeten jungen Männer, welche fih über ihre 
Fähigkeit zu einer Foͤrſter⸗ oder Oberfdrfter» Stelle aus⸗ 
mweifen wollen. Die Prüfung gefchieht durch zwei 
Forſtrerſtaͤndige und einen Nechnungsverftändigen une 
ter, unmittelbarer Leitung des Finanz⸗Miniſters im 
Eoncurfe, und in der Regel alle zwei Jahre eins 
mal "75. — Drittens endlich. beſteht eine eigene Com⸗ 
miſſßon zur Pruͤfung der Feldmeſſer, welde dies 
felben zweimal im Jadre pruͤft, und fie in drei Klafe 
fen nach dem Grade ihrer Kenntniſſe eintheilt 12), 
e) Das Prüfungs. Zeugniß wird von manchen Behörden, fo 
namentlich dem Zuftie Minifterium, dem Eonfiftoriun, 
dem katholiſchen Kirchenrathe Öffentlich bekaunt gemacht: 
von andern wird blos die Thatſache daß die Prüs 
Mehl Staauorecht N. 14 








— 720 | 
7 "fang Beſtanden üben Feb: mahetnohue mubera Angabe 
re Danglichkeit uimezeigtsTdie rd: B.. vom 
WMbicknal Collegium ; ferner ec Bed Pekfengäck one 
a miſſſon Für Baumeiſter. Nach: idishere: Mehbeden, von 
ı Alben Die Miniſterien DIE Janern amd der Finanzen 
machen gar: Beine dffenttiche Unzeige 35), 
9) Außbrtrderugenogenden Erfichuug der Pricfungen ‚hat 
NG der: Deenftcanbidar noch Aber das Berhaubenfenn von 
ärodl! veſondern Yom Belege verlangten Thatſachen — 
De 2 nnitich? FR ER 
Hit) Ber fen Bürger = oder Weiler s Recht Te): 
BE durliber, daß er" während feiner Studienzeit au keiner 
BR eeadenifhen Verbindung Theil nahe. Die 
fen letztern Bewels liefert er durch einen an eiocanum 
1 reger Meverd- 25), 
1 g)y Silib vieſe notbwendigen Bedingungen der“ erotic? 
küngéfaͤhigkeit erfäle, "To'HE nun die Meldung um jendß 
She, zu welchem die: Präfungen die Faͤdigkeit nadygemiefen 
Haben, geſtattet. Die Verleihung aller zum- Sraatsdienfle 6; 
EL gehörigen Aemret:gefchteht Limit Masırahme der ſtau⸗ 
Vetheriftchen Patrimonial-Acmter) burch den Koͤnig ſelbſt 
Boch macht die Verf. Urk. im 9. 43 und 87 hiebeieinen mw - 
fenslihen Unterfchied zwifchen Miniftern, Geheimeraͤthen web 
Collegial⸗Vorſtaͤnden, und den Übrigen: Staatsdienern. : Zur 
Stelle eines ſolchen Hohen Gtaatsbeamten ſteht zwar Meets 
Ding frei (wenn fie ſchon minder gebräuchlich iſt), eincdie 
Merleihung erfolgt, ohne daB die Verfaſſimg irgend eine'uurs 
gängige Verathung des Königed vorgefchrieben hätte, "fuck 
nach deſſen eigner Entfchließung. Tür die untergedtdnde 
Stellen iſt dieꝰ Meſdung nicht nur geimdhnlich, fonbetu ed 
wird ſogar von Seiten der Regirung dazu Bei- jeder Erledi⸗ 





\ — | | 
yang: auttreiiiiig end: Iffcrkiide acuer Auſctzung eines Ters 
mines’aufgeforhert. Die tiulealauden Wenaenbungen fammelt 
dee vdorgeletzte Gullegime: Goder ;- ‚mem die Stelle bei dem 
Kfm Collegium ſelbſte WB. Kenn Dhentribunale, bem Steuers 
liegen un [va arledigt iſt⸗ diefte Kollegin), und legt fie 
ſammtlich dem berreffenden Minikerium vor. Dabei begut- 
achtet es aden der ‚Bewerber kinzaln, und macht demnach 
ſeine Boriehläge zur Beſetzung, ‚bei, welchen as ‚Ibrigens kei⸗ 
neswegs -bies: an hirjenigen. gebunden iſt, welche ſich zukaͤl⸗ 
Kg gemeldet haben, ſondern auch noch auf jeden andern tuͤch 
tigen und fähigen Macs Bhcficht vehmen kann ud; feibfl 
Der König ernenat nun auf den Vortrag des Mini⸗ 
- Berd, ohne aber im Mindeſten an die Vorſchlaͤge gder auch 
nur au die Genannten- ‚gebunden zu ſeyn 16). „ 1] 
Eine befondere Urt son Dienflähertragungen bilden bie 
use eines: Dieners vou einem bisher bekleſdeten 
Amte anf rin neunes. Liegt cine ſolche Verſetzung ‚in. dem 
Biden bed Beamten, fo hat er ſich auf die chen geſchilderte 
Weiſe zu melden, und den Vorſchlaͤgen des Collegiums 3; 
anterwerjen. Auch kommt wohl. vor, daß ohne eigentliche 
Erledigung zwei Beamte gleicher oder ähnlicher Stellung mit: 
Vewilligung das Königes ihre Stellen vertauſchen. Soll 
dagegen bie Perfetzung gegen: ben Willen des Beamten ges 
ſchehen, fa Tann er Cden Fall einer Strafe ausgenommen, 
mereu anten.6..164) nur dann dazu gendthigt werben, wen. 
en-bei der Verſetzung an Rang, Gehalt und Wirkungskreis 
gminnem ober. wenigitens in gleichen Verbaͤltniſſen bleiben 
muͤrde. Anßerdem fordert Die Berf. Urk. auch erhebliche Gruͤnde, 
un) anargaͤngiges Gutachten des Departements s Chefs 17), 


‚: Die, Weigerung einem Befehle zur Verfegung zu gehorchen, 


"wire. alä Arafbarer Ungehorfam brfggptet, und mit Dienſt⸗ 


14.. 
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entlaffung beſtraft werden muͤſſen. "Wilerbings ſteht dem Die⸗ 
ner, um einer ſolchen Beraͤtrberung zu entgehen, noch das 
Mittel zu, dem Gtaate’fein Dienſtverbaͤltuiß ganz auftündis 
gen, allein ba er erſt "ac einem Vierteljahre den Dienft 
märkfich verlaffen datf, "| fo müßte er wenigfiens diefe Zeit 
hindurch noch dad neue Amt übernehmen. — Dem ohne fein 
Anfuchen, ohne feine Schuld, oder ohne eine den Betrag 
der Umgugekoften aberſteigende Beſoldungs⸗Aufbeſſerung ver⸗ 
ſetzten Staatsdiener iſt der Staat die geſetzlichen Umzugsko⸗ 
ſtenezu erſchhen ſchuldig. Als durch eigene Schuld herbeige⸗ 
fuͤhrt · wird aber eine Verſetzung betrachtet, wenn fie auf Aus 
trag. der vorgeſatzten Gollegiale Behörde erfolge wegen ſub⸗ 
" Maiver Unfaͤhigkeit zum Umte, wegen. Dienftvergeben., end⸗ 
IK) wegen verfchulderer Perfonals Berhältniffe zu Beamten 
oder Aintsuntergebenen, melde dem Dienfte ſchaͤdlich feyn 
würden 18), — Diefe Grundfäe über Umzugsloften finden 
alle auch Anwendung bei.den nicdern Öffentlichen Dienern 19), 
4) Der Yet der würklichen Aufnahme in den Staats⸗ 
dienſt erfolgt durch das Ernennungs⸗Decret des Koͤniges, oder 
— bei geringeren Stellen — der dazu ermaͤchtigten Behörde, 
Mit diefem Augenblicke bat der Ernannte ein Recht auf die 
mit dem Amte verbundenen Ehrenvorzüge, allo Rang, Ti⸗ 
tel, befreiten Gerichteftand, Hoffaͤhigkeit u. fe. w., dagegen 
tritt er in die materiellen Rechte, alfo Schalt und Amts, 
gemalt, erft von dem Augenblide des würklidhen Dienſtan⸗ 
trittes ein. Bei dem Untritte des Amtes bat jeder Öffentliche 
Diener einen Dienfteid abzulegen, in welchem er dem Kbs 
nige Treue und Gehorfam ſchwoͤrt, aber auch die Berpflichs 
tung übernimmt , die Berfaffung gewiflenhaft zu wahren 2°). 
1) Es muß biefes mit um fo größerer Gewißheit behauptet wer⸗ 
den, als felbit der Mrs, die Ieraeliten des Gtaatsdienſtes 
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 Anbeetniphien: gerlifie Jaſten für umfidis zur Mirnin, in 
ber St. Beifr vermuten, mrht: dadei von der Wegiaunn dar 
BSag aufgeſtelt wurde, Re. fe In biefer- :Wexlahung. völlg um 
„ beföpsämtt sn-doh. gebe ſie zu, daß zu ſolchen Gteen mel: 
ge ein gewißes morallſches Vertrauen an bei, ‚der groden 
Menge erfordern Juden nicht ernannt werden, fohten, ‚und 
daß überhanpt in der naͤchſten Zukunft noch teine "Juden an- 
= felen, f. Verh. der 8. d. A., 1828) 8. 4, €. 902 
Ber Erfolg hat freitich gezeigt, daß diefe' „alte - 

| — einen ſeht engen Raum umfaßte. > m: 
2) BU. $. 44. Keinem Zweifel unterllegt Abtigkus/ — 
Worte der V. u. „Niemand““ konne ohne vorzuͤngkgerufung 
en Staatsamt erhalten, viel gm allgemehn ſint und iefe ges 
rade in den wichtigſten Fällen, z. B. bei bed Orkiämlang sinek 
Miniiters aus den Mitgliedern der St. ext, , oher.hei her 
Uebernahine eines berühmten und hochitehenden Manıee. aus 
— fremdem Staatsdlenſte entweder den Worten des Sefeges 
entgegengehandelt, oder ein bedeutender Vortheil für r, ben Staat 
nuitht erzeiht werden kaun, weil bet ſolchen Männern an eine 
Pruͤfung nicht zu denken if. — Schon dag Organlſations- Ma- 
nifeft vom ısten März 1806, $. 66 (M.BL S. 19), verord- 
nete eine Prüfang bei allen Candidaten ded Staatsdienſtes, 
Arpvocaten, Motaren, Actnaren und Subſtituten, ſelbſt alle Ge- 
" meinbebeamte, welche rechtiihe oder Rechnungs - Keuntniffe 
1 Haben follen, miteinbegriffen. Diefe Beſtimmung wurde — 

keineswegs Immer befolgt. 

& Sn 5.3 der B.D. vom ızten Juni 1817 (M.BL ©. 365) 
‚ik verordnet, daß „ieder, welcher fih ber Theologie, der 
5, Regtsgelahrtheit, Arzneikunde, höheren Chirurgie oder Staats: 
wirthſchaft widmen will, den akademiſchen Studien eine Zeit von 
es wenigſtens 3° 8 4 Jahre widmen fol”; für die Aemter, 
: welche ſtaatswirthſchaftliche Kenntniffe verlangen, iſt es noch 
U veſonders verlangt, und ausdruͤcklich denen, weiche die Univer⸗ 
E 1 ſitaͤt beſucht und eine Zacultäts: Prüfung erſtanden Haben, 
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Aae Miezug vor uber Beier ee. Tai D- 
vom: 2Hften-: Der. 120: WEB; Hr Fr eiele 
Befttmmtingen werben:heinetmnge durcmancis beyhachtet. Im 
Zu Hg Mintttierinm:äksmer As Nagel. dad. zu Erlan⸗ 
— gang bee RihtersuiNanziels.mad ſelbſt Ahvocaten⸗ Stellen 
.atabemiſches Studium erſardexlich Eh; Anh. komumen auch ein⸗ 
v2: game: Ausnahmen yor z3.bor den. Stublengang ber Notare 
1. dadegen iſt noch ger alchtes orgefchrieben, ‚und viele von ih⸗ 
men · hahen jenes Studlum nicht gemacht. Im Mintfterinm 
Bes Suneen fo wie in dem der Fiin anzen wich, treth ber 
un „oben. angeführten Verordnungen, Feine Ruͤcſecht auf dem 
. Beſuch einer Univerlztaͤt genommen, und nicht aut Jeder 
si u Btantäbieutyrifung zusglallen, ſonderu es iſt fogar, ‚für 
Gin Fach wenigftens, ausdruͤcklich erklärt, daß es des Beſuches 
der Univerli tät nicht bebürfe, f. Verfügung über bie Prüfuns 
ir Forſtdleuſten, vom isſten Sept. 1829, R. BL. S. 47. 
ar BR iſt freiitch zu bezweifeln, ob fih die Geſetzlichkeit (und die 
" ‚Emeäimißigtelt diefer Beftimmang irgend rechtfertigen Vaͤßt. 


» Eine. ſolche Forderung widerſpricht dem $. 229 der V. U., wel⸗ 

cher Jedem das Recht einraͤumt, ſich frei zu ſeinem Stande 

| . zu biiden, kelneswegs, Indem der Staat vollkommen berech⸗ 

1... gt iſt denienigen, welche Dienſte von ihm uͤbernehmen wol⸗ 

Nlen, die Bedingungen zu machen, die er für das allgemeine 

Vene fr ndthwendig erachtet. Wer biefe Bedingungen allzu 

beſchwerlich findet, mag fih eine andere Beſchaͤftigung als 

den Staatsblenft wählen, und dann If er in feinem Bildungs⸗ 
gange völlig unbeſchraͤnkt. 


5) ©. bie angef. V. D. von 1817, $. 2, 


6) S. bie angef. 8.9. vom ırten Junt 1818, $. 4. Der Aus: 
dre biefer Stelle iſt zwar noch allgemeiner, und ſcheint alle 
und jede Dienfibewerber, fomit auch die jenigen, welche: nicht 

auf einer Univerfitdt ſtudirten, zu umfaſſen: allein die be- 
ſtimmteſte Sewohnheit IM gegen dieſe Ansieaung: Welches 
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si „„Arteiifentel’- Sacukthtı feizitnuen: ak dem Nechtsgelehrten, 
> ee ER Ham: Jinanzle amter Aaknem Zweifpl uarwor= 
2 fen fen; wohl aber Bet ben: ernten in deu Minbkerien bes 
3 unbe, der aubwartigon Ahpelugenpeifen unb des Krieges. 
"88 werden Di dleſkon ſowdhl Dierhrtifkifdge als die ftansagirth- 
ſtchaftliche: Fatal als puſtaͤavitge decrachtet. — Bu bemerken 
HE hler noch, DAR" Folge bines Miniſt. Ertaſſes vom aoten 
Bde Faeutrats⸗Veugniſfe "Bes Gepruͤften fo Yange 
Fre micht ausgeantrwortet werden; As: noch legale Eiyalden- anf der 
2 SM gegen' Mn eingeklagt ſind, wodurch alſo auch noch 
“HE Erfäfcnh‘ einer vrlvatrechtlichen Verbindlichtett für de auf 
“er Lanbedankoerſitat geweſenen Dienftbewerber zer adkhigen 
ze Bebingung tüier Dienftanfkelliung u ſ. Boigos — Tu.. 
—— — re De Ber ar 
N. en hie irre sy 
-& Die inifterien im. — Argelegenheſten und. he Frleges 
916 haben: nah keine eigenen Wienäpräfnugen. omanifitt, Jandern 
„hesuksee: tab weit Dan ‚DahfunsaBeugniken her andaxn, Depar⸗ 


tements. So wurde — meines Willens — im Minift. d. a. 
2% noch nie felbit geprüft, ſondern die Juſtiz-Pruͤfungs-Zeug— 
niſſe werden als ‚hinreichende Legitimation betrachtet. Die | 
höhere. diplomatijhen Hoiten werden ohnedem ohne vörgaͤn— 

gige Prüfung übertragen, , } B. an Militär-Verfonen; wohl 
gegen. bie beitimmfe, Verordnung der Verfaſſung. Züsitgeben 
if, aber, freilich, dap bei fofhen Stellen eine Prüfung ganz 
unmöglich ericeint. ‚Wird ein Mann, dem eine folde Stelle 
übertragen. werden. fann, ſich eine Prüfung gefallen Laffen? 
Wird Temand die Lächerlichfeit haben, fie einem General, 
einem Oberhofbeamten a. 1. w. anzuſinnen? — Beim Kriege: 
sten iſt fuͤr die Juſtiz-Beamten vorgeſchrieben, 
u. daß fie de weite. Dienfturüfung im Juftlz-Departement ges 
.bu. migend men erſtanden haben, T. ein (ungedr.) Föniglihes 
3 Mperet.. vom; 22ften März. 18325: bie Verwaltungg: Bes 
2, atemmerden ungepruͤft angeſtellt, doch haben fie wohl mei- 
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ſtentheits ——— ſchon er⸗ 


ſtauben Denn a 112 BE ES EL 2 JE 3 Er FL Er Rz 


8): 6, bie B.9. vom zıften Mal, and prüfung: ber mechts 


candidaten betreffend, R. Bl. S. 259,4, Befanntmahung bie 
Semejter-Prüfungen betreffend vom, 23feR Det, 1819, R- DB. 
©. 697;.- Auszug aus der Dienfpräfunge-: Fuſiruction fh das 
k. Obertribunal, vom, 3often Nov. 1820, R. Bl. S. 6243 Er⸗ 
laß uͤber den Gebrauch unerlaubter Huͤlfsmittel, vom 1. April 
1822, R.Bl. ©. 195; Bekanntmachung, die Ueberttagung ber 
eriten Dienjtprüfun: gen an eine eigene Comwiſſi on betreffend, 


1 dafıen, Dec. 1338, R. ©. 480; endlich noch Ne — 


ee R enthafteng,- Zaſammenſtellung ber Vorſchrif⸗ 


— 2 ‚dur h deren Befolgung bie Fabiskelt, ſich um einen Staats? 
moſdAeuſt ip. Juſtizſache zu meiden, erworben wird, vom z. De. 


‚BI „Bob, Ueher bie Ausſrelkcugon der St. Berf. gegen die 


— * hen Aralungs Inſtractioni daß auch die Abyoca⸗ 
— ve —* Tomte das Reſvrendava Jahr 


durqhzumachen baden ſ. umen 9. 174 


© Ein laͤngſt gefuͤhlter und: kant 'ansgefbroguer Wunſch MM der, 


daß die Prüfungen im Miniſterium bes Innern endüch moͤch⸗ 


tenlhre beſtimmte und zweckinaͤßkge Etarichtung erhalten. Dreier⸗ 


N 


tel Beftimmungen bedingen dabel, meiner Anfiht nad), eine 


 Xabelfrele Drganifatiot. Einmal)? ba erklaͤrt werde In wel⸗ 


chen Fächern der Staat Kenntnife yon einem künftigen Poll⸗ 
zei:Beamten verlange. Es wird keiner Ausfägrung' bedürfen, 
daß es hauptfählih auf bie Staatswiſſenſchaften abgeſehen 


ſeyn muͤſſe, und daß es ein gleich großer Fehler. wäre, wenn 


wan fi bios um die Kenntniß der Formen bekuͤmmern woll⸗ 
te, welche nur die Routine, dtefe aber auch ganz gewiß ih Fur: 


Zex Zeit Jedem gibt, als wenn die Prüfung eine rein inriff- 


(de wäre. Zweitens ſollten blos ſolche zugelaffen werden, wel: 


„che ei alademiſches Studiam gemacht haben, :uadı:fih mit 


einem Heugniſſa Dex ſtaatewiathſchaftlichen Macuitäsi. beräber 








dı? 
 eänelfeirtähuuein herr ehren er; Myaverſangt 


es; warum wird fie nicht befolgt? Fuͤrchtet man practifch' un: 
u erfahrne Leute „dadurch als Anfänger in den Staatsdlenſt zu 
betommen (mag übridens nicht der Rede werth iſt), fo beſtim— 
me man, daß zwifſchen dem Behufe des Gymnafiums und 
dem der Univerfität ein ein- Bis zweljähriger Aufenthalt im 
einer Schrelbſtube eingefhoben werde. Allein nur dadurch, daf 
man blos wiſſenſchaftlich gebildeten Männern die Geſchaͤfte in 
dem ſo wichtigen Minifterium der Staatsvolizei uͤbertraͤgt, 
entgeht man der principloſen, gewaltthaͤtigen, allen Verbeſſe— 
ine bholden Routine des Schrelbers, To wie dem blos 
formellen, der wahren, ich moͤchte ſagen materlellen, Einſicht 
entbehrenden Negimente des Juriſten. An biefen beiden | . 
lern bat aber die Innere Verwäthing‘ Wirttenetik 
gelitten. Drittens werbe ei vollgäindigeh NR 
21 Ge einer darauf folgenden zweiten Pruͤfung auch In shhhlirtes 
A de mern eingeführt. Nut dadurch indie 
non gen Marne moglich ſich vorgefegten Vehoͤrden wen zu 
machen, und die verfihtebeneh Geſchaͤfte Kennen zulerüene Der 
v. geshe Andrang zum Staats dienſte läßt. die badurth / kutſtchende 
-  Wermehzung.ber: Soßen ulat: in Anſchlas bringen: „SBenak; eis 
nen Aufſat über dieſen Eupembauh in der allgemeines polls 
zelagamar, 4430, Mu. 8 und u .- :. .. Pe in 
50) ©. ®.D. vom Iten MU, 183, MD. S. 369: : Biel nuch 
die Aufzaͤhlung der Faͤcher, In weichen geprüft win. + 
1i) S. Etlaͤß vom 2ꝛſten Janner, 1822, R.Bl. Nest B. O. 
vom zoften Marz, 1826, R. Bi. S. 189; V. O. vom 11. Det. 
1837, $. 5 R. Bl. S. 412. Ueber das Gänze dieſer Fotſtoru⸗ 
fungen ſ. Dibenmand, forſtuiche Vwiatter für a. J, 


— Cub. 1828. 8. * 
— S. etne (ungedr.) Note Ber genannten Commiffion ats die 
Arelstegirungen, vom Ste Dec. 1822. 0° en, 


By. Hufinen Antrag des Abg. Wal; daB HK. KA eine 
gerne Ne ey un afgenanh der Afentilchen Be⸗ 
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"hg, ſ. Werd derſelhen, TE," 27" Ea963 
"nnd 2465, Die Kahimer d. St.5. trat dem ei 
bet, ſa Berhiibett., H. 8, G. 939. — "Dip jeden F 
ungieichhelt fa der Behanblung diefes Gegenſtaudes we 







ſollte, Same Wohlkrinen Zweifel untetliegen, auch moͤchte na 


meutlich bet Geiſtlichen die biffentllqheBelanntmachung des 
Graͤdes ihrer wiſſenſchaftlkchen Bitbumg-fehr nachthellig Ihre 


_ 


kauftige Würtfeniteit befkimmen Ehunch:-ulichirdaß.eine ſolche 


x öffentliche Bokauntmachung nicht aud Ihren Sedensenhen Nu⸗ 
ni theils als Antifezungsmittel, theils als -Gappree: fhr bie 
Dleuſtbeſezungs⸗Vorſchlͤge habe, fheint Tayım — ge⸗ 

x: ge werden zu koͤnnen. ; 

"445 oben, Thl. II, $. 148, Wote 2, ©. 8, 

AS 179, Rote — 

AVenetfriſt · des 9. 43 der VeuU., daß eine Gollegiak Be» 

gutagungdet UDduigtiven Ernennung voran gehen müßte, fit 

je Spepsegen,: weil: des Koͤnig ‚nicht an bie Vorfchlaͤge gebanden 
len erg oder sweten, noch ihre Abänderung 

5 ie Bemangd-Morkchiags:- Nacht. gu wuͤnſchen. Inmer hau wird 

1 ber Andtreg eines Seilegkume: wenigſtens aufmotiſam wachen ; 

. Yin Zwaugsrecht aber den Vehoͤrden einzuraͤnmen hießer nicht 
‚nur dem Koͤntze eines ber wichtigſten Morretzte der Krane 
rauben und die Kolleglen als Regenten einſezen, ſondern es 
würde auch den einmal eingerißnen ſchlechten Geiſt und Schlen⸗ 

drlan In elnem Kolleglum umverbefferiih verewigen. 

17) V. u 6. 49; vergl. oben Thl. T, S. 207, Note 9. — Wohl 
= „su. bemerken Lit hiebei, daß nad bem zweiten Kapitel der 
Dienſtpragmatit zu dem Gehalte nicht gerechnet werden: alle 

für Erſatz des Amts-Aufwandes oder als Bedarf der Amts⸗ 
führung ertheilten Einkommensthelle, z. B. Pferdsratlonen, 
‚freie Amtswohnung, fo wie bie Belohnungen für getrennte 
uMNebengeſchaͤfte. Solche Einkommenstheile duͤrfen denn nun 
alſo auch nicht bei Verfetznugen Im Berechnung: genommen wer 
den ubei der Brage sich bie. neue Stelle ıgruingen feh : Si 
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der Wirtitgteig Bram Berne, aleybiugd sin Irdenägnäng Race 
tteis erfoigen,. ohne daß eine Melgeruug das nene Pitt zu 
übernehmen darauf gegründet. werben bürftg-, j 
18) V. u. 5.49. Die W. O. vom 28, ehr. 1818, Rbl, ©.93 
fg. beftimmt das Naͤhere über die Wergätung ber Umzugs⸗ 
Koften. Man Könnte In Zweifel feya, ob nicht biefe Werords 
wung von 1818 durch die Verf. Urk. in.fe.ferug abgeaͤndert wor⸗ 
den ſei, als jene dia. wei im Teude angoſfaͤhrten Vedlagungen 
mifkeüt, bie M. U. aber ganz. allgemein. dew. Staatqdies en, 
:  welde apne Ihe Auſuchen verſedt wurden, „Unzusälefme: ver- 
un ſpricht, und man alſo daraus fließen fonts, es felen Folche 
auch bei Verſetzungen zur Strafe und bei Aufbeſernnaqn zu 
entrihten. Dieſe Auslegung wäre aber nicht nur gegen bie 
beitimmtefte Gewohnheit, ſondern iſt auch dedurch abzumel- 
"fen, daB man annimmt, bie B.U. babe nur ben allgemel⸗ 
"sen Say beftimmen, bie nähere Modillearion aber der Geſetz⸗ 
as gebung uͤberlaßen wollen. Nunu iR aber der. algemeine Satz 
eallerdings ber, daß Bel nicht nachgeſuch tar Vorſeguug Umzuge 
sı koſten gewährt werben muͤſſen; als nuͤhere Beſtlummgen da⸗ 
degen iſt verordnet, daß ſolche die aus eigner Echuld veret 
werben, ober hie hedeggend ——— NN 
i9 Dienſt pragmatit, Su 4a. — 
20) ©. V. U. $. 95. | 


d, Die Reäröverhältuiffe ı des Dieners — u 
Staatd gegeneingnder: 


u. Gegenſeitige Verbludlichteiten während der Dauer des amtes. 
6.160. ö 2. 
RC Des Dieners gegen ben Staat. 


Ber Di wpörft. Staat ftellt in feinen poſitiven Gefetgen und 
Sıhnanaga, falgende Forderungen an feine Gipils Beamten, 
über die Zhhnung ‚ihres Rmtsh, amd Hber das pon. ihnen 


währt: der Bieftölhung:rinc® Mkseäiän beobachtende · Vetra⸗ 
gen; wobei noch zu bemerken: iſt, daß er: (einige wenige uns 
ten ‚angegebene Ausnahwenabgerechnet) zwiſchen den Staates 
dieusen im Sinne. den Verfaſſung, and den Übrigen dffents 
lichen Dieneru feinen IE ER | 


ar » 1 I. 


DT — BRENNEN er von denfelben ——— 
gegen fee Befehld, und Vollziehung berſelben innerhalb if: 
res Geſchaͤftskreiſes; und zwar get biefes nicht blos von den 
Agentlichen Geetzen oder allgemeinen Verordnungen, welche 
Fever Buͤrger zu Befofgen hat, fondern auch von den fpeciel 
tert Hufträgen, "welche den Beamten von der prganifationes 
wäßtg‘ vorgefeßten Stelle ertheilt werden. Der wider diefe 
erſte Bricht bandelnde Beamte ſetzt ſich nicht nur den von 
den vorgefegten Stellen zuzuerkeunenden Ordunungsftrafen 
Eſ. bben 9.156. S. 174.) aus, ſondern wenn der Ungehor⸗ 
ſam entweder ſehr auffallend oder in einem wichtigen Sale 
ſich zeigte, oder wenn — auch bei minder wichtigen — der- 
felbieftbtrdatuerud geuͤbt wird!’ ſp iſt die Entlaſſung aus 
dem Dienfte die Folge beffelben.: Hierbei iſt es vollig gleich⸗ 
guͤltig; vb die vorgeſchriebene Handlung in den gewoͤnlichen 
Geſchaͤftskreis des Dieners gehoͤrt, oder demſelben außeror⸗ 
beiitlicher Weiſe übertragen wurde. Nur Eine Klaffe vun Bes 
amten ift von dieſer Pflicht den Aufträgen der Megirung zu 
Yhdtchen,, verfaffungsmäßig ausgenommen, nämlich die der 
Richter, und auch diefe blos inioferue, ald die Regirung im 
die’ Leitung oder Entſcheidung ber in ihren Sefchaftskreid ges 
börigen Rechtsſachen ungeſetzlich eingreifen wollte. In wie 
Gern 'füch dieſe Pflicht zu gehören mit dem vom Dirner zu 
leiſtenden Eide, daß er die Verfaſſung wahren wolle, ſo wie 
mit den ihm als Stautsbuͤtger zuftchenden Rechte ves blos 


u; 
a 
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se Prunsmäßigen — vereinigen laͤßt. El 
Zu -L.6. 182. und 122 - 128. - n. 

3 Die. Diane ik. dem Staate: ind deſſen Obethaupte, 
dem: Kdnige, Ten e:fbuldigs'd. h.“ er Darf das ihm anver⸗ 
traute Umt nicht days mißbrauchen,, um Die Rechte uber 
bie Intereſſen des Staates oder feines Oberhauptes zu vers 
Iegen,. fonbern et, iſ ujelmehr mepbuuden,, „hiefeiben zu fürs 
bern fo viel in feinen Kräften ficht,, Diele Pflicht aͤngert 
Bch in verſchiedenen Beziehungen: » 1: 1: a 
„a Der Beamte darf feinen Hochverrath begeben, dah 

weder auf dad Leben, das Regirumgsrecht oder die Frei 

heit des Königed oder Reichsverweſer4 Angriffe machen 
noch die Selbfiftändiakeit, Jutegrität oder die Verfog 
fung des Staates gefährden. Die. Strafe wäre; für Hys 
beber und Gehälfen der Tod Ya... aaa md 
“». Ebenfowenig darf er ſich Handlungen 30 Schatten Fomy 
men laſſen, welche zum Borihejle, friqd Hiper. Stane 

.. sen gereichen ‚würden, „d. hy er. muß ſich⸗der NORLIT 
‚m Berräthersi: :pntbalten, Auch hier. ſetzt FIRE 

. er desfirafe für die. Schuldigen feſt 2). ee 
8 Endlih iſt gr flgafbgr, wenn er fremden wicht feinde 

. lien Staasen unerlaubte Vortheile gegenüber. vom yvo⸗ 
ir terlaͤndiſchen ‚Staate zu verſchaffen ſucht, d. h. menn. er 

Landes⸗ ⸗Verrath begeht. ‚Ein Verbrechen dieſer Art 

muß — nach Umſtaͤnden — mit langjähriger SEN 

‚ Rtafe gebäßt werben 3); 

d,. Der Beamte bat die ihm vem Staat übergebenen. Sc 
1. ber. weber ‚bleibend noch, vorübergehend, weder direct noch 

indirect in feinen Privat: Nutzen zu ‚verwenden, ſondern 

ñe riglig- jn dem Sinne zu bebandeln, im. walchem ſie 
ihe hergeben wurden. Erhiflt ex fie blatz zur Aufbe⸗ 


Ur. 
gr bertg iwetelrr rc PER NT VE 
— J Begeht' er das Wire de Un rer ſhlagung 
| Sffenttüher "Sr hat' er dägegel bieſelben zur 
Verwaltung bekoinnien, und "er Vridtudet RE zunh oder 
theilweiſe in feinen’ Mützen, % begeht er das Biibroden 
des Rafienreftrs, welches wieder dolos und calpos 
ſeyn Tann, je nachdem Abficht oder undrbentlide Amts⸗ 
führung Urfache der’ gefeßmwibrigen Behandlung nd Bers 
wendung der dffentlidien Gelder war. Dabei ifl es vodl⸗ 
fig gleichgäftig 6b’ das Hauptamt des Beamten in ber 
Beſorgung der Staats-Einnahmen und⸗Ausgaben beiteht, 
oder ob er nur als Nebenbeſchaͤftigung, vielleicht gele⸗ 
gentlich ſeines Hauptamtes, oͤffentliche Gelder in die 
ED IHRE bekommit. Sehr ſtrenge beſtraft — und gewiß 
| „, it Recht — die Gefetzgebung alle Arten der Veruntren⸗ 
ung öffentticheh Welder, fo daß nicht nur Ciehr leichte 
alte auegeiromaen) immer Eutfernung von bein miss 
viaduichten Anne, ſondern auch gewöhnlich noch Freibeits⸗ 
u aeg, welche letztere bis zu lebendlaͤnglichem Zu 
baufe geben Tann *). 
VO Endttäg gehört noch zur Trene des Beamten gegen den 
pue Staat, daß er das Amtsgeheimniß nicht veiletzt. 
5 Hierunter verficht man jede Mirtdeilung einer durch die 
"> amtliche Stellung erhaltenen Nachricht an jeben Dritten 
"der nicht das Recht hat Kennmiß von der Aliiefähs 
„rung des Mitrheilenden zu nehmen. DH di Mit⸗ 
Videilung mündlich oder ſchriftlich geſchiehr, iſt gſeichgüͤl⸗ 
"tig; der Fall der unbefugten Bekanumiuthüug durch dem 
Druck ift befonders noch verboten. DE Strafe ſteigt je 
nach ber Größe der Verſchüldung oder ihrer Wieder ho⸗ 
lung vom Verweiſe bi6 zur Diötfisntfegung und zw 
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Brelheikäfireien, xavtutſech⸗ cxiit Dienfiverluft:, Immer 
ein, wenn bie, Mirtkeilung, aus gewinnfächtigen Yhfichs 
ten- geſchab· FR qns einer ſolchtn unbefugten Welaunts 
machung ein Eghden· {br den, König ober ben Fa 
eniſtanden obey; beabſichtigt worden,, fo treten bie oben 
unter 1-3 ermäßnten Grundſaͤtze uͤber — 
chen in. Wirkſamkeit 3). 
3.) De Diener, iſt dein Staate ſchuldig, Ds don * 
ſchen zu Erreichung der, Staatszwecke, alſo des Wohls der 
a Urterthanen erhaltene Amt nicht zum Gegentheile, zur. Un⸗ 
tebrackung und Mißhandlung derſelben zu benoͤtzen. Miß⸗ 
Beau) der Amtsgewalt iſt deßhalb verboten, und zwar 
in: beppelter Beziehung: 
Fin Mer Beamte begeht eine amtliche Erpreffugg.meue 
er feine Amtégewalt — natuͤrlich ungefeßlicherweife — 
,.. dazu benäßt, um einen Untergebsnen Durch Drohungen 
„5: 30 einer, dem Drobenden nuͤtzlichen Unterlaſſung oder 
5: Dandlung ze bewegen, welche er zu fordern nicht berech⸗ 
tigs war. "Ein ſolches Betragen wird ip der Regel mit 
Dienfiverluft beſtraft 6), 
ne Mine Behchung aber geflattet der Benmie, ‚wenn 
se, ihem in der Abſicht ihn zu einer Amtsvperletzung 
oc a bemegen,,, freiwillig angebotenen oder zugeficherten 
“gr: Geminun, annimmt. Ob die Pflichtwidrigkeit in einer 
peſniven Handlung oder in einer Unserlaffung beftchen 
rYfoß, iſt gleichgältig. Die Strafe if Dienſtentſetzung 
m arbiträre Freibeitsſtrafe; unter ſehr mildernden Um⸗ 
- Röuden kaun fie bis zur blofen Remotion herunterfins 
Im 7). Vergl. uͤherdieß oben S. 182. 
4 Der Diener ift fchuldig, die ihm aufgetragenen Ge⸗ 
Kahn ‚mis Fleiß und-mit aller Unftreugang feiner indivi⸗ 











Vila ee ee 
des württ. Staates wach ben poſitivea Geſetzc paſal nichapeie 
er een Ss 
iſ. poͤmlich Ar Dirt Mat: Kluliige Alpin Keine sie 
ER ————————— 
heuuak, En ya bare ab A HE Arte qyq oc 
Bleu Srfargung andermärkiger Auftzaͤge, onen dia Nnkciktung 
Inlanbarz: Bricbäfre übesnngen neaden,. abs daß er balngg 
are Sale Auftragt abrulchnen. Ja noch; lie or. (Gh 
aaa: Jain; Recht, nen. ham. Normal⸗Gehalte Seiner, Eiyurke 
Unten nie ring Welabnupg in Auſpruch, zu nehugggg 
QadαXulen Veh dorch. die Rehenpyrrichtung etiyg oeggugfodig 
te iiaftugunane::  momemptlich die Bezahlung. Dep. Anueperwi⸗ 
kalte apa: prainen Aohdhen fhr Sein eigensliches, Mangybicikt 
. Ann. Da 
Eine befonbere ER — — dem —— 
nd a Winter wibinen, (wozu auch Modi» Frcht vor 
anderem Midbrauthe komttite) iſt das für ven · Seachsdiener 
KEN "Silme Vveſtehende Verbot des! péſbulichen Be⸗ 
ee Gewerbes riner Fabtik vober Haubſunge Fbeil⸗ 
Mianſoſchen unternehmungen RT von 
Mrpirtal iſt ihnen jedoch erlaubt, In WE Tirin Vice Theinnbme 
DAR Züterrhe des Staatsdienſtes keinen Shirt fen We 9). 
Ebenſo iſt ihnen die Beſorgung fremder Yrlvars Grhffte in 
rw erlänbt, als fich diefelbe «mit ihren "Zienfpiickten 
verrinigen läßt, " und Ihrer amtlichen Thaͤtigken Wella Ab⸗ 
We Tonr 2°), Dem niedern Gtaareditwer hLwe Des 
mes bargerlichen Gewerbes neben dem Amte zMttet, 
wenn dieſe 1a beide Nee RER: und ·a ichevi cafallo 
u « en: ee. 

















cl 
— — > : 
nm errellßeten, 
— Burkart Dre he Bekfang auf rienbe 


Up ai. Mau der Ward inter Dir Beten dau⸗ 
dt, ‚1 da er Die Koften day Bebuncy munlunrnätg werktuben 


Siustöderuefertf ubcht zu tragen; weußl aber, wenn und fo weis 


derfetbe dieſen Beitragpe überfleigt "9%, Nur aus dringenden 
VNeſachen Bam. der. Dimmer in. Einem Jaher länger als einem 
Venat Urlaub arbeiten. Wer denfelden zu ertheilen hat, 


Sauäber |. oben 5, 155. — Neum med der mutkelichen Big 


Ins Süß: Rp die Velimuing des 6. 26. Ver Divafipuag 
welt vereinigen, Daß ein in Arauthen Verfalliuur ikune, 
ww agerals fee Wionate yow'der Veſorgunz Wiesn 
GB; dadurch abgehalten If, nach dirfer Zeit feinen ßnere \ 
Ireter felbft bezahlen muß, wenigfens bis‘ zm cher WOtlsgeil 
feines Schalt«s 9). 

3. Endlich befiräult der Giant feinen Benunten in de 

nigen, (puf. jeden Pürger zuſtehenden Hedhten: . 
En bfüentlicher . Beamter (felb wenn cr im Quleſcenp⸗ 
—— datf — vorghugigt Lazeige ‚au 


.  Vushas er ae dinsmwiiche Tags v6 Dina Die Ob 
gshbßig erfifeinnen ließe **), 
Be: Cie Lecal⸗ oder Bezirks⸗Beamter dar, in fehseme Nece, 


' 


.... Bagiele deine liegenden Brände durch Kauf oder Taufe . 


. ogygesigge,, seit einziger Ausnahme eines Mohnhaufes unbe 

„he Sbentend zum eigenen Bedarfe, und auch hierven I 

Migt / au⸗ manchen 3°). Erwerbnug ſolchen Eigen: 

: ab dorch Erbiiaft iR Daramiar aber > begriffen, 
Mo di Gt⸗atoceqt IL. 
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—— ſrithẽe "aha NN n 
DE Ainẽ ſWon vor Mehr Lmntdauttitte BAhäßr hehe: ara 
— Bine. 12 BDA vlwerbaugen um ÜRIE Orte vber Be⸗ 


— y ty, 


—8 ge ßiermaliung If. Aber immer anjngeben ‚ob der Din 
mn Weder. in pieſem Atähcgirte VBefltpngen, det, u 
An 2 machten hat bierauſ Nickſicht anñ nein 7% 


—— . 


9 & dns Gefeh Über Majeftäts: Bere gar 1816, 
Br: RL, 9, Pr. 10. — 8 verfteht ſich, daß —— BE 
Verraths nicht blos für den Beamten,‘ ia" jöknen Agent, 
„‚gondern für jeden Staatsbürger; auch wird ß BT rt 
härter beftraft? alein er Fanı wegen ſeiner Stetang und 
wegen ſelner Verfügung über, einen‘ Chell der Startögenaft 
‚leichter in Verſuchung kommen diefeg Verbrechen zu bäͤgehen 
| * oder an demfelben Antheil zu nehmen: Welche einzeind Hand⸗ 
* lungen hleher gerechnet werden, hierüber f. Art. 3 bes. angh, 
Seſetzes, und H. Knapp, Criminalrecht, I, ©. 168 fo;  sbehe 

* parelbt das Nähere über die Strafbeſtimmungen. I 
2) Das ange. Geſetz, Art. 12 und 14.5 Rnapp, in. — 
| Unter den Handlungen, weldhe das Geſetz Ab Videbverra⸗ 
FR therel bezeichnet, find ſchon mehrere, rat Veh Re aus 
* ſalletilch doch hauptſaͤchlich, nur von Bea — — wer⸗ 
"den fönnen , namlich: 1eberlieferung von Efapten?Wefllnnen, 
i Paͤßen oder anderen Bertheidigungspoften, peter üb Pla: 
ne, Stellungen, des Zuftandes oder der Overattouen des 
Heeres des Staates oder ſeiner Verbundeten, unterfkisung 
der feindlihen Heere durch Ruinirung von Bradtei‘ und Stras 
mn „hen, Kreſchwerung der Unterhaltungemittel ‚für Ne uatkktäyt- 
ſchen Truppen; Verrathung von Staats: ober Corpütaklont- 
Eigenthum, endlich Ueberlleferung von urlunden oblligehei⸗ 

men Notitzen uͤber die Rechtsverhaͤltniſſe bes Eaawtn 

MEN angef. Geſetz Art. 16 — 17 ‚ und Knaph, Bad. 
Son den verfchledenen zällen bes dandes⸗ Werta thet paſ⸗ 
— fen viele bios auf Gtanföbiener. Es macht fich WÄHRTEEP deſſel⸗ 


nah a 
Gas © 


x 
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cc Da fügibles - Ion chem Atant In GCiuen außärtfgen: Parsätt 
vo Rittcm. porcaan In ÄRSÄREE. HER Ed den Bringt 2, Die Bei: 


er — Sn HinF GRAF  Hnfnnben Ar aut "Der 
— nee ste hi ihn ne hi T nſpru en be Stagts mit Vor⸗ 


— {nd unterbric ober, ver fälı jet r Yan hin a aufgetragenes Staats: 
zeſhaſt Ike "Albivirigen' aus uuflen vder Etg nñuthen zum 
ae ausfuͤhrt/ oder eine ihm ifgeträgene ges 
rn AA ade Eine Begetmpige,, Ufupden 
vpocrund Marprimten besen Mittbeilung oder Belanntiga chung dem 
ns @lanfe Nachthell bringen, Bher gegen ſeln, Iuterefe, benügt 
air. WEDER fönnte., verraͤth oder augliefert, — 
4 ſi riche Beſtimmungen erxthellt über dieſe Art t zor imts⸗ 
tat Dt das Gefeh über Kufenrefie, ‚vom, 1e ‚Aug. 1 1806 Robl. 
— fg-; daſſelbe erſetzt die ‚frügern, üßrigens ebenfall fehr 
u 19 Geieke von. 1738, 1783 np ‚12264. Nur die theils⸗ 
Aa tieled Geſetzes, theis dürch eine ‚eigene 9. 3. vom 
— —2 Rd a vererdneten  Beftimmungep ı über 
be eig. ‚doli wurden, fpäter.,| durch V. O. vom 13, Dec, 
— —XRE Rihl RP — 14/ wieher ; aufgghpben, und bie „ges 
— Spanpfögr an deren Stelle ‚gefeht, Ein fehr 
aAngfuͤhrlihes Detail, üher ‚Diefes. — f. bel Knapp, 
— Kiiungaghregt IL, 6. 492 —525, ‚wg d bie verſch ledenen Faͤlle 
u rg e ‚darauf gefehten Strafen km Einzeinen "angegeben 
nr Zu 5 bemerfen. it Her noch, A diefe ftrenge ðeſetse⸗ 
t bie 8 ‚den taatgbeamten jeder Art, fondern auch den. 
25 de un) —5 Dienern, endlich fogar den vom. 


Han 
— einer gefehlic nothwendigen Mesſchaft Beaufs 


e ; ‚9 t. 
* ER vom io. ‚Suni 1816, In Kap) 8 deperiorlum 


111. 3. ©. ‚#83; ðß. ⸗ O. vom 28: Aug. 1817 In Küapy' * An⸗ 
Fa 50; vxeßbaetet vom 30. Jänner 1812, J. 16 und 
an ie PL, 9.42. Man vgl, blemit was ſchon oben ‚Kt. I. E. 
A hr ‚Nofe a über | biefen Gegenftand beinerkt it. — die von 
a — Syjmlnatsedt, Hi ii, ‚S: 503 aufeſtette Meinung 


a Niya 


jadr 


109s 3 
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— iähte. ben in sbiefer Bee ‚uruffinigen Diener die 
: Medieliet. Srinuation Ber: obiger! Geſeihe odrn wiarlgfiend Bes 
1: Manntfhaft. mit: deufelkem nadgetofkien. werben⸗ weil fphckelle 
. Melnentmahund beider Grtaffung' vorgeſchrieben warden 
Ru 5* ſcheilat — wentetens aus den von Werf angefuͤhrten Gräu- 
3.008 — leinetzneas gerechtfertigt. Dem deßͤwegen, weil ein Cübri- 
zer RE altzemelnes) Geſetz Cinmal ſedem Beamten beſonders 
Anſſggzirt wurde, fotgt noch keineswegs, daß man ſtraflos aus⸗ 
zogehr wenn dieſe Art der Bekanntmachung ſpater vicht mehr 
o mlolatz. Dabagen aber laͤßt ſich mir Recht gegen biefe Seſetze 
so werhuingen; dmp fie vicht Im Negltungsblatte bekannt gemacht 
sinasahban: abs bie Veldatfammlungen, in welqchen fie altechlugs 
do Abgedruckt ſiad, zu Ferien iſt manaber nicht verbunden; uud aus 
 ‚iafgm, Gmsade Ift ‚Die ſpecielle Mſinuatlon alierdiuge, als 
„Pomehmentg fü betrachten, fo Lande dem eden nert adetan Don 
"nisch weht abreholfen ik. 4 ; 
7 07.:7779 Ge Knapp, Caminetech H. G. 463 . Es wer⸗ 
Hi fie v daß den, Vegriff ber amtliche Erprefufig (@yacıffion) 
u naht: Blog: bei’ Gochen wolche elarn.'Belkinarıh Naben tefes 
sc rlitn ſoudern auch · bal ledem unser trugen bber vorubeint« 
inAlchen: Veriteile ſür den Menlaten is 
ME RURHIL a. ac Di — Teil’ ver — eeethebe⸗ 
ue ſtinmung ergiebt 66, deß bad pofitive wuͤrtt. Neil’ hin — 
H lchtigen Unterſchied zwiſchen Beltecuang: uni: zuichen St 
3% . ſchentannahme macht; Indem letzleres Wergehen dann elnkuktt, 
wenn der Neante eluen hin angebotenen Gewinn unnſinut, 
— RT, das Derfeibe ihm In der Abſicht amgebetek 7 wire, 
.ihn zu einer ſpeciellen Pflichtverletzung zu veranlaſſen. :egtre 
ie auch verboten, und wird mit EURE REM: 
nr wie bereits friiher bemerkt wurde... . .n 
"a Diere Grundfatz, daß der Staat durch die ——— ei⸗ 
ed Amtes bie ganze Belt des Dienerd für: feine Zwede ers 
<. werte iſt in & 17 der Dienftpragmatit anagelrahen. 
: Bi wind. wahl teines Bewelſes bedaͤrfen, daß ar webeniges 
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”i wu RE, XXXXE 
= gene Moſchaſteo wehlz'felten wur" ‚Beforge nerden burften — 
ↄuꝝ: tus iſt. Allerdings iſt ſchon ofdj di Rdn ch Vrartreich/ngrober | 
-:Wufng wit ber Cumurmlarisıt beiohlierd bezchiter @itrikin ges 
u. trieben worden, allein dieß untihuäkigt: Das aubese Artrem, , 
Wwellhes ten einmat angeſtellera: Dehwitan: betttuhs als LeBelge⸗ 
2 nen are, Aber: deſſen Kräfte Ara Balz naar Ballebem vers 
"unfägan Bat, tilntenege: DIE Am’ Werede FRA Erſturtung 
27 eins lagen leſtrht The im Erſatze einzeinet durch dacwel⸗ 
sa: re. Goſchaſte pußfko veturſachter Ausiagen 48. fur Schreib⸗ 
D uxateallen, Abſchriften, Yorke u. ſ mil, EIS A oalnos Er⸗ 
dznugzahemng der Kangleltoſten⸗Averfums: bel Beylrlobeumden/ Meils 
dus ab hauptſachtich im Diäten > und: Melſereſten Braut indes 
sin ägere über bem letzten Punet 1. Im TDIHE MR SITRANS. 
my Denhyragın. $. 7. -— Mir Bhugteit ic woni Srnate 
diefe Sorderung an felne Diener Hit’ iAbeſprocheun werden 
utdnaen; eine andere Frage iſt, obiet nicht Perfonen duteilſetae 
(no Dienet It dieſer Beziehung zaͤhlt, welchenach deinſlanedbck⸗ 
miolichen Befinnuumgen der augof. Gefoterftelle nicht hiahor ge⸗ 
ziaren RE 1 RR Genduer Bärte beſtimuit ſeyn 
koͤnnen, was eine bios’ peramaͤro Thehnnahnme an? dihem 
ieonebe Tet)ilgenupe Zen Änterefe des Stuutsdiruſtece ch: 
ea Hank Re Tr ct wech as: aubere den⸗ 
Sa hate: Tyellacthaue aul einer ng i'm, die eineLiefe⸗ 
Miennht aibernabrur Aberewelchs: sie Coatrete getabe: der Wehe 
Anzuſtande⸗ndel wetchet her Diener augeſtelt iſt. Eine fie 
Dperatten wirde aben gales als derboton betrachtet worden 
trafen an nn ee 
or Ber Plqhen Yikvätgeftiäften gehört dann hamentiidh auch die 
uebernahme von Gemelnadedmtern. Eme ſolche Kir zwar 
19 achd abrorigt vercboresn/ vitein fie wird / und met Rh, ae 
⁊ꝛ10 darenheſtattet / wenn das Amt weder der Zeit uvch Bet Dhaͤ⸗ 
notigreio Bu: Beamten Abbruch thut, Hoc daſſelbe Yon das Art 
ifrzadaß 08 von ber Staa tsoſtelle controlirt wird, wolche der 





Diener bekleidet oder Bot der er wenlgſteus aigeſteltt st ; k 
einen (uhgedt, J erlag b des‘ — des Suteih, vol '?, Rgebr. 
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8 
u) Dientptadm. $. . Dur befondere "Dienfiniinction 
—* it .®. den Schutthetfen, Kaſtenknechten %. J. w. die Betrels 
"bung des IK 18: — aus guten Orhibeh uns. 
“er N 
12) Dienftpragm. $. 16. ' 
g3 Ahotens der, aus in der St. Berf. ———— — 
— Ip er BRSREHALCnd" amgentzth werben koͤnnen, daß 
fonft der Staat die fingirten Krantyeiten Teirier Beamten zu 
buͤßen hätte. Doch haͤtlene dagegen vieleicht auch andere Mite 
tet eraxiffen, werben E fönnen. — 
N NT ku 9, Nur einigen. ganz untergeordneten Dienern iſt 
#3 je erlahen i durch $. 2. der (ungedr.) V. O. vom ı6. 
min ip Br. _ "gig! der Ehre Bes Gtaatsdlenftes nachttelfig 
wurde bis THE ˖ bios vie Ehe mit einer Sffenttihen Dirneibe- 
Urt tochtet, Ze Rh ak Mermotzen beitkfl ; macht der Staat 
mi Ti Ads bel ſpichen Diewärd : Schwärlateltens. wehhe- ank; fine 
Fleinbe zahlte Stelle inne shaben, mamentlich wenn: ‚diefegbe- 
mager widerruſtich iſt; doch wird auch bier die Exlaubniß ertheitt, 
wenn die kuͤnftigen Eheleute fih über den Beſitz eines bedeu⸗ 
tenderen rentixenden Vermogens auswoiſen koͤnnen; fo 3.2. ſoll 
‚ben Oberamtsactuaren, welchen $. 77. des Berwaltungsebictes 
die Verehlichung verbietet, ferner den Kamerklamtsbuchhal⸗ 
tern, welchen es dag Edict vom ı1, Juni 1819 unterfagt, end⸗ 
lich deu Forſtaſſiſtenten und Canzlelaſſiſtenten aus nahms welſe 
dle Erlaubniß gegeben werden, wenn:Ro Gode f. tenttrenbes 
0 Wermögen nachweiſen koͤnnen, f. (ungedr.) Miniker. Erlaßerdes 
M. des Innern vom 28, Auq. 1826, und Des Snanz. Misit. 
3.1905, Sept. 106. Die in ſolſhen Faͤlſen wahl ayd,hyg,ge- 
un We Bedingung, daß bie Frau auf ag eg 


yuanäihten ‚mh, dm Zan.Kar Ehemann Mit —J er biefe 
wenig einträglihe tele inne bat, (heit —* 


‚N‘: 7 J 








das 


X ——äE— — OR An aen 
ee Er E07 67 mh überhaupt das 
Gefen feiner Mittwve einen Gehelt verſpricht. Daß, folche 
— — du 2 und Derlegen: 
Mia Fame Ehen, 
— Dean NE Freie, —2 Ar: alleln dur ein 
Seſetz kann bier helfen, wilkärlicheg Oele und _ 
Andingen. 
33) Dienfivragm. |. 2... 
16). MD. zur, Rolzfehung ber En #7 —* Sort Ihez, 
Si RL: ®. ‚290. 4 
ER » 3 139 Iino] 
er — §. 16. m th uoↄqud 
— 2. Des Staates gegen vie Biebe 18. 


arm elgendes. fr dagen die xeiſtuusei weich 7* —* 
vB een une · zu gewähren. hat, fo Longe, ‚Dicfer im 
Aoitd mid: detſſelbe vorſcheitzmobic. heſorateen 
ID Br Beate Bari dem Dage dr: wurklichen Amts⸗ 
RE wen cher in ·anberen Termin im 
""Wirkeritigß- Vicineveſti mntini Pak: Des Denurte ven ihm bil 
; "lie —XÄ zegeſagten Gedalt in Ahſpruch zu mehmen. 
Bhſw⸗ zifai "ii dret weſentlich veiſtchiedene Eh Die 
arfotbung “ ie der Quantität nach genau vbeſtimmte 
Ga an Geh ober Naruralien 2), welde der Bsamte 
..yera Gtagte für ‚Kihe feeisolflige Uebernahme ber Stäntöge 
Hiſchafte erhält, und bie ihm ‚in vierteljaͤhrigen — "bei nies 
en Stellen · wohl au in monatlichen. — Raten ‚begapit 
3 Mir jeder Stelle iſt cin Mor malgeh alt serbum 
SU der Yin Beftzer verſelben zukdbmmt, wenn nichte bei ſei⸗ 
ir Er Au eewaẽ anderes / beſtimmu wurde, 
Ami thr ale’ cin = Wwenigftens vorlaͤufigerAbzuy, oder 
"nf anperorbeuttice, "6186 peifdntiie, "Er HG: "Regtere 
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' 2873 
—EE Yaeı; kruasfiken Dceciſchon· in fea 
garen Oilaverhaaifſen tan odeceve auaggac carr 
DR TORE Zu wi run een 


Rt Deriihgtiit ri Vachfet irnci ſtehr niber Heine 


ri Pit SE Brſdicungniſt viu eai per 
Malik MIN des Vtaatedeaiilen te Badh Saydil den "Min: 
fppraabi auf birfelbe idftieie: Deitten Rice nahen 4 Fein · ſolchet 
Wirte wir ig; und wäre Bin "URS ahkjuhiengen 
Chdatsdaffe nicht im mindeften beruckſichtit Mir Ar dym 
Ballayıanaı: Forderagen an den Dicker gemacht warven 
WÜRDE ung derfekhe Beine anderen: Mittel anweict 

Ba: hi Feeichtliches Erkeuntnig ein Duntheil ſrinct 
Burslvnagzi Yin’ ubre welter, ka Beſchlag Feuomnen udıfel 
u Vidabigeca vrrabſett erden. Daſſelbe gutauch · ej 
u Whivgeiguhund Muho⸗ Gehalten, IHR Kies an 
PER 15), 77720 BER EREN vs ERSTE VOTE 
24 Man Tr Bad ri) verſelbeui Dienfideitegerke borſchic 
we When? ragen Ampefüen Faroäturie ak 
BR di) Re ofen en ar 
diilit: Proftoveuider intnerflechtrnn ſarnicſoi ve ar 
Wa der Dirgel der Um Diners nähe rergeuhe 
bir Brfelöuan rinrall eun vhae da xin Wer dazwischen 
Dein hd fomit Dean Adcige die Moðglichkeit gervmmen warc 
rd) außerhalb der Reihenfolge vorruaͤtken ji affen⸗)uv @ing 
Bei zuat An des Untsaiefwant wege 
wen u Ahell/ welche chel Beſorguugze ihrer Geaſchafte ·aich 
BR Denn Anfiengung zu opfern: habea, u hierfün tft:die 
Veſoldaug/) Tauber auch uoch poſicivr Ausgaben machen 
mäflen, Der Staat finder wie begreilich hillig three‘ böse 
ſe⸗wieder gu talfeginz anf: dia Gewinn. iſt oh Aber Babel für 
den Mieunereluesmege.dabgeſcheq an Veriuſt fake wenrägett: 
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—xXXXXXX 
jcden Gimialnam bei che ſund Pant nungen nbnustlaÜieE rg 
den ije nanhge laſſen dug· Meuve Ana ialbayznamantuee 
wwigl. NS an NEN ER ON TERT 10917 no werꝙ 
ein. Neauat gincavdoc Otalle exd dltn im ineiqqy podabe⸗ 
Fun: yofkipen einer ar ci 
we Arien aut Alain firticrähle enter ne 
Bam. Selbe Bay mit. uhe er [nr 
hei:denfelpen: uaknein nein Alberihnärbliei: Wins inkit 
EEEX 
Eaiea ven Otqatiq/ star Ders aan den acm, Miche 
fol deſuuerten urava "),. 2 Chain nie i an Mia 
Bade SEÄG RE NUR and ERRTERE: MERIE FIR: — 
ſboven Vo erjaſu unnaicht auvrecdqucaeſtchtji änhreichen 
yeah» hekı huitichare: Vorabguchleit un uichua qui Mes 
malluımme.bepiligt. — Die Amt ⸗Ci ohuumunre manii 
Gap) Fochu : KEilaarmaenerheite, vaeldın: Deu sDieuar sauer der 
XXXEMIIEAERIIII 
dei nd vegennda Noſebnug Fette ee 
EXCEXEXVECEEXXVEVEVV 
EECECEIIALIIIIILVXXC 
non ſolcha Gramtox rar hamähnee mau ſalchenn Bil 
Inigenkseunteeng hs ie Geſqtbung dieſe:Nehan ein⸗ 
EEXXEXVzEAD — dm 
Beginnen Geſchenl cannabnne. , Ach fie, dce 
Ki hair. Bibi Brenn sta 
nid Ahr dar Zalle, niner: rkfeung, Vesſionirxug ng 
ran Bahnen aus: Kirfemı Hürde redgmet das Geſet and 
dieo Amtewobannges bieben "du. © 1... 0 „msi 
in Der rel, Derfelbe iſt die efuenpolle Bezihunng.deh; 
Dapııen ala ſolchtu Das Nähenr ierliber oh en: Thl. RE ano 
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een De din Beennte Te Folge 
Penn BU anneziacter Machem erwas Unnagnehicred u er» 
zeigen har ſo kdunte er leicht in RT Te Mmmen, 
wenn ihn nicht der Staat beſonderd ya Vrbe. Dieled 
geſchieht denn nun auch durch hohert · Etſe ſheftmaiiltzen 
folgenden Hallen: 
a. Ssnjutien gegen einen Beamten als‘ Hlken — mi 
erſchwert, und ſomit für höher firafbar erflärt; fi te were 
‚den. ferner. als Öffentliche Injurien behandelt, dv: b. auch 
dohne Klage des Beleidigten von Umtswegen verfolgt. 
. ST Außeidem hat jede Stelle noch das Mecht geringere Uns 
:ı ‚Agebihsliähkeiten, welche gegen fie begangen werden, ſelbſt 
Ye De era der Graͤnzen ihrer Strafcompeienz 7). 
rettete Jegen einen Beamten im ſeinen 
I. ng gitt us "cin beſonderes * Büter Umſtaͤn⸗ 
ad a {ehr boch beſtalendes Vergehen . Dir derfels 
a, „ben Strafe wird 
2,0, Rave an einem. Öffentlichen Diener wegen dic Hm 
5 mohandlung deſſelhen beisgt 9. 
v1 ge Endlich räumt der Staat noch ſeinen Beamten eini⸗ 
en ‚er. woͤrkliche oder vermeintliche — Privilegien ein, 
vwelche mit dem Amte nicht in unmittelbarer Verbindung fies 
benz namlich: Wechfelfähigkeit 7%); Hefreiten Ges 
richt sſtand, und zwar allen in der Raugosduung. erwähnten 
dffentlichen Dienern Befreiung von: ber Furiäbistion ber Ortes 
Vehbebei, den im den ſechs erſten Rangklaſſen aufgezaͤhlten von 
der Jurisdiction der Oberamtsgerichte 22) Perſrnaladel 
and" Hoffaͤhigkelt den im die vier erſten — 
getheilten Staatedienern ”). 


ı) Der in Naturallen — Theil der Beſoldungen iſt nach 
ya, beſonders in Folge der O rganiſation von 1817, auf 


Ass 


7 Feine veraniſhmaßig behr anbedentende Bunaue Beruieferge: 
funten. Meu der großen Metrrzaht ter Befoldingendind gar 
keine Natnrallen mehr einbegriffen. GSehr auffallend ift die 
Veraͤnderl hteit der Anflhten der exſten Ste Verſ über diefen 
Punct. Etnſtimmig vbeſchiot ße am 5. Juni 1820 (Verb. 

J H. 9, S. 1130) die NRegirung um ein Regulativ für Abrel⸗ 
hung ln Welles der Beſoldung in Naturallen zu bitten, 
ala nun ie Negirung Mefem Wunſche entſpraͤch, und in 9. 15 
des Sifedebentmirte über die GStaatsbienetverhttuche⸗ ſomit 

fon’ im J. 18215, eine folche Eintlthtung beanikagte Aeklarte 
I ein Ernnilfftonsbericht der ste KAammetkehr ſtate dage⸗ 

2 ge, EIFEL S. Sr. Mit Reit äußerte ſc aie Wegl- 

“ — enrpfinbiich über ein ſolches Werfahren,‘ KihRfı nd. 12, 

Beil. S. 6143 allein die Verſammlung beſchloß bennach mit 
‚ı Tüsfundfiebenzig gegen fünf Stimmen, deu Antrag der 

31 Regirung abzulehnen, 1. H. 12, ©, 1091, — Einen nad bes 

. fondenn Grundfägen behandelten Thelt der Veloidung macht 

bei manchen Stellen (namentlich bei Bezirks⸗ ‚Stellen, Geiſtli⸗ 

Gen u. ſ. w.) die Am tewohnune auß. Die Vbefhhriften 

aber die ben Inhabern folder Wohnungen obblichenben ˖ Ver⸗ 

biubdlichkeiten find ausfuͤtzrlich butwickelt In’den 38. Shom 2. 

— brt. ibrʒ Wr So v ĩ wib voni u. Nov. Agꝛo. N b l. S. 637. 

r5 icht nuz bie‘ eineinen Ehrihei, fondern auch kllgemeine 
Grundſaͤtze über "die Normat⸗ Veſtldungen "ber "DHL Die vor⸗ 

2 chiedenen Tentral⸗ 'und Kreis-Colleglen angefteitew Diener 

ICE ERIFRREN ER DEE (ungedr.) V. O. vom 29. Gept. 14 

BE 111712 2 17° 7° Pos Dos i. 

191.9) :&4 "de: (umgeht) 18. O. vorm 16. April 1823. über delcchen 

34: der Dlenſtytagm. $. a1. 

2 Die Dienstag. $ 14. rechnet namentlich zut ZAmtoauf⸗ 
wands-Entſchaͤdigung: die Pferdsratlonen, die Kanzteifoften 
der Bezirtsbeamten, bie Gehalte für Gehuͤlfen und die Ge⸗ 

Dr Spären für Schreibmaterialien, bie Diaͤten⸗ und Entſchaͤdigungs⸗ 

nt Igelder für Amtereiſen. Die. Cotſchaͤdigzms der Kaſſenbe amten 
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shit Run u Mar Fee LE Eut⸗ 
gi swing: gereicht. Wiebe "41. FORD Vorder uber 
dentenden ESchreibmatetiallea⸗ Vorglitung abgeſehhen — haupt⸗ 
un hir eher mathe Diele. Ant gan KBinnshwie vom 
zarte are i RBRTLEn herı sehe Suche, Ge- 
ee ar Sonfiigen binlemetifhen:Bisenten hlerbex. Ihre 
a1 Dirnlskinnahupe aufs auq ia Bufolkumg,’ deren Größe ſich 
ee -bakimeret „ und ir: Neyvaſenta⸗ 
den ferne intern kann nicht: In Vevechmimng · gezo⸗ 
cu pardea/ſaei Dixeſweraunderaugen, ſ. Obe aſt pragm. 9. 113. 
320 Auvjelfochan Beroutnumgenu Bein nungen: hat namentlich - 
ac diernige Miet you Qudihäbigung wegen auſetorbentlichen Vmts⸗ 
Gruner, nmtich die Rebſe koſt en Entfhädt: 
—AXXXXX gilt hier, daß kein Beamter außerhalb 
ara Dahuvites vhne Cutſchaͤdigung Geſchaͤfte · vorzumehmen 
rss riet wird aber ſeht verſchieden vom Staate gelei⸗ 
ar Vet. oc Die/ Vennuten .beridesi erſten Rmgiinfen haben einfach 
q̃ſ dea aaccihret: w itichen Auslagen zu verlangen; bei den 
‚neuerer Klaſſe aber iſt zu vuretſcheiden, ob ih⸗ 
aomen eiata Aberſuuſuame ld Amtsreiſen ausgefetzt iſt, oder 
2lonichta Ou dent wufen: Fate erhulten ſle eutweber eine taͤgli⸗ 
she tier [ae Aa Rage: ſie: duun "DEN guuzon Aufwand 
ngit tragen Haben/oderi ſiẽ onhaften eine jibeliche Averſalfum⸗ 
zurdge für Bei Rferofden tm erden Sinue,“ uUnd Duden dann, 
wenn fie in Amtsgeſchaͤſton verteifen, nöd Diäten zu verlans 
efearaImhie eine oder bierandera:biefer Klaſſen gehörch ale 
Bezirksbeamte. Diejenigen Beamten- daheten, welche eine 
3 Din Averfal-Summen, nit ‚erhalten. (megen. feltener Ver⸗ 
rudung) haben ſowohl. Diäten «, a8 ‚Reifeloften aͤn Anſpruch 
„gen nehmen, Die ‚seltenen richten fi Lediglich nach der Rangſtu⸗ 
fe, die anderen dagegen betragen (in ber Regel) die doppelte 
orertrupoſttare furꝰwel fetbe/ mbar forcohl fak”ben Hot: 
nale fuͤrlbon· Her Weg. Auf re Stunben Weges Wirt ken 
und fomit ein Taggeld, gerechned. VBei Dieifen / ind Aslirad 
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25% | 
 erbi V Wi iitenhi Tu dl Due eier. 
.N evraͤſantation mirbihnfendere‘ Intwwiligh:.; &. ba Mache In 
RE WR Ka Be ne 
7 Ber Rn Diengahl: nnde der Wetrhälheh gen 
et re Hiediuhine UHR Mitte 
wohnrungen) nſehrLunbedrutend, bar der hat One 
3 ehe von VJatzren ae Held Nebenbezuzeomiu teethe des 
Aſanat von üben tetriaben ES NE ee 
agnheben indgt, dMaßder den im Meſte bekudifigentsäkuitti eine 
:, Ergaͤngunos Menſion verteihti· Den Out, bah Sitten 
0:1: Emoluwgnta nldhk: im MBegerkauup enemmn warhru ſullvc bef 
HDienſoeraͤrdernugen u, f. wir: Dee iu wohl vun Sritrio des 
ı  Diehhtas, und, her. Bikigkeit. aufethten .Zeiieinens@ulespirh 
Ju u: von dieſer Regel vom Geſets :Teldfb: ein Ausnahmä ge⸗ 
na Mmacht, ‚namlich. bei den ordentlichen: Profeſſeren ben aabes· 
unlverſitatt, beuen ein Dritthell Ihres Mokninlgebältgiutgtnns 
norartien⸗Surtogat berechnet wird, ſ. Gruxꝶ vvii 8o. sit; 
198, tz, — Gebr wnbifiie Thiele aber 
nn De Anaswodnungen“nicht iu hen Befelitihgen Bereliuiksäiner, 
denindan ihn, Venlaik ein eden fa: naeiiein iſtix aihikerneines 
1 Dee ee Rer Ama Meideinunmeens Anh hatteu die 
.: Wind. Mnmiſſten nis Bpremmns Ägch Wieciinsiaugktndgen, . 
— * Du 724: Bells, Stone ee — 
+ A her ande diefeʒ Antrag nmit Bez are von Etner 
‚Stimme. verweriena ee Lau EU 
2. —XXX Erimiunieedt, en 7 a9 and an; ‚dl 
Er nalen Abl. J. Se 31% ' 
2) ER vet Kuapp,. a. a. D. © PR ik 
wohl damkt zu vergleichen was "oben zur I. „S. 279, he i 
bad edit — bios verfafungömäßtgen Gehorfams Tan 


* e bag, Beieh, wegen DAjeftitdwerbre hen Mies sBıo, 
Art, 26, DL G. 7 I: DIE RFEN RE 3, 
MD Medfeletbangg, Easzuf. Wirtz ws mol dom 
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VAT ru si un mähldnwite ai. 
nt. DAN rn en. Fr pr nt 
girl ae std BR FnoAſae) u mb mad br. 
Moßecha lhes Bloaers: wen chin Bes tree Auts. 
Die wichtigen poutiſchen Grönde, welche ed rathfam mas 
hen, dem Stadtödiener ein Net auf fein Amt einzuräus 
men, und ſomit der Regirung die Befugniß zu entgichen, 
ihn willkührlich zu entlaffen, find oben $. 158, ©. 189, ſchou 
angedeutet worden. Diefe Gründe haben dann auch das por 
fifipe wurttemb. Recht zu Beſtimmungen bewogen, weicht 
dern Beamten Schutz in diefer Beziehung gewaͤhren; vor Mitt 
Yebı And eg die 68. 49-48 der Verf. Urk,, toelkhe die Grunte 
züge der Geftägebung hierüber enthalten, dann aber ftub ſwot 
in, der „Dienftpragmatif, theild in dem Strafedicte vom 18% 
mand)e weitere .Beflimmungen und Ausführungen. eutha —— 
ebrigens ft. die Gefeßgebung weit entfernt, allen Meim⸗ 
lichen: Dienern gleiche Rechte in. dieſer Beziehuug cine ine 
men, denm es beftcht nicht nur ein weſentlicher untkefchted 
zwifchen den Siaatsdienern im Sinne der DW ER dem 
niederen öffentlichen Diener, fonderh auch ber den etſteren 


ift nm Mancen wieder Merfchiedenes für Richtet MNb Knie 


Verwaltungs: oder Kanzlei» Beamte re hetene νν 


7 Be niederen ren er EEE Re 
Vorſchriften, welche die V. U. in den oben Khan De 


Fagkaphen’entgätt, micht für ſich in Anfptirch hehiten > Ykde 


& 
a 


bern für fie beftimmt die Diehftpragmarit in N 
freilich etwas weniger ſchützendes — Recht. See 
Denn nun zu unterſcheiden zwiſchei der Entfegung vd Et 


aſſung Birch gerichiliches Erkenntniß,und der. 


zik-adniiniftrattoem Wege. * IE zu feste” akrBr add bdehan. 
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Dee, . fo. Finke kie -unärasıunker. Dir: z uandgrählrhen Allger 
meinen Gruudſatzen auch hier Mwinenkung. Soll dagegen die 
Entfernung auf. detztexe;, Meile geſcheben, fo iſt wieder zu zung 
en dem. — aus denen Die Eattflng 


..:2208 


3 era le ga iu d zwar wird fe vom 
Shaige , ——— el Ernennung eines 





folchen, Diene ‚u Sih ‚pen a behalten. 9* dom betreffenden Des 
partemaggpr Di i fir „aber, ment die, Anftellung burch ihn 


en untengenrhnete, Behlede re „griolgte.. Welche Vers 
an, ae, Birken „gröberen Art zu ‚rechnen feien , ft wicht ‚ge 
Sagt ;,, hei der, Allgemeinheit des Ausdtuckes und bei der And, 
Ingie...der. Reflimmungen für. die eigentlichen Staarepiener 
wen, — IX keinem. Awfifel unterliegen, daß nicht. 
= nat epſa⸗ en. ſpndexn auch, gemeine, Wergehen biesunter au 
urdkchen End); .gbenfo wird Der‘ © Ent fefiiteben, daß nur 
older, Dengeben., pehbe, init ermigfen, find, zu einer Tols 
Ber Ei Aolaß gehen, fünnen, d denn früher if, Ihr Vor⸗ 
dearcevp PB. ungewiſ Se dagegen der Diener 
an jnagadıpipes endegn Urfeche „ alfo namentlich ıye ion, lie 
— „Bepashas: ‚ampaen ‚Ubranchbarteif toggen, Ayröhren | " 
ar Bssde „Beh Dienftes gptlaffen, werben, p ‚Tann, rs 
unter nen. hogpalten ;esansiehung, geihehen: . einm 1 dp 
Da aaagſeeia Roflsainmn, ia dig Eotlaſſung pilfigendgg Gütz 
SRG Ir MER peitend. dos ihm —R 
nner REIN hier id 24@ 
‚benz .fp ebey hinngrſtan. Artegſchiede Die, Auffündigung, en 

Den man, Anis: ſolhſt aus Man. By —3 
Mmęet STREET OR RE ugtergeordneten Behhrde au 
Ark "ch 7 Sole. pef. hnjg ausabmeweiſe eine yore 
‚BnilBok Ch RARRRRIERG: hrraißigrn open. 3. Bu eins Quiet, 


“N.ıi 
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an na ver cha FRA Üb * 
Hua aha." EÜ Haken ·dieſet Beide tk siciiem. 
WR ER — Bere Be ah 
Inn: ri eig, are oe 
NE ur — Cafe AR 

rare u | 
F RR — fen nn 
VER TATIATE Dog 037 EZ 20? 
DEREN —— 
schfhe! RÄHREN Vafatigküt Au er ke ν 
RER ARBIRT rer Veileriin De tree 
—E 
Beuralß"üniögefbrechen werben, Hab’ livon Tail’ beiten 
det? einlbihlt af VEHÄNEnbRGe Siiate SON inne" st 
and Rinde?" ER Wok’ ihren Annie 
IXCAo᷑,IRRRR 
RN TÜR bien. ht Bikraniiifeeit, α ααα 
NORWERG AR Üertihrigen ’y Hrcr rlkliallag Wine Hei nor Ne 
Teer bot Me Nr) ak a Bea 
RT Dee Wien range "ae er Belag 
öEXRUXXYECDXXXR 
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ee a 7—7— — 
erfeigs. Und dicſe Urt des Ummtsorrinfies Tann siuiännig, 
XRRXEVVVLEXIIEIEAXERRIICI 
wurbnmden ri aeditj d Vd seiner suche als ſechsmo⸗ 
melicc. Jaſuceoe afe aden: Gradas Aech fie iß sine Folge 
ferbefl nn Mn tieald non geeiaen Shgugeien,  racn Graatie. 
bibaze 5? die xis Di serr Mau hekleiden Gropan uanhrinh; dig, 
Kuiizhei 5 Nennen in: Tulln Diinifterun ie ax 
Band Gusiaffetop gun nom Dichger nAgchurpignt irgT Ye Dale, 
allen Äbrigen Beamten dagegen iſt wieder zu unt 
RE Eee Danbrechen. un) auweine, Wytgehen, pdct 
gen ibn het und. Pricufipertchlungen, CaammENEn.; 
dewqon. ſn ce: Galle Tome abeufalig. amt: Var Sihtre, 
Meet dieſem aber, Bann Dez Ghnig hik Time, 
Fohtche ;ı. Sectam ıa) · die vargpiing Mrhhrde, in eins, Goles. 
. gina Site and aumug bahn in TC, 
lUnhe Detlehetg· vichta gegen: Diefen- Anſtaa An. cxingeen Balz, 
10; Venblch· auc der Qeheimꝛetatb fein, Bra AN Ri 
Schlafen. Geha. Fin. Nett I an 
ale Wai⸗ hon aheiben;hiäen ezoͤrterten Aue von uniemiNt,, 
girkönrineng Weewnt haufig nach vor dem entichriägnbeg, 
Basiprliai seite -bunıdı Die .Khre. del Sigatedienſtes and die, 
Reife Wal nat: Wahl. de Unterthanen- geboten, Maagre⸗ 
gel vor, welche. din Vachte des VBeamten anf, feine, ‚Stelle 
Gülle dene era Aha Sipen bleibenden. Schaden ihm. zu⸗ 
ee a aanfinm, - Disfelbe, ift Die. Ente, 
Diödejp:eäpbes:bongens Imttossgaben ‚order. gemirinen . — 
aon NEE NN ade, 
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ce. aſergung fin’ Wuntäperuefer, wehhttz det Prieniiete 

zu bezahlen hat, vom Staate aufgekellt wirt; Die Sufprak 

Roy wird nanı Derfelben eichterlichen oder.degwalttaden) Ste 
oniotſhrecden, wache in der Hauptlaghe feihR anticheine, 

amd ‚Saun, vethaͤngt ‚werben, wenn big. Upterweriung fo weit 

se, daß eine, Autfernung vpm Amte ſich als wage 

ſgein liche Strafe herausſtellt. EB Faden, die gewoͤhnlichen 

Reſhigmittel gegen dieſe ‚night. nur bie. Ehre beruhrende, ſon⸗ 

arte, guch mit Wermbgeng. ——— Maas⸗ 

sagt ſtatt 9. 

m irurhdieung auf eine — Excite wird Darf 

Hiefalbe Weiſe ausgefprochen wie bie Entlaſſaug; von dem 
Baia alſo gegen Richter; vom Könige — "unter den ſo 
‚em xxwaͤhnten Borausfegungen — gegen andere Staatsdie⸗ 
As Ein geringeres Amt aber ift an und fuͤr fü ch zedeß, 
nweiches an Rang aber. Gehalt unter beim bigher nom Die⸗ 
wer behfeibeten, heſckelich ſteht. Wenn hoher das Siraladici ka 
Art. -ap befimmt, daũ die Vehdrden bei einer; Remoption im⸗ 
mer angleich auf, Verluſt an. Raug uud Gehalt zu erkennen 
haben/ ſo iſt damit nicht geſqot, 64 Tune, men dem Diener 
gegeg feinen Willen uud. ohne die von der Berf. kt, vorg⸗ 
zeichneten fchägenden Formen ‚ein Amt aufgedrungen werden, 
das nur in Einer dieſer Bezishungen. geringer. ſei⸗ ſondgrn 
nur fo viel, daß eine folche, als unzureichend vom. Geſchhe 
betrachtete, DMemotion gar nie und unter feinen Utuſtaͤnden 
auerkanut werden Tonne ®). — Dem Ermeſſen der erfennags 
den Behörde ift überlaffen, ob fie den Zurkdynfegendep. ‚de 
auf die naͤchſte niederere, oder auf eine noch tiefer. fichempe 
Stelle verfet erklären will; nicht aber ftcht ihr Die Pe⸗ 
ageichnung eines beftimmten ihm itzt zu Übertragenden Amtes 
In. indem bie Berleipung ber Aemter ein anafhlicptichrt Dirche 
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DEE" Kzufges! mcht aber“duß eher Üntergeoebi Bey, 


—— TE Andante dns — 
. 


A ge dreh biäner erdttetten“ Mike ver ihre 


Dien ſteilthebung ſtehen a Beyiehuilg “Auf bie Fort "Birth: 


ierf' udüng ehiaiider zleich.* Erik babei mt RR. 
ſheiden, db ber” Beamte eines Nmẽiueil Beh NR 
eines Umibocrgepeis verbächtig geiöbich TR ® eier 
Bae Gaben dit geibhnlichen Gerilpte Audrtpttegense&ährde 
ienz, nur —* fie den "Kerwaltüdgs‘ Be hordell Melle 
von der begonnenen Ünterfuchung zu machen 10), a 977 


ten Fall dagegen beginnt "die vorgeſetzte Admuiſttati⸗ Be⸗ 


vdede die Unterfuchung, leitet fie’ aber ſo, daß für ben Aiptek 
vorgearbeitet ift, im Falle der augeſchuldigte Fehler MU buRd) 
die unterſuchung fo ſchwer herausſtellen ſollte, daß fäind'mp- 
gung bie Sttafbefugniß der Verwaltungsſtellen Aberfteigen, 
"und diefelbe alfo den Gerichte anhehn fallen würde.” Muß 


eb: Anficht der unterſuchenden Berwältungsftelle nach wark⸗ 


"Mb dem Gerichte die weitere Unterſuchung ind’ Beſtrafung 
Aberinffen werde‘, fo ficht e8 nun Bei diefeht, die -Haterfi- 
chung zu reaffumiren, wenn fd bieſcibe für ihre Zwecke unge⸗ 
tlüpend "fhlden." U Cbncurriten genieitie und Dienfidergeßen, 
fo" führe‘ Ber" Richter glach Anfätiglich die Unterſuchung / IR 
iiber in Beziehung aͤuf die Ichtere von der Kimtsifratiee 
vorde anf Verlangen zu unkerſtuͤtzen 27). 


Eiishie zettliche Enthebung vom Dienſte ek 


ing) kauuſnur dann Statt finden, wenn auf Untrag der 

Srahdenirfaitmlung oder durch eim fbrmliches Gefetz Yine 

Wahdive u im Staatsdienſte vorgenommen, ‚ib 

en. Bienſtlriftung eines Beamten entbehrlik wir. 

ee Ku Höre nicht aur die Beſorgung bes: Within 

a Tender‘ ervirtieht auch in doppelter When 
16... 
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an.feimem Einlommen, indem nicht nur alle Nehenhezge 
des Amtes wegfallen, ſonderu and): ein Abzug: am ber: eigent⸗ 
lichen. Befoldung gemacht wird, Je nad) dem Arbensjahre des 
Quilescenten 72). Ein Quiescent kann zu jeder Zeit wies 
der in den activen Dienſt gerufen werden, und zwar iſt er 
nicht nur ſchuldig eine yjbhere ober gleiche Stelle, ale felne zu⸗ 
letzt bekleidete war, fi "Adftragen zu laffen, foidern jedes ſei⸗ 
ner Berufsbildung an zemeßne und von feinem früßeren Dienfts 
grade, nicht zu entigend ſtehende Amt iſt 3 ſchuldig anzu⸗ 
nehmen, will ‚er nicht augeſeben werden, q als verlange er freie 
willig..feine Entlaffung, Im Falle neuer Dienfileiftung tritt 
übrigens der hisher quiescirende Beamte aufs Nene in fine 
volle Befoldung ein °3). | 
MORE rauf die eine oder die andere Weiſe entlaßner Br 
anmtern Aun vor abgelegter Rechenſchaft über feine Umtäver- 
walruug lad vor Erfüllung der allgemeinen Vorſchriften 
bilhtbriich ber Auswanderung das Königreich verlaffen. Doch 
(oh "biete Regenfepaft alt. über ‚ein Jahr berzdgert werben, 
— ihrer, Apfegung Y Kann der Diener burcı eeiftung 
genachotr Gicerheit diele Beſchraͤnkung entfernen 1), 
qhnuͤriser iſt zu heſtimmen, mo die Grduge amiiden den Ä 
unbedeutanderen und Ben. gröberen Versehen zu furhen iſt. 
sr Wielleicht duͤrfte Die Analogie best eigentlichen Stastsdienftes 
Anwendung finden , fo daß Vergehen, welche hier Dienftant: 
Jendng zur Folge Hätten, als „groͤbere“ bie. übrigen alle 
Aber als unbedeutendere gelten würden. — Die ganze. unbes 
Marne: Vorſchriit iſt anf Verlangen der Sti Verf. in die 
HOlenſtpragmatik gekommen, als fie ſowohl bie von ber Re⸗ 
giruijg anfaͤnglich vorgeſchlagene unbedingte Eutlaßbarkeit der 
niederen oͤffentlichen Diener, als die von ihrer Conmiſſton 
. mamgelläingene Glelchſtellung derſelben mit den höheren Beam⸗ 
ssumemwnrfen. hatte, æNo.th. von 1221. Mr 18, ©. 1565. 
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4) Weber and dek Vebalte der Kammer, ſ. an dem oben enges 
führteh Vrto vcch aus der Abreſſe welche die Iufammenftels 
burg. der Biſchtaͤſſe her Den Beſe tzes euwurf, enthoͤlt, ſ. daſ. 

5 Meil. ar noch en Nich aus dem koͤnial. Antwart⸗ 
mMeſexipten dm ſ. Brom Bell Tritt gu entnehmen ob 

‚u. Bur, dann, wenn das, geſetzlich anthmenbige Koſlleglal⸗ Aufachr 

.„,, ten. für bie Entlaffung iſt, dieſelbe ausgeſprochen werben darf, 

ip Oder ob nur überhaupt die Meinung der Behörde gehbrt ers 

den muß, aber auch gegen dieſelbe entfhieden werben kann? 

Da jeboh das Ganze eine Sicherhelts Maasregel ka 
fentlichen Diener ſeyn fol, da fernet die Analohle deboFiheee 
der Rn. hlerfuͤr ſpricht, fo wird die ini werte Veſntabet 
" Ausgedrädte Worausfegung wohl degränder’feyn, 120 Anspindi 

3) Dienfipragm. $. 4. nm pun302ð sllod 
HD 9. 46, 875 Strafedtet vom. ıtten Julaiam aart. 
7, RI .G. 5965 vergl. auch H. NAn ay n Rtnlagier 
naeh Ar G. 131 fg. Ein vollfiinbiges.uad anffhliehennen,, 
ch Verzeichniß berienigen Dienfk = und gemeinen. IBerbreken IMpfe, 
n,ÄB6 Son eis heben Item, IR AIR BREI Feb; > 
“mem, @efege gegeben, fondern ed it — mit Anönghie ele 
Eiger Sälle, in weichen Biefe &trafe Beftinimt oorgehhttehen” 

iſt; wie z. 8 5 Kaffenreften Z Die" Eireniumg-dehl RR 

vo des Richtees anheimgeſtellt. Daß Meier Marge ai Wer 
"Stanmineit wacht: gu’ bitkigen iſt, bedarf keines Wewekftsu: — 
“ Be Eutztehung der faͤmmtlichen Wahlrechte iſt zwar Kine 
i:harte, allein eine nothmenbige Felge eines Werbrechend‘,. wel⸗ 
‚ches mfamtrende Dienftentlafung nach fih zog. Die Eher der 
Detaͤndeverſaamlung und bie ber Gemeinbeſtellen verbieterdie 
Aufnatzs eines foichen Mannes. Nicht die Wahl einen Weit: 
bthoellang, ſondern nur die Beguadlaung Des Königes': ann 
einiw: ſotcheaꝰ Mackel wieder Tirhen. ‘—- Wrndsnt. Hh:oen, 
NND, der Vorſchlag der Ri; bi St, BY Selen 
nraſfitten Beamten nicht einmas zur Verfertigung von Finde: 
x ten bei Sen FinigE Stellen zujulaſſen. — uber die Vokſchelft, 
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2 DaB ehe Exkenntlf anf Bnsferung has, huge, um Vehufe 
tdeß Begnahlaung. norzinegen Alte. ſ. HL, In Pr Zug -Ntn 1. 
Re RA, Mr Strafeblch 79 },8na9r, a. 
a sa ut Reh, hamextt getzteret. dei jet, nur Entlaſſung 
„5 ÄNMNEHEANEN (Alm phrin Aftecen. Gtralgeſeteen zugr Foaſſation, 
an ſnfaͤhgfeſt an, dhfentlichen Stegen beglmmt 
a Reung der vophergehenden Note über Mans 
zu BAU: hehimmteta Pogkürjfien ‚über die Suerfennung biefer 
u ‚Stypfsnäinhet auch hier ihren Platz. Gin an dep Kos 
_ 34 iſ auchubfh ber„Alopen. Entlaſſung vorgefhrieben. — De 
mibshsügnefünng.‚beßsfätgafedietes von ber Commiſſion ber 8. 
dt Meulh- Mache. Male bei feiner Art von Eutlaffung 
133 uNVerluih har fegfähhrgertihen Rechte eintreten zu laſſen, wur⸗ 
ondudeanm ab mahl mut Recht — von ber Kammer abgelehnt, ſ. 
ayteı Re han S- 1649 Ser wichtig, In Bezie⸗ 
- bung auf bie Entlefung von Verwaltungs: Beamten iſt 
der Beſchluß des Obertribunals vom 22ſten April 1823 Got 
ee I Ede ein megen einer bie ge: 
hun Aniancſeuns oᷣder Entlaßung nach ſich ziehenden Hand⸗ 
„18 3Amg nur won der Ipſtanz enthundner Vegmter nun anf, admi⸗ 
0 niſmatipom Wege entlaſſen werben koͤnne, weil ſeine Amts⸗ 
:ahre durch dieſen Ausſyrnch hefleitt bleibe. Auf Richter fin⸗ 
det dieſes natuͤrlich keine Anwendung. 

— Die Euſpenſſon wor nach den aͤlteren Geſeden eine ſelhſtſtan⸗ 
dige Strafe, ſ. z. B. Communordnung, ©. 224; Qu e ll⸗ 
Edlet vom Gem Märg 1714 und q4ten Xunf 1738, Att. 14 
und 17, V. O. vom 3often Junl 1810, bei Ananp,, Repert. ui, 

13 Bere: BZe, Da nun aber itzt bag Strafedict diefe Magsre⸗ 
ael ais ſelbſeſtindige Strafe nicht mehr auffütrt, aiher⸗ als 
anedroͤdllh darin jeſtgeſtellten Strgfen aber nach. A Ap deſ⸗ 

feihen nicht srfagnt werden bisfen, eo hünſie fat, old fejpfiftän- 
Age Strafe axfgehoben. Mur in Einem Falle, gaͤliſh bei 
Oryxeſſen non: Dem Stseategerichtahofe, Bann. noch, Iggenf er⸗ 
kannt werdenn Indem 5.203 der MY. ‚aehree. quſpen⸗ 
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antworte deeeforr dieſes heben Bechtehithegen- 


de Eteaft erhäher , bieſer Vunct ber Verfefung aber aakarlich 
nicht barch das Stinſchweigen dee Strafeblctes æufgehoben iſt. 
— Dieſelben Grunbſatde user‘ Chfyenfiön, welche bloter bie 
Vewshuhelt biföikte, wollen min duch gefetlich Türttoikten bie 


et 451453 des revidieten· uad · den Stnden abrigebenen 


Entwurfes ÜUnerstraffehirfordnnng. — Steh. 
193 if noch zu vemerten, dab Der eheinuis ſehr WR Un⸗ 
terfchieb juokfen suspensio comes h. 
mit oder ohne Eutziehung des Mmtsdtktontihend‘! WIE nicht 

mehr befteht; in jedem Fate eiier lfperiiäit INN Fehr Umts⸗ 
werweier auf Koſten des Suſpeubirten aufgeftet, "rtofs ihm 
au) vor dem endlichen Urthelie hie’ weiter eutſoganheNs der 


" Gehalt biefes Stelwertreters. Dieſe Auſicht Wi auchr ausge⸗ 


ſprochen in einem (ungedr.) —— Eriaffe‘: Ho? ı5ten 
Rov. 1:27 0 gung 


„DRM. 6 ar. * = 290.396 
“g Bersi. lernt auch die — des JuſtiminiſtesG BNer h. 


a 1824, BD. Tr, rei geneenten Nee auch 
ET der materkelle Wäürtuugdnsätg da ver Fumgarhler bie 


“A 
m 


[i 


Gleichheit vder Unglelchhekt eints Antes Taf Berecanius gezo⸗ 
gen werden: Alleln dleſelbe MNi ur ben ungen bes Eeſetzes 
mit dem Range zicſamimen, inbem gerube von dieſeao ange⸗ 


nwnonmen wid/ sis begehtime ‘Ob Dietehatiae lotigleit; des 


Amtes. 


9) ©. bie in der vorigen Note engefürte En * u: 


ſtizminiſteriums. 


10) Es iſt eine ſolche Anzeige CEble fich freilich — — 


verſtanden hätte) beit Gerichtsbehoͤrden ausbruͤtkkich Jakı Ju⸗ 
ſtizwiniſterium vorgeſchrieben, ſ. ebten cutgedr.) Erluß der 
Kreisregirung ded Jartkreifes, vom 22ſten Jund 1323. 


11) Dieſes durch die Gewehnheit and die Natut der Erle ge- 


bildete Verſahren ſoll burch den tertdieden Eitwurferinerr Straf⸗ 
Vepets⸗Orduung S, 445-454 Wat auth· geſetdilq ſauccleuiet wer⸗ 
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"1 una een Re TEE 

—XEIXEEDRIEIIIIIIXI 
pi pn Zn Teich SE RÜINERNTILGAUGER Pimpreihtens hät 

TREE ER er RTRTNETTTTE RT. der Un⸗ 

terfachungen gegen Beamte in Zolge der nothwendigen eder 

uottwenbig ſcheinenden · Meaſffuation verewigt wird. Bel 

AR | f Deu Denusnttgis geht ‚werdet 

fi —2 — — 
gen =. Sum gebährenden retlichen Nactheile erhält. 

— ud TR Fatgkher rent Veräuasi) Onibe der 
— likäkedelkanber: mai unten. em vterztʒſtent Cebeneahxexno 
ani⸗ beziet ber Tun Dei Yeocante: ſedies Sabſutec alt Iohons 
anıäeligtun sten -Angenbikte ber Dienfieutkehung . zurudgelt aten 

ur RARE Fytiadert Gh derſelbe um 1 Yrocent, Bet — 
m ERIIN chneten ESumme behaͤlt es ſein Werbleiben fir 
ie nit „per Quigschrung. Dabei iſt jedoch zu — 


lesc itens⸗ — nie unter 6oo fl. fallen ‚ — 
=201 — bon Fidem nicht ſo viel betragenden Rt 


ee Werden darf. Wird ein Diener mar’ Kr 
EOS auf reittedewon Inhreren von ihm drrleknoten WE 
dindech gifledctet , gb auted are‘ von Dias Gohalte Toter iänfenen) 
ng der dechucz geniachtit S icraber Bewegte 
ir AP-].in ver fr Brkın, gend 
RB RATn. 5 25 Me für den Onlescenten-miätermenigen 
un 98 Mmarnehme, nud unter Umftänden auch.gu. 

Besen Uhn führende Beſtimmung, daß er. fid nit 7— tg, 
n „„geeiden, fondern auch In niederern Henitgen verwenden den, 
„ai e, it von der St. Verſ. in Antrag gebracht worben,. f, 

Werk.‘ von 1821, 9. 1m Bell. ©. 1076 fg. u 
—.. $. 10. — tebeigens'wits"te u 
0 ggcaitl unkerllegen, daß bie Worſchrift, habe hd nfe 
Sniper Dieurr die verfaffungsindgigen Bedingirhdeni bet? 
Qqrdamaes zu orfuͤlen icht af Boembe geht, wangerdnugikhrtsd 
Ren retten Find 1: aan eh: nie 
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Alte rue zoe daſſen. ie: Nedorlec des 

Vναναναν—J Gihamt ebänger un Dann Erd ven 
nenne auusrmiinlih s lehte Faches Dassarı, anzieht 
Mint 


ı main II ch ren id nur 


Set IplarT9E udn. Ho pemalan 
7. ar ‚Stäniestrarte'iehi äh ang —C 
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pn Daß nicht einmal das Recht ad jr" Po 


Tipggene Amt äinfätig, wenn hen | obue ‚weitere, 
Tragen, nicberzulsgen, fich aus ‚Bern. einfachen ® 
Bälnwiffe zwiſn dem Staqt. nud ‚feine Diener ahleitga.däßt, 
feudern daß har arikpre. aufı ſinen Anſpruch, das Vechaͤttuiß 
ner. darch bereivſiaunen den Miflen: auftbien: zu. uffems zu 


Sunften des Dieners freiwillig verzichtet, iſt wohl-AMmBRftveis 


fe. 7: GR weulger über Amdehte and allgemeiner Side 
a} vertheidigt werden koͤnnen, daß ein’ Beamet, "Bean 
el! eine Sr lang im Dienſte' des Staates geffahdin, mb 
Te biefer” "Bei feine vertragemaͤßigen —R 


eihatn hatte, nun das Recht habe, das Amt zu verlaffen, 


np ‚benuog), pegitere Bezahlung vom Staate zu. belangen. 
ran, Daher ‚menigftenk viele Begiungen ſolche Wniankce 
eignen. (9 Bird Hr Sur andere nie: bus Micikst serhus 
Der ing besusgen. 11 Mnbrrfutlilhe: ſprochen· Für ie: Befugnaiß, 
das ·Lint elnfahtigt wichet zulegen/v Tehe:ı dyageubr Klagelis⸗ 
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—— "Shi weiches: Saite World! deli eluent Beamten bei . 
| Zwauge und 'intiörer Ashelgäh, oblu Biinſt beizu⸗ 
Ar etiwartet werben? a au! 

Rede Geſtattung bines Rihegehalte uͤder Pricht nicht 
ar’ die Billigkeit, welche einen alten“ Hirbiäkten Beamten, 
‘der feine Kräfte‘ im Dlenſte ber Geſellſih aft aufgegehrt,, und 
Arie" Ahdere Chrowrönlitret' Barber bernidgläfffät Hat, im pärk - 
Tofe Mer nicht in bas Elenb ſtoßen tagt, fondern auch ſelbſt⸗ 

fathnge Poluik mußz ſchon Dein Staate dazu rathen. Fa 
demfelben Berbältniffe nämlich, als er anflänbige Nubeger 
Halte geſtattetz kaun atr die Beſoldungen aaa des Diene 
Ms. mermiehet. 

na. Mieſen Anſicht iſt denn Fr der wirtt. — — 
sen. Er geſtattet unbedingt jebem ſeiner Diener das: Am ein⸗ 
ſeitig niederzulegen 2); jedoch iſt ein weſentlicher Unterſchied 
hinſichtlich der Folgen, „weldhe der Deamte mit ‚digfer, m 
berlegung verbunden — a ee, 

Verlangt nämli) der, Aufſagende feine Weiteren * 

— — auf Gehalt, Titel und Rang in madep, ſo ſteht 
‚Fam „Pe Recht zur Miederlegung - in jedem Augenblicke, m 
ger, allen, gerfönlichen Verhaͤumiſſen und ‚in. Beziehung auf.jee 
—— Hm au; es beſteht ‚dabei namentlich kein Unterſchied 
Awiſchen den Staatsdienern im engern Sinne, und ben Riss 
— Dienern. Nur die Erfuͤllung einer dreifachen Bedin⸗ 
ung. muß er fi) dabei gefallen laffen, wenn der König. ihm 
—* nicht erlaͤßt 2): 
4. 24) Er darf das ihm vom Staate übertragene. Amt nicht 
„serlafen,, vor Aplauf eines Vierteljahres nad geſchehener 
„Auffündigung (f. oben $. 161, ©, 2. dig, Daraus entiprin= 
den Folgen bei eines dem Diener ‚pnangenehmen Ver⸗ 
ſetzung). 
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a) Menn „pn, zu leiner Auehſſdung helomdare Anfigs 
ſtuͤtzung auf Staatemitteln erbalten bat, fo muß. er hen By⸗ 
trag derſelben zuruͤckerſtatten. Hierher gehdren alſo noment⸗ 
lich Staatsflipendien, Verwilligung aus dem Meiſelonde, un⸗ 
entgeldliche Aufnapme in eine vom Staate unterhaltene Er⸗ 
ziehungsanſtalt: ‚nicht hieber aber find zu rechnen bloße, ‚Rhelts 
nabme an den allgemeinen Öffentlichen Untersichtsanftalten, 
3. B. an der Univerfität, einem Semnaflum, ferner. ber, Bes 
nuß von Unterſtoͤtzung aus der Civiſliſtz, oder aus — 
und Korperationd-Stiftungen, 


Du _r, Wr. KM 


" 3) Die im vorangehenden ——— S. 244 — 
te Bedingung der Rechenſchafts⸗Ablegung und‘ Erfülling Vir 
Verfaffungsmäßigen Auswanderungs⸗Vorſchriften ME! auch von 
den freiwilig austretenden Dienern zu befolgen·2). 62 Zee 


Anders verhält es fich, wenn der Abtretende Din Yin 
Amt nur unter der Bedingung niederlegtn, will, daß ibm Ti⸗ 
tel und Rang deſſelben bleiben, unbe er auch noch ‚üniftig 
bom Staate einen Gehalt beziehe. Zu dieſer ‚Forderung ift 
keineswegs jeder offentliche Diener berechtigt. Bo illem 
ſteht ein Recht biezu den niedern dffentlichen Dienern ‚gar 
nicht zu, und nur von der Gnade des Königes fönnen fe. 
eine, nach dem Grade ibrer Pebürftigkeit bemeffene Unter: 
ittng auB der Staatskaſſe erwarten *). Dem eigentlichen 

Sigatsdiener“ dagegen räumt das Gele (und. zwar (on 
ig Hd Verf. Urk. ſelbſt) ein Zwangerecht ein; jedoch auch 
nicht unbedingt, denn er iſt jedenfalls erſt dann berechtigt, 
a 2f dem Staate neun volle Jahre gedient bat 3). Selbſt 
Hin aber kaun er es keineswegs unbedingt fordern, ſondern 
he ehn Ahr der folgenden bier Bedingungen (weiche auch 

Wypil Brit W164 angefuͤhrt iſt⸗ = ben Siaat feinerjeite 


„4 ak 
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zen chifkitigen;;: ehrenvolleiun Wuläffung re ir re 


naͤmlich wenn er mm oe 
1) da8 vierzigfle Dienſtjahr; oder Inmrnnıann..” 

2) das fünf und fechzigfte Lebensjahr vollenden Batz- 

3) wenn er, ohne feine Schuld, für inimkr dienſtuntaug⸗ 

lich geworben ift; endlich 1,2035 

Re re durch er kn ſchon vielleicht heilbare) Krank⸗ 
agziuddeitfaͤnger alẽ "cin" Jahr, von Verſehung feines Amtes 
edlen Re 


34 u, ytlulaisn. Jıl uf 


ammänsellen diaſen Ballen, sat = Diener das Red anf einen 

befiimmise,.Iebeuslänglichen Ruhegehalt, deſſen Größe ſich 
nahen Sangesfeiner Dieuſtzeit und dem Betrage feiner firen 
 Mehelanngihberechnet, und zwar fo, daß zuerft.der jährliche | 
Zeurchfchmittö s Betrag ber in den leßten fünf Jahren gewoßes 
ed Beikdunges Bezuͤge gemacht, und hievou 46° Procente 
denjenigen verwilligt find, welcher das ıött Breuſtzaht ange⸗ 
ra hat!' Er‘ jches!weitere Dienftjahtttfbin zwei Pros 
cente zugefcht, bis endlich zum vollen Beltagen der Beſoldung, 
inſofern dieſe nicht uͤber 3000 fl. beträgt, "ale welche Summe | 
eine Penſion nicht “berfchreiten Tann, mit ‚einziger Ausnahme 
ber Miniſter-Ruhegehalte 6), Der einmal Penflonirte Tann 
gegen, feinen Millen nicht wieder in den Staatsdienft gerufen 
. werben, wohl aber ift ihm geſtattet, ſich felbft freiwillig. zu 
melden, wenn die Alrfache feiner Penfionirung gehoben ift. 
Ohne Erlanbnib und ohne Abzug von 10 Procente kann 
Telatıfdenfion im Auslande verzehrt werden; Eintritt = freinde 
Diruſtemnacht der Penſidn verkuſtig ). 


493. Im] | A 
Zu bemerten, ift noch, daß auch Quiedcenten ihre Penfignis 


rang, unter denfelben Umſtaͤnden wie die activen Staatedie⸗ 
nen attlaugen koͤnnen, wo denn für den Darch ſchuitio⸗Be⸗ 
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trag. dir ieitch hal Aglethnor drrTRanerue ja Rente 


tung kommen °). . | soaazi dilmin 


1) Dienftpragmatif, %' Hosi-". it ta end (if 
2) Defetäfkiulse iin Yu DE un a7 and [2 
Daſſelbat Setun ai 25 un]. 1244 na (E 

4) Dienfipragm. 9. Zo. 1302 sic &il, 

.9 BA ger 
‚perbehaften, ‚giuem Meapten,. ber nos Antritt; Bed; gghnten 
gapreb N: aeg Gebrechen ohnß feine, ‚RB ie 
geworden ſei, einen Ruhegehalt aus der Staatöfaffe zu bee 
. willigen, ni dabet fein Kent: REED, 

‚ Tondern dte beſondern Unſtaͤnbe ſoilen grihbgen deraruminiiad 

— Das ‚Ser Bezeichnet ganz genau’ Pelche tere 
u. Bet Berechnung, der Länge ber Dieuftzeiti:Berrachtesunduütlt 

„dürfen Es iſt namlich ansgeicloffen::. 1) Die. inrinikiehnnke 

insbe, Stellen zugebrachte Zaltız a), bie von einem Dimen den 

a fruͤher wegen eines Fehlers entlaſſen, allein ſpaͤter wieder;ans; 

geſtellt worden war, vor dieſer erſten Entlaſſung im Dienſte 
ugebrachten Periode; 3) die Zeit auswaͤrtiger D Dienſten wenn 
"nicht ein befonderer Vertrag es anders beftimmt, f. Dienft 

Toragım. $. 27.  Dieie letztere Beſtimmung trifft übrigeng 

— diejenigen Diener nicht, welche von Württemberg bei den Ge— 

vletévergroͤßerungen feit dem J. 1803 übernommen worden find. 

Bei diefen tie zu unterſcheiden, ob fie in Folge des Reichsbe— 

. yutationstecefles von 1803, oder in Folge eines fpätern Ber: 

tcrages unter Winttemberg kamen. Hinſichtlich der erfkeräw? 

:-perordnet ‚dep $, 59 ber ebengenaumten Urunde ab”, [one 

der. nege Laudesherr einen oder den andern Diener gar ſnichtel 
in Dienſten zu bebalten gedenken, demſelben feine geygſttaSey 
foldung lebenslaͤnglich verblelbe⸗; dabel iſt noch beglumt daß 
ir Lie erregen Emolumente! ethe Bergätung. zu le 

gast WW Bölbe Meter vdllerrechttlchen Berti ee 
Sem nun Wu der Dtfen ſuer agin. bie Vaningeinenn 


*1 
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On Vlenern, bei uni keleglecheketunhe ihre 
N gacze Beſoldung als Henſtonen unvetkaͤrlt vleiben foffe, auch 


60. 


"wein ihte Dlenſtſahre fie noch nicht dau verechtigen wuͤrden, 


oder die Summe das itzige wuͤrtt. gen onsmasimum "übers 


 Tüege. Mehr als zweifeihaft iſt die Frage, vb auch dlejenl⸗ 
gen, welche ihre Yenfionteung nach ſu ch en, ein ſolches Recht 
haben? Aus den Worten des Geſetes ihr ſic ein ſolches 


= Recht wohl nicht ableiten, obglelch die Villigkelt es allerdings 


hnen zuſpricht. Auf die Familien ſolcher Diener bat übrigens 
„hiefes Reichsgeſetz feine Wuͤrkung; diefe werben jeben Falls 
fowoht hinfihtlih des Rechtes überhaupt als. ber Größe der 
Penſionen lediglich nach den neuen wuͤrtt. Gefetzen. behandelt, 
f. ein (ungedr.) Ausſchreiben der Regirung des Jartkreiſes 
vom ofen Mai 1822. — Was nun aber bie durch Tritere Län: 
dererwerbungen in den wuͤrtt. Staatsdienſt gefommenen Die: 
ner betrifft, fo ift vor allem zu bemerken, daß der $. 27 der 
Dienitpragm. geftattet, daß diejenige Dienfizeit beruͤcſich⸗ 
tigt werde, welche ſie unter der vorigen Regirung des erwor⸗ 
benen Landestheiles surddgelegt haben. Dieſe unfiere Be⸗ 
ſtimmung, uͤber deren Sinn auch die ſtaͤndiſchen Vethandlun⸗ 
gen keinen Aufſchluß geben, laͤt nun aber eine mehrfache 
Auslegung zu. Entweder kann ſie ſo viel heißen es werde 
jede frühere Dienftzeit gerechnet, ſelbſt wenn ſte nach den 
damaligen Geſetzen tein Recht auf Penfie on gegeben babe: 
eine folhe Auslegung widerfpricht aber wohl dem ganzen Gei⸗ 
ſte der Dienſtpragmatik. Zweitens kann der Sinn ſo ausge⸗ 
legt werden, nur die ſchon unter der fruͤhern Herrſchaft jur 
Venſi ion berechtigenden Aemter werben berechnet, biefe dann 


— aber auch alle, ſelbſt wenn ſie nach der itigen wuͤrtt. Geſetz⸗ 


gebung nicht berechtigten. Endlich britteng fann ‚angengmmen 
“werben, dad Geſetz wolle feine Beſtimmungen nach der Ana⸗ 


= ‚logie rüdwärts anwenden und fomit nur yon ſolchen frägern 


Stellen reden, die nach der isigen wuͤrtt. Oefengebung, und 
"alte namentlich nach der Dienfipragmarik ſelbſt denſi onsfählg 
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77 72 7 Ih⸗ er Berätfihtigg as habel den Umſtaud wicht, 
ob ſie ſruͤhtr den diefeiben Rechte gegeben haben, ſo daß alfo 
3. B. ein ehemaliges Richteramt, ‚and wenn bemgig ‚Feine 
Penſi onberechtfgung damit verbunden. war, bod itzt gerechnet 
wärde. Viertens endlich ließe fi fi ch annehmen, das Geſetz fordere 
Sowohl. ‚ fenkere, als ipige: Beregtigung, fo daß alſo auf der 
einen Seite ale diejenigen Aemter außer Berechnung gelaſſen 
wuͤrden, welve zwar fruͤher zu einer Yenfion berechtigten, ist 
aber nicht mer, auf det andern Seite aber alle diejenigen, 
weiche zwar ist berechtigen, damals aber nicht. — Die Negfs 
rung hat fih für die legte, dem übernommenen Staatsdiener 
nachtheiligfte, Auslegung erklärt. Es it mimlih — ſ. den 
‚ oben erwähnten Regirungs⸗ Erlaß — ausgeſprochen, vor allem 
ſelen ſpecielle Zuſicherungen zu achten; ſodann allgemeine Be⸗ 
ſtimmungen von Staatsvertraͤgen (welche aber, wenigſtens ſo 


weit fie bekannt find, nichts über biefe Frage enfpalten); feh⸗ 


„ten auch dieſe, ſo gelte der Grundſatz, erft durch wartt cubers 
bul gabeẽ der Diener ein beſtimmtes Recht auf Penflioͤnltung ers 
— worben, und“tonne alfo Yeine Werften don eidem Anitt-vexs 
e Tangen, dad ist nit dazu berechtigt ;: wornlt bein (fideres 

ö Nachrichten sufolge ) ber Geheimerath den zweiten Gtüundſat 
verbindet, dag ein früger nicht zur Yenflon berechtizeudes Amt 
ist — wenn es gleich nach wirft. Geſetze berechtigte auch 
nicht in Berechnung genommen werben au | — 

5 ueber das ganze Penſions⸗Weſen f. das ate Kay. der Dienft: 
U pragmatit. — Die vom Staate für diefen Zweck auszugebende 
*.Summe beträgt nach dem @tat von 1830 735,000 fl. Ei— 
"gend der bekannten englifhen Einrichtung nachgeahmten Vor— 
a flag zur Umortifatlon der Perfiond- Ausgabe, der aber von 
ei der Et. Derf. nit angenommen murde, f. Verh. der K. d. 
A. 1827, 5.1, S. 119 und ates a. o. Beil. H., Abthl. 2, ©. 232. 
'g Dien ftyragm. 6. 245 V. O. vom ıöten April 1822, $. 6, 
— 2.178 S. 291. Die im erften Augenblicke auffallende Penflo- 


ei "yirung einde Qulescenten hat fit den Tegterh nicht nur 
dltansun SE 
\ 
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"RER der Gehfie : feines Unuhenehuited AIntetoſa fon- 
Ban auch deßhalb, weil er nun mid Siche zegen feinen Wil: 
Ih in den astiven Dienſt gerufen werden Zemn. Zu 


2 


6, 166% 
“ Die Rechte der pinterinfuen Bemitie yes 
— Beamten. | 


— ——— 


RR —*2 Billigkeits⸗ und Alugheits⸗ Ruͤckſichten, 
wagen eher dem vom Amte ohne Verſchulden abgekonime · 
SUpIPIE: eis Mauhegehalt bewilligt iſt, forgt das Geſetz 
— ſeint binterlaſſene Familie, namlich für feine Witt⸗ 
Mine ehelichen leiblichen Kinder. Doch iſt auch 
wi ein Anterfchied zwiſchen den Staatsdienern im 
Sinne. der Perf. Url. und dem nieder dffentliden Dienern. 
; Die. Samikien der Letztern haben feinen rechtlichen Au⸗ 
eruh anf ·Uxterſtutzuug: jedoch follen die, beſondern Umftäns 
. derſelben Gerbiifinsigt..werben durch Unterſtuͤtzung nah 
am ı Gamberiber Bieftigkct une —— bei der 
= 3), 
Wrkommeneẽ gechr äh M iden —*— KFa⸗ 
milien bir Staatéblener ätgeräumt 2). Bit Unteiſttcttung, 
welche benſelben aus ber Siaatelafſe zuiſtchr, BEER: 


cher Urt: 

1. Der Sterbe⸗Nachgehalt. Er beRcht aus dem 
auf die nächften 45 Tage nad) dem Tobdestage des Oleners 
Ja berechnenden Theile feiner Beſoldung, Penflon oder feines 
Duiefcentengehaltes, und wird in jevem Falle ausbezahlt, 
ohne Ruͤcſicht auf die Zahl der Hinterbliebnen oder der Dienſt⸗ 
jahre des Verſtorbenen. Gelbft die Berlaffenfhafte: Muffe yet 
Anſpauch darauf, wenn ber Verftorbene fo iwanig Vermbgen 

hinter⸗ 
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ra; vi ——— hit Sei 

tn ne 5 
9. Die Wrtichk — vi wr time Niere 

bei iſt zu bemerken: " 

8 Der An un, iſt begrönbe, gleidpoiet vB fi der Ber. 
"forbene zur gein feines Lodes "int activen Dienſte, im 
Quieſcenten⸗, vder ſelbſt im Penſions⸗ Stande befand. 

"War jedoch gegen ihri zu diefer Zeit "Kind Thon ſpruch⸗ 

"reife Unterſuchung wegen Dienftfehler oder gemeiner Ver⸗ 
‚geben anhängig, welche ihm Entziehung des She 
vver Zurlickfetzung zuziehen konnde, ſo iſt die Ali: 

a dung döon dem zuſtaͤndigen Gerichte erſt cch Ir Jaceũ. 

na er für ſchuldig erklaͤrt, fo verliert Im etſten Jalle 

"auch die Wittwe allen Auſpruch auf Penſion, im yInden 

ar jene Falle iſt nur Ber Gehalt der getingeren Stelle, auf 

ar ie er zutaickgeſetzt worden waͤre, in Berechuung zu neh- 
idau men. Selbſtmord nimmt das Meht dar dänti, wenn 

"2:08 vorgenommen wurbe, * fi eine leise, zu 
entziehen “. 

b. Die Wittwe hat keinen Anſpruch, wenn eine Eheſchei⸗ 
vung, Bicheigkrir⸗Erklaͤrung der Ehe, ober beſtaͤndige 
Scheidung von Tiſch und Bert ausgeſprochen war *). 
& Ebenſo verliert ſie die ſchen bewilligte Penflon, wenn 
fie felbft wegen eines gemeinen Vergehens zu einer mehr 
* dreimonatlichen Freiheitsſtrafe verurtheilt wird 6). 
Im Falle einer Wiederverheurathung erlöfcht die Pen⸗ 
—* 7), und leſ auch nicht wieder auf, wenn bie heue 
Ehe durch Tod us ſ. w. getrennt würde. 

2 Die Größe der Penſion berechnet fi ch lediglich nach der 

-  Penfion, welche bet verſtorbene Ehegatte felbft im’ Yılz 
genblicde ſeines Todes in Anſpruch zu “nehme” gthatt 

Mohl Staatsrecht IL 47 
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. ‚zpätte (fe hlarber dem vorhergehenden 6.), woraus Das 
sı., Alfa wantentlich folgt, daß die Wittwe eines nach nicht 
.,s aan Jahre ‚dienenden Beamten gar Feine Yufpräche 
da, jedoch hat theils die Totalſumme der Penfom dee 
5. WBerftorbenen, theils bedeutende Altersverſchiedenheit zwis 
255 ſtchen den Ehegatten Einfluß auf die Groͤße der Witte 
r,:wensfenfion 8). Die längere oder Türzere Dauer der 
3 Ehe ift dagegen von keinem Einfluße; ebenfo wenig ber 
-; Beſitz eigenen Vermögens, oder die allenfalfige Theilnah⸗ 
mem Privat = Witlwenanflalten. 
::L Die MWitrwens Penfionen dürfen nicht im Auslande ver⸗ 
nsorgehrh werden, außer mit befonderer Erlaubuiß und ges 
Ss Abzug von 10 Procenten, weldye ——— 
snunzafalken 9). 
ig. Me Stoatskaſſe zahlt alle Wittwens@ehalte — jedoch 
bat jeder Staatsdiener, (auch ber unverheurathete oder 
verwittwete) 20) zweierlei Beiträge zu leiſten. Einmal 
z. Namlich als Einlage bei ſeiner Anſtellung, fo wie bei 
‚, jeder nachfolgenden Gehaltsvermehrung, & der erhaltenen 
N Wrfngug; ‚zweitens zwei Procente des Gehaltes jaͤhr⸗ 
u, lich, welcher Abzug au den Quiefcirten und Penfjonirs 
4 „ten gemacht wird 12). Bon biefen Beiträgen wirb bie 


eine Hälfte zum laufenden Dienfte verwendet, bie qus 


‚dere Hälfte wird Fapitalifirt, bis fie (und ihre ebenfalls 
angelegten Zinfed, Zinfen) fo weit augewachſen ift, daß 


alle Witwen s und Waifens Penfionen aus ihren eige⸗ 
nen Einkünften beftritten werben kdunen. Jäprlich wird 


"Dffentlihe Rechnung abgelegt "?). a 

8. Dir jährlihen Penfiomen ber Waifen ciurs 
Staat edieners. ES Hat nämlich jedes eheliche und leibliche 
Kind eines verſterbenen Boamuen (unter den oben 2, b, ans 


9 
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gegcheuen MWorausichungen) bie zum volliubäten 18 Badıe 
eine Peuſton zu fordern, welche aus J ver Wöltkvnmpähfion 
beſtebt wenn cine Wirrwe vorhanden iſt Cgleichviel dB die 
leibliche Mutter oder eine Gtiefs Mutter), dns 4 derſelben 
aber, wenn der Vater Feine Wittwe hinterfäßt, oder. diefe 
ſtirbt oder wieder heurathet. Diefe Penflon boͤrt auch vor 
dem genannten Fahre auf, wenn eine Tochter ſich verhen⸗ 
rathet, oder ein Kind unentgeldlich in eine Gtaatsanflalı anf 
genommen wird. Übenfo zur Strafe,_ wenn ein Mind zu 
mehr als dreimonatlicher Freiheitsſtrafe verurtheilt uirben Dei 
einem Abzuge wegen Mtersuugleichheit der Wilke solid Den 
Kindern vie volle Perflon derſelben in Bercdisungiiighom- 
men, Die Unterftägung bauen durch Gnade deß Aniges 
auch Abet dieſe Periode hinaus fort, wenn ein Kind ganz 
gewerbsunfaͤbig, und durch audere Mittel‘ er Ar 
Beraten wäre 2 


X Dienftpragm atit, . c5—. 

2) In den fräpern Rogiruugs⸗Perloden war Auf Hier kein fehlt, 
anſpruch, ſondern nur freiwillige Gnade des Megenten- in 
Met raͤumte uerſt ein DRS Gbict IX: vom Te. Ne. 1817. 
Aum Worfafungtpunctẽ ſugar ditzelt · dieſes edit 5: 50 ber 

Baau./ dniqh iwelchen abrigens bie materiellen Vorfqhriften bes 
Eictea nicot. heſtoclat verden wählte, ſ. Werd. vom 1819, 
A Dir, 26 wurden Aſeſelben. dann auch wirkii ſchon 
©. aufDem.erhen Brabtage anfep. feßenfeit in dem⸗ du⸗ gipkct Im 
requutien Huncten abaͤnderndan / Stan Gay: ber ‚Ditukpngane: 
tit, $. 32— 48. ginen ſehr ausführtigen Commifisngseriät 
hierüber T. Berk. 1881, H. 1, Boil. S. ı fü, Derfeibe roh 
fh gegen bie Beſtimmungen des Geſetzentwurfes aus, Mn: 
bdem ei durch Schr weitiäufige Rechunnzen und Ruth Weifpiele 
vor Praͤ vat⸗ Wittwenlaften zu bameifse ſuchte, Die Ginlas 
— a re 
17. 
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„m ven. : :& San dDiefe Dieinung Zauz ununterfadht: bletben, 


- tube Aeın Geihtöpunt, von dem fie ausgeht, voͤllig fehlge⸗ 
griffen MR. Es Handelt fi hier bei ber Beruhigung bes 
Staatsdieners über das Loos feiner hinterlafnen Familie von 
einer politifhen Maasregel, für welche ber Staat. aud 
fort umd fort Geld» Opfer bringen kaun und darf, nicht von 
einem Rechnungs - Erempel. 


9 ©. Dienfipragm. $. 33, 
") Dat. $. 32 und 38. 
9) Daſ. 9. 35 


I) Dal. 36.— Es fraͤgt A, sr te Anſpruch 4 Grafen 


« 
( 


auch in dem Falle wegfält, wenn ‚Big-igige Wittwe bei Le b⸗ 


gelten ihres Ehemannes ‚zu ‚einer ſolchen Sreipeitäffrafe, vers 


3.! 


urtheilt wurde? Der politiſche Grund des Geſetzes fänbe zwar 
wohl auch bier feine Anwendung; allein, da baffelbe diefen Fall 


nicht, erwähnt, fo wird doch eine weltere Sttafbeitimmmung 


ulcht, hinein, ‚gelegt werben —— 
2 D te n troragm. 9. 37. 0... Zn 
"us st. $. 39° 46 und 41. — unbilllg ſcheint dte erwäghte Bes 


ghauu⸗ daß die Wittwe eines noch nicht neun Jaͤhre Dies 
nenden Wedthfen gar keine Penſion erhaͤlt, (eben ſo dle Rin⸗ 
bder nicht): Ver für ſte gerade, welche in ber Regel nnerzos. 


J — *23———— und’ loch Wenige: Getegenheik Yang? Vermd⸗ 


gen gie Lrwerben, iſt der Tod des HausvatersAbppelt bruckend. 


uf Wiederverheurathung darf in ſolchen Fatter namentlich 
wenig gerechnet werben. Leichter vielleicht wirde ſich die um⸗ 
gekehrte Beſrimmung bertheidigen laſſen, wenn naͤmlich mit 


der Sahl ber Dienſtiahre, d. h. mit der Länge ber Moͤglich⸗ 
keit etwas zuruͤczulegen, bie Penflonsquste abnähme. Nah 
der itzigen Einrichtung ſteigt fie im umgekehrten Verhaͤltniſſe 
gar Dringiigkeit-und zur wahrfcheinlihen Daner des Beduͤrf⸗ 


niſſes. — Zu bedauern iſt daher, Daß der Vorſchlag der St. 
Verſ. (H. 19, Beil S. 1620) auch ſolchen Famillen Peuflonen 
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zu bewilligen, wenn ſie die Eintage ben noch fehlenden Jahre 
doppelt entrichten wien, von der Regirung nit ıgemons 
men wurde, ſ. daf. H. 20. Bell. & 1857, — MWas bie Pens 
fionsſumme betrifft, fo erhält die Wittwe in der Regel 1 der 
Yenfion des verftorbenen Gatten ; jedoch nimmt dieſe Quote 
ab, ſobald feine. Penfion über 1000 fl. geftiegen wäre; vom 
beim Mehrbetrage zwiſchen 1000 und 1800 fl. erhält fie.nır 
15 von dem noch höhern Betrage gay nur u, fo daß alſo 
3. 3. wenn die Penſion bes Mannes 3000 fl. beträgt bie Mitt: 
we erhält: 250 -+ 100 + 150 = 500 fl. Das Edict von 1817 
tauntg diefe ftufenwelfe Abnahme nicht, ſeadern verwinlgte 
jeder Wittwe 2 der Penfion Ihres Gatten, ſ. Ark. 8, B. Wr: 
felben. Bel der Wittwe eines Geheimrathes konruit bier, ' 
alfo ohne Ruͤckſicht auf die Länge feiner Dienkiäfte) die in 
$. 527. der V. U. feftgefegte Summe In Berebnung/!Niguatfo 
bei einem Minifter 4000 fl., bei einem andern Mikegklede bie 
Hälfte feiner Beſoldung. — Durch die Verfhfedeiheit Hd& al⸗ 
ters werden die Wittwen⸗ Penfionen in folgenden Vethaͤltniſ⸗ 
fen vermindert: bis zu einem Unterſchiede von 18 Jahren er: 
Hit die Witte die ganze Penſion; ift fie aber 18 23 Jabr 
jäuger als ihr Ehegatte, fo wird ihr 4 abgezogen; ‚bei | 92,26 
Jahren 3; bei 26 — 30 Jahren 4; bei 30— 34 Jahres; 3 bei 
34— 38 Jahren g5 iſt fie mehr alt 38 Jahre jünger, ſo er⸗ 
Kit fie gar feine Peuſion. Eine ſolche Beſtimmung war plel: 
leicht noshwendig, um. Speculatlonen auf Verforgung durch 
bie Staatelaſſe abzuwenden: allein in einzelnen zaͤllen gann 
anch hier die fo eben angeheutete Unbilligkelt elutgefen. 


9) Dienfiyragm.S. 41. ten 

19) Segen biefe zwangsmäßige Theilnahme, namentlich auch 
ſolcher, welche nit einmal Familie haben, laͤßt fih aus 
den Sefihtspuncten des Rechts und der Billlgkeit allerdings 
manches einwenden; allein bie Klugheit rechtfertigt vieNeicht 
dennoch dieſen Zwang, weil fonft unvorſichtige und ſchlechte 
Haushätter Ihrer idigen oder kanftigen Familie eine Huͤlfe ent⸗ 
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Aehen tonaten, gegen welche das Opfer in keinen Betracht 
kommt. Jedenfals ungerecht erſcheint aber bie Beſtinnuung 
des Sefedes vom 30. März 1828 über die Berhältuiffe der 
„ ‚Bpiperfitätiehrer, welche den Yenfionsbeitrag auch den Pros 
feſſeren ber kathollſchen Theolosie auflegt, alte Männern, 
velche geſetzlich keine Famllle hinterlaſſen koͤngen. | 

11) Dienfkpragm. 6. 41. — Nach dem Edicte vom 1817 wurbe 
nur Ein Procent bezahlt. 


12) Dienfipregm. $. 42 und 43. nähere Vorſchriften uͤber dem 
Einzug diefer Beiträge giebt die V. O. von 16. April 1822, 
$.13, RbL. ©. 203 fo.; vergl. ferner noch die Inſtruction über 
diefen Gegenſtand, vom 20. Aug. 1822, 6 ©. FL — Die lekte & 
Öffentlihe Mechnung über den Penſionsfond iſt enthalten im 
RHL No.9, von 1831. Ste begreift das Etatsjahr 1823, 

"und Ihr zufolge war der Stand ber Kaffe am 1. Jull 1830: 
341,553 fl. 40 kr.; bie Beiträge ber (1715) beitragenden Staats: 
hiener machten 44,424 fl. 58 fr. wovon alfo bie Hälfte den 
Fonds zufiel, außer noch 11,578 fl. Binfen aus früher ſchon 
angelegten Kapitalien. Die Ausgaben au Sterbenachgehalten 
und Wirtwen: und Walfen-Penfionen betrugen 64,569 fl. 44 Mr. 

bärfte alfo eine Reihe von vielen Jahren hingehen, 

der Yenfionsfond ohne Belhuͤlfe von ber Staatskaſſe 
= Ausgaben zu decken im Stande iſt. Die Zahl der Witt⸗ 
wen war 734, bie der Waiſen 413. 


13) Dienfipgragm, 9. 32 — 46. — Nah dem Ebicte von 1817 
betrug bie Walſen⸗Penſion Immer z bes Wittwen⸗Gehaltes. 
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ae FETTE 
Drittes Rapitehe immoꝰ 
LERNT. 
Die Berwaltung der einzelnen Regirihgs 


Zweige‘ 





erke Bbtpellnng 
Berwaltung ber NRedtspflege. 


% 


$ 197: * 
Allgemeine Grundſaͤtze. 


Schon fruͤher, bei der Darſtellung der Rechte bed Koͤni⸗ 
ges und der des Staatsbuͤrgers, Thl. Le. 199, By: und 328, 
find die allgemeinen Grundſaͤtze, welche verfafflindegemig 
der Verwaltung der Nechtöpflege in Wärttemberg Ju:Srun, 
de liegen muͤſſen, ausführlidy erdrtert worden: "EWtpkäg da⸗ 
her hier genuͤgen, mit einigen Morten an da" Eraviß je 
ner Unterfuchungen zu erinnern. a. 

Die Gerechtigkeit wird zwar im Namen“ —* 5 Wniges 
und unter feiner. Oberauffiht, allein völlig unghpängig von 
jedem Einfluße auf den einzelnen Sal, von den Richtercol⸗ 
legien verwaltet ?). | ne or non 

Um biefen die Nusübungen. ihrer Pflicht zu erleichtern, 

IB dem «einzelnen Dichter eim beſtimmtes Recht npf,fein Amt 
eingeräumt, fo daß er ohne nachtheilige Folgen für feine aͤuſ⸗ 
fere Lage feiner Meberzeugung in-allen Faͤllen folgen Tann ?). 

Nur vor den gefeßlich beftimmten Gerichtöftellen kann - 
der Staatsbürger in bürgerlichen und in Straf⸗Sachen ge- 
sichtet werben; und es darf ihm der Weg zum Nichter nicht 
verſchloſſen werden In allen Fällen, in welchen nach allge⸗ 
meinen Srundfätzen diefer, and nicht eine Werwaltungsftelle 








964 | 
zu entſcheiden bat 3). Für Alle ift das Geſetz gleich, und 
die Urtheile bes Richters beduͤrfen Feiner Baſtäͤttigung von 
Seiten des Staatsoberhauptes. Diefem ſteht mir Rhegtabir 
gung. und Npelitien in GStraffachen zu P)sae ug Ichin sh... 
Diefe Unabhängigkeit der Richter voriintehrlungen 
ber Staatögewalt geht aber natuͤrlich nid, feskudituiiefnger 
keine Oberanfficht Aber ihre Gefchäftsfährumgukine Möglich» 
keit fie zur Einhaltung ihrer Pflicht zurmbikigun vorhandan 
wäre aafondern es ſteht allerdings dem MAuge masRecht zu, 
nicht Mar eigentliche Rechtsverletzungen Berichten milerſu⸗ 
chen und zur Strafe bringen zu laſſen, ſondernnauch: ben 
Gerichten ihre Geſchaͤftkordnung vorzuſchreiben, und, fuͤr Eine 
haltung derſelben zu forgen 3).. u 2 Nor man 
Kinfiptli der Anwendung“ diefer leitandean Qeundfaͤtze 
anf die Staaisperwaltung im Einzelnen iſ wohl zu zunter⸗ 
ſcheiden zwiſchen denjenigen Nichter- Mehdrden, swriche dam. 
Juſtitz⸗ Minifterium untergedrdnet, nnd derjenigen⸗ melcha 
— wenigſtens fuͤr itzt noch — der Oberapffiäkrdaffglhen eutzoe⸗ 
gen ſind. . HH ÄNS on ER mil r 
Was bie erſtern beirifftundaunmdre 9 mgsscaht;. nicht. 
guerfeunen zu wollen, ı bafi.dens, Grundſaͤtza ibter amellchan 
Thätigkeit, wirklich zu Geumde- liegen. Moſlegialitaͤt and: hznr 
ſtanzeufolge der Gierichröftellen. iſt uͤberall, ahergeſtellf; jede 
derſelben iſt innerhalb ihres Seſchaͤftskreiſes upgahängig, ihre: 
Mitglieder ‚And gegen willkuͤptiche Emtgentzithungen geſchützt. 
und nur eigene Schwaͤche und Pflichtvergeſſenbeit kouute eii- 
ſolches Gericht zur Befolgung verfuſſungswidiger Wefehle 
bewegen, Iſt es daher vielleſcht auch. moͤglicheuda oder dort 
eine Verbeſſetrung, eine folgenechtere Auwendingoder lritenden 
Grundſaͤtze anf das Einzelge, oder. dieuErlaffongueiner .läftig 
gen horn gu wuͤnſchen; fo iſt doch john: Falle dieſes ganz 
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ESyſtem von Nichterſtellen dem Geiſte und den einzelnen Men 
ſtimmungen der Verfaffung: gemäß eingerichet. 
Nicht fo verhält es fich bei denjenigen Nichterftellen, 
welche nicht zu dem Complere des uftig » Drpanterkuntd: Yo 
hören, und welche theils, obgleich eigentliche Girichte⸗ aus 
beren Minifterien untergeorbnet, theils zunaͤchſt VBerwaltiigs⸗ 
ſtellen find, welchen ein einzelner Theil der Gerichtöbarkeit, 
namentlich Gtrafgerich söharkeit, Übertragen ift, ( ihre.Aufs 
zaͤhlung und ihren Würkungskkeis unten in $. 175). wer Rad, - 
auch fe von den Geſetzen als Michter beflimmt, und es 
möchte ſomit ſcheinen, als ibane ihr Daſeyn nieht aus Brän- 
dem des ppfitiven Rechts angegriffen werben. Allein wenn 
man bedenkt, daß bie Verf, Urk. ihre Forderungen hinflcht⸗ 
Kb der Unabhängigkeit der Gerichte und der Unabſetzbarkeit 
der einzelnen Richter ganz allgemein aufftellt, wenn auf der 
andern Seite zugegeben werben muß, daß diele Forderungen 
bei dem meiften der unter diefe Klaſſe gehörigen Gerichte gar 
wicht vollzogen werden Tonnen, fi es — wie bei ben Mir 
litaͤrgerichten wegen ber Art ihrer Zufammenfegung, fe . 
es — wie bei den Verwaltungsſtellen — wegen ihrer Daupts 
dgenfcaft, fo muß man zugeben, daß Veſe Berichte. dem 
Sinne ber Berfäflung gerade zumwibgslaufen. Ede dieſe 
Mebens Gerichte aufhören, Tann ‚wicht behauptet werden, daß. 
dem Staatsbürger alle die Rechte in der Meklichkeit einge: 
räumt ſeien, welche die Verfaſſung ihm. bewilligt, 6 lange 
iR die. Verfaffung durch bie Verwaltung aufgehoben. Nur 
die gänzliche nNumdglichkeit, Die Beflimmungen bei; Grund. 
gefeßed in einem befimmten Falle anzuwenden, Tann als 
eine zureichende Entfchnlbigung gelten; eine ſolche Unmoͤg⸗ 
lichkeit moͤchte aber nur bei den Militärs®erichten in gewifs 
fer Beziehung erwiefen. werben kdunen. Namentlich iſt durch⸗ 
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und nörnemdig, DaB: die Sctafgewalt der Wertinftähgäftelten 
aufbdre:"" RE WERE RE ſud hr Wutih> 
— VE Reffort berrlngegelffeneir ur Hein 
oder groß iſt, varauf Tal“ "eh anföttıhen," * ft von 
dem Brandfähe bie Kebe; ber Staätähärger ‚Finn auch fors 
dern im Kleinen, nad | den ‚Befimmungen, des, runbgefches 
behandelt zm., weaden, J itehtigens iſt der Begriff. der Unbes 
bentenbdeit..barbang aylativ,..nub ſteht die Heuftheilaag nur 
dem babei Betheiligten 34.7 : Mas maͤhne whdt Ih. ohne 
eine ſolche Strafgemaltider. Poltzeiv und Fruanſtellen eine 
kraͤftige Berka: inimbähihuse Sb "bie - Pehnfbfiiche 
Berwaltung hd Radjura,: vol die Pollze ſich Wk die 
Gerichie wendei ig ihhe dene Debertretung Gefetze 
vorkommt ? Die Ileſte Boguemlichkeit der — — 
lich kana 6 watärtih) mh weniger verneidigen "geg 
Vorwurf, der  Derfaffui un 3577 noch — * a 
wenn gar keine — wären, nnd. dis Ders 
waltungsftchhen Immer. und Absralt. tina duͤrften, mas bie 
Zaune des Yugenblickep. cinobe. m Die Daft: iſt doch ſouſt 
eiferfüchtig ‚genug auf · die Wertkeibigung ihres Geſchaͤftekrei⸗ 
ſes; bier iſt eine Stlegenbeinznnuad ſagar eine Werkimbikchkeit, 
denſelben bedeutend‘ zu erweitern: XI au. ron 
—4 rn Dre 1 55T 1 Be er lie ve Bla: EEE 
1) ©. oben Kl I. Ge re Ne = BER F 
2) Def. ©. 201 fg. IE SER 
3) Daſ. 6. 3619. = ö ng aa 
0 S. daſ. S. 203 ſo. — Rachttäglich iſt hier acch ji Hehlerten, 
welche Perſonen nach den wuͤrtt. Geſeten deg der. Juli gdic⸗ 
tion des gewönlicen Richters befreit ſind, md‘ ſomit eis 
nen zwar geſetzlichen, aber doch auſsnahmẽweiſen wVerichteſtand 
erhalten haben. unmittelbar unter dem Obertribunale f fteben: 
die Mitglieder des koͤnigl. Haufes. Unter die Kreis⸗Gerichts⸗ 
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| 207 | 
pöfe:mumäbteiber, alfo mitt Muokpinf der Dbetamtsgericte, 


Ib die Exeniten erfier Kiaſſe, mämtih: der Flocus, 


‚bie, Krone und. Hof> Domänen; bie Staundesherren wad die 


Aitterſchaft; die ſtandesherrlichen und ritterfhaftlihen imma⸗ 


j trifulieten Güter; alle Staatsdiener In beu erften ſechs Rang⸗ 
Alaſſen und ihre Wittwen und Kader, fo Lange fie feinen eignen 


Geritöftand erworben haben; die unter den Miniſterlen oder 
Landescolleglen unmittelbar ftehenden Korporatiowen. Unmittel⸗ 


a eramtsgerihte, alfo mılt Ausſchlut der Ges 
. hehtehigdrnen, find geſteit bie Exremten zweiter Klaſſe, d. h. 
:. ei wigcher Meierechte Haben, ohne zu ben Exemten erſter 
Wehe zugehhren, fernen‘ alle Kbrigen oͤffentlichen Diener, 
ſelqen ein, Fofkımnter Dans guet, ebenſo ipre.Mbittwen nad 
onen In lense fie keinen eignen Gerichteſtaud erwarben 


us 


ei ao 


.„s 


ee ftig-Rogelle vom 1822. 9. 1. — 6 laͤßt 
opt nieht in 3welfel sieben, daß dieſe Eremtlonen fich 
eöweos mit den Forderungen ‚ber Theorie vereinigen laſ⸗ 


88 
= fen ilh pm Geiſte der Verlafuns iuwiderlaufen. Warum 
ſon det Vorhehmere nicht! Denfeiden Richter init dem Gerin— 


geren Elke? "Ind in ſonſt alle Behörden für Alle gleich. 


2; 


Entweder Nut Ddie uͤntern Gerfätsinftanzen anf oder fie find 


es nit) reiht einzuſehen, warum irgend 
NVemudb Gin Minen andgemumusen fe Toll; Im letztern Kalle 


folgt wohl nicht die Werpfilshtung: für den Eitant, ‚bie hoͤhe⸗ 
Sen Stäube auszunehmen, fendern vielmehr die, das Schlech⸗ 
te für Alle zu verbeſſern. Warum für den ſchlechten Mann 
auch ſchlechte Juftig? Dazu kommt noch, daß es fir bie un⸗ 
teren Inſtanzen ein bedeutender Sporn, für die obern eine 


j .. bedeutende Srielhterung wäre, wenn bie Eremtionen wegfie- 


ien. „Davon gar nicht zu reden, daß es eigentlich ein ſehr 
zweifelhafter Vorzug iſt, eine Anftanz weniger zu haben, als 
Andere. — Zie Cinwendung, der württ. Staat ſel dur die 
Bundesgefeke verhindert alle Eremtionen aufzuheben, für 
die ſtandeohertlichen und fritterſchaftlichen Familien muͤſſen 
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fie bueckeahen ibisihen, auch ‚eine weitere Erſreckung bes 
Vrivilegiums mindere feine Gehaͤßigkeit, — biefe Einwenbung, 
fase ih, moͤhte Saum als. ahltig angefehen werben koͤnnen. 
Durch Verbreitung eines uebels wird baffelbe. nicht immer 
gemildert, ſondern ſehr bäufig noch verſtaͤrkt. 

O S. oben, Theil gi ge 284 9. u , 

6) Mau’ art fe mohl —RX ang: 5 ehe fo wichtige, und fo 
nahe liegenbed Frage Kt Che t zur Berathung gebracht - 
wordeuiba. "anneint'valke ANaftſdeleriſche Arbeit, kein ſtaͤndl⸗ 
ſcher Andrug befunnt, n oricht Yırlı Biere hätten, dieſe offen⸗ 

.. bare Raf me swihrigkait wagzuraͤruten. Ewig wird Aber bie 
ray: Bulle mic. agr Verwaltung geſtritten/ und ges 
. I wahehflken gihodſpz klora reis mehletiunfinnet geanz babei Aber- 

feham ln 318 Aglgens ‚wohl Saum der Bemerkung, baf 
bei.obigign Sogperuns.;bie algewalt ber „Merwaliyugsbe- 
Hürden are he ꝓ tzutheilen, nicht von ber Difckpkinar- 


Stgafge it — „ vorgefeten" stellen yder ber Eolleglal Vor⸗ 
ſt m ede tft. ‚Diefe, m rc jeden Falles bleiben, und am 
ne, deſſen Geſetzgebung auch den wer⸗ 


abi" Ahle BE auf ihr Mint ettrdämt. | 


wirt arts“ 
RAR ET: 5 DT SCART U WG RZ nm var 0e 1 ı 2 ur ai FRAU 


TUE FE Be 1 26 Su Ba yo ae Ben Zu Dun le EI 17 675 Paz . 


Erſter upshnitk 5 
Die dem Juſtiz-Miniſterium antergeorduete 
Rechtspflege, 
1) Verwaltung der bürgerlichen Rechtspflege. 
. G. 168. 
a. Freiwillige Gerihtsharkeit. 


Die Pfliht des Staates rechtöpoligeiliche Maasregeſu 
zu treffen, welche der kuͤnftigen Entftefung vom Mechtöftreis 
tigkeiten zwifchen den ‚Bürgern möglichft zuvorkommen, mit 





mie 


; 


. 
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andern orten dis: Pflicht Beflimmungenſer die WBerwal⸗ 
tung Br foren FreiwWirtget GerſchtMarkeit geben; 
erſtnt di· ihr: Geſetzgedung fh eifiem' zu "ininbenen bin 
reichinden ra Ste unteriirft na inch, fefgenst, Rechtes 
geſchaͤfte einer theile facultativen orböteniheils aber geboten 
nen, und. ‚ npibwendigen Einwärlung von, Birrimtebehörben? 
von dem Gpfihäften, weiche Gib anf Va Eoben lezteben: die 
Beibringens + Fuventarien,. :Akka »Merträgn dm. Milgemeinen, 
Einkindfchgftes Marttäge: Ahooyaen; amtn ſocchen/ welche 
ſich auf. den. Tod; begkahens: Keftiennitby RE Schen⸗ 
lungen uf den Vodeoſfall⸗ Sb Ran ten euniroſ afrorheilun⸗ 
gar); bom: ſouftigen Geſchaften Parma? uilgeitgen, le zu 
ieh he Die Euicicheuunv Ä der Mitigkeit 
mechwvendigihaden end ll a u Tauſch⸗ 
Beritikät Aber "liegende Süter, —— wenenern Schen⸗ 
kuugen "unter Lebenben, befonbers abe de pi ?is>ands 
wien; ovilttens bie — * J u walfühg ed 8, 
aller derjenigen, weiche geſt gli, aus a nicht 
befäpigt find, alſo der Minderjäßtigen, Ulnwefriden; :Wers 
ſchwender, Geiſteskrauken endlich noch die Vertheilung des 
Vermogen⸗ eines zahlungounfaͤhigen —— unter ſeine 
Glaubiger, alſo das Gantweſen. in’ fo Feine 8 — ſtreitis 
Mt. Mg: pin mumf: mi Ye eis? LLC 
— a der detſchiwdeun niit — 
Etaazhatigten hravfttogten —— if: Ingtälermans 
* abgegrängtt 
1) De Semeinderäth Abt die freiwillige Gerichte 
barkeit über alle ſeiner Jurisdiction Überhaupt unterworfe⸗ 
nen Perfonen; ebenfo Über‘ alle in dent Gemeindeberbande 
migeimdegriffenen Güter; nur einzelne Defiimmte Hands 
lungen find -ausnahmemelfe dem Oberamtegerichte borbehals 


N 
* 
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ten· Es iſt jedochhinſichtlich der Urt und Weiße ſeinler This 
tigkeit zu umterfeheiben zwiſchen den Geſchaͤften, bie er 
als Gemeinderath, Denen. melche exr, als Unterpfandäbehärbe 
beſorgt, ſolchen ferner, welcheadurch feinen beſtaͤndigen Aus⸗ 
Ku, ‚dab Wailengericht. beſgran angehen, Und — denen, 
kei. waehzhen ur die dla et Aare 
Er EEE Befaraf.. 5, vom m Geſchaͤf⸗ 
SON tde BER The 6 a Die Auffpaßme yr Aeſgamente 
2 A RT der Eoaitien. Über Ver⸗ 
Ä —2—— bi EG aben sale ‚Ryckeäge, web 
nie dan du Alameihum. gen liegenden Chriyebin, ‚ner bie 
MNuflegnng von Reallaſtte ‚hetanffen, iumer aͤhen Schen⸗ 
1.0 RE RT Fe g Werth3.von, des, Fuchicht ben 
3 a ae Mamnfmhiner endlich Hat, hey, Femein⸗ 
2 Depafkbie. Veraͤnherung, Ban. Immghilien gr, geflattem, 
ei Vextahge Ai he älkigen , ‚welche, taugen taueurri⸗ 
— nie nÄ RR Babe Digi pet wer⸗ 
Br?) sa RA RXXo mag 1° Smret.n umsoſülck 
on > ———— ‚Bade „Ans, sigen ben 
* RAR uſ Ram tgeg Fretänpefiehee und, awei bie 
yet An rhern baſteheuden , Mach briggat, der Ges 
2 1 ceweinenerh.. Digienigun Geichalte „de feriiliee Ger 
— ichtebarleit, weiche wegen, ihrer Milaͤnfigkgit oder 
2, Wa, Ela, ander Chruphe picht wohh, img Gange Ges 
>. Spipbaraahe.,beforgt. menden Rünmens ... Highimn aebbrew 
namentlich Jngenturen, Theilungen Matigcht auf Pfleg⸗ 
haften. Mt w. ı are :radldher 
‚Zur Unterfälänng, ber Aemsrindgrärke, und;tBaifene 
gerichte iſt eine cigene Klaſſe von Huͤlladeamten ben 
fiimmt, nämlih die Gerichtss und Amts-MN or 
tare ®). Bei allen. denjenigen Geſchaͤſten, welche 
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aict ohne Necht⸗· mub Geſrz⸗ Kenntniß beforgt wer⸗ 


der Binnen," find : bie Memeinde⸗Vehdeden ſchaldig 


biefelben beizuzichen;. autzerdem haben fie auch noch 


: ‚die ‚eigentlichen NetarintönBefchäfte zu beſtergen 8). 


Sy} jedem Oberamtsgerichto⸗ Bezirke beßnden ſich rin 


Gerichtanotar und cliig Atnisaotace⸗ jener iſt Staats. 


diener, dieſe ſinb nur Ar Wwirberruſſicher Eigenſchaft 


axctzeſtellt. Jeder derſeibe Kr Auer tigen Verirk, 


is welchen er die ſammalicheu wvorkoniniruden Geſchaͤfte 
zu beſorgen hat. Die eingehenben Sporuia werden 
dem Staate verrechnet; wellher bagtgeucdeuh Notar 
sinen feſten Gehalt giebt: 25 NR EUAYIÄRE 


9 als Unterpfandob ehbrde Fansiitibiri@ieeinder 


vath Bei Verpfaͤndung after‘ Gr; d eka AR. ihren 


. "Werichtsfiand vor dem Atiisgeftiätäteft’ ÄRA Mes 
nigſteas fünf Mitglieder, cinſchleßlich dee Mih ſchrei⸗ 


bers müffen Autheil ah’ SE Bere Bes 
ſchlaͤſſen nehmen; der ganze Seneinmbelach flo auch 


: Be ya Abweſenden, Tb Taliban 


Beſchtaͤſſe verunfachten Gohaden veramiberinchl Dies 
jewigen Gemeinderäte, welihe weder durch te Mathe 
ſchreiber, noch durch ein anderes taugliches Mitglieb 
das Gfeidweien beforgen laſſen Bnnen, huben auf 
Erkennmiß des Oberamtsgerichtes einen Nirtfsbes 
amteir zu waͤhlen. Jeder zur Beforgung ber freiwil⸗ 
ffgen Gerichtsbarkeit gefetzlich Ermaͤchtigte iſt hierzu 
waͤhlbar; wird der Bezirks⸗Notar dazu ernannt, ſo 


iſt er ſchuldig bie Stelle anzunehmen %), Das ganze 


Pfandweſen ift durch die Geſetzgebung der Jahre 1835 


und 1828 nach Form und Inhalt nen geordnet, und 


beruht itzt, mit aneſchiuß aller PER und all⸗ 





AI 


Sr we fer Basmdrei Grunbfägen ber 
. Oentlichkelt, :Gymiutitie: bes Pfauves and Sue 
an agheit- Der ansfiihrekcläeteng F : '7. 7 

0 Kieler rent AMiuticvainavn vub —— 
— — raue, Die. 
tülsnfü helfe: peiteriir ae edlen: rue Snfhhtäbchötbe 

yrhatrein ;. Melkinaiecinei titten 3 © 
.:.8). Im.. zweiter Wiley zurfdgeinet. DAB’ Cibpemsägericht 
8 lie Weiteren. ie Anvont⸗ Theilnuca⸗ nad Vor⸗ 
mundſchatta⸗ Sachen, und üben Recurſe in Pfandan⸗ 
. Anßerdem hat daſſelke dor Juſtification 







amtlichen, und, die. Reyjiñorn Aenınon; den Nota⸗ 
a Gefechten. Vormun dſchafts⸗Rechnungen N). 

b), In erſter Juſtanz beſorgt das Bezirks⸗Gericht theils 
— freiwillige Gerichtsbarkeit uͤber die Exemten zwei⸗ 
„ter Klaſſe (Suͤtter ſolcher Art giebt es nicht, fie 
N ſtehen entweder unter dem Gemeinderathe oder nuter 

E ‚dem Kreisgerichtshofe), theils find. einzelne beſtimmte 

Geſchaͤfte ausnahmsweiſe den Gemeinde⸗Behoͤrden ent⸗ 

gen, und dagegen ihm untergeordnet 9), 

N Als Höhere Behörden der freiwilligen Gerichtsbatkeit 
folgen aun die Rreisgerihtshdfe, und zwar. find zwei 
ihrer Semate mit folden Gefchäften . beauftragt, der Civil⸗ 
und, der Pupillen = Senat; 

Ä N De Eisils&enat- entfcheidet Aber. N feinelt 
GSeſchaͤfto kreis fallenden Gegenſtaͤnde in dreierlei In⸗ 
fangen: 

als dritte und letzte Yaflan; bei Beſchwerden und ' 

Mecurfen gegen abändernbe Berfüguugen der Ober⸗ 

amtsgerichte; 

als zweite Inſtanz bei allen Beſchwerden in Sa⸗ 

den 
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‚hen oder von Perſonen, wilde den Oberamtsge⸗ 
richten unmittelbar untengensönet find, |. oben 3, b; 
als er ſte Fuflangeauniiih Ger vor Eiru-Seuee bie 
willkubrliche Gerickeäiäänleituhber allocremien ter, 
(vamenilich ig er bis Wfmikhehbrs fhr efiibei, ) 
eben ſteht· Me ilan üben wie Areien erſter Maffe 
zu in allen. Faͤllen, par OR. 
b) Der Yapitten Senat Wand fü zwehacher @i- 
2 RL — 
als Wefflehtebehörde Aber das bei edliunchhea 
Er eg Anterpeorbnete Pllegſchafts⸗ und Ueitunge 
weſen 
er Inſtanz in wire und Vheis 
q > Tüngefadhn ber Exemten erſter Klaſſe, namentlich 
Nnfichtlich des vormundſchaftlihen Rechnungsweſens 
vderſelben; außerdem ertheilt cr Diſpenſation zum 
Teſtiten zwiſchen dem 14. und dem 16. Jahre tx). 


5 Yıs die ſezie Stufe der Behdrden für die Prävention . 
* iſt beſtellt das Obertribunal, Auch bei dieſem Ge⸗ 
fa die beiden’ obengenannten Senate in dieſer Bezies 

* fähig, ü und id zwar, re 


s) der EivileSenat ale erſte —— Kir die: Weitglie 
... DIE DB Ebmigl, Hauſes; als zweite und bezichungss 
weiſe Düte Jufanz für die Beſchwerden gegen Verfuͤ⸗ 
gungen ber Civil sSenate der Kreigerichtähßfe ; 

D)ase Abupillene Senat aber tritt ale erfte Inſtanz 

T für die. Vormundſchafts⸗ und Thellunge Sachen 
des koͤnigl. Haufes, fo wie für die in Stuttgart woh⸗ 
nenden Eremten erſter Klaffe;. als Oberauffi er 

Mohl Staatsrecht IT. 18 
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hörde aber für bie ———— der Kreisgerichts⸗ 
böfe *?). 

2) Noch giebt ed weder ein Geſetz, welches die fämmtlihen Ges 
genftände der fogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit in ein 
Ganzes brachte, noch auch ein literariſches Werk, welches ſie 
umfaſſend und vollſtaͤudig behandelte. Die Geſetzgebung f. un⸗ 
ten $. 173; die Literatur beſteht hauptſaͤchlich aus folgenden 
Schriften: Bolley,' Entwurf einer Amtsinftruction für die 

. Gerihtsnotarien Im 8. W. Stuttg. 1821, 8; Stein, über 
Sormundfchaften und Euratelen. Stuttg. 1824, 85 berfel 
be, Handbuch des wuͤrtt. Erbrechtes, Stuttg. 1827, 8.; W. 
8. Ch riſtlieb, Rechtswiſſenſchaft von Handlungen der freis 
willigen Gerichtsbarkeit, Ulm, 18255 8. (auch j. d. T. Theoret. 
pract. Handbuch, Ster Bd.). Kritiſche Bemerkungen über dieſe 
Schriften find zu finden in der ſchou Öfter angeführten Lite⸗ 
ratur von Mohl, Scheurlen und Waͤchter, ©. 25ı fe. 
Eine Ueberfiht über die amtliche Chätigkeit ber fämmtlichen 
Behörden ber freiwilligen Gerichtsbarfelt f. in Memmtn 
ger's Jahrbuͤchern, 1827, H. 2, ©. 259, und 1828, ©, 127. 
Nach derſelben waren anhaͤngig 

im J. 1827 im J. 1828 


Inventuren und Theilungen: 33,445 33,843 
Vormundſchafts⸗Rechnungen: 12,904 13,209 
Gant⸗Geſchaͤfte: 9,426 9,085 


2) Edict IV, $. 395 V. O. v. ıgten Junk 1808, die Behand⸗ 
ung der Geſchaͤfte der willkuͤrllchen Gerichtsbarkeit betreffend, 

ge 16, 17, 19, Rb l. ©, 321. 

3) Notariat s-Ed ict, vom 29ſten Ang. 1819, $. 1-5, Rbl. 
©. 5615 V. O. zur Vollziehung deſſelben, vom 2aſten Mat 
1826, Rol. ‚S. 275. ae \ 

H S. über ihre äußere Stellung oben $. 160 S. 204. 

5) Bei folgenden Geſchaͤften müffen bie Notare beigezogen 

werden: Errichtung von Beibringens-Inventarien; ebeliche Ge⸗ 
ſellſchafts⸗ und Erbſchafts⸗ Theilnngen; Solenuifirung von Vers 


t 8 


2753, 
‚ubgendrtiebergaben; Vermoͤgen⸗Unterſuchungen; Shalden-2i- 


quibationen; Fertigung von Gantrechuungen aber autverwei-⸗· 


fangen ; ſonſtige ſchwuͤrigere Schuldenverweiſungen; . Revifion 
und beziehungsweile Stellung der Vormundſchaftsrechnungen. 
— Als eigentliche Notariatse-Seihäfte im diteren Slyne koͤn⸗ 
nen dleſe Beamte vornehmen: Beglaubiguugen von Urkunden; 
Aufnahme von letzten Willeusordnungen und Vertraͤgen aller Art; 
Entwerfung von Bittſchriften; Wechſelproteſte; Iuſinuationen; 
Ergreifung des Beſitzes. Auserdem iſt ben Notaren noch die 
Fuͤhrung der Guͤter⸗Buͤcher — — Die Geſetzgebung über: 
die Notariate iſt enthalten: in dem Notariats-Edicte 
vom zgften Aug. 18195 in der V. O. über bie Bildung der 
Notariats- Bezirke vom zıftlen März 18265 in der V.O. vom 
alten Mat b. J. die Vollziehung bed IV. Edictes betref: 
fend; in der V. O. vom zoften Mat d. 3. über den Dienftans 
tritt der Notare; in der W.D. vom zöften Juli d. 3. über 
die von ben Notaren zu führenden Geſchaͤftsbuͤcher. — Dieſe 
Errichtung der Notariate gieng theils aus dem Wunſche, bie. 
Tremung ber Juftis und der Verwaltung auch In dieſer letz⸗ 
ten Juſtanz durchzuführen, theild aus den vielen Klagen über 
das Schreibereimefen, von welchen der Landtag in den J. 1815 
und 1816 ertoͤnte, hervor. Fruͤher waren naͤmlich die Ge⸗ 
ſchaͤfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit und viele Gemeinde⸗ 
Geſchaͤfte bei den Stadt- und Amts-Schreibereien vereinigt; 
ſogenaunte Subſtituten beſorgten gewoͤhnlich gegen einen Cheil 
des Ertrages die Arbeit, den andern Theil bezog der Stadt⸗ 
oder Amts-Schreiber, häufig ohne irgend eigene Bemuͤhung. 
Die Staatskaſſe gab weder eine Befoldung, noch erhielt fie 
eine Einnahme. Die beiden mwerentlihen Abweichungen der 
neueren Einrichtung find alfo die Trennung der Juſtiz⸗Geſchaͤfte 
von den Gemeindeverwaltungs : Gefhäften (welche letztere den 
Gemeluderäthen und ihren Hülfskeamten, den Verwaltungs⸗ 
Actuaren, überlaffen wurden), und die Befoldung der Beamten 
ber freiwilligen Gerichtsbarkeit dagegen aber Einzug der Spor- 
: 18.» 


— 
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teln zur Steirötafe, = No if aAbrigens: dir Ciarichtung kei⸗ 

neswegs Hanz Doekäigt; es fehlt Akhrimukıan elner Amtsin⸗ 
firuetion dei -Nötare (Bonle y srfntwinf: einer Amteknftr. 
Stuttg. 1828 M Velvat⸗Arbett), ſondernesſind ſchon wieder⸗ 
holt Antraͤge Ir” Due / Staudeverſanuniang auf, Wiederabaͤnde⸗ 
rung / nunentiſch auf Wiederverriniguiegzder Motariate und Vers 
waltungs tuariate geinacht; wordenmeFolge weicher die 
Staͤnbsroramnmlang · Ncheine ſchließliche Berathung des ganzen 
Getgeuftaudea vorbehetten bat. ©. 5. BR: Brrh ber a A. 
1830, H. 2, ©. 285 fg. 

6) S. Geſatze in Votteff der einzelnen J— 
durch Hülfsbeanste: zu leiſtenden Unterſtuͤtzung, vom 46. Aprll 
1828, Keeble SL} 329. — Die Furcht, alle Vortheile der neuen 
Pfandgeſetzgebung durch ungefhidte Hände zu Grunde geriche 
tet, vnd allen Vrivat⸗Credit vernichtet zu fehen, brachte die " 

vWeyirung zu dem Eutſchluſſe, denjenigen Gemeinderaͤthen, wel⸗ 
‚einen taugtichen Rathsſchreiber hätten, einen Huͤlfobeam⸗ 
ten beizugeben. Der Geſetzes-Entwurf erhielt jedoch in der 

St. Varſ. die wichtige Abaͤnderung, daß anſtatt der ambebingt 

dazu voryeſchlagentu Motdre »n Frei gewaͤhlte · Beamten be⸗ 

" flenid wurden. Anfaͤnglich nilligte Mic Reakmung. in dieſe Ab⸗ 
Auberung ‚mie bh Yan Beten Dt 1030, wor ſedann wach der 
Erfahrung neu beftichnst ober beſtaͤttigt erben ſollte, ſ. Verh. 
1828, ates a. o. Beil. H. S. 142. und 2213 2tes Heft 1734, 
1858, 19165 allein durch Geſetz vom ı6ten April 1830 
wurde der bisherige Zuſtand bis zum ıjten Juli 1833 verlän- 
gert, ſ. Verb, bee K. d. A., 1830, 9. 3, ©. 8445 9. 5, 
©. 1349; 57, &. 1993, 2164, 2166, 2180. 

2) Es kit hier, im Staatsrechte, nicht der Ort, die. Geſchichte 
des neuen Pfandſpſtems, feine Beſtimmungen, feine Vorzüge 
und Nachtheile auseinander zu fehen, oder bie zahlreiche — 
teratur über daſſelbe kritiſch anzuzeigen. Sum heile iſt die⸗ 
ſes geſchehen in der ſchon mehr angeführten „Literatur "6, 
188 fg. Es unterliegt keinem Zweifel, dag dieſes Vfandſpſtem 





277 


zei weitem Das wichtige Givli-@efep ſeit Wfafang des Bande 


rechtes iſt; ebenfo:ik weht iht zugeſtanden, daß bie Haupt⸗ 
einwendung gegen feine Einführung, naͤrilich bie Furcht, es 
möchten die dadurch notbhwendig werdenden Vermoͤgens Unter⸗ 
fnhungen eine allzugroße Menge van: Ganten herbeifuͤhren, 
fit nicht als. gegründet bewaͤhrte. Durch bie oben angeführte 
Beftellung van Huͤlfebeamten wird der zmeite Hauptzweifel, we 
nigſtens größtenthelled, weggeräumst.:: Su bedauern iſt nur, 
daß bie Mebaction der neuen Geſetze ‚viel zu wuͤnſchen Abrig 
laͤßt. 


V Notar.@dict, $. 343 @biet w,5. 1905 Afandgeſeß 


vom aten April 1825, Art. 239, 240, 242. 

9) Ebict IV, $. 1915 Notar. Edict, 9. 18 und 315 Ju⸗ 
ſtiznovelle, 6.1. — Die ben Oberamtsgerichtan ausnahms⸗ 
weife auch bei Nichteremten in erſter Inſtanz zugewieſenen Ge⸗ 
fhäfte find: Erkennen über Einkindſchaftavertraͤge; Entlafſun⸗ 
gen aus ber väterlihen Gewalt und Aboptionen; Mundtodts 
Erklärungen. BERGEN 

10) S. das Nähere, To wie die einzelnen hier einſchlagenden 

Geſfſetzesſtelen bei Hufnagel, Gerichtsverfaſſung ©. 487 fg- 
11) Dafeldf. — Heben: ie den Standesherrn eingeräumte 

Selbſtbeſorgung/ det freiwilligen Gerichtebarkeit In ihren Fa⸗ 
mitten; ſ. Thell I,S. 400, Ru u b. 
13) S. Hufnagel, S. 504 fa. 


? 


$. 169 
b. Streitige Gerichtöbarkeit. 


Daben die prophylactiſchen Einrichtungen des Staates 
in Weziebung anf die bürgerliche Rechtspflege dem Ausbruch 
eines Mechtöftreites. nicht verhindern können, fo iſt num dere 
felbe durch Huͤlfe der. ordentlichen Gerichte bes Staates zu 
fhlichten. Hiezu aber find folgende Einrichtungen getroffen: 

Diererlei Behörden haben, je in verſchiedenem Geſchaͤfts⸗ 


ı 
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wmfangt, vom Staate den Auftrag Ahalten,! ſolche Stratigkei⸗ 

ten zu entichelden „nämlich. : bie erſten Ortsporſteher uud bie 

Gemeinderaͤthe7 die Oberamts gerichte die Eivil⸗Senate der 

Kretegerichtshdfe, endlich der kon, Senat des Obertribungles. 
1) Die Gemeindebehoͤrden — ee 

— Jaſtiheho Wen adfguretens :-. “a. 

“a Der Dreövorand!allein, vder =. eigene Ermeffen 
Amir BZuziehung Gniger oder alker Gemeinderaͤthe, bildet 
j für alle Perſonen und Sachen, welche nicht von der 

Bir @ericptäbnrfeit: den Geureinbebebdrden befreit find (ſ. 

ichinohen Ch 267, Mote 4), das Friedensgericht, wel 

u Dh seinen gärlichen Vergleich zu derfuchen, übrigens 

| die Sache keinen Falles über zehn Tage aufzuhalten bat”). 

sd Dart Gange Gemeinderath handelt ald gericht lich⸗en t⸗ 

tunpeidenbe Behodrde in drei Füllen, einmal bei Uns 

ntngergaäkgeäischen,, zweitens hei. geringfügigen Sachen (von 

‚30, 20 oder 15 fl., wenn es nicht das ganze Vermoͤ⸗ 

, ——— iſt). drittens endlich als Compremiß⸗ 

zu men: er von den. Partheien auch; bei wichtige⸗ 
vren Sereitigkeiten dazu gewaͤhlt iſt 2). 

" © Dem Gemeinderatheliegt ob, proviſoriſche Berfügengen 
in Rechtsſtreitigkeiten in folgenden Faͤllen / zu treffen, näme 
lich zur Anlegung von Perfonals oder Real⸗Arreſt, Aufs 
nahme eines Beweifes zum ewigen Gedaͤchtniſſe, endlich 
Werbinderung vom Selbftpälfe 3). 

vd Eudlich Acht dem Gemeinderath noch ber Boltzug 

ler Rechtshülfe in allen liquiden Schulforderungen 

23 gegin nichtereimte Ortsangehoͤrige zu *). 
"2 Das Verfahren vor den Gemeindegerichten ift blos 
muͤnblich; die Wefetung derfelben und bie Gefchäftsbes 
"handlung, wie Bei allen andern Gemeindegefchäften, f. 
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8, S. 147. Mdocaten duͤrfen von 
bden Bahia nicht deige zogenntwerden. 


2) U nachſte Fuſtanz felgen nun die Oberamtoge⸗ 


richt e und ſandesherrlichen Am tog er ach te. Sie — 
die Eits Yuflig a. .. een, MEN ce 
a. in zweiter Juſtam, ——— und Com⸗ 
promiß⸗GSachen bei eingelegten · Appellativnen ober Nich⸗ 
tigtchiölkägent W: —— — ergriffenen 
VRecuts DEI 
b. Ae Inſtanz in’ allen Striſechen der: ihnen unmite 
telbar "untergeorditeten Perfoten.;: fd -wie in allen nicht 
geringfugigen Sachen der den BERN zanaͤchſt Uns 
tergeorduete; In Ä 
— endlich haben fie die Execution is Heülder Schuldforde⸗ 
" ringen, fo wie die probiſoriſchen Berfägungen in: Streit 
öſachen bei allen ihrer Gerichtebatkelt numttelbar unters 
a Perfomen )). Nci 
"Da" Berfahren vor den Oberamtsgerichten iſt. durch das 
Edict IV von 4818 und durch die: Juſtiznoveile vom Jabr 
1822 beſtimmt, und weicht von dem gemeinen dentſchen 
Proceſſe Fehr‘ VNirutend ab, Indem’: ſich beinahe ganz der 
Untirfichenge crime aiſchließt; "Die Verhandlungen find 
if ber’ Hegel mündlich; doch ſteht es jeder Patthei frei, auch 
ſchriftlich zu berhandeln; mindeſtens Eine muͤndliche Vers 
handlung kann aber nicht umgangen werden. Zu der 
Beiziehung rechtoͤgelehrter Beiſtaͤnde ſind die Streitenden nicht 
gendthigt, allein auch nicht in derſelben beſchraͤnkt. Außer 
einem Advocaten koͤnnen ſie uͤbrigens als Fuͤrſprecher auch 
ein Gemeinderaths- Mitglied aus dem Oberamtsbezirke anneh⸗ 
men. Der Richter verfährt, fobald er einmal daurch einen 
Kläger zur Thaͤtigkeit aufgefordert iſt; dom Umtswegeninach 
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ben ungweifeihaften Zwecke der Maribei; fein Erteuntar iſt 
nicht durch die fpeciellen Unträge der Strtitenden bediugt 
fondern er erleunt, was er in der Sache. smaterkel.für: echt 
finder, fofern er nur irgende im Ullgeweinen. Barum. gebeten 
ift. Die Vefchleauigung ber. Wirocffe wird darch pereigsäde 
ſche Friſten, durch Nichtappellabilitaͤt bes Beweiscrkuntniß 
ſes, weh durch: die Arnahaie des Werpihtbsiin: Falle sine 
Ungehorfame Yu befoͤrdern geſucht. Mittheilnug ber Eintfcheb 
dangsgründe iſt weſentliche Foem der Erdffaung Des Erkinuts 
niffeh I. Mpelletionen finden: gegen bie oberamtagerichs⸗ 
lichen Hugkirüche: in allen gemeintechtlichen Fällen .ftaht; . ie 
ara Urber;dhn. Oberamatögerichten fichen die Bitte 
netndrn Kreis gerichtshäfe, welche im dreilacher Eigemn 
Kae, :· an: Kuna ge 
re Naſt aua in Untergengsfachen; : . > :: His 
b. al6 zweite Juſtanz in allen bei den Oberamtegerichern 
anhängigen Rechtsſtreitigkeiten, die nach den Geſetzen 
ein‘ vl y. — das ganze Berne ber 
Parthei ansmachen, ber ihrer Natur nach nicht wohl 
AntinGSeldiſchaͤrzbat Nad, oder endlich a der Haupiſumme 
IE Ber MWeſchwerde, weit: Ausſchluß von Zitren and Koflen 
natmehrcals füufstg Sulven betragen. Ebeufo erleunien fie 
I RE Veſchwerden gegen Verfuͤgungen dir Oberamts⸗ und 
Ss s Gerichte in Exttutionsverſaͤgungen; | 

0. als Irfte Inflanz "endlich fprechen die Eli s&endte in _ 
Sacheun ver Exemten zweiter Elaffe, f. oben $.:167, No 
teilt Hirher gehdeen dann namentfi auch die zum 
VPrbeefſfe erwachfenen Lehensſtreitigkeiten, indem ber Le⸗ 
henrath ‚gar Verwaltungs⸗ und Aufſichts-Bebdrpa, näht 
aber Gericht iſt. Auch dienen die Civil⸗Senateden Kreis-⸗· 
gerichtähdfe. ale Mecielgericht-ihr dem ganzem Kreis, 
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+ Bhnıbak Waiihrandim Eivitſachew/ oo· den Recigerichts 
h fen nV Eiger che Von 
fondern halber cha map: bie Älter ct iefetigeining aꝛ nanuuc 
Ach alſocdie Ininecien (Ahr sbendälgeh Smat bes Merijuſtij | 
colegiems Haas YinBcli beibchaltenq: heine wirde ciũe WAS 
dindeng: mudeiupuſſung vesmeht cher proviſoriſchauẽ 3 
ru Rec in: Ciciiſachen bed den:: höhrnen IS) 
richten Batzt fuel; vom 2a ßehuigpesssgind 1: Dieſeun Q⸗gcit 
zu Jolge üb, deuu das Verfahrene een Teyrilidyi, amd ment 
tie Berdanbtuing Hei Vorlegang ber Mebrefigeiiier Stränden 
haͤltaiſte rahnälic Die Parthetjen In df fein ſich Kelshebet 
Meimebeiände bebituien,. . Dev Nichter ergänze bill Aäträge 
AerzEreitenpen: von Amtswegen nöchr weiber; : Ms has bie 

allgemeinen Geſetze zulaſſen. — Zwiſcheu senulatuhrtin 
erſter, und dem in der Appellatiens Than TRVILTAÄHR Ber 
m, “rin m aneil ylom Bin .d 


Yon 170.) 
———— —38 De, en page Des 

SH : tribunalek, Ta Derfplb ie HSMEITEN Darsnie 
ee Dr ala ae waohhban Dat Ans! brramths 
F ar Ant Gheriisangshranhtmnrden, und von Bed Urt 
ce find daß rgen ihrer das Oberirbunal angegangem wer⸗ 
Gi, den darf/ walche aoo⸗ſ. am Werth. betragen, paar die 
Ehre, Gerechtſame uud das ganze Vermoͤgen ciaımPars 
si thti Seiceffen; odet — wenn Die Urtheile den ‚beibpg Fuͤ⸗ 
„m Mean. Inſtaxnzin gleichlautend waren — waaο fl. 
‚A Werd htragen, vicht woßl in Geld ſchaͤtzhanmſind, 

7 Hder datz; ganze Vermdgen einer Parskei: aucwacag; 

bi zweite Inſtanz für die bei den Kreisgerichkshofewe querſt 
anzubdriugenden Sachen, : wert” fie uuch“ben oben ge⸗ 
naunten Bedingungen Überhaupt Fppekabeldtibt”--Quc 
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erkennt der Senat Aber Beſchwerden der Eremten 2ter 
Klaffe über Executiv⸗Verfuͤgungen der Kreisgerichtehbfe; 
e, die erfte Inſtanz für Klagen gegen Mitglieder des k. 
Hauſes. Auch dient der Senat. ald Wechfelgericht für 
die Stadt Stuttgart; 
d. Reviſions⸗Inſtanz endlich in Sachen, bie entweder bei 
den Gerichtshdfen oder beim Obertribunal felbft in erfter 
Juſtanz angebracht werden mußten; erftere jedoch nur 
wenn fie diefelben Bedingungen erfüllen, welche auch zu 
einer zweiten Appellation bei gleichlautenden erften und 
zweiten richterlichen Erfenntniffen erforderlich find ®). 
Ein neues Sefe für die Gefhäftsbehandlung bei’ dem 
Obertribunale giebt es nicht, fondern es werden bie Bor: 
föhriften der Suftruction fhr das ehemalige Oberappellations⸗ 
Tribunal, ſo wie analog die Vorſchriften der proviſoriſchen 
Inſtruction von 1819 angewendet 9). 


1) Ediet IV, $. 16-29. Diefe Einrihtung ber Friedendges 
richte iſt nicht mit gleicher Sonfequenz in den höfern Inſtan⸗ 
gen durchgeführt, indem In diefen zunächft nur bie Feſtſtellung 
der Streitverhältniffe zu einem Verſuche der Güte benügt wer⸗ 
den‘ ſoll, nnd Klagen gegen Exemte ıfter Klaffe werden ſomit 
Immer ohne friedensrichterlihen Verſuch an das O. A. Gericht 

gebracht. Wird dagegen ein Eremter 2ter Klaffe von einem 
Nichtexemten belangt, fo Faun leßterer ben D.U.Michter ſei⸗ 
nes ober desienigen Bezirkes, in welchem ber Beklagte wohnt, 
als Ftledensgericht anrufen. Weigert ſich der Beklagte auch 
nur elne Erklaͤrumg zu geben, fo wird dem Klaͤger der vergeblich 
elngeſchlagene Weg der Güte beſcheinigt. Es fragt fih, ob 
bei gleihem Gegenſtande fo verfhledene Einrichtungen gerecht: 
fertigt werden können. — Nach einer Tabelle in Mem- 
minger’s Jahrb. 1827, A. 2, ©. ası, beträgt bie Zahl 
der jährlich durch die Orte⸗ Friedensgerichte verhinderten Pro: 


u 
Are 
> 


Pr ’ 
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" eeffe gegen 7000; vom $ 1819 bis 1827 wurden — — 
gigkeiten auf dieſe Art beſeitiat. 

2 Edbiet IV, 5. 12 15; Verwalt. Ediet vom iſten März 
1822, $. 2. — Ueber das Verfahren in Untergangsſachen, ſ. 
insbefondere: Bemerkungen in Sofa der’s Jahrb.Bd. 11, 9. 
2, Nr. 8; ferner: Handbuch für Untergangs - Richter. Tuͤb. 
1830, 8.5 binfihtiich der Compromiß-Entſcheldungen Cungebr.) 
uf. Miniſt. Erlaß vom 16ten Der, 1825. 

3) @diet IV, $, 30-38, | 

a) Ebert IV, (. 34—385 Erecent. Gefep vom ı5ten April 
1835, Kap. 1, RbL ©. 2795 Geſſey vom zıften Mai 1828, 

Art. 51, RbL S. 3615 man vergl, noh Satt ler, Bemer⸗ 

tkungen und Zufäge zum 1V. Ebict, in Hof acers Jahrb. 
Bl, H. 3, Nr. 21. — Daß ben Standesherrn und den 
Mitgliedern des ritterſchaftlichen Adels, welche auf die Ge⸗ 

richtsbarkeit verzichten, als Surrogat das Recht, ihre“nqulden 
Gefälle durch Perſonal-Execution ſelbſt (und alſo nicht durch 
die Gemeinderaͤthe) beizutrelben bewilligt iſt, wurde ſchon oben, 
Khell I, ©. 406 nnd 424 erwähnt. 

5) Edict IV, $. 43 fg. 

6) Die Literatur über biefed, ben Oberamtsgerichten vorgelchtie⸗ 
bene Proceßverfahren ſ. unten, $. 173, Note 13. 

D) ©. de provif. Verordnung ben Rectsgang in Elvil· 
ſachen bei ben hoͤberen Gerichten betreffend, vom 22ften Set. 
1819, MdL ©. 577; vergl auch Hufnagel Gerichtsver⸗ 

faaſſungs, ©. 538 fg. 

)E. DOrganif. Wanffeft v. 1806, $. 39, Rbl. &. 65 Ins 
ſtruction fuͤt das O. Appell. Tribunal, vom sten Mai, 1806, 
Rbl. ©. 43; proviſ. V. O. von 1819; Konisl. Haus⸗ 
Gefetz von 1828, Art. 645 Executions⸗ Geſetz, Art. 95. 

9) Die Thaͤtigleit der Civll-Gerichte erſcheint nach den in dem 
vorigen varagraphen Note ı genannten Sufammenftelungen 
eis ſehr bedentend. Es war nämlich folgende Zahl von Eivile 
vproceſſen auhängig: 
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md 1824 1825 .1926 1827 1828 

beiden Bezirksgerichten 15454 15108 14828 15240 14898 

beiden Kreis. G. Hoͤken 1,514 1,493 1,305 1,445 1,514 

beim Obertribunale 551 3972 361 412 422 

$. 170 
ce. Che = Sachen. 

Wenn ſchon die Ehe auch ein. burgerlicher Vertrag iſt, 
fo tft: ſie doch nach unſeren pofitio »religidfen Grundſaͤtzen nicht 
blos ſoicher Art. Deßhalb iſt es in W. von jeher nicht fuͤr 
ſchlelich erachtet worden, die Streitigkeiten uͤber Eheſachen, 
namentlich über Eheſcheidungen, blos von dem bürgerlichen 
Richter behandeln zu laffen, fondern es find eigene gemifchte 
Gerichte zu ihrer Behandlung niedergefeßt. Uebrigens find 
ſowohl die Behörden als das Verfahren in Ehefachen vers 
ſchieden, je nachdem die betheiligten Perfonen proteftantifcher 
oder gätholifcher Religion find 7). 

1. Verfahren für Cheftreitigkeiten der Pr oteffanten 2), 

"Die Thaͤtigkeit des Staates ift hier eine. doppelte. Zu: 
erft Naͤmlich läßt er durch das gemeinſchaftliche Unteramt, 
ind Kolalın durch das gemeinfchaftliche Dberamtsgericht ein 
Verhitttungs- Verfahren eintreten, nach deſſen Miplingen 
aber, durch die Ehefenate der Gerichtshoͤfe oder des Obertris 
bunales, eine definitive Entfcheidung. 

Das gemeinfchaftliche Unteramt befteht aus dem Ortes 
geiftlihen (oder Rabbiner) und dem erſten Ortsvorſteher. 
Ihr Geſchaͤft ift lediglich DVermittlungss Verfuh. Mißlingt 
diefer, ſo wird Bericht erflattet an“ das gemeinfchaftlicye 
Dberamtögericht, welches aus dem Oberamterichter und. bem 
Delane befteht. Diefes Hat nun im Wege des Unterfu- 
chungsverfahrens bie Gründe der Ehezwiſtigkeiten zu erfors 
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ſchen, und, ſobann einen mochmaligen Verſobnungs⸗Verſuch 
zu veranflalten. In biefen ‚beiden erften Inſtauzen haben die 
Partheien felbft vor Gericht zu erfcheinen, und zwar tft die 
Unterfiößung von Beiftänden nicht geftattet. Im Falle des 
abermaligen Mißlingens werben nun bie ten mit Bericht 
dem Ehe⸗Seunate des betreffenden Gerichtshofes (oder, wenn 
bie Partheien der Stadt Stuttgart oder dem Militär ange⸗ 
hören, des Obertribunales) vorgelegK 3). 4, mm. 
‚Dieter Senat. befteht aus einem ‚der, Vorfände des Ge⸗ 
richtshofes, wier weltlichen Raͤthen und ‚giwei, Geiftichen, bb» 
heren Ranges; immer iſt einer der letztern Referent, oper Eo⸗ 
referent. Findet der Senat, daß die angebrqchte Sarhe Fei⸗ 
ne gerichtlichen Verhandlungen. bebazf, fo. ehtſcheidet er, Iutꝛ⸗ 
meg durch ein Reſcript *). Iſt dagegen. ‚sine. ‚Klage anf Ebe⸗ 
fheibung begruͤndet, fo muß ein ‚neitläufigeres Merfepgen 
eintreten. Bor. allem. kann, (und in wichtigen Aalen, RR) 
noch einmal ein Verföhnungs Verſuch vorgenommen, wer⸗ 
ben; mislingt dieſer wieder ſo werden denn nun, bej.bep ſog. 
Duafi» Defertion, d. h. der beharrlichen Meigerung- di des einen 
Ehegatten die Ebe fortzufegen, ‚die, Zwangsgrade — . Gelbe 
oder Befäugniffisafen,— angemender >), Nach ihren srfoßge 
lofen. Erſtehung, bei. dem, übrigen Klagefaͤllen aber, Ingleich 
nach Vermittlung. des lezten/ Verſoͤhnungs⸗Verſuches, wirh 
denn num endlich das eigentliche gerichtliche Verfahren erdff⸗ 
net, den Portheien wird eine Tagfahrt geſetzt, an der fi e in 
Begleitung eines Procurators perſoͤnlich vor. Gericht, . er⸗ 
fcheinen.haben. Die Procuratoren verlefen. ihre, ‚pres den 
Referenten mitgetheilten, Receſſe, und treten dann, ohne 
daß es den Betheiligten erlaubt wäre ſelbſt das Wort zu ers, 
greifen, mit denfelben wieder ab. Alsbald wird vom Ges 
richte das Urtheil gefällt, und zwar ohne daß eine Appella⸗ 
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tion oder einfache Beſchwerde an einen höhern Michter gie 
flattet wäre, Der civilrechtliche Punct bleibt: Abrigens dem 
‚gewönlichen Verfahren vor dem Givilrichter überlaffen 6), 

Noch ift zu bemerken daß diefe verfchiedenen Ehe s Bes 
börden auch noch ein Difpenfationsrecht in Ebeſachen aus zu⸗ 
uͤben haben 7). 

II. Verfahren fuͤr Eheſtreitigkeiten der Katholiken. 

Die Vermittlungs⸗Verſuche der gemeinfdaftlichen Uns 
ter⸗Aemter find bier diefelben, wie für die Proteflanten, 
auch find fie für alle katholiſchen Landestheile eingeführt. 
Was dagegen das Verfahren in zweiter Inſtanz betrifft, fo. 
ift vor Allem zu unterfcheiden zwiſchen denjenigen Landes⸗ 
sheilen, welche bie zum Presburger Frieden zu Defterreich 
- gehört hatten und allen übrigen, da nad) einem Gefek vom 13. 
Jaͤnner 1811 die Ebefachen der Katholiken wenigſtens vors 
Iäufig gerade ſo behandelt werden follen wie fie behandelt 
wurden, che Württemberg diefe kath. Landestheile erwarb. 
In den ehemals dfterreichifchen. Orten alfo wird bie Klage 
auf Scheidung von Tiih und Wett und auf Nichtigkeitsers 
Härung der Ehe lediglih von den weltlichen Gerichten, und 
zwar von den Dberamtögerichten in erfter und letzter Faflanz, 
entfchieden. In den äbrigen katholiſchen Landestheilen das 
gegen hat das gemeinfhaftliche Oberamtsgericht die Sache 
zu unterfuchen und vorzubereiten, und fie fodann, durch dem 
kathol. Kirchenrath an das bifchöflihe Ordinariat zur Ents 


fcheidung einzufenden. In Teinem von beiden Zählen haben ‘. 


alfo die Ehefenate der hoͤhern Gerichte irgend damit zu than. 
Was die Difpenfationen in Ehefachen -betrifft,.fo ſtehen 
diefelben theild den DOberämtern, theils dem Tatholifchen Kits 
chenrathe, theil® endlich dem Drdinariate zu 3). Die dlterz 
liche oder vormundſchaftliche Einwilligung zur Verehelichung 
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won Katholiken ergänzen die Civilſenate der Sreitgerihuähtfe, 
nad) Aubdrung der Partheien allein ohne Ben und 
un * 


·1) Su bemerken iſt übrigens, daß die Mesfrung, ven ber Un⸗ 
gwedmäßigteit des proteftantifhen, und der ftörenden und uns 
noͤthigen Vexſchiedenheit des Eatholifhen Eheverfahrens laͤngſt 
uͤberzeugt, eine neue Geſetzgebung einzufuͤhren geſonnen iſt. 


Dieſelbe ſoll, dem Vernehmen nach, ſchon weit vorgeſchritten 


ſeyn In der Vorbereitung. Ueber das itzige Verfahren Rein 

hardit, Eherecht für die Proteſt. in W. Stuttg. 1811. 8.; 
ferner bei Hufnagel die $$. 34, 44, 54 und 78; namentlich 
- aber auh Kapff's Repertorium für die Amtspraxis, ze Aufl. 
S. 202— 300, 


= Ebenfo wie bie Yroteſtanten ‚ werden auch bie Juden behan⸗ 


delt, nur daß in ſchwuͤrigen Faͤllen das Gutachten eines Rab⸗ 


biners eingeholt wird. — Im Falle ein Theil katholiſcher, ber 
andere aber protefantifher Religion iſt, gilt das proteft. 
Berfahren natürlih nur letzterem. Es wird jedoch auch der 


katholiſche Dekan, aber nur als Seelforger, bei den Verfäh: . 


nungs⸗Verſuchen beigezogen. Das Nähere über diefed Ders 
... haͤltniß, ſo wie über die Beiziehung entfernt wohnender De⸗ 
kane f. in folgenden Verordnungen und Geſetzen: Gen.Reſecr. 
yom 19. Gebr. 1807, Anordnung gemeinfhaftliher Oberaͤmter 

in Chefachen betreffend, RbL ©. 17; Edict IV. 5.44.;%.D. 
vom 18. Mai 1818, Rbil. &.249;5 V. O. über die Beſtimmung 
der Behoͤrden in ehegerichtlichen Sachen, vom 7. Jaͤnner 1822, 
RbL S. 6; V. O. vom 4. April 1825, die Ueberwelſung der 

Eheſachen an die Oberaͤmter betreffend, Bbl. ©. 185. 


3) S. 8.2. Ueber den Wuͤrkungskreis der gemeinſchaftlichen 
Oberaͤmter, vom 23. Ang. 1825, Rbl. ©. 457. 


4) Hieher gehört die Aufbebung von Sponfalten, die Ergänzung des 
aͤlterlichen und vormundſchaftlichen Conſenſes, die Diſpenſation 


* 
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—— er Aa mn On 
rn, 7, Brent 02 5 RR 


2 STR Syſtem · der 8wangẽgrabe7 bdet were Aber Mega | 


ver unſchuldige MEER; bet dem ferner "cin Bbdärtiger Batte, 
Me zu der Mebefuäfftte: ber&omböfenttölle‘ nicht verfteht, 


2 Wehr don Yon snmibee Selen ſelbſtdie letzte Hülfe, 


“ yo Gchethung Acht hifch nachen kaun bek welchem endlich es 
* are id jedercEh ezatten Aißeria tif, Die Eheſcheidung vom 
Genlchktzu crywitgenr ieun fie auch noch Id frloole Gründe 

SERRE He RE Eee ſage ich, iſt ſo offeabar abſurd, 
te Veryflanzng "in eine neue Sefengebumg weht fels 
3 neskegs zn fürchten tft. 

u) Mei ber Chegerichts⸗ Proceſſe betraͤgt im Durätänitte 
CE fäpertih von denen ungefähr £ durch Berröhmumg 
wieder beigelegt wird, f Memminger, Jabrbucher, 1887, 


A 


X 

7) Die gemeinſchaftlichen Oberamtsgerichte — — 
ber Rittwechegexulean z 24 von der Trarrcri kr nn 

in beftimmten Fällen; 3. zur Verheurathung in der gefchloffes 
nen Seit; 4. von der Trauung wußerbatb der Pfarrkirche; 5. 
von der ten nal aha Anseisssätian: hir Weschung einer 
feiertigen Hochzeit an einem Mondtage; 7, wegen Vernandt⸗ 
Fchaft im’ ten Wheeler, md Im ’iten Stade ungleicher 
ner ober Schwagerſchaft. —Die Che⸗Senate di⸗ 


— 


ſpenſiren: 1. von fen beel Vrotlamatlonen; %. wegen Verwandt, 


e Rufe oder Sqhnaͤgerſchaft in ben diſpenfabeln Graben, melde 
die Conwetem ber Oberaämtögerichte Aberfkelgenz'3. wegetile 
tersunglelchheit. Beſtimmte Gefuhe um Drauumgz in. Sub 
Trauerzeit find nicht ſelbſt za entſcheiden, ſondern dem Duſtia 
Miniſterium vorzulegen. Ueber alles dieſes k Belauntums 
hung bie Ehediſpenſatiousfaͤlle betreffend, vom 16. Ay 43ı 
Rbl. ©. 180, und (ungedr.) Juſtitz⸗ RUE: — vom ki 
März 1816, unb 30. Nov. 1824. | 

| 9 De” 
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Die Ob aram vor daben zu. klaren: a won der UM, 
mechücequintien N zus Verherecchans iu Der. Suupergelt;; m 
‚ wänzenb ber sefhlofienen Zeit; d. wegen. bez Tramung außer: 
halb ber Yfertfirhe; e. von. ber zten uub 3ton Proclamation, 
f. Exlaß des kath. Rirchenrathes vom 9. Hct. 1817. in Knapp’ $ 
Annalen, J. ©. 166, vergl. mit einem Erlaß deſſelben vom 13. 
Sept. 1818, daſ. I... Der kath. Rirgenrath dis 
fheufirt wegen Alteroverſchlebenheit; ferner befbrbert er die 
Diſpenſeatlenteſuche In Berwaubefchaſte⸗ user Eqwagerſchaſto⸗ 
Moaben au Das Oubinarins, welche nach bat vreydeſt. Ehegeſecen 
‚ ‚Iniiiiyenfabel Gaby. [. "Betauntnadung Die Dipeufetisnägufte 
‚be dar Rathellten- beizefienb ‚. vom -sc.. Zul ala, EL 
Bo mu ‚Berfägung vom 7. Sehr. 13351, ME. & yE.— is 
‚„hörisen Diſpenlatlanen ertpelit nad — 
gen das biſchoͤfliche Ordinariat. Be 
9 (ungebt,) Erla⸗ des Ein. Senates des Dbestilb.,. m 3. 
ung. 1819 


P* Ve a Dre EEE 

— eh der’ errufreaesnttenn. 
6 12 IK) 4: A . Zur ” 3 
.. | bt az 6. 17. Pe / 


JARI3 — ——— Den 


Du: Berwaltung der Errafrechtepflege 'mblich, in fo 
seit Biefehbe durch Behbrden im AJuſtitz⸗ Miniſtetium beſorgt 
wien 2)» And ſotgende Gerichte angeorbutt 

u.% Die Drtsohr igleiten haben eine Strafgewalt im 
——— bei Walderceſſen in ihren eigenen 
Wilabuigen; endlich in Abficht auf die ihnen gene ſtrei⸗ 
We. nn nice ſtrritige: Gerichtobarkrit 2). | 
en Boramnto gerichte ud Amtẽegerſchre. 
Ge tigen Miet Eriminalſachen ber von ihrer Juriedic⸗ 
tin Alfche" ausgenommenen Perſonen 3) bilden fie bie erſte 
GStaſe, fei es als enticheibenbe ſei es wenigftene als unters 

Mohl Staatsrecht IL, 19 
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Alfa Medtden. anal ei endlich ſeud fie bis 
‚garbreb Monaten Feeiheieoſtrafe zu erkeunen befugt... Blos 
‚unters uchend aber handeln ſie dei folgen Wengehen, wel⸗ 
Se. nach den Geſchen oder dem Gerichtegebrauchei in der Re⸗ 
gel mit einer doͤhern Strafe helegt gperbei,. Su, einem ſol⸗ 
pn Salle haben. fie; Die. Acten an, ‚ben, betrefffuden Kreisge⸗ 
richtsbof, mit, einem Hauptberichte begleitet, einzuſenden *). 
Kin -Strafuurgeu, muß. Hom oll haͤndig beſchzten Oberamts⸗ 
Rd aA Qbexamerichtea, dem. Gerichtaacuare, 
h menighens drei Veifitzern grfallt werben ;- ehar iNuberſu⸗ 
‚ung, Kind Ham. Nichter oben Actuar It: Boiſeyn weier Ges 
‚Wntsbeißker geführt‘). Gegenũ jebes Straferfennmiß des 
Oberaontögeriäteb ment Recur ſtatt an den Kreisgerichts⸗ 
LTE res 
ir De Die "aritögesihtanste "Diefelben Handelns 
» 2.016, Resurdsinflang, wenn don einem innerhalb „dar 
aber nen gefaͤllun· Strofunkbeile 
geſetzuͤcher Recurs ergriffen wird. Gegen ihee Entfcheis 
‚ung findet nun ein weiterer Recurs nicht: fast; | 
B. ls erſte Jnaup dc. alien Vergihen, welche. zwar von 
. ‚Rübteremten Inanugen.Mud, aber, die Kenppetenz Der 
— — —— — ⏑ ⏑⏑⏑—⏑——— aber. bei allem deneu, wele 
cqhe von Perſonen begangen wurden, Die An. erſtor In⸗ 
aij ſtauz unter ben Kreiegexichtsbofen ſtehen; fernge in ſol⸗ 
chen Fallen welche ‚eigentlich ber Abräguug dar; Ver⸗ 
waltungäftellen ugterliegen, allein deren Competenz uͤher⸗ 
ſteigen — Nicht in allen Fällen wird das Metheil fogleinh 
‚„.„eehröträftig, ober darf auch aux, ham. Berustgeilten. ers 
— ‚ bfinet werben: denn erreicht bie ausgefpracug Etrafe 
,wauzigiaͤhrige Freiheitsſtrafe, ‚oder Gatiegung,, Catlaſ⸗ 
gang ober Zuruͤdſetzung einz4 hoheren Stgatzbecuten. fo 


⸗ 
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“aha dem Obertribunale von Miniäiieith, 
und: reg an ben Werurtheiften, zur Nevifton 
kberſchicet Beben 7); Hirn auf zehn⸗ bis zwakigigiah⸗ 
Sig Feethen dtraft, “ober anf. eine ber’ oben genannien 
Ehreuſtrafen erdantu, ſo müſſen Wenigſtensdie "Akten 
din · Fuftitz niſteliutu zumBrehufe der Vorleguag · Wes 
gen: allenfalfigee BegraAdigang ckagefrubet werben! 
Die Nurerſuchungen gegen Perſenen, welche ber: Geräpib, 
barkeir des Gericheshvfes winfttelbar uhtengeortidd FIR, 
überträgt derſelbe in der Megel den Dberämtsrichtef ih: 
res Wohnortes, feltener einem Colfegialmirgliebet NY 
ſolchen Bällen leiter nathrlich der Gerichtshof ruhe. 
luchung durch Inſtructionen. ." i rrandA 
In der Regel erkennt nur der Erimiuals Eeide 
bed Kreisgerichtöhofes in. Straffachen ; jedoch muß in bes 
fimmten Faͤllen eine Plenar- Sitzung grhalten werden, 
welche aus beiden Vorſtaͤnden, ud ans Rn. ſechs 
Weiteren. Diitgliehern' beſteht 3). | 

4. Das Dbertribunul,; Zune tritt nie Als urs 
foranglich⸗ erkennender Nichtet Auf föhlbte-nar als Recurs⸗ 
eder Neviſton⸗⸗ Juſtanz. ⸗IJIun⸗Dermofaͤllen renht die Uns 
wiſelihett bee SBorflaides - Ark vier: acberet Miſgtider hin; 
Ai Revifichsfähten! dagegen miſſen alle fechs Mitglieder 
des Trimlnalſenats anweſtud ſeyn, ober Stellvertreter aus dem 

Eloilfenate; bei Todesſtrafen Togar fieben Votanten 9). 
- Das Verfahren der Criminal⸗Gerichte iſt nach der Mas 
— Untetfuchungs = Proceffes geordnet, doc) gehbrt es 
nicht zu den Pflichten des Unterſuchnugsrichters Verbrechen 
uchzu olren, ſoudern ſeine auutliche Thaͤtigkeit wird mar durch 
Norbrictaͤt eigene Unfchaunkg, ober eine Unztige aefgeru⸗ 
An: Deneval⸗ and Special⸗ Unterfuchtrag HE nicht geun euat; 

19.. 


* 


' 29% 


Kortar oder fenflige Zangensittel um im Geſftanduiß zu er⸗ 
preſſen, beſichen nicht. Wenn die Strafe ii ıbesi fhnfjähs 
rige WHänguiß ſeyn Tann,’ fo muß eine Vertheidigung des 
Ungellägten Rare finden; bei leichteren Sälken ſteht fie ihm 
frei. Richt blos Blfenntniß, fondern auch Ueberweiſung, 
welche durch vollſtaͤndige rechtliche Beweiſe geführt ift, bes 
rechtigt den Rigter au Erkennung der vollen ordentlichen 
Strafe. — Gin. ganz neues Syſtem des Strafverfahrens liegt 
zur Berathung ber Stände bereit. 7°). a 


1) Die zahlreihen Strafbehdrden, welche nicht unter dem Ins 

„.‚Minmintfterium.fteben,, f. unten $. 175. 

2) ©. Edict. IV. $. 405 Verw. Edict., $. 16. Die Etrafe 
3_2secipeteig richtet ſich nach der Claße ber Gemeinde, und iſt 
ns Au und 4Rekkäthaler, fo wie 4, 3 und 2 Tage Gefaͤngniß. 

„rider erfte Ortsvorſteher allein kam auf bie u erfennen. 
135 SG. oben ſ. 1 Tin 
21:4) Durch dleſe an fänt den Oberamts⸗ und 
x.7 Yo Amts⸗Gerichten DEE Beſttafung folgender Vergehen zu: 
Aluiyghhtere Körperdertehiriigen; Meike, auch fonft nicht ausge⸗ 
zeichnete‘ Olebſtaͤhke; ſolche Wilddlebſtaͤte; Bettuͤgerelen, Un- 
derſchlagungen, Etpreffungen und Eigenthumaverleduttgen bis 
3:30 iA1.3 Faͤlſchungen von Privaturkunden, fo wie von Paͤſſen 
. ab Wanderbuͤchern; Verſchuldungen bei Wermögendjerrättung ; 
.. Heine Pflegſchafts⸗Kaſſenreſte; Bauch des Handgeluͤbdes; Wis 
derfeplichkelt gegen untergeordnete Öffentlihe Diener (mit Aus: 
nabme der Landjdger); Ehebruch, Concubinat and gewerbs⸗ 
mäßige Unzucht; geringere Dienfivergehen ber. Ihrer Berichte: 
barkeit untergeordneten Beamten, ſ. Straf-Ebirt vom ı7. 

Jult 1824, 9. 55 — 59. Rbl. 589. — Zuiſchen der Conwetenz ber 

Koͤnigl. Oberamtsgerichte, und ber ber. ſtandegherrlichen Amts⸗ 
gerichte iſt nur der Unterſchted: daß Amtsvergohen der thni g⸗ 
lihen Diener fo wie Verlegungen ber. Secatchohrüierechte 


.n dled A Rt vutexwcaeſ Fed ſ· A Nerat the. Korte, 

han ar ar FüsnGohenioheBaztenfieln,. & 384.00. — Cohr 

3 auehfehggft, ik: die Zwecwaͤtskeit, der den O.;A. erichter 

* anferlegien, Spmptberikhte indem theils dem Unterſuchungs⸗ 
gichter ein, fehr bedeutender Zeitverluft badur zugeht, theils 
— wenigftens I bei einem forglofen Referenten im Kreisgerihts- 
hofe — ber ned, den unterfurhenden und den entſcheldenden 
giichter zu trennen, nur gar zu leicht vereitelt wird, Indem 
der letere fein Factum num aus dein Hanptberichte, gpiatt 
aus ben Protoeollen nimmt. 


5 Adict IV, 6 194, 215. ee 


6) Das Nähere über den gerichtlichen‘: erıma — I, 
S. 340, ee 


D Strafeblet, Art. 6o0. Bis: zu Eriaſung — 
er das fir die Reviſion beſtimmte Strafmacs ſogar dſchon 
rfänf Jahr Fretheigsſtrafe. Mittermaſer, Im MErim. 
Arch. Bd. VII, H. 1, Nr. 2. zieht — und wohl ſehr mit geht 
1. = bie Zwegmaͤßigleit der ganzen: Einrichtung in Aburbe «als 
. Überüßie »... malt Recyrs frei Stiche, als Refehwerfieb fr bas 
.  Hbergepihtmala beihduend faͤr den Reelögerimtähsfzcndikh 
su Al unwuͤrttam ud dem Gefihtännste. der Gentsplku':;, 
3) 6 Piotfen ganrartı von.1918,6.35, 9, ae 
woselle, & 7 Die Bälle, In:welhen In Gtrafſachen Ple⸗ 
nerfigumg: iſt, Rad außer ben Berathſchlagungen wegen ſchmuͤ⸗ 
riger Seſetzes Aulegung, alle Strafen über fünf Jahro gucht⸗ 
haus, ferner ehrenſtrafen gegen einen höheren Bermten, end⸗ 
ih Staatsverbrechen, in benen über Ein Jahr Freiheitsſtrafe 
: erfolgen Tan, — Die leßtgenannten Fälle waren urfpküngtich 
icht faͤr das Plenum ausgezeichnet, allein als ſeht heftige 
=; sagen Aber gu ſchwache und Anfihere Beſetung der Graf 
dum herichte van: Seite ‚einzelner EMubenttgieber tn der Liſr. 
nn ſchen Sache vorkamen, (f. Verh. 1821, H. — 
ET der, Rwlen: il 
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9 0,0 re a ae 
Fang: G. 499 Maren, sunny re 
Be ©. Sufasgeliiierintinerieens 5.505 fa -Bollevs- 
ortuppelfeng an. Warkahren In Etraffachen· Stutt. 1809, 8.5 
1 Gofaßetr hemat,„Meberfiht des gem. und bes wuͤrtt. 
traf. vroceſſet. Ad. 1820. A. Ueber den Entwurf in ſeiner 
"ssten, Geſtatt vergl. Mobl, Scheurlen und Waͤchter, 
, tggatur, ©. 339. Die revidirte Redaction deſſelben bildet 
das ate 0.0. Beilh. ber Verh. der X d. A. von 1830.— Die 
Zahl der Strafproceffe iſt nah der fhon After angeführten 
Heberfiht in Mem minger's Jahrbuͤchern folgende: Unters 
kfudiungen beiden Wesirfö-Gerihten im 3. 1828 anbängig : 
0 J368; Beh-den Getihtähöfen lagen vor: 3581; beim Obertr⸗ 
SAL Bine 9 un mb 223 Recurs⸗Proceſſe. 
mtutpärte) 
wer % . > 112. 
DENE 
— ur Sprgfın nd Strafanftalten. | | 
TER Die Aften Der rſchlichen — — die zu 
WAR rate blenenden Auſtalteli erriſprachen dit fruͤhe⸗ 
VER? Fahre Seh Forderlirgen der EriminalAgetink: Auf der 
RE" Seite zu gellude? WAR" RE auf deen Zudern du ſtreugé 
wub dart, wenigſtens gegen Einzelire. De Juſtitz Werwal⸗ 
tung ſtand bei den meiften nicht eitimal die Verwaltung oder 
eine Controle zu. Soͤ bedenklich daher auch im Allgemeirret 
me ftuͤkweiſe Abänderung der Strafgefehgehung iſt, Tonnte 
denno die Werbefferung dieſes Haupttheiles der Strafrecht 
pflege nicht auf die Mfaſſung des neuen Stratgeſehbuches 
dnageict bleiben, aud es uf das Str af⸗ Sdaetu vem 
ir. Tal 1804 im Cosa a eine weftutiche Verbeſſcrung 
ethelintn 37! a ra yes we, DB 5, 


ra oh) EY 10° 
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Mach. Disfeme; Geſetze Ixftefen Yen! in MB, Jakyenbe iger 
richtliche Strafen mb Strafauſtalten, am Streu Sbelle· von 
Den. Gerichteu keine anni takt wire drftae: 2 Cor: 
T. Die Todiehhräfe. DER Ren 
kennt nat Ge i bier feiben ir OR re Bei; 
fäufig wird es mil Yim Schwert⸗ vorgeromnien/ en 
eine andere Vollziehungsweiſe geſchlich ausgeſchloſſen ware 2). 
Die Militaͤr⸗Geſetze ordnen die Todesſtrafe ie 
fen an. 
2. ee. — 

In Beziehung auf dieſe wichtige umd: ‚difige Eirefart, 
mit Deren zweckmaͤßiger Einrichtung fich.isı meurfben Zeit die 
Theorie der Criminalpolitik, die Meufchenfenmblichlain ein⸗ 
zelner Bürgers und Privargefellfchaften, und die Geſetzgebung 
mander. Staaten fo vielfach beichäftigt hat 2), ftellt das 
GStrafedict ein eigenthuͤmliches Gyſtem auf, das jedoch zu 
ciaigen bebeutenden Ausſtellaugein Anlaß giebt. Das Geſet 
seht nämlich won fehgguden Grundſaͤzen aus: Die Mnnli⸗ 
das. vom Gtaate zurkanen. Becikeitälispfen toauenn theiſ⸗ 
der techcſchr und. matariethen Schwrigleit egcn thailg wegex 
den Ralich·pochtlichen xbendighein die Qiltgen agch daue 
Wead⸗ quxer Merdrbenheit/ ahaufondeup nicht. in einer ꝓnd 

derlelhen Arz von Gefaͤngnißen erſtanden werden, fanhern, dp 
Bad his: eſcraften in wehrexe geola Worbeilungen -gunzetfäh 
bonn uud: jeper dexſelben ihre eigene, uur für fie Pefliuuig, 
Lcaltat QMv eiſen. Diefe Abſondernug gefchieht Guifegir 
wer unaiarn Agonahme) lediglich. nur nach der Dauez, ‚bey 
ezmtannten Giga... nicht. nach andern Merkmalen, 3. B. 
Bad he Urthaile he ichters über die ſittliche Verdorben⸗ 
beit des Einzelnen, nach dem Stande u. (mu, nud zwar: 
reihen ſich die verfchiebenen Elaffen gerade an einander an, 


6 


— 
iuein eilauker Menpireifen I Wit jeher Erafcſtalien⸗ 
idfie if sineırigenthluntiiie Bchanbluug den Bntekflinge; uud 
And namentlich befkimmster mehtiipen Foſgen verbunden, ſo 
daß alſo dieſe Iegtewen dũchabiglich inärh: der Dauer. der zuer⸗ 
Taniites:Sreiffäinätvafe: cichten Hann ‚Mitfen Grunhbſuͤtzen zů 
Lolge theilt daun um BONN ———— folgen⸗ 
dermaaßen cinr in m: 2 — 
a. Fi ufache⸗ unit, — crin in allen 
Källen ein, in welchen nicht über vier Vochen Freiheitsoſtrafe 
erkanut iſt, und wird: in der Regel in ben Orts oder Be 


Milan Gefaͤngniſſen erſtanden. ine uothwendige Felge If 


Brgmit gufeigtichk wicht verbunden, außer daß die Auskbaug 
doalcxi ven Wablrechtes während der Dauer ber a 
ig Mafnesiäirt. if. 9). 
un eihärfte Sefängninftrafe are Danır a 
wii shit Yu. 3 Monaten, mm. ſie iſt in der Regel zu erſte⸗ 
Bew inseinem: Dar Polizeix Häufer (zu Heilbronn, im, Bike 
terbuch). Zirang par Abeit im grichlithen. (infemirendeup 
Giune Ak daran nhchs verbunden, (eher benz auch ſte kelad 
yachalich mochiheiligen folgen fat) "vau mmhfhtn bie Befunges 
wen: bie ihnen auſgerragenen Urbeitewiübrenehmei.: Die Erlo⸗ 
tung der Polizei⸗Haͤnſer ift dem — ei ODtir 
— > — Sim 
Ru Wemerken iM hier Abrigens noch, 4 6 mir 
— Erwägung aller Verhaͤltniſſe geſtaitet iR; : u: cin 
ſache und: die geichärfte Selängniökrafe: zw sinmumbein sie 
Feſtrugs⸗Arreſt, der fobanı anf ıbarn Feſtumgd Hehenus? 
derz erſtaunden wird, bei welchen bin Gefangenew damerbatte 
ven Biflung nicht weiter. hr ihrer Zueiktinchefihränllinfind;,: 
und wobei namentlich von einer auferlegten Arbeit kekue Mes} 
iR Min. 0. ee arten 
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tree raten Bvadea., Bisikte 
greift et Baskhchtefigafee cwa Aunatebiozus aine Inbt 
Vier: fintetridemen ide Bihnnbge ur: ucheit Fakt nmuit deii 
achtlicgen · Faeno duffelben:n udankinhn eier · med Hate 
MWab lunfaͤhigkeit Autſetzung dom Einti nur it 
ten, Usfahigheic: zuf leiten Mardend VWegleß 
des Adels, der Orden und ſonſtigen EhrenzichenInbdiſbe 
senvorzäge. Zu Affen tlichen Arbeiten) dchen jedech diefe 
Gefangenen nicht verwendet werbung wein: ſie ſich nichtiſalbf 
darum melden. Erſtanden iwirb;dis Arbeitchausſthufe urſcen 
Grabes in dem Ürbeitspanfe in Moibgriuiegeiiiiniiig 


umter ſechs Monaten if, von. bauen Me Wrbeiräimufege 


Zumeigdburg; jedes dieſe Hauſer dat ſuiacſeigenei Derwui⸗ 
tung ). — Uebrigens Tann auch bei(didfer Srealait nen 
Riten: æine Milderang ·ceintreten Taffn;, wendo erMuſtatt 
ihrer bie Feſtungeftrafe Aſten Gurades: iactralinIſ Aukit che 
cer ZFein: Bam yar Arhzeit ruab cZeine Eutſctraug· nerbuiden 
I; ſoudera: aur Cutlaffung rwent ig abere ſochs Monate: 
ſteigt. Vcer Mache Monaten haut qo⸗ auer dern Sufpeufion 
br: hell vcMhrechtes(eine lachechtheili get Anke oläcklenn: 
 Golgenf. nihteiumarkten alien: Mahlrecht wind: Dahn 
j Muipendick; Wut a. 18190, md Ri un. ES; 

d. WUrbeitshausftrafe zweiten Grades, Gie um 
faßt Die fueigeitkcafen won ia Jahren. Hier findet nicht 
ner bang Zur Nrbein ſtatt / ſorchirn auch dffeutliche Arbeit 
wid aragezeichnete Kieidting: Anſtaiudicſer Strafe Inn 
Befiungsfiuihe ateı Erades vom Michter erkanut uarienz; 
welcho gwar digaavclichen mechilichen Bolgenichatı; oeikiie: dach 


 duerneilbekeiföchablung web abgefonteeträckiefäpguißipene — 


leidt SAD 1adıla nurusliszen „suis nad «A tınsmenn Isdaor- dam 
o.. Zuhthansftrefe, von 5 Jahren an aufwaͤrtet Miten 
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nraß in Gotteszell erſtanden, und kann mie in ziır Feſtungs 
Rraft orrwandelt werden.‘ -Narärlich find‘ mit dieſer Strafe 
alle Folgen der niedern Strafen verbenden 32). 

Fuͤr alle diefe verſchiedenen Grade der Frriheitéſtrafen 
gelten noch folgende allgerneine Beftinimungen. Die Annie 
lichen Strafanftalten fichen unter ber Strafanſtalten⸗Commiſ⸗ 
fion (ſ. Aber Diefelbe oben $. 137. Thl. II. S. 35). Die wichtige 
Aufgabe einer zwedimäßigen Beſchaͤftigung der Gefangenen 
ift noch nicht hinreichend geldst, obgleich eine vielfaͤltigere 
Beſchaͤftigung allerdings von der genannten Commiſſion nach 
und nach eingefuͤhrt wurde 13). Den Straͤflingen wird ein 
Theil ihres Urbeitswerthes als Ueberverdienſt gutgeſchrieben, 
uud entweder für fie zuruͤckgelegt bis zum Austritte, oder zu 
einer nach den Geſetzen dir Auftalt erlaubten Verbefferung 
der Koft ihnen abgegeben 7%). Jeder dazu vermbgliche Ge⸗ 
fangene ift fchuldig dem Staate einen Beitrag zu feinen Uns 
terbaltungskoſten zu entrichten 13). — Es finden Schaͤrfungs 
mittel bei allen Gradationen flatt, welche theils won dem 
Richter beim Gtraferfenntniße, theild von den Worgefegten 
ber Strafanftalt bei Verfehlungen ausgeſprochen werden Thn- 
nen, Sie beſtehen bei dem Zuchthaus⸗ und Arbeitéhauſe 
sten Grades in dffentlicher Ausſtellung; bei dem Zuchthaufe 
wad beiden Graden des Arbeitshauſes in koͤrperlicher Zuͤchti⸗ 
gung und Feſſeln; bei der Feftungeftrafe in Entziehung- der 
Besänftigungen diefer. Strafart; bei dem einfachen Gelaͤng⸗ 
niffe in Waſſer imd Brod je. um ben dritten Tag, jedoch 
wır gegen. Trunkendolde, muthwillige Jungen und ſchlechte 
Bauspälter; bei. den vier höheren Graden im ‚Schmälerung 
der Koſt, Vermehrung der Arbeit, ſchlechter Lägeräne, ens 
gerer. Gewahrſam 1%). — Die Verwandfung einer Freiheits⸗ 
firäfe ia eine Geldſtrafe ſendet nie akt. "Dawegen Tann eine 


[4 
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gegen aus ländjlhr Baganten. erfannte Teeikeitäftpaik in 
LDrpexzliche Zuͤchtigung und Öffentliche Ausſtellung m 
werden 27). 

Nicht, zu aberlehen find zwei, mar zundöf yon Deivas 
perfonen ausgehende, allein vom Staate genehmigte uud, une 
terſtaͤtzte Anflaiten in Beziehung auf die Strafgrfängniffe, 
nämlich die Verwaltungsräthe nnd die Befellichefs 
für Befferung entlaffener Sträflinge. Die Vers 
waltungsräthe beftehen,, außer den Beamten, Geiſtlichen und 
Aerzten der Auſtalt ſelbſt, aus Freiwilligen, welche mit ih— 
ren Kenntniffen und Erfahrungen ſowohl in dkonomiſcher 
Beziehung, ale bei der fittlichen Leitung ber ftrafgefangenen, 
ben Derwaltern der Anflalten berathend zur Geite fies 
den 78), Der Zweit der Gefellichaft zur Befferung entlaffes 
ner Sträflinge ergibt fich ſchon aus bem Namen derfelben. 
Der Staat hat zur Befdrderung dieſes Zweckes jährlich 3000 fl. 
derwilligt 39). 

3 Körperlide Züächtigung, Als felbftftändige 
Strafe fan fie nur von den Kreisgerichtshoͤfen erkannt, und 
nur auf vorgan :gigc6 Gutachten des Arztes vollzogen wer: 
den 22), _ 

4 Ehrenftrafen. Sie herfalten In zwei Caſſen· 

a. ſolche, welche nur gegen Beamte erkannt werden koͤn⸗ 
wen, namlich. Cutſetzung, Entlaſſung und Zuruͤckſctzung in 
Rang und Gehalt. Diele Strafen können ſelbſtſtaͤndig /und 
in Derbinbung mit andern erfannt werden, Wit den bös 
dern Sreiheitöftrafen fi find fie fogar gefetzlich verbunden 21); 

b. allgemein anwendbare demuͤthigende Strafen, naͤmlich 
Widerruf, unpitte, gerichtlicher Derweis 72). | * 

5. Vermögeusfirafen, Bei ihnen ift vorzuͤglich 
* bemerken, das die VP. U. in $..98. die Vermogenae Con⸗ 








MWratien old Strafe geupenfbcht,,, watfmilig: dne , das gan⸗ 
ze Vermögen wegnehmende, legale Gadſtrafe wicht derhin⸗ 
duan Fann. Gefbitrefenlfenm-in Freiheitſtrafen ange 
wandelt werden bei Minderzaͤhrigen, gerichtlich erklaͤrten 
Virſcheuendern und bei: Zahlungeunfahigen, Ein Gulden 
GStruͤfen wird zu Einen⸗ Tatze Gefaͤngniß gerechnet; vie ganze 
Zeir Bhf aber 30 Monute nicht uͤberſteigen 22).“ Uebrigens 
ſollen, nach ver Heften Forderung der Geſetze, Geldſtra⸗ 
tx " Abk ale bt angeſetzt werden =) 


Mi En 1 1 Pu Eee 

OO Ic 
n Cän 4uf dem ganbtage von 1333 hatten bie Stände um 
* peſſern es Inſtitutes ber Keftungsfträflinge gebeteu, ſ. 
erh. 11, S. 1051; ; die Regirung aieng aber weiter, und 
umfaßte in ihrem Geſeges⸗ ⸗Entwurfe alle Arten von Strafen. 
Der Entwurf, begigitet von einem ausfuͤhrlichen Vortrage 
des Juſtitz⸗ « Minifters und von weitläufigen. Motiven, wurde 
am 11. Juni 1824, per Kammer d. a. übergeben, .f. Werk. 
von 1824, H. 10, ©,777 fa. „Die ſtaͤnd. Sommigfipu eritattete 
ihren Bericht am 30. Juni f. Verh. H. 10, ©. 14855 bet 
einer lebhaften und Tangen Berathung a: 5. ‚Sul 1824, H. 
an je een Femlich bedeutende Yendeungen von der 
"0: Kanimer befihloffen, wein fie fhon Im ängemetnen dem Sp⸗ 
fteme des Entwurfes beiftimmte. Diefe Aenderhngd: Bor: 
Aqlaͤge wurden uni: Adhised- beueiiulät! "Unter den ’fär\den 
auße rordentlichen Sofetztebuugs⸗Landkag Äh 138 beſttunmten 
uodar Gefedes Entwarf war auch einer, welcher eine Aenberung fe 
einem Xhelle der Freltheitsſtrafen vorfching, allein von der 
MWarſammlung als iht, ſo kurze Bett von⸗hes Nebergabe des 
n..mupn Strafseſetzentwurfes, nicht mehr geeignet / zurqdgewie⸗ 
fen wurde, ſ. Verh. von 1828, H. 7,8. 1751. — Das 
Strafedict von 1824 hat eine, im Ganzen. billige nde, Meur- 
thellung ‚erhalten von Mittermaler, Meugs Archis bes 
u: EU RT U ea Nein el, 







501 


Be 7 02. PY © 917) eg 
sn, Ba. ara ham" 
25 Die: Bri'wirt. hhat unsönnmikh: die Niet” der ——— 

niit beſtlaveno wollen/: daurit die Moeglruug Bei wediäeiuben 
Vſichan: überräln pünimählerte Art, elenfal muachiaia Füge 
ne. — Die Moͤglichtelt eines etwas großern Schmerzen⸗beo 
Gebrauche des Beilea moͤchte wohl Laum: ben An eeig unſte 
erern Schwerte gegebenen. Poxzug pehtfertigen: Degegen 
ſprachen allerdings mancherlel Gefühls: Brände aaen den 9 
brauch der Guillotine, an und für fi der fiherften Einrich⸗ 
tung. Das Verfahren bei einer Hinrichtung beſtimmt V. D. 
vom 1. Mul 1816, RL. ©. 117, und evier ra 3a 21 

Die Zahl der ſahrllchen ansgeſprochenen Robespräfel FR un⸗ 

— bedentend es wurden nämlicht A 
= "erkannt vonzogen De , 


F is24 N or Meg on ti DE 
RR En BET zei, 7 os Hpnp 830 

y823 ge y jr 
a 1326 a ar 4 —— I 21 , mnd 
ee Tau EN z — gs elf ‚L.81 NR 
Pe a — — BE U 735 SASGEETET TH 


pl 1919 


. Be „Singerigteten. — ſanemtuich Mörder, ‚ nuter ben Be⸗ 
aꝛadigten 7, ginhswärberignen and 2 Feiömangeg m e m⸗ 
mi finger Jebrb. 2 2. 1827. H. a 6. 23. — 

3) Es iſt bier wohl nieht den Ort. di⸗ eſdiote — latereſ 
.Jenten Beihäislaung:. mit dem Gefaͤngnißweſen, wodurch bie 
> Suuhe des Iyttern Salt an eines eignen Wiſſenſchaft geworben 
Alb Zaͤher enanaeben... Wir. aermelfen daher kurz bieräber, 

„ Sa, wis. dhen hie zahlreiche Biterafur auf bie fleißige und hoͤchſt 
.. ‚Itwäriee Sufstenunitellung von H Inlins, Verutugen 
über Gefaͤngdaißlkundt, Berki 1828..8 . . .. ua 

a Ar Did wicht · Ungnen, daß ble Diner der Werteiheitung 
«3 bw hen fißeren Dädertanber hinlven SHHB Helper 

le Mr Ver Sefahigenen a Die Hand ’ÄRR? al 
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keur Be u zebolfen white, "We we richeckichen 
Wittkuͤhr Thut und Thor gedffnet werden, And'am Ende 
Schlendrian nib Privilegkum für bie Höheren Stände entites 
Yen feld — Wohl am beften dadurch, wenn ber fihon in der 
...Mebatte von 1824 geinachte Vorichlag angenommen würde, 
wmenn ndamiich bie verſchiedenen Straf - Klaffen, fich. nicht blos 
amu elunuber anreihten , ſondern in einander eingriffen, wenn 
alle z. B. die Strafe des Polizeihauſes von 1 Monat bie 6 
J Monate, bie des Arbeitshaufes von 3 Monten bis 6 oder 7 
> de Jahre, die des Zuchthauſes von 5 Jahren aufwärts glenge. 
— BDaburd; waͤre es moͤgllch den Verdorbeneren, wenn er ſchon 
dießmal nur eine geringere Strafe erhalten hat, doch in 
. eine feiner wördiger Gefeflfhaft zu bringen. Es würde ferner 
der bei der itzigen Einrichtung beſtehende Uebelſtand vermie⸗ 
ben werden, deß in der Intenfität. des Strafübels zwiſchen 
dem Marimum des niederen Grades und dem Minimum des 
“ pöheren nicht eine fo bedeutende Luͤcke wäre. Es waͤre doch 
der Beurtheilung bes Richters etwas anheimgegeben, ohne 
daß feine Willführ zu aroß ſoyn Eönnte. Davon nicht gu res 
den, daß die itzt ſo ſchelnende ⸗ in der naͤchſten Note zu 
| begeichnende — Hirte der geſetzlichen Folgen ‚der kürzern 

z ‚" Strafdaner vermieden werben fönnte, 
— 5 Ziemilch allgemein iſt wohl anerkannt, daß dieſe art der 
äußern Gleichſtellung die auffallendſten inneren Ungleichheiten 
"gie Folge bat, fo daß dem Richter In manchen Fällen nur die 
— Wahl blelbt, ſeiner ueberzeuguig durch eine zu hohe oder zu 
 niebere Strafe zu nahe zu treten. Das Geſetz kann In ein⸗ 
“jenen Sälen (3. B. bef Duellen, volitiſchen oder ‚Preßver- 
gehen) eine längere Freiheitsſtrafe gerechtfertigt und noth= 
n. wendizg finden, warum num aber auch infamirende Folgen von 
ſelbſt damit verbinden? Weberhaupt laͤßt ſich wohl der ganze 
Grundfatz, mit ber Strafe noch weitere, über das eigents 
Ude Steafäbel htnausgehende Folgen zu verbfuben, mit fiegs 
‚Helen Wölfen bekampfen. Die Strafe, als ble Verſthnung 








® 
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Ber. äraepalchgn, Opfetpbaft,-Lünn cu meh für Alk naht Be 
ſchlmpfendes ſeyn, ſondern das Verbrech en. EB. ſchaffe 
alſo der Stact, wenn ee es für udthig findet, eine ſellſtſtaͤn⸗ 
dige Strafe der Inſfamie, und überlaffe os dem Richter, die⸗ 
ſeide afein, oder auch verbunden mit einer andern Strafe, 
bei infamirenden Handlungen zuzuerkennen. Man wende hier 
nit ein, die V. U. ſelbſt verbinde In-$. 135. mit Inchthaus 
web Zwangsarbeit Infamie. Allerdings; allein dieſe Veſtim⸗ 
mung war je. in diefer unpaffenden Algemeinheit fo Außerft 
Leiht zu umgehen, wie fie denn ia auch bei der Arbeit in 
ben Peltzei - Häufern umgangeh wird. — Eine Ähnliche Anficht 
fpriht au aus Mittermater, 0.0.0. &65 fe-, 


6) Straf⸗Ediet, Art. 5 und 65 B. O. vom au. Dec. 1924, bie 
Exrihanns ber Strafgnſtalten⸗Commiſſion betreffend, Rbl. 
Bade Ba — Heben den Bau und die Sicherheits» Mgasre⸗ 


2) 


geln ber. Bezirks-Gefäugnige find ſehr ausfuͤhrliche und zweds 
wählen Porichriften gegeben durch V. O. wom 17. Sept. 1830, 
AL. G. N Be. u | bins 
Streafs@diet, Mt 7 gub 135 die augef. V. D, yom zı. 
De. 18245 V. O., die Unterordnung ber (früher nnter dem 
Mintit. das J. geſtandenen) Polizeihaͤufer munter. die Gfgafaus 
Reiten: Copmiſſion, v, 13. Ray. 1827, RbL ©. 528; V. O. 
Aber. bie. Zutheilung ſaͤmmtlicher Amtsbezirke zu dan Are Po⸗ 
lizeix Haͤuſern, v. 11. April 1528, Nbl. Seiz0. Jedes der 
drel Poligeihauſer iſt auf uncefaͤdt ion Gefangent .eingerich- 
tg; am as. Dec. 1828 befaudan ſich In denſeiben Anß,Bndinis 


. "Baba, werner 140 Weiher. Der'reine Aufwand betraͤgt auf 
. Ben Ruf der Durchſchnittszahl zwiſchen 65 und 7a fl., f. hiers 


Aber Hufaagel, Gerihtsuesfaffung „ Tabelle zu &. 519; da- 
ſelbſt auch Notihon über Beſchaſtigung, Koft u. ſ. w. ‚Zu pri; 
fen waͤre noch, ob alcht die Vebeinigung diefer drei Auſtalten 
au einer oinzelnen, dann aber! unter einer chgenen Ver⸗ 
waltung ſtehenden, obkouomiſch und für den Strafzwed vor⸗ 

theiſhaftet wäre? Jeben Falls follte für eine andere Beſchaf⸗ 
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gung diefer, aar Rerze Zeit In ber. Unßnit Bieibenten, Ge⸗ 
fangenen geforgt werben. Die Einwenbungen, welche in der 

. &t. Berl (fe Verh. ber K. d. U. 1807, H. 4, ©. 1030) gegen 
die, gerabe Hier und nur. Hier taugliche, Trettuuͤhle gemacht 
wurden, beweifen nichts als eine große Unbekanntſchaft mit 
biefer Einrichtung und ihren Modificatiogen. Man vergleide 
z.B. mit diefen Einwendungen die offictelle „„Doscription of 
the Tread. mill , with obseryations on its managemqnt etc. 
Lond. 1833, 8. 

8) Strafediet Art. 12 fg.; B. O. vom 10. Oct. 1825, die 
Vollziehuag verſchiedener Beſtinmungen bes ee bea 
treffend, Rbl. S. 656 


9) Strafedict, Ark. 1, 33 — 39. — Bei biefer —* Art 
aAitt dena nun hauptlaͤchlich bie Härte ber geſedlichen Felgen 
ige EStrafe in das Lie, indem eine mehr als berimienudktiche 
Meaeſhetoſtrafe ohne weiters Rädficht auf bie Art bed Verge ⸗ 
ters ſchon fo: ſchwere bleibende Folgen von felbſt wit ſich 
‚Wi. — Die Errichtung der Strafanftalt in Markzroͤningen 
. Mast erſt vom 11. April 1828 (RbL. ©. 170) als bie St. 
‚Met die Crweiterung der VPollzeihausſtrafen auf 6 Monate 
. ahggiahut Yatte, f. oben Räte 1.; auch Juſt, "ME. Werfägung 
vom 20. Aug. 1828, MbI. ©. 678. Am 31. Dec. 1828 waren 
248 mannliche und 53 weibliche Gefangene in Markgroͤningen, 
373 Urbeitögefangene ıften Grabes aber in Abwigsburg, zu⸗ 
fpaumen 474. Ueber bie Art unb Dauer ber Zwangs⸗Arbeit, 
‚Wehandiung, Koſt u. T. a f. bie angef. Tabelle bei Husfnas 
get. — Zu bemerken iſt bie Fehr große Sterhlihäcdt in 
. Subwmisshurg s von ben 675 Gefangenen im 3. 1848. ſtarben 
62, von 630 im J. 1829 aber ger 861! Es mAlfen nothwen⸗ 
dig hier ſehr unguͤnſtige Ciurichtungen bei der Wohnung, der 
Kaft u. ſ. w. flattfinden, dem eine Sterblichleit von 14 
VYrocenten IR doch far unerhoͤrt Im der neuern Geſchichte ber 
‚ Sztcrafauſtalten, f. Annales d’hygiöne publ., 1829 1, S. 3 fg. 
20) Gtrafedict, Art. 12, 33, 38. — Die Feſtumasſtrafagefan⸗ 
genen 
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RER RÄT Aihen sinat Hau =" aber feinen Blmmmer- 

arteſt; and ME ihr Brlefwechſel frel, ſ. Strafedict, Art. 

24. Mitßtermaler loht in Der angef. Abh. ©. 61 fg. biefe 

Ertauduif das Arbeitshaus in Feſtungsſtrafe zu verwandeln, 

als einen glädlihen Mittelweg zwiſchen der principlofen Bil: 

ruͤhr, welche den höheren Ständen nach Gutdünfen diefe Er⸗ 
leichterung verfhafft, und der ruͤckſichtloſen Haͤrte, weiche, ale 

Gefangeiten blos nach ber Länge der Strafzeit zuſammenwirft. 
Nur meint er, es haͤtte dieſelbe Ruͤcſicht auch bei den gyat- 

Hans gefangeten eintreten folen. — Zu bemerken iſt übrigens, 

= Daß bie Verwandlung in Feftungsftrafe eine fehr bedeutende 
Beguͤnſtigung enthält, da fle nicht ehriod macht. Ini urſpruug⸗ 

. Uchen Gefeßed:Entwurfe der Regirung war diefer, wohl Wit - 

: am biäige, Unterſchied nicht enthalten, ſondern er Alle von 

sr St. Werſ. verlangt. — Nicht zu tadeln moͤhte Teyk , WER die 

 "Berubottiperndie Feſtungs ſtrafgefangenen beider Grabe Kbr Mn- 

Auit⸗ Eqerdeit fhr ihren Koſtenaufwand mit Hiyeikhin bo fi. 

u... guiiehienöhahen, wldrigenfalls Me gar nicht auf BR BERG 

aucknommen/ fanden in das Urbritshaus iedech in Aa air 
- gene Gebadube, und natuͤrlich ohne bie rechtliche Folgzen veeſes 

-  ufenitaited) abgellefert werden, f V. Bun 14. En 
ab ©. 7, 

13) Strafedket;, Wet. 12, 21, 25, 33 und 37. Am IT; Dec. 
waren 402 Ardritshausgefangene 2ten Orades in Ludwigsburg; 
der reinen Aufwand für einen berfelben Hit 47— a8 H. Mhrlich. 

m) Daſ. Mt HM, 33 39. — Die Bevoͤlkerung des Zuchthaus 
ſes war zu ber mehr erwähnten Seit: 222, wovon 74 Weiber. 
Die reinen Koften, alſo nach Abzug des Arbeitsverbienftes von 
"ggf. 4 kr., betragen auf den Kopf 57 fl. 22 fr. jährikb. Die 
Arbeit ift um eine Stunde täglich Hänger, bie Koft tander 
als im Arbeltshauſe. Die Sterblichkeit in diefer Anſtalt fo 
598. tim %. 1829, 15 von 220) weist ebenfalld auf wefentliche 
Mängel in der arditectonifhen Einrichtung, in der Berdäftt: 
gung mb in der Koft Hin. 
MohL Staatsrecht II. 20 


x 
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- 18) Ein Preis von 50 Dutaten iſt unter dem aa. Bm 1Bje auf 
die befie Abhandlung Aber ckhäftienna her Gefengenen vom 
Staate ausgeſeyt werben, ſ. MbI. S — 
19) Im 37829 wurden den ſAinmtlichenL1338) Gefangenen 
i8253 fl. als Nebenberblenſt gut geſchelrven, waͤhrend der Ar⸗ 
veils: WVerdlenſt im Ganzen ſich auf 07,864 fi. berechnete. ©. 
Memmlugers gahrde 1829, H. 1, Soi83ſ6., mo uͤber⸗ 
vaapt inteteſſante ſtatlſtiſche une Aber Bee Verhaͤltniſſe 
der ee A Anden Pub. —— 
15) en. d vom 2. Rov. izes, RIL ©. 673; 8.9. vom 


335 nn. Yon. 1826, Kol! 708, Verfuͤgung vom 18. Febr. 1826, - 


ar 8. 1945 Verfügung vom 9. Sebr, 1829, RNbl. S.73. 

‚0, — dict, bl. $. 26— 29 

2) Dar.o Art. 51 und 53, 

am. S,Qplanntmadung, vom 15. Ne. 1830, RL ©. 514 
Es giebt ſolche Verwaltunssraͤthe bei allen Strafgufeiten, mit 
Ausnahme der Civliſtrafanſtat auf der Feſtung. 

19 ©. Veſrhaber K. d. A., 1830, H. 7, S. 1586. Die Ges 
ſellſchaft iſt übrigens bie itzt ( Fruͤhjahr 1831) noch nicht defi⸗ 
nitiv eingerichtet, und Tomtt auch noch nit ins Leben einge: 
treten. ! zo 

20) Daf. Art. 44 und 56: : Die Zahl ber Breite iſt auf hoͤch⸗ 
ftens so feſtgeſetzt. — Ming ſich auch gegen dieſe Strafart das 
Gefuͤhl eines Manchen ſo wie die itzige Sitte empoͤren, ſo 
muß doch zugegeben werben, Daß fie, gegen Baganten und 

Jauner angewendet , dußerft zwedmäßig fit. Gegen folche ges 
werbömäßige Feinde der Ordnung und der bürgerlichen Befells 
fhaft dürfte ihr Gebrauch eher vermehrt als vermindert wer: 
den. 

aı) Strafediet, Art. 45 — 49. Leber dad Ganze f. oben, 
6. 164 S. 240: bei Knapp, Eriminalrecht I. S. 131 fg. ein 
gendues ftrafrechtlihes Detail über dieſe Art ven Strafen. 

22) Daf. Art. 50, 
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3) Dafße Art. SE uud. z2. Die Zunge, ob im Felle einer zu 
vermutheren Schlungsanfähigkeit Die erkennenden Behörden erſt 
bie Beldfirafo:anzufenen haben, und erft fpäter, nach erhal⸗ 
teuer Vorkefuyg der Unmoͤglichkait dieſe Strefe zu vollzie⸗ 
hen, fie in.Befängniäfiuafe-werwanbeig. dürfen, iſt für ſammt⸗ 
„line Behoͤrden verneint wordan, f, einen (ungedr.) Minift, 
Erlaß vom 3ten Febr. 1825. Wemn nun ſchon durch die als⸗ 
baldige Anſehung ber Sreiheitsftrafe die Geſchaͤfte ‚abgekürzt 
werben, fo iſt dennoch bie Geſetzlichkeit des erwähnten Pefehles 
su dezwelfeln, einmal well dadurch Recursſtufen abgefchnitten 
werben Können, und zmeitens weil das Geſetz ohne Fweilel 
wuͤrkliche und nicht blos vermuthete Baplungsunfähfgtgjt als 
Verwandlungsgrund vorausſetzt. — 

24) ©. Organ. Manifeft von 1806, $. al, RB. ©. 23; 
Inſtruct. für das O Inſt Col. L Schat vom rfteh‘‘ Juli 
1806, 9. 7, Rebl. S. 895 Inſtrudt. fuͤr'das Medier Ddart. 
vom zaften Juni 1802, $. 21, wir &. "239. u 


ey 


s 173. 
. 3. Sefepbäger. 


Die Geſetzgebung für bie Verwaltung der Gerechtigkeit 
ft, obgleich der Staat aus ſo vielen verſchiedenen Beſtand⸗ 
theilen beſteht, dennoch für das ganze Königreich eine und 
diefelbe, indem bei Ermerbung neuer Gebietötheile immer fos 
gleich die Gefee des Stammlandes auch auf die neuen Am 
terthanen ausgedehnt wurden 5). Nur bie Rocalftatuten bins 
ſichtlich der Bauernlehen und das dſterreichiſche Eherecht, wel⸗ 
des in dem borberöfterreichifchen Gebiete beibehalten wurde, 

machen eine Ausuahme von der allgemeinen Regel. Selbſt 

die anfaͤnglich den Localſtatuten vorbehaltene Subſidiaritaͤt 

wurde durch das Geſetz vom 2oſten Sept. 1814 gaͤnzlich auf⸗ 

gehoben. — ‚Diefe allgemeine vaterlaͤndiſche Rechts Geſetzge⸗ 
20.. 
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bung iſt aber gegenwaͤrtig noch weder in Beziehung auf das 
Materielle, noch hinſichtlich des Verfahrens in einem wuͤn⸗ 
ichenswerthen Zuftande, und große Theile derfelben erfordern 
eine gänzlihe und eine befchleunigte Umänderung oder viel: 
mehr Begründung, Auch ift allerdings die Negirung, im 
‚Einverfländniffe mit der St. Verf. und auf Aufforderung ders 
felben 2), damit befchäftigt neue Gefegbächer in allen Thei⸗ 
len des Rechtes und feiner Anwendung ‚vorzubereiten... Moͤ⸗ 
gen die Bemühungen bald zu einem erwäünfchten Ziele fühs 
ven! — Bis zu deffen Erreichung befichen dann nun fols 
gende Normen: 


1. Sür das — Recht. 

In dieſem wichtigen Theile ſeines Rechtszuſtandes iſt 
Wuͤrttemberg vollkommen den meiſten uͤbrigen deutſchen Staa⸗ 
ten aͤhulich, d. h. es hat eine ſtuͤkweiſe Particular⸗Geſetz⸗ 
gebung uͤber einzelne beſtimmte Materien, in allen uͤbrigen 
aber gelten als ſubſidiaͤre Normen. das römifche, canoniſche und 
Iongobardifhe Recht. . Die einheimifche Geſetzgebung aber bes 
fieht aus folgenden Stuͤcken: . 

1) das erneuerte Landrecht des Herz. Württemberg 
"som ııten Juni 1610. Es enthält (ale dritte Redaction) 
- in vier Theilen Beftimmungen Über den Proceß, über Werträs 
ge, letzte Millensperordnungen, und Zuteflat- Erbreht. Da 
es felbft in dieſen Materien keineswegs erſchoͤpfend ift, fo 
reicht es weder intenſiv noch extenſiv aus ?); 

2) einzeln ergangene Verordnungen und Geſetze *), 


unter denen namentlich zu bemerken iſt das Notariat se 


Edict vom 29ſten Aug. 1819, und bie Vollziehungs⸗Verord⸗ 
nung vom 2aſten Mai 1826; ferner das aus ſechs ein⸗ 
zelnen Geſetzen beſtehende Syſtem der neuen Pfandg eſetz⸗ 
gebung, von den J. 1825, 1826 und 1823 3). 


4 


L 
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Ein eigenes Handel 8geſetzbuch befteht nicht, ſondern 
nur eine Wechſelordnung vom 24ftlen März 1759. ls 
fabfidiarifches Hecht gilt die Leipziger ———— 6), 


IL Fuͤr das Strafrecht. 

MWörttemberg gehört aud in dieſer Beziehung zn den 
Ländern des gemeinen Rechtes; d. h. es hat u 

1) als Sauptquelle die peinlige Halsgerihts 
ordnung Karls V., welcher nur in einzelnen Ziuen de: 
rogiren 

2) — ergangene Verordnungen —8 

Da nun dieſe letzteren nur ſehr fragmentariſche Vor⸗ 
ſchrifien enthalten, die Beſtimmungen der Earolina aͤber dir 
itzigen Auſicht von Strafpolitik groͤßtentheils widerſprechen, 
fo iſt die Praxis der Gerichte an die Stelle des: geſchriebe⸗ 
nen Rechtes getreten. Sie felbft aber aͤndert fich nach der 
herrſchenden Doctrin, und fo iſt in keinem Theile der Geſetz⸗ 
gebung ein folgerechtes und umfaſſendes Gefetzbuch fo fchr 
Beduͤrfniß ale gerade hier ®), von der, gewbhulich wohl 
„nicht hinreichend ins Auge gefaßten, Ruͤckſicht ganz zu ſchwei⸗ 
gen, daß die Verf. Urk. in $. 26 den Staaröbärger zu ber 
Sorderung "bereditigt, daß er nur noch in den von einem 
Geſetze beftimmten Faͤllen beftraft werden dürfe, ale Ge- , 
ſetz aber body wahrlid die ſchwankende Baidtegemonahelt 
nicht betrachtet werden mag. 

II. Zür das Eheredt. 

Hier iſt zu unterfcheiden zwiſchen Proteftanten und Ka⸗ 
tholiken. — Die erfteren haben ald Gefeh, die Ehes und 
EhegerichtsOrdnung vom dien April’ 1687, fo wie 
einzelne ſpaͤtere Verorbuungen 9); die Unzweckmaͤßigkeit dies 
ſes Geſetzes, namentlich in fo weit es das Verfahren bei 
Eheſcheidungen betrifft, ift fo allgemein anerlannt, daß cine 
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nene Geſetzgebung, zu welcher ſchon die Vorbereitungen ges 
troffen ſeyn ſollen, ‚nicht, lange ‚mehr enfichen Tann. — Fuͤr 
die Katholiken beſteht noch Feine: inkkndifche Ehe⸗Geſetzge⸗ 
bung, fondern fie werden, je nachdem fie. früher eine vors 
mals dfterreichifche Provinz waren, nach dem dfterreichifchen 
Geſche und fomit ansfchließend vom bürgerlichen Richter ben 
handelt; bewohnen fie. dagegen andere. heile des Königreis 
es, fo gelten für fie die allgemeinen canonifchen Sakuns 
gen, Auch hier dürfte eine gleichförmige neue Geſetzgebung 
zu erwarten fenn. 
IV. Fuͤr den Civil⸗Proceß. 

Die Gefeßgebung dieſes Theiles der Bechtövermaltung 
it in Folge der neuen Drganifation vom J. 1818 zum gro⸗ 
Ben Theile neu beflimmt worden; jedoch foll auch für fie 
eine neue Bearbeitung flatt finden, theild um die gemachten | 
Erfahrungen zu benuͤtzen, theil$ um bie einzelnen Theile mehr 
in Webereinftimmung zu bringen *°). Der Zeitfolge nach 
befteben igt folgende (wenigſtens zum SCheile . gältige 
Normen: , 

1) ber erſte Theil des Landrechtes; 

2) die (Ste) Hofgerichts s Ordnung vom often März 
1654 *1); 

3) einzelne, in ben mehrangeführten Sammlungen ents 
baltene, Verordnungen und Gemeinbeſcheide; 

4) die Fnftruction für den ııten Senat des Ober sus 
fligs Collegiums, vom 4ten Mai 1806 2); 

5) die Juſtruction für das Oberappellations s Tribunal, 
vom ten Mai 1806 Y3); 

6) die proviſoriſche Inſtruction für die Kreisgerichtedd⸗ 
fe, vom 24flen Dec. 1818 14); 

7) das IV. Edict vom Zıflen Dec. 1818 für die Mechtes 
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pflege in den unteren Jnſtanzen 10), nebſt dem, fie in ein⸗ 
zelnen Puncte abändernden, Landtagsabſchiede vom J. 1821, 
der Novelle vom 16ten Sept. 1822, und ber deklarator. Vers 
ordnung über das Verfahren bei ungenügend geführtem Bes 
wrife, vom gten Dec. 18245 | 

8) die proviforifche Verordnung den Rechtsgang in Civil⸗ 
ſachen bei den höheren Gerichten betreffend, vom 22. Sept. 
1819 "6); 

9) die Sportel⸗Geſetze vom ı6ten Juni 1821, und vom 
s’ften Juni 1828 ?T); 

10) das Executions⸗Geſetz von 1825 *®); 

V. Khr den EriminalsProcef: 

Die Gefeßgebung über die Urt des Verfahrens in Strafe 
fachen iſt lediglich einheimifchen Urfprunges, und befteht haupt 
haͤchlich aus folgenden Normen; 

1)y bie Criminal⸗Ordnung vom 4ten April 1732, Sie 
gilt wenigftens noch) in einzelnen Puncten 79); 

3) einzelne Verordnungen in den angeführten Sn 
lungen und im Meg. Blatte ; 

3) die Juſtruction für: den L Senat des Ober: Juftizs 
Eoflegiums (fpäter Eriminal, Tribunal), vom 8ten Mai 
1806 20); 

4) die Inſtructien Tür Griminalräthe vom 18ten Nod. 
1811 sY); 

5) das IV. Edict; 

6) das Recurs⸗Geſetz vom 26ſten Juni 1821 2), 
| Alle diefe einzelnen Geſetze dürften jedoch im kurzer Zeit 

antiquirt werben, indem die Erlaffung einer vollftändigen 
Strafe Prod: Ordnung ſchon weit vorbereitet if. Nachdem 
nämlich der (von v. Weber angefertigte) Entwurf einer 
Straf⸗Proceß⸗Ordnung für dad K. W. (Stuttg. 1820, 4.) 
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keine Billigung erhalten, auch ein neweres (von Ste ent 
worfenes) dem jurifiifchen Publicam zur vorläufigen Beur⸗ 
theilung mitgetheiltes Project, nämlich ber: Entwurf einer 
Straf⸗Proceß · Ordnung für das K. W. Stuttg. und Tuͤb. 
8.23), in den vom dem ſaͤmmtlichen hoͤhern Berichten des 
Landes, von der Juriſten⸗Facultaͤt and von zwei fländifchen 
Referenten verlangten Gutachten manche Ausſtellungen erfahs 
ren hatte: fo wurde der letztere Entwurf umgearbeitet, und 
fo der Ständeverfammlung übergeden. (S. denfelben in den 
Werk. der K. d. U. 1830, als 2ted a. o. Beil. H.) 


VI. $ür die freiwillige Gerichtsbarkeit. 

Auch für diefen Theil der Juſtiz⸗Thaͤtigkeit iſt eine neue 
umfaffende Gefeßgebung zu erwarten. Bis itzt find die haupt: 
ſaͤchlichſten Normen zerftreut im Landrechte, in der Communs 
ordnung, in einer General-VBerordnung vom 1gten Juni 1808 
(Rd. ©. 321), in den einzelnen neuen Geſetzen uͤber das 
Pfandſyſtem, namentlich aber endlich in dem Notariats⸗ 
Edicte vom 2gften Aug. 1819 (Rebl. ©. 561), und in der 
Verordnung zu deſſen Vollzichung vom zaften Mai 1826 
(Rh. ©. 275). Die, im IV. Ebdicte verſprochene ausfähr- 
liche Anleitung zur Behandlung folcher Gefchäfte ift bis itzt 
nicht erfchienen 24). | | 


ı) Die Verordnungen, durch welche die württ. Geſetze auf die 
neuerworbenen Landestheile ausgedehnt wurden, find: a) In- 
ſtruction für den II. Senat des O. Juſt. Colleg. vom sten Mal 
1806, RbL. ©. 39, $. 23; b) Inftruction für den I. Senat 
des O. Juſt. Colleg. vom sten Mai 1806,.RbL. ©. 65, 6.15; 
c) Nefeript vom ı2ten Febr. 1807, Rbl. G. 15; d) Geſetz 
vom ı2ten Sept. 1814, Rbl. ©, 527. — Das Iehtere Belek 
beftimmte die Grundfäge über Ruͤckwirkung, ift aber nament⸗ 
lich auch, wie oben fchon bemerkt wurde, auch befbalb von 
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großer Wichtigkeit, well dadurch bie frühere Eubfiblarität der 
Localſtatuten ganz aufgehoben wurde. &. über dieſes Letztere: 
v. Geongit, 'von-ber Rackauwendung neuer Geſetze (Arch. 
f. de. Praris, UL S. 145 18); einer: Moßt, — 
len und Wächter, Literatur; ©. abı. en 


3) Schon In frühpsen Beiten, hatte, die Nagirung hler — 


Beduͤrfniß gofuͤhlt, dem Zaſtanda are. Ghefahaehiung vum am⸗ 
faffende Geſetzbuͤcher nachzuhelfen, ſo Joßte z. B. ſchon im ıptem 
Jahrhundert ein Straf: Eoder. verfaßt werden; im 3. 1234 
wurde eine neue Bearbeitung des Landrechtes angeordneh na⸗ 
mentlich aber wurde in dem gegenwärtigen Jahrhunderte Man⸗ 
ches verſucht, Einiges wuͤrklich ausgeführt: Verſucht nämlich 
wurde ein Straf-Codex, ber aber nicht einmal zu vbligem 
Entwurfe gedieh, ferner eine Straf⸗Proceß e Ordnunga dit mes 
uisitens als Entwurf gedrudt werben Fonnte:.ausgefährb. gber 


das ate Edit. — Die St. Verf. war ber Yufiht, ‚daß, dleſe 


Bemuͤhnngen fortgeſetzt und vervollſtaͤndigt werden ſollten, und 

fie forderte wiederholt die Wegicung dazu auf: Im der Se 
Kung vom ı6ten März 1820 (f. Veth. der K. d. A. ö 4 
©. 349) wurde der Antrag, die Regkrung um Abfaſſung eines 
nenen buͤrgerlichen und. elaes: pelnllchen Gefehbuhes‘, "fo tule 
einer Civil, und einer Criminal⸗Proceß⸗ Ordnung zu vitten, 
in der Kammer ber Abgeordneten:mit vielem Beifäud!hufger 
nommen. Derfelbe Antrag wurbe von der Organtfations:Eork- 
miſſion in ihrem Berichte vom ı3ten Juni 1820 wiederholt 
(fe. Verh. der K. d. A. ated a. o. Beil. H. ©. 77 fg.), und 
endlich noch einmal ausgedrädt in einem Berichte der Aus: 
ſchuß⸗Commiſſion vom ı9ten Dec. ı820 (Ver h., ztes 4.0. 
Beil. H., ©. 145). In der Siäung vo ten März, 1821 
(Berh. H. 4, S. 331) wurde, mit e einzigen ahwel⸗ 
chenden Stimme, beſchldſſen die Anträge anzunehmen, „pie 
Mesfrung antwortete unter dem 17ten Juni, daß die Bearlel: 
tung eines Straf⸗Geſetzbuches und ber beiden Procep: Ordnun⸗ 
gen bereits theils beendigt, theils begonnen ſei; ein buͤrger⸗ 
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ches Gefegbuch verfprach file entwerfen zu laſſen. — Verge⸗ 
beus haben fih gegen. dieſe Anträge und Beſchluͤſſe erklärt: 
v. Georgti, über bie Mevifion des Clvllrechtes, Stuttg. 
1821, 8, und Säraber, Iſt die Abfaſſung eines Clvil⸗ 

Geſeztzbuches für W zu wuͤnſchen. Tuͤb. 1821, 8. Fuͤr die 
Abfaſſung nener Geſetzbuͤcher ſind dagegen (unter Mobdifitatio: 
nen verfteht ſich): Repſcher, über das Beduͤrfniß unferer 
Bett in ber Gefeßgebung. Stuttg. und Tuͤb. 1828, 8, und 
Mohl, Scheurlen und una in der „Literatur ’‘ 
©. 159 fg. 

3) ©, bie verfhlebenen Ausgaben des Landrechtes ſ. bei Weißer, 
Nachrichten, ©, 117 ſg., wozu itzt noch eine vom Jahr 1814 
kommt. 

4) Die älteren derſelben Anb in den befannten Sammlungen von 
Gerſtlacher, Hochftetter und Kapff, bie neuern aber 
im Reg. Blatte enthalten. 

5) Eine Geſchichte biefer Pfandgefepgebung, fo wie eine Kritik 
ber zahlreichen Werke, über biefelbe 1 in der angef. Lite 
ratur, ©, 188 fg. 

6) S. Weißer, Nachrichten über wirtt. Sefeße, ©. 172. 

2) S. biefelben in den in Note 3 genannten Gefeßesfammiun: 
gen; zu meiden bier noch fommen: H. Knapp, wärtt. 
Strafgefeße In Commerz⸗, Clvil⸗ und Pollzei⸗Angelegenhel⸗ 
ten. Tuͤb. 1811, 8.; Hofader, Ueberſicht der in Crimi⸗ 
nalſachen ergangenen Normalien und Verordnungen, in de fs 
Ten Jahrbuͤchern. 

8) Eine Darſtellung des wuͤrtt. Strafrechtes giebt: H. Knapp, 
dad württ. C alreht. Stuttg. 1828 und 29, I. III. 8. — 
Ueber ben 4. Zuſtand dieſes Theiles der Geſetzgebung 
iſt nur Eine Mimme, und wer auch ſonſt der Abfaſſung neuer 
Geſetzbuͤcher nicht hold iſt, muß wenigſtens für diefen Rechts⸗ 
theil ihre Nothwendigkeit zugeben. Hu bedauern it daher, 
daß trotz mander Vorarbeiten und Verſuche bis {gt kein Straf: 

Soder zu Stande gebracht werden konnte. Einen fchon ganz 
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audgearbeiteten Entwurf von Weber (Entw. eines Strafge⸗ 
ſedbuches für das K. W. Gtuttg. 1820. 4.) wurde keine weis 
tere Folge gegeben, und bie neuerdings zufammengefeßte Com⸗ 
mifflon. hat noch Fein Ergebniß ihrer Arbeiten bekannt machen 
men. Doch iſt, bem Vernehmen wach, die Arbeit ſchon 
weit vorgerädt, und Tann vielleicht ſchon dem nähften Lands 
tage zur Beurtheilung vorgebracht werden. S. auch über dies 
fen Gegenftand die „Literatur S. 125 fg. ferner: 
Hofacker, Geſchichte ber Criminalgeſetzgebung and Crimi⸗ 
nalrechtspflege in W. (in de ſſen Jahrbuͤchern, Bd- J, H. 1, 
und Bd. II, H. 1.) 


9) Diele fpdteren Reſeripte find in ben — Samm⸗ 
lungen zu finden, vorzuͤglich vollſtaͤndig aber bei: Hartmann, 
Chegefehe bed Herz. W. Gtuttg. 1796, 8. — Eine, freilich 
manchen Wunfch unerfült Iaffende, ſyſtematiſche Bearbeitung 

des w. Cherechtes giebt: Reinhardt, Eherecht für bie — 
teftanten des K. W. Stuttg. 1814. 8. 


10) Eine Geſchichte ſowohl der Sinftptoceß-Gefeßgebung als der 
Gerichtönerfaffung f. In ber öfter angeführten ‚, Literatur” ©, 
268 fg. Gpftematiihe (freilich fehr ungenägende) Darftelluns 
gen des Civilproceſſes aber enthalten folgende Schriften: 
Smelin, bürgerlihe Rechtsanwendungskunſt u. ſ. w. Stuttg. 
1825, 8.5 Rieger, Edict über die Rechtspflege In ben uns 
tern Inftangen u. ſ. w. Stuttg. 1825, 8. (im J. ıda7 ers 
hieit die Schrift den neuen Titel: Handbuch der Civil- und 
Criminal⸗ Rechtspflege u. ſ. w.); Handbuch für Untergangsriche 
ter. üb. 1830, 8.5 Rieger, Srundfäge der ftreitigen Ci⸗ 
vilrechtd: Verwaltung bei den höheren Gerichten. Gtuttg. 
1830, 8, ' 

11) Sie iſt abgebsudtt In den Allerhand Ordnungen. 

12) RbL. ©. 35 fg. 


13) Rbol. S. 3 fs. 
14) Anfänglich bios als Manuſecript abgedruckt, und an bie Ge⸗ 
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richtedoͤfe verthellt, ist aber aligemeln befannt gemacht in 
a facherꝰs Jahrbuͤchern, IN, 2, ©. 242 fg. 
15) ©. daffelbe Im Rbl. von 18195 -aud find mehrere befons 
dere Abdräde deffelben erfchlenen. — Folgende Schriften be- 
ſchaͤftigen fih mit dem Gegenftande: Weber die Veraͤnderung 
se bärgerligen Rechtsverwaltung in eriter Inſtanz, Stuttg. 
1818, 85 Gutgemeinte Phantaſieen, veranlapt durch die Schrift: 
Ueber die Veränderung u. fe wm. Tuͤb. 1819, 8.5; Sriefin- 
ser, &.d. Juſtizorganiſationen ber neuern Seit. Tüb. 1820, 8.5; 
Ueber die Zuftiz= Verfaffung der eriten Gerichtsinſtanz im K. 
W., Eßl. 1820, 8.5 Malblanc, unparthellfhe Bemerkun⸗ 
gen über das IV: Edict. Stuttg. 1820, 8. Cine Veurthel⸗ 
‚Jung dieſer ſaͤmmtlichen Schriften aber f. in ber „Riteratur‘‘ 
© 288 fg. 
RU. S. 577 fe. 
19 * bi. 821, ©. 349 und 1828, ©. 483. — Mon dem letz⸗ 
. ‘teren Geſetze giebt es auch einen befondern Abdruck, Stuttg. 
. . Bei, Moaͤntler, 1828, 35 — vergl. auch noch die Inſtructlon 
‚zu Vollziehung bed allgemeinen Sportelgefeßes, vom z5ften 
3; Fehr 1829, RbL ©. 74 
Mb ©. 279. - 
19) S, biefelbe bei Gerſtlacher. 
20) Rbl. ©. 53 fe. 
21) RL. S. 625. 
22) Rbl. ©. 369. 
23) Es iſt diefes das erfte Beiſpiel der von der St. Verf. meh⸗ 
reremale verlangten allgemeinen Bekanntmachung eines Geſetzes⸗ 
Entwurfes, zum Behnfe der von einzelnen unaufgeforberten 
Sadwerftändigen zu erwartenden Kritik. Cine ſolche Oeffent⸗ 
llehkeit kaͤnn nicht anders als von Nußen feyn, denn unver- 
ſtaͤndige Beurtheilungen niht zu beachten fteht fie ja ganz In 
ber Hand ber gefeßgebenden Gewalt. Und warum fol denn 
alle Sachkenntniß, und alle gefebgeberifhe Weisheit bios bet 
einigen Beamten und den Mitgliedern der St. Verſ. ſich be: 
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finden? Daß biefer erite Beriuch keine bedentendere Unsbente 
gewährt het, fit bioßer, ein andermal hoffentlich wicht wileder⸗ | 
Schrender, Zufall. 

24) Bolle y's Entwurf einer Amtsinſtruction file bie Berlätt 
barteir im 8. W., Stuttg. 1821, 8., iſt blofe Privatarbeit, 
son der nicht zu beſtimmen iſt, ob und in wie welt fie die ges 
ſetzliche Sanction erhalten fol und wird. Vergleiche über 
das Ganze oben $. 168, Note 5. | 

X 


8. 17. 
Die Advocaten⸗Ordbdunung. 


Das natuͤrliche Recht des Staatsbürgers, ſich in feinen 
Angelegenheiten an die betreffenden Behörden felbft, muͤnd⸗ 
lich oder fohriftlih, zu wenden und feine Bitten au ſtellen; 
ebenfo das weitere natürliche, und auch vom Staate im Alls 
gemeinen anerfannte Recht eines jeden formel hiureichend 
ausgebildeten Bürgers, Andere in deren Auftrag bei dem 
Behörden zu: vertreten, hat die wuͤrtt. Gefeßgebung mandıs 
fach beſchraͤnkt bei den gerichtlichen Gefchäften. Krines⸗ 
wegs darf jeder in allen feinen eigenen, ober in fremden ihm 
aufgelragenen Sachen vor Gericht handelnd auftretin, fons 
dern es ift dazu die Erfüllung gewißer Bedingungen erfors 
derfih. Die Sorge für den Unterthanen, dem durch unbes 
rufenen und unverftändigen Rath und Wortrag in feinen Mechtes 
gefchäften unwiderbringlicher Nachtheil zugefügt werben Fdnns 
te, fo wie die Sorge für Erleichterung der richterlichen Eins 
ſicht und Entfcheidung, rechtfertigen dieſe Vorſchriften al⸗ 
lerdings; jedoch nur unter der Bedingung, daß dieſelben 
auf ihres Zweck beſchraͤnkt ſind, d. h. nur dahin zielen, der 
Regirung die Ueberzeugung von der intellectuellen Faͤhigkeit 
des Bittſtellers zu geben. Sie dürfen alſo nicht ſo well ge⸗ 
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hen, daB bem zur Rechtebertretung an ud Tür ſich Inbelfer- 
tue md: moraliſch Faͤhigen der Eintritt in dieſe Ranfbahn 
durch uundthige, z. B. nur der Regirung wätliche, Wedine 
gungen erſchwert wird 2). — Aus der folgenden Darſtelluug 
wird ſich ergeben, in wie fern bie wärtt. Geſetzgebung dieſen 
Unforderungen entfpricht. 

In Ermanglung einer gefeßlihen Norm 2) ift bis 
ige die V. D. vom 6ten Nov. 1822 die Hauptvorſchrift 3). 

Nach derfelben theilen ſich die Nechteanwälts«in zwei 
Claſſen, in die Procuratoren bei dem Dbertribunale und 
ben Kreisgerichtöhbfen, ‚und in die Nechtsconfulenten, 
welche zunächft zu der Praris bei den Oberamtögerichten bes 
flinmt find, Außer ihnen ift Niemand beredhtigt, die nach 
den beſtehenden Geſetzen von einem Advocaten zu beſorgenden 
juriſtiſchen Geſchaͤfte vorzunehmen. 

Ueber ihre Mechtöverhättitiffe iſt Folgendes beſtimmt: 

i) Seowohl Procuratoren als Rechtsconſulenten werden 
vom Könige ernannt, beim Juſtizminiſterium immatticnlirt, 
und bei dem betreffenden Gerichtshofe beeidigt. Als noth⸗ 
wendige Bedingung der Ernennung ift bie Erfichung der beis 
ben Pruͤfungen im Juſtizdepartement, fomit auch die Erftes 
bung des einjährigen Referendaͤr⸗Dienſtes ausgefprochen, 
allein wenn das Vorhandenſeyn diefer Befaͤhigung nachges 
wiefen iſt, auch dem Bewerber Fein gemeinrechtliches Pine 
berniß im Wege ſteht, fo kann ihm die Erlaubniß u ver⸗ 
ſagt werden *). 

2) Beide werden von der Regirung als Staatsdiener im 
weiteren Sinne bes Wortes betrachtet, und haben ſomit einen 
beſtimmten Rang und eine Dienſtkleidung, find dagegen aber 
gu) in Betreibung eines Gewerbes, in der Annahme eines‘ Ges 
meindes, Eorporationd s oder Patrimoniats-Amtes beſchraͤnkt. 
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Erfterts wird ihnen gar nicht, letzteres nur dann gefkatiet, Wiens ' 
die Geſchaͤfr Heſdelhen mit denen eines Rechtsanwaltet wege 
traͤglich, oder wicht. ſo zahlreich ſind, daß fie alle Zeit des Be⸗ 
dieaßesen. in Auſpruch nehmen würden 5). Auch beduͤrfen fie 
Urlaub bei längeren Entfernungen von ihrem Woyufibe es .:.: 
3) Mit der Annahme eines beſoldeten Staatsamtes tw 
loſcht die Befähigung zur Advocatur für -bie Daues der Bes 
Meidung diefes Amtes. Bei einen: ehrenvollen Austrittes aus 
demfelben kaun aber dem bisherigen: Beamten: fein. Muͤcktritt 
in die Zahl der Rechtsconfalenten. nicht verweigert werben, 
Wenn dagegen von ber zuftändigen .Gerichtsbehörde der. Bers 
Inft des Amtes aus einem Grunde aufgefprochen wurde, wel⸗ 
der nach den Gefeßen auch die Ausfihlieinng don ber Advo⸗ 
catur zur Folge hat, fo findet ein Nädtrtt im dieſen Stand 
nicht mehr flatt. Mangelhaft ift bei diefer Beſtimmung nur, 
daß bis itzt nirgends klar außgeſprochen iſt, welcheß bie 
Verbrechen und Strafen find, bie zur Beſchaͤftigung eines 
Rechtsanwaltes unfaͤhig machen. Nach der Analogie hürften 
es diejenigen ſehn, welche einen, Staatsdiener zur fexneren 
Bekleidung eines Amtes unfähig mahen 7. - - „nn. 
4) Die Aushbung der Rechtspraxis ift weder an ben 
Ort des Aufenthaltes, noch an beftimmte Gerichte gebunden ; 
jedoch mäffen Proceffualeingaben bei einem höheren Gerichte, 
wenn fie nicht don einem der Procuratoren beffelben verfertigt 
find, wenigftens von einem ſolchen geprüft und unterzeichnet 
feyn. Diefer ſteht fodann für Form und Anftand der Einga⸗ 
be 8), Nur bei den Ehefcheidungen haben die Procuratoren 
ausſchließend das Recht vor Gericht zu ſtehen, ſ. oben $. 170. 
5) Die fämmtlichen Rechtsanwälte, haben die Pflicht nach 
der Meihenfolge die Armen, Procehe und die Vertheidigungen 
von Amtswegen, wenn der zu sertheidigende nicht felbit 
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wählte, zu Übernehmen, und zwar bie Procuratoren bie Ars 
men=Procefle bei den Gerichtshoͤfen, bie Rechtsconfulenten bie 
bei den Oberamtsgerichten im Kreife ihres Wohnortes andaͤn⸗ 
gigen Rechtsſachen. Die Vertheilung beforgt der vom Staate 
dazu aufgeſtellte Vorftand. der Procuratoren ?). 


1) Auch ang politifhen Gränden iſt ein unabhängiger Advora⸗ 
tenftand in einem Rechtsſtaate — namentlich wenn dieſer eine 
Volksvertretung hat — ſehr wuͤnſchenswerth. 

2) Der ſtaͤndiſche Ausſchuß hat ſchon zu wiederholtenmalen in 
ſeinen Rechenſchaftsberichten darauf angetragen, daß wenig⸗ 
ſtens einige, genauer bezeichnete, Puncte der V. O. vom 6ten 
Nov. 1822 zur ftändifhen Verabſchledung gebracht werden moͤch⸗ 
ten; f. ıfles a.o. Beil. H. 1824, ©. 8ı, und iſtes a. o. Beil. 
H. 1826, ©. 32. Die Kammer der Abgeordneten iſt auch 
vollftändig darauf eingegangen, und hat die Regirung wieder⸗ 
holt darum gebeten, ſ. Verb. 1824, H. 7, ©. 352, und 
1827, 9. 7, ©. 1799. Allein da die Kammer der Standes⸗ 
Herrn biefe Anfiht im Allgemeinen nicht theilte, f. Verb. 
der K. d. St., 1827, H. 3, S. 360, fo ſcheinen bie Anträge ber 
Wahlkammer lange des nöthigen Eindrucks entbehrt zu haben; 
wenigfiens wurde erft unter dem 16. Jänner 1830 eine Ant: 
wort ertheilt, f. Verb. der K. d. A., 1830, 9. 1, ©. 18. 
Diefes Geheimeraths-NReſcript beftritt zwar die Anfidt, ale 
ſeien die In Stage ftehenden Puncte Gegenftand der Geſetzge⸗ 
bung, allein es gab In materieller Beziehung in ber Haupt: 
fahe nah, und fo trug die mit dem Berichte über das Mef: 
eript beauftragte Commiſſion darauf an, die Sache als erles 
digt zu betrachten, ſ. daſ. H. 2, ©. 459 fg. 

3) Rbl. S. 821. 

9) ©. das Geh. Reſcr. vom ı6ten Jaͤnner 1930. Durch diefe 
ausdruͤckliche Verfiherung der Regirung, keinem gefeglih Be: 
fähigten die Erlaubniß zur Praris willkuͤrllch zu verfagen,, fit 
eine — und gewiß gerechte — Hanuptausſtellung ber X. d. U. 

gegen 
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gesen bie V. O. vom 6ten Nov. 1822 weggerdumt. Denn daß 
der Staat fib von den Kenntniſſen der Rechtsanwaͤlte über: 
‚zeugen will, bedarf wohl Feiner Vertheidigung; ebenſo laͤßt 
fih wohl nicht in Abrede ziehen, daß er das Recht hat, bie 
Leiſtung des Neferendär: Dienftes von dem künftigen Advocas 
ten zu verlangen, da die Eritehung deffelben, als die noth⸗ 
. wendige Ergänzung der Univerſitaͤts-Studien, und fomit als 
wefentlicher Theil der Rechtsbildung angefehen werben muß. 
6) ©. die V. O. vom sten Nov. 1826 an verfchledenen Stellen; 
binfichtlic des Verbotes aber, ein Gewerbe zu betreiben f. 
3.8. den (ungedr.) Erlaß des Juſt. Min. v. 1. Aug. 1827. 
— Webrigens fheinen hier die richtigen Grundſaͤtze nicht feſt⸗ 
gehalten zu feyn, wenn Procuratoren und Rechtsconſulenten 
gleihmäßig behandelt werden. Procuratoren fönnen zwar, firens - 
ge genommen, ebenfalls niht ald Etaatsdiener betrachtet wers 
den, denn fie beforgen Keine Gefchäfte des Staates, ſondern 
die der Privaten; allein da der Staat eine fo große Bes 
fchränfung der Rechtsauwaͤlte, welche bei den höheren Gerich⸗ 
ten auftreten bärfen, für gut findet, da fomit die grocurato⸗ 
ren vom Staate einen bedeutenden Vortheil erhalten, da ſie 
ſich ferner um dieſe Stelle melden: fo kann ihnen Auch ohne, 
Unbilligkeit zugemuthet werben, daß fie ihre ganze Zelt der 
Rechtspraxis widmen müffen. Anders ſcheint es fih aber mit 
den Rechtsconſulenten zu verhalten. Diefe find in keinem . 
Galle Staatsdiener, und die biofe Erklärung der Regirung, fie 
als folhe betrachten zu wollen, kann von keinen Folgen ſeyn; 
wohin würde diefer Sag führen koͤnnen? Es konnte Ihnen alfo 
rechtlich s gültig durch eine blofe Werordnung das jebem un: 
bedienfteten Staatbürger zuſtehende Kecht, feinen Stand: und 
Gewerbe frei zu wählen, nicht befchränft werden, Ihre Im⸗ 
matricufation heißt nichts, als daß der Staat fie befähigt er⸗ 
funden habe, und alfo zur Fuͤhrung von Nechtögefchäften er- 
mächtige. Allein zwingen kann und will er fie kelneswegs da⸗ 
zu ( Armen » Proceffe und Official: VWertheidigungen ausgenom⸗ 
Mohl Staatsreht IL, si 
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men); fre Belt gehört völlig Ihnen, Wenn ıfın ber Rechts. 
conſulent gar Nichts arbeiten darf, fo bald er will, warum 
ſol er etwas Nuͤtzliches nicht arbeiten dürfen? Ueberdieß if 
noch zu bemerken, daß ber $. 7 der Dienftpragm., welcher 
den Staatsdlenern den Betrieb eines Gewerbes unterfagt, 

dleſes Verbot ausdrädiih auf Staatsdiener im engern Sinne 
befchränft, wozu die —— beider Klaſſen keineswegs ge⸗ 
hoͤren. 


6) Bemerkungen gegen dieſe Beſtimmung f. in den V erh. ber 
K. d. A., 1830, H. 2, S. 462. 


7) S. das Geh. Reſcer. vom ısten Jänner 1830, und. den 
ftändifhen Commiſſions⸗Bericht über daſſelbe. Mor diefer Res 

girungs-⸗Erklurung ſchien ed, als 0b auch bei einem ehrenvol⸗ 
fen Austritte aus dem Staatsdienfte die MWiederergreifung 
der Advocatur von willkuͤrlicher Gnade abhängen follte. 


8) V. O. vom sten Nov. 1826, $.z nnd 8. — Es iſt ſchon haͤu⸗ 
fig in Zweifel gezogen worden, ob diefe Procura, welche die . 
Proceffe nicht unbedeutend verthenert, nothwendig fel; und es 
fheint allerdings, daß ſich der Gerichtshof eben fo leiht an 
den fchriftverfaffenden Nechtsconfulenten, als an dem mituns 
terzeichnenden Procurator halten könnte. 


9) ©. die angef. B.D. Ueber die — an und für fih unbedeu- 

. tende — fire Belohnung der Vorftände der Procuratoren ent» 

» fanden fehr ernftlihe Zwiftigkeiten zwifhen der Kammer der 
Abgeordneten und dem Juſtiz⸗Miniſterium, |. Verb. der K. 
d. X. 1826, ıfted 0.0. Beil.H. S. 2345 H. 5, S. 1374 und 
1551, H. 7, ©. 2013. 


v 








323 
3weiter Abſchnitt. 


Die dem Juſtiz⸗Miniſterium nicht untergeord⸗ 
nette Rechtspflege. 


$. 175 / 


Die bieher nach ihrem Geſchaͤfts⸗Amfauge gebildete, 
in ihrem Complex das SJuftiz s Departement bildenden, Ge⸗ 
richtsſtellen, ſind nun aber keineswegs die einzigen Behoͤr⸗ 
den, welchen ber Staat die Verwaltung der Rechtspflege 
anvertraut hat; fondera noch eine bedeutende Unzahl ander 
‚ ver Bebbrden ift mit einzelnen Zweigen ber Juſtizverwaltung 
beauftragt. Theils find diefelben eigentliche Gerichte, wel. 
he jedoch die Verf. Urkunde oder ein Geſetz von der Oberanfs 
ficht des Juſtiz⸗Miniſters erimirt, theils aber find es Ver 
waltungsftellen, denen die Sefeßgebung — freilich mit 
Unrecht — beſtimmte Rechtsgegenſtaͤnde, namentlich Straf⸗ 
ſachen, überträgt, ohne fie in biefer Beziehung ihren ges 
wöhnlichen Auffichts und Zeitungs s Behdrden zu entziehen. 
Alle diefe Behörden find jedoch nur als Ausnahmen von der 
Regel zu betrachten, und es muß ihr Geſchaͤftskreis ſtreng 
buchſtaͤblich ausgelegt werden *). 

1. Eigentliche Gerichtsſtellen, welche aber dem 
Juſtiz⸗Miniſterium nicht untergeordnet ſind: 

1. Strafgerichte: 

a. der Familienrath fuͤr die Mitglieder des Puigliden 
Hauſes ?); 

‚b. das den Häuptern ber Randesherrlichen Familien i in Eris 
minalfachen bewilligte Beriat von Cbenbärti- 
gen °); , 

daB Hofgericht, und feine Aufſichts⸗ und Recurs⸗ 
. Behörde der Oberhofrath, ſ. daſ. ©. 233 fg. *); 
DI... 
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a. die akademiſchen Strafbehdrden, nämlich das 

Mectorat:Unst, die Difeiplinar-Commiffion und der Senat. 
Sie haben, in verſchiedenem Neffort, diejenigen Vergehen 
von Studirenden zu befirafen, welche entweder mit dem 
eigenthämlichen Verhaͤltniſſen derfelben in Verbindung 
fichen, 3. B. alfo Ordensgeſellſchaften, Derrufe, oder 
welche durch die akademiſchen Gefege mit einer eigens 
thhmlichen Strafe belegt find, 3. B. Jujurien, verbotes 
ne Spiele, Unzuchtövergehen u |. w. Ein Recurs fin 
det gegen Die Ausfpräche des Rectots nit, wohl aber 
gegen. die der un und des Senates 
ftatt °). 

e, die sie fe über dieſe unten 
6. 250, _ 

2 Eivilgerihte: 

a. das Hofgericht, jeboch nur in liquiden — 
hen 0); 

b. das Rectorat⸗ Amt in Tuͤbingen in eben ſolchen 

,Schuldſachen gegen Studirende 7). 
c. die MilitärsCivilgeridte; 

d. das Salinengericht in Hall, beſtehend aus einem 
rechtsgelehrten Affeffor al& Vorſtand, dem Halpfleger, 
zwei Halmeiſtern, und einem Genealogiften. Es bat 
in den, Aber die Vertheilung der an die Salineus Bes 
rechtigten zu bezahlenden Staatörente zu entfcheiden ; 
die Appellation geht am ben betreffenden Kreisgerichts⸗ 
hof *). 

3 q0 Freiwillige Fkridtebarkeit: 

a, das Hofgericht, ſ. a. a. O.; 
b. de Militaͤrgerichte in einzelnen Be fx dieſel⸗ 
ben ebenfalls a. a. Di. | 
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H. Berwaltungsfichten, | weißen. Oirafae 
richt barkeit zuſteht: 

Eine der größten Anomalien 'in dem wuͤrtt. Verwaltungs⸗ 
Drganismins iſt es ohne Zweifel, daß den eigentlichen Vers 
waltungsſtellen ein dem Umfange, und ſelbſt dem Strak⸗ 
maas wach bedeutendes ‚Strafrecht eingeräumt if... Daſſelbe 
geht Teineswegs bloß gegen die ihnen untergeordneten Beamten 
in Faͤllen von Dienſtvergehen, (denn eine ſolche Diſciplinarge⸗ 
walt ift in ‘einem Staate, welcher auch den‘ Verwaltungs; 
beamten feines Amtes fo! ficher. macht, Doppelt ndthig zur 
Aufreshterhaltung der Dienftpoligei ;) fonberu gegen ben Staats⸗ 
büyger überhaupt. Diefe verfchiebenen Behdrden — und 
ihr Strafreflort, find folgende: 

1. Der erfe.. ‚Drißvorficher und ber Gemeinde 
zath ‚haben: diefelde Strafcompetenz in Local s Polizeifas 
hen, in welchen, ſodann ber Mecurs au das — seht; 
wie im Juſtiz⸗Strafſachen, ſ. $. 171. 

2. DenDberämtern ſteht eine dreifache Strafgewalt zu: 


a, fie bilden die R ecursinſtanz für bie — — 
lichen Strafurtheile: 

b. fie find mit polizeilicher Strafgewalt handen: — 

Es iſt ihnen naͤmlich die Unterſuchung der (ämmtlichen 
Polizei» Vergehen anfeimgegeben, bie Beſtrafung ber; 
felben aber, wenn die arbitraͤre Strafe 10 Thaler oder 
8 Tage Gefaͤngniß, und die Legalſtrafe oder Confisca⸗ 
tion, 50 fl. nicht Aberfleigt. Der Begrif der Polizeis 
Vergehen it dabei ungebürlich weit geftecht, indem Vers - 
bals und Neals Injurien, erfte einfache Diebflähle und 
Betruͤgereien unter 10 fl., Spielexceſſe, Wucher, Scor⸗ 
tationen, Ungehorſam gegen bie Rekrutirungégeſetze, 
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darunter gehoͤren. Concurriren ſchwerere Verbrechen mit 
folden Handlungen, fo geht bie Unterſuchung au bie 
Dberamtegerichte Über 2); 


©. endlich noch haben fie bei Ücbertretung von — 
ſetzen Competenz. Sie unterfachen namlich nicht. nur 
die Verlegungen der Zolls, Wirthſchafts⸗, und Acciſe⸗ 
Vergehen (letztere gemeinfchaftlich mit den Cameral⸗Aeme⸗ 
tern), fondern fie beftrafen fie auch innerhalb ihres Mefs 
forte, Ueberſteigt die zuzuerkennende Strafe daſſelbe, 
dann tritt die Strafgewalt.der höheren Finanzſtelle ein.29). 


Die flandesherrlichen Aemter haben denfelben Wuͤrkungs⸗ 
kreis in Straffachen wie die Fönigl. Oberämter , jedoch mit 
der Ausnahme, daß den letztern die Unterfuchung und bestes 
bungsweife Beftrafung aller Vergehen gegen die höhere Pos 
lizei, die allgemeine Staatsverwaltung "und die Sinanzgefeße 
verbleibt. Aus dem leßtern Grunde gehören. namentlich gum 
Meffort der Oberämter auch alle diejenigen Polizeigefetge, des 
ven Verlegung mit einer Confiscation bedroht ift. 


3, Die Oberforftämter find befugt bei Webertretung 
der Forſt⸗ und Jagd-Geſetze Geldftrafen bis zu 10 fl. und 
Sreiheiteftrafe bi6 zu drei Tagen zuzuerkennen, wobei die an 
‚Einem Rugtage gegen denfelben Ercedenten erkannten Stras 
fen nicht zuſammengerechnet werben (f. ungedr. Finanz⸗ 
Minift. Erlaß vom 27. Mai 1819), Die Abruͤgung gefchieht 
anf den vierteljährigen Ruggerichten; bie pflihtmäßige Ans 
gabe des Forſtperſonals gilt im Falle eigner Beobachtung ale 
Beweis. Recurſe und Nachlaßgefuche geben an die Kreis 
Finanzkammern. — Bon ber Gerichtsbarkeit der Forſtaͤmter 
find übrigens dreierlei Arten von Walderceſſen ausgenommen. 
Einmal nämlich, wie ſchon oben $. 171. bemerkt ift, bes 
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ſtimmte Exceffe in Gemeinde⸗ Waldungen. Zweitens ge⸗ 
wiſſe Verfehlungen gegen die Forſt⸗ und Jagd⸗Geſetze, wel⸗ 
che dem eigentlichen Gerichten zugewieſen find, nämlich Wild⸗ 
‚biebereivergeben ‚ Waldbrande, Entwendung aufgellafterten 
Holzes, MWiderfeglichkeit gegen Forſtbediente. Drittens end⸗ 
lich diejenigen Waldvergehen, welche zwar der Gattung nach 
zum Reſſort der Forſtaͤmter gehoͤren, deren Beſtrafung aber 
ihr Strafmaas uͤberſteigt. Solche find ben Kreis: Sinanz- 
Tammern vorzulegen 12), ' 

4 Die Kreisregirungen haben eine Strafbefugs 
niß bis zu 50 Reihsthakern und drei Monaten Polizeihaug, 
oder Feftungsarreft 22). Dem Gegenftande nach erſtreckt fi 
ipre Competenz über alle und jede Polizeivergehen. | 

5. Alle übrigen Central⸗ und Mittelftellen has 
ben eine Strafgewalt bis zu 20 Reichsthalern und 14 Tagen 
Gefaͤngniß. 

Als einziges Rechtsmittel ‘ gegen bie Straferfenntniße 
aller diefer Verwaltungsftellen Üft der außergerichtliche 
Strafrecurs feftgefeßt; f. hber denfelben Thl. J. S. 143g. 


1) ©. oben |. 167. 

:. 2) Das. Nähere ſ. oben hl. % S. 356 fg., namentlich in 
Note 2. 

3) ©, ebenfalld oben Thl. J ©. 401. — Mm Beziehung auf 
dieſe Ausnahme von der allgemeinen Gerichtsverfaſſung kann 
ber Gefeßgebung Fein Vorwurf gemacht werden, indem es 
bier nicht von ihr abhleng, die Beſtimmung nah Willkuͤhr zu 
treffen, da bie deutfche Bundes. Acte den Standesherrn dieſes 
Recht einraͤumt. 

4) Eine nähere Darſtellung der Competenz bes Hofgerichtes und 
bes Oberhoftathes ſ. bet Hufuagel, Gerichtsverfaſſung, ©. 
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553 fü. — Als einziger Rechtfertigungsgrund für dad Daſevn 
diefer anomalen Behörde, wirb die daraus hervorgehende Bes 
quemlichkeit angegeben. Es wird wohl keiner Ausführung bee 
dürfen, daß biefer Grund nicht gureicht, Ze näher dem Thry⸗ 
ne, je mehr fft eine Abweichung von den Grundgeſetzen zu 
bedauern. 

5) Ueber dieſe Jurisdiction der akademiſchen Strafbehörden ſ. 
das Organiſche Statut für die unkverſitaͤt, vom 18. Jaͤn⸗ 
ner 1829, im Rbl. ©. 19, vergl. mit der revidirenden V. O. 
vom 18. April 18317. — Nicht von Jedem möchte naments 
lich die Frage beiaht werben, ob bie Beſtellunz folder Aus⸗ 
nahmsgerichte für die Studirenden mit dem $. 26, der V. U, 
welcher verordnet, daB „Niemand feinem ordentlichen 
Michter entzogen, und anders als mit geſetzlichen Strafen 
belegt werden bürfe, übereinftimme? Bequemer zur Aufrechts 
haltung des Ordnung mag allerdings bie itzige Einrichtung 
feyn, aflein Bequemlichkeit kann nicht gogen einen Yanct der 
WV. U. angeführt werden. Beſondere Diſciplinar-Einrichtun⸗ 
gen kann allenfalls die eigenthuͤmliche Beſchaffenheit einer 
finiverfitdt rechtfertigen, nicht aber heſondere Gerichte. und 

Straf-Verpordnungen. Gergde dem jungen Mange 
follte, aud durch feine eigene Behandlung, Achtung gegen bie 
Verſaſſungsgrundſaͤtze eingepraͤgt werben. 


6) &. den Auszug ans der Hofgerichts⸗Inſtructlon, vom 14. 
Aug. 1817, Rbl. ©. 397, 


IS. Note 5 


8) Ueber die ganz finguldren Verhaͤltniſfe diefes Gerichtes, fa 
wie die feiner Competenz unterliegenden Sachen f. Dufnas 
gel, Belguhtung der In Beziehung auf die Saline Schwaͤbiſch⸗ 
Hal beſtehenden Rechtsverhaͤltniſſe. Tuͤb. 1837. 8. Am mes 
nigften vielleicht iſt einzufehen, warum die ſes gnomale Ges 
richt beftehen gelaffen wird. Die große Verwicklung der Rechter 
verhaͤltniffe unter den Galinen s Berechtigten iſt doch gewiß 


sg - — 
fein Grund. Warum ſollte ſich das Oberamtsgericht nicht 
eben fo gut damit bekannt machen können? — Das yon Hufe 
angel, in der „Gerichtsverfaſſung“ ©. 557 fg. nad weiter 
aufgefährte Bergamt In Chriſtophsthal iſt durch V. D. vom- 
13. Der. 1830, Rbl. G. 541, als Juſtiz⸗Stelle ganz anfses 
hoben worden. 
9) S. Verwaltungs⸗Ediet vom 1. März 1822, 9. 98 — 105. 
Rekrut. Geſetz, vom 10. Febr. 1828, Art. 56, NHL. Nr.85 
Edtet. IV, 5. 198. vergl, auch Shrifttiep, Menet, pract. 
Handbuch. I, S. 168 fg, 
| 10) V. D. vom 26. Sept. 1828, bie Verkuͤndung der Vereins⸗ | 
| Zollordnung betreffend, $. 110 und 113. Rbl. No. 615 Gefer 
fiber. die Wirthichaftsabgabe v. 9. Juli 1829, Urt. 43, V. O. 
©. 269; Inſtruction zur Bollziehung derfelben, $. 21, 24, 31, 
- RL, ©. 5395 Ge fen über die Accisabgabe v. 18. Juli 1834 
4. 18, Rd. ©, 4995 Juſtruction an die Hber = und Kameral⸗ 
Aemter in Betreff der Unterfuchungen ber Pechfeyergeben , v. 
19. Juli 1826, RbL ©. 351, 
„m Bergl. unten $. 277. 
12) S. die Gen. V. O. vom 8. Mat 1818, die Strafbefugniß der 
verſchiedenen Staatsbehoͤrden betreffend, MdL ©. 317. 


weite Abtheilung. 
Berwaltung ber Polizei, 


6. 176 
Allgemeine Grundſaͤtze. ; 


Ein materiell eben fo wichtiger, und dem Umfange nad) 
nöch bedeutenderer Theil der Staatsverwaltung als die Rechtes 
pflege ift die Handhabung der Polizei. Diefe hat (vergl. 
Tbl. J. S. 8 fg,) den Zweck, durch gemeinſame Auſtrengun⸗ 


⸗ 


N t 


- 





© ’ 330 


gen und dffentliche Anſtalten die aus der Uebermacht äußes 
rer Hinderniße (nicht aber aus dem unrechtlichen Willen ans 
derer Menfchen) entfpringende Bewegungen der erlaubten 
Freiheit des Staatsbuͤrgers wegzuräumen. Sie umfaßt das 
bei das ganze menfchliche Leben , und forgt alfo für die phy⸗ 
» file, für die moralifche Perſoͤnlichkeit, endlich für das Vers 
mögen der Staatsbürger überall unterftäßend und nachhelfend, 
wo die Fudividuals Kraft nicht ausreichen würde 7). 
Aus diefer Begriffs s Beftimmung bildet ſich der oberfte 
Grundfag der Würkfamkeit der Polizei, daß naͤmlich der 
Staat nur dann einzutreten bat, wo zu Erreichung ver⸗ 
aünftiger, allgemein näßlicher Zwedte die Einzeln » Kraft — 
ifolirt oder in freiwilligen Privatvereinen — nicht im Stande. 
it eben fo zweckmaͤßig und vollftändig zu helfen; daß aber 
in folhen Faͤllen die Polizei auch immer einzutreten hat. 
Sie darf nur dann einfcreiten, weil fie fonft die Freiheit 
des Einzelnen unndthiger und fomit unreshtlicher Weiſe bes 
ſchraͤnken würde, und weil fie ihr gegebenes Maas von Kräfs 
ten an Ueberflüßiges verſchwenden, Nothwendiges dagegen 
unberuͤckſichtigt laffen wärde: fie muß aber auch immer in 
ſolchen Fallen einfchreiten, ſoll nicht der Bürger über die Nichts 
- erfüllung eines gegründeten Unfpruches an den Staat fich 
beſchweren Fönnen. Darüber freilich, ob ein Zwed ein vers 
mönftiger, umd namentlich ob er ein allgemein nützlicher 
it, Tann im einzelnen Falle Zweifel obwalten, und Widers 
ſpruch zwiſchen dem verweigernden Staate und dem fordernden 
Buͤrger. — Wird jenet Grundſatz feſtgehalten, ſo iſt die Po⸗ 
lizei in Uebereinſtimmung mit der Idee eines Rechtsſtaates, 
de h. der Theil widerſpricht dem Ganzen nicht: verkennt man 
ihn aber, ſo entſteht berfaflungewibriger Drud oder fchlaffe 
EIERN 
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Dir der Berbätung von KRechtswidrigkeiten dat 
alfo die Polizei ihrem wahren Begriff nad) nicht das Min» 
defte zu thun; dieß iſt Sache der Juſtiz. Vorbengend oder 
wiederherftellend foll diefe den unrechtlichen Willen im Zaus - 
me haltend, und die Mechte der Staatsbürger fchüßen. Aufs 
fallend ift daher, — namentlich bei der fonftigen Eiferfucht der 
Suftiz auf ihre. Rechte, — daß ganz gewöhnlich ein bedeus 
tender Theil der Vorbeugung 8, DMaasregeln gegen Rechts⸗ 
verlegungen von ihr ben Polizeis Behörden überlaffen wird, 
Theils mag die Bequemlichkeit, fich der thätigen, fchnells 
wörfenden Poligeis Anftalten bedienen zu Ehnnen, theils aber 
. auch Unklarheit der Begriffe Schuld an dieſer Folgewidrigkeit 
ſeyn. Rechts⸗Polizei wird, mit einem’ die ungleichars - 
tige Zufammenftellung ſchon felbft bezeihnenden Namen der - 
Umfang diefer fremdartigen Gefcyäfte der PolizeisStellen ges 
nanut 2). — Nicht alſo, weil die richtige Theorie fie unter 
den wefentlihen Befchaftigungen der Polizei Gewalt aufs 
führt, Tondern weil der pofitive Staatsorganismus fie den 
Polizeis Behörden zur Beſorgung zuweißt, wird berfelben 
bier Erwähnung gefchehen. ö 


Nur in Einer Beziehung, nämlich hinſichtlich der Ab⸗ 
theilung zwifchen den Befugniffen der Töniglichen Bezirks⸗ 
Beamten, und denen der Amtleute der) Standesherrn, kenut 
die wuͤrtt. Geſetzgebung die Abtheilung der Polizei in hoͤ⸗ 
here und in niedere. Daß dieſelbe nicht aus einer Idee 
hervorgegangen, fondern rein willfürlich zu diefem befondern 
Zwede erfunden wurde, beweist ‘die bunte Mifchung der, 
zu ben beiden Abtheilungen namentlich gerechneten Amtsthaͤ⸗ 
tigkeiten. (S. dieſelbe in Thl. J. S. 411, Not. 12.) 
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1) Diefe Begriffd » uud Awecks⸗ Beitimmung der--Walkzel» Ge« 
walt des Staates weicht mehr oder weniger von ben bisher 
angenommenen ab. Es fit bier weder Dri noch Raum, um 
dieſe letzteren zu widerlegen, jene ausführlich zu rechtfertigen. 
Bis diefes geſchehen taun (wohl naͤchſtens in elnem Spfteme 
der Polizei-Wiſſenſchaft), möge für meine Theorie die Ablei- 
tung aus dem Begriffe und Zwecke eines Rechtsſtagtes, ſo wie 
die augenſcheinliche Nichtigkeit der aus Ihr folgenden oberſten 
Grundfäge über Pollzel- Verwaltung fprechen. 

9 Auch wohl Sich erheits⸗Polizei Im Gegenſatz gegen Wohl⸗ 
fahrts⸗Pollizei. Diefe Benennung iſt aber jeden Falles un⸗ 
richtig, indem für „Sicherheit“ auch von ber eigentlichen 
Polizei vielfach geforgt werden muß, 3. B- für Sicherheit ges 
gen zufällige Beſchaͤdigungen, Arankgeiten u. f. m, _ 


— — 
/ 


— Erfier Abſchnitt. 


Rechts ⸗Polizei.⸗ 
L. Allgemeine polizeilihe Schuß» Magsregeln. 
$. 177. 
1. Aufſicht auf-Eremde, 


Daß jeder Staat das Recht hat, Fremde von feinen 
Gränzen ganz abzuhalten, oder benfelben belicbige Bedingun⸗ 
gen ihrer Zulaffung zu machen, Tann keinem Zweifel unter 
liegen: auch ift diefer Grundfaß vom pofitiven europäifchen 
Wölkerrechte anerkannt 7). Allein es wäre eben fo unbillig, 
ale in jeder intellectugllen. und wirthſchaftlichen Beziehung 
unflug, wenn er dieſes echt anders gebrauchen wärde, als. 
zur Abhaltung von ſchaͤdlichen Fremden. Schaͤdlich aber 
Tann ein Fremder feyn für die Sicherheit" des Ganzen oder der 


= l 


! 
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Einzelnen, für Sitilichkeit, Bildung, Religiofltät. Da dieſe 
Schaͤdlichkeit felten zur Schau getragen wird, fo find An⸗ 
falten, welche die allgemeine Beobachtung und Controle als 
ler, auch der unverdachtig fcheinenden, Fremden anorbnen, 
gerechtfertiget 2). 

Die wärttembergifche Gefeßgebung keunt zweierlei Maas⸗ 
regeln: den unbebingten Ausichluß gewifler Klaffen von 
Fremden; fodann die Forderung von Päßen oder ähnlichen 
officiellen Ausweifen bei den übrigen, in das Königreich zus 
gelaßnen Ausländern. F 


Ganz verboten iſt der Eintritt in das Konigreich ſol⸗ 
her Klaſſen von Menſchen, weldye kein georbnetes Gewerbe 
betreiben, ſich über Fein regelmäßiges Heimweſen ausweifen - 
Hanen, und fomit mindeſtens zur Belaͤſtigung der dießeitis 
gen Staatsbürger, wahrfcheinlicy aber auch zu ihrer Sefähre _ 
dung gereichen würden, Es macht dabei keinen Unterfchied 
ob fie mit regelmäßigen und unverbächtigen Päßen verfehen 
find, oder nicht. Die Lanbjäger haben Befehl, fie au ber - 
Graͤnze anzubalten, und fogleich zurädzufchiden, ohne alle 
vorgängige Anfrage bei einer Behörde 9). Jedes zu diefer - 


Claſſe gehdriges Individuum, welches ſich dennoch eingefchlis 


hen bat, wird im Betretungsfalle in Unterfuchung gerogen, 
und wenn es fi) des Vagirens ober Bettelns fchuldig mad) 
te zur Sefängnißftrafe ober zu körperlicher Zächtigung veruts 
theilt. Zugleich wird es nach der Erftehung der Strafe wie 
der über die Graͤnze gebracht, und ihm der. Wiedereintritt 
in das Königreich unterfagt: Jedoch darf dieſes Ausweiſen 
in den Nachbarflaat, wenigſtens gegenhber von Baiern, Bas 
den, Heßen= Darmfladt und Sigmaringen, nicht nad) Will 
kuͤhr und mit dem nächften beften Arreftanten, fondern nur 
dann geſchehen, wenn er gerade dieſem Staate angehört, 
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ober im einen britten ruͤckwaͤrts liegenden Staat zu. trauspor⸗ 
tiren ift +). Laͤßt fih ein ſolches Verhaͤltniß / eines in Wuͤrt⸗ 
temberg aufgefangenen Verdächtigen’ gegen Teinen der. Nach⸗ 
barftaaten beweifen, fo bleibt freilich nichts Abrig, als daß 
der Staat ihn als einen landesangehdrigen Heimathlofen bes . 
handelt, und als foldyen in der betreffenden Gemeinde unters 
bringt. Kehrt aber ein auf folche Weife Ausgewiefener gegen 
das Verbot dennoch wieder zuruͤck in das Königreih, fo 
unterliegt er einer härteren, unter Umftänben felbft peinlichen, 
Strafe 3). 
Allen andern, unverbächtigen, Arten. von Sremden if 
- Dagegen der Eintritt und ber Aufenthalt im Lande geftatter, 
jedoch unter der Bedingung, daß fie ſich mit einem ords 
nungsmäßigen 6) Paße über ihre Perfon, über das Ziel und 
ben Zweck ihrer Reife auszumeifen vermögen. Nur bekannten 
und unverbächtigen Bewohnern benachbarter Grangorte ift eine 
ſolche fchriftlicye Urkunde erlaffen. Handwerksburſche muͤſ⸗ 
fen mit Wanderbücern verfehen ſeyn, oder damit verfehen 
werben 7). Dabei ift übrigens den Landjägern befonbere 
Sorgfalt in, ihrem Betragen gegen Reifende vorgefchrieben; 
fie follen Niemand unndthiger Weiſe aufhalten oder beläftis 
gen; namentlich dürfen fie Neifende, melde fich der Extras 
poft oder des Poftwagend bedienen, gar nicht anhalten und 
befragen 3). — Befondere Formen und Bedingungen für die 
Geftattung eines längeren Uufenthaltes im Koͤnigreiche find 
nicht vorgefchrieben, und es wird auch ein folcher einem uns 
verbäthtigen Fremden nicht verweigert. — Uebrigens ift aller» 
dings zu bemerken, daß die Erfüllung diefer Bedingungen 
einem Fremden kein Recht giebt, das Land zu betreten, 
oder! in demſelben zu verweilen, ſondern daß fie nur die con- 
ditio, sine qua non der Erlaubniß iſt: wenn alſo ausnahms⸗ 
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weife die Regierung tinem, wenn fchon mit regelmäßigen Pas 
pieren verfehenen,, Fremden Eintritt oder längern Aufenthalt 
zu verweigern Urfache zu haben glaubt, fo Tann eine Klage 
gegen eine folde Ausweifung weder bei den: Gerichten noch 
bei den Ständen geführt werden; höchftens würde dadurch 
eine biplomatifche Verwendung oder Beſchwerde des fremden 
Staates, wegen unfreundlicher Behandlung eines Angehöris 
gen, begründet. 

Faͤlſchung bes Paßes oder Wanderbuches wird als Ver⸗ 
gehen behandelt, und mit Gefaͤngnißſtrafe belegt; uͤberdieß 
bat fie in der Regel Ausweifung aus dem Koͤnigreiche zur 
Folge ?). Do 

1) ©. 3 3. Kluͤber, Voͤlkerrecht, $. 135. 

2) Natürlich fol hier weder eine chinefifhe und japanefifche Ab⸗ 
gefchloßenheit, noch au nur eine unndthige Paß-Quaͤ⸗ 
lerei vertheidigt werden. Diefes letztere iſt eine der üblen Fol⸗ 
gen der erften franzöfifchen Staatsummwälzung ; Mistrauen gegen 
bie eigenen Buͤrger und gegen Fremde führte fie zuerft in 
Sranfreih, dann auch In andern Ländern ein; die neueften 
Zeitereigniße koͤnnen nur eine Wiederherftelung ber etwas 
milder gewordenen Strenge zur Folge haben. — Jeden Falles 
ift aber zu tadeln, wenn diefe Auflicht zur kleinlichen Finanz⸗ 
quelle gemacht wird. 

3» Sn der Dienft-Inftruction für die Landjäger $. 7. iſt 
in Wiederholung der Beltimmung des $. 7. der Gen. V. O. 
vom 15. Sept. 1808, eine Anzahl ſolcher Perfonen genannt, 
welche gleih an der Graͤnze abzumelfen find. Man vergl. nad 
Decret vom 28. März 1811, fremde Betteljuden betzeffend, 
RL. S. 129, ferner V. O. vom 15. Juli 1814, gegen das 
Gindringen fremder Juden, Rbl. ©. 231. 

4) Das Nähere über diefen Vertrag mit den genaunten Nach⸗ 
"barftanten, unten $. 285. 
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: 5) Die einzelnen Strafausmeßungen ſ. bei Knapp, märtt. 
Criminalrecht, IL S. 196 f9. © | 

- 6) Ein ordunngemäßiger Paß iſt in ber Regel der von ber Obrigs 
feit des Inhabers Ansgeftellte, mit Signalement verfehene, 
über Zwed und Richtung der Reife Auskunft gebende, gehörig 
vidimirte und befiegelte, endlich noch nicht ber Zeit nach abge: 
laufene oder auf eine ganz andere Reiſe ausgeftellte Paß: f. 
die angef. Gen. V. O. vom 11. Sept. 1807, 6. 1-3, Aus: 
nahmsweiſe Fann ein Paß auch von einer dem Inhaber frems 
den (württ. oder ausländifchen) Behörde gültig ausgeſtellt ſeyn, 
wenn die Ausſtelung eines neuen pPaßes auf ber Neifemds 
thig wurde, und ſich bie audftellende Wehörbe von dem Vor⸗ 
bandenfeyn eines ditern' gültigen Yaßes, und von der Ans 
verdächtigkeit der Perſon überzeugte. Pipe von Geſandkſchaf⸗ 

tem werben ebenfalls als gältig angefehen. | 

7) Jeder In W. wandernde Handwerkögefelle hat ein in beſtimm⸗ 

ter Form ausgefteltes Wanderbuch zu führen: Kundfchaften 
find unzuläßig. In dem Wanderbuhe find die Zeugniſſe über 
feine Arbeit und Aufführung einzutragen, namentlih and 
wenn er fih einer gröbern Verletzung der öffentlihen Ordaung 
fhuldig gemacht hat. Waͤhrend feines Aufenthaltes an einem 
Orte, um dafelbft zu arbeiten, wird das Wanderbud in ber 
Lade, oder wo Feine fidh befindet bei.dem Ortsvorſteher, auf: 
bewahrt, und ihm erft bei der Abreife, mit den gehörigen 
Einträgen verfehen,, wieder zugeftellt. Das Nähere ſ. In V. 
D. vom 4. Jul. 1809. RbL. ©. 282. 

8) S. Inftruction für die Landjäger, $. 13, 

9) S. Knapp, Sriminalreht, II, ©. 408. 


§. 17% 
2. Mansregeln gegen Vaganten. 
Ein für die Sicherheit des Eigenthumes fehr wichtiger 


Theil der rechtöpoligeilichen Thaͤtigkeit iſt die Beaufſichtigang 
und 
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und Beichränfung ‚der beimatkofen Leute, Wagan⸗ 
ten, melde entweder ſelbſt von gewerbömäßigem Bettel und 
ſoger Diepftahl Ichem, ober doch, durch wanberudes Grwerb 
naar nochhärftig genaͤhrt, mit. Saunern in näherer oder ent⸗ 
fernttrer Berbindung ftehen, für dieſelben kundſchaften, fie in 
ihrer Mitte verbergen , und, ihnen Zuwachs liefern. Dieſe, 
der. Zahl nach keineswegg unhetraͤchtliche, Horde von Halb⸗ 
wilden, welche mitten in ber cultivirten bürgerlichen Geſell⸗ 
(daft und auf deren, Koften lebt, mie Wuͤrkſamkeit zu bes 
Larapfen „und wo nicht zu nuͤtzlichen doch zu unſchaͤdlichen 
Bürgern. zu machen, ift eine ſchwuͤrige Aufgabe für die Bes 
barslichleit und die Klugheit der Polizei. — Die wärtt, Ges 
felggebung hat diefen Zweck durch ein doppeltes Mittel zu 
exteichen geſucht, einmal naͤmlich durch gezwungene Sirirung 
der ganz gewerblos. herumziehenden (alſo beſten Falles vom 
Bettel lebenden) Landſtreicher; zweitens durch genaue polizei⸗ 
liche Beaufſichtigung der — wenigſtens halbverdaͤchtigen — 
herumziehenden Gewerbsleute. 
- 1. Die Firirung der gewerbloſen Landſtreicher wird durch 

folgende Unftalten bewerkſtelligt: 

a. Muͤßiges Wmbezzieben ift für ein ſtrafbares Vergehen 

 ellärt, und der Bagant zum Aufenthalte an feinem ges 

felichen Wohnorte anzuhalten. 

b. Deshalb wird Jedem dem wuͤrtt. Staate als Unterthanen 
Ungehdrigen, welcher bisher ald Landftreicher umperzog, 
eine gefelihe Heimat angewiefen, wenn er biöher nod) 
kein Buͤrger⸗ oder Brifiger Mecht beſaß. Welches 
diefe gefetzliche Heimat fei; daruͤber ſ. oben $. 148. 

.©, In diefen Ort ift er confinirt, d. h. er ſteht unter bes 
fonderer Aufficht der Orts. Obrigkeit, und darf ohne Er- 
laubnis derfelben die Gemeinde nicht verlaflen. Zur 

Mo hl Staatsrecht II. 22 
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‚ Eontrole Über diefen Befehl ift der Vorflcher ſchuldig ihn 

wenigftens alle Wochen einmal an einem nicht vorber 

- beftimmten Tage verzufordern, ihn über feine Be⸗ 

ſchaͤftigung und feinen Erwerb zu befragen, und hieruͤ⸗ 
der’ ein Protocoll aufzunehmen. Zw einer Entfernung 
kann nur auf kurze Zeit Erlaubniß gegeben werben, und. 
"nur, wenn der Confinirte im Heimatorte Feinen Er⸗ 
»Wwerb findet, dagegen Gewißheit, wenigftens Wahr: 
fhemlichkeit vorhanden iſt, daß er an einem beſtimm⸗ 
ten andern Orte welche finde. Der Urlaubſchein iſt alle 
Nacht dem betreffenden Ortsvorſteher zur Bifirung vor 
zulegen. Abweſenheit ohne Erlaubniß und Urläubfchein, 
. - Weberfchreitung ber Zeit, Nichteinhaltung der Route, 
miacht den Eonftnirten firaffällig, und er ‚tar dee⸗ 
dalb mit Steckbriefen verfolgt werben; 
> 8. Wenn der Eonfinirte erwerbdunfähig ift, fo hat die 
- Gemeinde ihn zu unterſtuͤtzen; dagegen muß er ſich aber- 
auch zu allen Öffentlichen oder a von 
vem Ortsvorſtande anmelfen laſſen. 

6. Die Kinder der Confinirten find beſonders ſtrenge zum 
un Schulbeſuche anzuhalten. In Weingarten beſteht ein 
iigenes Jnſtitat für ihre Erziehung. Gie follen' bei 

gänzlicher Unfähigkeit der Aeltern fie zu erziehen, ihnen 

" zum Behufe der Öffentlichen Erziehung weggenommen 
“werden *). | 

2. Gegen die einem Gewerbe obliegende, aber durch 
die Art deffelben zu einem wandernden Leben gendtfigte 
verwandte Menfchenklaffe kann natärlich die Geſetzgebung 
nicht mit gleicher Strenge einfchreiten ; wenn fte ſchon benfels 
ben keineswegs die ganz freie Verfügung Über ihre Perfon 
und ihre Gefchicklichkeit zugeftehn darf. Diefe herumzichens 
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den Gewerbẽlente find weniger. gefäbelih, weniger ſchaͤdlich 
für deu Belle Mohlſtand, zum Theile fegar Dem. Laudran⸗ 
ue daum entbehrlich: auf ber andern Seite, aber: freilich, auch 
durch· Sititen und Umgang zu naße. mit wehrbingt gefährlis 
chen Menſchen verbunden, und der Aufficht Der Wehärden 
durch befländiges Wandern vielfach enträct. Die daher mil 
bern, aber. dennoch controlirenden, für Julaͤnder fowohl 
als Aasländer shitigen Vorlchriften find denn han nachſte⸗ 
hende; 
a. Ber — Bmake . vder einen Oandel außerhalb feis 
ur Wohnfiches, an beſondere Beſtellung: uoch auf den 
uüffentlichen Märkten, fondern gan Qut zu Ort herum⸗ 
ziehend betreiben will, .. bebarf dazu cine Iupnrlte Er⸗ 
laubniß; einmal und im Allgemeinen der Kteisregirung, 
beziehungsweiſe des Miniſteriums dee Janernz zweitens 
in jeder einzeln Gimeinde, in welcher das Gewerbe aus⸗ 
geudt werben ſoll, die Erlaubniß der Orto⸗Polizeibe⸗ 
hörbe. Außerdem möffen, wenn Handel getrieben 
| werben will, bie fammtlichen Borfchriften über Hanfirs 
3 Handel befolgt werden. Die Berechtigung gilt nur für 
. die Pafon des damit Verfehenen; don mehreren Soͤh⸗ 
vren eines ſolchen Paters Zaun nur Einer ein Recht zu 
auem aͤhnlichen Gemerhe erhalten 2). | 
b. Die Erlaubniß gilt nur für einen beftimmten Wezirk, 
: nd hoͤchſtens auf Ein Jahr; mac Ablauf deffelben 
Zaun bei gutem Zeugniße das Oberamt fie verlängern; 
img entgegengefeßten Zalle iſt der Fall deu Kreisskes 
girung vorzulegen. | 
0. Dee Gewerbsmann erhält ein Patent in Form eines 
Wanberbuches; in allen Orten, in welchen er auf der 
Gewerbswanderung übernachtet, muß er es der Ortoͤpo⸗ 
22. 


q 
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liijei⸗Wehdeve zur Biſtrang vorlegen. Ichl Sewerdeb⸗ 


tete Patent, oder mit einen ungältigen, ord⸗ 


(. 


nuugswibrigen, der Zelt nach abgelaufenen Patente, 


: endlich. -ußerhaih- bes — Birke, — 


 Reafäig I 2 ale 


y° 8 S. die Gen. 8 2. vom 11. Sept. 1807, und die _ fi be- 


deutend ‚abändernde ⸗ V. O. vom 10. Nov. 1825, die Hand⸗ 
habung der poltzeflihen Aufſicht über bie Confinirten betref⸗ 
fend, Rbl. ©. 697 fg. — Wenn man ſich mit den Beſtim⸗ 
mungen ber Wefkägebung Aber die polljeiliche Aufficht gehen 


Waganten im Algemeinen aud vereinigen‘ Tann, ſo Rat doch 


. 


2; 


zwei Uebetkände nicht zu vergeſſen, welche ber Waͤrtgaͤnkeit 


ſchaͤdllch in den Weg Kreten: einmal, die allzugtohe welchliche 


Gelindigteit der Gerichte: Praxis gegen die Jauper, d. h. ge⸗ 
gen upmerbefferlihe ‚> gewerbsmaͤßige Feinde ber buͤrgerlichen 


„Ordnung; zweitens der Wiberwillen der Ortsvorſtaͤnde, die 
‚Sonfinirten Im Hrte feftzubelten, Indem Entfernung berfels 


ben ihnen und ihren Untergebeney Verluft und Gefahr zu er= 
fparen ſcheint, Strenge aber namentlich letztere herbeiführen 
Eönnte. Gezwungene Colonifation, 3. B: im Innern von 
Nord: Amerika," wäre bas fiherfte, und vielleicht niche eins 
mal dad theuerſte, Mittel. — In Beziehung anf die! unbe⸗ 


»dingte Geftättung det Chrn unter dieſen Leuten, forwie anf 


die Verbindlichkeit ber Gemeinden ſie zu ————— das 
"üben in 6. 149. Geſagte. 


a Gegen die Zwetmäntgtett der Beſtimmung, haar ein 


‚Sohn das berumzichende Gewerbe des Waters ergreifen duͤr⸗ 


fe, iſt wohl kein Zweifel zu begründen: allein fehr die Fra⸗ 
ge iſt, wie ſich diefe im Wege der Verordnung gegebene Des 
ftimmung mit $. 26. der V. U., welher Jedem bie Freiheit 


‚läßt, „fein Gewerbe nad) eigner Neigung zu wählen‘ vers 


einigen laßt? Dan wird vielleiht antworten, daß jeden Faus 
bei der Gewerbe : Wahl die geſetzlichen Bedingungen beobachtet 





‘ 
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werden maffen, und ber $. 26 der V. U. nie-aid gang uabebinet 
vorſchreibend augeſehen werden ſei; Zenge deſſen Die allges 
meine Gewerbe⸗Orduung, welche bie Zuͤnftigkeit unb.alfo eine 
ſehr bedeutende Beſchraͤnkung beibebalten habe. Hierauf iſt 
aber zu erwiedern: daß ein bedeutender Unterſchied zwiſchen 
gaͤnzlichem Verbote und bedingtem Erwerbungsrechte iſt; und 
zweitens: daß nur ein Geſetz, nicht aber eine blofe Verord⸗ 
nung eine folhe Auslegung der Verfaſſungs⸗Urkunde geben 
faun. F 
3) ©. bie V. O. vom joten Nov. 1825, 9. 19 — 293 Nachtrag 
zu dieſer Inſtruction vom 30. Jaͤnner 1830, Rbil. S. 67. IJu 
dieſer letztern ind einige Gewerbe genannt, melde — obgleich 
außerhalb bes Wehnortes betrieben. — nicht gu ben wandern⸗ 
den gerechnet, Tondern nur nach den Gefenen Aber zn 
del behandelt werben er 


$. 17% 
3. Verbot geheimer Geſellſchaften. 


Ein allgemeines Landes⸗Geſetz, welches die Theils 
nahme an geheimen Geſellſchaften, d. h. ſolchen, welche ents 
weder ihr Daſeyn felbft, oder weuigſtens ihre Mitglieder und 
ihre Zwecke dem Uneingeweihten zu verbergen fuchen, den 
Staatsbuͤrgern verböte, beiteht in W. wicht. An und für 
ſich liegt auch natuͤrlich in dem Geheimpalten eines Zwedes 


‚und in einer Vereinigung Mehrerer zu einem foldhen Zwecke 


nichts unerlaubtes, indem der Bürger ben Gefetzen Gehor⸗ 
fam , nicht aber den Behdrden oder dem Publicum Mitthei, 
lung feiner nicht gefegwibrigen Plane ſchuldig if. Ein 
allgemeines Verbot jeder Urt von geheimen Geſellſchaften moͤchte 
daher aus allgemeinen Rechtsgruͤnden nicht abgeleitet werben 
koͤnuen. Beſtimmte ſchaͤdliche Erfahrungen find auch bie itzt 
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wicht gemacht werben, welche die wärtt. Geſetzgebaug zu eis 
ner poſttiven Vorſchrift diefer Met veramlaßı hätten. Das 
gegen iſt auf der andern Seite auch nicht zu verfennen, daß 
wenn eine foldye geheime Geſecllſchaft den Anlaß zu Rechts⸗ 
verlegungen gegen das Ganze oder gegen Einzelne gäbe, ober 
auch nur den gegründeten Verdacht eines Verſuches hierzu 
auf ſich laden wuͤrde, eine polizeiliche, und nach Umſtaͤn⸗ 
den eine criminelle, Unterſuchung gegen fie begründet waͤre;. 
nur wärbe natuͤrlich nicht das Geheimniß, — die That 

ober ber Verſuch ſtraffaͤllig machen. | 


Nar gegen Eine (und vieleicht die am wenigſten ſchaͤd⸗ 
liche) Kiafſe von geheimen Werbindwigen beflchen werbietende 
Normen, nämlich gegen bie geheimen Verbindungen 
unter Gtudirenden. — Diefes Verbot iſt begrilnder 
durch den Beſchluß des deutfchen Bundes vom zoften Sept. 
1819 7). Es enthält aber im Einzelnen folgende Beſtim 
mungen; 


1) Alle und jebe geheime, d.h. nicht autorifirte Berbindun 
gen munter den Studirenden, namentlidy aber die fogenannte 
allgemeine Burfchenfchaft, find verboten. Theilnabme an 
einer folchen wird mit wenigftens vierwoͤchiger Freiheitsſtra⸗ 
fe, bei höherer Verfchuldung mit Entfernung von der Unis 
verfität beftraft, Aufforderung zum Beitritte, oder Beleidi⸗ 
gung wegen ber Weigerung oder bed Austrittes hat Rele⸗ 
gation zur Zolge. 

3) Ken Dienftcandidat kann in den Minifterien der 
Juſtitz, der auswärtigen Angelegenheiten, bes Innern, des 
Kirchen⸗ und Schulwelens, endlich der Finanzen eine An⸗ 
ftelung erhalten, wenn er nicht bei feiner erſten Dienftpräs 
fung bei feinen ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten fchriftlich verfichert, 
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in keiner geſetzwidrigen geheimen — zu ſiehen oder 
geſtanden zu ſeyn 2). 


"DE. Protocolle ber deutſchen Bundesverſammlung, Bd. VII, 
S. 279 der Quart⸗Ausgabe. Durch F. Decret vom 26. Nov. 
"1819 iſt ben Studirenden der Juhalt des fie betreffenden Bun: 
derbeſchluiſes eroͤffnet worden; and wird derſelbe jedem Eim 
zelnen bei feiner Immatriculirung beſonders mitgetheilt. Naͤ⸗ 
here Beftimmungen enthalten die Verordnungen vom 24. Nov. 
1825 und vom 3ten April 1837, f. Leges ad quorum prae- 
ceptum in universitate Tubing. vivendum est eivibus. 
Tub. 1829, 8., ©, 22 fg. 


2) Eine falfhe Verſicherung biefer Art wäre ohne Zweifel als 
„Bruch des Handgeluͤbdes“ zu beſtrafen; ſ. Knapp, wuͤrtt. 
Criminal⸗Recht, III, S. 421. Uebrigens iſt ſehr zu wuͤn⸗ 
ſchen, baß dieſe Verfuͤgung zurüdgenommen werde, und ſich 

> die Reglrung allenfalls auf andere Weiſe von ber Theilnahm⸗ 
Iofigteit der Dienftbewerber zu überzeugen ſuche. Bei dem 
natürlichen Geſellichkeitstriebe der Jugend, bei der allgemei⸗ 
nen Sitte aller deutſchen Univerfitäten, bei dem nicht zu laͤug⸗ 
nenden (freitih mit Nachtheilen verbundenen) Vorthelle ſolcher 
alademifhen Verbindungen wird nie zu verhindern feyn, daß - 
nicht „weiche beftehen, und daß nicht eine bedeutende Anzahl 
der Studirenden hieran Untheil nehmen. Noch nie hat aber 
einer bie Unterſchrift des Reverſes verweigert. — Und wie 
mag dieß auch erwartet werden? Es Tann alfo mit moras 
liſcher Gewißheit behauptet werben, daß eine bedeutende Au⸗ 
zahl ber Staats- und Kirhen-Diener mit einer Art von Mein, 
eid belaſtet ihr Amt antritt. Iſt es nun swedmäßlg. und 
ſittlich, fie In diefe Lage zu bringen ? | 
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: F. 180: 
4. Das Lanbidger- Korps. 


Ein fehr wichtiges, beinahe notbwendiges, Mittel zur 
Verhinderung von Mechtöverlegungen gegen den Staat {os 
wohl ale gegen Einzelne ift ein über das gange Land glädhs 
mäßig verbreitete, bewegliches und fich bewegendes, "zu eis 
nem militärifchen Ganzen organifirtes Polizei Korps, wels 
ches für Bas ganze Staatsgebiet diejenige Aufficht übernimmt, 
welche in gefchloffenen größeren Orten von der Local: Volizeis 
Mannfchaft, beforgt wird. — Württemberg befißt diefe Ans 
ftalt in dem Landjäger- Korps). 

Der Zweck deffelben ift, unter der Keitung der orbents 
lichen Polizei s Behörden uͤber Erhaltung der Öffentlichen 
Sicherheit, Ruhe und Ordnung im Innern des Königreis 
ches, und Aber Beobachtung der deßhalb beftehenden Ges 
jeße und Verordnungen zu wachen, die Aufträge, die ihm 
in diefer Beziehung zu Theil werden, zu vollziehen, Gefabs 
ren, welche dem Einzelnen oder dem Ganzen, den Verfonen 
oder dem Eigenthbum drohen, abzuwenden, Verbrechen aller 
Art zu verbüten oder anzuzeigen, die Schuldhaften oder Ders 
dächtigen zu verfolgen, zu ergreifen und vor bie Behdrde zu 
führen ?). Um diefe Zwecke zu erreichen, ift dem Landjaͤ⸗ 
gere Korps im Weſentlichen folgende Einrichtung und An⸗ 
weifung gegeben. 

Das Korps bildet ein militärifch sorganifirteß, unter Eis 
nem Kommandanten flehendes, Ganzes; ift aber Aber das 
ganze Königreich vertheilt, und zwar fo, daß den in einem 
Dberamte liegenden Landjägern ein Stationd s Kommandant 
(Unteroffizier ), ben einem Kreiſe zugetheilten aber ein Be⸗ 
zirks, Kommandant (Hauptmann) vorgefeßt iſt. In Bezie⸗ 
bung auf alle Dienſtberrichtungen iſt das Korps den buͤrger⸗ 
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lihen Behörden, alſo besfedungsweife dem Miniferium 66. 
Snnen, den Kreiöregirungeh und den Oberaͤmtern umterge 
ordnet; dagegen fleht es in Beziehung auf feine- militaͤriſche 
Organiſation, Haltung und Difciplin unter dem Kriegemi⸗ 
niſterinm; ebenſo finden bei allen Dienfivergehungen bie 
militaͤriſchen Strafgefetze Unwendung. Andere Wehörben, mein 
he ausnahmsweiſe des Dienftes von Laudjaͤgern beduͤrfew 
folten, haben ſich an die Polizei⸗Behorde mis einer Requi⸗ 
fition zu wenden , Nothfälle ausgenommen 3), — Die Raunı« 
ſchaft beftcht aus lauter Sreiwilligen, welde im Linien Mi 
litäx ehrenvoll gedient haben, in Ermanglung ausgedienter 
Leute hat der Kriegsminifter noch im Lidiens Militär fichende 
Sreiwillige abzugeben, wobei die Regel iſt, daß fie erft sine 
dreijäprige Dienftzeit mit Zufriedenheit ihrer Vorgeſetzten müfs 
fen erfianden haben. Die. Dienſtzeit haͤngt vom einzelnen 
Vertrage ab, ift aber zwiſchen 2 — 6 Jahren; Erneuerung 
der Kapitulation findet bei Dienfitädhtigkeit ftatt. Auf Pens 
fionisung und Snvalidirung bat die Mannfchaft diefelben Ans 
ſptuͤche wie das Linien Militär *). ar 

Der Dieuft ber Landjäger zerfällt in zwei abtheilnugen⸗ 
in die ordentlichen, und die außererdentlichen Dienſtverrich⸗ 
tungen. Jene begreifen in ſich: das Streifen, die Gefau⸗ 
genen: Transporte und die Peftwagen» Begleitung; diefe in 
Arretirungen, Hausſuchungen, Unterflägung bei Zahluugs⸗ 
Crecutionen, Begleitung der Laudfolge, Gefaͤngnißwachen, 
Aufſicht bei Hinrinhtungen; ferner in Auwefenheit bei Feuers⸗ 
brünften , Weberfehwenmungen:u. ſ. w., endlich in Handha⸗ 
dung der Ordnung bei Märichen fremder Truppen. — Mit‘ 
der innern Polizei in gefchlaffenen Orten hat fich bad Korps 
nicht zu befaffen, und nur auf Anweiſung der Ortsvorſteher 
Beiſtaund zu lien, wenn bie Ortopolizei eine bewaffnete 
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Macht bedarf. Namentlich iſt den Laudjaͤgern ſtreng verbo⸗ 
ten, ohne Ermächtigung ber zuſtaͤndigen Behoͤrden in ge 
ſchloſſenen Orten Eintritt in Privat: Wohnungen zu verlan⸗ 
gen; mit der Ausnahme jedoch, wenn von einem Hausbe⸗ 
wohner um Hülfe gerufen wärde, ober ein Fluͤchtiger vor ih⸗ 
zen Augen in ein Privathaus entränne, Dagegen dürfen 
einzeln liegende Häufer zu jeder Zeit Durchfucht werden; ebenfo 
ſelbſt in gefchloffenen Orten Wirthöhdufer, wenn grobe Std» 
zungen ber. Öffentlichen Ruhe zu befeitigen wären. Mit Ber: 
gehungen gegen die Finanz⸗Geſetze haben bie Landjäger von 
Amtswegen gar nichts zu thun; doch koͤnnen fie, wie jeder 
Bürger, bemerkte Webertretungen bei den — anzei⸗ 

gen 5). 

Um den Landjaͤgern eine kraͤftige und ſchuelle Wärkfam: 
Teit bei Ihren vielfachen und wichtigen Verrichtungen zu vers 
ſchaffen, find ihnen folgende Vorrechte und Befugniffe eins 
geräumt: 

I) Thätliche Widerſetzlichkeit gegen einen Landjäger, Miß⸗ 
handlung oder Verhinderung deſſelben im Dienſte wird als 
erſchwerter Grad der Widerſetzlichkeit gegen obrigkeitliche Per⸗ 
ſonen betrachtet, und wenigſtens mit dreimonatlicher Frei— 
heitoſtrafe belegt 6). | 

2) Himfichtli der im Dienfte gemachten Anzeigen ſteht 
dem Landjaͤger der einem obrigkeitlichen Diener gebührende 
Öffentliche Glaube zu 7), wenn er alfo die Wahrheit einer 
von ihm felbft beobachteten Thatſache bei feinem Dienfteide 
verficdert, fo wird das blofe, durch eine Beweisgruͤnde uns 
terftäßgte Laͤrgnen bes Angeſchuldigten nicht beachtet, ſondern 
dieſer fuͤr uͤberwieſen angenommen. Dagegen iſt natuͤrlich 
ein Gegenbeweis zulaͤßig, und es entkraͤftet ein ſolcher, voll⸗ 
kommen geführt, nicht nur bie Ausſage des Landjaͤgers, fon, 
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dern er. ea a ns 
gabe deſſen auffordern ®). 

3) Fu folgenden brei Fällen dürfen bie Ronblägr. von 
ren Waffen Sebrauch machen: einmal, wenn genen fie felbft 
im Dienfle eine folche Gewalt geübt wird, die nur mit Um 
wendung von Waffen Aberwunden werden kann; zweitens, 
wenn fle auf keine andere Weise ihren Poften behaupten, oder 
ihnen anvertraute Perfonen oder Sachen fichern können; drits 
tens, wenn eine von ihnen zu trausportirende oder zu ver⸗ 
haftende Perſon die Flucht ergreift. Jn allen drei Sällen hat 
jedoch der Landjäger noch eine letzte Warnung zu geben, ehe 
er zu dem dußerfien Mittel greift. — In allen andern Fallen 
bat er nur auf ansdräcdtichen Befehl der Civil⸗Behoͤrde ſich 
feiner Waffen zu bedienen 9), 

A) Yeder Staatsbürger iſt (chuldig, einen Landjaͤger auf 
deffen Aufforderung in Ausübung feines Dienſtes kraͤftig zu 
unterftäen, und ihm in Allem ſich darauf Beziehenden genuͤ⸗ 
gende Auskunft zu geben. — Linien » Militär Tann nicht von 
‚ ben Landjägern, fondera nur von ber Civils Behörde im 
außerorbentlichen Fällen zur Beihuͤlfe aufgefordert werden 19). 

1) Errichtet wurde das Korps (an bie Stelle ber frkgern Ober: 
amts⸗Hatſchiere) durh die Gen. V. O. in Besichung auf Va⸗ 
gauten vom ııten Sept. 1807, 6, 24 fü., Rbl. S. 452; de; 
mals hatte es den Namen ‚,Landreuter:Korps ’': feine Ins 

ſtruction erhielt esim J. 1809, ſ. RbL S. 341. Im J. 1811 

wurde ed, unter dem Namen „Gensd'armerie“ neu organis 

firt, und erhielt neue Dienſtvorſchriften, ſ. RbL ©. 373 fg. 

Vielfältige Ringen bei der St. Verf. im I. 1821 (f. Vers: 

handlungen) bewogen die Regirung zu neuen Einrichtungen; 

biefe erhielt dad ‚‚Lanbiägers Korps’ unter dem z3ften Jumi 

18235 f. Drgenifetion und Dienfilnftenction des k. w. Land⸗ 

jiger« Korye, Stuttg. 18323, 13. Seit biefer Seit Hat das 
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Korps tiur Beifall gefunden, und dle Stände Haben: nht blos 
nach und nach eine ziemliche Veritätfung, ſondern auch (1330) 
eine bedeutende Gehalts » Vermehrung für daſſelbe bewilligt. 
Es beftand zu biefer lehten Zeit aus ı General, 4. Haupt⸗ 
lenten, 66 Unteroffizteren, 100 Lanbjägern erfter, 245 zweiter 
Klaſſe, und verurfachte einen jährlichen Aufwand von 124,189 fl. 
zı. ©. Verb. ber K. d. A., 3ted a. 0. Bell. H. S. 19 fg. 
2) Worte bes $. ı ber angef. Inftructiom. 

3) ©. Organifation, 2-9, und 16— 295 ſodann Ins 
ſtruction, . 9—77. 

4) ©. Drganifation, $. 38—44 und 635 die näheren Be- 
dingungen der Aufnahme namentlich in $. 39; über Befoͤrde⸗ 
rung in 6. 46—48. Es bedarf Feiner Auseinanderfegung, dab 
die ganze Wuͤrkſamkeit einer ſolchen Sicherheitt-MWahe haupt: 
fächlih von der Wahl der Leute abhängt, indem jeder einzelue 
Mann feibfiftändis zu handeln berufen ift, und von feiner 
Intelligenz und Sittlichkeit die Sicherheit und wentgftens au⸗ 
genblidlihe Freiheit jedes Bürgers in gar manchen Fällen ab- 
hängt. Dahber denn auh, fo wie wegen der größern Koſt⸗ 
fpieligkelt der Einzeln: Verpflegung , bie Nothwendigkeit ei; 
ner guten Bezahlung. — Ob bei ber Unerlaͤßlichkeit der For⸗ 
" derung nur zuverläßige Leute In dem Landidger-Korps zu ba- 

ben, die Einrichtung zu biffigen tft, sach welcher ſolche Sol⸗ 
daten, welche aus dem fogenannten BettlenKolonieen gebirtig 
find, und überhaupt alle, welche fi nur mit einem herum⸗ 
ziebenden Gewerbe im Urlaube währen koͤnnen, ſchon vor Ub- 
lauf einer breiiährigen Dienftzeit in das Landjaͤgerkorps über- 
treten bürfen, ſcheint ſehr zu bezweifeln. Das gute Prädis 
cat möchte gerade bei Solchen nicht Immer fihere Gewaͤhrlei⸗ 

‚fung geben. ‘&, hierüber einen (ungesr.) Erlaß der Regi⸗ 

rung des Jartkreiſes vom asſten Non. 1829. 

a) Das Naͤhere über die Dieuſtverrichtungen ſ. Inftruction, 
$. 347. Die wictigfte berfelben iſt das Streifen, bei wels 
her Gelegenheit die Öffentikhe Sicherheit in jeder Weilehaus 








) 49 | | 
: benkephtek: uod shendhabt: merken. kann. Die Lanbiäger find 
naher aygenisfen,, mancherlei bei ihren Streifen zu beachten; 
fon 80 verbäihtige verſonen und ihre Beihäftigungen, Ver⸗ 
haltniſſte 5: ſ. m» Im Muse zu ‚behalten, das Endringen von 
.... @efinbel an ben Lnnhegasingen.au verhuͤten; Straßenpolizet 
an üben. über Öffenttlihe Anlagen und, beren Zuſtand zu wa⸗ 
qen; ‚Euwulte zu verhindern; Ungiätsfälen zuvorzukommen 
- oder. fie wenigſtens anzuzeigen; namentlich Verbrecher zu, ver» 
; Welgen und zu verhaften. 
HE H SUR p, württ- Criminalrecht, II, —* 209; ; dabelbſt 
RR Mh der genauere Brgriff von Widerfeglihtett und Miß⸗ 
begeben. Hloſlactich ber Stralbarkeit nersle igdoch 
das!n ÖL. 1,. S. 279 Aber den blos verfaſtſungsmaß i⸗ 
CARTE Bemerktte. 3 70 1 
3).SOrgan iſation, fd. 
HDi Auslegung und Beſchraͤnkung bes — — 
der Landjiger (und uͤbertaupt der bbrigteitikten, Perfonen) 
iR wohl burch Rechtsgrundſaͤtze vertheidigt, und. durch Klusheit 
geboken. Wenn ber anklagende Agent und der· Ang efchulbigte 
inm Widerſpruche ſtehen, keiner einen weitern Beweis für feine 
Vehauntung beibringen fan, Wer erfiers aber bei, feinem Dienfts 
eide die Wahrheit feiner amtlihen Behauptung verfihert, fO 
ik ohne allen Zwelfel die Musfege bes Ledtern, die wahrihein 
Here. Alein dieſer deu Wahriheintähtcht au gehende 
Werzug darf natarlich nicht ſo weit getrieben, werden, daß ber 
Wahrkeit unmoͤglich gemacht würde, ſich, Such, fÄrmtjchen 
Beweis geltend zu machen. Wenn alio ein Beamter dad An 
erbieten, einen Gegenbeweis gegen die Ausſage eines Land- 
jägers liefern zu wollen, nicht. annähıne, fondern eine Strafe 
alsbald auf den Grund dieſer Ausſage erkennen wollte, ſo 
‚würde et fih einer ſehweren Verletung ſeiner Amtspflichten 
und aamentlich bes: Mißbrauches ber Amtsgowalt ſchuldio Mas, 
hen, und die Strafe berfelben vordienen. 
9) ©: Iufructiog, 549 und 49. Es iſt wohl keinem Zwei⸗ 
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fel unterworfen, und’ auch durch Fälle in der Erfahrund hin 
laͤnglich etrwieſen, daß die dem einzelnen Landjaͤger gegebene 
 Crkanbuih, fih feiner Waffen gegen Widerfpänftige der Fluͤcht⸗ 
"Unge zu bedienen, von demſelben mißbraucht werden kann. Es 
Tann einem ganz unſchulbigen Buͤrger das Gefuhl feines Rech⸗ 
tes und feiner Würde moͤglicherweiſe eine ſchwere Vorlehung 
von Seiten eines ungeblldeten, leidenſchaftlichen, vieleicht bes 
trunkenen Soldaten zuziehen. Häufig wird namentlich dem 
Landjaͤger auf ſein Wort zu glauben ſeyn, daß er würkilech die 
letzte Warnung’ zab, che tr jelne Waffen brauchte. Auf der 
: andern Sdite muß zugegeben werben, daß bie art · da⸗ Mieu« 
:Be6 eines. Landjaͤgers es uwermeidlich madıt, feiner Heberle⸗ 
gung chi: Kö leicht zu uilbbraucheudes Recht einsehen, Wie 
koͤnnte er ſonſt gefaͤhrllche Feinde der oͤffentlichen Slcherxheit 
verhaften oder geleiten? Allein mit Recht wird verlangt wer: 
den koͤmen, daß der Buͤrger durch ſehr ſtreuge Veſtrefnung Ars 
Mißbrauches gegen Rohheit und Willkuͤhr ſicher geſtellt worde. 
Wäre es doch der groͤbſte imere Widerſpruch, menn, allg, Si⸗ 
cherungsmaasregein gegen cin moͤgliches Unrecht won Seiten 
elnes Riſchters ergriffen, Reben und Geſundheit aber ber 
Willtuͤhr eines gemeinen. — blos goſtellt 
Wire... N 
10) & Oeyantfarten, F. 12— 14. Eine ER N 
"tft al die Unterlaſſung einer vom Untertanen verlangten 
Huͤlfe nicht feſtgeſetzt, freilich auch — bel der großen Ver⸗ 
ieiedenter der möglichen File — fchwer fohpuigen. 


& 188. 
- FETTE Die Wärgesmittin 

"En vurd ‚vielfache, namentlich auch In der jängften 
"tief bewegten Zeit wiederholte, Erfahrungen erprebtes Mite 
tel, Störungen der DO ‘mung, Berleßungen von Prrfonen 
oder Eigenthum im Juuern der Gemeinden zuvorzukommen, 
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oder cduen wenigſtens mibglichſtchuell wieder Winhale ze then, 
ift in wohlgehbtes unb organifirtes Bärg.ers Militär. Nicht 
nur erfetzt es die Unmwefenhält von regelisäßigen Truppen an 
Orten, welche Beine Beſatzung haben, und im Zeiten, welche 
das ſtehende Meer ins Feld rufen; ſondern es iſt fogar bie 


Verwendang der angefeheneren, rechtlicheren, bei Erhaltung ber 
Drönuug ganz beionders betheiligten Bürger zur Erhaltung 


des Geſetzlichkeit in mehreren. Beziehungen ber Anwendung 
des Linien⸗Militaͤrs vorzuziehen, weil letztexe Jeicht Erbitte⸗ 
rung gegen dieſe doch fo nothwendige Auſtalt erzeugen, und 
auch bie blos Irregeleiteten allzu ſtrenger Behandlung aus⸗ 
fenen Tann 7), Die Errichtung ſolcher beivaffneter Bürgers 
korps ift fomit fr jede dazu im Stande befindliche Gemeinde 


fer wuͤnſchenswerth; wie fie daun auch, zum, Theil von als 
ten Zeiten ber, In manchen Gemeinden beftcht 2). — Auch 


ſucht Die Wegirung biefelbe, fo weit es ohne Zwang geſche⸗ 
hen dann, ald zu defien Anwendung Fein beſtehendes Gefetz 
berechtigen wörde, immer mehr zu förbern 2). Die aufge⸗ 
ſtellten Gruudfaͤtze find folgende: J 

1) Die Bildung einer bewaffneten Bürgers Miliz iſt eben 
fo wenig Zwangspflicht für die Gemeinde, ale der. Eintritt 
für den einzelnen Barger geboten Hi. Near Freiwillige bil⸗ 
den alſo uͤberall dieſe Korps. | 

2) Gleichſormigkeit in der Organiſation, Bewaffnung, 
Kleidung iſt den Milizen der einzelnen Gemeinden keines⸗ 
wegs vorgeſchrieben, ſondern jede kaun die ihr beliebige Form 
waͤhlen: doch iſt als Muſter⸗Einrichtung das im Jahr 
1897 ertichtete Stuttgarter Schuͤtzen⸗Korps empfohlen wor⸗ 
den. Militaͤriſche Kleidung, Bewaffnung u. ſ. w. iſt, zwar 
nicht befohlen, aber voransgeſetzt. 

3) Die Verwendung ber Bürger - Earden geſchieht im⸗ 


8* 


332 


mer nur zu localen Zwecken, tells: zur Unterſtaͤrnng her Was 
hoͤrden zur: Erhaltung der Oxbaung uud Ruhe; theils zur Er⸗ 
bbbang von Feierlichkeiten *).. Webrigens beftcht, was. drin⸗ 
gend nothwendig wäre, Feine geſetzliche Beftimmung, über 
das echt, dieſe Bärger- Miliyen in den Dienſt zu xufen, 
nad) varaber, wie weit bie Einfchreitung derſelben gegen Un⸗ 
ruhige und Ungeherſame gehen bärfe, ob fie 3. 8. das Recht 
haben, Verhaſtungen vorzunehmen, in Nothfaͤllen ihre Waſ⸗ 
fen zu gebrauchen. Wie bie, Sache itzt liegt, kann nur aus 
dem Grunde; daß jeder Bürger. der. Obrigkeit Hälfe in Voll⸗ 
zichung dei Seſetze ſchaldig iſt, ihre Eiuſchreituug, uud zwar, 
nur Im. Falle des Verlangens einer vorgeſetzten Behoͤrde, gre 
rechtfertigt erſcheinen. Weil fie aber nur zw Local⸗Zwecken 
zu verwenden find, bie Lomli Poligei aber Sache his Ge⸗ 
stieinderathes-ift,. fo maß diefen,- und zunaͤchſt feinem: Vorfies: 
ber, der Befehl: über fie zuſtehen; den: Staatsbeamten aber 
wird nur ein mitielbarer Einfluß, "bar den Ormeinderath, 
eingeraͤumt werben koͤnnen. 

4) Die einzelnen Abtheilumgen wählen. ihre. Anſͤbrer 
ſelbſt; von einer Anwendung: wilitaͤriſcher Diſciplinars und 
Straf⸗Beſetze Tann — ſo lange kein Geſetz ſie auch His die: 
Bürgers Milizen im Dieuſte guͤltig erklaͤrt — Asine Rede ſchn, 
Nur conventionelle Strafen koͤnnen gegen Mitglieder, . welche 
fi hm me Besiellit; ausgeſprochen — = 


1) ee wich chſihtlich die Vuͤrger⸗ —— Bier nur aus dem 
Geſichtspuncte des Pollzei⸗Dienſtes betrachtet; dap eine all- 
gemeine Verbreitung derfelben auch von fehr bedeutenden (gu 
ten und ſchaͤdlichen) politifchen Folgen feyn kann, beweist die 
Geſchichte allerdings auch durch mächtige Belfptele. Allein es 
dürfte um fo weniger ber Ort fen, die gensigtige Frage über 


die allgemeine Bolksbewaffnung, wit Swang für. jeden zum 
Wafs 
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Barfenbienfte Fähigen, bier zu unterſuchen, als ˖ dte voſitiven 


württembersifchen Cinriötungen gar keine Ren we 
geben, 


8) So z. B. In Stuttgart.” M. . Moſer, geſchichtliche Dar⸗ 
ſtellung der Krieasverfaſſung Stuttgarts und des Stadtreiter⸗ 
korps insbeſondere. Etuttg. 1830, 8. 


8) ©. die (ungedr.) koͤniglichen Aufforderungen vom Juli 1828, 
und. 28ſten Mai 1829. Im Sommer 1848 beſtanden nur in 
28 Gemeinden ſolche Bürger-Garden, und zwar 117 Offiziere 
und, 1986 Mann; in Folge der obengenannten Aufforderungen 
ſoll bie Zahl auf 4100 Dann in 70 Gemeinden geftiegen feyn, 
f. Memminger, Jahrb. 1829, H. 2, ©. 257 fg. 

4) Diefe letztere Beltimmung, und bie nicht felten ſehr übers 

triebene Spielerei mit Militaͤrkleidung hat der allgemeineren 

Einführung der Bärgermitizen hauptfächtich gefhadet. Daher 

benn in manchen Städten fpätere Verſuche, neben diefew gu ben 

genannten Iweden zu verwenbenden Bärger-Rompagnieen noch 
eine weitere bewaffnete Macht aus Bürgern aufzuftellen, wel⸗ 
che aber nar in Nothfällen Dienfte leiſten wuͤrde, und 
bei der die militärifchen Formen auf das Wothwendigite bes 
fhräntt wären. So 3. B. die — von der Regirung zwar geneh⸗ 
migten, aber nicht ins Leben getretenen — Statuten der Stutts - 

garter Bürgergarde vom 9. 1830, 

5) Die Im Worfiehenden ausgehobenen Puncte werden ohne Swols 
fel zeigen, dab bie Erlaffung eines Gefeges über diefen hoch⸗ 
wichtigen @egenftand nothwendig iſt, theils zur allgemeinen 

Verbreltung der Einrichtung, zu deren Behuf einiger Zwang 
wohl angewendet werden duͤrfte, theils zur Beſtimmang der 
rechtlichen Verhaͤltniſſe der bewaffneten Buͤrgerkorps ſowohl 
gegenuͤber von den amtlichen Stellen, als gegenüber von eins 
genen Unterthanen. Wenn ſchon bie Einführung einer foͤrm⸗ 
lichen National⸗Garde, d. h. bie regelmäßige Bewaffnung und 
Einäbung des ganzen Volles, mit fo manchfachen Schwuͤrigkel⸗ 

Mohl Staatsrecht . I. 23 
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ten verknuͤnft iſt, und fo viele Störungen für die Mehrzahl ber 
gewerbetreibenden Bürgern herbeiführt, daB fie nur in großen 
politifhen Bewegungen gerechtfertigt erfchelut, und and nur 
waͤhrend der Dauer derſelben in Kraft erhalten werden kann: 
fo find doch loiche theilweiſe Bewaffnungen von ſo entſchiede⸗ 
.nem Nutzen, daß ſi ſie geregelt und moͤglichſt wuͤrkſam gemacht 
werden ſollten. — Beiſpiele von Statuten einzelner Bürgers 
Korps nah den itzigen Einrihtungen find: Statuten ber bir- 
gerlichen Schäten- Kompagnie in Ellwangen, 1826, 8.; Ge: 
fehe des bärgerlihen Schügen: Korps in Stuttgart, 1827, 8. ; 
"Statuten der Vuͤrger-Garde In Rottenburg, 1828, Fol.; Sta: 
tuten der nengebildeten Bürger-Garde In Tübingen, 1829, 8.5 

- Statuten der Buͤrger-Garde in Menttlingen, 1829, 4 


$. 182. 


6. Die Landfolge. 


Durch die Errichtung einer Gensd'armerie wurde bie 
althergebradhte Verbindlichkeit des Unterthanen Laudfolge zu 


- feiften, d. 5. gegen Merbreiher oder reißende Thiere bewaff: 


net zu flreifen, nicht aufgehoben, fondern im Gegentheile 
bei dieſer Gelegenheit ausdrüdlic) beftättiget 2), und fpäter | 
eine eigene ——— wie ſolche Streife vorzunehmen ine, 
erlaſſen 2). 

Dieſer zu ehe fi die Streife in allgemeine und 
in drtliche; gu jenen iſt verbunden, wer Kandfroßnen zu leiſten 
hat, zu dieſen, wer nicht frei von Gemeindefrohnen if. Die 
Leitung und Anorduung der Streife gebührt den Polizei⸗ 
Behbrden, je nach dem Umfange des Streifes, alfo dem 
Minifterium des Innern, den Kreiöregirungen vder Den 
Oberämtern. Jẽder einzelnen Streifer⸗ Abtpeilung wird ein 
erfahrener, entſchloßener Mann vorgeſetzt; ebenfo wa möglich 
einer jeden ein Forſtbeamter oder Randjäger beigegeben. Die 


f 
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Bewaffuung beſteht in der Regel aus Spießen und Säbeln 


jedoch darf jeber Abtheilung eine Anzahl von Schießgeweh⸗ 
ven zur Vertheilung an erfahrene Männer übergeben werben, 
und jede Gemeinde hat das Recht, zu biefem Behufe eine an⸗ 
gemeſſene Anzahl von Feuergewehren zu beſitzen. Außerdem 
noch Tann bei Streifen Jeder ein Feuergewehr führen, wel⸗ 
her nach ben beftebenden Geſetzen eines befigen darf 3). — 
Weber die zweckmaͤßige Anordnung eines Streifes, nament⸗ 
lich über das Geheimhalten deſſelben, über Beſetzung der ein⸗ 
zeln liegenden Häufer u, dgl. giebt bie Werermung nähere 


Anweiſung *). 


1) ©. Gen. V. O vom uten Sept. 1807, s. 4, Rbl. G. 
456. Bea Roller, Bd. I, ©. 176 fü. find die älteren Ver⸗ 
ordnungen angeführt. 

2) V. O. vom zten Dec, 1311, bei Knapp, Repert. Bd. IV, 
. ©. 542; eine Vorſchrift über bie Koſten der Streife enthält 
eine V. D. vom öten Det. a bei Knapp 0.0. 0,80. V, 
Abthl. 2, ©. 261. 

3) Ueber dieſe Puncte ſ. unten $ 183. Ä 

4) ©. bie angef. V. D\ vom ꝛten Der. 1811, $. 1-7. 

I Anftalten zum Schutze inzeinet 

beſtimmter Rechte. u 
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I. Manstegeln jur Siche rſtellung des — der 
Staatsbuͤrger. 


*8 N 


Sm Allgemeinen wird allerdings das Leben des Buͤr⸗ 
gers geſchuͤtzt durch das ganze Vorhandenſeyn des Staatee, 
namentlich durch deſſen Juſtiz⸗ Einrichtungen und ſeine Straf⸗ 
gegen Toͤdtungen jeder Urt; ferner dienen die — 

/ 33.. 


* 


meinen Anſtalten der Nechtör Polizei, die Landjaͤger z. B., 
auch zu dieſem Zwece; endlich iſt zuzugeben, daß in der 
Megel der Einzelne im Stande ift, fi vor vereinzelten Ge, 
fahren zu ſchuͤtzen, unter Benüßung der obenerwähnten Staates 
tpätigkeiten: allein in einzelnen beftimmten und doch nicht 
ganz feltenen Fällen iſt ein folcher Selbſiſchutz der Natur der 

Sache nach nicht möglich, und für folche hat dann die Ge 
ſetzgebung befondere Polizei s Einrichtungen getroffen : | 


1) Anſtalten gegen abſichtliche Vergiftungen. S. 
hieruͤber unten in $. 188, namentlich unter Nr. 3, 6. | 
| 2) Vorkehrungen gegen Lebens verletzungen an Kindern. 


Soolche kounen begangen werden theils ſchon vor der Geburt, 


theils nach derſelben waͤhrend des noch huͤlfloſen Zuſtandes 

des neuen Buͤrgers. — Fuͤr Sicherung der Kinder im Mut⸗ 

terleibe ſorgt die Geſetzgebung in zwei Faͤllen: 

a. gegen Abtreibung. Den Apothekern iſt verboten ohne 
eine ärztliche Vorfchrift ſolche Mittel, weldye eine Ab⸗ 
treibung der Leibesfrucht zur Folge haben koͤnnen, an 
ihnen unbelannte Weibsperſonen abzugeben; ebenſo iſt 
den Wundärzten unterfagt, ledigen Weibsperfonen am 
Suße zur Ader zu laſſen 7); 

b. gegen Lebendigbegrabenwerden mit der tobten 
Mutter. An jeder während der Schwangerfchaft flers 
benden Frau ift nad) dem fechöten Monate ber Kaifers 
ſchnitt vorzunehmen, jedoch natürlich mit ber größeften 
Vorficht wegen der Möglichkeig blofen Scheintodtes 2), 
— Auch gebört hieher die Aufichiebung der Todesſtrafe, 
wenn die Hinzurichtende ſich für ſchwanger ausgiebt, bis 
dieſe Angabe als falich erwieſen, oder das Kind gebos 
ren iſt. 


) ı 
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Fur Sicherheit der Kinder * der Geburt (alſo gegen 
Kuemorb) ſucht die wuͤrtt. Geſetzgebung zu ſorgen: 
- 0, durch das Gebet, daß Aeltern, Herren, Meifter uud 
Grauen bei einem Vetdachte unehlicher Schwangerſchaft 


die Berbächtige zu befragen, zu warnen, zu gleicher Zeit . 
aber auch der Obrigkeit die Anzeige zk machen haben, 
Diefe Hat im Läugnungsfalle eine —— durch | 


Hebammen anzuorbnen 3)4 | 
b. durch Beſtrafung der Verheimlichung ber. Schwanger 


(haft, fo wie der Niederkunft ), auch wenn durchaus 


kein Verfuch ober eine Vollziehung von Kindsmord das 
‚ mit verbunden war. 
Dagegen find freilich die auf uneheliche Geburt — 


Strafen ein Anreitzungsmittel zur Verheimlichung und zum 


Kindsmorde. Das allein wärffame, allein auch zu. gros 
Ber Demordlifation in jeder Beziehung führende Mittel, die 
Errichtung von Findelhaͤuſern, ift in Württemberg nicht er- 


griffen. Und mit Recht, weder eine fehr große, verborbene 
Stadt, noch eine allgemeine Verſunkenheit des Volles mas 


chen diefe fo fehr bedenkliche Einrichtung noͤthig. 

3) Vorkehrungen gegen Mord und kulpoſen Todt⸗ 
ſchlag. Wenn fon, gluͤcklicherweiſe, die Volksfitte keines⸗ 
wege diefes Verbrechen haufig begehen läßt, namentlich nicht 
den Meuchelmord, fo find doch folgenke Vorkehrungen deb⸗ 
halb getroffen: 

a. das gaͤnzliche Verbot der Verfertigung und des Befitzes 

gewißer Waffen, namentlich der —— M der Stock⸗ 
Degen und Stilete ©); 


b. das Derbot Waffen irgend einer. Art in bie Birtpehäus 


fer zum Zechen mitzubringen 7): 
o. die Beſchraͤnkung des Rechtes Schießgewehre zu beſitzen 
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und zu gebrauchen. — In fruͤherer Zeit war es nicht nur 

das Recht, ſondern ſogar die Pflicht jedes haͤuslich ans 

gefeffenen mwärtt. Bürgers ein gutes Ober = und Unter 

Gewehr zu befien. Bei feiner-Bürgerannahme hatte er 

fie anzufchaffen, und unter Feiner Bedingung follten fie 

verkauft ober verſetzt werben dürfen; auch follte ſich Jeder 
alle 4,—6 Wochen im Scheibenſchießen äben 9). Diefe 
allgemeine Vollsbewaffuung fand aber König Fr ie derich 
unzwedmäßig. und bedenklich, er hob fie daher auf, und 
nur wenigen Perfonen war dad Tragen und ber Beſitz 
von Waffen erlaubt 9), bei allen übrigen wurde die Vers 
heimlichung eines Gewehre mir .breimonatlicher (bei | 

Meibsperfonen fogar mit viermonatlicher) Sreiheitsftrafe 

gerägt, Sehr gemildert wurde dieſes Gebot der allgemei⸗ 

nen Entwaffnung wieder durch eine V. O. vom 23. Jän 

ner 1817 (Meg. Bl. ©: 45). . Das von der MU. in . 

5. 23 verpeißene Geſetz über das Recht des Staatsbuͤr⸗ 

gers Waffen zu tragen, ift aber bis itzt noch nicht ge: 

geben, und fo beftchen denn noch folgende Beſtim⸗ 
. mungen; 

a, der Beſitz vom Feuerwaffen ift ohne befondere Er⸗ 
laubniß geſtattet: allen Staatsdienern, dem Adel, 
den Gutsherru- und ihren Beamten, den Magiſtrats⸗ 
perfonen, und den mit einer Verrechnung beaufz 
tragten Gemeindebienern, fodann ben Mitgliedern 
der Öffentlich anerkannten Schhengefellfchaften, ende 

lich den Mitgliedern der Bürgers Garden. . 


ß. mit befonderer- Erlaubnig des Oberamtes jedem Mans 
ne von gutem Rufe, der feiner Sicherheit ke ein 
Gewehr bedarf; 
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7 eubefagter Befitz zieht Confiscation nd eine Ci 
ue) Sarfnafe na ſ ich 1°), 


V S. Medis Ot dunns von 1755. 

u) SFr. | 

9 Che:drbn, Thl. 1, "Say. 9% i; 8.0. vom. 21. April 
1800, in Knapp's Repertor. Bd. II, ©: 310. Schwers 
lich dürfte, wenigſtens gegenüber von Yeltern, ein folder - 
Zuwang die unehlich⸗ ſchwangere Tochter anzuzeigen, irgend 
„gebjiigt, g werden koͤnnen, oder auch, nur zum Ziele führen. 

9) ©. ans pP, Eriminalrecht, II, S. 242 f8. -, 

9, ©. ex, vom izten Juli J. 1753 und V. O, vom 18. Juni 

s wBia, RL & 305; die Verfertigung biefer Waffe iſt dem 
Bähfenmader ‚bet 100 Thaler "Strafe verboten; ber Bells iſt 
mit einet beſondern Strafe ntcht bedroht. 


6) s. G. R. vom ııten Juil 1668, und V. O vom igten Juni 
1808, Ribl. S. 3268. Die Verfertigung jedes einzelnen Stů⸗ 
ded dieſer Art von Waffen iſt bei 50 fl. verpoͤnt: der Beſitz 

Aſt Auch hler mit einer Strafe nicht belegi. me 

2) Schon bie Ranbei: "Srdhung, gie 110, 9, verbietet - 
dieß 7 · Srheitert Ift das en 7 der Gen. V. o. vom 12. Jan. 
ner 1809, b i. S. 26. 

8) S. die Landes⸗O., Tit. .rıo, $. 10 und — Landrecht 
II, Tit.9, 4. „So viel dann“; ferner die Gen. Reſcripte 
vom öten Febr. 1652; 26ſten Juni 1696; aten Auguſt 17105 
Ziſten Auguſt 17145 6ten Rov. 17195 i8ten Febr. 1766; 23ſten 
April 1290, — 

9 S. V. O. vom ızten Jänner 1809, Rbl. ©. 255 Geſet vom 
13ten Oct. 1811, ©. 5815 Dgsret vom zten Nov. 1812, 

Rbl. 549 

10) ©: die angef. 8.0. von 1817. — Zs laſſen ſich natuͤrlich 

die Beſtimmungen des in $. 23 ber V. u. verlangten Geſetzes 

ber den Beſitz von Waffen nicht zum Voraus errathen: zu 
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bemerken iſt jedoch ſchon itzt, daß die. Verf. Urk. keilneswegs 
das Recht Waffen zu tragen unbedingt als ein Staatsbuͤrger⸗ 
recht aufftellt, ſondern daß fie, indem fie „nähere Beſtim⸗ 

mungen‘ verlangt, eine Beſchraͤnkeug ſelbſt als nuͤtzlich und 
nothwendig anerkennt. Eine Beſchraͤnkung aber kaun eintre⸗ 
ten entweder hinſichtlich der berechtigten Perſonen, oder der 
erlaubten Waffen, endlich —— gewiſſer au erfuͤlender 
Gormälicdten, 


i N = g. 184. a = Ar { . 
3. Sur Sidergellung der —— dietdelt. 


Ausnahmoweiſe koͤnnen auch “in gut eingerichtefen 
Staaten. zälte vorkommen, in welchen bie- Freiheit eines 
Bürgers vyn einem Anderen unrechtlicher Weiſe beſchraͤukt, 
und derſelbe ber Verfügung Aber ſeine Perſon-berquht wird, 
Segen diefen Rechts · Eingriff haben die wuͤrtt. Geſetze in 
zwei * beſondere Beftimmungen erlaſſen:. — 

Verbot des Werbens in fremde Kriegs oder See⸗ 
— — Ein ſolches in itziger Zeit doch nur feltener, und 
nicht leicht fuͤr einen organifirten xuxropaͤiſchen Staat vorkom⸗ 
mendes Werben iſt in Waͤrttemberg Achon von alten Zeiten 
her ganz verboten, Theilweiſe mag der Wunſch, ſolche Leute 
fuͤr das eigene Heer zu erhalten, Urſache an dem Verbote ge⸗ 
weſen ſeyn, allein anderutheils iſt es auch unſelbſtſuͤchtige 
Fuͤrſorge des Staates gegen den häufig bei ſolchen Werbungen 
vorkommenden Betrug und gegen Gewalt. Dieſer letztere Grund 
muß denn ‚den alten Verboten Ausfuͤhrung auch itzt noch 
ſichern; und es iſt fomit eim folcher Werber fogfeich Bei feis 
ner Entdeckung feſtzunehmen, und Strafe an Leib und Out 
demjenigen zuguerfennen, der einen Untertfanen zus Webers 
nahme fremder Kriegsdienfte au verführen gefucht hat *). 

2. Unterſuchung, ob nicht ein Bürger, deſſen Aufuab⸗ 





361 | 


‚mein die gerenHufelt — wird, nur faͤlſchlich von 
feinen Verwandten des Wahnſinnes beſchuldigt wird, Es 
iſt deßhalb dem Oberamte aufgetragen vor Abfaſſung des 
Beiberichtes genau die Vethaͤltniſſe zu unterfuchen, ſich mit 
dem Oberamtsarzte ˖ zu benehmen, und, wo moͤglich, erft eine 
nech aenanere Beobachtung bar. vorläufige Anterbringung 
in teral s Yufalten anzuordnen 7. = 


Gegen anderweitige anerlaubte Eingriffe in die perfün- 
liche Freiheit, 3. ®. von Seite der eltern, WBormänder, 
Dienfiperren a. ſ. w. ausgeht, beftehen keine eigenen Unflals 
ten und Einrichtungen, fordern bier ift die Wiedergutma ⸗ 
hung dem Michter auf —— Klage ee über: 
laſſen. | 


) Es find saßireiie Referiyte gegen ‚das Besten aus älterer 
Seit vorhanden, ſ. dieſelbe bei Roller, I. $, 301 und. 302. — 
Diefelben bedrohen auch den unterthanen, der ohne. Staats⸗ 
Exrlaubniß ſich anwerben laſſen will, mit derfeiben Strafe: 
alten bdiefe Beſtimmung iſt natürlich durch das Auswan⸗ 
berungsrecht und das Recht In fremde Dienfte zu geben, auf: 
gehoben; nur muß im erften Falle das Werfprechen gehalten 
werben, gegen König und Vaterland ein Jahr Lang nicht die⸗ 
nen zu wollen; im andern Falle aber verliert der Dienſtneh⸗ 
mende fein Staatsbürgerrecht, wenn er ohne Vorbehalt deſſel⸗ 
ben in die fremden Dienfte uͤbertritt. Natürlich iſt ſodann 

auch er als Andwanderer anzufeben, und hat die obenerwähn« 
‚te Bedingung zu halten. — Knapp übergeht im feinem Eris 
minalrechte die Strafe gegen Werberei; wohl mit Unrecht. 


3) Dect an bie Landvogteien, vom 20. Nov. 1816, in Knapp's 
Annalen, H. J. S. 108. — Seht smegmäßig wäre, wenn dieſe 
nothwendige Vorſchrift überhaupt auf alle, auch die auslaͤn— 
diſchen und die ——— — Anſtalten ausgedehnt wuͤrde, 


= 
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o daß alfo Niemand in eine ſolche gebracht werden dirfte, 
ohne ‚eine vorgängige polizeiliche Unterfuhung. 


| $. 185 
3 Zur Sicherung, des. Bermigene — 


Die Sicherheit des Eigenſhumes wird im Allgemeinen 
theils durch die Juſtitz⸗-Verfaſſung, theils durch einige der 
umfaſſenderen Rechts⸗Polizei⸗Aaſtalten vielfach gewahrt, fo 
daß in den meiften ‚Fällen einer möglichen Beeinträchtigung 
der Aufſicht der beſtehenden Behörden und der eigenen Auf» 
merkſamkeit des Beſi itzers vertraut werden” mag +. allein: eine 
Anzahl von Faͤlſen bleibt doch übrig, wo eine. beſondere Bor- 
fiht gerathen ſchien, wegen der Unzulänglichkeit des Eigens 
- thümers und wegen der Schwuͤrigkeit das begangene Un⸗ 
recht ſpaͤter wieder auszugleichen. Jedoch duͤrfte dabei nicht 
aus den Augen geſetzt werden, daß dieſe polizeiliche Fuͤrſor⸗ 
ge nie ſo weit peben darf ‚ daß fie nun felbft die Rechte des 
Bürgers beſchraͤnkte, ihn im erlaubten Betriebe binderte u. dgl.; 
ſondern daß ſie fi auf die Vermeidung von Unrecht zu. bes 
ſchraͤnken hat, das — wenn begaugen — pon der Juſtiz be⸗ 
ſtraft werden koͤnnte. Dieſe der Huͤlfe der Mechts » Polizei 
anvertrauten Faͤlle laſſen ſich nun unter zwei Geſichtspuncte 
bringen: einmal, wenn das Eigenthum durch gewaltſame, 
vom Beſitzer allein nicht abzuwendende Eingriffe verletztwer⸗ 
den foll; zweitens, wenn bie Unwiſſenheit ober Beſchraͤnkt⸗ 
beit des Eigenthuͤmers von liftigen Betruͤgern zu an Scha⸗ 
den benuͤtzt werden will )J. 

1. Die gewaltſamen Eingriffe in das Eigenthum 
zerfallen in Diebſtahl, Raub oder Einbruch, und in die Zu⸗ 
ſammenrottung von Arbeitern zur Erpreßung größerer Vor⸗ 
theile. Gegen jene u. die allgemeinen Polizei s Anflals 
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ten, Landjaͤger, Landfolge, Tags und Nadıts Wachen; ges 
gen ſolche Zufammenrottungen aber find beftimmte Verord⸗ 
nungen gegeben. Jede Derabrebung mehrerer in.einem Orte 
. oder Bezirke arbeitenden Geſellen zum Austritte aus ber Ar⸗ 
beit, in der Abſicht die Zugeſtehnng der von ihnen gemachten 
Forderungen zu erzwingen, namentlich um die Arbeit an den 
geſetzlichen Arbeits⸗Tagen und - Stunden abzulehnen , oben 
einem beftimmten Meifter Arbeit zu verweigern, ift verbos 
ten, und tann bis auf drei Monate Gefängnißßrafe nad) 
ſich ziehen 2), | 

2% Betruͤgliche Vermögens» Berlegungen find auf 

doppelte Art moͤglich: entweder durch eigentliche Berräges 
teien, d. h. alfo abſichtliche Taͤuſchungen zum Behufe eines 
unerlaubten Gewinnes, oder durch nacıtheilige Werträge, 
wenn ſchon keine ſdrmliche Täufhung babei vorfam. 

Polizeiliche Vorkehrungen finden gegen Sn in fols 
genden Sällen flat: 

"a. Um Taͤuſchungen bei Collecten Cund zugleich der Belä- | 
fligung des Publifums) zuvorzulommen , ift jede Eols 
Iecte ohne Erlaubniß der höhern Behörde ganz verboten; 
Bezirksſtellen, Geiſtlichen u. ſ. w. ift die — von 
Patenten bei Strafe verboten 3). 

b. Betruͤgereien bei Maas und Gewicht wird durch die 
obrigkeitliche Stempelung deſſelben, ſo wie durch die 
unverniuthete Unterfuchung auf Märkten und in Kauf 
laͤden vorgebengt, f. unten F. 239. Nr. 3. 

c. Taͤuſchungen bei Gewerbsgegenſtaͤnden ſoll ent⸗ 

gegengewuͤrkt werden durch die verſchiedenen Arten 
von Handwerksſchau, welche im Wege der Verord⸗ 
nung - zur Controlirung der Ucchtheit und Güte ge: 
wißer Waaren getroffen „werben. Ehenfo if. es geſetz⸗ 


er " 
lich geftattet, bie Namen derjenigen Gewerbenden df⸗ 
fentlich bekannt zu machen, welche ſich betruͤglicher 
Bereitungen ſchuldig gemacht haben. Die unerlaubte 


Nachahmung des Fabrik⸗Zeichens eines andern Sue. 
benden wird als Betrug beftraft *). 


Vermögens: Verlegungen durch allzufchäbliche Verträge 
ſucht die Geſetzgebung in zwei Faͤllen zuvorzukommen: 


a. bei Vertraͤgen mit Schacher⸗ Juden; ſ. die hier 
einſchlagenden Beſtimmungen in Thl. J. S. 443; 

B. bei dem fog. Zins wucher, d.h. bei Darlehen s Vers 
srägen, welche unter folden Bedingungen abgefchloffen 
werden, daß der Schuldner uͤber die einftige Ruͤckzah⸗ 
lung des Kapitales, und einftweilige Zahlung von 5 

Proceuten an Zinfen noch weitere Laften zu uͤbernehmen 
bat, entweder durch weitere Procente an Zinfen, oder durch 
Rückzahlung eines größeren Kapitals als er empfieng u. 
ſ. w. Ein folder Vertrag bat, außer der Ungültigkeit 
‚des wucherlichen Uebermaaſes, auch noch ſtrafrechtliche 
Folgen fuͤr den Darleiher, uͤber welche bei geringeren 
Verſchulden die Kreisregirungen, in Faͤllen, welche ber 
ren hoͤchſtes Strafmaas (drei Monate Polizeihaus) uͤber⸗ 
ſchreiten, die Gerichte zu erkennen haben 5). 


1) Eigentlih nimmt fih ber Staat auch noch in einer dritten 
Beziehung bed Vermoͤgens von vertheidigungsunfählgen Buͤr⸗ 
gern ſchuͤtzend an, nämlich da, wo der Eigenthuͤmer ans phy⸗ 
ſiſchen oder moraliſchen Gränden die Selbitvertheidigung nicht 
übernehmen kaun; alfo wenn et abwefend iſt, wenn er noch 
in unreifem Alter fteht, yenn er an Geiſtes- gder Körper: 
Kräften folhen Mangel leidet, daß er feine Rechte zu wahren 
unfähig ift, endlih wenn er einen ſolchen Hang zu unvernuͤnf⸗ 

* tiger Verſchwendung hat, daß er einem Geiſteskrauken gleich 
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gefegt werden muß, — Folgerecht (bie Uebertragung ber Praͤ⸗ 
ventiv = Juftiz an die Polizeiſtellen einmal vorausgeſetzt) wäre 
fomit gewefen, wenn auch alle diefe Arsen von Vormundſchaft 
zur Pollzei gerechnet würden: allein hier it der Staate = Dr= 
ganismus durch eine Abweichung von ber fonft allgemeinen 
Regel in bie richtige Theorie zurädgetreten, und hat biefe 
Geſchafte ben Gerichts-Behoͤrden uͤbertragen. Das — fs 
oben $. 168. 


2) S. Allgem. Gewerbes: Hörbnung, $. 44 Sat 45. Es 
ſteht zu bezweifeln, ob dieſe Beſtimmung gegen die Arbeiter 
gerecht iſt. Daß eine Verabredung zum förmlichen Zwange 
gegen ben Meifter, oder zu Gewaltthaͤtigkeiten gegen bie nicht 
theilnehmenden Genoßen unerlaubt und ftrafbar iſt, verſteht 
ſich: allein warum gemeinſchaftlicher frelwilliger Austritt im 
Kalle der Richtbewilligung einer Forderung nicht erlaubt ſeyn 
ſoll, iſt nicht einzufehen. Einmal ſcheint es eine ungebuͤhrliche 
Beſchraͤnkung der dienenden Klaſſe in ihrer perſonllchen Frei⸗ 
heit, und zweitens iſt das Verbot gar zu leicht zu umgehen; 
denn ein ſucceßiver ſchneller Austritt Aller kann nicht ver⸗ 
hindert werden, will man die Arbeiter nicht für eine Art von 
geibeigenen erklären. Und was mögen wohl bie „geſetzlichen“ 
Nrbeitd- Stunden feyn? 

3) & Gen. V. O. vom 11. Sept. 1807, $. 37. - 

v ©. Allgem. Gewerbe-Drdn., Art. 4—6. Etwas ges 
naueres uͤber dieſes Mittel Betruͤgereien vorzubeugen kann 
itzt noch nicht angeführt werden, indem bie angeführten Bes. 
flimmungen des Geſetzes Ihre Ausführung durch Verordnungen 
noch nicht erhalten haben, die früheren angführlihen Beftims 
mungen über Handwerks ſchau aber theils als laͤngſt antiquirt, 

theils als In der naͤchſten Zeit neu zu normirend, eine aus⸗ 
führlihe Darlegung nicht. mehr verdienen. Man ſehe bier 
feibe übrigens bei Hegel, Repertorium, Bd. II, Art. Hands 
werksſchau, S. 155 — 251. — Es darf wohl von der Regirung 
erwartet werden, daß fie den Ruͤckſichten auf ben Schutz ger 
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gen Betrug nicht fo viel Gewicht einräume, daß bie Freiheit $ 


der Gewerbe und ber Fabrication darunter leidet, und daß 


fie alfo ihre Swange-Schauanftalten nur auf folhe Gegenftände 


befchränft, bei welchen eine Öffentliche Controle deshalb wün« 
fhenswerth iſt, weil Betrügerelen an und für fih bei ihnen 
leicht möglich find, und der Käufer in der Megel die befons 
deren technifhen Kenntniffe nicht hat, mu ſich vor Täufchung 
zu hüten, 3.8. die Poincirung von Gold: und Silber-⸗Waa⸗ 
ren nnd dgl. 

5) Das Nähere über die WuchersGefepe f. bei Waͤchter, 
Strafteht, IL ©. 597 fg.; Hezel, Repert. Bd. VI, Art. 
Wucher; Hofader, Sahrbüher, Bd.J. H.2, ©. 256. le: 
brigens iſt zu bemerfen, daß eine nicht zu entferneude Mei> 
nungs - Verfhiedenheit unter den Gerichten ‚darüber herrfcht, 
ob das Verbot Yes sten Zinszuldens fih auf alle Schuldver⸗ 
traͤge, oder nur auf bie durch gerlchtliches Unterpfand verſi⸗ 
Herten Verfchreibungen beziehe. Die Behörden im Miniſt. 
des %. find angewiefen (durch ımgedr. Miniſt. Erl. vom 3, 
Sept. 1829) die letztere Meinung als die richtige anzunehmen, 
Eine andere, zwiſchen den Gerichtsſtellen und den Regirungs⸗ 
behoͤrden obſchwebende Streitfrage, od naͤmlich die letzteren eine 
ihr ſonſtiges Strafmaas uͤberſteigende Confiscation in Wucher⸗ 
ſachen ausſprechen duͤrfe, iſt zu Gunſten der Reglrungsſtellen 
entſchleden worden. S. (ungedr.) Erlaß des Obertribunals, vom 


31. März 1827. Etwas, jedoch nur unvollſtaͤndig, nähert ſich der 


bekannten natlonaloͤkonomiſchen Anſicht für Freige bung des Geld⸗ 
darlehens⸗ Geſchaͤftes eine Adreße der Kammer d. A., welche 
um Aufhebung des Verbotes des ſechsten lien bite 
tet, ſ. Verh. 1830, 9. 5, ©. 1475. 


— 
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welter Abſchnitt.. 
j Hülfs Polizei. 


L Sorge des Staates für die phyſiſche Perſoͤn⸗ 
lichkeit der Staatsburger. 


A. Medleinal s Polizei. = 
$. 186. 
1. Begriff und Umfang derſelben. 


Wenn fchon im Allgemeinen dem Staatsbürger die Som 
ge für die Erhaltung feines Lebens und feiner Geſundheit 
uͤbeilaſſen werden Tann, und folglich muß: fo giebt e8 doch mans 
he Einrichtungen und Vorkehrungen, weldhe zu machen dem 
Einzelnen zu ſchwer oder ganz unmöglich fallen würbe, und 
deren fich daher der Staat anzunchmen hat, will..et feinen 
Polizeis Zweck auch in diefer Nichtung genügend erfällen 7). 
Eine zweckmaͤßig und vollfländig eingerichtete Mebdicinals 
Polizei hat folgende fünf Forderungen zu erfüllen: 

Erftensmuß der Staat folche Anftalten trefien, daß überall 
im Lande ein gehörig unterrichtetes Arztliches Perſonal aller 
- Gattungen vorhanden .fei, und bad nur ein foldes vorhan⸗ 
den ſei. Dieſe Pflicht befolgt er, wenn er vor Allem für die 
noͤthigen Unterrichtd-AUnflalten und deren Hülfsmittel ſorgt; 
wenn er ferner die nöthigen Präfungen anorbnet, um ſich 
von ber wuͤrklichen Benuͤtzung diefer Unftalten zu uͤberzeu⸗ 
gen; wenn er ſodann das als brauchbar erfundene Perfonal 
über die Oberfläche des Staates gleihmäßig zu verteilen 
fat, damit techniſche Huͤlfe uͤberall zu finden iſt, dagegen 
ſtrenge jede Ausuͤbung der Heilkunde aller Grade von Sei⸗ 
ten Ungepröfter nuterdruͤckt, d. h. Pfuſcherei und Quackſalbe⸗ 
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rei beſtraft; endlidy wenn er über die orduungs⸗ und pflicht⸗ 
gemäße Ausäbang der Heilkunde der verfchiedenen Klaſſen 
von Berechtigten Vorſchriften ertheilt. | 

Zweitens hat der Staat dafür zu forgen, daß bie mas 
teriellen Heilmittel in ‚geböriger Güte und Anzahl vorhans | 
den fein. Er hat alfo Vorichriften über bie Einrihtung und 
Haltung der Apotheken zu geben, und durch häufige Unters 
fuchungen fi) von ber würflichen Einhaltung biefer Vor⸗ 
ſchriften zu aͤberzeugen. — 

Drittens muͤſſen die — von Krankheiten 
weggeraͤumt werden, welches Geſchaͤft dreierlei Hauptgegen⸗ 
ſtaͤnde hat; vor allem ſind anſteckende Krankheiten des Aus⸗ 
landes an der Graͤnze aufzuhalten; ſodann find die im Lan⸗ 
de vorhandenen allgemeinen Krankheits-Urſachen zu beſeiti⸗ 
gen, oder wenigſtens — wenn dieſes nicht moͤglich ſeyn ſoll⸗ 
te — zu mildern; endlich ſind ſpecielle Krankheits⸗ und Un⸗ 
gluͤcks⸗Urſachen durch That oder Rath zu entfernen, ſo weit 
hier der Staat einſchreiten kann und darf. 

Wiertens bat der Staat für den Fall einer, trotz feiner 
Sorgfalt ausgebrodhenen, allgemeinen Krankheit 
(gleichviel ob fie auſteckend iſt oder nicht) befondere Huͤlfs⸗ 
anftalten zu treffen, damit diefelbe mit dem möglichft gerins 
gen Schaden wieder unterdrückt werde. Theile Sperr s theils 
Heil Anftalten find hiet anzuordnen. 

Endlich fünftens hat der Staat eine Hierarchie vom 
techniſchen Behoͤrden aufzuſtellen, welche das Medici⸗ 
nal⸗Weſen zu leiten haben, indem den gewoͤhnlichen Polizei⸗ 
ſtellen die materiellen Kenntniße abgehen wuͤrden. 

Bei allen dieſen verſchiedenen Aeußerungen der Staats⸗ 
thaͤtigkeit kewmmt die Frage, wann die Regirung ihre Poli⸗ 
zeimaasregeln mit Zwang durchzuſetzen habe, und in welchen 
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Anderen Gallen die Benäkung derfelben facultativ ſei, ſehr 
zur Sprache. Huͤlt man den Geſi ichtspunct feſt, daß der 
Zwang "nur. ein Mittel zu einem befiimmten Zwecke fepn 
Tann, nicht. aber Selbſtzweck, ſo wird die obengenannte Fra⸗ 
ge leicht zu beantworten ſeyn im Allgemeinen, und in jedem 
einzelnen Falle. Sobald alſo eine gewiße Medicinal⸗ Polis 
zeianſtalt gar nicht oder nur unvollſtaͤndig wuͤrken wuͤrde, wenn 
man die Nichttheilnahme an ihr der Traͤgheit, dem Vorur⸗ 
theile, oder dem böfen Willen anheim ſtellen wollte, fo darf 
der Zwang eintreten, und unter Umfländen fogar der Aufe 
ſerſte. So kann 5.2. ein Gefundheits s Cordon nur dann 
die Bevölkerung vor dem unabfehbaren Ungläde einer pefl- 
artigen Krankheit fichern, wenn unbedingt Jeder die 
Vorſchriften achtet, wenn auch nicht bie Zleinfte Webers’ 
tretung flattfinder: bier darf, hier muß folglich, Zwang ein, 
teten, und bei der großen Wichtigkeit der Sache für das 
Heil Aller wird fogar augenblicklicher Tod bie Gränzen 
des Zwangsrechtes nicht überfteigen. 

Die wuͤrttembergiſchen poſitiven Einrichtungen im Fache 
der Medicinals Polizei erfüllen, fo ziemlich wenigftens, die 
oben aufgeftellten Forderungen der Theorie, und man ift ohne 
Zweifel berechtigt auszufprechen, daß biefer Theil der Vers 
. waltung einer der am zweckmaͤßigſten —— iſt 2). 


1) Bei keinem Zelte * Polizei⸗ Geſetzgebung mug der oberfte 
Srundfag beftimmter im Auge behalten werden, als hier, 
Damit weder auf der einen Seite. dem Bürger von Staate- 





wegen Vorſchriften über Gegenftände der Gefundheitspfiege ges 


geben werden, die er auch felbft zu beſorgen vollfommen fm 
Stande it, auf der andern Seite aber auch die nothwenbige 
Unterjtäpung in folhen Puncten nicht fehle, wo die Kräfte 
und das Recht des Einzelnen nicht hinreichen, um einen all⸗ 
Mo hi 11. e 24 
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gemeinen nuͤtzlichen Zweck zu erreichen, z. B. anftedende Kranke 
beiten an ber Landesgraͤnze aufzuhalten, zwecmaͤßige Haltung 
der Apotheken zu bewirken u. f. w. Mit welch manchfachen 
äblen Folgen ein Mangel an Medicinal⸗Polizel verbunden iſt, 
zeigt deutlich das Beiſpiel von England, von — 
ſelbſt das von Frankreich. 

2) Es fehlt bis idt noch an einem brauchbaren PRO der 
württ. Medicinal-Gefehgebung. Des alphabetifdh- georbnete: 
Repertorium für die Amtspraris des Yerfonald der Heillun⸗ 
de, J.. Gmuͤnd, 1829, und II. Tub. 1830,-8., ift unbedeutend, 
unvollftändig und oberflählih. — Die wichtigften gefeplihen 

Beftimmungen über das wuͤrtt. Medicinal-Weſen find nach⸗ 
fr*hende: Medicinal-Drdnung vom 16. Oct. 1755, Stuttg.1756, 
fol.; Inſtruction für das k. Medic.⸗Depart. vom 23 Sunf 
1807, RdL. ©. 3215 Organiſation der Medic. Verfaſſung im 
Konigreiche vom 14. März 1814, RbL. ©. 121, (angehängt ft 
eine Inſtruct. für die Oberamtd-, Amts- und practicirenden 
Aerzte, und eine folhe für die Landungtel- Werste); V. O. 
über den Gefchäftstreis des Medicinal⸗Colleglums und ber 
Kreisregirungen vom 6. Junt 1818, Rbl. ©. 313. — Geſchicht⸗ 
liche Nachwelfungen über die Medicinal » Einrichtungen in W. 
finden fih In Weißer’s Nachrichten von Geſetzen, S. 131 f8. 
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2. Sotse für taugiihes und hinreichendes irzttihes 


Yerfonal. 
Hier kommen vor Allem die Anftalten und Verfuͤgun⸗ 


| gen in Betracht, durch welche die Geſetzgebung die Bildung 


der verſchiedenen Klaffen des ärztlichen Perſonales zu leiten, 
und ſich vom Erfolge.derfelben zu vergewißern fucht. — Es 
iſt dabei zu unterfcheiden zwifchen den innern Aerzten, den 
Wunds und Hebärzten; den Hebammen; endlich den Apo⸗ 


Sn 
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Die innern Aerzte haben nad) erhaltener Staatser⸗ 
laubniß regelmäßige Univerfitätsfiudien zu machen (f. 6. 
201.); und am Ende berfelben eine Präfung bei der mes 
dicinifchen Facultaͤt der Landesuniverfität zu erſtehen. Das 
Zengniß hieräber ift die nothwendige Bedingung der Zus 
loffung zur Pruͤfung beim Medicinals Collegium, welche letz⸗ 
tere erft die Erlaubniß zur-Ausäbung der Heilkunde giebt, 
und zu gleicher Zeit uͤber die Fähigkeit zur Bekleiduug eines 
Öffentlichen Amtes entfcheidet 7). Um fich aber auch nach 
erftandener Prüfung von ihrer. Weiterbildung zu Überzeugen, 
iſt verordnet, daß kein Arzt ſich um eine Öffentliche Stelle 
bewerben dürfe, che er nicht einige Abhandlungen über merfs ' 
wuͤrdige Fälle in feiner Praris eingefendet dabe ?). 
. Die Wundarzneilunde erfordert ebenfalls Staates 
erlaubniß nach vorgängiger Staatspräfung. Doch find bie 
Bedingungen und Rechte verſchieden je nach dem Grade der 
technifchen Ausbildung. — Die fämmtlichen Wundärzte zers 
fallen in drei Elaffen: in der erfien ſtehen diejenigen, wels 
hen der ganze Umfang der WundarzneisKunde, fammt der 
innerlichen Behandlung der hirurgifchen Krankpeiten anvers _ 
traut iſt; die zweite Klaffe bat zu der außerlichen Behand⸗ 
Inng aller chirurgifchen Falle die Erlaubnid, mit Ausnah⸗ 
me einzelner beftimmter, in ber Mebdicinal- Taxe bezeichne⸗ 
ter; die dritte Klaſſe hat ſich auf die leichteren chirurgiſchen 
Fälle zu befchränten. Wie es in zweifelhaften und in Roth» 
fällen zu halten ift, ift näher beflimmt. Zu Oberamtéwund⸗ 
arztftellen find nur die beiden erften Klaffen wählbar, und 
zwar Mitglieder der zweiten SKlaffe nur daun, wern Fein 
Bewerber erfter Klaffe ſich gemeldet hat. Zum Bartſcheerer⸗ 
Geiverbe ermächtigt jede Klaſſe; felbft die Wittwe kann «8 
durch Gehuͤlfen fortſetzen; ebenfo hat jede Klaffe an der his 
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rargifhen Unferftügungs » Kaffe Antheil zu nehmen. 
Die Candidaten der erfien Klaffe haben in der Regel akade⸗ 
miſche Studien mit Staatserlaubniß zu machen, ſo wie je⸗ 
denfalls die Facultaͤts-Pruͤfung, und ſodann eine Pruͤfung 
beim Medicinal⸗ ⸗Collegium zu erſtehen. In den erſten Jah⸗ 
ren ihrer Praxis haben ſie Beſchreibungen wichtiger Faͤlle ein⸗ 
zuſenden. Die Candidaten der beiden andern Klaſſen koͤn⸗ 
nen die Erlaubniß auch dadurch erwerben, daß ſie bei einem 
Wundarzte wenigſtens drei Jahre in die Lehre gehen, und 
hierauf noch als Gebuͤlfen oder durch den Beſnch von chirur⸗ 
gifhen Anftalten ſich weiter ausbilden. Sie werben beim 
Eintritte in die Lehre vom O. A, Arzte; beim NYustritte aus 
derfelben wieder von demfelben und von einem Wundarzte ges 
prüft, Die Staatserlaubniß endlicy wird der zweiten Klaffe 
durch Pröfungen beim Medicinalz Collegium, oder bei der 
medicinifhen Facultaͤt in Tübingen erworben. Die dritte 
Klaffe pröft der Kreismedicinalrath und ein MWundarzt ber 
Kreisftadt. 3u bemerken ift fchließlic noch, daß bie ſchon 
ertheilte Erlaubniß in allen drei Klaſſen wieder zuruͤckgenom⸗ 
men werden, und der Wundarzt auf eine niedere Stufe ver⸗ 
wieſen, beziehungsweiſe ganz ausgeſchloſſen werden kann, 
wenn er Ruͤckſchritte in feinen Kenntniſſen zeigt, und eine 
nun deshalb angeordnete Prüfung nicht gehörig erftchen kann 3). 
Die. Hebammen werden entweder durch einen Lehr⸗ 
curs an dem geburtshuͤlflichen Theile des Elinicums in Tuͤ⸗ 
bingen, und an bem Catbarinen » Hofpitale in Stuttgart 
oder durch Privatunterricht der Oberamtsaͤrzte und geprüfs 
ten Geburtöhelfer unterrichtet; dic Gemeinden haben die Unter. 
richtskoſien zu übernehmen 1). Die Hebammen werden ges 
wählt von den fämmtlichen Gebärerinnen des Orts, jedoch 
muß der zu Waͤhlenden von. dem Oberamtsarzt das Zeugniß 
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ansgetellt ſeyn, dag fie nach Alter, koͤrperlicher und geiſti⸗ 
ger Beſchaffenheit tauglich zu werden verſpreche 8). ' 
Die Apotheker erlernen, in ber Regel wenigftens,- ihr 
Geſchaͤft blos durch die Moutine; doc darf nur derjenige 
Apotheker Lehrlinge annehmen, ber bei feiner‘ Prüfung bierzu 
für fähig erklärt wurde; und ohne befondere anderweitige 
Erlaubniß nur fo viele Lehrlinge, ald er geprüfte Gehuͤl⸗ 
fen hat. Der angehende Apotheker hat zuerſt eine Vorpruͤ⸗ 
fung bei dem Oberamtsarzte zu erftehen, nach welcher er in . 
die Lehre zugelaffen wird; nach mindeſtens 3 Jahren Tann er 
ſich um die Lehrlings s Prüfung, ebenfalls wieder beim Obers . 
amtsarzte, ‚melden; nach weitern 5 Jahren Tann er (wenn 
er überhaupt 25 Jahre alt ift) fich zu der Prüfung bei den 
oben fehon genannten mebicinifch = chirurgifhen Collegien mel 
den. Ihre Erftehung berechtigt ihn zur eigenen Führung ei⸗ 
ner Apotheke, fei es als Eigenthümer fei es als Provifor 6). : 
Diefe Sorge des Staates für ein hinreichend gebildetes 
ärztliches Perfonal würde nur zum Theile ihren Zweck erreis 
chen, wenn neben demſelben noch Heilverſuche blos von Em⸗ 
pirifern geftattee wären. Einfalt, Vorurtßeil, Armuth wär 
den bäufig die verberbliche wenigſtens hoͤchſt gefährliche Huͤlfe 
folcher -Zeute nachſuchen, und dba es fih hier von Mene- 
fben =Xeben handelt, fo ift wohl der Staat unbezweifelt bes’ 
rechtigt, Jedem, der fich nicht auf die als nothiwendig au⸗ 
erkannte Meife über feine Fähigkeit und Kenntniſſe ausge⸗ 
wiefen hat, alle ärztliche Behandlung ganz zu unte ſagen. — 
In Solge diefer auch von ber wuͤrtt. pofitiven Geſetzgebang 
getheilten Aaficht ift denn nun auch das fogenannte Medi⸗ 
caftriren bei Strafe verboten, Dieſes Vergehens aber 
macht fich nicht nur derjenige ſchuldig, welder überhaupt 
gar Feine Erlaubniß hat, irgend einen Qweig ber: Heilkunde 
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audzwäben, (was fi) namentlich auf Perfonen erfiredit, bie 
ungepräft Hebammendienfte verſehen); ſondern auch derjeni⸗ 
ge, welcher nur ‚einzelne, höhere oder niedere, Theile derfels 
ben auszuüben berehtigt ift, nun aber in andere Zweige uͤber⸗ 
greift, 3. B. ber MWundarzt, welcher innerliche Krankheiten 
zu heilen verfucht ; der Wundarzt ater oder 3ter Klaffe, wel 
cher ſchwere Operationen unternimmt. Namentlich rechnet 
aber das Sefe auch noch hieher, fremde Augen- und Zahn 
ärzte, welche keine Erlaubniß vom Medicinal- Eollegium er⸗ 
halten haben, ferner Arzneikraͤmer, endlich die Verkäufer von 
Arcanen. Die Erlaubniß fremder Staaten, oder das regels 
mäßige — aber von ber wärttembergifhen Regirung nicht - 
gepräfte — Erlernen der Heilkunſt find natürlich Fein Ents 
fehuldigungsgrund, fei es für Inlaͤnder, fei es für Fremde. 
Endlich ift auch der Apotheker ftraffällig , der eine Vorfchrift 
eines unbefähigten Arztes befolgt, oder felbft difpenfirt. Die 
Strafen find verfhieden, je nahdem ein Schaden erfolgt iſt 
ober nicht, je nachdem bas Vergeben wiederholt wurde oder 
zum erſtenmale zur Anzeige kam 2), 

‚Weniger beftimmt und umfaffend forgt der Staat für 
die gleichmäßige Verbreitung des ärztlichen Perfonale über 
die ganze Oberfläche des Staates, wahrſcheinlich in der 
Vorausfegung, daB das eigene Privatinterefie (dom hier 
helfen werde. Etwas geichieht zwar in biefer Beziehung 
durch die Anftellung ber Oberamts- Aerzte und Oberamts⸗ 
- wundärgte, durdy welche wenigftens jeder Oberamtefladt und 
ihrer Umgebung die Anweſenheit eines befonders tanglichen 
Arztes umd eines Chirurgen gefichert wird; ferner durch bie 
den Oberamtskorporationen nnd ben Gemeinden zuſtehende 
Erlaubniß, Anteramtsärzte, Stadts, Spitals und Armen⸗ 
Aerzte anzuftellen 2). Im allgemeinen aber hat der im kei⸗ 
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nem = Dienfl s Verbande fichende Arzt oder Wundarzt das 
Recht fich überall im Lande niederzulaffen, und feine Wiſ- 
ſenſchaft auszuüben wenn er fonft die allgemeinen Verbinde 
lichkeiten, hinfihtli des Ortsbuͤrgerrechtes z. B., erfüllt hat ?). 
Was die zweckmaͤßige Vertheilung der Apotheken betrifft, ſo 
hat ſich der Staat eine ſehr directe Einwuͤrkung vorbehalten; 
es darf naͤmlich ohne ſeine Erlaubniß keine Apotheke errich⸗ 
tet werden 20), wobei zu bemerken iſt, daß der Grundſatz gilt, 
die Zahl der Apotheken keineswegs moͤglichſt zu vervielfaͤlti⸗ 
| gen, fondern diefelben (damit fie bei hinreichender Einnahs 
me gut ſeyn koͤnnen) in ein beftimmtes Verhaͤltniß zur Bes 
völferung zu ftellen 27), 

Ueber die Urt und Weile, wie das ärztliche Perſonal 
feine Wiffenfchaft und Kunft auszuhben habe, Tonnte natärs 
lich durch die Gefeßgebung Feine technifche Vorfchrift gegeben 
werben, die Beurteilung des Falles und die Anwendung der 
Heitmittel bleibt dem Einzelnen frei uͤberlaſſen: allein über 
die Formen, und Aber die Bedingungen, unter denen ausge⸗ 
übt werben‘ darf, beſtehen manche allgemeine Borfchriften. . 
So find für die Innern Werzte über folgende Puncte Vor⸗ 
ſchriften gegeben: über fleißige und gewiffenhafte Beforgung 
ihrer Kranker 22);. Aber mäßige Anrechnung ihrer Beloh⸗ 
nung *3); Aber Permeidung unndthig theurer Arzueimit⸗ 
tel 3%); hber die Form ber Necepte 1%); Aber das Betragen 
bei gemeinſchaftlicher Behandlung der Kranken 26) u. ſ. w. 
Den Wundaͤrzten ſind Vorſchriften gegeben uͤber gegenſeitiges 
perſonliches Betragen, über ihr Verhaͤltniß zu dem Arzte, 
über Vermeidung von Marktſchreierei u. ſ. w. 17) Aehn⸗ 
liche Vorſchriften beſtehen auch fuͤr die Hebammen 73), und 
‚für die Apotheker, welchen Ichtern namentlich die Abgabe von 
Arzueien zur Pflicht gemacht ift, wenn diefelben auch nicht 
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alsbald bezahlt werben innen, wogegen fie denn aber auch 
ein bevorzugte6 Sorderungsrecht haben 29). — Die allgemelis 
ne Frage, ob ber Staat überhaupt zu folden Beſchraͤnkun⸗ 
gen und Zwangẽvorſchriſten fuͤr die Ausuͤbung einer Wiſſen⸗ 
ſchaft oder, Kunft berechtigt fei, möge fi fi) deßwegen fchon 
bejahen laffen , weil der Staat, Durch die Präfungen na⸗ 
mentlich, ein gewißes Monopol einfuͤhrt, und er ſomit Sor⸗ 
ge zu tragen hat, daß nicht ‚das Volk unter demſelben zu 
leiden hat. | — 


1) V. O. vom 3. Mai 1817, Rbi. S. 269. — Die Annahme ei⸗ 
nes akademiſchen Grades von dem innern Arzt iſt nur ſehr 
gewoͤhnlich, allein nicht geſetzlich. V. O. vom 4. Juni 1830, 
Rbl. ©. 257. — Die Stage, ob der Staat alles in feinen 
Sträften ftehende gethan hat, um das medicinifhe Studium . 
zu fördern, möchte kaum vollftändig bejaht werben Finnen. 
Es fehlt auf der Landes = Untverfität offenbar an genügenden 
elinifhen Einrihtungen. Warum wurde das Eatharinen-Spis 
tat nicht nach Tübingen verlegt, wo es neben feinen itzigen 
Zwecken noch zu Erreihung eines weitern ſehr bringenben ges 
dient hätte? Auch bier zeigt fig bie unglüdlihe Serfplitterung 
der dffentlihen Anftalten. — Ebenfo..ift bie V. O. vom 23ſten 
April 1829 NEL ©. 184 über bie Verforgung ber Auatomie mit 
Cadavern fehr nachtheilig für das Studium der künftigen Aerz⸗ 
‚te und Wundärzte, Indem biefelbe zum Nachtheile der Unlver⸗ 
ſitaͤt den unbedeutenden Schulen für Militär: Wunbärzte glel⸗ 
che Rechte einräumt, vol. Pollzei-Fama, 1830, ©. 536. 

2) V. O. vom 7. Aug. 1821, Rbl. ©. 577. 

3) ©. Gen. V. O., vom ı4, März 1814, Nr. II— VI.; die⸗ 
felbe iſt jedoch bedeutend modificirt durch V. O. vom 13. Oct. 
1830, Rbl. S. 473 fg. Ueber die chirurgiſchen Unterſtuͤtzungs⸗ 
Kaſſen insbeſondere ſ. V. O. vom 27. März 1820, Ab. ©. 
172, und (ungedr.) Erlaß der Meg. bed Iast: Kreifed vom 
13. Nov. 1821, 


⸗ 





377 
4) ©. Belanntmagung über bie, Hebammen ſchue In Tuͤ⸗ 
bingen „Rbl. 1819. ©. 73; uͤber den unterricht im Cathart⸗ 
nen-⸗Hoſpitale in Stuttgart ſ. V. O. 1828, Rbl. S.i3 ſa.; 
uͤber den Unterricht durch die einzelnen Aerite und Hebaͤrzte 
ſ. V. O. vom 22. Dec. 1812. RbL. von 1813. ©. 9; Orga⸗ 
nlfation der Medicinal- Verfaffung vom 14. März, 1814,. Rbl. 
©. 123, 128, 134, 136. — Schr wuͤnſchenswerth. fgelut, daß 
der bis itzt geſtattete Unterricht durch die Oberamtsaͤrzte und 
Hebaͤrzte aufgehoben, und aller Unterricht der Hebammen in 
den beiden obgenannten Schulen gegeben werde. Jene unter⸗ 
weifung, iſt in den meiften. Fällen gar zu unvollgandig und 
sweisibtig, und da (ſ. Shwäb. Merkur, zo. April 1828) 
die Koften des unterrichtes In dieſen Inſtituten nur unbedeu⸗ 
tend, wenn uͤherhaupt, hoͤher ſind, ſo konnte wohl den Ge⸗ 
meinden bie Beſchickung ber letztern zur pri. gemacht werden. 


5) S. 8.D. vom 35. Juni 1312: R bi. ©. 325, . 

6) 8.9. vom 25. Juni ı812.RbL. ©. — V. O. vom 40. a 
1830, Rbl. S. 1099. ——— 

7) Die ‚vielen verſchiedenen — aber diefen — ſ. 
gefammelt bei Hezel, Repertorium, Bd. I. G. 326 5. f. nad 
(ungebe.) V. D. der Regir. bes Jaxtkreiſes vom 26. Feby. 38285 
ferner: Repertorium für bie Amtspraxis, I--& 2. c,r 


— 


-8) Geſet vom 17. Jul. 1824, 6.:6. Rbl. & 3327... — 

9) Gen. V. O. vom 14. Maͤrz 1814, Rbl. &-ızı. | 

10) Medic. Ord. von 1755, $.21.5 Alts e in ekne Gewerbe— 
Ordnung von 1828, At. 124° RES 

11) Bon zwei Grundfägen wird dabel niht abgewihen: 1. daß 
Beine Apotheke an einem Orte errichtet werde, an welhem Fein 
Arzt ſich aufpält, und 2. daß Feine erlaybt wird,. wenn, ſie 
nicht auf die Kundſchaft einer Bevoͤllerung von 5 6000 See⸗ 
len rechnen Tann, u 

13) Medie. Ordnung ‚vom 16. Het. 1755. Tit. I. g. . 

13) Dafelb ſich. 53 Gen. V. O. vom 3. Zunf ıBod,Kbl. ©, 
315; namentlich aber: die revidirte Medichatstate vom 14. 


i L) x 
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Oct. 1830, Mb. ©. 458, wo nicht blos Anfäge für einzelne 
; beſtimmte Geſchaͤfte, ſondern auch allgemeine Grundſaͤtze ent⸗ 
halten ſind. Dieſelbe tritt an die Stelle der erneuerten Med. 
Taxre vom 3ten Febr. 1823, Rbl. ©. 170, und es tft dabei 
zu bemerken, daß ſich die Staͤnde-Verſammlung zu wiederhol⸗ 
ten Malen gegen dieſe letztere Taxe, theils weit fie blos im 
Wege der Verordnung erlaffen wurde, theils weil manche, ihs 
ter Säße zu hoch gegriffen felen, erklärte, und um ihre Re⸗ 
viſion gebeten hatte, ſ. die Adresen vom 3ten Mai 1824 
CVerh. der K. d. A., H. 6, ©. 245); vom ıften Juli 1824 

af. S. 15, S. 1512); vom 3often Juni 1827 (dat. 5.7, 


©. 1970); endlih Rechenſchafts⸗Bericht von 1830, ©. 262... 
Der Bitte um Reviſion iſt ſomlt durch Die Tare vom J. 1830 


Genuͤge geleiſtet worden, nicht aber der um Verabſchledung 
der ganzen Vorſchrift. Folgerichtigerweiſe muß dieſer letztere 
— neue Beſchwerden von Seiten ber St, Verf: zur Eoige 


“ Haben. - 


14) Die — Med. Ordnung, $. 2; V. O. vom 29ſten Aug. 
1808, Rbl. S. 4385 (ungedr.) V. O. vom Maf 1827. 
15) Med. Ordn. $. 65 BD. vom ı4ten Juni — Rbi. 


©. 333, 


16) Med. Ordn. 6. 4. 


17) S. biefe. Vorſchriften geſammelt in dem Deere für 


die aͤrztliche Amts⸗Praxis, I. S. 255 fg. 
18) ©. daf. ©. 98 fg. 
19) ©. baf. ©. 33 fg.; Prioritaͤts Geſet, art. 4 


9.188. 


3. Sortze für die Vollſtaͤndigkeit und Worzäglic: 
teit ber materiellen Hälfsmitten 


Nächft des Sorge für ein brauchbares und zureichendes 


| Perſenal hat die Gefeßgebung ihr Augenmerk gerichtet auf 
den Zuftand der materiellen Hölfsmittel, d. h. auf 


\ 
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die Einrichtung und Haltung der Apotheken... Die Vorſchrif⸗ 
ten über diefen Gegenfland laffen fi) unter en u 
zuſammwenfaſſen: 

1) Die Apotheker find ausfäliehi berechtigt Arznei⸗ 
mittel zu bereiten und zu verkaufen; namentlich iſt allen 
fremden Arzneikraͤmern, Oeltraͤgern u. ſ. w. nicht nur ber 
Verlauf ihrer Waare im Koͤrigreiche unterſagt, ſondern ſie 
ſollen ſogar nicht über die Graͤnzen gelaſſen werden. Ebenſo 
wird inlaͤndiſchen Hanfirern nie ein Patent zum Handel mit 
einfachen oder zufommengefegten Arzneimitteln ausgeftellt 7). 
— Es beſtehen jedoch folgende, durch die Natur Be — 
gegebene A abmen: 0 
2. bie Materialiften haben das Recht mit aufechen (nicht 
u ‚jubereiteten) Arzneiſtoffen zu handeln, jedoch dürfen fie 

diefelben nur in gewißier, größerer Dienge abgeben 2); 

b. Werten wirb, auf ihr Anfuchen, erlaubt eine Hausapo⸗ 
theke zu führen, wenn fie an einem Orte wohnen, in wels 
em Feine Apotheke befindlich iſt ?); en: 

.©, diefelbe Erlaubniß haben Wundärzte au ſolchen Orten, 
wo weber Aerzte noch Apotheken find;. jedoch find fie auf 
folche Arzueien beſchraͤnkt, die man in dringenden Faͤllen 
dfters gebraucht, und wobei fie ſich an ein Verzeichniß 

des Oberamtswundarzies zu. halten haben 9), 

2) Dagegen wird nun von den Apotheken verlangt, baß' 
fie bie ſaͤmmtlichen, im gewöhnlichen Gebrauche -befindlichen, 
Aszueimittel, in gehdriger Güte und Menge immer vorräthig 
haben. Zu dem Ende hat der Staat (unter dem Xitel Phar- 
macopaea württ,) ein Verzeichniß derjenigen einfachen und 
zubereiteten Miitel entworfen, deren Vorhandenſeyn von ihnen 
gefordert: wird 5). 

3) Eine der —R unter x Anbrofung ſtrenger 
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Strafen’ auferlegte, Pflicht der Apotheker iſt Vorſicht in der 
‚Bereitung: und Aufbewahrung ihrer Urzueien, damit nicht zu= 
fäliger Schaden entſtehe. Es ift ihnen im dieſer Beziehung 
hauptſaͤchlich Folgendes auferlegt: - " 

a. die fämmtlichen: Gefaͤſſe und Vehältniffe für die Arznei⸗ 
mittel find mit Meberfchriften zu verfehen; übers 
daupt ift größfte Drbanng und SaUnne überall zu, ber 
obadıten 9); 

b. es find beflimmte u über die ungefäßrliche 
‚Einrichtung. der Deftillir= Upparate gegeben 7); 

:c. namentlid aber find genaue Vorfichtsmansregeln vor: ' 
gefchrieben, wie die giftigen Stoffe aufzubewahren und 
abzugeben find. Sie müffen ih eigenem verfchloffenem 
Raume aufbewahrt werden, zu welchem Niemand den 
Zutritt hat, als der Apotheker ſelbſt; es ſind eigene Ge⸗ 
faͤße, Werkzeuge u. ſ. mw. zu ihrer Behandlung zu hal⸗ 
ten; nur auf ein Recept eines Arztes duͤrfen ſolche Sub⸗ 
ſtanzen abgegeben werden, und auch dann iſt ihre Ab⸗ 
gabe mit genauer Anfuͤhrung der Umſtaͤnde in ein be⸗ 
ſonderes Buch zu verzeichnen; endlich duͤrfen ſie nur uns 

= verdaͤchtigen Ablangern wohl verſiegelt uͤbergeben wer⸗ 

den 3° 

4) Die Apotheker find nur zur oorfäriftindgigen Bereis 
tung. der Arzueien, nicht aber zur eigenen Verorbnung derfels 
ben beſtimmt. Es ift ihnen daher alles Practiciren, bei Strafe 
des Medicaſtrirens, verboten, und nur gegen Meoepte ſollen 
Arzneien abgegeben werden, welche Recepte zur Eontrole aufs 
zubewahren find, Nur in. zwei Fällen dürfen Ausnahmen 
gemacht werden. Einmal ift eine Anzahl fpeciell verzeichnes 
ter einfacher Mittel ganz ausgenommen; zweitens Tann in 
Nothfaͤllen, d. ds bei Abweſenheit oder weiter Entfernung des 


! 
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Arztes, der Apotheker nach DPA Einficht ein Heilmittel aus 
ordnen, wobei ihm aber zur Pflicht gemacht ift, bald moͤg⸗ 
lichſt Anzeige an den Arzt zu machen ?). 

5) Um ſich der Einhaltung aller diefer Vorſchtiften zu 
verſichern, hat der Staat die Apotheken nicht nur der beſtaͤn⸗ 
digen Aufficht der Oberamtsärzte unterworfen, fondern auch 
noch befondere fehr firenge Bifitationen angeordnet, welche 
von dem Kreismedicinalrarhe bei Gelegenheit, der allgemeinen 
Medicinal - ⸗Viſitation vorgenommen werden 19), 


1) 8.9. vom 3ten Juni 1808, 4, Rbl. ©. 3145 V. O. 
vom sten Mat 18283, bl. S. 358; nu Bewerben 
Drdnung, Art. 135. 

2) V. O. vom a5ften Juni ı8i2, Rol. S. — 

3) V. O. vom 3ten Juni 1808, Rol. ©. 315. 

4) Daſ. h. 4. 

5) Die neueſte Ausgabe der Pharmacop. württ. iſt vom J. 
1798; ein ſehr allgemein und lebhaft gefuͤhltes Beduͤrfnlß iſt 
eine neue, nach dem itzigen Stande der Wiſſenſchaft bearbei⸗ 
tete Ausgabe. Die V. O. vom ten Juni 1808 geſtattet uͤbri⸗ 
gens, in $. 7, den weniger gangbaren Apotheken, daß fie von 
den sufammengefestenm Mitteln nur die häufiger ge⸗ 
brauchten, oder die von dem Bezirks⸗Arzte ausdrürlich gefors 
derten vorräthig haben dürfen. 

"6) Med. Drdnung; V. O. vom ı5ten Dec, 1812, Rbl. © 

623. ; 

7) V. O. vom ııten Sept. 1814, Rbl. ©. 330, 

8 Med. Ordn. $. 1o und 115 V. O. vom 25ften Juni 1808, 
Rbl. S. 3535 VD. vom ı5ten Dec. 1812, Rbl. ©. 623, 
— 68 bedarf keiner Auselnanderfegung, wie fehr diefe Vor⸗ 
fhriften zur Vermeidung abſichtlicher oder zufälliger Vergif⸗ 
tungen nothwendig find. 

9) Gen. V. O. vom Iten Juni 1808, $. 2, Rol. ©. 313; 
Gem V. O. vom ısten Juni 1809, Mb. ©. 233; anthenti: 
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ſche Auslegung dieſer lehtern vom gten Jänner 1810, 6. ı 
und 2, Rbl. ©. 13. Hier au die Beſtimmung, wie es 
mit den Vieharzneien zu halten iſt. 

10) S. Gen. V. O. uͤber die Organiſ. des Meb. Weſens, vom 
1aten März 1814, ie für die Landvogtei-Xerzte, 54 
Rbl. ©. 131% 

& 189. 
4. Wegräumung von KranfpeitssUrfagen. 


Die befte Sorge für die Gefundpeit der Staatsbürger iſt 
die, wenn der Staat die Urſachen von Krankheiten wegs 
räumt, Allerdings Tann dieſes nur in einzelnen Faͤllen ges 
ſchehen, wenn der Grund der Krankheit Mar vorliegt, und 
er überhaupt von der Beſchaffenheit ift, daß er durch Mens 
fehenfräfte entfernt werden Tann. Cine folche Möglichkeit 
aber liegt vor in folgenden drei Fällen. Einmal Tann ber 
Staat feine Unterthanen gegen die Anſteckung durch Contas 
gien zu bewahren fuchen, und zwar theild gegen fremde Cons 
tagien,: d. h. in dem Auslande ausgebrochene, nur durch wärs 
lihe Berührung anftedende Krankheiten, welche fomit durch 
zweckmaͤßige Sperranftalten an der Graͤnze aufgehalten, und 
dem Volke ganz erfpart werben mögen; theild gegen einheis 
mifche, b. h. bereits im Lande ausgebrochene Eontagien, bei 
denen es ſich nur von der Verhinderung noch weiterer Vers 
breitung handeln Tann I). Zweitens Tann er beſtimmte Los 
cal⸗Umſtaͤnde wegräumen, welche fortdauernd Epidenieen 
ober wenigftend endemiſche Krankheiten veranlaffen würden. 
Drittens Tann fich feine Sorgfalt auf einzelne ‚beftimmte Ers 
eigniffe erftreden, ‚welche vereinzelte Krankpeitsfäle zur Folge 
hätten, — Die pofitive wärttembergifche Befeßgebung hat in 
biefen verfchiedenen Richtungen folgendermaafen ihre, freilich 
nicht immer völlig genhgende, Thaͤtigkeit geäußert: 
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.L Abwehrung frember. Epntagien. 


Es iſt bis itzt nicht für ndthig gefunden worden, am dem - 


Gränzen des Königreiches ſtehende, und ſomit theure und 
zugleich den Verkehr hemmende Quarantaine⸗ Amſtalten ges 
gen die im Auslande allenfalls ausbrechenden anſteckenden 
Krankheiten zu unterhalten, ſondern man verlaͤßt ſich auf den 


gewöhnlich gefunden Zuftaud der Nachbarftaaten, fo wie auf 


die Sicherheits: Anftalten der vorliegenden Staaten, und ords 


net nur bei Gelegenheit boräbergehende Sicherungs⸗Auſtalten 
ſolcher Art an. — Nur alſo wenn durch einen ungluͤcklichn 


Zufall die gewoͤhnlichen Sees oder Land. Quarantainen ans 
derer Länder unwuͤrkſam wurden, und fi) die Contagien, 3.3. 


die Peft und das gelbe Fieber ?), auch hinter der Linie ders 
| felben verbreiteten, konnte vorübergehend die wärtt. Regirung 


zu Vorſi chts⸗Maasregeln gendthigt werden, bei denen denn 
freilich große Strenge die Vollkommenheit der Luffi ht und 
die Erfahrung erfeßen mußte 3). 


IL Anftalten gegen: die im Lande ausgebrodenen 


Contagien. 
Mit Recht ſind dagegen ſtehende Verordnungen erlaffen 
fhr den Fall einer innerhalb der Gränze ausgebrochenen Ans 


ſteckenden Krankheit. Es zerfallen jedoch diefe Verordnungen - 


wieber in zwei wefentlich verfchiedene Abtheilungen. Die sine 
bezieht ſich auf ſolche Krankheiten, die zwar anſteckend ſind, 
allein nie epidemiſch werden; es gehoͤren hierher die Beſtim⸗ 
mungen in Beziehung auf Kräße und Luſtſeuche, welche Con⸗ 


tagien völlig einheimiſch bei und geworden find, und gegen 


welche alfo ununterbrochene Vorkehrungen getroffen fi find. Die 
zweite Abtheilung begreift ſolche Krankheiten, welche nur don 
Zeit zu Zeit ausbrechen, dann aber gewöhnlich einen epibes 
mifchen Character annehmen, namentlich die Poden, das 


— 
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Kriegsnerdenfieber, die Maſern, das Scharlachfieber und die 
Rotheln. Hier find denn theils aligemeine Sicherungsmaasre⸗ 
geln vorgeſchrieben, theils Beſtimmungen, welche fd: nur 
“auf die einzelnen dieſer Krankheiten beziehen. 
1) Beſtimmungen wegen ber upon; ‚nicht epide⸗ 
miſchen, Cöntagien: J ZN Ä 
a. die Kräte. Zur Verminderung, biefer ed’elfaften und 
durch fchlechte Behandlung gefährlichen "Krankheit find 
manchfache Maasregeln ergriffen: vor Allem werben 
gewiße Klaffen von Reiſenden, namlich) Handwerksbur⸗ 
ſche und berumgichende Gewerböfeute, beim Eintritte in 
das Königreich unterfucht, und im Falle einer Anftes 
ckung in das Ausland zuräcigewiefen. Der Verbreitung 
des im Lande ſchon vorhandenen Krankheitsftoffes wird 
vorgebeugt: durch die Ausſchließung Träßiger Kinder 
von der Schule; durch die Verweigerung eines Hauſir⸗ 
“ Datentes oder Wanderbuches an Angeftedte; durch die 
von Amtöwegen’ veranftaltete Heilung aller aus Gele. 
genheit folder Urkunden mit einer Obrigkeit in Beruͤh⸗ 
rung fommenden und als angeſteckt erfundenen Indivi⸗ 
duen *); durch größefts mögliche Meinlichkeit in den Ges 
fängniffen, und wo moͤglich gänzliche Trennung der Gemäs 
her für Kraßige, Außerdem find noch Belehrungen für 
das Volk erlaffen worden, und deu Apothekern ift vor 
gefchrieben, welche Arzneien, fie nicht ohne Necepte eines 
Arztes ablaffen dürfen 3). 
'b. Segen die Zuftfeuche befteht nur die einzige Vorkeh⸗ 
u rungsmaasregel, daß feile Dirnen von dem unterges 
ordnneten Volizei-Perfonale beobachtet, und bei einem Ders 
dachte der Anftedung zur Unterfuhung und Heilung 
übergeben werben folfen 6), — Blos Aerzte dhrfen die 
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Hetlung der Luftfeuche unternehmen 7); | 
2) Beflimmungen wegen einhelmifcher epidemifcher Con⸗ 
tngiens | 

a. Allgemeine Sicherheitss Maasregeln: 

. Alle Häufer,” in welchen ein Kranker liegt, find j 
durch Wache zu fperren, oder bei allzugtoßer Ver⸗ 
breitang der Krankheit, durch ein Außeres Merk: 
mahl als angeſteckt zu bezeichnen, 

P.. Nur Perfonm, welde dringend =nothwendige Der 
richtungen im Haufe haben, werden hinein gelaf 
fen (7); die Bewohner des Haufes därfen es blos . 
de6 Gewerbes wegen verlaffen, find dann aber zur 
Vorficht zu ermahnen; Krankenwärtir dürfen das 
Haus nicht verlaffen, Kinder die Schule nicht ber’ 
ſuchen. Erkrankte Dienftboten dürfen nicht in Ihre 
Heimath geſchickt werden, fondern find in öffent: 

—lliche Hänfer aufzunehmen. 

y: Befondere Vorſichts⸗-Maasregeln find den Beiftlis 
hen bei ihren Kranken⸗Beſuchen vorgefchrieben. 

5. Mineralfaure Räncherungen, nad) Gupton- Mor 
vean's Anweiſung, ſind fuͤr die angeſteckten Haͤu⸗ 
ſer, deren Geraͤthſchaften, und die benachbarten Haͤu⸗ 
ſer angeordnet. 

e. Ein an der auſteckenden Krankheit Geſtorbener wird 
ohne alles Leichengepraͤnge begraben ). 

b. Vorſchriften in Beziehung auf einzelne Krankheiten: 

a. Pocken. Außer den allgemeinen Sicherheits. Maas—⸗ 
regeln, finden für diefe Krankheit noch ganz beſon⸗ 
dere Anſtalten ftatt, welche hauptſaͤchlich auf die 
Vertilgung der Anſteckungs⸗Faͤhigkeit der Buͤrger ge⸗ 

Mont Staatsrecht 11. 85 
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richtet find. Der Staat verlangt nämlich als Zwangs⸗ 
pifflcht von allen Unterthanen, daß fie ſich der Im⸗ 
pfung der Schugpoden unterwerfen; nicht nur iſt 
jedes Kind vor dem dritten Jahre zu impfen bei Vers 
meidung mandjfaltiger Nachtheile für eltern und 
Kind 9), fondern es iſt auch fchon bei Fällen befon« 
ders dringender Gefahr eine allgemeine Nachimpfung 
angeordnet worden 7°). Die Impfung wird theils 
von ben eigentlichen Aerzteny theild von eigen® bazu 
geprüften" · Impf⸗Aerzten beforgt; in jeder Gemeinde 
find genaue Impfbuͤcher zu führen, und alljährlich 
hat der Hberamtsarzt einen überfichtlichen Bericht 
Aber den Stand diefes Gefchäftes in feinem Bezirke der 
Kreisregirung einzufenden it), Um den Impfſtoff in 
immer guter Befchaffenheit zu erhalten unb wieder 
zu erneuern, ift theild die Impfung don Kühen ans 
geordnet, theils find Prämien für die Beſitzer natär, 
lich⸗pockenkranker Kühe ausgefegt 22). 
B. Das Kriegs:Nervenfleber, — Beftimmtte, 
fehr ind Einzelne gehende Vorſchriften über Die bei 
dieſer Krankheit zu beobachtenden Vorſichtsmaasre⸗ 
geln find durch die angef. V. O. vom Igten März 
1813 gegebeu. 

11T. Wegraͤumung von drtlichen Krankheit Urfachen. 

\ Nicht ſelten liegen die Urſachen beſtimmter Local: Krank⸗ 
heiten deutlich vor. Theils find allerdings dieſe Urſachen von 
der Art, daß menfchliche Sorgfalt und Kraft fie nicht entfers 
nen koͤnnen, z. B. allgemeine atmosphärifche oder tellurifche 
Einfläße, und dann Finnen natürlich Feine Forderungen 
an bie Polizei geftellt werden; theilweife aber find fie zu 
entfernen. Kann diefe Entfernung durch zweckmaͤßiges Vers 
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halten des Einzelnen bewärkt werden, fo iſt ihm dieſes zu 
überlaffen, und der Staat hat hoͤchſtens Belehrungen und 
Warnungen zu erlaflen 13); ‚Tann fie dagegen nur durch 
- Anwendüng ber Staatskraft zu Stande gebracht werden, weil 
der Eingelne bie pekuniaͤren Mittel, oder das Recht, eine 
allgemeine Verfügung zu treffen, nicht hat, fo fordett det 
Bürger mit Recht die Hälfe derVolizei · Gewalt. Bis itzt 
hat der wuͤrtt. Staat in folgenden Faͤllen allgemeine und 
ſtehende Verordnungen ſolcher Urt erlaſſen: Bor Allem vers, 
langt er die Entfernung der Begräbnißpläge aus den Mohn 
Örten. Nicht nur das Beerbigen in den Kirchen ſelbſt iſt gaͤnz⸗ 
lich unterfagt 14), fondern es follen auch die Begräbnißpläge,; 
fo oft eine Veränderung oder Erweiterung berfelben nothwen⸗ 
dig iſt, außerhalb der Örte an einen ſchicklichen, wo moͤg⸗ 
lich von Hauptſtraßen etwas 3 entfernten und erhöhts liegenden, 
Platz verlegt werben 13), — Ferner iſt bierher zu rechnen 
die — freilich junächft aus feuerpoligeilichen Gränden ers 
laffene — Beſtimmung über die Breite der Straßen (50 
Schuß bei Anlegung heuer, 40 Schuh bei der Erbauung von 
Häufern in alten Straßen) 16), ſodann die den Gemeinden 
nicht nur erlaubte; fondern felbft von ihnen verlangte Abe 
tragung üumnäber hoher Stadtmauern und Thuͤrme, oder 
Austrocknung nahe gelegener Sümpfe; bie Verlegung der 
Schlachthaͤuſer und Waſenplaͤtze an ſolche Orte, wo ſie der 
Geſundheit nicht ſchaͤdlich ſind; die gehdrige Erweiterung der 
für die Zahl der Beſuchenden zu klein gewordenen dffentlis 
chen Käufer ; namentlich der Kirchen und Schulen; endlich 
die vom Staate verlangte Reinlichkeit der Wohnorte 17), 
IV. Vernicidung von Urfachen einzelner beftimmier 
Unglüdsfälle und Krankheiten; 
Es ift freilich der Polizei nicht moͤglich, alle und jede 
25.: 
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Urfachen, and denen ifolirte Nachtheile für die Geſundheit 


- entftehen Tonnen, wegzuräumen. Diefe vereinzelten Gründe 
laſſen ſich weder alle vorausſehen noch verhäten, auch wird 


die Unvorfichtigkeit des Einzelnen häufig die getroffene Vor: 
fichtsmansregel unnig machen: allein wenn ſolche Urfachen 
doc) beſtimmt erkennbar und zu gleicher Zeit nicht ganz uns 


gewöhnlich find, fo läßt Mi vom Staate verlangen, daß er 


einfchreite (wenn überhaupt der Fall für polizeiliche Thaͤtig⸗ 
keit geeignet ift). Hierher gehören nachftehende wärtt. Be 
flimmungen : 

3) Sorge für gefunde Befhaffenheit der Lee 


. bensmittel, — Diefe wird dadurch gehandhabt, baß bie 


\ 


Hauptgattungen von Lebensmitteln einer eigenen polizeilichen 
Schau unterworfen find in Beziehung auf ihre Guͤte und ge 
ſunde Befchaffenheit; namentlich die Frucht 18), das Brod 29), 
das Fleiſch 2°), die Gewuͤrze22), die Getränfe 22). 

2) Warnung vor dem zufäligen Genuße aiftiger 
Subftanzen. — Theild durch Bekauntmachung in den dfe 
fentlichen Blättern, theils durch Belehrung der Jugend im 
der Kirche und in der Schule, fol von dem Genuße gewiſ⸗ 
fer gefährlicher Pflanzen abgehalten werben 23). 

3) Verbot gewiffer giftiger Werkzeuge und Haus⸗ 
geraͤthe. — Sowohl In den Zunftordnungen als durch 
einzelne Verfügungen ift bie Verfertigung gewiſſer Gegenftäns 
de, oder 'wenigftens beftimmter ZJubereitungsarten derfelben 
verboten, wenn ihr Sebraud für die Gefundpeit unbedingt 
ſchaͤdlich wäre ?*). 

4) Anftalten gegen die von der Wuth befallenen 
Thiere — Die zahlreichen Verordnungen über diefen Punct 
bezichen ſich zunaͤchſt auf die, der Wuthkrankheit am häue 
figften ausgeſetzten, Hunde, jedoch finden ſie analoge Au⸗ 


wendung auf Katzen, Büchfe, Efel. Bei den Hunden find. 


aber im’ MWefentlichen folgende Vorſchriften gegeben. Der 


Eigenthämer eines Hundes iſt fchuldig denfelben gehörig zu 
- behandeln, namentlich aber ihn immer zu beobachten; vers 
faumt er das Letztere und die Wuth bricht aus, ohne daß 
von ihm die nöthigen Sicherheitsanftalten getroffen worden 
wären, fo verfällt er in eine Geldſtrafe. Außerdem Tonnen , 
in außerordentlichen Fällen von den Polizeibehörden Hundes 
"mufterungen gehalten werden, bei welcher namentlich die zur 
Wuth mahrfcheinlicherweife geneigten Hunde, ohne Entfchäs 
digung des Eigenthuͤmers, getoͤdtet werben dürfen. Treten 
bei’ einem Thiere Zeichen der Wuth ein, fo ficht e8 — wenn 
baffelbe noch Feinen Menſchen ober Fein anderes Thier ges 
biffem hat — beim Kigenthümer, ob er es iddten, ober 
bis zur Entfeheidung der Krankheit ſtrenge beobachten laffen 
will; bat ee gebiffen, fo muß es eingefperrt und beobachtet. 
werden, wenn es irgend ohne Gefahr eingefangen werben 
kann. Bricht ein entſchieden wuͤthendes Thier los, ſo iſt es 
mit allgemeiner Theilnahme zu verſolgen und zu ſoddten. Die 
getbbteten Thiere find zu Öffnen 23), 

: 5) Rettungs-Anftalten fuͤr Verunglädte. — Die 
fe beſtehen theils in der DObliegenheit jeder bedentenderen Ges 
meinde, einen eigenen vollſtaͤndigen Mettungs - Apparat für 
die Wiederbelebung von Ertrunkenen, Erfrerenen, Erflicten 
und Erhängten zu unterhalten; theils in einer ſehr faßlichen 
Bekanntmachung des in folgen Ballen vorzunehmenden Ber: 
fahrens 26), 

6) Vorſchriften gegen die Beerdigung Schein: 
todter. — Eine fuͤr todt gehaltene Perfon muß ſechs Stun⸗ 
den lang unverruͤckt und wohl beobachtet auf ihrem kager 
gelaſſen werden; vor dem Ablaufe von 48 Stunden darf fie, 
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wenn nicht der Art eine frößere Meerbigung wegen eintre⸗ 
Fender Faͤulniß rathfam findet, nicht beerdigt werben. Diefe 
Vorſchriften gelten namentlich Auch für bie Israͤeliten 277. 

ı) Der bier aufgeftelte Begriff ber beiden Arten von Eontas 
glen weicht weſentlich von ber gewoͤhnlich angenommenen Bez 
griffsbeſtimmung ab, nach weicher fremde Contagien ſolche 
genannt werben, die ſich nie bei nnd ſelbſt erzeugen, auch 
nicht bei und Kleiben wenn ſie einmal ausbrechen, einhel: 
miſche dagegen, ſolche bie ſich ſchon eingebuͤrgert haben, f. 5. 2. 
Man dt, practifche Darftellung ber wichtigften anſteckenden Epi⸗ 
demieen und Epipootieen, Berlin, 1828, ©. 29 fg. Ueber den 
mebdicinifhen Werth biefer Gintbeilung fteht mir natürlich tein 
urtheil zu: allein fuͤr die practiſchen polizeilichen Einritun- 
gen iſt dieſelbe nicht die richtige. Denn gb eine Kranfpeit 
bei uns auch entftehen Könnte oder nicht, dB fie bleiben Bunte 
pder nicht, darauf kann weniger .anfommen, als barauf, ob 

- „fie ſchon im Lande iſt, oder nicht... In jenem Falle braucht 
ed Auſtalten an ber Graͤnze, in dieſem im Innern des Lau: 
des. Es kann ſomft eine und biefelbe Krankheit bald unter 
dieſe, bald unter jene Klaſſe fallen. 

2) Die wuͤrtt. Geſetzgebung hat bisher das gelbe Fleber in 
dieſelbe Klaſſe geſetzt wie die orientaliſche Peſt. Ohne 
in den beruͤchtigten Streit über die Natur dieſer Kiankheit 
fo wie über ihre Anſtecbarteit einzugeben, wird doch wohl 
ber Sap aufgeſtellt werden koͤnnen, daß die Erfahrung lehrt, 
es tonne das gelbe Sieber zum eigentlichen. Contaglum were 
den, wo denn alfo allerdings Abpaltuäg von ber Gränze durch 
Quarautaine-Anſtalten die richtige Vorſorge iſtz man ſ. das 
beruͤhmte Werl von Matthaͤt. Ohnehin wird.;ee einem 
Staate nicht verdacht werden mögen, wenn er ben fihereren 
Weg einfhlägt, und nicht auf die, mindeſtens fehr zweifel- 
hafte, Meinung einzelner Aerzte Rüdfiht nimmt, und ſo⸗ 
gleich Thür und Thor einer furchtbaren Gefahr öffnet, blos 
well jene behaupten, fie eriftire nicht. 
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3) Diefe verfchledenen Verordnungen find: wegen ber Pet: 
Gen.Refcr. vom zten Det. 17095 G. R. yom 23ften Mat 
1721; Circ. Reſer. vom 27ſten Jänner 1786; wegen ded 


geiben Kiebers: Gen. Mefcr. vomäten Dec. 1804 Die 


Vorſchriften beftehen hauptſaͤchlich darin, daß feine Waaren aus 
den bedrohten Gegenden in Württemberg einzulaffen, fondern 
entweher an der Graͤnze zurüdzumwelfen, oder gar mit Schiff 

. und Gefchirr zu verbrennen felen; von Perfonen werben Ge⸗ 

- fnndheite-Päffe verlangt. Zur Aufrehthaltung diefer Maas⸗ 
regeln wurden auf den Hanptftraßen (!) Heine Militär- 
Abtheilungen aufgeſtellt. Gluͤcklicherweiſe waren es nur Vorſichts⸗ 
Maasregein gegen entferntere Gefahr; denn f ie möchten Wuͤrt⸗ 
temberg ſchwerlich vor Auſteckung bewahrt haben. 


O Diele Heilung von Amtswegen geſchleht bei Unbemittelten auf 
Koſten der Heimaths-Gemeinde; bei Helmathifen oder Frem⸗ 
den auf Koften oder Kaffe des Orts, an welchem der Kranke 
betreten wird. Od dieſes letztere billig, ob es ſelbſt gerecht 
iſt, ob namentlich nur durch eine Verordnung eine ſolche Laſt 
auferlegt werden durfte, fit eine andere Frage. 

5) V. O. vom ı2ten März 1813, polizeiliche Maasregeln gegen 

‚ die Sräge betreffend, RL. ©. 1095 V. O. gegen bie Ber: 
breitung der Kräge ‚unter den Gefangenen, vom 3ten Sept. 
1829, Rbl. 3825 V. O. von. demf. Tage, Reinigung ber Sta: 
tions⸗Sefaͤngniſſe betreffend, Mb. ©. 3905 W.D. wegen ber 
Krise bei Handwerksburſchen und herumziehenden Gewerbs⸗ 
leuten, vom ſelben Tage, Rbl. S. 391. 

6) V. O. vom 2oſten April 1309, in Knapp's Repert. II, €. 
601. Megelmäßige Unterfuchungen finden alfo nicht fatt, und 
koͤnnen auch freifih, da dfe wuͤrtt. Geſetzge bung keine Eonceſ⸗ 
ſion zu dieſem ſchaͤndlichen Gewerbe kennt, ohne große Incon⸗ 
ſequenz nicht angeordnet werden. 

D V. O. vom gten April 1812, Rol. — 

8) S. V. O. vom ı4tem März 1813, 1 napp's Mevert, V, 
Abthl. 1, ©. 194 fg. zz 


” 30% _ 
9) Seſetz über die allgemeine Cinführung der Schugpoden von 
35ften Junt 1818, 5. 2, Rbl. S. 390. Die Nachtheile be⸗ 
ſtehen tu einer jaͤhrlich, und zwar In ſteigendem Maaſe, wieder⸗ 
kehrenden Geldſtrafe für die Aeltern vom Iten bis zum 1atem 
Sabre des Kindes; Verweigerung der Aufnahme in eine oͤf⸗ 
fentlihe Erziehungsanſtalt, ebenfo des Beſuches der Univerſi⸗ 
tät,. ber Gymnafien und Lyceen, ber Aufnahme in eine Zunft 
pder ber Zulaffung zu einer Staatsprüfung, ber Ertheilung 
eines Wanderbuches, endlich felbft der Heuraths⸗Erlaubniß. 


70) V. O. vom sıten März 1829, Rbl. S. 1335 (ungebr.) Er: 
laͤuterung berfelben vom 2aſten März 1829. 


11) Das Nähere f, In dem fchpn angeführten Gefege vom — 
Sunt 1818, und Inftruction zu Vollziehung deſſelben, von 
denf. Tage, Rbl. S. 205 V. O. vom zten April 1824, Me 
periobifhen Berichte über die Impfung betreffend, NHL. ©. 
2215 Inſtruction fuͤr die Impfarzte vom 13fen Nov. 1825 
| Cbefonpers gedrudt). 


12) Das angef, Gefeß, $. 185 V. O, vom zöffen März 1829, 
Rbl. ©. 154; von Zeit au Seit wird in den Öffentlichen 
Blättern bie Vertheilung dieſer Prämien befgnnt gemacht zu 
Erneuerung der Aufmerlſamkeit, 


13) Dean fehe 5. 8, die Mint.» Belanntmahugg vom 8. Now. 
1824 , über das Verhalten nach einer Ueberſchwemmung. 

14) Reſer. vom Sten Febr. 17005 B.D: vom 4ten Febr. 1804. 

15) Gen. Refer. vom. 6ten Oct. 1808, MdL, ©. 505, 

16) S. Feuer⸗Pollizei-Ordnung. 

17) ©. 3. B. bie Straßen-Pollzel-Orbnung fuͤr Stuttgart und 
Ludwigsburg nom 6ten Aug. 1811, Rbl. ©. 453. 

I) S. Fornmeſſſer-Ordnung, $. 5, — Der beeldigte Korn: 
meffer hat der Polizei die Anzeige zu machen, wenn bie Frucht 
nicht kaufmannsgut nder wenn fie genegt If. 

19 Be«cen-Ordnuch und Brodſchau-Ordnung, beide upm 
ı4ten Inll 1627. In jeder größeren Gemeinde find drei 








393 
Brobſchauer aufgeftelt, welche einigemal in jeder Mode das 
Brod nah Gewicht und nah Güte. prüfen follen. 

20) Mesger:Drdnung vom ı2ten Aug. 1751, |. 4. Das 
Vieh wird ſowohl Lebendig als geſchlachtet yon Fleiſchſchaue 

unterfuht. Eine fpeciele Aufmerkſamkeit Hat die Gefehges | 

bung dem Genuße verborbener Würfte gewidmet, was denn 

auch allerdings durch eine große Menge von .Unglädsfällen bins 
reichend gerechtfertigt iſt; ſ. bie V. O. von 2zften Juli 1802, 

bei Knapp, Mepert. U, ©. 80; Gen. Reſct. vom 27ften 
März 1812, Mb. S. 166. Man wergl: Keruer, Berrad: 
tungen üben die Vergiftung durch geräuderte Würfte. Tuͤb. 
18205 derfelbe, das Zettsift, Stuttg. und Tuͤb. 1822. — — 
Auch dürfte bier die V. O. vom.isten Sept. 1784 gegen eine 
beftimpite Art von Käfe zu ermähnen ſeyn, f. biefeiben bei 
Knapp, Strafgefete, S. 755. 

st) ©. LandessDrbn. Tit. 635 Gen. Refer. vom 14. Oct. 
1701; Gen. Reſcer. vom ııten Jun 1737. 

ae) Fuͤr den Wein iſt keine eigene Schau eingerichtet, dage⸗ 
gen finden beſtimmte — ſehr ſtrenge — Strafgeſetze gegen 
Verfaͤlſchungen ſtatt, wobei das Geſetz mit Recht zwiſchen ſchaͤd⸗ 
lichen und unſchaͤdlichen Tincturen einen Unterſchled im Straf⸗ 
maaſe macht, ſ. Roller, Polizeireht, J. ©. 145. Für Bier 
Dagegen beſteht eine eigene Schau; ſ. Bier⸗Ordnung vom 
3often Ans. 1709, Beim Branntwein iſt hauptfſaͤchlich 
euf die Benuͤtzung unſchaͤdlicher Diſtillir- Apparate gedrungen, 
fe V. O. vom ııten Sept, 1814, Rbl. 330; Belgnntmahnng 
yom zıften Aug. 1815, Rbl. ©. 307; V. O, vom ten Nov. 
1816, Rol. S. 335. 

23) Dieſe giftigen Pflanzen find: der Stehapfer, f. Conſſſt. 
Reſer. vom oten Oct. 1795 bei Wolter, J. $. 273; bie 
Zeitleſe, V. O. vom roten Januar 1812, bl. ©, 2975 
bie Tolificfhe, f. €. Nefer. vom ırten Det. ı799, bei \ 
Kuspp, Reyert. I, ©. 4905 V. O. vom sten Gept. 1810, 
Rbl. 5, 371, V. O. vom asiten Sept. 1812, Rbl. ©. 491; 


. 
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Bilſenkraut, V. O. vom söften Juni 1808 , Rbl. S. 
353. 

24) So z. B. in Beziehung auf Topfer⸗Geſchirr die Gen. 
B.D. vom ten Dec, 1745, Allh. Ordn. ©. 786; hinſichtlich 
bes fogenannten Kron-Goldes (ungedr.) Minift. Erl. vom 


Der. 1821; ferner eine Warnung in Beziehung auf manche - 


der Gefundheit ſchaͤdliche Sarb en, vom zöflen Juni 1821, 
Rbil. ©. 366. 


35) Die verfhledenen Verordnungen äber die Behandlung der 


wüthenden. Tiere find zuſammengeſtellt und angegeben bet 
Hezel, Art. Hunde, Thl. 1, ©. 381; wuͤthende Thiere, 
Thl. VI, €, 379; Hundeſchau, Supplem. Chl. I, &. 40; 
wuͤthende Hunde, Suppl. Chl. II, ©. 854; man ſehe auch: 
Geßner's Repertorium für die medicin. Amtspraxis, ©. 
247 fg. endlih NR bi. von 1829, S./ 40. 

26) Gen. Refer. vom sten März 1777, bei Storr: Amts⸗ 
praxis, S. 67. 

27) V. O. vom asften Aug. 1820, BL. 457, (nungebr.) Minift. 
Erlaß vom Febr. 1328. Ueber das. Merfahren beim anſchel⸗ 
nenden oder würklihen Tode Schwangerer iſt elne (ungedr.) 
Inſtruction vom Det, 1828 ergangen, 


§. 190. 
5, Heilung ausgebrohener Epidemieen. 


Iſt troß der polizeilichen Anftalten gegen die Einfchlepps 


ung oder MWeiterverbreitung einer Krankheit, dieſelbe dens 


noch ausgebrochen, fo treten nun die Vorfchriften in Wuͤrk⸗ 


famteit, welde der Stagt hinſſchtlich der Heilung und ber 
Behandlung der Kranken erlaffen hat. — So lange eine Krank: 
heit den epidemmmen Character nicht angenommen hat, bes 
kuͤmmert fich der Staat (mit Ausnahme der ifn vorftchenden 
Paragraphen einzeln ausgehobenen Faͤlle) nichts um ihre Hei⸗ 
(ung, fondern überläßt dem Einzelnen die ndthige nätzliche 
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, 


Hilfe zu ſuchen: zeigt ſich aber die Krankheit epidemiſch 
(und zwar gleichguͤltig, ob anſteckend oder nicht), fo läßt er 
ſich im mehrfacher Beziehung ihre Unterbrädung angelegen 
ſeyn. Theils ift diefe Thaͤtigkeit als ein Theil feiner Ar⸗ 
mens Polizei zu betrachten, theil aber har fie auch den mes 


diciniſchen Grund, daß nicht durch allgemeine Verbreitung . 


einer Krankheit deren innere Heftigkeit zunehme. Verordnet 
aber iſt für einen ſolchen Fall Folgendes: 
Nicht nur das geſammte Ärztliche Perſonal, ſondern je⸗ 


der Hausvater, dann die Schullehrer und Vorſteher von of⸗ 
fentlichen Auſtalten haben dem gemeinſchaftlichen Unteramte 


die Anzeige von ausgebrochenen Contagien oder Epidemieen 
zu machen; dieſes aher hat an das Oberamt zu berichten. 
Sobald letzteres Nachricht erhaͤlt, daß an einem Orte 
in Yurzer Zeit mehrere Perſonen von derſelben Krankheit bes 
follen vourden, bat es den- D, A. Arzt hinzufenden. Der Bes 
richt deſſelben iſt einer. Seits an das Medicinals Collegium, 
anderer Seits am die betreffende Kreisregirung einzufenben; 
fogleih aber find vom Oberamte die ndthigen polizeilichen An⸗ 
ftalten vorläufig zu treffen. "Das Mebicinal» Collegium ordnet 
unmittelbar bie ärztlichen Vorkehrungen an, und, behält auch 
die technifche Leitung der Behandlung . währen‘ der ganzen 
Dauer der Epidemies bie Kreisregirung hat nur alfenfalls 
fige Luͤcken In den vorläufigen Vorkehrungen des Dberamted 
zu ergänzen. Beide Stellen find Übrigens in ununterbrod)es 
ner, Kenntniß don dem Gange der Krankheit zu erhalten, 
fo wie feiner Zeit von ihrer Beendigung zu benachrichtigen, 
Die ärztliche Beforgung der Kranfen ſteht dem O. a. 
Arzte zu (bei groͤßerer Entfernung deſſelben auch dem Un⸗ 
teramtsarzte, "wenn ein folder im Oberamte angeftelle ift). 
Derfelbe hat alle Kranke, ohne Unterfchied ihres Vermoͤgens, 
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zu befachen, und ihnen die dienlichen Arzuelen zu verord⸗ 
nen. Die Wohlhabenderen haben feine Beſuche und die ver⸗ 
ordneten Heilmittel felbft ji bezahlen, wogegen für alle Aer⸗ 
meren beides aus Öffentlichen Kaſſen beftritten wird, näms 
lich zu zwei Dritiheilen aus der Staats⸗, und zu einem 
Drittpeile aus der Gemeinde: Kaffe. Unter der Keitung des 
Arztes bat ein Chirurg, der ebenfalls dafür belohnt wird, 
die geringeren und dringenden täglichen Hülfleiftungen in 
ſolchen Fällen zu leiften. Auch für taugliche Krankenwaͤrter 
wird von Amtswegen geforgt 7). ; 

Die eigentlidy polizeilichen Anſtalten beftehen theils im 
der Anordnung einer Sperre, f. oben $. 189, ©. 385, theils 
in der Vorforge, daß den erkrankten Armen die nöthige Un⸗ 
terſtuͤtzung an Lebensbedürfniffen aus den Armenfonds ertheilt 
wird 2). Ä 

1) S. Gen.Refer. vom 3ten Aug. 1797, beit Kapff, S. 452; 

Inſtruction für das Medic. Depart. vom 23ften Juni 1807, 

9. 23 — 25, Rbl. ©. 3315-9. O. yom abſten Juni 1823, 

Rbl. S. 505, namentlich aber die V. O. vom iaten Oct. 

1830, über die mebicinifch = pallzellihe Maasregeln bei den ei⸗ 

ner unmittelbaren Fuͤrſorge des Staates unferliegenden Kranf- 

beiten, Mobl. ©. 484 fa. nn 
2) ©. die angef. Juſtruct. 9. 28. 


$ 19 
6. Irren⸗Anſtalten. 


Die Einrihtung von Sıren » Anftalten auf Staatskoften 
läßt fi) mach dem doppelten Zwecke, welchen ſolche Anſtal⸗ 
ten haben Fönnen, rechtfertigen. Eutweder dienen fie wänte 
lich zur blofen Aufbewahrung unheilbarer Kranker, welchen 
dadusch die Möglichkeit genommen werben foll,-fidy und Andern 
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Uebles zuzufuͤgen; oder fie dienen zu KHeilungs s Derfuchen, 
Was nun bie fichere Aufbewahrung betrifft, fo hat die Fami⸗ 
lie eines Geiſteskranken Häufig Feine Mittel hierzu, und es 
ift alſo aus Gründen ber allgemeinen Sicherheit‘ eine Hülfs 
leiftung des Staates hier nicht nur erlaubt, fondern felbft 
geboten ; den vernünftigen, menfchlichen und ebenfalls für 
das allgemeine Befte wuͤnſchenswerthen Zweck der Heilung 
Tonnen allerdings Privat- Anftalren an und für fi) au 
erreichen, allein doc ift in einem minder reichen Lande und 
jeden Falles für die nicht wohlhabende Klaffe eine Unters 
ſtuͤtzung folder Anftalten durch den Staat geboten. 


Der wärtt. Staar hat bis itzt wohl fchwerlich diefen beie 
den Anforderungen Genüge geleiftet. Er unterhält nur Eine 
Irren⸗Anſtalt (in Imiefalten), angeblich allerdings für Hei⸗ 
lung eben fo gut als für Aufbewahrung beſtimmt. Allein 
nicht nur wird erfterer Zweck aus manchen Gründen, 3. B. 
wegen der Dertlichleit, wegen der Einrichtung des Gebäudes 
ſelbſt u. ſ. w. fo gut als nicht erreicht: fondern es ift auch 
die ganze Anftalt zu Fein und zu gering botirt 7). Die Er⸗ 
richtung einer neuen Heilanftalt für Irren iſt erft verfpror 
chen, und foll aus den Erfparniffen des Minifteriums des 
Sinnen im J. 1829—30 gedeckt werden 2). 


Die bis itzt beſtehende Einrichtungen find folgefbe: 

1. Die Anſtalt fteht in polizeilicher und Verwaltungss _ 
Beziehung unter der Megirung des Donaulreifes, im Arzts 
licher unter dem Medicinals Eollegium 3). 

2, Ueber die Aufnahme in die Irren⸗Anſtalt in 3. ent⸗ 
ſcheidet die Regirung des Dodankreiſes; es find den Bitt⸗ 
ſchriften oberamtliche Beiberichte und aͤrztliche Zeugniſſe bei⸗ 
zulegen, ſowohl um die Dringlichkeit des Falles beurtheilen 
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zu, koͤnnen, als um allenfallfige ungerechte Freiheitsberau⸗ 
bungen zu hintertreiben 3), | 
3. Die Aufnahme gefchicht nicht unentgeldlich, fordern 
ed muß ein Koftgeld, bezahlt werden. Zunaͤchſt iſt das Ver⸗ 
moͤgen des Kranken ſelbſt hierzu anzuwenden; ſodann treten 
ſeine Verwandten ein, in ſo ferne dieſe nach allgemeinen 
rechtlichen Grundſaͤtzen für ihn zn forgen haben, in Noth⸗ 
. fallen endlich die Stiftungen und Gemeinden *). 
4. Jedes Oberamt ift fchuldig ſich ein fog. englifches 
Hemd zur Verwahrung folcher Geiſteskranken anzufchaffen, wel 
che noch nicht in die Irren-Anſtalt eintreten Tonnten °). 


1) Der jährliche Sufchuß beträgt in dem Etat von 1830 — 33 nur 
2500 fl.! Die fonft verwilligten Geld - Wortheile find fehr un- 
bedeutend. Die Zahl der Kranken iſt ungefähr 90 — 100, Da 
nun jährlich in W. mehr ald 130 neue Rranfheitsfälle vor: 
kommen, fo vergiebt ſich hieraus fchon die gänzlihe Unzulaͤng⸗ 
lichkelt der Anſtalt. Was die Cinrichtung berfelben betrifft, 
fo mag — zur Ehre W's. — nicht weiter davon bie Rede 
feun. Cine, fehr ſchwache, Schlidetung ihrer Mänget f. im 
38 a. 0. Beilh. der Verh. der 8. d. U.; 1830, ©: 28 fg. 

2) ©. das eben angeführte a. o. Bell.Heft; fo wie die Debatte 
in der Kammer d. A., Verh. derfeiben, 9.3: S. 851. Ei⸗ 
nen Aufruf an junge Aerzte bie Beſetzung der ärztlichen Stelle 
an der neuen Anftalt f. im Rbl. von 1831, S. 183: Die Ko: 
ften diefer neuen Anftalt find auf ungefähr 40,000 fl. angefchlagen. 
Sehr zweifelhaft iſt die Zweckmaͤßigkeit des Plans, zur Er- 
fparniß ein alte 8 Gebäude dazu zu nehmen. Die Anfihten 
aller rationellen Irreu-Merzte überdie Nothwendigkeit eigener 

‚ Bauanlagen für den Zwed ber Srren- Heilung find einſtim⸗ 
mig. 

3) ©. Staatshandbuch v.-1828, ©. 536; 

3) S. Gen. V. O. vom 11. gebr. 1810, 9. 11. Rbl. ©. 9; 
Decret an die Landvogtelen vom 20. Nov. 1816, in Anapys 
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Aunalen, 1. S. 198. 8. D. vom 30. Aug. 1825, MAL ©. 474 
Vergleiche auch, was oben $. 184. über die faͤlſchliche Beſchul⸗ 
digung des Wahnſinnes bemerft ift. 

4) ©. die angef. Gen. V. D. von 1810, $. 12. Das gefeklich- 
beſtimmte Koftgeld iſt 230 und 125 fl. Cie nah ber Güte ber 
Koft) fammt Erfas für Kleidung und Bettzeug. Offenbar viel 
zu viel für drmere Familien und felbit Gemeinden. Ein groͤ⸗ 
Berer Zufhuß ans ber Staatdlaffe, welcher fomit die Herab⸗ 
fegung des von Privaten und Gemeinden zu besahlenden Koft:. 
geldes geftatten würde, ift dringend nothwendig. 

5) ©. Gen. Reſcr. Yom 20. April 1798, bei Knapp, Repert. 
Bd. LI. S. 619 fs. | 


' 


$. 19. 
2. Die MebicinalsPollzel:Behdrden, 
Die oberfte Leitung der Mediciwals Polizei Hat das Mis 


— 


niſterium des Innern, von welchem alle Behoͤrden in 


dieſem Theile der Staatsverwaltung reſortiren. Unmittelbar 
wird übrigens die Leitung der mediciniſch⸗polizeilichen Ans 
ftalten vom Minifterium nieht beforgt 7), fondern die hierzu 
beftimmten Mittel- Stellen find das Medicinal⸗Collegium und 
die Kreisregitungen. Unter dieſen dienen die Oberamt⸗Maͤn⸗ 
ner und die Oberamtöd + Merzte ald Bezirke⸗Beamte. 

Das MedicinalsEollegium iſt im ber. Regel nur 
berathende, nicht vollzichende Stelle; nur ausnahmeweife 
handelt es auch in tegterer Eigenfchaft, außerdem liegt ihm 
noch in gewißen Sällen die Vornahme von Prüfungen ob. 

In erfterer Eigenfchaft bat es im Allgemeinen allen Mi⸗ 
nifterien und Mittels Stellen wiflenfchaftlidhe Outachten über 
vorgelegte Gegenſtaͤnde zu erſtatten , namentlid) auch zu ges 
richtlichen und gefeßgeberifchen Zweiten. Insbeſondere uns 
terliegen feiner Begutachtung alle Verordnungen in. medicis 


{ 
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uifch spoligeilichen Sachen 2), die Begutachtung der Einrich- 
tung und Vervollommpung aller Inſtitute diefer Art, bie 
Präfung der von den Kreisregirungen auf die Viſitations⸗ 
berichte ihres Mebdicinalrathes gemachten Meceffe und Autraͤ⸗ 
ge, endlich die Begutachtung der Amtsbefekungs s Vorfchläs 
ge °). 

Unmittelbar vollziehende Gewalt hat das Mebicinals 
. Collegium nur in Faͤllen von Epidemien, f. oben $. 100, 
©. 235. 

Prüfungen zum Behufe der ErMubniß zur Ausübung 
der Heillunde hat es vorzunehmen, mit allen Yerzten und 
graduirten Wunbärzten; ebenfo mit ben Chirurgen, der erſten 
Klaffe; fo wie den Hebärzten und den Apothefern aus dem 
Near s und dem arts Kreife. Auch unterliegen feiner Bes 
urtheilung die von den ausuͤbenden Aerzten en 
Probe» Abhandlungen. 

Das Gefchäfte der Kreisregirnngen iſt dagegen bie 
Leitung der wärklichen Wollziehung der polizeilichen Anſtal⸗ 
ten, und der Anwendung ber Geſetze auf den einzelnen Fall. 
Es fteht ihnen jomit Folgendes zu: 

Vorerſt haben fie bie Aufficht über das gefammte aͤrzt⸗ 
Tihe Perfonal im Kreife zu führen, die Vorfchläge zur Erz 
feßung der Stellen zu machen, die Verfeßung, Entlaffung,_ 
Beſtrafung oder Belohnung eines Gefundheits, Beamten zw 
begutachten, bie Aufſicht auf. herumzichende Aerzte u. |. w. 
zu führen, endlich Medicaſter zu beftrafen. 

Ein zweiter Theil ihrer amtlichen Thaͤtigkeit begreift bie 
Vorkehrungen gegen Krankheits⸗ und Todesurfachen in ſich; 
alfo die polizeiliche Vollziehung der Gicherungsanftalten ges 
gen anftedende Krankheiten, namentlich bie Schußpodenims 
pfung; Vorkehrungen gegen endemifche Krankheiten, Wegs 

raͤnmung 
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rammung tocaler Krankheits« Urfachen, Vorkehrungen gegen 
saftfte Nahrungsmittel, Aufficht auf Gift: und Mate 
nalieu⸗ Hahael „Sorge für. u ‚Rettung Rerunglädter und 
Scheiniodter. 


Drittens liegt ihnen ob die Aufſicht, Ethaltung und 
Berbefferung der Krankenhäufer aller Art, nu ber See 
und Sefundbrunnen 4). 


- Zur. Bearbeitung diefer tepnifchen Gegenflände ift jeder 
Kreisregirung ein Arzt ale Mitglied beigegeben (der Kreiss 
„ Medignalrarh) welcher, der ‚ordentliche Referent in den Geſchaͤf⸗ 
ten feines Faches iſt 5 jedoch immer einen andern Rath als 
Coreferenten ‚erhält, Das Hauptmittel feine verſchiedenen 
Obliegenheiten mit Sachkenniniß beforgen zu koͤnnen, beſteht 
in den. van ihm vorzunehmenden Viſitationen der ein⸗ 
seinen Ohsrämter, deren. jedes er laͤngſtens im vierten Jabte 
in mediciniſch⸗z polizeilicher Hinfiht perſdnlich zu unterſuchen 
bat. Vei dieſer Medicinal⸗ ⸗Viſitation muß er, die Apotheken 
und „Material ı Handlungen , (ömmtliche Kranken. Unſtalten 
und Heilbaͤder, alle offentlichen Häufer, als namentlich 
Spulen, Sefängvifle ,. ‚Irrendäpfer u. ſ. w. vifitiren, auch 
die. Urſachen von endemiſchen Krankheiten unterſuchen. Er 
hat ferner theils ſchriftlich, theils muͤndlich alle Ortegeiftlis 

chen, Gemeinderaͤthe, und das ſaͤmmtliche aͤrztliche Perſonal 
über ihre Klagen, Wänfche und Verbefferungs: Anträge eins 
zen. zu pernehmen. Endlich entwirft er gemeinſchaftlich 
wit. dem Oberamte ſeine Receſſe, oder berichtet in wichtigen 
Sachen an die Kreiéregirung ©). 


"6 unmittelbar vollziefeade Bezirks⸗Beamte find den 
biöyer genauirteni Behdrden untergeorinet die Dberamis 
männer wnd bie Obesumssärzte 
Mohl Staatsrecht IL 26 
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Dem Dberamtmann: liegt die Vollziehung aller Mad⸗ 
cinal⸗Polizeigeſeze in feinem Bezirke ob, in fo fame fir nicht 
techniſche Keuntniffe erforbern 2), ie welchem Falle en 
natärlich von dem ihm untergeorbneten 
Oberamtsarzte zur Vollziehung zu bringen Rd, Die⸗ 
fer iſt der erſte bffentliche Geſundheito · Beamte des Oberamtes, 
und hat denn nun als ſolcher namentlich folgende Geſchaͤfte 
zu beſorgen: die ſaͤmmtlichen gerichtlichen und polizeilichen 
| Legalfälle, (Inſpectionen, Obductionen u. ſ. w.); die Befichs 
igung der Militaͤrpflichtigen; die aͤrztliche Bebandlang der 
Epidemieen, ſammt der Berichtserſtattung uͤber deren Gang⸗ 
die unmittelbare Aufſicht auf ale Mebicinal⸗Anftalten, ber 
fonder8 über Apotheken und Materialhandlungen; über die 
Schutzpockenimpfung; über die Kranken» und Armenbaͤuſer; 
genaue Beobachtung der artlichen Tätigkeit der Wundaͤrzte 
und Hebammen, fo wie eine Controld der im Bezleke befind⸗ 
lichen innerlichen Aerzte; Begutachtung aller som DOberämfe 
beabfichtigter mediciniſch⸗ polizeilicher Maasregein; eudlich He 
Erftattung dreier Jahresberichte an die Kreisregirung "über 
den gefammten Geſundheitszuſtand des Beztrkes, ‚über die 
Pocken⸗Impfung, und über die Geburten’ 8). Der Ober⸗ 
amtsarzt ift Staatsdiener im Sinne der Dienftpragmatit, 
und wird vom Könige ernannt, wobei jedoch 'allenfalfige 
Wuͤnſche der Umtsverfammlung berädfichtigt werben föllen?). 
— Nerztliche Privats Praris ift ihm keineswegs unterfagt, 
nur foll er diefelbe nicht allzuweit Äber die Graͤnze des Ober⸗ 
amtes auszudehnen fuchen, damit nicht häufige” und Yahgere 
Mbwefenheiten entftchen 7°). 4 
Die Anftellung weiterer dffentlicher Geſundheits » Bram 
ten, als der Unteramts⸗, Stadt-, Gpitäls und Armen⸗Aerzte 
fo wie der Dberamts » Chirurg ift ben einzelnen Koͤrper⸗ 
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ſchaften und Gemeinden äberlaffen, unter Genehmigung der 
Kreisregirung ; der Staat nimmt fie weder als Staatédiener 


. an, noch giebt er ihnen Gehalt 11). 


1) Dadurch bärfte übrigens das Nichtvorhandenfepn eines tech 
nifhen Referenten im Miniſterium keineswegs gerechtfertigt 
feyn; f. über dieſen punct: Schüß, über Medicinalpolizel⸗ 

Verfaſſung, Mannheim 1808, ©. 28. ® 

2) Speclell find aufgeführt: Gefeße und Verordnungen, welche 
auf die Ausübung eines Thelles der Heilkunde Bezug haben; 
Medicinal- und Apotheler- Taren; Reglements für die medi⸗ 
einifch » polfzellihen Staats⸗Anſtalten, Kranfenhäufer u. bal.; 
Inftructionen. für das aͤrztliche Perfonal aller Arten; Vor⸗ 
ſchriften über bag Hellverfahren bei Epidbemieen und Epizos 
otteen, über die Poren s Impfung, über bie Anlegung von 
Begräbniß- Piägen. 

2) S. Inftruction für das Medic. Depart. vom 23. Junl 
1807, Rbl. S. 3213 V. O. vom 6. Juni 1818, über den Ges 
ſchaͤftskreis des Medicinal⸗Colleglums und der Kreisregirungen 
in medic. pollzeilicher Hinſicht, Rbil. S. 319. Ganz aͤhnliche 
Stellungen haben die Medicinal-Colleglen in Balern, Sach⸗ 
fen, Baden, ſ. Malchus, Politik der ——— 
1. G. 125 fg. i 

4) Die angef. V. D. vom 6. Jul 1878, 

5) Diefe Einrichtung, die techniſche Leitung der Medieinal-Xn- 
falten eines ganzen Kreiſes Einem Manne ansnvertrauen, 
wurde — und wohl mit Recht — als unzulaͤnglich und gefährs 
lich in der St. Verfammfung gerügt, f. Verb. der 8: d. A. 
1821 9.5, S.419. Scheue vor Vermehrung der Koften möchte 
doch nicht als völlig zureihende Urſache erkannt werden koͤn⸗ 
nen; und follte nicht 3. B. der Oberamtsarzt ber Kreisftadt 
zu den Sipungen beigezogen werden koͤnnen? — Die ähnlich 
fheinende Einrichtung in Preußen ift deshalb wefentlich vers 
ſchieden, weil bier, außer den berathenden Minifterial: Bes 

265. 
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börben, in jeder Provinz ein eigenes Mebdicinals Collegium 
unter dem Oberpraͤſldenten befteht. 

6) Ausführliche Vorſchriften für diefe müglihe Einrichtung ent 
hält die. Gen. V. O. vom 14. März ı8ı9, Rbl. S. 123. fammt 
der angehängten Inftruction ; vergl. ferner die W.D. vom 6. 
uni 1818, und V. D. vom 28. Suntı823, $.ı2, Rbl. S. 508. 

7) S. Verw. Edler vomT. Maͤrz 1822, $. 69. 

8). Das Einzelne f. in der Juſtructlon für die Oberamta⸗, Un- 
teramts⸗, Local⸗ und practichrenden Aerzte vom 14- März 1814, 
RbL ©. 124. — Die Vorſchrift, daß bie Jahresberichte bes 
O. A. Arztes durch das Dberamt an bie höheren Behöre 
den eingefendet werben, duͤrfte nicht zwedmäpig feyn, weil 
jener leicht in dem Falle feyn kann, auf Fehler oder Nachlaͤßig⸗ 
keiten des letzteren aufmerkſam zu machen. 

9) Die Amtsverhaͤltniſſe, Gehalte u. ſ. w. bet Oberamtsaͤrzte 
find beſtimmt durch Geſetz vom 17. Sul. 1824, bie Ueber⸗ 
nahme det Gehalte oͤffentlicher Aerzte auf die Staatskaſſe bes 

treffend, Rbl. S. 535.— Eine von einer großen Anzahl von 
Dberamtsärzten unterzeichnete (lithogr.) „Darſtellung und Bes 
feuchtung der amtlichen Verhaͤltniſſe der Oberamtsärzte In 

W.“ 16 S. Fol, 1829, bringt Klagen Aber die untergeordnete 
‚Stellung biefer Beamten zur Sprache. Es wird, nad den 
BVeifpielen von Oeſterreich, Preußen, Baiern, Baden, Nafs 
fau verlangt, baß der D. A. Arzt In eine coordinirte Stels 
fung mit dem Bezirksbeamten komme, theild perſoͤnlicher An⸗ 


! 


nehmlichkelt wegen (mas nicht hoch in Anfchlag zu bringen feyn - 


möchte ,) theild des Dienftwohles wegen. . 

10) lieber die Amts-Merweferet fowohl bei laͤngeren als bei kuͤr⸗ 
zeren Verhinderungsfaͤllen ſ. einen (ungedr.) Miniſter. Erlaß 
vom Juni 1820. 

131) Das angef. Gefeß vom J. 1824. — Die dadurch ausgeſpro⸗ 
chene Aufhebung der fujher In größern Oberamtsbezirken bes 
fiehenden, vom Staate befegten und bezahlten Interamtsarzts 
Stellen dürfte Feine Verbeſſerung fepn, Indem fie dem Sufalle 


— 
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und bes Einficht einer umtergeochneten Stetle bie Snwefene 
heit weiterer techniſch geblideter Organe der Medicinal⸗Pollzei 
uͤberlaͤßt. 


B. Armen⸗ Polizei. 


Eine der ſchwuͤrigſten Fragen des oͤffentlichen Rechtes | 
und der Staatsklugheit ift die über das Zwangsrecht der Ar- " 
men auf Öffentliche Unterſtuͤtzung. uf. der einen Seite ras 


tben Chriſtenpflicht, Menſchlichkeit, Sorge für Sicherheit des. 


öffentlichen und des Privat > Vermögens zur Bejahung diefer 
Frage. Auf der andern Seite aber fpricht gegen fie: die Un« 
möglichkeit eine IZwmangs s Verbindlichkeit des Neichen, dem 
Armen einen Theil des eignen Vermoͤgens mitzutheilen, recht⸗ 
lich zu degruͤnden; die Bedenklichkeit des Grundſatzes, daß 
Nicht⸗Beſitz Auſpruch gebe auf Theilnahme am Beſi ige An⸗ 
derer; endlich die ſchließliche Unnuͤtzlichkeit der Armenunter⸗ 
ſtuͤtzung, indem ſie nur eine Aufmunterung zu unvorſi chtigen 
Heurathen iſt, und alfo dieſelbe Noth immer wiederlehren 
macht. 

Wuͤrttemberg hat ſich für die Rechts⸗Pflicht der df⸗ 
fentlichen Armenunterſtuͤtzung ausgeſprochen, in ſo fern Pri⸗ 
vat⸗ Wohlihaͤtigkeit nicht ausreicht; jedoch mit der wichtigen 
Modification, daß der Staat nur einzelne wenige Beitraͤge 
giebt, die Hauptſache aber den einzelnen Gemeinden für ihre 
- Angehörigen übertragen if. — Hieraus ergiebt ſich, daß die 
Geſetzgebung uͤber dieſen PYunct in die Beſtimmungen über 
die Stiftungen, über bie Orts⸗Armen⸗ -Kaſſen, uͤber die fubfi- 
diäre Verbindlichkeit der Gemeinden, und endlich über die aus⸗ 
nahmsweiſen Unterſtuͤtzungen des Staates ſelbſt zerfaͤllt 3), 


‚ D @ine audfüprlihe, mande intereffante Nahmelfungen und 
Thatfachen enthaltende Darſtellung des wärkt. Armenweſens 
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von Shmidlin) f.in Memmingr's Tahrb. 1829, H. 2, 
S. 311 —443. Derfelben zufolge find in Württemberg 64,896 
Arme, von denen 22,863 erwachſene ganz arbeitsfähige, 14,142 
erwachfene theilweife arbeitsfählge, ı1,044 aber ganz arbeite 
unfaͤhige, endlich 16,848 Kinder über vierzehn Jahre. 


$. 19% 
1. Die Stiftungen. 


Die erfte Pflicht zu Unterftägung ber Armen haben die, 
dem Glauben und der Mildihätigkeit der Morfahren zu vers 
dankenden, frommen Stiftungen. Diefelben find ihs 
rer Befchaffenheit nad) manchfach verfehieden, zum ‘Theile 
beftehen fie aus Gelds Kapitalien, deren Zinfen, oder aus 
Sülten und Gefällen, deren Ertrag zum Beſten der Armen 
verwendet werden ſollen, entweder als Geld⸗Geſchenke, oder 
durch Abreichung von nothwendigen Lebensbeduͤrfniſſen u. ſ. 
w. Einen anderen Theil machen die Haͤuſer aus, welche 
zur Aufnahme alter oder krauker Armen, oder huͤlfloſer Wai⸗ 
fen beftimmt find, und deren, in Grundeigenthum oder Geld 
beſtehendes, Vermoͤgen zu audgedehnter oder befchränfter 
Verpflegung nach Zahl und Güte hinreicht 7). Noch andere 
find einzelne Srundftäde, welche zur Unterhaltung von Ars 
men vom Eigenthämer beftimmt wurden. — So verſchieden 
wie die Gegenftände, fo verfhieden find auch die Beſtim⸗ 
mungen, welche die Stifter getroffen haben. Die einen has 
ben ganz im Allgemeinen ihr Gut zum Velten der Armen 
gegeben, andere haben es zu ganz beftimmten Zwecken oder 
nur für beftimmte Perſonen verordnet; die einen haben ihre 
Mildthaͤtigkeit blos auf eine Gemeinde befhränft, die ans 
dern mehr oder -weniger ausgebehnt. — Eine weitere und 
bauptfächliche Verfchiedenheit befteht darin, ob nach dem Bil, 
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len des Stifters feine Babe abgefondert und als ein für ſich 
beſtehendes Ganzes verwaltet werden foll, oder ob er. diefelbe. 
ger ſchon beftchenden andern Stiftung oder endlich dem alle 
gemeinen Armenfonds einer Gemeinde, (dem Armen» Kaften, 
Heiligen) zuwendete, und diefe dadurch vermehrte. Endlich 
noch findet in den Verwaltungs-Behdͤrden ein Unterſchied 
flatt, je nachdem der Stifter eine eigene Adminiſtration, 
+ B. von Bamilienglievern, von Mitgliedern eines gewißen 
Collegiums u. f. w. dafuͤr beftellte, oder feine Gabe den alle 
gemeinen vom Ötaate angeorbueten Behdrden zur Verwal⸗ 
tung Aberließ. 


Hinſichtlich de Verwendung des StiftungssEintom- 
mens find folgende Grundfäge zu bemerken: 


1. Bor Mllem ift darnach zu fehen, was der Wille bes 
Stifter war, und diefer ift immer zu befolgen. Ob biefer 
Wille vielleicht nicht ganz zweckmaͤßig war, oder wenigftens 
im Laufe der Zeit an Zweckmaͤßigkeit verloren hat, Tann das 
bei nicht in Betracht kommen; 'chen fo kann dem Stifter 
feine Veftimmung untergefchoben werden, auf wehhe eine 
firenge Uuslegung feine Verordnung nicht ausdehnen läßt, 
und wäre diefe Ausdehnung auch noch fo vernünftig oder 
dem wuͤrklichen Willen des Schenkers analog. Sowohl Recht 
als Klugheit fordern dieſes. Jedoch darf und muß freilich 
in folgenden Fällen von ber Vorſchrift des Stifter abgemi- . 
chen werben: wenn die Erfüllung unmoͤglich geworden iſt; 
wenn die Vorfchrift eine Rechts⸗- oder eine vom Staate ver: 
botene Sitten s Widrigkeir enthielte; endlich wenn aus der 
Befolgung der Vorſchrift ein allgemeiner Schaden entſtuͤnde, 
deſſen Zufägung auch von einem Lebenden nach den Geſetzen 
nicht gebuldet wuͤrde. 


N 
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Nun ift aber noch bie Frage zu beantworten, welche 
Verwendung dem durch die Nichtvollziehung der Stiftungds 
urfunde betroffenen Vermbgen ‚gegeben werben fell. Es find 
babei vor allem folgende drei Fälle zu unterfcheiden: erficas, 
wenn der Stiftungszwed im Wefentlichen befichen bleibt, 
und fomit nur zufällige, unmwichtige Puncte nicht zur Vollzie⸗ 
hung gebracht werden; zweitens, wenn zwar ein heil der 
weſentlichen Stiftungspuncte wegfällt, ein anderer ebenſo wich⸗ 
tiger Theil aber übrig bleibt; brittens endlich, wenn das 
Weſen der Stiftung durd die in Trage fichende Nichtauss 
führung aufgehoben ift. Im erften Falle bleibt es natuͤrlich 
bei den immer noch beftehenden wefentlihen Beſtimmungen 
bes Stifters. Eben fo wird in dem zweiten Falle der noch 
moͤgliche Theil nicht darunter leiden duͤrfen, daß ein anderer 
Theil unausfuͤhrbar wurde; und es wird nun auf ihn die 
ganze Stiftung zu verwenden ſeyn, denn Feine Unalogie kann 

- näher liegen, ald der von dem Stifter felbft beſtimmte noch 
uůͤbrigbleibende Zweck. Der dritte Fall endlich ift der (wär 
rigſte. Es laſſen ſich zwei Anſichten denken. Mach der eis 
nen wäre ein folches Stiftungs= Bermdgen ‚eine herrenloſe 
Sache geworben, und könnte vom Staate eingezogen werden, 
welcher dann mehr als feine rechtliche Schuldigkeit vollbraͤch⸗ 
te,. wenn er daſſelbe wieder Sur Armen s Unterfägung Ders 
wendete ; nach der andern wäre der Wille bes Stifters auch 
itzt noch fo viel ald möglich zu vollziehen, d. h. es müßs 
te eine Verwendungsart aufgefucht werben, welche den von 
ihm beliebten Zwecken möglichft analog, und in den Formen 
und im Umfange der Unterftägung gleich wäre, Letztere Auſicht 
duͤrfte die richtigere ſeyn, da der erſterwaͤhnten nur der unjuri⸗ 
ſtiſche Gedanken zu Grunde liegt, der Stiftungẽezweck ſei Ei⸗ 
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genthaͤmer des Gtiftungs« Bermögene. Es wird auch die 
letztere Auſicht in der Praxis feftgehalten >). .- 


2. Hat der Stifter einen beftimmten Willen nicht aus⸗ 


gefprochen, fondern nur im Allgemeinen feine Gabe für Un, 
terfiigung der Armen beftimmt, fo finden folgende allgemei⸗ 
ne gefetzliche Vorfchriften Aber die Meihenfolge der Untere 
Rätung, welche. zunächft für die Unterflüßungen aus dem 

‚ Armen-Kaften gegeben find, auch ihre Anwendung auf die 
nicht mit. demſelben vereinigten freien Stiftungen: 


o. Bor allen haben Anſpruch auf Unterflügung ganz vers 
arımte,. alte oder kranke, dienftunfähige Perfonen von 
gutem Rufe. Dieſe fi ſind, wenn ein Spital zu ihrer Auf⸗ 
nahme bereit iſt, in denſelben nuterzubringen; iſt dieſer 


aber nicht vorhanden oder ſchon beſetzt, fo find ſie bei 


rechtlichen Bürgern zu verſorgen °). 


b. Auf fie folgen folche Mauss Arme, welche troß ihrer 


Arbeit. nicht den ganzen nhtbigen Unterhalt. für fich und 
ihre Samilie erwerben koͤnnen. Sie find nach Beſchaf⸗ 
fenheit des Grades ihres Beduͤrfniſſes zu unterftäßen, 
und es ſoll ihnen ˖moͤglichſte Gelegenheit zu Arbeit und 
Berdienſt gegeben werden *). Diefe Unterſtuͤtzung ſoll 


aber, möglichen Misbrauches wegen, in der Megel nicht, 


in Geld. beftchen, fondern in Naturalien, in der ‚Ueber 


nahme des Hauszinfes, der Schulgelder für die Kinder 


u. dergl. 3). Auch ift darauf zu ſehen, daß die Unter⸗ 


fägung fo wenig ald möglich als Geſchenk gegeben wird, 


fondern als Arbeitslohn, damit Feine Gewohnheif ‚des 
Muͤßigganges entfiehe, und wenigftens ein Theil ber 
Aunsgabe erfpart werde 6), — Nah den Hausarmen 
kemmen 
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c. minder wohlhabende Guͤterbeſitzer, oder arme anfan⸗ 
gende Handwerker, von denen Wiedererſatz zu boffen iſt. 
Dieſen ſoll Geld vorgeſtreckt werden 7). Sodann mag 

d. in Zeiten der Theurung ſolchen, welche ihre Guͤter 
nicht ohne großen Schaden verkaufen koͤnnten, auf die⸗ 
ſelben Geld gegen Widererſatz dargeliehen werden ®). 

e) %o "eine lateinifche Schule ift, iſt eigen armen 
Kuaben der Beſuch derfelben zu erleichtern 9), F 

f. Sodann fol auf Erziehung und Verſorgung armer 
Waiſen geſehen werden; ſie ſind in Ermanglung taug⸗ 
licher Verwandter bei rechtlichen Buͤrgern unterzußrins 
gen. Kür ihre Beduͤrfuiſſe, ihren Unterricht, ünd nach 
zuruͤckgelegten Schuljahren für. ihre Unterbringung Bei 
einem Handwerker oder in einen Dienſt, iſt zu ſorgen. 
Wiedererſatz der auf ſie verwendeten Koſten fie denſel⸗ 
ben, im Falle ſie in den Stand taͤmen, anzuempfehe 
len 1°), 

g Endlich ſollen Fremde € Dienflboten ſewohl als 
Durchreiſende) wenn fie erkranken, und ſonſt keine 
Pflege finden, bis zu ihrer ——— unterhalten 
werden IT), 

Ucber die Verwaltung der Stiftungen nme Digenke 
Grundſaͤtze: 

Vor Allem iſt zu unterſcheiden, ob der Stifter ſabſt eine 
Verwaltungs⸗ und Aufſi htebehörde beftimmt hat oder hicht, 
— Im erſteren Salle ift dieſer Beboͤtde die Verwaltung und 
ſtatuten⸗ und geſetzmaͤßige Verwendung der Stiftung un⸗ 
bedingt zu uͤberlaſſen, nnd es hat ſich eine Öffentliche Bes 
börde in diefelbe nicht: zu: miſchen, es mäßten denn Klagen 
über Misbraͤuche einlaufen, in welchem Halle eines Unterfus 
‚Hung zu veranſtalten wäre. — Hat dagegen ber Stifter 


\ 4 
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nichts beſtimmt, fo tritt die geſetzliche Verwaltung durch den. 
©tiftungsrath ein 12), Ein folcher iſt in jeder Gemein 
de beftellt, in welcher irgend Stiftungen beſtehen. Er ift 

- ans ben Ortögeiftlichen und aus dem Gemeinderathe zuſam⸗ 
mengeſetzt; der Ortsvorſteher hat die erſte, der geiftliche Vor⸗ 
fieher bei Stimmengleichheit die entfcheidende Stimme, Nur 
in fo ferne die Stiftungen blos für gottesdienftliche Zwede 
beftimmt find, führen Mitglieder anderer Confeßionen Feine 
Stimme; bei Armen» Stiftungen alfo immer 73). — Der 
Stiftungsrath wählt nun die Verwalter der Stiftungen (Stife 
tungs s Verwalter, Spitals, Heiligen» Pfleger u. f. w.) fo wie 
bie niedere Diener (Käfer, KaftenInechte) ; jene entweder auf 
Lebenszeit, oder auf beftimmte Fahre, jedoch nicht unter 
breien; diefe auf Wohlverhalten. Das gemeinfchaftliche Ober 
amt hat die Wahl zu beflätigen. "Gegen ihren Willen Finnen 
fie vor Ablauf der bei der Wahl beſtimmten Zeit nur nad 
den allgemeinen Grundfägen für Verwaltungs, Beamte ents 
ferut werden. Die Stiftungspfleger find Mitglieder der Sf 
tungsräthe. 

Jede einzelne Stiftung muß in der Negel abgefondert 
verwaltet juerben, eine ausnahmsweife Verbindung mehrerer 
iſt vom Gtiftungsrathe nur nach Rüdfprache mit dem Buͤr⸗ 
gerausfchuße dem gemeinfchaftlichen Dberamte, und von dies 
fem der Kreisregirung vorzulegen. — Die Verwaltung ift mit 
möglichftem Zleiße zu führen, und der Sinn der Stifter und 
das Recht Dritter dabei intmer im Auge zu behalten; bie 
Form ift die der Etats⸗Wirthſchaft. Vor allem muß darauf 
gefehen werden, daß das Kapital- Vermögen der Stiftung - 
nicht angegriffen wird, und daß, wenn ein unvermeibliches 
Deficit entſteht, die Luͤcke möglichft bald und zweckmaͤßig wie 
der ausgefüllt wird. Genehmigt wird der Etat, nachdem er 
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im Stiftnugsrathe und im Buͤrgerausſchuße gepräft wurde, 
vom gemeinfchaftlichen Oberamte. 

Eine Dienftcanution wird von dem Verwalter einer 
Stiftung gefordert, fobalb deren etatömäßige Jadreseinnahme 
800 fl. uͤberſteigt, oder wenn der Stifter ſelbſt auch für eine 
geringere Summe Kaution verlangt hat, Hat Dagegen der 
Stifter den Verwalter, obgleich er der Größe des Einkom⸗ 
mens nad) eine Caution zu leiften hätte, von derfelben freis 
gefprochen,, fo wird diefe Befreiung nur bei dem erſten, vom 
Stifter felbft ernannten Verwalter anertannt; fpätere haben 
der allgemeinen Vorfchrift Genäge zu leiften. Die Cautions⸗ 
ſumme befleht bis zu einem Sahreseintommen von 8000 fl. 
aus dem Iren Theile biefes Einfommens; bei größern Eins 
Tommen kann die Summe nach dem Ermeffen der Auffichte 
Behdrde vermindert werden, jedoch nie unter den 16ten Theil 
ber Sahres s Einnahme 29). 

Die Vollziehung des Etats, fo wie Aberhaupt die Be⸗ 
forgung der laufenden Gefchäfte liegt aber nicht dem ganzen 
Stiftungsrathe, fondern feinem Ausſchuße, dem Kirchens 
Eonvente ob. Weber die Zufammenfetsung beffelben f. uns 
‚ten $. 205. — Die naͤchſte Auffichtöbehbrde Aber den Stif⸗ 
tungsrath ift das gemeinfchaftlide Oberamt; über demfelben 
in beftimmt wichtigen Fällen die Kreisregirung. Diefe Ichtere 
hat außerdem überhaupt dafür zu forgen, daß in die fämmts 
lichen Armenpflege Leine gemeinfpädlichen Mißbräuche ſich 
einfchleichen 23). 

ı) Sehr zwecmaͤßig iſt das Merbot des Cinfaufens in Hoſpital⸗ 
Yfränden, weil dadurch ftatt arbeitsunfähiger Atmuth dem 
Muͤßiagange ein Aſyl eröffnet und jene ausgefchloffen wird; f. 
(ungedr.) koͤnigl. Decret vom Jänner 1823. 

2) Ueber alle diefe nicht ganz leicht au entſcheidenden noch ftreit: 
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loſen Puncte befteht eine eigene Worfärift ber Geſetzgebung 
in W. nicht, und man ift baber auf bie Ableitung allgemeiner 
Srundfäge verwieien. ine Feſtſtellung wäre zu wuͤnſchen, 
da möglichft große Sicherheit für den ausgefprochenen Willen 
des Stifters die Zahl ſolcher nühliher Unternehmungen allein 
vermehren kann, willkuͤhrliche Abweichungen von henfelben aber 
jede Luft zu nenen Stiftungen erftiden müßten. Wielleicht waͤ⸗ 
re eine völlige Beruhigung darin zu finden, wenn jede Ab⸗ 
welhung von einer Stiftungs-Urkunde nur In Folge eines Ges 
ſetze s gefhehen könnte. Bel binlänglicher Worbereitung und 
einer Zufammenfeffung aller anhängigen Fälle in Einen Ges 
feßes: Entwurf würde bie Zeit der Stände: Verfammlung 
nicht allzufehr in Anſpruch genommen werben. 

3) ©, Kaſten-Ordin. Kap. 8, 3. $.„Etlihen muß man.” Man 
vergl. auch die, freilich etwas verworrene Aufzählung ber zu 
unterftüßenden Verfonen bei Shmidlin, a. a. O. S. 335 fg. 

u) Dat. 6. „Den andern, fo Haus-arm.”’ Die Kaften-Drdnung 
verpflichtete folhe Arne ein Abzeichen zu tragen; und vers 
haͤngte firenge Strafe, (beim dritten Ruͤckfalle fogar: „Berweis 
fung über den Rhein, ) wenn fie tm Muͤßiggange oder beim 
Trinken und Spiele betroffen würden. Dem Beamten, wels 
cher dieſe Strafe nicht an Ihnen vollziehe, wird ihre Unters 
Haltung Im Alter als Strafe angedroßt. | 

3) & Reypſcher, über Kirchen⸗-Convente, $. 580 fg. 

6) &. Aufruf der Eentral Stelle des Wohlthaͤtigkeits⸗Vereins 
vom 14. April 1818, bei Knapp, Annalen, U. S. 412 fg. 

7) Kaſten⸗Ordnung $. „ben dritten.“ 

8) Daſ. $. „den vierten.’ 

9) Dat. $. „den fünften.’ . 

10) Daf. $. „zum ſechſten;“ vergl. auh Revfher, a.n.D ©, 
581. Nachmwelfungen, in welcher Ausdehnung biefem Gebote 


Folge geleiftet wird, finden fih bei S chmidlin, a. a. Der 


©. 365 fü. 


11) Kaſten⸗Ordu., $. „zum ſiebenten.“ Solche Fremde find " 
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übrigens nur fo Lange zu .verpflegen, bis fie ohne Gefahr wei« 
ter gebracht werden koͤnnen, ſ. B.D. vom 14 Dec. 1809, bei 
Knapp, Repert. I. ©. 69, 

.13) Die Verwaltung und Beaufſichtigung der Stiftungen iſt 
mauchfach geändert worden Im Laufe der Zeit. — Im Herzog: 
thume ftanden bie Stiftungen unter ben Kirchenconventen, 
diefe unter ben gemeinfhaftlichen Oberämtern, bie Oberauf: 
fiht hatte der Kirchenrath, (früher eine eigne Heiligen:Depus 
tation). Die neue DOrganifation vom 9. 1806 änderte an- 
fängtich bios fo viel, daß an die Stelle des Kirchenrathes das 
Landes - Detonomie- Collegium trat: allein bald wurde, durch 
‚eine B.D. vom 9. Juli 1809, die eigene Verwaltung der Stif⸗ 
tungen ganz aufgehoben, diefelbe den Kameralverwaltungen 
übergeben, und über die legteren als einzige Auffichtsbehörde 
die Section ber Kron= Domalnen beftelt. Später traten an 
die Stelle der Kameralbeamten eigene Stiftungspfleger für 
ale Stiftungen eines Bezirkes, da jene den Zuwachs an Ges 
fhäften nicht beforgen Eonnten, Diefe Cinrihtung war eben 
fo rechtsvexletzend als unzweckmaͤßig, und ed wurde denn auch 
unter den Landesbeſchwerden, welche während des Verfaſſungs⸗ 
ſtreites vorgelegt wurden, bie Sciſtungsverwaltung als eine der 
erſten aufgefuͤhrt, ſ. Beſchwerde des Landes, S. 15bis 30. — 
Nachdem zuerſt bei den Organiſationen des J. 1917 die Stifs 
tungen wieder der Finanz: Verwaltung abgenommen, und dem 
Miniſterlum des Innern und den Kreisregirungen unterges 
ordnet worden waren, jtellte das III. Edict vom 31. Der, 
ı818 die Selbitverwaltung ber Stiftungen für die Gemeinden 
wieder ber, und es wurde ist für jebe Gemeinden ein eigener 
Gtiftungsrath beftellt. Im Verw. Edict. von 1822 wurden 
dieſe Beftimmungen wiederholt unter einigen, auf Verlangen 
der St. Verf. gegebenen, Modificationen, 

.13) Ueber die Befegung der Stiftungsräthe In biffentirenden 
Gemeinde: Parcellen ſ. (ungedr.) Erlaß der Meg. des Jaxte 
kreiſes vom 3. April 1822. 
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. 142.9 4 ein — Miniſt. Erlaß vom 7. Iduuer.1829. 

‚35)- ©. das Nähere, beſonders die Formen’ der Etats: Wirth 

| ſchaft, be Nechpungs « Ablegung, des Verhaͤltniſſes des Kirchen⸗ 
Conventes zum vollen Stiftungsrathe, namentlich In welchen Faͤl 
len erſterer nicht ſelbſt entiheiden, ſondern an letztern zw 
berichten hat, ferner die Säle, "in welchen an das gemein⸗ 
ſchaftilche Dberamit; nnd endlich diejenigen, Üfer'weldhe an die 
Lrelsreglrutig berichtet werden muß, im Berwm.@dicte von 
1822, $. 127— 149. — "Die, materiellen und formelen, Ge⸗ 
ſchaͤfte des Stiftungs⸗Verwalters insbeſondere find in größes 
ſter Ausfuͤhrlichkeit entmickelt von Reyſcher, Kirchen-Con⸗ 
vente, 6. 190 — 338; ebenſo mit Deutlichkeit und Beſtimmt⸗ 
‚beie h fu Ka pffs Repertorium der Amts:Praris, zte Aufl, 
Chl. ©. 13 fg. Ueber dfe Tautlonen der Stiftungspfleger 
enthalten, Beftimmungen ein Minift. Erlaß vom 8. Juli 1828, 
Rd. 'S. 014 und — ne hierzu ve zien Jaͤn⸗ 
BEE: u u. ee 


ze re 194. | > 
2. Die Ditsarmen- Rail 


Ds, in.e einer Gemeinde eigene, Stiftungen für Arme vors 
‚handen fi nd, iſt ungewig und zufällig, ob fie zur Unter⸗ 
flüßung derfelben zureichen, fehr zweifelhaft: deßhalb hat das 
Geſetz für jede Gemeinde im Lande die Bildung einer eige⸗ 
nen Kalle ‚ängeordnet, welche zugleich mit den Stiftungen, 
ſo wie in Ermanglung derfelßen “zur Erleichterung der Ar⸗ 
muth beftimmt if. Dieſelbe iſt die Orts-Armenkaffe 
(der Arnien- Kaften, der Heilige). Diefelbe wird’nicht durch 
Umtagen auf die Bürgerfchaft gefällt, fondern fie hat theils 
gewiße. und beftändige Eintommensarten Cbefonderd in alts 
wuͤrtt. proteſtantiſchen Diten), theild zufällige und unges 
wiße. Jene beftchen aus den, burch die Reformation erfpar- 
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ten Sundationen fhr gewiße Theile des katholiſchen Cultus, 
als ewiges Licht, Lampen, Wachslichter u. ſ. w. *); ferner 
aus den Zinfen und den Guͤlten der fär dieſe Kaffe geſtifte⸗ 
ten oder fonft erworbenen Kapitalien und Rechie 2). Dieſe 
dagegen aus ſehr verſchiedenartigen, dieſer Kaſſe durch die 
Geſetze zugewieſenen Einnahmequellen, namentlich dem Opfer 
bei Gottesdienſten, ben freiwilligen. Beiträgen ber Einwoh⸗ 
ner, manchen Geldfirafen, fo » DB. denjenigen, welde vom 
Kirchenconvente angefeßt werden, ebenfo einem Theile der 
Handwerksſtrafen, namentlich) aber einem Drittheile aller 
Strafen wegen’ der in der Gemeinde begängenen Defraudas 
tion der Wirihſchafteabgabe, fo wie einem Viertheile der von 
ben Gemeindegliedern entrichteten Hunde⸗Steuer; ferner aus 
der Einnahme für Trauergeläute, Reichenwagen ; endlich aus 
einigen vom Staate überlaffenen Zaren und Abgaben 3). 


Sowohl bie Verwendungsart als die Formen und das 
Perfonal der Verwaltung find ganz diefelben, wie bei ben 
im vorigen Paragraphen. erwähnten Stiftungen. Zu bemers 
en ift noch, daß die Armenkaſſe nicht felten, lagerbuch⸗ 
und Riftungs. mäßig, aud) noch andere‘ Ausgaben zu fbers 
nehmen bat als die Armenpflege, namentlich gotmidiinſtihe. 
ſo wie fuͤr Schulen. 

1) ©. Kaſten⸗Ordn. Kap. 1 * erſuice von Gefdadigen.“ 

2) Die fe Stiftungen find wohl zu unterfheiben, ‚von den im 
vorigen Paragraphen geſchilderten felbftftändig heftependen, 
weiche abgefondert verwaltet werben, da fie von ben Donataren 
nicht in dieſe Kaffe eingeworfen wurden, Belde haben dens 
ſelben Zweck, allein fie find verfchledener rechtlicher Art. 

3) ©. Kaft.Drdn. Kap. 8, $ „Zum Andern.“ — Ein aus⸗ 
führlihes Verzeichniß diefer einzelnen Einnahmequellen ſ. bef 
Repfcher, Aber Kirchencotvente, S. 444 fg. ; bemfeiben iſt noch 

beis 
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beizufuͤgen der vierte Theil des Erträge der Hunde: Steuer, 

f. 4. 6 des Geſe zes vom ısten Jull 1824, Rbi. &. 818; 

vergl. auch Rapff, Repettotiam für bie Anſts-VPraxis ber 
evaug. Geiſtlichteit, te Aufl. 1831, © 9; — Schmid⸗ 
x a, bei Memmnliher, 2 » ts: i 
er 
— 2. Veterag det Semeln den. 

— bein. nur. ‚allzubäufigen Gall, bag Stiftungen und 
* zur Ahreichung der nothwendigen Unterſtuͤtzun⸗ 
gen. nicht die gehdrigen Mittel befiken, ſpricht das wartt. 
Recht. wiederholt und auf das beflimmtefte den Sag aus, 
daß jede Gemeinde die fubfidiarifche Verbindlichkeit habe, ihre 
orrsangehoͤrigen Armen zu unterftäßen, daß hierzu jeder 


Voͤrger Handreichung, und Steuer ſchulde, and namentlich - 


den. Reichen und Wohlhbabendenden, welche ſich nicht frei⸗ 
willig zu einer ihrem Vermdgen entſprechenden Gabe ent⸗ 
ſchließen, von Amtswegen ein billiger Anſatz zu machen 
fä.*). De Staat felbft erkennt eine ſolche Verbindlichkeit 
nicht an, umd ex trifft verhältuißmäßig nur wenige Anftals 
ten zur Unterfiägung von Armen (ſ. den folgenden Para 
grapıın). 

Ueber die Ausdehnung dieſer Verbindlichkeit einer Gemein⸗ 


de; über ein voͤchſtes Maas ihrer Unterſtuͤtzung iſt geſetzlich 


nichts beſtimmt. Gewohnlich iſt, daß ſie ſo viel beitraͤgt 
als der Armenkaſten 2). Natuͤrlich geht uͤbrigens die Lei⸗ 
ſtung der Abgabe an den Staat dieſer Steuer vor. — Da 
ſich nun aber der Fall, daß eine ganze Gemeinde abſolut zu 
arm iſt um für ihre noch beſonders Duͤrftigen beizuſteuern, 
fid am fo leichter ereignet, als gerade da, wo das Bedärfniß 
recht groß ift, am wenigften Mittel zu ſeiner Befriedigung 
Moni Staatsrecht IT. | 97 
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übrig ſeyn Fönue n, ſo find bier vom Geſetze zwei — 
kunftsmitiel angeordnet. Einmal bie € onf rate rultat 
der verſchiedenen Armen Stiftungen und - Kaffen eine tes, 
Diefelbe tft von der Kaften s Ordnuug ale. allgemeine Word⸗ 
nung hefohlen (Kap. 1, $. „ob aber“): allein dieſe Art von 
Amtößergleichung gab von jeher zu vielen Beſchwerden Uns 
laß, und ſcheiut nie allgemein eingeführt, gewefen zu ſeyn. 
Die Ueberteſte derfeiben werden aber auch von der neueſten 
Geſetzgebung noch aufrecht erhalten; das Verw. Ed ict von 
- 1822 (6. 142 und 143) beſtaͤttigt fe, wo fe no rechte⸗ 
zuͤltig“ beſtehen, bis auf weitere Anordnung. Eine ſolche 
Verbräderung bat eine eigene berathende Behdrde, naͤmlich 
unter dem Vorfige des Oberamtmanus und Notars die Ant 
verfammlung ; der, wenn nur einzelne Gemeinden betpelfigt 
find, die Umtsverfammlungs- Abgeordneten diefer Tefgterdit. "Die 
zweite Aushulfe iſt die, daß die Amtsderſammlüung mit if 
rem Eredite einftehn, und ein Kapital Aufnehmen muß. Fuͤr 
die Schuld bat fi ſie im Nothfalle ſeibſt Yrincipaliter zu bafı 
ten, jedoch immer unter Vorbehalt der Rzaplung von den 
Empfängern der Hälfe 3), . 

Eigene Beftimmungen find für bie juͤdiſch en Armen 
feſtgeſetzt. Dieſe hat naͤmlich nicht die buͤrgerliche Gemeinde, 
welcher fie angehören, regelmäßig“ zu unterftägen, fondern 
ihre israelitifche Kirchen⸗Gemeinde. Nur wenn dieſe ietztere 
nach dem Ermeſſen der Staatsbehoͤrde zu arm waͤre, muͤßte 
die buͤrgerliche Gemeinde zu zwei Drittheilen und die jüdifche 
Gentrals Kaffe zu einem Dritiheile das Fehlende — 
men ?). 

I) ©. die Armen⸗Kaſten⸗Ord nung, Kap. 1, |. „ob aber,” 
und daf.$. „esftliche denen’. Diefe Beftimmung Ift Häufig in ſpaͤ⸗ 
tern Verordnungen (ſ. Hoch ftetter, Extract, Thl. I, S. 153 fg.) 
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und anch noch In den neueſten Geſetzen wiederholt, EEy. w. im 
Gen. Reſcer vom 15ten UMTS FREUE. 186,0 na- 
mentlich auch die Beamten perſoͤnlich verantwortiä- zemacht 
werden, daB es geſchehe; ferner Im Be rw. Ediet ˖vonn 822, 
6: 136. Der Verfuch einer rechtlichen Begründung dieſer wich⸗ 
tigen Verbindlichkeit des Bürgers’tit nirgends gemacht, und. 

- namentlich aus den älteren Geſetzen fieht man, daß. es mehr 
ein dunkles Gefuͤhl von Frömmigkeit und fittlicher Pflicht, als 

eine klare Einſicht m die Rechtsfrage iſt, welche den Staat 
bewegt. Die neuen Geſetze aber beftkttigen blos das 
beſtehende. 

2) S. Repſcher, a. a. g. 363. 

3 S. Geñ. Reſcr. vom ısten April 1517, 64 A, Rol. 
S. i67. — Dieſe ohnedem nichthaͤufig zur Vollziehung zu . 
bringenden Vorſchriften reihen bei weitem nicht hin, alle die 

Fehler wegzurdumen, welche mit. Recht. dieſem ganzen Syſte⸗ 

- me der wuͤrtt. Armengeſetze gemadıt werden. Es wird, durch 
das anerlannte Zwangsrecht ber Armen auf Unterftügung durch 
ihre Gemeinden dieſen letzteren eine Laſt auferlegt, welcer 
durchaus jede rechtliche Begründung fehlt, Warum follen ges 

rade fie die in ihrem Verbande zufällig enthaltenen Armen ver» 
pflegen? Die Unbliligkeit dieſer Forderung tritt. doppelt her⸗ 
vor, wenn man fie mit der Leichtigkeit der Ueberſiedlung auch ge- 
gen den Willen einer Gemeinde, mit dem Grunbfage; dag 
nur and eunerlaubte Ehen gehindert werben duͤrfen, end⸗ 
lih mit dem Gefeße über bie Zuthellung von Heimathloſen 
zufammenbält. Die Gemeinden haben gar fein Net, auf die 
Zahl und Art ihrer Mitglieder einzuwuͤrken, und muͤſſen die⸗ 
ſelben doch am Ende ernähren. Ferner tritt dadurch, daß der 
einzelnen Gemeinde und nicht dem ganzen Staate dieſe 
Verbindlichkeit angeſonnen iſt, eine offenbare Ungleichheit in 
ben oͤffentlichen Laſten hervor, welche dem verfaffungsmäßigen 
Sage, daß bie öffentlichen Laſten gleich zu verteilen ſeien, 
ganz entgegen fteht. Es iſt want fein Theil der wärtt. Ge⸗ 
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ſerdgtbung, welcher fo ſehr eine eruſte Beachtung, und, Id 

‘ erlaube es mir mit Veſtimmthelt auszufprechen, eine fo gänz« 

liche Umwandlung bebarf, als die Armengefehe. Württemberg 
bat bei denſelben im Wefentlihen die naͤmlichen Grundfäge 
.. wie Enstand, fie rühren bei: beiden Staaten aus derfeiben 
- Quelle ber, nämlich aus dem, an ſich lobengwerthen, Mitleiden 
zur Seit der -Meforıhation, welche den Armen fo große, Huͤlfs⸗ 
‚quellen in ben Klöftern nahm. Wer kennt nun aber nicht 
die Kolgen, welche dieſe Armengefege für England haben, und 
welche fie zum Krebsſchaden an dem Wohle des Landes mas 
chen? Nur Untunde der Thatfahen kann fi aber fo ver- 
bienden, um zu wähnen, dieſelben Urſachen werben nicht auch 
bei ung dieſelben Würkungen hervorbringen. . Man rebe bier 
nicht. von lebertreibung, von bisheriger gegentheltiger Erfah⸗ 
ung. Auch in England hat es Jahrhunderte angeftanden, ehe 
die Immer fieigende Bevoͤlkerung, und bie fabritmäßige Indu⸗ 
ſtrie dem Uebel plöglih die furchtbarsriefenmäßige Ausdeh⸗ 
mung gaben, fe daß 5.8. Im J. 1818 über 100 Millionen 
Gulden Armenfteuer eingezogen werben mußten, Iſt nım aber 
nicht Württemberg an der unglüdlichen Gränze einer Ueber⸗ 
völferung, wentgitens in mancen Gegenden; bat es nicht auch 
die Bahn der großen Fabrikation zu betreten angefangen, auf 
der es. durch Concurrenz auch wider feinen Willen fortgeriffen 
werben wird? — Es iſt vieleicht noch Belt zur Hälfe, na⸗ 
mentlich durch Mobification der oben angefgeten Gefege; 
allein gewiß die hoͤchſte Zeit. | | 


6) ©. Sefen über die Rechtsverhaͤltniſſe der Jstaellten von 
25ſten April 1828, Art. 21. — Auf dieſelbe Welfe wird es 
mit dem Schuigelde für arme Iuden= Kinder gehalten, f. 
Art. a5 des angeführten Geſetzes. 
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4. Unterkägung vom Gtaste. 

Der Staat ſelbſt erkennt als ſolcher, wie ſchon bemerkt, 
eine Verbindlichkeit zur Armenunterſtuͤtzung nicht an; 
und er erklaͤrt ſomit diefelde nur als eine oͤrtliche Polizei⸗ 
Aufialt. Doch enthält er ſich in der Waͤrklichkeit keineswege 
aller und jeder Fuͤrſorge für die Armen, fondern er fchießt 


nicht umbedeutende Gelbmittel für beſtimmte Zwecke dar, bat ' 


allgemeine Einrichtungen getroffen und Behörden zur Armen⸗ 
beforgung errichtet, und gewährt endlich noch einige nußbare 
Vorrechte. 

Was zuerſt die Geldmittel betrifft, ſo iſt zwi⸗ 
ſchen ihnen wieder zu unterſcheiden. Zu dem größeren Theile 
derfeiben ift er vor der Hand noch förmlich verbunden, im 
fo ferne bei der Incorporktion des Kirchengutes die auf dem⸗ 
felben laftenben „gemeinnäßigen Urmenanftalten‘ garantirt 
wurden. Diefe bleiben folglich fo lange Staatsſache, als die 
abgeſonderte Berwaltung des Kirchengutes noch nicht wieder 
hergeſtellt ift, würden aber mit derſelben aufhdren in dem 
Staates Budjet zu erſcheinen. Sie find fomit nur als eine 
proviſoriſche Staats⸗ Ausgabe anzuſehen. Einen andern Theil 
verwenden König und Ständenerfammlung freiwillig unb ohne. 
befonbere Berbinblicpfeit auf den nuͤtzlichen Zweck. Eiae Ein⸗ 
ziehung dieſer Poften wäre fomit weder unmöglich noch 

uurechtlich 7). 

Was aber die Sta ats⸗Uuſtalten und s Behdrs 
bem betrifft, welche zum Zwecke der Armen⸗Polizei errichtet 
find, fo theilen fie fih in drei Abrheilungen: 

1) Die Wohlthaͤtigkeits, Vereine in ihrer drei: 
fachen Abftufung der Sentral: Behörde, der Oberamts⸗Lei⸗ 
tungen, und der Zocals Leitungen in jeder Gemeinde. — In 
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dem Theurungsjahre 1817 nach dem Plane der verewigten 
Königin Katharina eingeſetzt haben dieſe verſchiedenen Vers 
eine den Zweck, jeder in ſeinem Kreiſe die beſtehenden Armen⸗ 
Derforgungs » Anftalten durch Beitraͤge, durch unentgeldliche 
Dienfte und durch Rath zu unterflägen. Sie haben ſich das 
ber nicht in die gefegliche Verwaltung der Stistungs: Pflegen, 
Kirchen s Convente, Stiftungsrärhe u. ſ. w. zu mifchen, ſon⸗ 
dern dieſelben nur zu unterſtuͤtzen. Bei den Local⸗Leitungen 
erhält jedes Mitglied fein eigenes Gefchäfte; die Oberamtes 
Leitungen haben den Localskeitungen mit Rath und That 
beizufteen, die Anftalten, welche allenfalls fuͤr das ganze 
Dberamt errichtet feyn mögen, zu beauffichtigen,, endlich an 
die Central» Leitung regelmäßig au berichten Aber den Zus 
fiand der Urmen. Diefe letztere hilft entweder mit den ihr 
von der Staatslaffe und von Privaten anvertrauten Geldern 
aus, oder verwendet fich bei den höheren Behörden; ends 
lich fucht fie allgemeine Grundfäge Aber Armen» Berforgung 
zu verbreiten. — Alle diefe Vereine beftchen theils aus Män- 
nern, theild aus erfahrenen, forglichen Hausfrauen ; jene find 
theild von Amtswegen Mitglieder, theils ift es ihr freier Wil⸗ 
lee Ben Amtswegen haben naͤmlich Untheil zu nehmen: 
an den Local⸗Leitungen: die Mitglieder des Kirchen = Cons 
ventes; an den Oberamtss Leitungen aber: der Oberamt⸗ 
mann, der Delan, der O. A. Arzt, der oder die Stiftungss 
pfleger, der O Amtpfleger. Die Mitglieder der Eentralskei, 
tung werden vom Könige ernannt, ?), 

2) Die Urmen-Commiffion. Diefelbe befteht aus 
den Mitgliedern der Centralſtelle des Wohlthaͤtigkeits⸗Ver⸗ 
eines. Ihr Zweck ift ein doppelter: einmal ift fie berathende 
Stelle für das gefammte Armenweſen; zweitens aber vers 
fuͤgende in Beziehung auf Beſchaͤftigungs⸗ und Induſtrie⸗ 
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Anſtalten für Kinder ſowohl als Erwachſene. Sie hat in | 
dieſer Eigenſchaft mit den Kreisregirangen zu communiciren, 
den Oberämtern und Dekauaten aber zu befehlen 3). 

3) Mit der Centralftelle ſteht in Verbindung die wohrtt. 
Sparkaffe, beſtimmt auch: Heine Erſparniſſe der aͤrmeren 
Volksklaſſe verzinslich anzunehmen, und diefelben nach ganz 
Farzem. Auftändigungss Termine mit Zinfen aus Zinſen zus, 
raͤckzuzahlen. Die Kaffe wird von zwölf vom Könige ers 


nannten, unentgetdlich dienenden Vorſtehern, welche alle drei 


Monate den Vorfikenden aus ihrer Mitte wählen, geleitet. 
Bon der Eentral⸗ Leitung find breiggommiffäre beigegeben *). 

H Eine eigentliche Verwaltungs -!Behbrde iſt bie Coms 
miffton für die Erziehungs: Häufer. Es ift eine 
dem Miniferium des Innern unmittelbar untergeorbnete Obers 
aufſichts⸗Behoͤrd uͤber die beiden Waiſenhaͤuſer und die Blin⸗ 
den⸗ und Taub ummen Anſtalt. Sie beſorgt die Aufnahme 
der Zoͤglinge, den Ungerricht derfelben, fo wie die Polizei und 
die Vermögens s Verwaltung diefer Anftalten 5). Die unter . 
biefer Behörde fichenden vom Staate größientheils unterhal 
teuen Erziehungs⸗Haͤuſer find; 

a, das, Waiſenhaus in Stuttgart, mit 205 Pflegliugen, 
von denen 175 im Hanfe_felbft, 150 “ Pflegältern auf 
dem Lande untergebracht find 6); - - 

b. das Waiſen haus in Weingarten mit 225 Kindern, 
von denen 175 im Haufe, 50 auf dem Xande 7); 

2. die Anſtalt für Waganten- Kinder in Weingarten, 
verbunden mit dem dortigen Waifenhaufe. Die Zahl der 
Zöglinge ift auf 60 berechnet ?); 

d. die Taubſtummen⸗ und Blinden: s Lehranftalt in 
Gmaͤnd, zu 37 im Hauſe ſelhſt verpflegten und unter⸗ 
richteten Zöglingen 


L 





“ bie Zaubffummen,Silialanflalt in Elhigen, zu 
8 Zöglingen; In Verbindung mit dem m. — 
rer⸗Seminare 10), 

Su Beziehung endlich auf die nugbaren Vorrechte, 
welche der Staat zum Behufe der YemensVerforgung. ver⸗ 
leiht, iſt za bemerken: 

1) Die Befreiung von stecken: fonft allgemeinen, Abs 
gaben, und zwar: 

8. von ber Kapitals&teuer für gewiſſe Perſonen und 

Aunſtalten *2); 

b. von der Acciſe ſigt die von den Wohithatigkeits⸗ er⸗ 

| einen erfauften Gegenſtaͤnde 79); Ä 

c. vom Erkenngelde bei Verträgen 73). | i 

2) Die Befreiung vom Brief Porto in allen Armen, 
Sachen 26). 


1) Es erſcheinen im Ganzen Im Haupt « Finanz » Etat fol⸗ 
gende hierher gehörige Säge: 1) Almoſen⸗Beitraͤge von Kor⸗ 
yorationen? 22,000 fl.; 3) Central⸗Leitung des Wohithätigs 
keits⸗ Vereins: 6000 fl.; Katharinen- Hofpital in Sputtgart: 
:3000 fl.5 4) Walfenhäufer und Taubſtummen⸗Inſtitut, unges 
faͤhr 48,000 fl.; 5) Gratiallen: 40, 00o ſl. Außerdem überläßt 
der Staat, wie oben $. 194, S. 416 bemerkt ift, den Ortes 
armenkaſſen einen Theil bee Ihm gebührenden Strafen und 
Abgaben (im Ganzen 12 — 13,000 fl. jaͤhrlich). Endlich find 
noch unter. ben Clementars Kaften der Domanial⸗Verwaltun⸗ 
gen Reichniſſe verſchiedener Art an bie Armuth begriffen, wel⸗ 

‚he nicht einzein Im Bubjet erfheinen. Dieſe jekteren find In 
ber Regel privatrechtliche Berbindiichkeiten, welche auf bes 
ſtimmten Gitern ruhen. Die Megirung hat ſich bemüht, dies 
ſelben gegen den zofachen Betrag abzuloͤſen; allein nur mo 
biefe Abldfumg von ben Admlniſtrationen ganz unbedingt uud 
4. B. ohne Garantie wegen allenfallfiger kaͤnftiger Kapltal⸗Steuer, 
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"angenommen wurde, kam fie würffih zu Stande, ſ. Cungede.) 
Finanz Minift. Decret vom gtem Sept. 1832; burch (ebenfalls, 
ungede.) Decret bes Minift. d. I. vom ıSten Aug. 1822 wur⸗ 

‚den auch ftändige Natural= Gefälle anitatt Geld angeboten. — 
Wie viel von heg oben genannten Summen bei efner einſti. 

gen Ausſcheldung des Kirchengutes von dieſem Abernpnmen, - 
wie viel aber. von der Staatskaſſe beibehalten wärbe, 'bieh 
laßt ſich natürlich zum Voraus nicht beſtimmen. 

6) ©. Aufruf der Central «Leitung vom sten Jaͤnner 1817, 
bei Kuapp, Annalen, 'H, ©. 4045 (berfelde iſt genehmigt. 
surh k. B.D. vom zien Jänner 1817, RbL. ©. 95) Erlaß 
des Sect. der Commun Verw. vom zoften Gebr. 1817, bei 
Knapp, Wanalen, I, ©. 3075 B.D, vom ısten april 1817, 
Kehl. ©. 1655 Aufruf der Central⸗Leitung vom jaten April 
188, bei Knapp a. ¶. O. S. 413. S. md Shmidiin’s 
Abhandtung In Memminger's Jahrb. a. a. D., S. 318 fg. — 

"Sehr lobenswuͤrdig ſind bie jährlichen Mechenfähafts = Berichte 

der Central⸗Leitung, Stuttg, In 4. Die weniger druͤcende 
Noth der yon 1818 an folgenden Jahre hat zwar in fehr vies 
fen Orten die Wuͤrkſamkeit der Eocal: Vereine wieder erſchlaf⸗ 
few laſſtn, fo dag die orbentifhen Armen» Behörben wieder 

ohne ſolche Unteritätung Ihr Amf verfehen: alfein leicht wäre 
in einem Nothfalle bie Wisherbelebung des einmal yorhans 
denen Organes, und and int noch erlaͤßt die Central = Leitung 
ihre Ausfäreiben an die Oheramts⸗Leitungen. Cine befondere 

Beahtung aus dem Kreife der Thätigfeit der Genttal-2eitung 
verdienen bie Anftaften zur Yufnabme verwahrlods 

ger Kinder. et ber ünzurelchenheit ber Stantserziehungss . 
Hänfer erlleß (unter dem ı3ten März 1823) bie obengenannte 
Dehbrde einen Aufruf zur Gründung folder Auſta ten. Dies 
fer Aufruf that feine Wärkung: eine bedeutende Anzahl fol- 
Ger Auſtalten (im Ftuͤhlahr 1831 fon 13) wurden gegründet; | 
fie werben theils hurch die Freigebigkelt bes Könlges, durch 
Beiträge von Orts⸗Kaſſen und von Privaten, endlich durch 


s . * 
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Unterfäßung der Central⸗Leitung unterhalten. Diefe letztere 
Stelle führt. denn die Auffiht über die von ihr oder von 
„Yriyat: Geſellſchaften gegruͤndeten Haͤuſer dieſer Kt. ©. über 
den wichtigen Gegenftand: I. G. Schmiblin, die Orts⸗ 
und Bezirks⸗Erziehungs⸗ Haͤuſer fuͤr ———— Kinder im | 
8. W. Stuttg. 1828, 8. _ 


968. Besen der Armen: Conmiſſion vom ayften Juni 
1813, Rbl. ©. 374; vergl. wuͤrtt. Staatshandb. für 1828, 
©. 563. — Beriqte über die Thaͤtigkeit und Wuͤrkſamkeit 

: biefer Stellen find enthalten In den Rechenſchafts-Berichten 
der Central⸗Leltung. Das Haupthinderniß einer noch wuͤrkſa⸗ 

meren Thaͤtigkeit duͤrfte wohl der Umſtand ſeyn, daß Stellen 
und Inſtitute, auf welche die Commiſſion zu wuͤrken beabſich⸗ 
tigt, zunaͤchſt unter andern Behoͤrden ſtehen, welche nicht Ims 
mer geneigt find, bie Auſichten und SEEN ” Commiſ⸗ 
ſion zu befolgen. 


4) ©. Belanntmahung vom reten Mat 1817, Robl. S. 233. 
Manche der urfprünglihen Beſtimmungen, 3. B. über die Höhe 
des Zinsfußes u. f. w., find ſpaͤter durch einzelne nicht im Rol. 
erfhienene Belanntmahungen wiederholt abgeändert worden. 

Am iſten Juli 1830 waren 960,758 fl. von 23,956 Perfonen 
bei diefer Sparkaffe angelegt, . S SMEHIEnT. 0. a. Du 
©. 388 fg. ' 


5 G. V. O. vom 3often April 1826, Rol. S. 232. — Sowohl 
gegen die Errichtung einer eigenen Behörde zur Beaufſichti⸗ 
gung der Staate- Erziehungs⸗ Haͤuſer, als gegen den Etatsſatz 
derſelben erklaͤrte ſich im J. 1326 der ſtaͤndiſche Ausſchuß und die 
K. d. A., ſ-Verh. derſ., iſtes a. o. Bell. 9. 8.59; H. 
4, .©. 1153 und 9. 6, 1531. Als aber der Etatsſatz von der 
Regirung erſpart wurde, ſo ließ trotz wieberpoften ‚Antrages des 
Ausſchuſſes gegen bie Exiſtenz ber Sommiffi on, bie s: d. A. 
bie Sache anf ſich beruhen, Verh. 1830, Iſtes 0.0. Keil. 9 
©. 2315 9. 1, ©. 270 fg. Die K. d. 8.9. war Immer 
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für bie Commiſſion geweſen, f. Verh. bes 8. d. St.5>. 

1837, H. 4, S. 644 und 7005 1830, H. 2, ©. 246 fa. 
6) Weber die Geſchichte und Einrichtung dieſes Hanfes Mem⸗ 

. minger, Stuttgart und Ludwigsburg, 3817, 8., &. 308 fg. 

Es iſt 1210 von Eberhard Ludwig begonnen, und in dem %... 
17881 und 1812 bedeutend erweitert worden. Das Haus hat 

. ame eigenen Kapitalien, aus Geſchenken und ans dem Ihre vom 

Staate überlaffenen „Waiſenhaus-Gefaͤllen“ (ſ. V. O. vom 

niten Gebr. 1611, vergl. mit dem Sportel-Geſetze yon 1828) 

eine eigene Einnahme von ungefähr. 20, oco fl.; aus der Staats⸗ 

falle werben alfo nur noch 15,000 fl. zugefhofen. Ein im 

Hauſe verpflegter Zdgling koſtet 130 fl. jaͤhrlich, in ber Koft v 

auf dem Lande aber nur 6a fl... Daher ber von. der St. Werf. 

(dom mehrmals ausgebrüdte Wunſch, die Zahl der letztern fo 

viel als möglich zu vermehren. Das Haus hat feine eigene 
Beamten, nämlich einen DOber= Infpector,, einen Defonomie: 
Verwalter, zwei Religions Lehrer, und außerdem noch das 
noͤthige Unterrichts Perfonat; f. Staatshandbuch, für er 
1828, S. 128. — Durh V. O. vom ıften Juli 1811, Rbl. 
©. 519 find im Wefentlihen folgende Vorfariften über die 
Walſenhaͤuſer gegeben: Es werben nur ſolche mittellofe Kin 
der aufgenommen , welche wenlgſtens eines Ihrer. Aeltern ver: 
Ioren haben; nur bei Soldaten » Kindern wird. hierauf Feine 
Nüdfiht genommen. Sie treten in der Regel nah dem 7ten 
Jahre in das Haus ein, und bleiben bis nach dem vollendeten 
uten; während dieſer Zeit werden fie volllommen unentgeld- 
lich unterrichtet und erzogen; auf das Land follen namentlich 
folhe Kinder in die Koft gegeben werden, welche fih der 
Landwirthſchaft widmen wollen. Sie find bei rechtlichen Vuͤr⸗ 
gern und in ſolchen Orten unterzubringen, in welchen ſich der 
Pfarrer der Jugend⸗Bildung beſonders widmet (ſ. V. O. vom 
sıten Febr. 1810, 5. 6—8, Rbl. ©. 53.) Die Walfen And 
‚von feiner Laufbahn ausgefchloßen, zu welder fie ihre Talente 
berufen; es werden Innen Im Gegentheile mehrere Vortheile zus 
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gefichert. Sle find In allen öffentlichen Lehranſtalten unent- 

geldlich aufzunehmen; gehen fie bei einen Handwerker 'in die 

Lehre, fo zahlt bie Anftalt das Lehrgeld, fie find ferner von 
allen Gebühren an. bie Zunftkaſſe beim Ein: und Anschreiben 
frei. 

7) Errichtet in Ludwigsburg Im J. 1736; nad Weingarten ver⸗ 
legt im I. 1825. Es bat dieſelbe Einrichtung wie dad Stutt⸗ 
garter Waiſenhaus, mit dem Unterfchlede jedoch, daß es auch 
für katholiſche Kinder beſtimmt iſt. Die eigene Einnahme 
des Haufes beträgt nur 4700 f., der Zuſchuß aus der Staats⸗ 
Bafle gegen 22,000 fl. Im J. 1827 hatte die Flnanzcommiſ⸗ 
fion der aten Kammer: Darauf angetragen, bie ganze Auſtalt 
aufzalöfen und bie Kinder ale auf das Land in bie. Koft zu 
geben. Allein 1830 verwilligte die St. Verf. ben Etatsſat 
ohne Bedenken. Nähere Nachrichten über bie Waiſenhaͤuſer 
f. in Kapff's Repertorium, ate Aufl., Bb. I, ©. 44 fg. 

8 Im J. 1826 errichtet, Die Anftalt hat keine eigenen Ein⸗ 
nahmen und bedarf einen Zufhuß von 5500 fl. Mit Recht 
bat die St. Verf. diefer Anſtalt immer mit Lob gedacht, Indem 
allerdings hauptfächlich durch beffere Erziehung der Wagantens 
Kinder dom Jauner⸗Unweſen ein Ende gemacht werden Kann. 
Es dürfte ſogar, fo lange bad Uebel noch fo groß Ik, eine Er . 
weiterung der Anftelt im — allgemeinen In: 
tereſſe begründet feyn. 

9) Anfaͤnglich Privar- Inftitub wurde die Taubſtummen⸗ nnd 
Blinden-Anftalt Im J. 1823 als Staatsenftalt übernommen. 
Die eigenen Einnahmen der Anftalt (an Kofts Geldern, Ge⸗ 
ſchenken, Verkauf von verfertigten Waaren) betragen gegen 
2000 fl,5 etwas über 4000 fl. ſchießt der Staat zu. Die 
Vorſchriften für die Aufnahme der Zoͤglinge, fo wie für bie 
‚ Einrichtung der Anftalt find enthalten in dem Statut für die 

E Anſtalt vom zöften Jänner 1823, MbL ©. 195, Demfelben 
zu Folge muß das aufzunehmende Kind zwifhen zund 12 Jahren 
alt, und gefund feyn. Des Eurfus iſt auf wenigſtens 6 Jahre ans 
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gelegt, doch därfen ſolche Zoͤgllnge, welche von kelner offent. 
lichen Kaſſe eine Unterſtuͤtung erhalten, bie Anftalt zu jeder: 
Seit verlaffen. Mittelloſe Zöglinge werden unentgeldfih aufs 
genommen, wenn nicht eine Gorporation für fie bezahlt; ver⸗ 
möglichere entrichten ein Kofigeld. Fuͤr die weitere Verfor: 
gung der Zoͤglinge bewilligt der Staat niht nur die ſchon 
bei den Walſenknaben angeführten VBegünftigungen , fondern 
auch noch Lehrgelder. 

10) Dieſe kleine Anftalt wird Zum Taubſtummen⸗Unterrichte der 
evangelifhen Provkforen im Seminare In Eplingen benuͤtzt; die 
Katholifhen Candidaten in Gmuͤnd benuͤtzen die dortige Haupt⸗ 
Anftelt. Die Koften ber erftern find kaum Boo fl. — Mon 
febe über ale diefe Inftitute die Berichte der Finanz: Coms 
miffionen ber zten Kammer in den 3. 1837 und 1830, Berh. 
von 1827, 2tes a. 0. Bell. H. ate Abth. S. 207 fg.; von 1830, 
ztes a.o. Beil.H. iſte Abth. ©. 147 fe. 

11) Es find befreit: die Kapitalien der Walſenhaͤuſer, der gehft- 
lichen und weltlichen, dffentlihen und Privat-, Wittwen-Safs. 

- fen, der geiftlichen Verwaltung In Ellwangen, derjenigen Hel- 
lgenpflegen, melhe an einem Deficht leiden, ber ſaͤmmtlichen 
Epariffen, endlich die Kapktalien derjenigen Wittwen, Wal⸗ 
fen und Gebsechlihen, welche nicht über 2000 fl. Kapital be⸗ 
ſitzen, und deren Hauptnahrungsquelle in den Zinſen aus denn⸗ 
ſelben beſteht. ©. dig Abgaben⸗Geſetze von 1821, Rol. = 
3795 1824, Rbel. ©. 525, 1830, Rbl. ©. 186, 

12) S. Acciſe⸗Geſet vom isten Jull 1324, 6. s, RbL. 
©. 500. 

13) 6. Gen. V. O. vom ııten Fehr. 1810, 6.19, MbL ©. 63. 

14) Daf.; vergl. Art. 22 bes Verfrages mit, Taris vom otem 
Sept. 1819, Rbl. ©, 636. 
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[L. Sorge des Staats für die geiftige Perſoͤn⸗ 
lichkeit, des Staatsbürgers. 


A. Die intellectuelle Bildung. 
1. Unterrihtd » Anfalten. 


I i $. 197° 
— a. Allgemeine Grundſate. 


Rach den allgemeinen Grundſaͤtzen uͤber polizeiliche 
EZtaats⸗Thaͤtigkeit, welche natuͤrlich andy bei der Sorge fuͤr 
- Die intellectuele Bildung des Volkes zu beruͤckſichtigen find, 
muß die Negirung vor Allem dem Einzelnen lediglich übers 
la, fen, welche Art und welchen Grad von intellertueller Aus⸗ 
bi (dung er ſich erwerben will. Denn wenn es fehon gleich 
wünfdenswerth für den Einzelnen und für den Staat 
ift, daß Jeder ſich möglichft gründliche und ausgedehnte 
$ienutniffe, je nach feinen Berhältniffen und feinem Stande, 
erwerbe, fo laßt fi Feine Zwangs-Verbindlichkeit einfes 
ben, in deren Folge er überhaupt zu einer Bilding, oder 
gar zu einer beffimmten Urt und Groͤße derfelben gendthigt 
nserden koͤnnte. — Sodann hat die Regirung der Privatthaͤ⸗ 
ti gkeit der Bürger die Veforgung des Unterrichtes zu Übers 
\ aflen, und ein Einfchreiten von ihrer Seite ift nur im zwei 
"Fällen erlaubt. Cinmal, wenn äußere Äbermächtige Pins 
„‚berniffe (worunter namentlich Armusk, Unmwiffenheit, innes 
ser. Zwiefpalt in einer Gemeinde zu rechnen find) der Errich⸗ 

tung einer paffenden Anftalt, oder der Befolgung eines ges 
nuͤgenden Unterrichts s Planes im Wege fichen, und fomit 
nur don ber Auwendung ber allgemeinen Staatskraft die Ers 
reichung des nuͤtzlichen Zweckes zu erwarten iſt. Der andere 
Fall einer erlaubten Einſchreitung der Polizei ift der, wenn 
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ans der Art und Meife, wie die Privatsinterrichtsanftalten 
angelegt" und ‘betrieben werden, ſich Unrecht, Schaden für 
Drine F), oder Gefahr für die Sinlichkeit ergiebt, Sn er⸗ 
ſterer Beziehung hat fomit der Staat pofitiv gu handeln, 
Unterſtuͤtzung zu geben, oder felbfl- Auftalten zu errichten: im 
der zibeiten aber hat er zu verbieten und zu hindern. Um 
aber in beiden Zällen immer gehörig einwuͤrken zu Tonnen, 
iſt freilich nothwendig, daß die Regirung ein Oberauffichts⸗ 
techt über alte Wuterrichtsanftalten im Lande aushbe 2). 

. Dieſen ˖ Grundfäßen der Theorie if nun aber die-wärs 
tembergiſche ⸗· Geſetzgebung keineswegs in allen Puncten ges ' 
folgt, ſondetn ‚Ar: dat dem Staate manche wichtige Vefug⸗ 
niſſe zugeſprochen, welche if jene nicht einräumt. 

Was vorerſt die freie Erlaubniß ſich auszubilden berrifft, 
fo ſpricht zwar "allerdings der Staat keineswegs das Recht 
an, eine“gleichſͤrmige National⸗Erziehung durchzufuͤhren, 
und die Verf. Urk. ſelbſt erkeunt in 6. 29. das Recht eines 
jeden Staatsbuͤrgers an, ſich zu dem von ihm gewählten 
‚Stande und Grwerbe im Zus und Auslande auszubilden, 
mithin- auch answärtige Bildimpöntifläiten in Gemaͤßbeit der 
geſetzlichen Vorſchriften zu beſachen 9): allein Diele Freiheit ift 
nicht fo weit ansgebehnt, daß ed dem Buͤrger frei fände, 
gar Feine Intellectuelle Bildung zu fuchen. Vielmehr hat der 
‚Staat ein Minlmum son Kenntniffen feſtgeſetzt, das zu ers 
reihen Jeder mit Zwang angehalten wird. Es iſt naͤm⸗ 
lich vo FJedem, ohne Unterſchied des Geſchlechtes, Standes 
oder Vermoͤgens, gefordert, daß er zum mindeſten die un⸗ 
terſten Volksſchulen vom 6ten bis zum Taten Jahre regelmiäs 
Big beſuche, und Geldfirafeh find für jedes einzelne illegale 
Berfäumniß angeordnet. Nur ˖ die Erwerbung höherer Kennts 
niffe ift ſodaun der freien Willkuͤhr anheimgeſtellt *). 
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Zweitens anerkennt aber der Staat weder das Recht eines 
Jeden, eine Unterrichtsanftalt zu errichten, noch auch das 
Recht, ſich in ſolchen Privat⸗ Anſtalten unterrichten zu laſſen, 
ſondern er geſtattet nur ausnghmsweiſe ſolche Schulen, und 
Privat⸗ Unterricht und auch dann nur, wenn. der Lehrer bie 
gewönlichen Stantspräfungen erfiauden hat °). | 

Dagegen aber verlangt er drittens, daß jede Gemeinde 
ihre eigentliche Öffentliche Schule habe. Gelbf in Filial⸗Or⸗ 
ten: find. dergleichen zu errichten, wenn es peluniär irgend 
moͤglich iſt. Laſſen es die Perhaͤltniſſe nicht zu, fo haben 
mehrere benachbarte Orte ſich zu einer gemeinfamen- Schule 
zu vereinigen, allerwenigfiens bie Einrichtung zu treffen, daß 
ein benachbarter Scyullehrer im jeder Woche mehrere Tage 
- In jeder einzelnen Parzelle Unterricht ertheilt %).- - 
| Viertens, ber. Staat uͤhernimmt die Errichtung und Un 
terhaltung der Schulen, die er theils uͤberhaupt, theils durch 
Beſchraͤukung der Privats Anftalten ndthig gemacht hat, 
keineswegs ſaͤmmtlich auf ſeine Koſten, ſondern von den Ele⸗ 
mentarſchulen nur diejenigen, bei denen er eine lagerbuch⸗ 
‚mäßige Privat verbindlichkait (als Zehendherr, Patron u. 
ſ. w.) hat, von den höheren dagegen ſolche, welche uud im 
‚fo weit fie Feine Einkünfte aus eigenem Vermögen haben. 
Die Unterhaltung nicht Übernommsener Elementarfhulen ift 
Gemeinde⸗Laſt, im Falle Feine DEREN dazu 
vorhanden iſt). 

Fuftens befchräuft- fich Der Staat, ‚wie — bei 
allen oͤffentlichen Unterrichtsanſtalten nicht blos auf feine 
Dhberauffiht,, fondern er fchreibs den Lehrplan vor 8). 

Ueber die mit der Beruͤckſichtigung und die Leitung der 
Schulen beauftragten Perſonen, fr oben F. 240: 

— EN SP 20° ı) 





oe — die ſom rk laßt ·ea Ip Netcic, veq recht⸗ 
fertigen, wann bie. hekannte Streitfrage, ob der Staat nicht 
wenloſtens jedes Kind anhalten könne, ſich ein Minimum der 
— menſchlichen Bildung, die senöntihften Clesmentar-Kenntniffe, 
‚au erwerben, beiaht wird. Ein folder, Zugang iß naͤmlich 
allerdinzs nicht ſowohl gegen die Lernenden, welche noch Feine 
Selbſtheſtimmung haben, gerichtet, ‚als gegen bie Rohheit 
ibrer Yeitern und Wormänder, welche dadurch verhindert wer- 
den, Dritten einen großen wahrfpeiniih bleibenden Scha⸗ 
den zuzufuͤgen. | 

2) Diefe Beſchraͤnkung bed Staates beim Unterrihtswefen wird re 
frellich ſehr häufig nicht aneckaunt. Einetthells dehnen dieje⸗ 
nigen Publiciſten feine Rechte. weiter aus, welche im Geiſte 
des antiken Staatsrechtes den Menſchen im Bürger gan) un⸗ 

tergehen laſſen, dieſen nur als ein Mittel zur Befbrderung der 
allgemeinen Smede benügen wollen, und ſich daun natuͤrlich vor 
Atem feiner Erziehung bemaͤchtigen muͤßen, damit er in dem 
allgemeinen Model geformt werde. Eine zweite Gattung von 
Befdrderern der Staatswillkuͤhr in dieſem Yuncte find gute 

muͤthige aber prineiplofe Philanthropen, weile Ihren eigenen 
Anſichten von Volksbildung allgemeine Wirkung verſchaffen 
möchten, auch wenn Fein Zwangsrecht des Staats nachgewieſen 
werben Fann, 
3) Vergl. Chl. 1. ©. 335 18. 

4) S. A. Knapp, Sammiung bet beftehenden Verordn. fürden 
evangeliſch⸗ deutſchen Schulſiand W's. Tuͤb. 1828. &.309 f9-, 
383 fd» 443 fg.; V. O. für die kathol. @lement. Schulen 

vom 10, ‚Sept. 1808, $. 10. 

5) &.-Cynos. eccles, S. 4073 Gen. Refer. v. 26, Juni 1729 

6) S. Gen. Schul. V. O., 2. — Mir Redt fragt ih, ob 
der Staat nicht feine Befugnifle überfchreitet, wenn er auf, 
ber einen Seite Privat⸗ Unterrichtsanftalten nicht fret giebt, 
auf der anderh Seite aber überall öffentliche Schulen ver: 

langt. Erft dann foll bie Polizei ————— wenn die Pri⸗ 

Mohl —— II. 28 
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vat⸗ Krhfte: des inzeinen nie mucht Yihteliken, umn elnen 
“.. Bwe zw trlangen. Nicht elinnal Sie Wermehrug ber Auf⸗ 
ſichtsgeſchaͤfte laͤßt fich als Gutfamidigtung anflhree, dein’ auch 
+ De Affontitchen Schulen muͤſſen ia genun beauffichtigt werden. 
NY) Das Necht bed Staates, die Verbinblichkeit jur Unterhaltung 
einer Schule jeder efnzeinen Gemeinde zuzuſchleben, laͤßt ſich 
. begweifek, Abe dad ganze unterrichtsweſen wohl als allge- 
mielne Pollgel- Auſtalt behandelt werden ſollte. — Daß freilich 
- eine Uebernahme auf die Staatskaſfe zu einer beträchtlichen 
Vergrößerung der Ausgabe führen bürfte, (AB ſich kaͤum ber 
zweifeln, und dieſe wäre ja doch wieder von den Steuerpfllch⸗ 
tigen zu decken. Mur wäte dann die Werthellung anf Alle 
gileichmaͤßiger. Uebrigens find die Summen, welche aus ber 
Staatskaſſe juͤhrkich für die verſchiedenen Unterrichtszweige 
ausgegeben werden, keineswegs unbetraͤchtlich. Nach dem Etat 
"fe 184% betragen fie gegen 8800, 000 A. 
8) ©. z. B. ben Bebrplan fuͤr die prooteftant. Elementatſchulen 
bel Knapp, a. a. O. ©. 325 fg.; für. die katholiſchen, 
in der allgemeinen V. D. von 1808, $. 10; für das Schullehrer⸗ 
Seminar In Eßlingen, bei Knapp, ©.419; für daB, landwirth · 
Inſtitut b. Bedel⸗ Bd. IX, 5. 842, u f w. 


- 


\y §. 198. 9— 
b. Die Volksſchulen. 


Daß der wärrt. Staat ſowohl die Errichtung einer (fog. 
deutſchen) Elementarfchule für jede Gemeinde, ben Beſuch 
derſelben aber jedem Kindbe beider Befchledhter zur Zwangs⸗ 
pflicht macht, iſt fo eben in $. 197 erwähnt worden, und 
wenige Staaten in Europa koͤnnen fich eines fo Allgemein 
verbreiteten und gleichmaͤßig organifirten Schulweſens ruͤh⸗ 
men !) 
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Die weſentlichften zeſchüichen Wefimmungen. ſi ad fol⸗ 
gende: | 
1. Die geprgegenftände find genau nach Gegen: 
ftand und Umfaͤng vorgefchrieben, ebettfo die Zahl der Untere 
richtöftunden im Winter und im Sommer, die Zeit und die 
Dauer der Ferien. Für die evangeliſchen Schulen haben die 
Delanate genaue Lectionsplane zu entwerfen, Biefelben dem 
Couſi ifforium vorzulegen, und fodanin ftrenge auf ihrer Ein⸗ 
haltung zu beſtehen. Eine eigentliche Amts⸗ »Inftruction für 
- die Schufichrer befteht übtigen® bis itzt nicht. ' Der Reli ia 
ond>Unterricht' iſt ben ‚Drtsgeiftlichen fetbit jur prior‘ ge⸗ 
maͤcht, und' von ihnen regelmaͤßig zu beforgen 2). 

2. Die Verhältniße ver Lehrer find folgende: 

a. Sie jerfallen in’ zwei Claffen, nämlich in Sul 
meifter und in pröbiforen. 

Die erfteren find die eigentlichen‘, ſelbſtſt aͤndigen Leh⸗ 
rer; jede Schule (mit Ausnahme mancher Fllialſchulen, 

Weide nut mit einem beftändigen Proͤviſor beſetzt ſind) 
| bat ihren eigenen Schulmeiſter. Vor dem gaften Fahre 
Tann der fonft Befaͤhigte Beine Schulmeifterftete beklei⸗ 
den. Als regelmaͤßiges Nebenamrt iſt die MeBnerti zu 
betrachten, und fogar- im Erledigungẽfalle dieſelbe Mit 
der Schullehrerſtelle zu verbinden; ſonſtige Nebenämter, 
3.8. Schultheißen⸗, Rathſchreiber⸗Stellen u, fe weduͤr⸗ 
fer ohne Erlaubniß des Gonfiftoriums oder Kirchenrathes 
"nicht bekleidet werden. Die Schulmeiſterdienſte zerfallen 
ihrer Befoldung nach in drei Heft (150 fl., 2cö fl. 
amd über 300 fl.); unter dem Mininmum des Norinkiges 

haltes der erſten Klaſſe ſoll Feine Schulſtelle ſeyn 8). 
Die Probiforéen ſind die (vom Conſiſtorium bei 
Prvteſtanten, von eignen Bezirks Commißlouen bed Ca⸗ 
28.» 
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‚Bolten gepräften Gehuͤlfen der Schulmeiſter. Sie zer⸗ 
fallen wieder in zwei Klaffen: unabhängige (befläns 
dige). welche ihre Befoldung ganz oder zum größern 

Theile aus dffentlichen Kaffen befommen; und abhaͤn⸗ 

gige, welde von den Schullehrern unterhalten werden 
müffen. Jene werden vom Eonfiftorium, diefe vom Des 

eane angeftellt. Ihre Zunctionen find die eines Schul . 

meifters, und fie haben deßhalb eine eigene Abtheilung, 
gewoͤnlich die jüngere, ber Schulfinder. Der Normal⸗ 

Gehalt eines Proviſors iſt auf 126 fl. feſtgeſetzt ). 
b. Die Zahl der Lehrer an einer Schule richtet ſich nad 
der der Kinder; je auf 100 Kinder wird Ein Lehrer ges 
rechnet. 

6. Die Beſetzung ber Schulfichen geſchieht entweder 
durch das Eonfiftorium , bezichungsweife den kath. Kits 
chenrath, oder durch den Kirchenpatron, welcher dieſes 

Recht nachweiſen Tann, oder endlich (jedoch nur bei pro» 

teftantifchen Schulen, und wenn die Gemeinde den 

größeren Theil des Eintommens giebt) durch Wahl von 
drei Candidaten durch die Gemeinde, and welchen denn 
dad Confiftorimen ernennt 9). 

Fi Die Vorbereitung zum Schullehrerſtaud ges 
ſchieht auf dreifache Weife, einmal durch ˖ Privat Unters 
zicht eines dazu vom Staate für befähigt erflärten Mus 
fer s Schullehrers; (andere Schullehrer dürfen Feine 
Schulamtszdglinge annehmen, nicht einmal der Vater 
den Sohn.) Zweitens durch Unterricht in Privatſchulleh⸗ 
rer⸗Seminarien; welche einzelne Beiftlihe auf erhaltene 
Erlaubniß des Conſiſtoriums oder Kirchenrathes errich⸗ 
ten, und fuͤr welche eine beſondere Inſtruction beſteht 

(vom 19. März 1811, Rbl. S. 150). Drittens durch 
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Bildung in den vom Staate unterhaltenen baurtſchui⸗ 
lehrer⸗Seminarlen in Eßlingen und Gmünd, von beuen! 
jenes unter der Keitung des Eonfiftorlums für Vroieſtau⸗ 


‚tem (und Jeraeliten), diefes für Katfoliten heftimipat it, 
und unter dem k. Kirchenrathe ſteht 6), 


e. Auch für die Weiterbildung der ſchon bedienſteten 
Schullehrer ſucht der Staat zu ſorgen: 1. Durch Lehen, 
curfe, welche von beſonders befähigten Geiſtlichen gehal⸗ 
ten, uud von deu benachbarten Schulmeiſtern und Prex 
»iforen zwei Sommer hindurch befucht werben ſollen; 
2. durch die vierteljährig (bei Katholiken balbjäprig) zu 
haltenden Schul⸗Conferenzen, d. h. möndliche Beſpre⸗ 
chungen oͤber Fach⸗Gegenſtaͤnde, fo wie Aufgabe und, 
Beurtheilung fchriftlicher Abhandlungen. Größere Dide 
cefen find zu diefem Behufe in 3—4 Bezirke abgetheiltz, 

3, Durch Didcefan » Schullehrer » Lefegefellfchaften 7). 


3. Die Aufficht über die Volksſchulen wird durch 
folgende Behörden beforgt. In den proteftantifc en hat 
die unmittelbare Keitung amd Aufficht der Drtögeiftliche, 
(wenn nicht ein eigner Schulinfpector aufgeftellt ift). Als 
Oberauffichtsbehdrde iſt der Decan beſtellt, der namentlich 
Bei der Pfarr⸗Viſſtation auch die Schule genau zu unterfus 
hen bat. Die Schule des Decanarfiges wird dom General» 
fuperintenbenten vifitirt, und dabei hat derfelbe alle Schul: 
lehrer des Decanates vorzufordern und im Durchgange zu [hd- 
ten. Die böchfte Aufficht endlich führen das Confiftorium 
und die Synode. — In den katholiſchen Schulen iſt die 
aus dem Ortspfarrer, zwei Mitglie dern des Gemeinderathes, 
und in O.A. Staͤdten dem O. A. Manne beſtehende Schul⸗ 
commißion mit der unmittelbaren Auſſicht beauftragt, Anfatt 
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des Decane aber iſt ir. ‚der, Auffichtebebdrde ein Schulin⸗ 
ſpector geſetzt (ihrer, iind 34 im Königreihe), und der Des 
can hat. nur ‚gelegentlich } der Kirchenviſi ĩtation auch den Zus 
BAR ber Säule zu unterfuchen ; von dem Schulinſpectot 

ehen die Berichte unmittelbar an den Kirchenrarh 3). — 
Ueber die Berhältniße der jüpif ch en Schulen, ſ. Art. 42 bis 
47. bes Jubengefeßes, und‘ bi —— vom 30. Juli 
— — 

Auf gleicher Stufe in — Verbindung mit 

detr eigentlichen Elementatſchulen ſtehen noch einige andere 

Unrerrichts⸗ Anſtalten, welche der Staat theils — an⸗ 
ordnet, theils wänfcht und unterftäßt. Nämlich: 
. die Sonntagsfchulen, Chei den Juden Gab: 
bath⸗ Schulen ‚) beſtimmt zum Unterrichte der confirmirten 
Jugend beiderlei Geſchlechtes bis zum ı8ten Fahre, um ders 
felben das Erlernte gegenwärtig zu erhalten, und fie wo 
möglich .noch weiter auszubilden, Der Geiftlihe fol jedes⸗ 
mal anweſend feyn. . Die Geſchlechter find in biefen Sonns 
| tagsſchulen au trennen; der Beſuch derſelben iſ übrigeut 
nicht dem freien, Willen anpeimgeftelt, ſondern es tritt dere 
helbe geſetzliche Zwang ein, wie bei dem Beſuche der "gerodne 
lichen € Schule 9). 

%. Die Kindersgusufrierhutin Der Staar 
wuͤnſcht y daß mit allen Elementarſchulen Anſtalten verbun⸗ 
den werden, in welchen die Kinder außerhalb ber Schulſtun⸗ 
den nützich befchäftigt werden. Diefe Kinder: ⸗Induſtrieſchu⸗ 
len fi ind ebenfalls den Ortsgeiſtlichen unfergeorbnet, „and iq 
zweiter Inſtauz dem gemeinſchaftlichen Oberamte, welches 
an die Armen ⸗ Commißion zu berichten hat. Zwang findet 
nur. bei folchen Kindern ftatt, beren Erziehung ſich ber Staat 
— aus polizeltichen Gruͤnden beſonders annimmt, 
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alſo spenwidiee Aeltern im bffentlichem Mimofen ſtehen, oder 
weh: vis: Rinder mit oder ohne Schuld Dor.Uelmen ſchlecht⸗ 
eizogen Aufinälhfen. . Die Eeutral⸗VLeituug Dos Bohlrhätige 
| teiten verelũed reicht etge eldmittel für biefe Wäftalten 3°). 


3 Zaubflummgns. und Blinde u⸗Unterricht. 
Des Staat unterhalt nicztanr zwei Unfialten zur Ergiehuug die 
fer Ungluͤcklichen (in. Gmuͤnd und Eßlingen), fonbem er verlaugt 
auch Kenntaiſſe in Ddieſem: Zweige Des Wuterrichtös von ˖ ben 
Schuhen ;. daher detin jene beiden Anſtalten als Muſter⸗ 


Schulen bendge werben muͤſſen. Oberauiſſtihts⸗!Bebbrde * — 


die Eoinmißion füt die Erziefungähäufer or 


— 2 @8 erdaͤtt · naͤmlich, wenn man auch bie Shrfer in den — 


ſchledenen hoͤhern Lehranftalten rechnet, in W. migefaht der 
Bie Mench Schulanterricht, ein Werhätnitß nie es Ih nut 
EAU wenigen Skaten Finder, f. Müller, Schul⸗ Intel⸗ 
ge 4 ſg:; A. Knapo Schutteſede, ©. 174 
“fa Vaſolbſt auch Ah First Einzelne gehſtuded Bericht: aller 
proteftantifhen Elementatſchulen. — Die Mlgemetne- sefehtiche 
Literatur des wuͤrtt. Belsphuilserens iſte in folgenden: Sckifs 
“te enthaltentu. rrot ott auttſche Schulen: Schuler, 
mwuaͤrtt. VSerotdnuuzen in Sqhulſachen, Stats. 1810, 8.5 A. 
Angapp, Sammiung der beſteheſden Verorbuungen für ben 
evang. beummhen Schulſtaud WBobdab. 13285 8; Muͤller, 
Bucrlligen/⸗Mlatt Air den ebangellſchen vektfchen Scqhuiſtand 
IB’. Gtutt. 1825, Mit IL. 8 ferner hehdren wenigſtens 
ꝛ theitweille hierher: DEM an Kirchengeſetze; Hetzel, 
.nöggepettorhin, BE PR auch u. d. 3 ueberſicht der Geſetze, wel⸗ 
232 de die ſammtllchen Unterfichtö. Martatten Des K. W. Betreffen, 
@tagensh. 1827, 8; 5 ſodaun? Kapff, Depertorium für die 
Geiſtlichteit. te Aufl. udwgb. 1831, 
Mauchartz, firchliche Statikif-ves K. W. Stuttg. mb 
Fu, 1821, 8,: 2, aacbelifae Schulen: ©. Knapp, 
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var Hantbuch fr: kathol. Echtlin ſpectorer und Schullehrer in MB. 
xb:Nab. 1855, 8. Abel abſedtuct aus des Vorf. Hoaudbucha fit: bie 

‚take Quiſtiiateit· — ‚Die: hennstärttihften ufaſftnderen Br 
 fege oher:fuh; Dig;große Kinhenurbunng; die Epnoggre ep- 
: clesiastica; die ernenerte Schulordnung vom J. 1739; bie ©, 
28. O. die kathol. Elementatſchulen IK. W. betreffend, v. 
:39, Sept. TBB, Mb. ©. 539 fg.; do Gen. V. O. des deut⸗ 
35 — Elenentear ſchulweſens in den: evangeliſchen Orten des Kbs 
sn mgreichs ketreſenn v. ab. Der IBIOGC AAhI. Tin ©.1. fu.3 
. bigeiugefnen Reſcripte, gamentlich a 
.. Pin ben oben angefühsten Sommlungn. .  ...4 ;.' 
.2) Ueber diefe Puncte ſ. 3. Knappı ©. 325 fg. und Sege 
©. 186, letzteren hinſi chtlich der kathol. Schulen. 
73) & über: die perſoͤnlichen, Verhaͤltuiſſe ber Schullehrer 
Knapp's Schulgeſetze, S. 59 fg. Wuͤnſche über Verbeſſerun⸗ 
4. 009 des Zuſtandes der Schullehrer enthält: Laßberg, aͤber 
F Me dringenden Webürfniffe der Volksſchulen in W. Emttg. 
‚23830, 3; und; Sendſchreiben an den H. Repraͤß Dis über 
bie Werbefierung ‚des Amts⸗ECinkommens ber dentſchen Echul⸗ 
lehrer Be. Mattenburg 1830. 8. 
O6. ua Dh 
..3) Uehexr bie Beſetzung Katbakiichen —* ſ⸗ Heer, l, a. a. 
Dr S. 269 fg. 5 Die — wegen bat Gemelndewahlen — weit 
8 aus fuͤhrlichere ‚preteftamtiihe Getshsehung bei a. Kuapp, ©. 
83 fer yupRAnff, Repertorium, II, S. 04 fü. Bit voL 
0, Feng echte ſind ſchen oͤfter dieſe Schulwahl en als Haft 
nadgthellig dargellellt worden, indem natuͤrlich das relative 
Verdienſt der Bewerber nicht immer der Grund an Ihrer Bes 
. günftigung von Gelte der Gemeindemfsglseder iſt. Außerdem 
wird wohl der, ganze Stand dadurch herabgewürdigt in den 
Augen des gemeinen Mannes, Vergl.: Ueber W's. Schulsahl⸗ 
‚gefeßgebung. Stutt. 1827, 8. Von den 1197 evangeliſchen eis 
sentlichen Schuldlenſten find 532 Couſiſtorlal., 5 oenein⸗ 
en ara 161. Yatzonat > Plenfe, 


—* 
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6) Weber das geage uuterrichtoſoſten der künftigen Sthauehrer 


ſ. N'Knappy, S. 7 fg. Ds Schullehrerſenninar in Eplin⸗ 
geu iſt 16. Bere Schul: Di von 1810. gefliftet. 


— —— Rofkenanfirendi fäe-den Staat beträgt: RNv0 fi. 


— 


wordn 3080 fl. für Stipenbien; außerdem werben noch 781 ff. 
Stipendien vertheitt, welche aus dem Einkommen ber fräßeten 
äbntichen Anſtalten In -Eflingen,Gchringent und Hat Herrühs 
ten, f. Verb. der K. b. A. 1827, zted Deith. ze Wth. &f 197. 


-- Ga Filäsay waren 114—inlaͤndiſche und 25 auslanbiſche Säge 


Kinge ie det: Unfiekt. — Das Seininar fr Gmuͤnd iſt dburch k. 


"entfahebiing von 4. Nov. 1824 geftiftet; feine: Statuten find 
von 13. Jenner 1925. Im Etat ſind jaͤhrllich 5764 fe; 2000 fl. 


davon werden zu ‚Stipendien verwendet, ſ. Verb: a. a. O. 
©. 199 fg. Die Anftalt iſt zu 80 Söglingen berechnet. — Ue⸗ 
brigens ſind die innern Einrichtungen in beiden Seminarien 
nicht ganz gleich, ein Hauptunterſchied iſt namentlich det, daß 
De Böglinge in Eßlingen 3, In. Gmuͤnd nur.2 Jahre bleiben, 
Si Smänd erhalten die Seminariſten außer dem freien Un⸗ 
ekriszte auch freie Wopnung‘, in €. nur erfteten. Sir Koft 
"4.1. muͤßen fie an beiden Orten ſelbft forgen. — Die St 
 nmgeoränrtfton ſteht (in der oben angef. Stelle; beide Inflitus 


Wpe ähr' wid soräberdehenb um, bis mäiktich durch dieſelbe die 


getorige URABE von Iufter = Lehrer gebildet feyn werde. — 


. Du mägten über die Intere Ciuckchtung, ben Lehrplan hi. ſ. w. 


BR a Diane fo. und bet Hegel, B. 555 fg. 


DD ©: über'diefe drei Einrichtungen: A. Kuapp, 6, 146 f 5 


Setel.G. 248; vergl. auch oben, $.140. 


® ‚© Aber bie. evangel. Schulen A. Kuapp, 6. 369 fe; äben 


die katholiſchen aber ©, Knapp, viubbuq für era 
tgren. 


- 


9) Ss.“ TUR e. 203 ei Heset, 6, 352. u 
10) ©. te hei % Ruapp B. 28q enthaltenen auöfärtigen | 


Vorſcriften; und die von S hutdlin bei’ Memminger, a. 
2.0:6,360 fa. Bean chatfachilchen Nachweiſungen. Samt 


— 
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ſaͤchlich gemnfchte Unterrichts zweige find: Interriht: fer Saul: 
garten, in der Baumfchule und. auf Dem Doupelſrinnrade. 
Im J. 1830 befanden 458 fpkhe einſtalten, Gihmiadtieg wa⸗ 
. 208 in 44 Drfen ; Ohſtoaͤrten du. 203. und es erbithen Ima26 _ 
“ Kinder Unterricht. — Der Mahlihätistrite:iBerein verwendet - 
jäprlih über 4000 fh. Werl. Mauͤller, Schule⸗Intelligenz⸗ 
Aal, 1.6. 49 fe und HHmidlin, über öffentliche Kin 
der⸗Induſtrie · Anſtalten. Stätte 4341, 8. 
4) ©. Knappe S.269, und: Binder, Bilde nub Her, 
‚Bericht uͤber⸗ bie. & Tarbſtzmmen⸗ and BligdenrAntieft in 
Gmuͤnd. 0. D. 1828, 8. 8. — Die Anſtalt In Emoͤnd koſtet 
den Staat jaͤhrlich gegen 5059 fi.; die Koſten des @älinger 
Schule. m ſchon water denen des Seminare begriffen. 


en a, 

. a Die Gewerbe Schulen. - 

Als bie Gewerbe nödy haͤuptſaͤchlich aus mechaniſch⸗ ers 
lernten Handgriffen beftanden,, und von Anwendung Höperer 
Kenntniſſe auf dieſelben feine Rebe war, mochte, ef grußs 
gen, außer ben eigentlichen Gelehrten.» Schuley „nur. Volks⸗ 
ſchulen zu halten, - ‚und in dieſe Jetere auch den konhigen 
Gewerhenden zu verweiſen. . Diefe Erziehung eing6. zahlrei⸗ 
den und wichtigen Standes reicht: nun hen: nicht ehr bin, 
dar die ‚Anwendung aller naturwiſſenfchaftlichen Grundſaͤtze 
und Erfahrungen nothwendig ‚geworden If, weil dis Eintars 
renz mit fremden, weit Horgefchrittenen :and -Intelltctugll be 
mebenen Induſtrieen bie Außerfte Anftrengung erfordert, "im 
nicht Äberfiügelt Zu werden. Ein eigenes uüterrichts⸗Syſtem 
fuͤr die gewerbetreibende Klaſſe wird taͤglich fub bateres Be⸗ 
duͤrfniß, und zwar muß baſſetbe fo gut wie 7% Soſtem der 
Gelehrten» Schulen, von ben erfen Unfangsgränden bi6 zur 
ehem techniſch⸗ sraftonellen ‚Yuebilbung führen 7) - Diefe 


/ 
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Borberung bat der wörtt. Staat uoch keineawegs. gevugend 
erfuͤllt. Nur folgende vereinzelte Zragmente eines. ſolchen Un⸗ 
terrichts· Spſtemes find. his igt vorbauden: ’ 


L Allgemeine Gewerbe-Shulen. 


4) Realichulen. Sie find zur Elementars Bildung (uw 
tuͤrlich mit Ausſchluß aller eigentlich techniſchen Zertigkeiten) 
der kuͤnftigen Gewerbenden beſtimmt, und treten ſowit fuͤr 
fie am die Stelle der Volks⸗ oder der lateinifchen Trivialg 
ſchulen. ine befondere Schulordnung fuͤr ſie iſt noch nicht 
vorgeſchrieben, ſondern die Vorſchriſten der Volksſchulen wer⸗ 
den analog auf ſi e angewendet, ſo wie ſie denn auch (im 
Falle ſie nicht mit einem Gymnaſium verbunden ſind) den⸗ 
ſelben Aufſi chisbehdrden unterworfen ſind. Der Staat er⸗ 
kennt im Allgemeinen‘ Feine Verbindlichkeit an diefe Art von 
Schulen zu errichten und zu erhalten, fondern er begnuͤgt fich 
. damit, diefelben den Gemeinden zü empfehlen 2. | 


2) Sountagsſchulen für Handwerker. Anſtatt 
der gewobnlichen Sonniagſchuien (f. den borgebenden Para⸗ 


Pr 5) 


werfer eigene Schulen angelegt, in welchen dieſelben Unter⸗ 
richt in techniſchen Kenntniſſen erhalten. ‚Der Staar ver⸗ 
langt nicht nur von ſeinen Beamten die Einführung und Bes 
förderung dieſet Schulen, ſondern er gewaͤhrt auch peluniaͤre 
Unterſtuͤtzung aus dem Fonds des Wohlthätigkeits Vereines, | 
Es find eigene Statuten für dieſelben erlaffen, und den 
gemeinfcpaftlichen Oberaͤmtern unmittelbare Jahres⸗ Berichte 
"an den Studienrath uͤber ihren Stand vorgeſchrieben 3), 


3) Die Gewerbeſchule in Sturtgert, beftimms 3 
einer höheren Bildang der Gewerbenden, jedoch nur dis zum 
vollendeten 16ten Jahre. Sie if groͤffnet durch DD. pam 


z & : B R 
aten Sept. 1829 (Mb. S. 375), Dem Mector der Auftalt 

iſt ein befonderer aus Sachverftändigen beftehender Schulrath 

in Beziehung auf die technifche Keitung an die Seite geges 
ben, Die Staatskaſſe trägt die Koften *). : 


I. Unterrichts⸗Auſtalten für befondere Ge 
werbe⸗3Zweige. 

I) Die Kunftf chule in Stuttgart. Sie ertheilt Uus 
terricht im Zeichnen und Modelliren, und es ift ihr dazu die 
Sammlung von Antiken⸗Abguͤßen zur Verfügung geſtellt. 
Mit der Gewerbefchule ift fie infoferne in Verbindung, ale 
die Zdglinge der erfteren den Unterricht in den genannten 
Faͤchern bei ihr zu empfangen haben. Auch zu ihrer Leituus 
beſteht ein eigener Rath aus Sachverfländigen 9). 


2) Die Thierarzueifchule in Stuttgart. Ihr wobl⸗ 
thätiger Zweck ift, auf practifchem Wege Männer zu bilden, 
welche in Ermanglung von wiſſenſchaftlich⸗ gebildeten Thier⸗ 
aͤrzten, namentlich alſo auf dem flachen Lande, zu Rathe 
gezogen werden koͤnnen. Sie unterrichtet Zo — 40 Zöglinge, 
vorzugsweife Schmied⸗Gehuͤlfen. Die Anftalt fteht in admis 
niſtrativer Hinſicht unmittelbar unter dem Miniſterium des 
Innern; in wiſſenſchaftlicher aber unter dem MedicinalsCol- 
legium. Der Staat befireitet die Koſten 8). 

3) Das land⸗ und forſtwirthſchaftlicherJn—⸗ 
ſtitut in Hohenheim. Dieſe ausgedehnte Auftalt hat vierer⸗ 
lei Zwecke: a. fie ift landwirthſchaftliche Verſuchs⸗ und Mus 
ſter⸗Anſtalt; b. fie dient zur höheren Ausbildung rationeller 
Landwirthe theild durch Unterricht, theild durch Einficht des 
Betriebes eines großen Gutes; o. ſie iſt dazu beſtimmt auf 
practiſchem Wege Sdhne aus dem Baueruſtande mit den 
Grundſaͤtzen einer. beſſern Vewirthſchaftung bekanut zu ma⸗ 
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chen 7); endlich d, jungen Zorftieuten eine wiſſenſchaftliche Bil⸗ 
dung zu geben. — Zu dem Ende iſt ihr vom Staate, außer 
einem bedeutenden baaren Zuſchuſſe, eine große Domäne 
und die Landes: Stamm-Schanfs Heerde übergeben. Um dem 
Württemberger den Veſuch der Anftalt zu erleichtern, find 
fuͤr ihn die Beiträge bedeutend niederen geftellt als für den 
Ausländer, und zwar wieder für den Zorft-Candidaten weit 
niederer als für den Zdgling der Landwirthſchaft. Die Zorfts 
Gandidaten werden nur nach vörgängiger Prüfung über Ele⸗ 
mentarkenntniſſe aufgenommen, auch haben ſie eine Endpruͤ⸗ 
fung zu erſtehen. Die ausgezeichnetſten Schüler der Anftalt 
erhalten Öffentliche Preife Saͤmmiliche "Ungehörige haben 
Die Gebäude der Anftalt zu bewohnen. — Die. unmittelbare 
Aufſichtsbehoͤrde ift die Eentralftele des landwirthſchaftlichen 
Vereines 8). 


3) Es it bekannt, welche zahlreiche Literatur ſowohl Im, Allge⸗ 
meinen, als in Beziehung auf ſpecielle Laͤnder uͤber die Ge⸗ 
werdeſchulen beſteht: Wuͤrttemberg ſteht in dieſer Beziehung 
noch ſehr weit zuruͤck, kaum fangen die Begriffe an ſich zu 
‚entwirren, und es find nur folgende, zum großen Theile 
hoͤchſt unbedeutende, Schriften über den wichtigen, und zwar 
im Vaterlande noch ſehr ungeor' Gegenſtand vorhan⸗ 
den: Ein Wort über gelehrte Schule. : oſt einem Vorſchlage 
eines polytechn. Inſtituts in W. Stuttg. 1824, 8; ein Wort 
Aber den Vorzug der Meallen. Hellbr. 1826, 8.; Finckh, 
über Gewerbeſchulen und ihre Einrichtung in W. Stuttg. 
1829, 8; Klumpp, über gelehrte Schulen u. ſ. w. Stuttg. 
I. II. 1829 und 30, 8,; Bemerkungen über Klumpp's Schrift 

mw. Taͤb. 1829, 8.5 Kriegetötter, über bie Wich⸗ 
tigleit techniſcher Bildungs⸗ - Anftatten u.f.w. Tuͤb. 1831, 8, 
Man vergl. noch: Mohl, Schenrien' und Waͤch — 
teratur, S. 92 fd; ferner oben 9. 120, Note u NÖ 
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2) 6: Mefer. vom 2ten April 1793, b. Hetzel, IX, ©. 274. 


4 


4 


— 86 deftchen’Hegenwärtig nur erk 12 folher Realſchulen 
ta W. (wuͤhrend allein 74 {atefnifihe' Schulen für ben weit 
»wenlger zahlreichen Gelehrten⸗Stand unterhalten werben). 


- Die Kehrplane vou einigen: f. in U. Knapp's Schulgeſetzen 


©. 259 fg. Ihre Vermehrung wäre gar feinen Schwürigfels 
ten unterworfen, wenn man nur ben Muth fallen wollte, 
eine Anzahl der überflüßigen lateiniſchen Schulen in. Schulen 
für pie Gewerbende umzuwandeln. Das pedantiihe Geſchrei 
über einrelßende Barbarel, weil die alten Sprachen nicht mehr 
alfein betrieben wärden, der Widerſtand der Wenigen, welche 


ar Bequemlichkeit und Wohlfeilheit In der Erziehung threr für 


den Gelehrten-Stand beitimmten Kinder verlleren waͤrden, ımb 
Die anfänglihe Schwaͤrigkett die noͤthige Anzahl brauchdarer 


Lehrer herbeizuſchaffen, werben eine Fräftige, das Wohl bir 


großen Mehrzahl der Bürger im behaltenden Mestrung 
usf abfchreden. 


» ©. Citcular— Nefer. bes Studlenrathes au die geniein⸗ 


ſchaftlichen Oberaͤmter vom ıten Sept. 1825, vom März 1826, 
und ıoten Mat 1827, bei 4. Knapp, 8.4.9. S. 281 fa. 
Ebendaſelbſt die Statuten und den Fragenptan fuͤr die Jah⸗ 
res-⸗Bekichte. Es heſtehen ſolche Sonntagsſchulen Bis ktzt In 
39 Gemelnden, ſ. Schmiblin in Memminger's Jahrb. 1829, 
8.2, ©. 35, fü. 


9 Die Gewerb eſchule iſt als abgeſonderte Anftate heiaus⸗ 


⸗ 


gehoben, oͤbgleich fie vorlaͤufig noch mit der Stuttgarter nie⸗ 


deren Realſchuke und ſogar mit der Elementar⸗Anſtalt fuͤt den 
erſten Interricht von Kindern In Verbindung ſteht! Die Gruͤn⸗ 


dung einer eigenen Gewerbe fhule wurde für das Jahr 1r829— 
30 zuerft vom Miniſterium In Vorſchlag gebracht, und voh der 
St. Verſ. dazu nicht nur die jaͤhrliche Summe von 400 fl. 
(ſogar ein Jaht ruͤkwaͤrts), ſondern auch zur erſten Elarich⸗ 


tang eine anderweltig erfparte Sumıme verwilligt, ſ. Verb. 


der 8. 8. X. von 1827, 2te6 4.0. Beil. H. ite Abth. G. 51618; 
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2 U 820: Die: Acmer Ber St. O. weilte: bie Exrich⸗ 
tung: won: Geworbeſchulen anf abe gewerberelche Staͤdte bes 

Landes ausgedehnt wiſſen, ſ. Verh. der K. 0.9.7, _ 
sqi. DIE Gemnerbeſchule wurde nun auch wuͤrklich Im Jahre 
1829 gegründet, allein nicht nur in der oben amgefähtten Ver⸗ 
bindung mit andern niederen Schulen, ſondern es verwendete 
das Mintfterim ſogar noch 700 fl. auf Die abgeſenderte (ſchon 
mit 13,000 fl. dotirte) Kunſtſchule. Mit Recht fand diefe Ein⸗ 
rthrung den größften Widerſpruch bei der Staͤndeverfammiung 
in 34 1830, ſ. Verh. der K. d. A., H. iu, S. 760 u. 684, 
Verdi der K. d. St., Dr 3, ©. 498 fg. DIE Kammer der 
Standes herrn gab. eine eigene Adreffe au die Regirung ein, in 
weichen fie ſich Aber die in allen Bestehungen ungwedwdäige 
Giurichtung beflagte. Bilde Kammern vereinigten fi zu ei⸗ 
ner eltern jährlichen Bulage von ‚4000 fl., endlich zur ‚Vers 
- wiflgung ber Summe gar Erbauung eines eigeuen Gebäudes 

für bie Säule. Möchten die dringenden Wuͤnſche jedes ir⸗ 
genb mit dem Gegenſtande Vertrauten dieſe für das Wohl 
des Landes fo noͤthige Anſtalt auf eine wuͤrklich nuͤhliche Art 
eingerichtet, and in gehoͤriger Ausdehnung erweitert zu ſehen, 
rocht bald ik Erfüllung gehen; möchten namentlich die mit vol⸗ 
ler Sachkenntniß dargelegten Wuͤuſche der Kammer der Stan-⸗ 
desherrn recht vollſtaͤndig berädfichtigt werden! 

5) Dieſe neue Eiurichtung erhielt bie Kunſtſchule durch die oben⸗ 
angeführte V. O. vom aten Sept: 1829. Fruͤhet war es mehr 
eine Penſions-Auſtalt für begänkigte Kuͤnſtler. Der jährliche 
Aufwand beträgt 19,180 fl.; bie ſtaͤndiſche Finanzcommiſſion 
bat aber auf Verminderung deſſelben anf die Hälfte angetra⸗ 
gen, ſ. Verb. der K. d. A., zted 0.0. Bell. H., ate Abth. 

S. 187 fg. Noch Pbegruͤndeter wäre vielleicht bee Wunſch, die 

ganze Summe auf Gewerbeſchnlen zu verwenden. 

6) Dieſe Anſtalt wurde gegruͤndet durch V. O. vom oten Nov. 

182157 ſ. Rbl. S. 811, daſelbſt auch das Nähere: uͤber Zweck 
and Einrichtung. Im Pudiet laufen 3000 fl. jährlich für dies 
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fe wahrhaft practfhcuhgtige Zuſtitat. — Vern. wech unten 
$. 245 über bie Befugniſſe ber Böglinge:biefer Saul, 


7) Diefer fo nägliche Zweck wich thells durch bie Erziehung von 


Waifentnaben, theils burc ‚bie Ueberlaſſung einer Anzahl von 


‚beuriaubten Soldaten aus allen Landestheilen, endlich durch 


die Annahme von Bauernſoͤhnen/ gegen Bezahlung, zu errel⸗ 
chen gefucht, f. (ungebr.) Erlaß ber Central: Stelle des landw. 
Wereins, vom yten. März 1829. 


8) Errichtet iſt das landwirthſchaftliche Juſtitut durch V. O. vom 
2iunſten Aug. 1818; die forſtwirthſchaftliche Auſtalt wurde aber 


erſt im Herbſt 1820 nach Aufloͤſung bes mit der Feldlaͤger⸗ 
Schwadron vereinigten Inſtitutes dahin verlegt. Es iſt uͤbri⸗ 
"gene erlaubt zu zweifeln, ob bie, ſowohl durch fehr geringen 
Koftenanfap, als durch eine ſehr unbedeutende Worpräfung 
bewerfitelligte große poſitive Wefdrberung bes Studiums 
der Forſtwirthſchaft In Hohenheim an und für fih bei dem 


. Son Aberfehten Fade, und gegenüber von ber Univerfität, 


auf welcher in jedem Falle ausgebehnterer wiſſenſchaftlicher Un⸗ 
terricht ertheilt werben kaun, zwedmaͤßlg berechnet If. Eine 

große Anzahl von Forfts Candidaten duͤrfte dem laudwirth⸗ 
ſchaftlichen Inſtitute mehr ſchaden als nägen. Auẽfuͤhr⸗ 
liche Nachrichten von dem Inſtitute enthalten: Shwerz; 
Tendenz der = = Auſtalt zu Hohenheim (in Varnbuͤler's 
Annalen ber wärtt. Landwirthſchaft, Bb, I, 9. 3, S 2395 
Zel ler's Nachrichten über W's. landwirthſchaftliche Unter⸗ 
richts⸗ und Verſuchs-Anſtalt zu Hohenheim. Stuttg. 1327, 
8.; Ueberſicht der Lehrgegenſtaͤnde und Wirthſchaftszweige des 
e Jnſtituts in Hohenheim. Stuttg. 1831, 8. Ferner uͤber 
Einzelnes: das Correſpondenzblatt des landwirth, Vereines. 
Stuttg. / und Tuͤb. von 1821 an, jährlih 2 Bde. 8. Die oͤko⸗ 
nomiſchen Verhaͤltniſſe ber Anſtalt ſeht ausfuͤhrlich auseinan- 
der der Bericht der Finanzkommiſſion der 8. d. U. im Gabe 


1897, ſ. Verh. ates 0. Beil. H., ate Abth. & 217 fe. 


d. Die 
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d. Die Gelehrten⸗Schulen. Ä 


— $. 20. 
ie Lateiniſche Schulen, Lvceen, Gymnaſien und niedere 
Seminarien. 


Die Errichtung und Erhaltung der niederen Gelehrten. 
Schulen, beftimmt zur MWorbereitung auf. ein höheres wiſſen⸗ 
ſchaftliches Studium, iſt, inſoferne nicht Stiftungen, Ge⸗ 
meindebeitraͤge und Schulgelder ihu theilweiſe erleichtern, Pflicht 
des Staates. Er erfüllt dieſelbe auch in einem ausgezeich⸗ 


neten Grade; das Königreich hat 74 fogenannte Iateinifhe 
Schulen, -3' Lyceen, 6 Gymnafien, 4- proteftantifche niebere 


Seminarien und 2 niedere katholiſche Convicte X), 


. Die befonderen Beſtimmungen über jede Gattung diefer . 


Mnterricptsanfialten find nachſtehende: 
1) Die lateinifhen Schulen. Fund. beſiimmnt zum 


Unterrichte in den gelehrten Elementarkenniniſſen bis ins - 


14fe Jahr. In der Regel beſteht im jeder Stadt» Gemeinde 
eine ſolche, mit einem oder mehreren Lehrern beſetzt; in dem Ich- 
teren Falle heißt der erſte derfelben Mector, die übrigen Praͤ⸗ 
ceptoren, Collaboratoren. — Es darf Fein Knabe aufgenom- 
men werden, ber nicht ſchon hinreichend in der Mutterfpras 


che unterrichtet ift; die Lehrgegenftände, fo wie die Lehrme⸗ 


thode, find vom Staate vorgeſchrieben 2). Der Staat bes 
aufſichtigt dieſe Gattung von Lehranſtalten durch drei Be⸗ 
hoͤrden: a) durch das Scholarchat, beſtehend aus dem 
Ortsgeiſtlichen, dem Oberamtmanne, dem erſten Ortsvorſte⸗ 
ber, dem Stiftungsverwalter, und. dem Rector der Schule 
ſelbſt; b) durch die vier Kreiginfpesteren, welche ſich, jeder 


in einem beſtimmten Bezirke, durch jaͤbrliche Viſi itationen 


Moni Staatsreht II. | 29 
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j von dem ordnungdmäßigen Zuſtande der -fämmtlichen Schu⸗ 
fen zu überzeugen und. an den Stubienrath zu berichten haben; 
‚e) bie Oberaufſichtsbehoͤrde iſt der Studienrath ?). Kür tuͤch⸗ 
tige Beſetzung der Lehrerſtellen ſorgt der Staat einmal durch 
das Inſtitut der Famuli am theologiſchen Seminare in 
Tübingen, welche für die niederen Dienfte beftimmt find; 
zweitens aber dadurch, daß neben der vollen Anzahl der für 
geiftliche Stellen beftimmten Seminariften auch noch jährlich 
einige Schulamtscandidaten in die Seminarien aufgenommen 
werben, welche vier Sabre Pädagogik und Didaktik zu ſtu⸗ 
diren haben. Auch iſt es den Caudidaten der Theologie ge⸗ 
ſtattet, ſich um ſolche Stellen. zu bewerben. Alle aber de 
ben ſich einer Prüfung bei dem Rector des Gymnaſiums in 
* Stuttgart zu unterwerfen 9). 8W | 
5 Die Lyceen bilden eine Mittelftufe zwiſchen dem 
Trivialfchulen und den Gymnafien, indem die Schuͤler in 
ihnen zwar über das rate Jahr hinaus, allein noch -nicht bie 
zum Bezuge der Univerfität Unterricht - finden. Sie ſtehen 
unter denfelben Aufſichtsbehoͤrden, und haben dieſelben geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften wie J 
| 4) die Symmafien. Diefelben ftehen unmittelbar uns 
ter dem Studienrathe; ihr Zweck ift, die Schuͤler zum uns 
mittelbaren Bezuge ber Univerfität vorzubereiten. Nach eis 
ner, wohl nicht als unabänderliches Geſetz zu betrachtenden, 
Verordnung vom ı5ten Juli 1811 ſollen nur in guten Staͤd⸗ 
ten evangeliſche Gymnaſien errichtet werden 5). Eine eigene 
Schul ⸗Ordnang für die Lyceen und Gymnaſien beſteht nicht, 
ſondern es wird die fuͤr die niederen lateiniſchen Schulen er⸗ 
laſſene analog angewendet ©). Der frühere Vorzug des 
Gymnaſiums in Stuttgart, daß nur feine Zöglinge unmits 
telbar in das theologifche Seminar in Tübingen aufgenonts 
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men werben fonnten (BD. vom 15ten Juli, 1811) wird 
mit Recht nicht mehr beachtet, fondern über die Aufnahme 
lediglich nach den Kenntniffen des Bewerbers entfchieden. 


4) Die philologifhstheologifhen Seminatien: . 


a. die proteflantifchen. 2 

Diefelben haben die Beftimmung, auf — Koften 

30 kuͤnftige Geiſtliche von ihrem 14ten Jahre bis zum 18teu, 
d. h. bis zur Zeit des Bezugs der Univerfität und des Eins 
trittes in. das höhere Seminarium, unentgeldlich zu unters 
sichten und mit allen Lebensbedärfniffen zu verſehen. Der 
Eintritt in das hoͤhere Seminar geſchieht aber nicht von Rechts⸗ 
wegen, ſondern es wird zwiſchen den Seminariſten und al⸗ 
len übrigen ſich für die Theologie beſtimmenden Juͤnglingen“ 
eine Concurspruͤfung angeſtellt, nach deren Ergebniß die 30 _ 

Tuͤchtigſten aus der Gefammtzapl in. das höhere Seminar auf: 
genommen, die übrigen aber zur Fortfeßung ihrer Studien 
auf eigene Koften angewiefen werden. Auch find die Aufge- 
nommenen nicht ſchuldig, in dem Seminare zu wohnen, ſon⸗ 
dern fie kdnnen vor. ihrem wärklichen Eintritte um die Her: 
ausgabe der Geldquote, welche ihre Erziehung im Seminare 
Toften würde, bitten, und diefe an einem andern Orte auf 
ihre Erziehung als freies Stipendium verwenden. Die wuͤrk⸗ 





lich Eingetretenen bifven gefchloffene, unter firenger — wenn 


ſchon nicht mehr Möfterliher — Difeiplin ftehende Commu: 
nitäten, deren jede unter Leitung -eines Ephorus mit zwei 
Hauptlehrern und zwei Repetenten verfehen iſt. Seit ihrer 
Stiftung, am 6. Jänner 1556, find fie ununterbrochen diefen 
Zwecken gewidmet geblichen, wenn fchon im Aeußern mehre 
remal bedeutend modifisirt?). — Die Aufnahme unter bie 
"Zahl der dreißig erfolgt durch dem König felbft auf den Vor: 
ſchlag des Studienrathes und des Miniftertums des Kirchen- 
29. 
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unb Schufwefens ; nötbige Bedingung dazu ift bie sünftige 
Erftehung des in drei aufeinanderfolgenden Jahren vorgenom⸗ 
menen fogenannten Land-Eramens 8). Körperliche Fehler, 
welche zur Bekleidung einer geiſtlichen Stelle unfaͤhig machen, 
ſchließen von der Aufnahme aus, nicht aher der Stand der 
Aelternꝰ). — Durch die Aufnahme verpflichtet ſich der Sti⸗ 
pendiat, ſich dem evangelifch=geiftlihen Stande zu widmen, 
fih zum Dienfle der vaterländifchen Kirche oder Schule ord- 
nungemäßig verwenden zu laffen, ohne Tönigl. Erlaubniß 
fein anderes Fach zu ergreifen oder in fremde Dienfte zu 
treten, Derjenige, welcher ſchuld Haft fich diefen Verpfliche: 
tungen entzieht, zur Strafe derfelben unwuͤrdig erflärt wird, 
freiwillig um feine gänzliche Entlaffung bittet, ober bei ‚der 
Concurspräfung entweder. gar nicht erfcheint, oder dabei zum 
Studium der Theologie ganz unfähig erklärt wird, bat dem 
Staate die auf ihn verwendeten Koften zu erfeßen. Er hat 
deßhalb unter Mitwärkung feiner eltern ober Vormuͤnder 
bei der Aufnahme den. gehörigen Mevers auszuftellen 1°), 


b. die Fatholifchen. 


Nach bem Mufter diefer proteftantifchen niederen Semi⸗ 
minarien find von 8. Wilhelm durch V. O. vom aoften 
Sept. 1824 zwei ähnliche Unftalten (Convicte genannt) für 
die Fänftigen katholiſchen Geiftlichen geftiftet worden. Die 
einzigen wefentlihen Unterfchiebe zwifchen beiden Arten von 
Unftalten find: 1) daB hier nur Cine Prüfung mit den Bittſtel⸗ 
lern vorgenommen wird; 2) daß der Tatholifche Kirchenrath 
die Unträge an das Minifterium ſtellt; 3) daß der Unters- 
richt in. dem Gymnafium der Stadt, wo das Convict ſich 
befindet, nicht im Haufe felbft erfolgt. Das übrige, na⸗ 
mentlich die Erſatz⸗Verbindlichkeit, iſt gleich 31). 
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5) Ueber die, mit den gelehrten Mittel. Schulen unge: 
fähr auf Einer Stufe ſtehende Unftalt für Dffizieree 
Zdglingef. unten $% 248. 


ı) Die Orte, in welchen lateiniſche Säulen fie befinten, ſ. — 
Staatshandbuch von ‚31, ©. 480. 

2) Gen. V. O. vom ııten März 1793, bet Hegel, IX, e. 
273 fg.3 ſ. auch Mauhart, S. 47 ie. ° 

3) Die Detail⸗Beſtimmungen ſ. bei Hetzel, a. a O.; und | 
bei Mauchart, ©. 435 fg. _ 

H S. Mauchart, a. a. O. S. 443. fg. 

5) ©. Kapff, Repertorium, Bd. IL ©. 54. 

6) Ueber den pädagogifchen, Zuſtand ber lateiniſchen Schulen und 

-  Gymnaflen in ®. ſ. Klumpp, bie gelehrten Schulen nach 
den wahren Grundſaͤßen des Humanismus u. ſ. w. I. II. Stuttg. 
1829, 1830, 8. ; dagegen erſchienen: Bemerkungen zu Klumpp's 

Schrift u. fe w. Tuͤb. 1829, 8. Der relative Werth der bei« 
ben Schriften iſt beurthellt von Wohl, Scheur len md Waͤch⸗ 
ter, Literatur, S. 95 fg. 

7) Die Gefchichte Ihrer Stiftung. f. bei Pfi — Geſchchte Hzg. 
Chriſtoph's, Thl. I. ©. 477 fg.; uͤber ihre itzige Einrichtung 
find zu vergleihen: Abel, Beſchreibung der Einrichtung der 
niederen Seminarien in W. Oehr. 1817, 8.; Reuß, Etwas 
über die Verbeſſerung der Seminarien. Stuttg. 1817, 8.5 
Ueber den Vorſchlag, die vier Seminarien in eines zuſammen⸗ 
anziehen. Stuttg. 1818, 8. — Die ganz veralteten Statuten 
diefer Anſtalt find enthalten in einer (ungedr.) Normal-Ver: 
ordnung vom 2ten Nov. 1818, und in der (ungedr.) Hausord⸗ 

nung vom J. 1826. — Sehr wichtige Veraͤnderungen In den 
fruͤhern Beſtimmungen fuͤhrte ein die V.O. vom ı5ten Nov. 
1829, Rbl. S. 528. Gegen diefelbe iſt erfhlenen: CS ** * 
(Eifentohr), Einige Worte Aber die nenefte Verfuͤgung 
in Betreff des Seminars. Tüb. 1830, 8. Worfchläge zu einer 
Total Reform der Seminarien find gemacht in: (Theobald's) 


le 2 ⸗ 
J 
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- Antrag des Abgeordneten von Tettnang, den proteftantifch- 
theologiſchen Seminarien eine zeitgemaͤßere Eiarichtung zu ge⸗ 
ben. o. D. 1830, 8. 


8) Die näheren Vorſchriften über das Land-Examen ſ. bei He⸗ 


Bel, a. a. O., ©. 327 fs. Ä | 
9) Durch Gen. Referer. vom ıSten April 1788 wurden bie Söhne 
von niedern Staats= und Commundlenern, Bauern und ge: 
meinen Handwerkern ausgeſchloßen; allein ſchon ber $. 22 ber 
Verf. Urk. macht die Nichtbefoigung dieſes Befehles noth⸗ 
wendig. 
10) Das Naͤhere über biefe Erfah = Verbindlichkeit iſt beſtimmt 
duch V. O. vom ıgten Nov. 1829, Rbl. ©. 815. Die jaͤhr⸗ 
lich⸗berechnete Summe iſt 160 fl. Die bei dem Eoncurd:Era- 
men von dem höheren Stipendium nur. wegen ber größeren 
Kenntniffe Dritter ausgefchloffenen find von der Erſatz⸗-Verbind⸗ 
lichkeit frei, T. die V. O. vom ı5ten Nov. 1829, $. 10. 
1m) ©. bie angef. 8.9. Im RbL ©. 720 fg. Die jährlih vom 


Staate verwendete Summe iſt ungefähr 22,000-fl., ſ. Verb. 


J 


ber KR, d. A. 1827, 2tes a. o. Beil. H. zte Abth. S. 180 fg. 
Schriften über dleſen Gegenftand f. im a Paragraphen, 
Note 14. 


. 201. 
8. ‚Die Landes: Untverfität. 


Un der Spige der fämmtlichen gelehrten Bildungsans 


ftalten flieht die Landes,U niverfität in Tübingen, wel⸗ 
che theild zur Vollendung der allgemeinen wiffenfchaftlichen 
Bildung, theild zum Unterrichte in den einzelnen gelehrten 
Berufsfächern, d. h. alfo der — katholiſchen und proteftan: 
tifchen — Theologie, der Rechtswiſſenſchaft, der Heilkunde, 
und der fogenaunten. Cameral» Wiffenfchaften, d. h. der Pos 
lizei- und der Kinanzwiffenfchaft, beftimmt if. — Bon Grad 
Eberhard im Barte im J. 1477 geſtiftet, blieb fie, um: 
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ter manchfachen Veränderungen ihres Verhältniffes zum Staate 
und ihrer Orgänifation, ununterbrochen ihrem Zwecke gewid⸗ 
mer"). Die Verf. Urk. verordnet In F. 84, daß „auch kunf⸗ 
tig für ihre Erhaltung und Vervollkommnung auf das Zweck⸗ 
mäßigfte geforgt werden folle.” - Da in dem Grundgefehe nur 
In der Einzeln» Zahl gefprochen iſt, fo iſt Dadurch ohne Zweis 

fl die Errichtung weiterer Unierfitäten ausgeſchloßen, die 
auch nur ald unndthig angefehen werden Tann, : DaB ihrem 
Kanzler Sig in der Kammer der Abgeordneten ‚gegeben iſt, 
iſt bemerkt worden, Thl. L, S. 7a fg. 

Die oͤffentlichen Rechtsverhaͤltniſſe ber: Hochfchule laſſen 

ſich mnter drei Gefichtspuncte bringen: 1) ihre vom Staate 
ausgehende und von Ihm’ aufyecht zu erhaltende Orpanifa» 
tion ; 2) ihre dkonomiſchen Werhättuiffe; Z) die anderweiti⸗ 
gen. vom Staate erlaſſenen Verfͤgungen, deren Zweck der 
Flor und die zweckmaͤßige Benuͤtzung der Anftalt iſt. 
J. Aeußere Drganiſation. 
Ditefelbe iſt beſtimmt durch das Geſetz uͤber die Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Univerfitaͤts-Diener, vom Zoſten März 1828(Rbl. 
S. 157), durch das: organiſche Statut fuͤr die Uni⸗ 
verſitaͤt Tübingen, vom 18ten Jaͤnner 1829 2), und durch die 
B. O. vom: asten April 1831, die -Mevifion des organ. Stas 
inte betreffend (Rbl. ©. 187). Die une Reflim- 
mungen find folgende: 

1) Die Univerfität ift dem Miniſterium des Innern und 
bes Kirchen und Schulweſens ohne Zwifchenftelle antergeordnet. 

2) Die unmittelbare Beſorgung ihrer Angelegenheiten 
ſteht dem Rector und dem alademifchen Senate, beſtehend 
aus ber Geſammtheit Ber 30 ordentlichen Profefforen ,- zu. 
Der Rector ift Vorſtand, Hat die Rechte und Pflichten eines 
Collegial⸗Direttors, und wirb Kom Könige. je auf ein Jahr 
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aus dreien vom ©enate vorgeſchlagenein ordentlichen Prin 


foren „erpgimt..-. Als kdniglicher Commiflär. bei der Univer⸗ 
fität. in einer, controlirendes Stelung iſt der Hepzley, cin 
vom Könige: auf Lchenszeiko ernenpted Senatéwitglied, bes 
ſtellt 2). an DE ne ER NN, Era aan 
3)Zur Beſorgung ber. ginzeluen Inftitute und Lehrzweige 
bilden ‚die ſerh Facultaͤten anter dem Vorſitze eines ‚Der Meis 
henfolge wach jaͤhrlich wechfelnden Dekans eigene: Collegien. 
: 4x: Die rakademiſche Diſciplin wird in ben ‚leichteren 
Fallen, vom Nector "gehandhabt,: welchem gu dem Ende ein 
Univerſitaͤts · umtmann und ein Aetnar zur Unterfihgggg ges 
geben find... Sp ſchwereren Faͤllen bat le Diſciplingr⸗Com⸗ 
miſßon zu ſprechen. Die Leitung der dkonomiſchen Angele⸗ 
genheiten ſteht dem Verwaltungs⸗Ausſchußße zu %., 

5) Die ordentlichen und außerordentlichen Profeſſoren 
fo wie bie Univerſitaͤts⸗- Beamten find Staatsdiener im. Siane 
der $$. 46—50 der V. U. und der Dieuflpragmanil, und : 
haben fomit;afle oben $. 162.9. ausgeführten Rechte und Pflich⸗ 
ten eines Öffentlichen Beamten 5). Die Ernennung der Pros 
. fefforen - gefehleht nur ee” — Bar des Ss 
nates.. ie 

IL Dekonomiſche — der in iwerfität, | 
.. Die Dredlung. her dlonomiſchen Beduͤrfniſſe der. Landes 
Univerfität mußte bei der völligen Verwandlung der Anftalt 
in ein Staats⸗Inſtitut neu regulirt werden; zu gleicher Zeit 
fchien eine georduete Haushaltung, des Staates fowohl als der 
Univerfität,: eine Birirung ihrer Einnahmen und Ausgaben zu 
erfordern Beides gefchah ‚Denn durch dat Geſetz vom Iten 
April. 1898 Aber die Zundirung der Zandes-Univerfität (RM bL. 
©. 185), und durch den vom Minift. des Innern feftgefets 
ten, noch ungebsucten, Normal⸗Etat vom ıften Juli 1829. 
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Dir — Jubalt — beiden Vorſchriften ir pe 
gender: 

1) Die Einkünfte ber Untverfirde fliegen aus einer dop⸗ 
pelten Quelle, nämlich zum Theil aus. dem eigenen Vermd⸗ 
gen berfelben, theild aus ber Staatskaſſe. Zwar hat die Fi⸗ 
nanz ⸗Verwaltung auch bie Verwaltung des geſammten Ver⸗ 
mögens in Pacht man, allein das em bleibt 
ber Anſtalt. ar 

2) Die ganze: Summe,‘ welche der. Univerſität jährlich 
hbergeben ‚wird, beftsht in 80,000 R.; ſo weit ale die Eins 
kuͤnfte aus dem eigenen Stifrangsfonds (ungefähr zu 32,000 fi." 
angenommen) nicht ausreichen, muß bie Stuatskaſſe bad * 
lende zuſchießen ©), 

7) Bon biefer Summe. 7 alle Ausgaben, zu‘ — | 
mit Ausnahme ber: Erhaltung. der Univorfitäte,- Gebäude und 
der Penfionen der Lehrer und Beamten, als a. die en 
kaſſe befonders Aberaimmt. : . | 

4) Setrennt von dem Vermögen der Univerfitt ift das 
Spribat » Wermibgen der einzelnen Sacultäten. und Juſtitute; 
daſſelbe bleibt denſelben — * ww ———— 


Verwendung ?). — 
IM. Sonftige Begänfigungen ı ven: Seiten bes’ 


2) Um der Univerfität lauter befäpigts und Horbereitee 
Zöglinge zu verfchaffen, war in Urt. 14 des: organ. Ges ' 
fees .vom 17ten Sept. 1811 verordnet, daß Felt MWärttems 
berger zum ‚Studium der Fach⸗Wiſſenſchaften zugelaffen wers 

den ſoll, der nicht eine philologiſche Vorpruͤfung erſtanden 
und vom Stubdienrathe ausdruͤckliche Erlaubniß erhalten habe. 
Dieſe Beſtimmung wurde zwar im Allgemeinen durch g. 29 
der aufgehoben, welcher den freien Beſuch der. 
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in» unb aus laͤndiſchen Lehrauſtalten dem Staatsbuͤrger ein⸗ 
raͤumt: allein für Diejenigen, welche im Sinne haben ſich 
dem Staatsdienfte zu widmen, befteht die Verordnung im⸗ 
mer noch, indem beſondere Bedingungen hieruͤber fefzufehen 
der Regirung natürlich freifteht 8). | 

2) Die mit Staatserlaubnig fudirenden . Militäepflic 
tigen find von dem würklichen Eintritte in das Militaͤr be⸗ 


freit 9). En 


3) Um Fleiß, Ordnung und Sitten zu erhalten find die 
Studirenden einer. befondern DifciplinareAufficht, and beſon⸗ 


deren Diſciplinar⸗Geſetzen unterworfen, non denen einige, z. B. 


das Schuldenftatut, 2 ſogar auf — Buͤrger ruͤckwir⸗ 
Ten '°), 

4) Der Stant vertheilt jährliche Preife in allen Facul⸗ 
täten am diejenigen Studirenden, welche beſtimmte une 
befriedigend beantwortet hahen 77), 

5) Dreißig Studirende der juriftifchen, — und 
ſtaatswirthſchaftlichen Facultaͤten erhalten aus ber, Staatskaſſe 
(anſtatt des ehemaligen Freitiſches) 150 fl. Stipendium 12). 

6) Die Angtamie der Univerſttaͤt wird mit den noͤthigen 
Leichnamen unentgeldlich verſehen, indemn aus einem beſtimm⸗ 
ten, beträchtlichen Theile des, Königreiches alle Leichname 
hingerichteter Verbrecher, (nicht kranker) Selbſtmoͤrder, und 
Solcher, deren: Begräbniß einer "Öffentlichen Kaffe zur Laſt 
fallen wuͤrde, abgegeben werben mäffen-13), > 

Als zwei fehr wichtige Theile der Univerfitätds Einrich⸗ 
tung find noch die beiden theologifhen Seminarien, das evanz 
geliſche Seminarium und das Fatholifhe Wilhelmeftift, zu _ 
erwähnen, welche aus ber Staatskaſſe (wenigftens bid zur 
einſtigen Herausgabe der beiden Kirchenguͤter) mit einem jähr- 
!ichen Aufwande von beinahe 100,000 fl, erhalten werben, In 
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"das evangeliſche Seminar nimmt der Staat jährlich 20, in das 
Convict aber 40 Zdglinge auf; in jenem en fie 4; in 
— 5 Jahre zu bleiben 2); 


1) Der Frelteitsbrief der univerſttat — vom gten Det: 14775 
die erſten Statuten (Srdnung) find vom 23ſten April 1481. Sechs 
und zwanzig Beftdttigungen und theilmelfe Abänberungen folg⸗ 
ten nach und nach; die wichtigften berfelben find: bie Ord⸗ 
nung vom 2ten Nov, 1536 , durch weiche die Univerfität refor⸗ 
mirt wurde, und bie erneuerten Statuten vom Sabre 1601, 
weiche eine manchfahe nene Ordnung der Dinge einrichteten, 
und im Ganzen bis auf die neuefte Zelt Gültigkeit ‚behielten, 

In Folge diefer Privilegien und Statuten bildete die Univer⸗ 

ſitaͤt eine ſelbſtſtaͤndige Eorporation, welche unmittelbar unter - 
dem Landesfürften ftand, ihre Mitglieder ſelbſt erwaͤhlte, ihr 

Vermoͤgen unbeſchraͤnkt verwaltete, und halbjaͤhrig ihren Vor⸗ 
ſtand ernannte, Ihre Angehoͤrigen bildeten eine eigene Ge: 
meinbe und hatten ein eigenes akademiſches Bürgerrecht; alle 
md jede Art von Jurisdiction über biefelben ftand nur der 
Univerfität felbft zu. - Sehr wefentlihe Ergänzungen .derfels 
ben waren dag theologifhe Stipendium und das zur Er⸗ 
ziehung von Prinzen und Herrn beftimmte, mit eigenen Les 
tern verfehene collegium' illustre ; eine gefährlihe Neben⸗ 
buhlerin Dagegen die Karls⸗Akademie in Stuttgart, Das Naͤ⸗ 
bere fo bei: Seller, Merkwürdigkeiten der Univerſ. Tuͤbin⸗ 
gen. Tuͤb. (1743), 8.; Boͤck, Seſchichte der Univ. in Tuͤ— 
bingen. Tüb. 1774, 8.; @ife nbach, Beſchreibung und Ge⸗ 
ſchichte von Tübingen. Tuͤb. 1822, 8. — Dieſe Otganlſation 
blieb im Leben bis zum J. 1811, wo fn Folge einer Vorſtel⸗ 
lung des Senates gegen die Aushebung der Studirenden zum 
Kriegsbienfte die alten Privilegien aufgehoben und durch „neue 
organifhe Geſetze“ vom i7ten Sept. erfeßt wurden. Manch⸗ 
fach wurde die Organiſation des Senates geändert, ber Uni: 
verfität ein Curator gegeben, ihr die Jurisdiction wenigſtens 
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zaı Theile entzogen, die Verwaltung des ermodgene abge⸗ 

nommen, bie Selbſternennung der Profeſſoren unterfagt. — 

Doch blieben auch noch manche Spuren des alten unabhaͤngi⸗ 

gen Corporations⸗Verhaͤltniſſes, z. B. ein Theil der eigenen 
FJrrisdictton, das akademiſche Buͤrgerrecht u. ſ. w. — Dem 
k. Verf. Entw. vom J. 1817 war ein elgenes Statut für die 
Univerſitaͤt angehängt, welches zwar bie alte Stellung der Uni⸗ 
verfität keineswegs wieder herſtellte, doch manche mildernde . 
Beltimmungen enthielt, namentlich die Euratel wieber auf: 

: Bob. ‚Diefes Statut mußte offenbar, der Erklärung vom aten 

. Zunk zufoige, als Geſetz betrachtet werben, und wurbe auch 
wuͤrlllch als folhes von der. Mogirung anfänglich betrachtet; 
als, aber‘ ein Jahrzehnd ſpaͤter außerordentliche Maasregeln 
und neue Einrihtungen. norhwendig fchlenen, fo wurde es, 
als Verordnung, einfeitig von der Megirung abgeändert 
durch das organifhe Statut vom 18ten Jaͤnner 1829, wels 
des die ledte Spur der ehemaligen Corporationd- Ginrichtung 
vernichtete, und die Untverfität lediglich zur gewöhnlichen Staats⸗ 
anftalt machte, namentlich ihr einen beftändigen Vorſtand 

‚ gab... Dur Beſchwerden der Kammer der A., vieleicht auch 
dur die gegen dieſes organiſche Statut aufgeregte bffent- 
lihe Meinung ließ fih bie Regirung ‚aber beitimmen durch 
Verordnung vom ıgten April 1831 einen Theil der nenen Be: 

. Rimmungen wieder abzuaͤndern, namentlich den beftändigen 
Vorftand aufs Neue in een jährlich wechſelnden zu. ver: 
wandeln. ’ 

2) Rbl. S. 19 fg. — Diele Organffation gab theils zu einer 
Reihe von Flugſchriften, theils zu ausführlichen Verhandlun⸗ 
gen in der Staͤndeverſammlung Anlaß. Die letzteren wurden 
zunaͤchſt hervorgerufen durch den Rechenſchafts-Bericht, wel⸗ 
cher ſich ſehr ausfuͤhrlich gegen die V. O. vom 18ten Jaͤnner 
1829 als verfaſſungswidrig und materiell ſchaͤdlich erklärte, ſ. 
0. 0.9. ©. 32 fg. Die 2te Kammer fprach fi in ihrer 
Mehrheit dahin aus, daß bie V. O. hätte verabfchledet wer- 
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den ſollen, und ernannte eine Eommiſſion zur Begutachtung 
des Materiellen, ſ. Berk. derſ. H. 1, ©. 218 fg.5 bie 8. 


d. St. H. dagegen verneinte jene Frage, f. ihre Verh. H. 2,- 


©. 172 fg. Auf den Bericht ihrer Commiffion beſchloß num 
‚die 8. d: 9. eine fehr große Anzahl von Abaͤnderungen in 
dem UniverfitätssStatute der Negirung zur Beruͤckſichtigung zu 
empfehlen, die: Beſchwerde über Verfaſſungswidrigkeit auf den 
einzigen Yunct der veränderten Gerichtsbarkeit zu befchränten. 
5.5, ©. 1231, 9. 7, ©. 2185. — Der Erfolg diefer vers 
fhlebenen Verhandlungen und Bemühungen war die V. D. vom 
- sten April 1831. 


3) S. V. O. vom isten April 1831, 9. 1—5. 


2 


4) Beide Commiſſionen werden vom Rector praͤſidirt, und beide 
beſtehen aus ſechs ordentlichen Profefforen, je aus einer Fa⸗ 


eultät. Einer, und aus dem Anfverfitäts-Amtmanne, außerdem 


hat in dem Verw. Ausſch. ber Univerſitaͤts⸗Caſſier berathen⸗ 
des Votum, »ſ. org. Statut, 9 7—95 V. O. vom ıdten 
April 1821, $. 6. — In der letzteren V. O. find auch die Bes 
fiimmungen über das Recurs-Recht der Studirenden gegen 
Ausſpruͤche der Difeiplinar-Commiffion enthalten. 


5) ©. das Ser ed vom 3often März 1828, wo namentlich auch 


die näheren Beſtimmungen über Penfionsfähigkeit, Verſetbar⸗ 
keit u. ſ. w. enthalten find; vergl. auch eine V. O. vom joten 
Jaͤnner 1829 (Rbl. S. 50) uͤber die Penſionsverhaͤltniſſe der 
Staatsdiener, welche zugleich ein Kirchenamt bekleiden u. ſ. w. 
6) Die Berechnungen ſ. Verb. der K. d. A., 1828, H. 4, ©. 
1046 fg.; daſelbſt find auch die einzelnen Beſtandthelle des 
Univerſitaͤts⸗Vermoͤgens fummariſch aufgezaͤhlt. 
7) ©. Geſetz vom 3ten April 1828, Art. 2. 
8) S. V. O. vom ızten Junf 1818, Rbl. ©. 368. 
9) S. Rekrut. Geſetz vom ıotem Febr. 1828, Akt. 30 und 
31 (Kb ©. 52. Die Frage, ob ein im Milltaͤrverbande 
fhon Stehenber, welcher die philologifhe Vorpruͤfung erſtan⸗ 
ben und dadurch Staatserlaubuiß zum Studiren erhalten hat, 
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biedur von Rechtswegen von jenem Verbande befreit werde, 
iſt — wohl mit Unrecht — von ber Regirnng verneint worden. 
10) ©. Leges ad quarum praeseriptum in univ, Tubingensi 
vivendum est civibus. Tub. 1829, 8.5 auch dad ‚Organ. 


Statut und die V. O. von 1831. 
11). S. V. O. vom 3ıften Wär; 1812, Leges ©. 64. 


12) S. V. O. vom ı5ten Nov. 1829, $. 7. Rbl. 6.59, — 
Dagegen haben die burh V.O. vom zoften Dec, 1817 and der 
Staatöfaffe ausgefehten 900 fL Stipendien für Studirende der 

. Eameralwiffenfhaften im 3. 1828 wieder aufgehört. 


13) ©. V. O. vom 23ften April 1829, Rbl. ©. 184. Im Soms 
mer find ed 25 Dberämter, Im Winter aber 37, welche ihre 
Leihname nah Tübingen zu liefern haben. Die übrigen Ber 
zirfe haben Ihre geichname an die ärztlich s chirnrgifhen Mille 
tär-Anftditen In Stuttgart und Ludwigsburg abzugeben. Sehr 
gegründeten Tadel diefer leßteren Beftimmung enthält bie Yo: 
lizei-Fama, 1830, Nr. 134° 

14) Das proteftantifhe Seminar Ift zu feinem itzigen Swede 
beftimmt worben von Herzog Ulrich im 3. 1536, f. Eifen- 
bach's Beſchreibung, ©. 493 fg.; die Geſetze der Anftalt find 
enthalten in den: Statuten des k. evangelifch = theolsgifchen 
Seminare In Tübingen, vom %. 1826, 4., und: Statuten für 

. bie Mepetenten ded.=:: Seminars, 3. 1825, 4. Sehr bedeu: 
tende Beränderungen bat biefe Anftalt erlitten durch die fchon 
angeführte B.D. vom ıSten Nov. 1829. Diefe Verordnung 

ſetzte nicht nur bie früher fuͤnflaͤhrige Studienzeit auf vier 
Jahre herunter, fo wie die Zahl der Zöglinge auf 30; fondern 
fie giebt auch die. Erlaubniß, die Koften= Quote als Stipen⸗ 
dium zu verlangen, und daffelbe außerhalb des Inſtitutes auf 
Studium der Theologie zu verwenden. Anſtatt bes Sten Stu: 
dienjahres verfpricht die V.O. „den ausgezeichneten‘ Stipens 
diaten ein Reiſegeld von 500 fl., wenn fie nah Vollendung 
ihrer Studienzeit noch eine frembe Univerfität befuchen wol⸗ 
len; auch müffen alle (felbft die außerhalb des Seminars 
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a 


ſtuditenden Theologen) bei dem dazu bezelchneten Geiſtlichen 


einen einjährigen practiſchen Curſus machen, für welchen ber 


Staat den Muſter⸗ Geiſtlichen belohnt. — Die Zweécmaͤßigkeit 
der bisherigen Einrichtung vertheidigte ſchon früher: Sten⸗ 
dei, bie Bedeutſamkelt ‚bed ev. theolog. Seminars in ®. 
Tüb. 1827, 8.5 einige Bemerkungen gegen diefe Anfichten ent- 
hält: Mohl, Sheurlen und Wädter, Literatur, ©. 101 fg. 
Die neue V. O. greift mandfach an, bie in $. 291, Art 7 ges 
nannte Schrift (von Eif enlobr); und es muß zugegeben 
werden, daß wenn man auch mit der früheren Einrichtung nicht, 
zufrieden war, man. die neue Untergrabung (anftatt Ver⸗ 
‚befferung oder. gaͤnzlicher Bun) des Inſtitutes Rn zu 
‘“ Pilligen vermag. | 


Das katholiſche Convict iſt eine Stiftung K. Bil 


helm's, welcher die fogenannte Unlverſitaͤt Ellwangen ayf- 


hob, und dafür die Landes:Univerfität mit einer kath. theologi⸗ 


ſchen Facultaͤt und mit einem, im Ganzen ben Einrichtungen 
des proteftantifhen. nachgebildeten, Seminare bereiderte, ſ. 


98.9. vom adften Det. 1817, Nbl. ©. 513, und: vrgan. 
Beftimmungen die Vereinigung der kath. theolog. Lehranftalt 
in Ellw, mit der Landes-Univerfität Tübingen betreffend, vom 
22ſten Jaͤnner 1818, Stuttg. 4. (au bei Knapp, Annalen, 
I. S. 166 fg.) Die Statuten beb Inftitutes find theils In 


den obengenannten. organifhen Beftimmungen, theils in ber 


_(ungedr.) Haus⸗Ordnung enthalten. Gegen bie ganze Ein: 
richtung erklären ſich: Weitzmann, Anträge übergeben In 
der St. Verf. Gmuͤnd, 1821, 8., und Bimmerle, kritiſche 


Bemerkungen über den Commiſſions⸗Bericht uͤ. d. kathol. Kir⸗ 


chengut. Stuttg. 1821, 8; für die Anſtalt dagegen ſpricht 
die. obengenannte: Literatur, ©. 10% 
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— | 
. Höhere Schulen für die weibliche Jugend. 


Es fe oben- g. 197. bemerkt worden, daß die Verbind⸗ 
lichkeit wenigſtens die Volksſchule zu beſuchen, für beide 
Gechlechter gleichmaͤßig beſteht; ebendaſelbſt iſt angegeben, in 
welchen Faͤllen eigene Mädchen » Schulen errichtet zu werden 
‚pflegen, — Mit diefer Vorſorge begnügt fi ch dann auch ber 
Staat im Allgemeinen, und überläßt es nun den Xeltern 
aus den gebildeten Ständen ihren Töchtern eine höhere Bil⸗ 
dung zu geben, - -ald den blofen Elementar, Unterricht. Nur 
. bei einer einzigen böheren weiblichen Unterrichtsanftalt macht 
er eine Ausnahme , namlich bei dem Karharinenftifte im 
Stuttgart, weldes als Staatsanftalt behandelt, und durch 
einen Zufhuß aus der Staatskaſſe unterftügt wird 7). — 
Das KatharinenStift beſteht theils aus eiher Penſions⸗, theils 
aus einer Lehr: Anftalt.e Ein Uelterns Ausfchuß bat die 
Aufſicht, die Oberaufficht ein koͤniglicher Commilfär 2). 


1) Der Zuſchuß der Staatskaſſe iſt 2000 fl. jährlich. 
2) ©. Anfündigung v. 30. Juni 1818, Rbl. ©. 373 und 383. 


2. RR ——— Vereine und directe Unterftäßung 
des Staates. 


| $. 208. 


Außer den eigentlichen Unterrichtöanftalten Fon ein 

Staat die Bildung fördern durch Erleichterung des Gebraus 
ches der Bildangsmittel, namentlich folder, deren Erwers 
bung für den Einzelnen zu Eoftfpielig oder auf andere Art 
zu ſchwuͤtig wäre. Der wuͤrtt. Staat erfüllt diefe Pflicht in 
folgendem Maafe: | 
1 Deffentlihe Sammlungen: 

a. Bis 
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a Bibliotheken. — Die bebentendften derfelben find: 
die Öffentliche Bibliothek in Stuttgart 2); die Univer⸗ 
Ritaͤts⸗Bibliothek in Tuͤbingen 2); bie Bibliotheken 

"be evangeliſchen Seminars und des Wilhelm⸗Stiftes 
in Tübingen 3). Außerdem erhalten die einzelnen 
VBerwaltungsfiellen einen jährliden Beitrag zur Bils 
bung von paßenden Vacherſammungen; — die 
Gymnaſien u. ſ. w. 9). | " 

b: Naturalienſammlungen. — Auf — 
ſten werden unterhalten: das —— in 
Stuttgart, und das in Tuͤbingen 5). Fr 


c. Die Kunf- und Mönzfammlung in Stutt⸗ 
gart ©). 
-& Die Sammlung von Antiten-Abgäßen in St., 
ber Kunſtſchule zur Benußung äberlaffen, f. ne 19% 
U. :Vereine: Ä Ä — 


a Der Vandwirtbfäaftlige Bereim Derfelbe 
ift beſtimmt zur Belebung der landwirthſchaftlichen 3 In⸗ 
duſtrie, und zur Verbreitung rationeller Begriffe dar⸗ 
über. Seine Gefſchaͤfte werben beſorgt durch eine „Cen⸗ 
tralſtelle“, deren Sit: in der Hauptſtadt iſt. Diefe - 
Behörde Bat 1. mit. den Mitgliedern über alle neuen _ 
Erfahrungen in der Landwirthſchaft. zu verkehren, die⸗ 
felben zu prüfen und zur Öffentlichen Kenntniß zu brin- 
gen; 2. fie hat den Minifterien Unträge und Gutach- 

ten aus ihrem Gefchäftskreife vorzulegen; 3. fie erkennt 
fiber die jährlichen koͤniglichen Preiße zur Belebung der 
vaterlaͤndiſchen Induſtrie; 4. fie verfügt Aber mancher⸗ 
lei Sammlungen, und unter ihrer Reitung erfcheint 
eine landwirthſchaftliche Zeitung 7). . 

Mohl Staatsrecht I. 30 
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b. Der Handels- und Gewerbs⸗Verein. Die 
Geſchaͤftsthaͤtigkeit deſſelben beſteht darin, Vorſchlaͤge 
über Belebung der induſtriellen und commerciellen Thaͤ⸗ 
tigkeit in W. angunehmenl, zu pehfen, felbft zu ma 
chen 3). 

- Diefe beiden Vereine ſtehen unter vem Miniſterium des 
Innern; Dagegen unter dem Finanz⸗Miniſterium. 

c Der Verein für Vaterlandskunde. Derfelbe hat 
die Geſchichte, Statifil und Topographie W's. zum 
Ziele feiner Arbeiten zu machen, und das Ergebniß der⸗ 
ſelben dffentlich mitzutheilen. Es hat ſich deßhalb im 
Verbindung zu ſetzen mit dem RER 
Bureau ?). 


100 Pekuniaͤre Unterfiügungen. 
a. Unterftiäung an Kunftzöglinge; jägrlich 0,100 [.; 


b. Unterftägung zu wiſſenſchaftlichen Meifen, 
und an Studirende; jährlich 2,500 fl, 19). 


1) Die Stuttgarter oͤffentliche Bibllothek iſt von Herzog Karl 
im 9. 1765, geftiftet; fie beträgt {ft gegen 200,000 Bände, 
Eine kurze Berhreibung derfelben f. in: Stuttgart und feine 
Umgebungen, Stuttg. 1827, 8, &.48 fg. Die Art und Welfe 
ihrer Benußung tft geordnet durch Minift, V. D. vom 20. Sept. 
1828; Rbl. ©. 723. Im Etat für 1830 iſt ihr (und dem 
Kunſt⸗ und Naturalien-Sabinete) eine Summe von 14,288 fl. 
ausgeſetzt; 7000 fl. gehen davon auf Befoldungen! Keinem 
Zweifel bürfe unterliegen, daß diefe fchöne, in St. wenig bes 
nüsßte Sammlung von welt größerem Nutzen an dem Sige der 
Zandesuniverfität wäre. Hannover bat auch nur Eine Biblios 
thet, aber dafür die Göttinger. 
9) Die Univerfitäts -Bihliothef iſt im 3. 1562 geftiftet, allein 
bis im die legtere Zeit mit einem fehr ungenügenden Einkom⸗ 
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men verfeben geweſen. Ihr Beſtand mag I3ooao-BR. feyn, 
Ihr Einkommen vom @taate iſt 2300 fl.1}.. 

3) Die Bächer:Sammiung bed evangel. Stiftes iſt ſehr zweck⸗ 
mäßig angelegt und wohl 12,000 Bd. ſtark; h e hat einen klei⸗ 
nen Sonde ans der Inſtitutskaſſe. Die des ‚Bilpelmsftiftes 
iſt eigentlich Theil der Königlichen Privatbibliothet und ame 
vom Könige der Anſtalt zur Benitzung uͤberlaſſen. 

4) Keine Sparſamkeit der St. Verf. dürfte übler angebracht Her 
weſen ſeyn, als bie an den Collegial-Bibliotheken ausgeuͤbte. 
Cine Beförderung ber wifenichaftiihen Bildung unter den 
nur zu oft bei ihren Univerſitaͤts-Kenntnißen ftehenbleibenden 

Staatsbeamten iſt wohl von größerem, felbft materiellem, 
Nutzen, als bie Minderandgabe einiger hundert Gulden, 

5) Eine Beichreibung bes St. Naturaliencabinetes in: Stuttgart 
und feine Umgebungen, S. 565 des Tübinger Cabinetes bei 
Eiſenbach, Beſchreibung, S. 531 fg. 

6) Die Jahresausgaben dafür find unter * Bihdeestene 
oben Note ı begriffen. 

9) Se Aufforderung zur Bildung eines — Vereines, vom 
1. Aug. 1812, Rbl. ©. 382 fg. Die Centralſtelle beſteht ang 
1Vorſtand und 20 Mitgliedern, ſ. Staatshandb. 1828, 
©. 135. — Auf dem Landtage von 1827 wurde in der K. d. 
A. mehrfacher Tadel Aber den Mangel an Deffentiichfeit nnd 
Thaͤtigkeit der Stelle geäußert, umd kaum (mit 49 gegen 36 
Etimmen) wurbe der jährlihe Beitrag von 3200 fl. wieder . 
verwilligt; die Finanze Commißion hatte auf Verweigerung ders 
ſelben angetragen, f. Verh. H. 4 ©. 1082 fg. — Zu feiner 

Vertheidigung hat der Sentral Verein angefangen eine oͤf⸗ 
fentliche Rechenſchaft über Umfang und art feiner Thaͤtigkeit 
abzulegen, im landwirth. Gorrefpondenzbl., Jahrg. 1831, 9.2 fg. 
In näherer Werbindung mir Ihm ftehen die (übrigens Lediglich 
als Privatgeſellſchaften zu betrachtenden) Bezirks⸗ und Local⸗ 


Vereine von Ellwangen, Eßlingen, Rottenburg und am uns 


rern Neckar. 
30.. 
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8) Diefer Verein Ift vom Könige gefläftet worden unter dem 22, 
Sunt 1822, f. Memminger's Jahrbuͤcher, III. ©. 129; von 
einer Wuͤrkſamkeit deſſelben iſt, wenlgſtens — nichts 
bekannt geworden. 

9) Dieſer, bis itzt ebenfalls nicht ſichtbar thaͤtig — Ver⸗ 

ein iſt durch V.O. vom 11. März 1822, MbL. ©. 103. geſtif⸗ 
tet. Seine Centralſtelle beſteht aus 12 Mitgliedern. 

10) ©. ben Hauptfinanz-Etat für 1830 — 33. 


B. Die öffentliche Sittlichkelt. 


Beförderung der Sittlichkeit iſt keiner von den Zwecken 
des Rechtsſtaates; er uͤberlaͤßt die Ausbildung der fittlichen 
Kraͤfte dem Willen des Einzelnen, und verlangt für ſich und, 
feine Einrichtungen nur Ychtung des Rechtes und Keiftung 
von materiellen Beiträgen zur Gründung der polizeilichen 
Huͤlfen. Allerdings wird Sittlichkeit des Bürgers eine weis 
tere Sicherheit für ein rechtliches Betragen deffelben ſeyn, 
(eben fo wie ein frommer Sinn beffelben): allein der Rechtss 
ftaat fordert diefe Garantie nicht, ſich auf feine eigenen mas 
teriellen Stützen verlaffend. 

Es find daher Feine wefentlichen Beftandtheile eines wohls 
geordneten Rechtsſtaates, fordern Weberrefte früherer theofras 
tiſcher und hausväterlicher Unfichten, wenn die Verhuͤtung 
oder Beltrafung von unfittlichen (nicht zu gleicher Zeit auch 
unrechtlichen) Handlungen als Geſchaͤfte und Pflicht der 
Staatsgewalt angeſehen wird. Die gute Ablicht dabei, ſo 
wie wenigſtens theilweiſe auch die heilſamen Folgen koͤnnen 
bedauern machen, daß dieſer Theil der polizeilichen und der 
ſtrafenden Thaͤtigkeit des Staates nicht zu Recht beſteht: als 
lein die Folgerichtigkeit verlangt, daß ſie von einem, ſeine ganze 
Stellung klar erkennenden Rechtsſtaate verlaſſen werden. Es 
muß bie ſitiliche Bildung theils dem eigenen Drange und ber 
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ſteigenden allgemeinen Bolkscultur Aberlaffen werben, theils mag 
die Kirche, innerhalb ihrer Granzen, auf die Gemüther heils 
fam wuͤrken, allenfall8 auch burch Bußen und Strafen. — . 
Und keineswegs würde eine Staats⸗ Sittenpolizei dadurch 
vertheidigt werden koͤnnen, daß man Ausbildung der Sitt⸗ 
lichkeit als einen allgemeinen und vernünftigen Zweck des 
Buͤrgers aufſtellte und zu ſeiner Erreichung die polizeiliche 
Huͤlfe des Staats verlangte. Denn es iſt hier keine Ueber⸗ 
macht äußerer Hinderniße, deren Wegraͤumung ber Einzeln⸗ 
Kraft zu ſchwer fiele. Jeder Einzelne kann und ſoll die uns 
mittelbaren Verfuͤhrungen und die vergiftenden Beiſpiele ab⸗ 
weiſen, und gerade in dieſem Kampfe ſeine Sittlichkeit zeigen 
und kraͤftigen. 


Nach dieſer Anſicht erſcheint denn der Reſt von Sit⸗ 
tenpolizei, welchen die wuͤrtt. Geſetzgebung, und zwar noch 
mehr als die Aushbung, anerkennt, als eine Spur vergan⸗ 
gener Zuftände unpaffend für unfere Verfaflung-und Staats- 
art, wenn fchon gut gemeint -und vielleicht auch von einzels 
nen guten Folgen 7). 


1) Nach dieſer Anficht find alfo die Forderungen. und Borfchläge 
von Erb, die Gemeindsfittengerihte, Rottw. 1819. EL. 8, 
und von Repſcher, die Kirchenconvente, Reuttl. 1826. 8. 
zwar Beweiſe des beftend Willens, allein eines unflaren Bes 
ariffed von dem Werfen eines. Nechtsflaatee. Man Fan von 
biefer Stantegattung vieles, allein keineswegs alles Gute 

verlangen und ermarten; tn feinem Falle Widerfprehendes, 
3. B. die größft= mögliche bürgerliche Sreihelt und Unbes ' 
fchränftheit, zu gleicher Seit mit Swang zur Sistlichfeit. 
Dieſer legtere iſt ohnedieß eine contradictio in adjecte. - 
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, N §. 204. 
f. Eitten s Vorfähriften von Selten des Staates. 


- Die Süten „Geſetzgebung des Staates umfaßt keines⸗ 
wegs das ganze Gebiet der Moral, ſondern ſie ſucht nur 
gegen einzelne, ihr beſonders anſtoͤßige Unſittlichkeiten zu 
wuͤrken. Dieſe Vorkehrungen ſind denn nun nachfolgende: 


| 1. Vorſchriften wegen Unfittlichkeit in Geſchlechts⸗ 
verhältniffen.— Die Geſetze verbieten jeden außerehlichen 
vertrauten Umgang, auch da wo keine Rechte dadurch ver⸗ 
letzt werden, (Mergehen ber letzteren Art fallen den. Gerich⸗ 
ten mir Recht anheim,) und fachen ihm zu verhindern. Dem 
nach find | 
a, Wupplerwirthſchaften bei bedeutender Sreiheitöftrafe ver» 
boten ?), Es find felbft 
b, die fogenanuten Lichts Kärze nur unter manchfachen 
B:dingungen erlaubt 2, 
‚©, Begangene Scortationen werben beftraft, und zwar 
wird dabei zwiſchen Schwächung und gewerbömäßis 
ger Unzucht unterſchieden. Bei jener find es Gelds 
firafen im Verhältniße des Mermögens der Gchuldigen, 
welche deßhalb zuerkanut werden; und erft bei wiederhol⸗ 
ten Müdfällen darf zu Freiheitsſtrafe verurtheilt werden; 
bei diefer dagegen wird immer auf diefe Strafe erfannt. 
Als erfchwerend wird betrachtet, wenn letzteres Verge⸗ 
ben in einer ber beiden Refidenzftädte (Stuttgart und | 
Ludwigsburg) vorfiel 3). | 
a Das oͤffentliche Aufſtellen von unzächtigen Bildern 
und Büchern ift verboten; und es dürfen namentlich 
Hanfirer nur ſolche Schriften feilbieten, welche in ei» 
nem vom Dberamte verfertigten Verzeichniffe enthalten 
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ſind 9); Po ift ——— Marionetten ⸗Spiel oder 
das Abſingen unſittlicher Lieder unterfagt 5), 


‚ Gegen den unfittlichen Genuß von Getraͤnken, 
—— beſteht die Einrichtung, daß nicht nur Derjenige, 
welcher fich betrunken hat, fondern auch der Wirth, nament- 
lich, wenn er noch in fpäter Nacht zu trinken gab, um Geld 
geflraft werden fol 6). Auch gehört hieher die Verordnung, ' 
daß die Wirthe Feine Zechleute nach 10 Ubr Nachts bei ſich 
behalten dürfen . 


3. Als unfittlihen Gebrauh des Vermbgens bw 
trachten die Gefeße das Gluͤcks-Spiel jeder Art, d. h. alfo 
ſolche, deren Erfolg ganz ppm zufalle abhängt. ' Es iſt daher 

a. Das Spielen jeder Art von Hazard⸗ Spielen verbo⸗ 

ten, ohne Ruͤckſicht auf Perſonen, Zeit und Ort. Im 

Entdeckungefalle fol das auf das Spiel geſetzte Geld con⸗ 

fiscirt und außerdem uch € eine 107 im. Wiederho⸗ 

lungsfalle eine Gefängniß » Strafe augeſetzt werden. 

Ebenſo wird Derjenige geſtraft, welcher den Spielenden 

in ſeiner Wohnung Aufenthalt gab; namentlich kann 

noch einem Wirthe ſeine Wirthſchaftsgerechtigkeit entzo⸗ 
gen werden, wenn er bei ſich ſpielen ließ 8). Spiels 

ſchulden find für unklagbar erklärt ?). E 


b. Nicht nur die Errichtung von Lotto? und Geld⸗Lot⸗ 
terieen im Lande if verboten ... ſondern es ſoll auch in 
auswaͤrtigen nicht geſpielt werden; die Strafe iſt außer 
Confiscation des Gewinnes zum Beſten der Waiſen⸗ und 
Zuchthaͤuſer 19) noch Geld⸗ ober Freiheitsſtrafe. Die⸗ 
ſelbe Folge trifft die Collectanten, welche ſogar im Wie⸗ 
derholungsfalle criminell behandelt werden follen 27). 


e. Sogar die Waaren = Lotterieen find nur mit Erlaubniß 
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der Kae, und gegen Entrichtuug von Accise 

geſtattet. 

4.. Ferner arbeitet die Geſetzgebung auf die Entfernung 
von Ropheiten und a bin, Sie beftraft 
alſo 

a. das Fluchen RN Schwören (elbſt wein es keine Got⸗ 
teslaͤſterung iſt) mit Geld oder Gefängnißftrafe 12). 

b. Schlechtes Verhalten zwifchen Aeltern und Kindern, 
alfo Mißpandlung , allzugroße Härte, oder Vernachläßie 
gung von den erfleren, Mangel an Achtung, Unbots 
mäßigfeit von Seiten ber Ichtern, ‚berechtigt zu einer Bor 
forderung vor den KirchensConvent, und zu Geld» oder 
Sefängnißftrafe 3). 

e. Eheleute, welche fchlecht mit einander Icben, oder ſich 
freiwillig trennen, follen durch Zufpruch und Warnung, 
im Entftehungsfalle durch Strafe, zur Ruͤckkehr und zur 
Erfuͤllung ihrer Pflichten angehalten werden 1*), 

d. Ebdenfo tft es zu halten bei Feindſeeligkeiten zwiſchen 

Nachbarn und Verwandten, bei Angriffen auf Ehre und 
guten Namen 15), Auch wirb 

e. der Wucher als eine. unfittliche Handlung betrachtet 
und auf den Verdacht deffelben ad: Abs 

“ mahnung verfügt 16). 

5. Endlih ift felbft der Maͤßigga ng (wohl in Be⸗ 
tracht, daß er aller:;Lafter Anfang iſt) von den Geſetzen als 
eine Unfittlichleit bezeichnet, welcher die Ruͤge der — 
gerichte verdiene 17). 


1) . Knapp, Erim. Recht, II. ©. 461 fs. 

3) Diefe Bedingungen find; Erlaubniß durch den Kirchen - ‚ Cons 
vent; Beſchraͤnkung auf hoͤchſtens drei Haushaltungen 5 Wer: - 
antwortlichkelt des Hanselgenthuͤmers für alle Erceſſe; eige⸗ 
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we Achttkaͤrze für die ledigen Mannsperfonen; endlich die An⸗ 
weiſung, geiftliche Lieder zu fingen anftatt unnuͤtzes Geſchwaͤt 


zu führen (!) 6, die vielen verfchiebenen Befehle Hierüber 


bei-Neyfher, Kirhenconvente, S. 169. 


3) ©. das Detail diefer Beſtimmungen und die Geſetze darüber 
bei Knap p, a. a. O., III. ©. 442 fg. Es iſt wohl allges 

miein anerkennt, daß dieſer Theil der wuͤrtt. Gefehgebung eis 
ner der allerfhlechteften ift, und eine Aenderung dringend bes 
darf. Schon das Anfegen von Geldftrafen Ift ganz unzbed- 
mäßig; nun aber gar das Abmarkten bei den Rameralämtern 
über die Größe der würtlich zu bezahlenden Summe! Anträge 
der St. Verf. in diefem Sinne f. Verb. der K. d. A. 1821, 
H 2, Beil. ©. 1305 daſ. 1826, H. 1, ©. 148. 

4) ©. Geſetz Aber Preßfreihelt vom 30. Jänner 1817, 6. 5, und 
28, Rbl. ©. 425 und Inftrucetion zur Vollziehung der Ges 
mwerbe - Drbnung vom 6. Juni 1828, $. 40, Rbl. ©. 446. 

5) ©, (ungedr.) Befehl der Meg. des Jaxtkreiſes vom 8, März 
1822. 

6) S. Landes-Ordin. Tit. 99; Cynos. eceles. cap. 25; Gen. 
Hefer. vom 24. Jull 1620. Namentlich eifern die Gefeße ges 
gen bag Zutrinken, weldhes nicht nur an dem Trinker felhft, | 
fondern auch an allen Zufchauern, welde nicht abzuhalten ſu⸗ 
hen, geftraft werden fol. 

N S. 8. O. vom 28. Det. 1812, RDL. ©. 58. 


8) ©. Gen. Reſcr. vom 25. Now. 1793, bei Kapf, Sams 
lung, ©. 398, 

0) LandsHrdn. Kir. 98, $. 3. | 

10) ©. Gen. V. O. vom 11. Febr. 1810, H. 13, No. 11, REL 
©. 60. | ' | 

12) Gem. Reſcr. vom 19. April 1719, in Kapf's Sammlung 
S. 107; vom 18. Mat 1801, bei Xnapp, Repert. II. S. 74; vom 9, 
Aug. 1802; vom 9. Juni 1807, Rbl. ©. 193.— Ein fehr fiheres 

Wittel gegen das Spiel In auswärtigen Lotterleen wäre allers 


- ® 


474 


dings bie Einziegung bed Sewinnes, wenn das Geſet befolgt 
würbe. 
12) ©. LandsDrbn. Tit. 895 Cynon. eccles. 0. 25., ©. 46 
fü. Sen. Reſer. vom 19. Juli 16435 vom 4. Gebr. 1664; 
vom 20. Zul und vom 1. Aug. 1705, 
13) & 3.9. vom 15. Iduner 1817, 5 ı3 und 14, Rol. 8.35. 
14) Daſelbſt. 
15), S. Kapff’s Reper. I. G. 362. 
10 S. Hartmann, Kirchengeſetze, J. G. 264, $. 698. c. 
17) Daſelbſt. 


5. 208. 
2. Behoͤrden fuͤr die Sitten⸗Polizei. 


Zur Handhabung (wenigſtens des größeren Theiles) ber 
Sitten⸗Polizeigeſetze beſtehen in Württemberg beſondere 
Behoͤrden, die Kirhens Eonvente 7). Jede Pfarr⸗ 
Gemeinde hat ihre eigene Stelle dieſer Art, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht darauf, ob fie auch eine geſchloſſene bürgerliche Gemein⸗ 
meinde bilde, oder nur Parcelfe einer andern Gemeinde iſt. 
Befindet fih in einem Orte eine proteftantifche und eine Tas 
tholifhe Parodie, fo hat jede derfelben ihr eigenes Sitten⸗ 
gericht. Evbenſo jede (wenigſtens evangeliſche) Filial⸗Ge⸗ 
meinde, wenn ſie eine eigene buͤrgerliche Gemeinde bildet, 
und entweder die Mehrzahl der Ortseinwohner aus Prote⸗ 
ſtanten beſteht, oder wenigſtens die Minderzahl eine eigene 
Schule oder eigene Stiftungen hat. Wenn die Silials Ges 
meinde Feine eigene bürgerliche Gemeinde bildet, fo hat 
fie nur unter ber doppelten Vorausfeßung einen eigenen Cons 
vent, daß fie einer anderen bürgerlichen Gemeinde, als ihrem 
kirchlichen Mutterorte, als Parcelle zugetheilt iſt, und daß ſie 
eigene Schule oder Stiftung hat. Bei Ang elegenheiten des gau⸗ 
zen Pfarreis Verbandes treten die verſchiedenen Convente der⸗ 
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felben zuſammen. Sind nur einzelne Einwohner von abs 
weichender Confeffion einer auswärtigen Parochie zugetheilt, 
fo haben fie vor dem Convente biefer leßtern Gemeinde zu 
erfcheinen; find fie dagegen Feiner fremden Parochie zuges 
. theilt, fo mößen fie (mit Ausnahme von kirchlichen Gegens 
fländen) fih vor dem Eonvente ihres Wohnortes ſtellen °). 
Perfonen welche befreiten Gerichtöftand haben, ſtehen uͤbri⸗ 
gend, wenn fie Katholifen find, nicht unter ‘dem Kirchen» 
convente, fondern bei ihnen bat ſich derfelbe mit der Anzeige 
an die denfelben vorgeſetzte Behdrde zu beguägen; find fie 
aber Proteftanten, fo ftehen fie zwar unter dem Convente, ' 
allein es fol in der Regel nur fchriftlich mit ihnen verhan⸗ 
belt werden 3). 

Die Zufammenfeßung und die Wahl der Mitglieder der 
KirchensConvente find verfhieden, je nachdem diefelben evan« 
gelifcher oder katholiſcher Neligion find, ' 

1. Mitglieder eines evangelifchen Kirchen-Eonvents find: 

in Orten, welche Sig eines Gemeinderathes find: bie 
evang. Ortsgeiſtlichen, der Ortsvorſteher, derStiftungss 
pfleger, zwei oder drei Beifitzer vom Hauptorte, und 
je ein Beiſitzer aus jedem Silials Orte, der keinen eige 
nen Convent hat. Die Beifitzer werden von den evang. 

Mitgliedern des Stiftungsrathes ans ihrer Mitte ges 

wählt; reicht die Zahl feiner Mitglieder nicht bin, fo 

wählt die evang. Bürgerfchaft nach den Formen 

Gemeinderaths⸗Wahl. 

b, In bloßen Gemfinde⸗Parcellen beſteht der Convent 
aus dem Geiſtlichen, dem Anwalde, dem Stiftungs⸗ 
pfleger, und einem oder zwei Beiſitzern; letztere gewaͤhlt 
wie oben hemerkt. 
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2. Die Fatbolifchen Eonvente dagegen beftehen aus dem 
Stabts oder Dorf» Pfarrer, dem Ortövorfteher und zwi Ge 
meinderäthen, welche von den beiden erftern gemeinſchaftlich 
dazn ernannt werden, 

Gehört der Ortsvorſteher (oder Stiftungspfleger) nicht ber 
Confeßion der übrigen Mitglieder an, fo hat er bei kirchlichen 
Gegenſtaͤnden keine Stimme, wohl aber bei polizeilichen und 
dkonomiſchen *). — Der Convent verſammelt ſich regelmaͤ⸗ 


ig alle Monate einmal, in’ Filialen wenigftend alle Viertel: 


jahre. Die Verhandlungen find collegialifh ; alle und jede 
Beſchluͤße müßen in ein eigenes Protocol eingetragen wers 


| den 5). Das im KirchensConvente Vorkommende iſt geheim 


S 


zu halten. Beim Abſtimmen hat der Drtsvorfteher die erfte, 
bei Stimmengleichheit der vorfigende Geiftliche die entſchei⸗ 
dende Stimme zu führen. An Straf-Anſaͤtzen haben die 


‚ geiftlichen Mitglieder Teinen Untheil zu n "men 6). 


Die vor den Kirchen: Convent gi. :rigen Gegenflände 
find aber (außer beflimmten Schul», und Kirchen: Sachen , 
don denen anderwärtd an ber geeigneten Stelle) alle im vor 
angahenden $. aufgeführten Sittenwidrigfeiten, in fofern die-, 
felben durch rohe Yeußerungen zum öffentlichen Yergerniße 


gereicht haben. Das religids-⸗ ſittliche PrivatsLeben der Ges 


meindeglieder ift der Eeelforge der Beichtvaͤter anheimge⸗ 
geben, und dem Kirchen» Eonvente iſt nur geſtattet denſel⸗ 
ben die nörhige Mitsheilung zu machen 7). Jedoch iſt der 
Zweck der, Einrichtung nicht, die von den Gefeßen ange- 


drohten bedeutenderen Strafen durch den Convent zuerkennen 


zu laſſen, dieß bleibt Sache der gewoͤnlichen Polizei= oder 
Gerichts s Behörden; fondern es gebührt dem Convente nur 
Warnung und Ermahnung, und, im Zalle der Erfolglofigs 


keit derfelben, die Zuerleuuung kleiner Correctionen durch Geld 


. 
\ 





“ 
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. oder Freiheitoſtrafen *). — Das Verfahren ift immer rein 
muͤndlich, und es ift fogar den WVorgeforderten unterfagt ei⸗ 
‚nen Beiftand, namentlich einen Rechtsgelehrten, mitzubrins 
gen; bie Ermahnungen werden vom Gerftlichen, die allens 
fallfigen Strafen vom Beamten ausgefprochen ?). 

Die Anzeigen der begangenen Unfittlichfeiten gefcheben 
in der Regel von ben Mitgliedern felbft, nachdem die früs 
ber beftandene geheime Polizei der Convente nad) und nad) 
eingegangen ift: zu foldyer Anzeige aber find die Mitglieder - 
durch ihren Dienfteid verbunden 29), 


ı) Im alten Herzogthume tft diefe Anftalt eingeführt durch Sy⸗ 
nodal= Mecep von 1644, f. Hartmann, Kirhengefeße, I. 
©. 284; bie vielen ſpaͤteren Detail-Verordnungen, welche über 
bfefen Gegenftand nach und nach erfhienen find, f. bei Hart⸗ 
mann, a.0.D. 6259 fg.; vrgl. auch Kapffs Repertorium 
der Amtspraris, Art. Kirhen-Genfur; Mauchart, krchliche 
Statiſtik von W. S. aaı fg. und Reyſcher uͤber Kirchen 
Convente. Manchfache Mödificationen und nähere Beftimmun- 
gen ber ältern Einrichtungen giebt endiih eine V. D. vom 29. 
Det. 1824, Rbl. S. 3879. — In den Eatholifden Gemeinden 
wurden die Ihnen früher unbekannte Einrichtung allgemein 
"eingeführt duch DB. D. vom 15. Jänner 1317, RbL. ©. 33. 

2) S. die angef. BD, von 1817, 9. 2 - 4: und B.D. von 1824, 
6. 1-3 

3) 2. D. von 1817, $. 9, verglichen mit V. D. von 1824, |. 37. 
Schr zweifelhaft iſt freilich „.ob biefer bizarre Umterfchleb der - 
von ber V. A. verlangte Gleichheit aller Staatsbürger vor 
dem Gefeße entſpricht. 

4) Vergl. die V. O. von 1817, $. 1. und bie 2. D. von 1829, 
F. 5—38. Vor Erlaßung ber lehtern wurde es mit der Wahl 
ber Beiſitzer verfhieben gehalten; manchmal wählte fie der 
Eonvent, manchmal waren bie beiben diteften Gemeinderaͤthe 
von Amtswegen Mitglieder. 
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5) ©, Se ©. 278 fs; ®. D. von 1817, $. 6 

6) S. 8. D. von 1824, $. 35. 

7) Daf- $. 15 und 16. 

8) Hartmann, a. 0. O., ©.265. Den freilich nicht nach den 
itzigen Begriffen genau abgegraͤnzten Umfang der kirchencon⸗ 
ventlichen Gerichtsbarkeit bezeichnet die Cynos. eccl. c. 25, 
folgendermaafen: man fol dabei keine politifche, für weltliche: 
Amtlent und Gerichte allein ‚gehörige Händel mit einmifhen, 
fondern allein darauf fehen, daß chriſtliche Zucht, Ehrbarkeit 
und Gottſeeligkeit gepflanzt und erhalten werden mögen. — 
Fuͤr die evangelifhen Kirchen: Convente iſt die Strafbefuguiß 
durch die V. O. von 1824 neu beftimmt. Eie richtet ſich nad 
der Gemeinde Klaffe, und ift 2 Chir. oder 24 Etunden Ges 
faͤngniß; 3 Chir. oder 36 Stunden, 4 Thlr. oder 48 Stunden. 
Fillale find Gemeinden dritter Kaffe gleichgeſtellt. Die Wahl 
zwifhen beiden Strafarten bleibt den Mitgliedern überlaffen, 
Recurs findet ftatt an das Oberamt. Die Geldftrafen der 
Kirchen⸗Convente werben melitentheild in Pfund = Heller (zu 
45 fr.) angefest. Diefelben fließen in den Armen⸗ Kaſten. 

9) S. den Synodalſchluß von 1644, Kap. 10. 

10) S. Hartmann, ©. 267, $. 2085 V. O. von 1817, $.8.— 
Ueber die geheime Polizei ber Eonvente verordnet ber: Gyno: 
dalſchluß von 1644,.Rap. 8. folgendes: „In Flekhen oder 
auch fonft khoͤnnen khaum beffere erfunden werden, als die 
ftethiges in publico und mit vielen Zeuthen zu than haben, 
ls ba ſeyn bie Schulmeiſter, Mößner, Markt», Fleſſch⸗ 
und Brobtbefhawern, Kuchinbekhen, Wäber, Barbierer, Flek⸗ 
benfhmidt, Gerichtsbotten, Stadt: und Flekhendiener und 

dergleichen.“ Jeder „Deferent“ fol den. übrigen unbekannt 
bleiben, und ſelbſt zum Gehelmniße vereidet werden; ‚als 
Belohnung wird Ihnen entweder bas Drittheil,der Etrafgelder, 
oder wo dieß „anſtatt der Ergoͤtzlichkeit eine Algenmüpigkeit 

verurſachen würde, ein beftändiger Gehalt en fie and 
fonften beitermaßen fovirt werden. 





a 
C. Die religidfe Bildung, 
1. Allgemeine Srundfäße. 
8 . 206% 
a. Verhaͤltniß des Staates zur Kirche im Allgemeinen. 


Die Kirche ift eine Gefelfchaft, welche gemeinfchafts 
liche Gottesverehrung zum Zwede bat; der (Rechts) Staat 
eine Geſellſchaft, welche die Handhabung der Gerechtigkeit 
und die Wegräumung der für die näßlichen Unternehmuns 
gen der Bürger hinderlichen Außeren Hinderniffe beabſich⸗ 
tigt T). Beide: Sefellichaften find alfo in ihren Zwecken we 
fentlich verfchieden, und koͤnnen, unabhängig von einander, 
neben einander beftchen. Sie können auch fehr wohl von 
verfchiedenem Umfange ſeyn, mehrere Kirchen oder Theile vom 
Kirchen in Einem Staate, mehrere Staaten in Einer Kits 
che. Auch ihre Mittel find fehr verfchieden; die Kirche wuͤrkt 
auf das Gefühl und den Willen des Menſchen durch Beleh⸗ 
rung und Glauben; der Staat wendet zu Erreihung feine 
Zwecke hauptſaͤchlich materielle Mittel an. — Daraus folgt 
denn, daß Kirche und Staat von einander getrennt nicht 
nur ſeyn koͤnnen, fondern auch follen; jede diefer Gefellfchafs 
ten wuͤrde bie andere zur Verfolgung eines ihr fremden Zweckes 
nöthigen. Die Kirche wird um fo ficherer ihr hohes Ziel ers 
zeichen, wenn fie mit der Verfolgung irdifcher Abſichten fich 
nicht zu befallen hat; der Staat wird zweckmaͤßiger und 
Harer feine Einrichtungen treffen, wenn er fie nur auf Dies 
ſes Leben zu berechnen, Teine außerhalb des Bereiches feiner 
materiellen Mittel liegenden Zwecke zu verfolgen braucht. 

Da nun Aber die beiden wichtigen und — wenn ſchon 
auf verfchiebene Urt — märhtigen Gefelfchaften neben eins 
“ander befteben, und in häufige Berührung deßhalb kommen 
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muͤſſen, ſo iſt nothwendig der Grundſatz aufzuſuchen, nach 
welchem ihre gegenſeitigen Verhaͤltniſſe zu beſtimmen find. 
Dieſer beſteht wohl, wenn Achtung des Rechts auf beiden 
Seiten Statt finden for,“ darin, daß jede der beiden 
Geſellſchaften ihre Zwecke ungeſtbrt von dir andern: ver- 
folgen darf, fich aber natuͤrlich auch jedes Eingriffes in das 
Gebiet der andern zu enthalten hat. Jede derfelben hat zu 
befchließen und auszuführen, was fie betrifft, ‚und mozu fie 
befugt ift ihrer. eigenen Natur-und Verfaffung nach. Jede 
bat die andere zu achten, als eine Anflalt zur Mealifirung 
von Menfchheitszweden; allein jede hat auch das echt, 
ſich vorzufehen, daß ihr nicht von der andern zu nahe ges 
treten werde. er 
Es ift fomit einfeitig, wenn nur, wie newdhnlich ge⸗ 

ſchieht, von dem Schutz⸗ und dem Aufſichts. Rechte des 
Staates gegenüber / von ber Kirche die Rede iſt; ebenſo gut 
hat Die Kirsche die Pflicht, den Staat zu achten, ihn als 
sine nuͤtzliche Anſtalt zu betrachten, ihn ihren Anhängern 
ale ſolche darzuſtellen und dadurch zu ſchuͤtz en; ebenſo gut 
hat fie das. Recht ſich vorzufehen, daß der Staat nicht eins 
greife in ihre Rechte, alſo Aufſicht Über feine Handlungen 
zu führen. — Ullein freilich ift nicht. nur im unferer Zeit der 
Staat diejenige Gefellfehaft, ‚welde in den Gedanken ber 
Meiften vorangeftellt und als die. wichtigere pon beiden bes 
trachtet wird, fondern es iſt überhaupt ſchon cine Kolge feis 
ner materiellen Macht, daß feine Rechte von größerer Wuͤrk⸗ 
ſamkeit find, und fich mehr hervorſtellen 2). 
Diefe Srundfage find denn nun auch im Wefentlihen 
diejenigen, welche das württembergifche Staatsrecht aufftelt, 
freilich mit einigen, nicht unbedeutenden Abweichungen. 

Nach dem Grundgeſetze erkennt naͤmlich der wuͤrttem⸗ 
bergiſche 
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borgiſche Staat alle umii. jede, Kirchen ala rechlich heſtehen. 
de eſciſchaften/ an, . bean: Jeder genießt( im Horigreicht 
ungefti@ee Gewiſſensfreiheit *). 1 Musdrüctich, wach; wird den 
drei. (itzt noch zivri) im Kdnigreiche beſtehenden groͤßeren chriſt⸗ 
lichen Tonfeſſionen freie Öffentliche Religions ⸗Uebung, und 
der velle Genuß ihrer Khrchenw ‚ Schul⸗ und ‚Armen Sonde 
sugeficyert 9. Es geht” fogar. ber Staat .forweit;; daß er 
folche .rchigidfe. Secten — wenn ichen nur in beſchraͤnktem 
Dranfe  Yuloes,- deren Belenner durch die Grundſaͤtze ih⸗ 
ter Religion Au der Erfüllung ſtaatobuͤrgerlicher Pflichten theil⸗ 
weile‘ gehindert‘ .find 3). . Nach diefen Grundfägen find alfo 
anf der. einen Seite die Anordunngen in’ Betreff der inner 
kirchlichen Ungelegenheiten der werfäflungemäßigen .Autenos 
mie. ‚einer jeden Kirche überlaffen;, auf der andern Geite bat 
der, König im. Namen, bes, Staates ein (fogenanntes oberſt⸗ 
hoheitlichez“) Schutz⸗ und Aufſi chtsrecht über bie Kirchen zu 
üben 6). Das Schutzrecht oder richtiger die Schutz⸗ Pflicht, 
wird teils durch die Handhabung von Ruhe und Drduung, 
durch Ertheilung, von Gerechtigkeit, und durch Gewährung po⸗ 
lizeilicher Huͤlfe aller Art, von welchen Vortheilen allen die 
Kirche wie jede andere oo (che oder moralifche Perfon Ge⸗ 
brauch, macht, ausgeübt ;; theils ‚namentlich durch die Beſtim⸗ 
mungen des Proceßgeſetzes, welche Angriffe auf Kirche und 
Religion als ein som Staate verbotenes Vergeben erklären 
und -beftrafen 7); durch bie Staats verordnungon über bie Hei 
lighaltung ‚ber Feiertage und anderer Gegenftände der Kir: 
chewolizei 8); Durch die den Geiſtlichen bewilligten Vorrechten. 
Das Anfſichtsͤrecht aber wird vpn dem Staate mittelſt eige⸗ 
ner dazu beſaͤmmter Behdrden ausgeuͤbt, welche ununterbro⸗ 
chen. zu. wachen ‚baben, daß fein Eingriff in die echte, des - 
Staates geſchehe. Um ihnen biefe Wahrung möglich, zu, ma: 
Mohl Staatsrecht IT. 31 





ZEN. 


Wen, wenigfitnd zu erltichtern, Sefltmemt ‚bie Werfaffungs⸗ 
Urkunde (F. 702), daß eine Verordnung einer Kirchen⸗Ge⸗ 
walt ohne vorgäugige Einficht und Geuehmigung de#©taatts 
oberhauptes weder verkuͤndet noch vollzogen werben darf. Wo⸗ 
bei ſich auͤbrigens verficht, daß die Genehmigung erfalgen 
muß, wenn vom Gtandpuncte des Staatsrechtes niches au 
der Kicchenverorbnung auszuſetzen ift, und daß das Staates 
oberhaupt fich dabei durchaus Feine Einmifhung in die zelis 
gidfen Dogmen oder is die Difciplinare und Eäremeniaks 
Einrichtungen einer Kirche zu erlauben hat. Ob er fie aus 
religidfem, fittlichem und intellectuchem Standpuncte billigt 
oder nicht, darauf kaun lediglich nichts anlommen, wenn 
fie nur Feine Rechte verlegen. 


Eine befondere Erwähnung verdient noch das Berbält 
niß des Staates zu dem SKirchendienern. Im Allgemeinen 
bilden fie natärlich Feine befondere Klaſſe von Staatsbürgern ; 
fie find namentlich in Anfehung ihrer bürgerlichen Handlung 
gen und Verhaͤltniſſe der weltlichen Obrigkeit unterworfen ?), 
und es Tann daher namentlich von eigenen, geiftlichen Ges 
richten, bei denen fie belangt werden muͤßten TO), oder von 
der Befreiung von allgemeinen flaatöbärgerlichen Laſten, mel 
che fie ala Kirchendiener in Anſpruch nehmen koͤnnten, Teine 
Mede ſeyn; der Staat behandelt fie im biefer Beziehung wie 
jeden andern Untertfanen. Allein der Staat dat dennoch 
für gut gefunden, den Geiftlichen nicht unbedeutende Vor⸗ 
rechte einzurägmen, und zwar theils ſolche, welche feine Eins 
richtungen betreffen und über welche zu verfügen er Ms 


kommen befugt war, fheild aber auch einige, welche das 
kirchliche Verbältniß der Geiftlichen betreffen, Bud fomit eis 


gentlich nicht auf Staats, fondern auf Kirchen-Geſetze bes 


“ruhen follten. — In die erflere Klaſſe gehören: befreiter Ge⸗ 


+ 
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richtoſand erſter Klaſſe 21); Warbeil an den Gemeinde⸗Mu⸗ 
‚gungen, auch wenn bie Geiſtlichen nicht Ortsbuͤrger find 12); 
Drfreiung ‚von ber Frohnpflicht und anderen perſonlichen La» 
fen, namentlich auch Befreiung vom Quartier, Vorſpann and 
Kriegskoſten aller Art aus ihren Befolbungs-Gütern 73). — 
Zu der zweiten Klafle dagegen gehdren folgende beide Nechte: 
‚einnal ‚die Sicherheit des Amtes in den von der Verfaflung 
für" die Staates und Körperfchafts- Diener vorgefchrichemen 
Formen, fo daß alfo ein Beiftlicher wege gemeiner Berges 
ben. oder Verbrechen nur durch gerichtliches Erkenutniß ents 

- feßt, entlaffen. oder auf eine geringere Stelle verſetzt werden 
kann; wogegen eine Entlaffung, Verſetzung auf eine gerins 
gere Stelle ader Sufpenfion mit Verluſt des Amtsgehaltes 
(dem. wegen Unbrauchbarkeit eder Dienftvergehungen auf den 
Antrag des Confiftoriumd und bed Gcheimenrathes (nach vor⸗ 
gängiger Auhdrung des Obertribungled) vorgenemmen werben 
kann 1%). Zweitens ift denjenigen .Kirchendienern, welche Dusch 
Witer oder Kränklichkeit zur Verſehung bes Amtes untaugs 
lich ‘geworden. find, von der Verfaffungs, Urkunde ein anges 
meßener Iebenslänglicher Ruhegehalt zugefagt 7°). 

Dagegen verlangt denn nun freilid ber Staat auch pon 
den Kirpendieneruggge Beſorgung einer großen Anzahl von 
Geſchaͤften, welche mit ihrem kirchlichen Werufe keineswegs 
zufammenbängen, fondern welche ihnen nur aufgedrungen 
werden, theild weil durch das Vertrauen des Volles zu ih⸗ 
nen von ihrer Thätigkeit ein gänftiger Erfolg erwartet wers 
den darf, theils weil fie als gebildete Männer die Beforgung, 
namentlich auf dem Lande, zweckmaͤßiger übernehmen koͤn⸗ 
nen. Dieſe Staats⸗Geſchaͤfte der Kirchen⸗Beamten zerfallen 
aber in zwei Klaſſen, in ſolche naͤmlich welche ſie allein zu 
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beſorgen Haben, und’ in ſoiche, welche gemeinſchaftlich urit 
Staats⸗ oder Kbrperſchafts⸗Dilenern betrieben werden. 

Die Geſchaͤfte der erkerw Urt :ind: a. Medicinal 
polizeiliche: Berichte über Epidemieen in ben betreffenden 
Gemeinden; Auffiht und’WBelehrung wegen: der Kraͤtze; es 
lehrung wegen der Kuhpockenimpfung und Vervollſtaͤndigung 
der Ympf = Bücher ; halbjaͤhrige Belehrungen über giftige 
Pflanzen; jaͤhrliche Uebergabe der Geburts⸗ und Todesfaͤlle 
an den Oberamt dirzt; Richligſtellung der Hebammen ⸗Tag⸗ 
bücher. b. Zur Befoͤrderung der. Laudwirthſchaft: Präs 
fung und Berägung der Vorſchlaͤge des laudwirth. Corre⸗ 
ſpondenzblattes; Belehrung. über den Nuten der Allodifica⸗ 
tion der Fall⸗Lehen; Verbreitung nüglicher laudwirthſchaft⸗ 
licher Schriften. c. Armen⸗polizeilhicher Befbrbernaäg 
der Indaftrie- Schulen; - Mitwuͤrkung bei den Wohlrhätig« 
Teitö- Vereinen; Beſorgung ber WaifenhaussGSefälle. d. Fi⸗ 
nanzielle: Unzeigeder einem Sportelsiinfage unterliegenben 
Anzahl von Taufzeugen, der Taufen in Privathäufern und 
"der Beerdigungen außerhalb des Sterbeorts. e. Rechts po⸗ 
lizeiliche: vierteljährige Benachrichtigung der Oberamts⸗ 
gerichte Über fremde, im Orte getraute oder geflorbene Pers 
fonen, zum Behufe der Inventarifirung, f. Statiftifche: 
Fuͤhrung der verfchiedenen — Tauf⸗, 
Ehe⸗ und Todten⸗Buͤcher), Entwerfung von Pfarr⸗Beſchrei⸗ 
ſchreibungen. g. Aufſicht auf den Elementar⸗Sſchul⸗ 
unterricht. 

Gemeinſchaftlich Kara mit andern Vadrben finde ven 
den Geiſtlichen folgende Geſchaͤfte zu beſorgen: 

1. von dem Ortögeiftlichen gemeinſchaftlich mit dem 
weltlichen Ort svorſteher Cald „gemeinſchaftliches Amt’‘): 
a. in Beziehung auf Armenpolizeis die Reitung des 
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Gtiftungsrathes nad des Kirchenconventes; b. hinfichtitih- ber 
Sittenpolizei, ebenfalls Theilnahme am Kircheucon⸗ 
vente; o. in Ches Sachen: Beforgung ber Verhandlun⸗ 
gen in erfter Inflanz; d. ftatiftifche Arbeiten: Ents 
werfung der Bendlferungs s Tabellen, Samilien Regiſſer und 
der Lifte der Militär Pflichtigen 16), 

2. Bon dem Dekane gemeinfchaftlich mit‘ dem Oder⸗ 
amtmanne (als „gemeinſchaftliches Oberamt“) wird bes 
forgt: a. die Aufſicht über das niedere Kirchenperfongl;, fo 
wie Unterfuhung und Berichterfiattung über. Dienkpergehen 
and berufswidriges. Betragen der Geiſtlichen; b. bie. Hand⸗ 
habung der Kirchen und Sittens Polizei infoferne die Gegens 
flände die Competenz des Kirchen⸗Conventes Aberfleigen; c. 
Entſcheidung fiber Kirchenſtuͤhle und Begräbnißpläße, Kir⸗ 
chencollecten, Difpenfationsgefuche wegen Tanzens und Hause 
taufe; ® Aufficht über die Elementarfchulen, (bei den Kas 

tholiken if für diefen Punct die, gemeinfchaftliche Behörde das 
Oberamt und'dag, Schulinfpectorat); ferner über Stiftungen 
und Wohlthaͤtigkeits⸗ Anſtalten; e. Wahrnefmung der Patros 
natösBerhältniffe; f. Berichterſtattung über die Unfnahme in 
Seminarien, Waifenhäufer,, fo wie über Veraͤnderung der 
Kirchen und SchulsSprengel, und Ausmittlung von Fonds 
hiezu. — Die Verhandlungen des gemeinfchaftlichen Oberams 
te8 gefchehen in der Oberamtötanzlei; der Oberamtmank hat 
den Vorſitz, und beforgt in der Megel bie Ausfertigungen, Im 
Falle die Angelegenheit Untergebene beider Eonfeſſi ĩoner bes. 
trifft, find die beiderfeitigen Dekane beizuzicehen — 

3) Von dem Dekane gemeinſchaftlich mit dem Ob er⸗ 
amtsrichter (als „gemeinſchaftliches Oberamtsgericht): 
& die Unterſuchung in ee 18), und er Die 
penfasionen in Ehefachen 77). - i 
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H es bedarf nicht der Erwähnung, daß gänzlich andere Grunde 
füge aufgeftellt werben muͤſſen, wenn es fich nicht von einem 

. Mectöftente, ſondern von einer Theokratie handelte. Hier 
baben Kirche und Staat keineswegs verihiedene Zwede, und 

ſie felbft find, wo nicht eines und daffelbe, doc hoͤchſtens nur 
verfhledene Aeußerungen derfelben Idee. Deßhalb iſt es eben 
fo noͤthig die verfhiedenen Staatögattungen nad ihrem wes 
fentlihen Character zu unterfheiden und auseinanderzubal- 
ten, damit nicht Grundſaͤte, welhe nur für die eine gelten 
Einnen, einer ganz ae widerftrebenden aufgedrängt 
werben wollen. 

2) Die Abneigung gegen die Nechte der Klrche, welche fich bei 
vielen ausſchließenden Anhängern des Rechtsſtaates findet, mag 
fih zwar aus ben, ihrerſeits keineswegs zu vertheidigenben, 
Eingriffen der Kirche In die Rechte des Staates geſchichtlich 
recht gut erklären laſſen: allein fie iſt ebenfo unrechtlich, als bie 
entgegengefehte Aumaafung, den Staat der Kirche, unterzu⸗ 
ordnen. Die Unterbrädung der Kirche iſt eine Immer noch 
vorhandene heimliche Furcht vor neuen Weberfchreitungen Ihe 
rer Sränzen, und fomit Beweis von Schwäde. j 

S. DU, $. 275 vergl. in Chl. I, 6. 317 fg. die nähere 
Ansfäbrung diefes wichtigen Saped. 

4) ©. B. U. $. 70. Durch bie namentlihe Benennung der drei 
reichsgeſetzlich in Dentichland beftehenden Kirchen find natuͤr⸗ 

Ti andere von dbemfelben Rechte keineswegs ausgefchlofs 
fen; der Staat kann und fol fie auch ihnen gewähren. Nur 
bedarf es für fie erft noch einer ausbrüdlihen Urkunde und 
Anerkennung, welche bei jenen durch die Verfaſſung felbft ſchon 
gegeben if. 

5) V. U. $ 27. ©. uͤbrigens die’ Bemerkungen gegen diefe ges 
wiß ebenfo unzweckmaͤßig⸗ ausgedruͤete als materiell zu miß⸗ 
biffigenden Beſtimmungen oben in Chi. I, ©. 320 fg. 

6) V. U. $. zı und 72 

7) ©. über diefen Punct oben Thl. 1, ©. 311, Note 6. Streng 
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genommen war bee Staht’jw ſolchen hedcheten Sarne nit 
ſchuldig; er konnte bie Mnrufung des Schutzes fefker Berichte 
abwarten, oder der Klrche überlaffen, bie ihr zuſtehenden 
Mittel gegen ſolche hrevler miunwenden, 3 — Wetzung, Des 

& tehrmig, "Bam. — 3 

.8) Die Hauptgegenflände der vom Gtaate durch Ziwanssgeſede 

bekraͤftigten Kirchen-Vollzei ſind: die Sonntagsfeier, die Lei⸗ 
chen⸗ und Begraͤbniß⸗ ⸗Anſtalten „ bie Feter der verſchiedenen 
geſchloßenen Selten, die Kirchweihe. ©. uͤber dieſe Puncte 


Im Einzelnen: Repſcher, die Wuͤrkſamkeit der Kirchencon⸗ | 


vente AB. 175 fe. 
9) S. B. u. y. 3. 
10) Bon bdieſem Orundfage macht keine Ausnahme, daß In an⸗ 


ßergertchtlichen Schulbtiaggen bie gemeinſchaftli⸗ 


qen Oberaͤmter (oder itzt Oberamtsgerichte) anzugehen ſind, 
(ſ. Gaupp, Kichenteht, J. ©. 154,) indem es fh bier 
vor der Hand nur von diſciyllnariſchen und adminiſtr ativen 
Maasregeln, nicht aber von einer rechtskraͤftigen Entſcheidung 
handelt. Kommt es zur formlichen Klage, ſo iſt der gewoͤn⸗ 
liche Richter, d. h. alſo das Oberamtsgericht allein, zuſtaͤndig. 
VUebrigens iſt ber Behörde vorgefchriehen, bei ihren amtlichen 
Einſchreitungen gegen Geiſtliche ſich ſchonender Formen zu be⸗ 
dienen, ſ. Erl. des Civ. Senates des Obertribunales vom 
zten April 1823, und B.9. vom 13ſten Aug. 1826, 9. 24, Rbl. 
©. 463. — Ansdrädtih iſt vorgefhrieben, daß in allen bir: 
gerlichen ober peinlichen Rechtsſachen die Geiſtlichen ihre Be⸗ 
hauptungen wie jeder Lale zu erweiſen, und nöthigenfalls mit 
einem Eide zu befräftigen haben, [.Cynos. eccles. ©. 266. 

11) ©. Ebdict IV von 1815, 9. 2 yerglihen mit ber Rang⸗ 
Ordnung von 1821. 


12) S. die verſchiedenen hierüber — Verordnungen bei | 


Gaupp, 8.0.2. ©. 166 fe. 
13) Das Nähere bei Gaupp, a. 4. O. ©. 168 fe. 
14)-Diefe Beſtimmungen des 6. 47 und 48 der V. U. find naͤm⸗ 


S 
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‚Übel. Dagpe te, vom; Seftgg,Pet. 1819 und ãsten Aptil 
1820. ah, guf.bie Geiftlihen.apesehshnt werben. Uebrigens 
unterliegt diefe Aushehuugg eins. doppelten rechtlichen .Zwei- 

fel. Nicht nur fragt fi... .mfe,oben ſchon bemerkt wurde, gat 
ſehr, ob die Reglrung ohne Einvernehmung und Kßuſtimnigug 
der hetreffenden Klrchen den Dleunern derſelben ein fo weit 

gehenheß, Roecht. auf ihr Amt einzäymen konnte; fandezn es 
iſt auc mehr als zweifelhaſft „ph, dieſelbe überhaupt ermaͤch⸗ 
tigt war, durch bloſe Miniſterlal-⸗Pecrete Beſtimmungen der 

WB auszudehnen, und ob uicht vielmehr. .. ein 
Geſet noͤthig geweſen wäre? — 

15) ©. V. U. . 74 und 80. Auch bier muß daig hiel⸗ 
ben, In wie ferne das Stagts grundgefch zu — Liberall⸗ 
tät berufen und ermächtigt war. ,<, .., 

16) ©. das Mähere über alle dieſe Geſchaͤfte bei PR pP, a. 
a. O. S. 2383 fäß. 

12) ©. ‚de B.D. vom z3ften Aug. 1825, Rbl. S. —* dur 
weiche. die früheren Beſtimmungen über biefen Br zu⸗ 
ſammengefaßt und bereinigt wurden. 

18) S. V.O. vom aten April 1825, Rbl. S. 115. 

19) ©. eine Zuſammenſtellung ber hierher gehörigen Faͤllen ſammt 
ben. betreffenden Karen bei Gaupp, 8.4.0. S. 264 fg. 


(. 97: 


b. Verhaͤltniß der verſchiedenen {m Staate befinblichen Kirhen 
gu einander. 


Schon durch das Meligionsediet vom 15ten Dit. 1806 
find den drei großen in Deutfchland reichögefeglich erlaubten 
Kirchen völlig gleiche Mechte eingeräumt worden. Auch 
die DVerfaffunge = Urkunde ſtellt fie in ihrem fechsten Ras 
pitel einander vdllig gleih. Jede hat alfa das Recht, ihre 
Zwecke durch die von ihr gemwäßlten und vom Staate gebil⸗ 





— 


latn Mittel gu vrefohgens: ubme daß des Andern ·eiae Eins 


u 


ſprache  zußhude, „fo Tapge.ıfle- * in ——— 
verlent ade; Namenslisb..beks :- el? m 9 

4.309 Kieche hat Bucht; RE bei — 
Anlängira-anberer Kirchen zu machen; dieſe Deßhaib zu bes 
kehren: und aufzuſorderu „..ihmtes ‚ben Veſuch ber Gohteähäufes 
und Gottesdienfte zu geftatten u. dgl. So lange krine Ben 





leidigungen hegen die anderen. Kirchen, Tein Biväng und feine 


Taͤrſchung angewendet werben, Aleibt deu ‚ubrigeib: Eomfeffios 
non wirt dogmatiſche Merefridigung. ihres Blanbene. mw 
zedvch. Streitigkeiten ‚fo . viel Als möglich zu / ermeiden ft fefte 
geſtellt, einmul, daß: gu them Uebertrittezu ichrer anderw 
Kirche wenigſtens vierzehnjaͤhriget Alter erforderlich: iſt, und 


zweitens, daß: der Enſchluß: zum Uebertente: erſt entweder, 


muͤndlich oder. durch Protocoll⸗Exrtract des Oberamtes dem 
bisherigen Seklforger angezeigt‘ werben muß: Diefer hat ein 
Zeugniß darüber aus zuſtellen, daB es geſchehen ſei / umd nun 
erſt kann das mine Mitgliedin: bie von ihıw:gewäßlee Kirche 
aufgenonimen werben. :. Staatsbiener haben: auth der Regi⸗ 
rung: Die. Anzeige zu machen, ohne. Daß uͤbrigens der Schritt 


ihnen. ingend. zum Nachtheile gertichen koͤnute, ‚deu einzigen 
Gall ausgenommen, daßrſie disher eine der wenigen Stellen 
bekleidet hätten, welche der Ratur der Sache nach nur dem 


Belenner ciner beſtimmten Sonfeffion übertragen werben koͤnnen 


(+ B. Stellen in einem Confflotium n. fe w.). In biefem 


Galle wäre ber Staat wohl keineswegs verbunden, dem Mes 


bertretenden: eine andere. Stelle. im- dfenilichen Diefi zu 


„übertragen 1). — Dagegen find ee 
2. ‚die Bekenner der einen mirche, wie ſch von ſelbſt 


verſteht, keineswegs ſchuldig, wider ihren Wilen bie Auhäns 
ger einer. andern Kirche Antheil an ihren Gebäuden und ihrem 
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Gotteodienſte zu geſtatten. Nur für ihr en- Gebrauch defttzen 
fie dieſes ECigenthum, nur Gleichdenkende und foͤrmlich als 
Kirchen Neder Aufgenommene haben das Recht zu verlangen, 
daß fie zu gemeinſchaftlichen Vereinigungen und Eaͤremonien 
zugelaſſen werden. Es iſt Dabei gar nicht nothwendig, daß 
der: Ausfchließung erſt ein —n uate una vors 
. „angegangen fä 2). } 

3. Ebenfo find die Genoßen der einen Kirche durch bie. 
Religions Aebungen, Feiertage und dgl, einer andern Kirche 
nicht gebunden, namentlich koͤnnen von diefer letztern alle 
- werktäglichen Arbeiten an folchen Tagen getrieben werben, Mer 
iR eine effenbare Störung bed Gottesdienſtes zu vermeiden ®). 
— Darüber ob ein Beamter in feinen amilichen Geſchaͤften, 
3. B. bei Vorladungen, die kirchlichen Berbälmiffe ber wicht 
zu feiner. Sonfeffion gehörigen Untergebenen zu achten bat, 
beſteht ein. allgemeines Gefe nicht; nur hinfichtlich der be 
raeliten ift beſtimmt, daß fie fi zwar auf Berlangen and 
an ihren Feſtiagen und Sabbathen zu fielen haben, daß aber 
nur im Notbfalle diefe Prlicht in Anſpruch zu nehmen fei 
(ſ. Art. 55 des Gefetzes). Daran wird denn wohl: minder 
ſtens geſchloßen ‚werben bäsfen, daß Wehnliches zwiſchen dem 
Bekennern ;verfchiebener cheilicher Kirchen zu Beobachten ſei. 

4 Die Bildung einer neuen kirchlichen Gemeinde an Dr: 
ten, in.weldyen bisher nody keine beflanden Hatte, ift jeder 
Eonfeffion. erlaubt, fobald die Zahl der ortsangehdrigen Mits 
glieber fo bedeutend ift, daß fie den Aufwand jur Errich⸗ 
tung des Kirchengebaͤudes und der Unterhaltung der Kirchens 
diener aus eigenen Mitteln zu beftreiten im &tande find. 
Natuͤrlich iſt weder der Saat ſchuldig einen Beitrag za ge 
ben, noch weniger kann am die bisher beſtehende Gemeinde 
des Ortes irgend ein Aufpruch auf Abtretung ober Theilung 
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von Gebäuden, Fonds m, f. w. gemacht werden. Selbſt 
ganz unbenuͤtzte Eigenfhumsftäde koͤnnen mit — | 
nicht verlangt werden *). 

5. Ueber das Rang⸗Verhaͤltniß der Beiden. Haupt» Kits 
hen im Staate ift feſtgeſetzt, daß wenn die Geiſtlichkeit als 
Körperfchaft erfcheint, immer ur evangeliſche der katholiſchen 
vorgehe >). 

Zu bemerken iſt hierbei no, dag für den Kal einer 
Grreitigkeit zwifchen mehreren Kirchen, im welcher fich die 
Centralbehoͤrden derfelben nicht vereinigen koͤnnen, der Ges 
heimerath als berathende Behoͤrde durch die Berfaffung 
($. 59, Nr. 4) ausdruͤcklich beſtimmt 


1) ©. das Nähere bei Saup, aircheneqt, Le. uf. Ä 
2) Das Gegentheil behauptet Gaupp, a. a. D. ©. 16, allein 
ohne irgend zureichenden Grund. Er findet es wuͤnſchenswerth 
für die Kirchengenoßen ſelbſt, wenn Andersdenkende dem Got⸗ 
tesdienſte anwohnen, allein die Frage iſt, ob man, wenn man 
es nmicht wuͤnſchenswerth findet, Fremde zulaffen muͤſſe? Und 
Her ift denn Fein Rechtsgrund denkbar, nach bem man ſich einer 

‚: fremden geſchloßenen Geſellſchaft aufzudringen Befuge wäre. 

3) Befonders iſt diefed Leutere den Juden in Beziehung auf. 

chriſtliche Feiertage eingeſchaͤrft, ſ. Gefes vom 25ften April 

‚1828, Art. 8. — ‚Mehrere Beifplele von Vereigigungen der 
poritätishen Orte über gemelufhaftlihe Geier ber gegenfelti« 
gen Feiertage f. bei Gaupp, 0.0.0.6. 23. 

4) S. Relig.Edict vom ı5ten Det. 1806, $. 2, und Gefeg 
‚über die Verhältniffe ber Ifraeliten, Art. 49 und 50. — Die 
große Anzahl von Meftimmungen, welhe über die Verhaͤltniſ⸗ 
fe, Rechte und Pflichten einzelner von der Kirche ihres Wohn⸗ 
ortes Diſſentider gegeben find, ſ. Gaupp, a. a. O. ©. 18—4ı. 

5) S. (ungedr.) V. O. vom 23ften Jull 1811, und zten Nov. 
1826. — Die einzige Ausnahme von dieſer Kegel tritt dann 
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ein, menm,in, Orten, weide hauptſaͤchlich von aatholiten be⸗ 
wohnt ſind, der erſte katholiſche Geiſtliche auch dem ange 
"nach höher ſteht, als der erfte Iutherifche. 


2. Die proteftantifhe Kirhe 
$. a 
a. Gefhiäte derfelben fu Wurttembers. 


Die neue Lehre konnte in Wuͤrttemberg nicht fruͤhe ein⸗ 
geführt werben, denn Oeſterreich, welchem damals das Laub 
gehoͤrte, wandte alles an, um die ——— der — 
mation zu hindern *). 

Dieſes Alles aͤnderte ſich durch die Schlacht ‚bei 
Kaum war Ulriche wieder im Beſitze ſeines Herzogthumet 
ſo fieng er an das Land zu reformiren 2), Schon unter 
dem 24. Dec. 1534 erging der Befehl nirgends mehr ans 
dere als evangelifche Prediger anzuftellen; auch wurden die 
Stifter und Kloͤſter reformirt, wobei freilich Ulrich ſich 
großer Uneigennuͤtzigkeit nicht befließ, ſondern willkuͤrlich ſich 
von dem Kirchengute das Beliebige zueignete. Es erfolgten 
nach und nach bie verſchiedenen Geſetze, welche bie wärtt. 


Kirche gründeten und einrichteten, fo 3. B. bie Kirchen⸗, bie 


Kaftens, die Viſitations⸗, die Spnobdals Ordnung u. f.w.; 
endlich wa die Univerfität nebſt den Kloſterſchulen neu um⸗ 
geſtaltet nach den itzigen Beduͤrfniſſen und Anſichten 3). 
Als endlich die neue Kirchen-Ordnung gegruͤndet ſchien, 
mußte Ulrich im Jahr 1548 das Interim einführen. Wis 
rich vollzog den verhaßten Befehl nur unvollſtaͤndig uud zu 
großer Klage der Bilhdfe und Aebte; und als er bald nach⸗ 
ber ftarb, fo bob fein edler Sohn Chr iſto ph noch vor dem 
Paßauer Vertrage das Interim wieder auf und fieng an bie 
Schöpfung feines Waters wiederherzuſtellen, ſie auszubeſſern 
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mid zu villenden. So iſt er dam mim, "wie bekanut, der 
Gruͤnder der altwuͤrtt. Kirchenverfaſſung, die auch mit vers 
haͤltn ßinaͤßig wenigen Aenbernngen bis af den- heutigen . 
Tag im evangeliſchen Theile des Königreichs beſteht. Unter 
"Hm kaͤm die Zeftftellung des Lchrbegriffes, die wuͤrttember⸗ 
giſche Confeßion, zu Stande} von ihm gieng die Kirchen⸗ 
vrbnung, die Armenkaſten? Ordnung, die Ebe⸗ die Vifita⸗ 
tions Ordnung, die Gruͤndung des abgefonderten Kirchen⸗ 
guted, von ihm bie Einrichtung der Kirchens und un 
ter —— San Mer w. aus — 


Seit dieſer Zeit war die: Tutherifhe Gonfrfion nicht 
nur die herrſchende, fondern fogar bie ausfchließende im Here 
zogthume, (die Ruckkehr der Kloſtergeiſtlichen nach der Nord⸗ 
linger Schlacht war blos voruͤbergehend/) und die @inrichs 
tungen Herzog Chriſtoph's blieben im MWefentlichen ganz 
unverändert, Württemberg in dieſer Beziehung vor den mei« 
Ren übrigen Ländern auszeichnend. Erſt im 18ten Jahrhuu⸗ 
dert mußte eine bedeutende Aenderung in ben bisherigen Ge⸗ 
ſetzen eintreten, ald von Karl Ulerander an die regirens 
de Familie zur katholiſchen Kirche uͤbergetreten war, und der 
Herzog ſomit nicht mehr’ als der obeffle Landesbifchof anges 
fehen werden Konnte. Allgemeines Mistrauen ndihigte auch 
die katholiſchen Herzoge die befannten Religion» Meverfalien 
zu unterzeichnen, durch welche fie ſich des Kircyenregimentes 
ganz begeben und es dem Geheimenrathss Collegium uͤber⸗ 
ließen 5). — Mit‘ dem Negirungs » Untritte Herzog Kris 
drich's II. hörte aber and) biefe Aenderung twieder auf, 
und 6 trat der alte Zuftand der Dinge wieder ein. Die 
Erwerbungen des Jahres. 1803, obgleich zum großen Theile 
von Katholiken N waren don teinen Solgen für den 
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Ficchlichen Aſtand ind’ Herzogthum, da fie als ehfeaderet 


Land regirt wurden. 
Erſt als nach Aufhebung der alten Verfaſſung des — 
— die verſchiedenen neuerworbenen Landestheile zu Ei⸗ 


nem Königreich vereinigt wurden, welches itzt viele katholi⸗ 


ſche Unterthanen zaͤhlte, als ferner auch mauche proteſtanti⸗ 
ſche Gebietetheile ſich ber altwuͤrtembergiſchen Kirche aus 
(bloßen, traten wichtige Aenderungen ein. Es wurde nicht 
Kur die. Organifation der legteren durch den meuen Zuwachs 
(zum Theil auch durch die neue Einrichtung der Staatsver⸗ 


waltung) verändert, fondern es mußten auch durch das Relis 
gions⸗Edict vom 15. Det, 1806 allen breien in Deutſchland 


techtögefeglich beftehenden Kirchen gleiche Rechte eingeräumt, 
und ſomit alle alten Verbote gegen Ausäbung des Katholicid« 
mus im Lande aufgehoben werden. Daß zu derfelben Zeit der 
altwuͤrtt. proteftantifchen Kirche ihr Gut abgenommen und 
mit den: Staatsbomainen "vereinigt wurde, war ein Zufällis 
ger, durch bie veränderte Verhältniffe keineswegs gebote⸗ 
ner Gewaltſchritt. | 

Uebrigene bildeten auch ist noch die Belenner der pro⸗ 
teſtantiſchen Kirche bei weitem die Mehrzahl der Staatöbäre : 
ger; ein Verhaͤltniß, welches auch durch die Erwerbungen 
vom Jahr 1810 nicht geändert wurde ©). 

Das einzige, allerdings mehr in rechtlicher als in mas 
terieller Beziehung, wichtige Ereigniß, melches die Verfaſ⸗ 
fung ber. proteftantifchen Kirche feit dieſer Zeit betroffen har, 
ift die im J. 1823 zu Stande gebrachte Mereinigung der 
fräber abgefonderten reformirten Kirche mit ber lutheri⸗ 


(den 7). 


1) S. 5. B. Straf-Manifeft bei Sattler, Geſchichte der Her⸗ 
zoge, IL Beil. 93 fg. Ueber bie vereizuelten Anhaͤnger, bie 
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19. 
nene Lehre im Lande zu verbreiten f. Zahn, -Wesiuch einer 


.Mefatn;. Geſchichte des Herzogthums W. Käb. 1791, 8, S. 9 


fg., namentlich aber Schuurrer's Erläuterungen der w. Kir⸗ 
qan⸗/Neformatlons · und-Gelchrten-Gefchiegte. Tuͤb. 1798, 8, 
S. g fa. amd Pflfter!s Denkwuͤrdigkeiten per wuͤrtt. Refor⸗ 
walivus- Geſchichte, Cuͤb. 1818, 8, ©. ar fe. | 


.. © Hfiker, a. 4. O. e. 31 fg.; Sqnarrer, S.99 f8. 
6. pfiſter, 0.0. 6.37 19.5 Haft’ Gersichte von W. 


‚Tor. 1. ©. 346 f8. 
N & Pfaff a. a. O. ©. 404 19.5 Schnurrer, Erlauterun⸗ 
gen, S. 198 fg.; Pfüſter, a. a. O. ©. 31 fg.; namentlich 
aber pfiſter, Herzog Eheiftong zu W. Tuͤb. 1819, II. 8, an’ 


vielen Stellen. 


5) Ueber bie Reverfatien ſ. den naͤchſten . 


6) Ned dem Stande vom 1. Nov. 1830 waren unter .1,562,033 


Einwohnern 1,072,749 Evangeliſche, und nur 478,844 Katholi⸗ 
ten, ſ. Staatshandb. ©. 467. | 

2 Im J. 1699 wargn vertriebene Waldenſer und Freuzoſen nach 
manchem Streite und. Widerſpruche In Württemberg aufge⸗ 
nommen, und Ihnen manche. Vorrechte, z. B. die Wahl ihrer 
Seittlihen und Schullehrer, ber Gebrauch der feanzöflichen 
‚Gyiade beim Unterriäte.u, ſ. w. einggräymt werben. Sie 
ertaunten, wie natürlich, das Intherifhe Conſiſtorlum nicht 
als Oberbehoͤrde an, ſondern ſtanden unter einer eigenen 
„AWaldenſer⸗Deputatlon⸗“. Ihre Kirche beſtand aus fieben, 
unter einem eigenen Dekan ſtehenden, Gemeinden, mit uns 
Wr 2500 Seelen. S. Keller, kurzer Abriß ber Ge⸗ 
ſchichte der m. Waldenſer, v. 3. 1796, 85 F. €. von Mo⸗ 
fer, actenmaͤßige Geſchichte der Waldenſer in W., Kuͤrlch, 
1798. 8. Als die früheren Geld-Zuſchuͤße aus Holland, der 
Schweiz und England aufbörten, fo waren bie Pfarr» und 
Schul⸗Stellen diefer Kirche fehr unzureichend botirt. Es wurs 
den daher In der Verf. Urk. nicht nur der Kirche dieſelben 


» 
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Pechte ˖ eingerumt, wie. Dei beſden grdßeten Khen, ſondern 
auch, in 5. 83, verfptochen fin? Verbeſſerung und'namentiich 


fie dlonomüfcherSicherſtellumig ihrer Hilihen- aad uatertlchts⸗ 


Beduͤrfnhſſezu ſorgen. Dieſes geſchuh deunalich vorlaͤufig 


durch den Landtag von 1921, welcher auf bie Staatskaſſe eine 


24 
.. 


— 


kleine Summe (1200fl.) zu dieſem Iwecke airvles Allelucheils 


- das Beiſplei anderer deutſchen Staaten,, thells her auch Spt 


noch ſehr ‚mangelhafte Buftend der reformirten Kirche erweck— 
te den Wunſch, biefeibe mit der großen Iutherifhen Kirche zu 


„vereinigen. Bei dem großen Zahlenmisverhältniffe konnte aber 


nicht davon die Rede feyn. beide Kirchen gleich zu ſtellen und, 
fo’ zu "verbinden, fondern nur davon, die Neformirten in die 


5 evangelifche Schweſterkirche aufzune hmen, unter Vorbehalt ihrer 


beſondern Glaubensartikel. Nach einer im J. 1823 gehalte- 
nen Synode geſchah dieſes denn auch wirklich in der Art, daß 
die Wnefögimirren auf das Ernennungsreiht ihrer Geiſtlichen und 
gehrer af den eignen Defan, und auf ben Gebrauch ber 
franzoͤſiſchen Sprache verzihteten, "Dagegen ihnen vom Staate 


Verbeſſerung ihrer Kirchen: und Schulſtellen und die-Muftahs 


me lhrer kuͤnftigen Lehrer in die Staats-Anflalten zugefichert 
wurde. Die ihnen elgenthuͤmtiche Form des Abendmahls⸗ 


Genuſſesblied ihnen vorbehalten',n wie ſienes verlaugten. — 


"So iſt denn: der!dußere · Unterſchled zwiſchen beſden proteſtan⸗ 


tiſchen Klichen aufgehoben; der geringe Unterſchied aber. wird 
von ſelbſt nach und nach verloſchen, md: dadurch Die Frähere 
reformirte Kirche ganz von der lutherlſchen Kirche abſorbirt wer⸗ 


den. S. dlie Nachricht von: der Verrinigung ber. Lutheraner 
und Reformkrten im Koͤnigreiche Win Steudel RCüb. 


Zeitſchrift fuͤr Theologle, 1St. „S. 200 fg.; vergl. damit: 


Steudel, Aber die Vereinigung belder evangeltſchen Klrchen 


= in W. — 1822. 8, De ee —— 


Er rer » 241 ’ N 
2 ⸗ 


* —R * ⸗ 
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b. Verhaͤltniß des Staates zur proteftantiihen Kirche. 


Die Stellung der proteftantifchen Kirche in Waͤritem⸗ | 


berg iſt eine eigenthämliche, auf alte, unvolllommene oder 
wieder halb zu Grunde gegangene Einrichtungen gegrändet, 
und läßt manche Bemerkungen gegen ihr Syſtem, und wichtige 
Wünfche hinfichtlicy ihrer Vervollfiändigung zu 3). 


- Allerdings fleht auch bier der Grundfag feft, dag Kirche 


und Staat zwei völlig verſchiedene Geſellſchaften find, dag 


der Kirche ihre Autonomie zuſteht, und daß der Staat nur 


fein Schuß = und Aufſichts⸗Recht (jus circa sacra) aus- 
zuäben bat. Allein num ereignet ſich, daß die Kirche ſelbſt, 
das Episcopal-Spfiem der Meformationdzeit immer noch ans 
ertennend, burch ihre eigene Drganifation dem Staatsobers 
haupte, oder wenn er_fich zu einer andern Eonfeßion bekennt 
einer Regirungsbehörbe, fehr ‚bedeutende Rechte als auch ih» 
rem Haupte (das jus in sacra) zuerfennt. Dadurch kommit 
daun num allerdings große Unklarheit in das ganze Verhaͤlt⸗ 
nid. Micht die Rechte find verändert und verfannt, allein 
die Ausübung umvereinbarer Rechte ift einer und berfelben 
Perfon übertragen. Dazu Tommen noch Läden in der Ors 
ganifation, auch ihren Grundfaß zugegeben. Um das Näs 


bere einzufehen , ift nothwendig den Fall, wenn der König: 


\ 


zur evangelifchen Kirche gehört, zu umnterfcheiden vom bem 


Halle, wenn er anderen Glaubens ift. 


Bekennt ſich ber König zu der evangelifchen Confeßion, 
fo ift er nach dem von der V. U, ausdrüdlich anerkannten 
und beflättigten Nechte der württembergifchen Kirche oberfter 
Zandesbifchef, Oberhaupt der Kirche, Als folchem ſteht ihm 
eine entfcheidende Stimme bei der ea von un 

Mohl Stastereht II, 32 


L 
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{ 
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geſetzen zu, er har für die Wahrung der Xehre, des Bots 


teöbienftes, der kirchlichen Ordnung zu forgen, die Kirchen⸗ 
ämter zu beſtellen, Aufſicht über die Geiſtlichen zu "üben; 
das Kirchenverrmögen zu verwalten. Allerdings uͤbt er diefe 
Mechte nicht unmittelbar ans, fondern durch dad Confiſto⸗ 
rium und die Synode 2), allein die Entſcheidung ift doc) 
in letzter Inſtanz bei ihm, und der Uebelſtand beſteht im⸗ 
mer, daß der König in der einen Eigenfchaft den Staat 
gegen die Kirche fchägen foll, in der andern aber die geſetz⸗ 
lichen ‚SSntereßen der Kirche gegen den Staat zu wahren und 


- durchzuführen hat. Iſt nun auch die gleichzeitige Befolgung 


beider Rechte (oder Pflichten) nicht ganz unmöglich, fo iſt 
die Einhaltung ber Mittelftraße doch fehr fhwärig, und zwar 
um fo ſchwuͤriger, als durch eine hoͤchſt fehlerhafte; und kei⸗ 
neswegs felbft durch die doppelte Stellung des Koͤniges ge⸗ 
botene Organifation die oben angedeutete Zweiheit auch auf 
die unter der Keitung des Königes ftehenden, mit; der Before 
gung der Kirchen = Angelegenheiten beauftragten Stellen, näms 
lich auf das Minifterium des Kirchens und Schulwefens, 
das Eonflftorium und die Synode, ausgedehnt iſt. Auch. 
alle diefe Behörden find theils Kirchenämter,, theils Staates 
bebdrden zur Uufficht auf die Kirche. S. über biefelben dem 
naͤchſten F. — Eine grändliche Abhuͤlfe des Mieftandes 
ift unter den gegebenen Umftänden nicht möglich, denn 
Staats⸗ und Kirchen⸗Recht verbieten gleichmäßig, daß der 
König feine eigentliche, natürliche Stellung als einfaches 
Mitglied einer beliebigen Kirche, und dagegen als unbefanges 
ner, mit ungetheiltem Intereſſe bandelnder Wächter des Staa- 
tes gegen die Kirche einnehme: allein fehr bedeutend gemins 
dert möchte das Uebel dadurdy werden, daß die untergeord« 
neten Staats⸗ und Kirchens Behörden getrennt würden, und 
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bie Kirche eine in ſich geſchloßene Träftige Organiſation er⸗ 
hielte, welche ihr möglich machte ihre Rechte auch gegen ihr 
eigenes Oberhaupt geltend zu machen 2). 


"Nur dem Scheine nach beffer ift der Zuftand, wenn fih 


der König nicht zu der proteftantifchen Kirche befennen folls 


tee Fuͤr diefen Hall verordnet die V. U. in $.76., daß ale, 


dann in Hinſicht auf bie landesfärftlichen Epiſcopal⸗Rechte 
die dahin gehdrigen Beſtimmungen der fruͤhern Religions⸗ 
Reverſalien wieder eintreten. Dieſe Reverſalien *) beſtimm⸗ 
ten aber, daß der Herzog an dem Religions⸗ und Kirchen⸗ 
Zuftande bes Landes nichts ändern, die proteftantifche Con⸗ 
feßlon ale die einzig erlaubte erhalten, für fich felbft nur 
. einen Privat:Gsttesdienft in Anfpruch nehmen, son ben Kirs 
chenguͤtern nichts für die Zwecke anderer Eonfeßionen verwens 


den, endlich die Ausübung des ganzen Kirchenregimentes dem 


Geheimenrathe unbedingt überlaffen,, auch die Behoͤrden, wo 
es nöthig, mit den Ständen über Kirchenfachen in Verbin⸗ 
dung treten laffen wolle. Nur die Ernennmg der Geiftlichen 
aus einer vorgelegten Liſte von drei Candidaten blieb dem 


Herzoge vorbehalten. — Bon diefen Verfprechungen find nun 


offenbar alle diejenigen, weldye fi auf die alleinige Aus» 
äbung der proteflantifchen und auf die Beſchraͤnkung der Tas 
tholifchen Religion beziehen, durch die Verfaffung unbedingt 


aufgehoben; gültig dagegen ift auch ist noch das Verbot D 


die eingeführte Meligiond- und Kirchenordnung zu flören, das 


Vermögen der proteftantifchen Kirche für die katholiſche zu. 


verwenden. Einer neuen Auslegung, oder vielmehr einer 
gänzlichen Umänderung, aber find bebürftig die Beſtimmun⸗ 


gen, daB die Behörden in Kirchenangelegenheiten mit den 


Ständen verkehren dürfen, und daß dem Geheimenrathe das 
Kirchenregiment en fel. . Jeues iſt theils gegen die 
— 
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Berfaflung, welche nur dem Geheimenrathe und den Miniftern 
amtliche Communication mit den_ Ständen geftattet, theils 
bat es Feinen Sinn mehr, indem bie Ständeverfammlung, 
zum Theil aus Katholiten beſtehend, nicht mehr als Nepräs 
fentatioa ber wuͤrtt. Iutberifchen Kirche betrachtet werden 
kann. Dieſes dagegen bedarf durchaus-einer nähern Beſtim⸗ 
mung, weil ist in bem Geheimenrathe auch Katholiken und 
möglicherweife fogar lauter Katholiten Sig und Stimme has 
ben koͤnnen 3). — Allein and alle dieſe nothwendigen Aen⸗ 
derungen vorausgeſetzt, bleibt auch hier der oben fchon gerägte 
Misftand, daß eine und dieſelbe Behörde als Kirchen- und Staats 
Stelle dient, was um fo weniger bier zu entfchuldigen ift, als 
ein Grundſatz des Kirchenrechts verlegt worden wäre, wenn 
hier eine gänzliche Trennung ausgefprochen feyn wuͤrde, denn 
nirgends verleiht jenes bem Geheimenrathe nn — die 
Epiſcopal⸗Rechte. 


1) Die Geſetze der proteſtantiſchen Kirche in W. ſind in folgen⸗ 
ben Werfen geſammelt: Hartmann, Kirchengeſetze bes 
Hg. Württemberg. Stutt. 1792 — 98, 8. (befanntlich eine vor: 
trefflide Sammlung); Reuchlin, Kirchengefege des Könige 
reihe W. von 1798 — 18095 eine Fortfeßung ber Hartmann’ 
fhen Sammlung. Stuttg. 1809, 85 Müller, Intelligenz⸗ 

blatt für das evangelifhe Kirchenweſen in W. Stuttg. 1822 — 

@ 27, 4 Hefte, 8. Viele ungebrudte Verord. find angeführt in 
Gaupp's Kirchenrecht. \ 

2) S. V. O. |. 75. 

3) Ohne Zweifel iſt derjenige Theil bes wuͤrtt. Staatsorganls⸗ 
mus, welchem Mangelhaftigkeit auf das augenſcheinlichſte auf⸗ 
gedruͤckt iſt, die Einrichtung bes proteſtantiſchen Kirchenwe⸗ 
ſens. Weit folgerichtiger und rechtmaͤßiger iſt das katholliſche 
Kirchenweſen eingerichtet; dieſem klebt die Verwirrung und 
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“ 


Unfierheit alter Einrichtungen nit an. Freilich If auch bie 


kathollſche Kiche mit dem Grundſatze, daß ber Fuͤrſt zu glei⸗ 


er Seit oberſter Landesbiſchof ſei, nicht verunſtaltet. — Man 


wende nicht ein, unſere Zeit ſei ſehr wenig kirchlich, und ei⸗ 


ne beſſere Einrich tung der Kirchenſachen daher von wenig 
practiſchem Intereße: nicht nur troß deffen, fondern vielmehr 
gerade deswegen iſt eine Werbefferung nothwendig, bamit bie 
Form wenigſtens gegen möglihe Bebrüdungen durch bie 
GStaatsgewalt ſchuͤtze, da ber lebendige Geiſt in der Kirche el⸗ 
ne nur zweifelhafte Schugwehr fit. Die beffere Einrichtung 
"aber wäre fehr leicht zu treffen: man uͤberlaſſe ber Kirche das 
Eonfiftorium und die (freitih fehr zu verbeffernde) Syuode 
ausſchließlich als ihre Behoͤrden, weiſe fie an mit. dem Könige, 
als dem Kirchenoberhaupte, unmittelbar in Verbindung zu treten: 
der Staat aber errihte, wie gegenäber von der katholiſchen 
Kirche den Kirchenrath, fo hier eine eigene Auffihtsbehärde 
unter dem Mintiterium des Kirchen- und Schulweſens. Dann 
wird auch die Meligion bei der Ernennung eines Mini: 
ſters nicht mehr ein Hinderniß ſeyn; denn wie tat die Sachen 


% 


liegen, kann ein Kathollk ohne große Unſchicklichkeit nicht zum 


Miniſter des Innern und des Kirchen⸗ und Schul: Wefens 


ernannt werden, ba die Beforgung des Regimentes in deu pros . 


teftantifchen Kirche ihm untergeordnet iſt. Die Leitung einer 
bloßen Staats = Auffihtsbehdrde dagegen könnte natürlich Je⸗ 
der verfehen; im Gegentheile es wäre faſt eine Verſchieden⸗ 
beit der Religion ein Vorthell, welt fie die Unbefangenheit 
bed urtheils mehr fiherte. Vral. hierüber auch den Wortrag des 
Abgeordneten Hofa Eer in den Verh. der St. Verſ., 1830, 
9. 6. ©. 1791 f. " : 

4) Es find folgende acht Urkunden, welde zuſammen die Melis 


- glond « Meverfalien ausmachen, naͤmlich 1. von Herzog Karl 


Alexander a. Inſtruction für feine’Mgenten d. d. Belgrad, 
- den 28. Nov. 1729, b. Affecuration puncto religionis an bie 
Landſchaft ausgeftellt, d. d. Ludwigsburg den 16. Dec. 17325 


- 


“ 
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c. Meverd an den Hzg. Eberhard Ludwig ausgeſtellt / d. d- 
Winnenthal, den 28. Febr. 17335 d. Beſtaͤttigung der Kan- 
bes = und Neliglond = Freiheiten, Stuttg. ben 17. Dee. 1733; 
(bis hieher abzedruckt in den: Urkunden bie Religion im Her⸗ 
zogthum W. betreffend, Gtuttg. 1738, 8.); 6. Meicript an 
den Geheimenrath vom 27. März 1734 (bei Reyſcher, 
Staatögrundgefege,, II: ©. 469.) 2. von Herzog Karl Eu⸗ 
gen aͤhnllche Beſtaͤttigung vom 23. März 1743 f. bei Rey 
(der, a. a. O. ©. 537; 3. von Herzog Ludwig Eugen, 
vom 27. Oct. 17935 und 4. von Herzog Friedrich Eugen, 
vom 10. Dec. 1799. : Die Urkunden lauten größtenthells vol⸗ 
tommen gleich. — Dieſe Grundfäge der Mellgionsreverfalien 
find, wie auch Herzog Karl Alexander ausdrüdiih er: 
Edrt, den Einrichtungen Im ehemaligen Aurfürftentfum Sach⸗ 
fen nachgeahmt, wo noch Ist bie Ausübung nicht bem Fatholifch 
gewordenen Fürftenpaufe, fondern den proteftautiihen Mit⸗ 
gliedern bes Gehelmenrathes zuſteht, ſ. Weile, Staatsrecht 
des Koͤnigr. Sachſen. Lpz. 1827, I. &. 430 fg. 


5) Die Nothwendigkelt einer Aenberung der Meliglong = Mever- 
falten wurde von der verfaffunggebenden Werfammlung wohl 
erkannt, allein ber Antrag diefelbe fogleich vorzunehmen, als 
durch Fein dringendes Beduͤrfniß motiviert, befeitigt, ſ. Verb. 
von 1819, 9. 42, ©. 129 fü. Aus bemfelben Grunde vers 
warf der König den von der Verſammlung in Antrag gebrach⸗ 
ten Zuſatz, daß eine Mevifion einzutreten babe; ſ. daſ. 
H. 45, ©. 58. Es dürfte übrigens auch bier der Grundfag 
geltend gemacht werden, daß es Immer zwedmäßiger ift, ein 
@eleR In der Zeit zu berathen und zu befhließen, in welcher 
die aufgeregte Leidenſchaft und ber Drang bes augenblicklichen 
Beduͤrfnißes noch nicht ftörend einwirken. 
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“ Aeußere Drganifation derſelben. 
$. 210. 
u. Confiftorium und Spnode. 


Das Kirchen Megiment der evangelifchen Kirche — fo 
beftimmt es $. 76 der V. u. —xvrrd durch das k. Conſiſto⸗ 
rium und durch den Synodus nach den beſtehenden, oder 
kuͤnftig zu erlaſſenden verfaſſungsmaͤßigen ?) Geſetzen ver⸗ 
waltet. Des Miniſteriums des Kirchen, und Schulweſens 
ift dabei nicht erwähnt, wie denn daffelbe auch allerdings 
keine kirchliche Behoͤrde ift, (wenn ſchon der König als ober: 
fter Landesbiſchof feine in letzterer Eigenfchaft erlaffenen Ber: 
fügungen an die Kirchenbehdrden zur weitern Mitteilung 
zuerſt an das Minifterium gelangen läßt, und überhaupt die 
beiden obengenannten Collegien nur burc das Minifterium 
mit dem Könige im Verkehre ftehen 2),) fondern blofe Auf⸗ 
ſichtsbehoͤrden des Staates gegenüber von der Kirche, 

Das Confiftorium nun, eine unter dem Vorſitze cie 
nes Weltlihen theild aus geiftlihen, theils aus weltlichen 
Beifigern beftchende Behoͤrde, iſt auf der einen Seite mit 
der Ausuͤbung der Kirchengewalt und der Handhabung der 
Kirchengeſetze beauftragt, auf der andern Seite mit der Hand⸗ 
habung der polizeilichen Aufſicht des Staates ?). In der 
erfteren Eigenfchaft find folgenbe — der Vorwurf 
ſeiner amtlichen Thaͤtigkeit: 

1. Wahrung der Lehre, des Gotteddienſtes, der Kirchen⸗ 
gebraͤuche und der kirchlichen Ordnung; Anordnung lithurgi⸗ 
ſchen Benehmens in einzelnen ſpeciellen Faͤllen *). 

2. Sorge für zweckmaͤßige Veſetzung der Kirchenaͤmter, 
alſo: 

a. Pruͤfungen der Geiſtlichen, welche in die Candidaten⸗, 
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die Anſtellungs⸗ und die Befoͤrderungs⸗Pruͤfung zerfallen, 
und von denen bie erfte unter Mitwärfung von Con⸗ 
fiftorial. Mitgliedern durch die theologifche Zacultät in 
Tübingen und den Ephorns bes dortigen Seminars, 
bie beiden andern aber vom Confiflorium allein vorge⸗ 
nommen werden 5); 

b. Vorfchläge zur Ernemmung der Geiftlichen bei den Stels 
len Föniglicher Collatur, und zur Beſtaͤttigung der von 
Patronen Nominirten 6); | 

e. Beforgung des Vicariatsweſens, fo daß ſowohl denje⸗ 
nigen Pfarrern, welche Alters oder Kraͤnklichkeits we⸗ 
gen einen Gehälfen wünfchen, ein gepräfter Candidat 
als Gehuͤlfe zugefendet, als auch bei Erledigung einer 
nicht ſogleich wieder zu befeßenden Stelle, oder bei der 
Sufpenfion des Inhabers, Vorſorge für die vorläufige 
Beforgung getroffen wird 7); > 

d. Aufficht auf die Amtsführung und den Lebenswandel 
der Geiftlichen, und Beftrafung von Unregelmäßigkeit 
in ber einen oder andern Beziehung *). | 


3) Sorge für die Erhaltung der verfchledenen Kirchenges 
„bäude, fo wie Äberhaupt des Vermögens der Pfarrdotatios 
nen, namentlic) auch die unmittelbare Xeitung der evanges 
liſch⸗geiſtlichen Wittwen⸗Kaſſe, des geiftlichen Befoldungss 
" Werbefferungs » Fonds und des geiftlichen Unterfläungs 
Sonde ?). 

Als Staatsbehörde dagegen liegt dem Confiftorium ob, 
diejenigen Anordnungen, welche aus dem polizeilichen Auf⸗ 
ſichtsrechte der Megirung gegenüber von der Kirche entfprins 
gen, zum Bollzuge zu bringen, auf diefe Art fich felbft, und 
die Kirche controlirend und beſchraͤnkend. Als befonderes 
Geſchaͤft ift dem Eonfiftorium vom Gtaate die Oberaufficht 


I 3 
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über das geſammte evangeliſche Elementurſchulweſen, die Er⸗ 
nennung und Beauffichtigung der Lehrer, bie Leitung ber 
Schull ehrer · Seminarien uͤhertragen worden. 

Bei: allen dieſen verſchiedenen Geſchaͤften iſt zu unters 


ſcheiden, ob das Conſiſtorium das Hecht des eigenen Be⸗ 


fehles hat, oder ob es nur vorbereitende Anträge an die 
hoͤchſten Kirchen⸗ beziehungsweiſe Staates VBehdrden zu ſtel⸗ 
len hat. Letzteres iſt der Fall bei allen Arten der kirchlichen 
Geſetzgebung, bei der-Eintheilnng der kirchlichen Bezirke, fo 
wie der Errichtung oder Aufhebung von Kirchenftellen, bei 


allen Befolbungs- Erhöhungen, überhaupt bei allen Untveie - 


fungen einer Zahlung -auf die Staatskaſſe, bei der Unftel 
lung und Entlaffung der Kirchendiener, endlich bei Zweifeln 


- über die ſtaatsrechtliche Stelläng der Kirche 10. | 
Die Spuode beftcht and den Mitgliedern des Confi⸗ 


Rorinms und den ſechs Generalfuperintendenten. Sie Ders 
fammelt fih alle Fahre einmal auf einige Wochen zum Bes 


hufe der Unterfuchung. des Zuſtandes aller evangeliſchen Kir⸗ 


chen⸗ und Elementarſchul⸗Stellen, fo wie zur Beſorgung 


einiger anderer minder wichtiger Geſchaͤfte, z. B. zur Auf⸗ 


ficht Aber,die WittwensKaffe u. dgl. Die Oeneralfuperins 
tendenten tragen, nach den WVifitationes Berichten, über ben 
Zuſtand ihres Sprengeld vor, und machen bie nöthigen Aen⸗ 
derungs-Anträge;, bie Mitglieder des Gonfiftoriums aber bes 
tichten über die allgemeinen Kirchen = Ungelegenheiten, welche 
auf eine Berathung der Synode ausgefet wurden. Die Ber 


fügungen der Synode theilen fi) in Generals und in Specials “ 


Spnodal: Receffe; jene find dem Könige zur Beflättigung 


vorzulegen. Außerdem pflegen die Gencralfuperintendenten . 
noch halbamtliche Umtaufichreiben an die Dekane ihres Spren⸗ 


gets zu erlaffen in Betreff ſolcher Gegenftände ‚welche nicht 
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durch einen förmlichen Receß zu erledigen find 22). — In 
fo ferne nach dem oben Bemerkten auch Staatsverfügungen 
Die Kirche betreffen Finnen, und auch die Handhabung fol 
der Befehle Sache der Synode ift, namentlich aber in fo 
ferne fie fi auch mit dem Schulweſen zu beſchaͤftigen hat, 
muß bdiefelbe, neben ihrem wefentlich kirchlichen Character, 
auch als eine Staatsanftalt betrachtet werden 12). 


| 1) Das Wort „verfaffungsmäßig” kann hier nicht den Sinn ha⸗ 


ben, als habe König und Ständeverfammlung gemeinſchaftlich 
den kirchlichen Mürkungskreis des Conſiſtorlums und ber 
Synode zu beftimmen, auch für bie inneren Angelegenheiten 
der Kirche Geſetze zu erlaffen: dem widerfpricht die Natur 
der Sache und $. 7ı ber V. U., welder die Autonomie der 
Kirche felbft anerkennt; und Staats-Geſetze koͤnnen dem 
Sonfiftorilum und ber Synode nur In Beziehung auf ihre Ei⸗ 
genfchaft als Auffichtsbehörben ber Regirung über die Alrche 
ertheilt werden. Sondern es iſt hier der Ausdrud „‚verfafs 


fungsmäßig”’ nur in fo ferne gebraucht, als auch bie Autono⸗ 


mie der Kirche In der Verfaflung. anerkannt iſt. 


2) Es wäre wohl zwecmaͤßiger, wenn in Beziehung auf rein 


%& 


kürch liche Angelegenheiten der Verkehr zwiſchen dem ober- 
ſten Biſchofe und der Kirche unmittelbar waͤre. Es wuͤrde 
ſich dadurch das Verhaͤltniß deutlicher herausſtellen, und im⸗ 
mer klarer ſeyn, ob etwas vom Landesbiſchofe, oder vom Staats-⸗· 
oberhaupte uͤberhaupt ausgeht, oder an denſelben gerichtet iſt. 
Es wuͤrde durch dieſe bloſe Form⸗Veraͤnderung ſchon weit 
ſchwuͤriger gemacht, daß In das innere Kirchenweſen vom Staa— 
te ungebuͤrlich eingegriffen würde. Der Grundſatz der Ders 
antwortlichkeit könnte dabei nicht im Wege fteben, denn die⸗ 
fer gilt nur in der Staats-, nicht auch In ber Kirchen» Negl« 
rung. In biefer letztern hat der Landesbiſchof keinen verants 
wortligen Miniſter nöthig, der für feine Befehle einftäude. 
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3) S. Aber biefes gemiifhte Werbättniß oben $. 140, II. S. 53. 

4) Eine gute überfihtliche Schliberung der gottesdienftlihen Ord⸗ 
unng iſt zu finden bei, Mauchart, kirthliche Statiftft von 
W., ©. 23-2265 über den Lehrbegriff der wuͤrtt. proteflans 
tiſchen Kirche f. die große Kirchenordnung. 

5) S. die 8.9. vom zıften Febr. 1829, Rbl. S. 113 fg. Die 
Erftehung der Eandidaten-Prüfung befähigt nur zn Vicariaten 

% und Pfarrverweſereien (und auch zu den letztern nur nach vorgaͤn⸗ 
giger einlaͤhriger Dienſtleiſtung als Vicarius). Die Anſtel⸗ 
lungs⸗Pruͤfung befähigt zur Bekleidung einer Pfarrei, fie kann 
nur erftanden werden, wenn der Candidat wenigftend ein Jahr 
Pfarrgehuͤlfe war. Nah einem Miniſt. Erlaß vom 28. März 
1831, Rbl. &. 176 werden übrigens jährlih blos fo viele 
Sandidaten zur Anftellungs - Prüfung zugelaffen, als das Bes 
bürfniß der Kirche erfordert, in der Degel 30. Die Befördes 
rungs: Prüfung muß von jedem auch fhon angeftellten Geiſt⸗ 
lichen gemacht werben, ehe er auf elne beflere Kirchenftelle vors 
ruͤckt, und zwar, fo vft er vorruͤcken will, wiederholt werden. 
Bon ihr Ik nur Derienige befreit, welcher ein Zeugniß erfter 
Kaffe, ſei es bei ber Anftelungs=, ſei ed bet einer Befoͤr⸗ 
berungs-Yrüfung,, erhielt. Eine befondere Klaffe von Befdrs 
derungs⸗ pruͤfungen find hie Detanats-Prüfungen, wels 
he nur nach fechsidhriger Betleldung eines Kirchenamtes er⸗ 
ſtanden werden koͤnnen. 

6) Von den durch einen Patron praͤſentirten Dienitcanbidaten werben 
ganz die oben beſchriebenen Prüfungen verlangt, f. die angef. 
V. O. |. 34. 

7) S. In Kapff’s Mepertorium, Art. „Vicaril“ und Maus 
“art, a. a. O., ©. 428: fg. 

8) Eine Sufammenftellung der Vorſchriften über die allgemeis 
nen Amtspflichten ber Geiftlihen, fo wie über ihren Lebens⸗ 
wandel und ihr Außerlihes Betragen, f. bei Saupp, Kir 
recht, 1. ©. 139 fg.; die Gefege über die vom Couſiſtorium 
anzumendenden Strafen, daf. ©. 159 fg. 


— 








508 


| Bar l 
9) Ueber bie Geſchichte und die Einrichtung der geiſtlüchen 


Wittwen-Kaſſe, ſ. Hartmann's Kirchengeſetze, IL 
S. 287 19.5 Kapff, Repertorium, I. S. 264 fg. und Mau: 
chart, a. a. O., S. 408 fg. Nah ber im Rebl. 1829, ©. 
122 fg. befannt gemachten Rechnung beftand das Vermoͤgen 
. biefer Kaffe an Martini 1827 aus 220,038 fl. 43 fr.; bie 
Ausgaben In dem Jahre 1826—27 waren 26,512 fl. ; die Ein: 
nahme aber 28,047 fl. Cine Wittwe befommt blos 60 fl. Pen: 
fion. — Der Befolbungsverbefferungg:Fonbe ff 
geftiftet am 12. Juli 1805. Er hat ben boppelten Zwec theils 
die ganz ſchlecht dotirten Pfarreien zu verbeffern, thefls alten 
Geiſtlichen perfönlihe Zulagen zu geben, fo daß fie keine Woh⸗ 
nungsveränderung zu Verbeſſerung ihrer Lage mehr vorzuneh- 
men haben. Ihre Cinkänfte erhält bie Anftalt theits aus den 
als unudthig aufgehobenen Kirchenftellen, theils durch die von 
den reicher dotirter Stellen im Falle einer Erledigung zu ma⸗ 
chenden Abzuͤge. Die Anſtalt erſtreckt fih auf die von ber 
Collatur bes Königs abhängenden Stellen. ©. bas Nähere. über 
die Geſchichte und die Wuͤrkſamkeit diefer Anftalt in einer Be: 
kanntmachung des Conſiſtoriums vom zoften Ang. 1822, RbL 
©. 613 fg. Nah einer Bekanntmachung vom sten Act. 1829, 
Robl. ©. 448, beftand das Einkommen des Fonds an Geor⸗ 
gii 1827 aus 17,959 fl., umd bie Ausgabe aus 16,445 fl-, von 


4 


denen 5605 fl. für perfönlihe Zulagen. — Der getftli: 
he Unterftägungsfonds endlich befteht aus ben noch 


nicht angewieſenen Einkuͤnften bes Beſoldungsverbeſſerungs⸗ 
Fonds und aus den Intercalargefaͤllen erledigter Stellen. Be⸗ 
ſtimmt iſt er theils zur Unterſtuͤtzung vermoͤgensloſer Geiſtll⸗ 

chen bet blos voruͤbergehenden Nothfaͤllen, theils zu ſtaͤndigen 
Zulagen. Geſchichte und Verfaſſung der Anſtalt ſ. in der Con⸗ 
ſiſtorlal. Bekanntmachung vom Igten Sept. 1821, MbL. ©. 693. 
An Martin 1829 hatte er 103,403 fl, Wermögen, 4315. Eins 

nahmen, und eben fo viele Wusgaben, f. Rbil. von 1831, ©. 
oo fg. 


5809 ; 
10) S. Gaupp, a. a. O., ©. 85 f8- 


11) Weber die Synode ſ. die ausführliche Darſtellung von Gaupp, 


a. a. O., ©. 119 fg., und Mandart, Statiſtik, ©. 235 fg. 


12) Sehr leicht würde das fhon beftehende Anftitut ber Synode 
benägt werden koͤnnen, um’ ber evangelifhen Kirche die Ihr. 
fehlende Innere Organifation zu geben, Wenn diefelbe — ab 
lenfalls durch gewählte Geiſtliche und Laien — verſtaͤrkt, 


‚würde, fo koͤnnte fie, In. unmittelbarem Verfehre mit dem, 
oberften Biſchofe, bie Kirhengewalt namentlich die Autono⸗ 
mie der Kirche gemeinfhaftiih mit ihm üben, und fo reges 

. eben und allgemeine Theilnahme an die Stelle todter Gleich 
> gältigkeit und veralteten Schlendrians feßen. Immer haͤufi⸗ 
ger laſſen fih Stimmen hören, welche diefen Wunfch ausfpre= 
ſchen, und von demfelben Regenten, welher dem Staate feine 
Werfaflung gab, aud eine neue Einrichtung der Kirchengewalt 
hoffen. Dan fehe 3. 8. Pfiſter, bie evang. Kirche in W. 
Tüb. 1821, 8.5 Erläuterungen und Nachtraͤge zu biefer Schrift 
in: Seubert’s chriftt. proteftant. Kirche, H. 2, ©. 105; 


und ihr die eigentliche Nepräfentation der Kirche eingeräumt, 


ferner in derſelben Zeitſchrift H. 1, ©. 27: Ueber ben Plan. 


mittelft Verſtaͤrkung ber jdhrlihen Synode eine Nepräfenta- 
tion der Kirche in W. berzuftelen; und 9. 3, Bemerkungen 
über bie verfaffungsmäßige Stellung der evang. Kirche In W.; 
endlich iſt noch diefer Anfiht: die evangelifche Kirche In W. 
nach ihren Außeren Verhaͤltniſſen. Stuttg. 1830, 8., S. 35 
fg.; Verh. der 8.8. A., 1830, H. 6, ©, 1791 fg. — Ge⸗ 
gen eine Aenderung ber itzigen Einrichtung iſt: Ueber eine 
Nepraͤſentation der ev. Kirche in W., mit beſonderer Ruͤck⸗ 
fiht auf bie Vorſchlaͤge von Pfiſter (in Seubert's Zeit⸗ 
‚ ſchrift 9. 3, ©. 384 9). 
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6. Generalſuperintendenten. — Dekane. — Pfarrer und 
Dlakone. — Vilarten. 
Die evangeliſche Landeskirche iſt in ſechs Generalate 
eingetheilt, deren jedem eine gewiße Anzahl von Dekanaten 
untergeordnet find I), Jedem Generalate ficht ein Gene⸗ 


ralfuperintendent (mit dem Titel: Prälat) vor. Ders 


ſelbe bat die unmittelbare Auffiht auf die Defane, die mit, 


in 7 


telbare auf die fämmtlichen Kirchen⸗ und ElementarfhulsDies 
ner des Bezirkes zu führen, Streitigfeiten unter denfelben 
zu vermitteln, oder fie dem Gonfiftorium oder der Synode vor⸗ 
zulegen, biefelben bei nachtheiligen Gerüchten zu warnen, und 
nöthigenfalld Unterfuchung anzuftellen und dem Eonfiftorium 
zu berichten 2). Um diefe Aufſicht defto genauer führen zu 
koͤnnen, ift jedes Dekanat alle drei Jahre zu vifitiren, wobei 
der Generalfuperintendent nicht blos die Amtsfährung des 
Dekans zu unterfuchen, namentlich audy den Oberamtmann 
Aber ihn zu vernehmen, fondern auch einen Durchgang mit 
ſaͤmmtlichen Geiftlihen und Schullchrern zu halten hat, bei 
welchem bie Verhältniffe ihrer Stellen, allenfallfige Klagen 
über Perfonen zu befprechen, und wo möglich zu erledigen find. 
— Entfcheidende Mittelbehdrden find die Generalfuperintens 
denten in der Negel nicht; allein theild um fie immer in 
Kenntniß von den Verfügungen der höheren Behdrden zu ers 
halten, theils um ihnen Gelegenheit zu Beiberichten zu ge= 
ben, möüflen immer, wenn es bie Dringlichkeit irgend ers 
laubt, die Berichte der Dekane an das Confiftorium durch 


“fie gehn, und umgekehrt die Erlaffe an fie zur weitern Mit⸗ 


theilung ausgefchrieben werden 3). — Ueber das Kandflandes 
recht der Generalfuperintendenten f. Thl. I, ©. 471. 
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Jedes Geueralat zerfällt, wie bemerkt, in Delanat&s 
bezirfe, welchen ein Dekan (Specialfuperintendent) vor⸗ 
geſetzt iſt. Diefer Bat unter der Leitung des‘ Confifioriums 
und der ˖ Synode für die Vollziehung der. Kiechengefeße zu 
forgen, Aufficht Aber die Geiftlichen feiner Didcefe zu fühs 
ren, DBeiberichte zu den Gefuchen der Kirchen s Diener oder 
⸗Genoßen am die höhere Behörde zu erflatten, Anzeige vom 
allen vorfallenden Veränderungen und Gefegwidrigkeiten zu 


machen, für Wahrung der Kirche zu forgen. Außerdem 


ift er noch vom Staate mit manchen Gefchäften beauftragt, 
namentlich mit der Aufficht Aber das Schulmefen feine Be⸗ 
zirkes, Aber bie Samilicnregifter u. f. w. Beſonders hervors 
zubebende Amts verrichtungen der Dekane find:. bie Inveſti⸗ 
tur der 'auf eine neue Kircpenftelle in der Didcefe befdrders 
"tem Geiftlichen, bie Weihung neuer Kirchen; die je im zwei⸗ 
ten Jahre an jedem Orte der Didceſe abzuhaltende Kirchen⸗ 


— 


und Schulviſitation, bei welcher nicht nur in formeller Be⸗ 


ziebung die Amtsthaͤtigkeit der Geiftlichen und Schullehrer 
unterſucht und berichter wird, fondern welche auch dazu dient, 
von den materiellen Leiſtungen derſelben Kenntniß zu neh⸗ 
men, Maͤngel und Gebrechen der kirchlichen und Schul⸗Ein⸗ 
sichtungen Tonnen zu lernen. In Folge diefer Viſitation ift 
nun ferner vom Dekane abzuftatten der DVifitationsbericht, 
der in beflimmter Form und Meihenfolge den Erfund nnd die 
Vorfchläge des Viſitators enthaͤlt. Endlich die je in drei 
Sahren zweimal in Gegenwart aller Geiftlichen des Spren- 
geld abzuhaltenden Dideefan » Difputagjonen über theologiſche 
Gegenſtaͤnde, ſo wie die Beſorgung der Didcefan · Leſegeſell⸗ 
ſchaft 9). Weber die amtlichen Geſchaͤfte des Dekanes als 
Mitglied des gemeinſchaftlichen Oberamtes * Oberamts⸗ 
gerichtes ſ. oben $. 206, ©. 485. - 
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Die letzte Stufe der Kiechenämter nehmen bie Pfar⸗ 
zer und Diakone ein. ft blos Ein Geiſtlicher in einer 
Gemeinde, fo fährt er dem erſteren Titel; find dagegen, wie 
gewdnlich in’ ben Städten, mehrere, fo iſt der erſte berfelden 
Stadtpfarrer, ber oder die jüngeren aber Dialoue (Hafer). Im 
letzteren Salle haben fie die Geſchaͤfte nad) beftiimnster Dbfers 
vanz unter fich zu theilen 5) — Die Amtsobliegenbeiten eines 
Pfarrers beftehen theils in folchen, welche ihm die Kirche, theils 
in denen, welche ihm der Staat auferlegt hat. Bu jenen ges 
hören vor Allem die kirchlichen Verrichtungen, alſo Pres- 
digten, Katechifationen , Spende der Saframente, Grabre⸗ 


+ den, Tranungen, Proclamationen ; ſodann haben die Geiſt⸗ 


lichen die Privarfeelforge im Allgemeinen und bei beflimms 
ten einzelnen Fällen, z. B. bei Eidesleiftungen, Kraukheiten, 
Hinrichtungen, zu beforgen; endlich ift hieher noch‘ zu zaͤh⸗ 
len der alle zwei Jahre zu erftattende Pfarrs Bericht, in wel- 
chem umfländliche, im vorgefchriebener Form abgefaßte Res 
chenſchaft über den Vollzug der Umtsobliegenheiten, über dem 
Auftand der Gemeinde u. f. w; abgelegt wird 6). — Wild 
vielfahe Geſchaͤfte aber der Staat ben Pfarrern auferlegt 
bat, darüber f. oben $. 206, S. 484. — Eine befondere 
Klaffe von Pfarren find die Militärgeiftlihen, zu 
welchen der Hoflaplan als Zeldprediger der k. Garde, die 
Garnifonsprediger und die Feldprediger gehören, Sie ſtehen 
nicht unter den Dekanen, und den Generalfuperintendenten, 
fondern unter einem eigenen Feldprobſte, der auch Mitglich 
des Confiftoriums if. Ihre amtlichen Obliegenpeiten find 
übrigens dieſelben wie bie der übrigen Pfarrer 7). 

Zur Unterftägung alter und kranker, oder am die Stelle 
fufpendirter Geiftlicher, fo wie zur einftweiligen Beforgung 
erledigter Pfarreien find die Vicarien beflimmt (I. im 

vors 
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verangehenden Paragraphen. Zu ihrer Bildung ift die Eins 
richtung getroffen, daß die geprüften jungen Theologen ein 
Jahr laug bei beſonders würdigen, vor Eonfiftorium dazu 
erlefenen Pfarrern fi aufzuhalten, und deren Anleitung zu 
genießen haben, wofür biefen aus der Staatskaſſe eine Zus 
lage gereicht wird ®). 


ı) um die Mrhlihen Einrichtungen und Eintheilungen ber ev. 
Zandestheile mit dem Staatsorganismus fo viel als möglich 
in Uebereinftimmung zu bringen, iſt duch V. O. vom ı8ten 
‚Det. 1823, Rbl. ©. 775, die @intheilung gemacht, daß die 
Detanate Im Schwarzwald: und NedarKreife je zwei Genes 
talaten, bie im Jart- und Donaukreiſe je Einem untergeords 
net find. — Die Zahl der den Generalaten zugetheilten Des 
kanate, Pfarrorte und Geiſtlichen [. Im Staas handb. ©. 474. 

2) ©. Gen. Reſſer. vom ı3ten Nov. 18105 V. O. vom z3ften 
Mai 1823, 

3) ©. bei Gaupp, a. a. O., ©. 177 fs. das Nähere und 
die einzelnen Verorbnungen. Bid zum 3. 1810 wurden bie 
Delane durch andere Dekane vifitirt (wie diefes noch in ber 
katholiſchen Kirche der Fall ift). | 

4) Das Detail über die zahlreichen Berhäfte eines Dekans f. in 
Gaupp's Kirchenrecht, I. ©. 186 fg.; ferner bei Kapff, 
Nepertorium,, Art. „Dekane“; und bei Mauchart, a. a. 
S. 250 fg.; die diteren Gefege find gefammelt bei Hart: 
mann, TU, ©. 42 fg., und Reuch lin, Kirchengeſeze, &. 
37 f8. | | E 

5) S. Kapff’s Repertorium, zte Aufl. &. 194 fd. 

6) Das Nähere über die. verfchledenen kirchlichen Angelegenhei⸗ 
ten ber Geiftlihen f. ausführlih. und zwedmäpig zufammenger 
ſtellt bei Saupp, a. a. O., ©. 272fg. — Als Mittel zu 
fortdauernder Ausbildung wird von den Oberfichenbehörben 
die Bildung freiwilliger Didcefan- Vereine gewänfht zum Bes 
bufe muͤndlicher oder ſchriftlichet Mittheilung über Berufe 

Mo hi Staatsrect II. 33 
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Gegenftände; f. Gaupp, &.488, und (Bahnmaier), über 
die Didcefanverelne in W. CTuͤb. 1820, 8. 

N) S. Gaupp, a. a. O. ©, 136 fe. 

8) S. V. O. vom 15. Nov. 1829, $. 6. Rbl. ©. 829. Dieſe 
Einrichtung wurde früher ſchon augerathen in Paulus So: 
phrontzon, 1826. H. 1: Ideen und Plan eines zur Amtspraxis 
einleitenden Inſtituts fuͤr die Candidaten der evangeliſchen 
Kirche in W. Widerlegt dagegen wurde dieſer Plan in ber⸗ 
ſelben Zeitſchrift, 1827, H. 1: Berichtigung ber Abhandlung: 
Ideen und Plan u. ſ. w. — Die Gegengruͤnde find wohl uͤber⸗ 
wlegend, namentlich wenn (wie itzt) als Bedingung dieſer An⸗ 


ſtalt die Verkuͤrzung des theologiſchen Curſus auf vier Jahre 


damit verbunden iſt. Die practiſche Fertigkeit wuͤrde ſich ſchon 
gefunden haben; die verkuͤmmerte wiſſenſchaftliche Bildung 
dagegen dürfte fpäter nur felten nachgeholt werden, während 
doch die moͤglich ſe vollſtaͤndige Bildung der Landgeiſtlichen vom 
dem höchften Werthe für bie Cultur des ganzen Volkes tft. 


J 


d. Das Kirchengut. 
$. 212% | 
a. Geſchichte deſſelben. 


Bei Einfuͤhrung der neuen Kirchenverbeſſerung waren in 


Woͤrttemberg ſechs Stifter und einige dreißig Kloͤſter. Sie 
wurden ebeufalls reformirt, und nun ein Verwalter geſetzt, 
welcher dem Herzoge Rechenſchaft ablegte uͤber die Einkuͤnf⸗ 
teT). Auf dieſelbe Weiſe wurden viele Güter und Eintüänfte 
bisheriger katholiſcher Kirchenanſtalten ganz oder wenigſtens 
zum Theile herrenlos. Dazu kam noch der Erlds aus den ent 
behrlichen Geräthfchaften der Fatholifchen Kirchen. — Herzog 
Ulrich war anfänglich weit entfernt, diefe Güter der neuen 
evangeliſchen Landeskirche, ſei es als von Rechtswegen ihr 
| zuſtaͤndig, ſei es als Geſchenk, zu uͤherlaſſen, ſoudern er vers 


— 
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wenbete fie, nach ſpatſamer Beſtreitung der nothwendigſten 
AUusgaben für Kirche, Schulen und Arme, zu weltlichen Zwe⸗ 
ken namentlich zu Kriegsruͤſtungen 2). _Erft als im}. 
1540° auf dem Tage zu Schmalkalden die ſãmmtlichen Evan⸗ 
geliſchen deſchloßen, daß bie eingezogenen geiftlichen Güter 
vorerft für Die Bedärfniffe des Predigtamtes und dr Schus 
len zu derwenden feien, und nur ber Ucberfchuß von den Kür 
fien mitgenoßen werben dürfe, errichte er zur Verwaltung 
des geiftlichen Gutes das Kirchenraths⸗Collegium. Die bald 
folgenden ungluͤcklichen Kriege der Proteftanten , und deren 
Tolgen, das Interim, vernichteten aber dieſe Anftalten wies 
der, che fie recht Wurzel gefaßt, und fi ch ausgebildet hatten, 
Herzog Chriftoph erwarb fi ch nun das Verbienft ı um 
die Kirche, daß er biefe früher von feinem Vater zur Kammer 
eingezogenen, fpäter wieder dem Tatholifchen Goitesdlenſte zu⸗ 
ruͤckgegebenen Kirchenguͤter im J. 1552 zu einem Ganzen ver⸗ 
einigte, und ſie fuͤr immer zur Unterhaltung von Kirche, 
Schulen und Armen beſtimmte 2); und was von der Praͤlaten 
Einkommen (dem ſog. residuum) auch dem Kirchenkaſten 
uͤbrig bleiben wuͤrde, ſollte anderwaͤrts nicht, als zum Schutze 
von Land und Volk verwendet werden. Dem Kirchenrathe — 
damals noch nicht getrennt vom Conſiſtorium — wurde die 
Verwaltung uͤbergeben. Bei dem großen Landtage von 1565 
wurde, auf Bitten der Landfchaft, die ganze Kirchenordnung, 
und mit ihr alfo auch die Errichtung eines eignen Kirchen: 
gutes als unabänderliches Landesgeſetz vertragsmaͤßig feſtge⸗ 
ftelt *). Noch in feinem Teſtamente wiederholte ber. Herzog 
Das Verbot, Hand an das Kirchengut zu legen und es zu 
weltlichem Nußen zu verwenden (die Abzahlung der vorban- 
Denen Schulden ausgenommen) *). — Bis zum J. 1698 blieb 
die von Chriſtoph angeordnete Berwaltung; dann wurde 
2 33 .. 


N 


516 


aber das Confiſtorium als eigene, den Vemwaltungeſachen 
fremde, Behoͤrde vom Kirchenrathe getrennt, und diefem Als 
lein die Verwaltung überlaffen. In der Religionsreverfas 
lien wurbe die Integrität des Kirchengute nochmals beftäts 
tigt; und ebenfo im Erbvergleiche, wo nicht der Erfat der 
widerrechtlidy von Herzog Carl ausdemfelben erpreßten großen 
Summen erlangt, doch das Verbot der Wiederholung ähns 
licher Eingriffe feierlich ausgeſprochen. 


Sehr detraͤchtlich war der Umfang und der Werth dieſes 
Gutes‘). Uebrigens waren allerdings feine Einkünfte nicht blos 
zum Behufe des Unterbaltes von Kirche, Schulen und Ars 
men beftimmt: denn durch vielfache Verabfchiedungen mit ber 
Landſchaft wurde auch außer der, freilich niemals practiſch 
gewordenen, Verbindlichkeit, den Ueberſchuß an die Lande 
ſchaftskaſſe abzuliefern, ferner außer der noch im Erbver⸗ 
gleiche beftätigten Pflicht ein Drittheil der gefammten directen 
Steuer zu bezahlen, nad und nach eine große Anzahl von 
Laſten auf daffelbe gemälzt, welche lediglich den Hof oder 
den Staat, aber keineswegs die Kirche betrafen 7). Schon 
mehrfach ift deshalb felbit der Satz aufgeftellt worden, baß 
dieſes Kirchengut keineswegs Privats Eigentum der Kirche, 
fondern ein abgefondert verwalteter, und zu beflimmten 
Zweden beſtimmter Theil des Rammergutes gemefen fei 3).,- 
Allein eine Belaftung mit frembdartigen Meichniffen kann 
denn doc) nicht hinreichen, jene Eigenſchaft zu rauben, 
welche aus fo vielen Urkunden unftreitig hervorgeht, weldhe 
durch die Bezahlung einer Steuer an den Staat ausgefpros 
ben, im der mefentlihen Derfchiedenpeit von Staat und 
Kirche gegränder ift, und Jahrhunderte hindurch als unbe 
ftreitbare Wahrheit angenommen wurde, 
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e⸗ iſt daher mit Recht als eine der offenbarften Rechts⸗ 
verletzungen betrachtet, und auch immer als eine ſolche dar⸗ 
geſtellt worden, daß Koͤnig Fried erich es eine ſeiner erſten 
Koͤnigs⸗Handlungen feyn ließ, das Kirchengut für Staates 
eigenthum au erklaͤren, daſſelbe mit den Domainen zu ver⸗ 

einigen, und dieo —— Verwaltung "aufzuheben 9). 
Natürlich mußten die vom J. 1815 an über eine Verfaſſung 
unterhandelnden Staͤndeverſammlungen, weil ein geſetzlicher 
Rechts zuſtand wieder dergeſtellt werden ſollte, Auf Wiederher⸗ 
ſtelluug des Kirchengutes dringen; und wenn ſchon durch 
das Hinzugekommen weiterer proteſtantiſcher Landestheile, 
endlich durch die Forderung der Katholiken in ſolchem Falle 
auch wenjaftene einen Theil ihrer reichen Kirhengäter wies 

@ der zu erhalten, die Sache ſchwuͤrig geworden war, ſo Tonn, 

‚ se doch bei ber offenbaren. Gerechtigkeit der Forderung der 
Sieg ihr nicht entgehen. Wiederholt wurden Antraͤge der 
Regirung auf anderweitige Ausgieichungen abgewieſen 20), 
bis endlich in Ss 78. ber ißt gültigen Berfaffungs s Urkunde 
förmlich . und beſtimmt die Forderungen der. Verſammlung 
zugeſtauden wurden. Dieſer $. heißt naͤmlich: „die abges 
fonderte Bermaltung bes eöpngeliichen Kirchengutes des vor, 
maligen Herzogthums W. wird wieder bergeftellt. Zu dem 
Ende wird ungefäumt eine gemäinfaftliche Eommißion nies 
dergefeht, welche zuvoͤrderſt mit der Ausſcheidung des Ei⸗ 

— dieſer Kirche in dem alten Rande, und mit Bes 
fimmung ber Theilnahme der Kirche gleicher Eonfeßion in - 
den andern Landestheilen fih zu befchäftigen, und ſodann 
über die kuͤnftige Meriyaltungsgrt berfelben Vorſchlaͤge zu 
machen hat.“ | 

Die in 9. 78. der V. u, geforderte gemeinfchaftliche 
Eommißion wurde dann auch wuͤrklich aljobald auf dem 


— 


N 
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| Landtagt 1820 niedergeſetzt, und ſtaͤndiſcher Seit ‚mit fech6 
Abgeordneten. und drei Mitgliedern der erften Kammer bes 
ſtellt: es fanden auch itzt und in den folgenden Jahren ei⸗ 
nige, freilich nur ſehr fparfame, Unterhandlungen ſtatt, 
namentlich über die Trage, was denn Beftandtheil des alıw. 
Kirchengutes, „‚geroefen, und wie viel noch davon vorhanden 
fei, und .ob das Vorhandene ſelbſt herausgegeben, ober vurch 
tauglicher Gelegenes von derſelben Art und demfelben Werthe 


zu erſetzen ſei. Ins eilfte Jahr dauerten biefe Unterfauds 


lungen, ‚ohne daß irgend etwas zu Stande kam. Die Res 
girung zeigte ſich ‚nicht wilfährig, die Stände waren nicht 
eifrig; nicht ſel ten hörte man Stiinmen, welche eine Nichts 
ausführung oder Abänderung des‘ $ 78. wänfchten, welche 
denn freilich von andern wieder auf das nachdruͤcklichſte be⸗ 
kaͤmpft wurden ıT), Endlich, wurde auf dem Kanbtage von 


1830 der — freilich noch ſehr unborbereitete _ Antrag von - 


den fänbdifchen Mitgliedern‘ ser Ausſcheibungs ⸗Coͤmmißion 


gemacht, daß noch auf · dieſem Landtage ein Seſetzesentwurf 


von der Regirung eingebracht werden mdäpte, Nach ſehr 
ausführlichen Debatten fiel aber ber Beſchluß beider Kams 
mern dahin aus, die Regirung zu Bitten, einen Geſetzedent. 
wurf für den nächften Landtag ‚vorzubereiten, dburch welchen 
der Kieche nit die eingezogeiien Eigenthpumöftiite” jardde 
geg.den , fordern ihr eine dem Reinertage der letzteren im J. 
1805 gleichkommende Rente "auf das Domanidl: : Vermögen 
des Staatts als Cigenthum überwieſen wuͤrde. Diefe Ren 

ſollte auf einzelne Kameralaͤmter vertheilt und radicirt wer⸗ 
den, weiche vann ihren Betrag auch mit Hintanfeßung der 
Staatskaſſe an eine zu gründende Pirchliche Verwaltungsbes 
hörde abzuliefern hätten. Da jedody die Kirche ſchuldig fei, 
ihren Ucherfhuß an den Staat abzuliefern, fo werde zu 


u. 
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gleicher Zeit, je auf eine Meihe von Fahren, das Beduͤrfniß 
der Kirche verabfehiedet mit den Ständen. Spätere Vers 
mwandlung der Mente in Grundeigenthum folle vorbehalten 
bleiben ‚: wenn fie ale zwedwatzig erachtet wuͤrde =). 


1) Das Nähere über die, teineswess immer friedlich ablaufen⸗ 
.. de, Refyrmation der Kläfter und Stifter ſ. bei Zahn, Re⸗ 
formatious:Geſchichte, S. 58 fa. 

2) Wie wenig Herzog Ulrich Luſt hatte der nenen m Site die 
"Güter ‘der alten. zu uͤberlaſſen, beweifen nicht nur die Vor⸗ 
wuͤrfe des kaiſerlichen Hofes auf dem Bundestage won 1537, 

fondern auch feine eljehe Cftidrühg im 9. 1539, „daß er, wenn 

‚auch alfe feine Glaubensgenoßen den Forderungen-der Katho- 
liken Hahgeben, und Bis zu Austrag der Religionsſtreltigkei— 

 1mdie geiſtlichen Güter blos mit Beſchlag, belegen würden, 

fi allein widerfegen wuͤrde, denn weil erden wahren 
au . "Oländen Im Lande eingeführt babe, fo gehören ihm num auch 
die Guͤter der Kirche, und es ſei billig, daß ber Ueberſchuß 
- Ihrer Einkuͤnfte Ihm für feine vielen Sorgen imd Koften heim⸗ 
falle”, S. Pfaff, 1. ©.361. — Auch bie Raͤthe Hg. Chrk 
ſoph's erklärten 1563 der Landichaft "gerade zu, Ulrich 
babe die Kirhengüter für fich eingezogen, ſ. arten, Denk: 

vuͤrdigkeiten, S. 71. 

3) Ein eigener Abſchnitt der großen girchenotdnung (G. 341 der 
Quartausgabe) verordnet die Errichtung des gemeinſchaftlichen 
Kirchengutes. Die Hauptworte ſind: — „daß der Pfarren, 

| Präbicaturen, Diaconate, Subdiaconate, deßgleichen unferer 
erledigten Stifft = und rauen: Klöfter, und dann auch aller 
und- jeder -Präbenden, Caplaneyen und Fruͤhmeß Pfruͤnden, 
in die Kirchen unfer Hberkeit-und Schirme: Zugehdrigen ges 
ftiffe (ungeachtet wem gleich die Lehenherrfchaften: zugehoͤ⸗ 
-zen), ſo itzo vaciren, und noch ferner vaciren und erledigt 
‚werden, famt ber Nuralcapitel dotirten und zugehörigen Gefaͤll 
und. Einfommen, zu einem gemeinen Kirhenfafen 

.. 
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“bei jeder unferer Amteftett, dur einen frommen, gottes⸗ 
fuͤrchtigen, vertrauten und — Daun sufammen ee 
"gezogen werden ſoll.“ 
9 S. pfiſter, Herzog Chriſtoph von W., I. ©, ss, Lats 
Desgrundverf. ©. 138 fg. 
5) &, Landesgrundverf. ©. 163. 
6) Der Grundſtock des Kirchengutes fol (nah Yauılus, Sophro⸗ 
nizon, I. ©. 138) zur Zeit der Aufhebung deffelben unter Ko⸗ 
ulg Friederich aus 450 Drtichaften, Wellern, Höfen, Muͤh⸗ 
len u. f. w. beftanden haben, von denen 341 ganz, bie übrls 
gen zum Theile zu demſelben gehörten. Beſonders werthvoll 
waren bie Waldungen ; auch waren 800,000 fl. Activ-Capltalien 
vorhanden. -- Diefe Beſitzungen waren in 22 Klofter - Oberäms 
ter und» Stabsämter eingetheilt, und waren von 68,412 Mens: 
fhen, zum Schelle Xeibeigenen bewohnt. Der Totalwerth 
ward im J. 1800 auf 33 Millionen Gulden angefhlagen; bad 
rohe Einkommen auf 2,370,000 f.; die Verwaltungskoſten bes 
trugen 845,000 fl., das Uebrige war reines Cinkommen, zum 
. Nnterhalte der Kirchen und Schulen, und zur Beſtreltung der 
fonftigen Laften bekimmt. (5. Memminger’s Jahrbücher, 
Bd. I. 6.287 fg. Diefe Laſten hatten fih abernah und nah 
ſo gehäuft, daß fogar ein Defickt (von 123,000 fL) bei der Ins 
cammerirung bed Kirchengutes geweſen ſeyn fol. Die Zahl der 
Beamten war bedeutend (im J. 1795 waren es 1090 höhere 
und niedere Diener), der Geiſt ber Verwaltung häufig ſchwach, 
und mehr auf den Vortheil der Beamten und Ihreg Familien, 
als auf den des Ganzen berechnet. — Eine fehr genaue Bes 
fhreibung von den einzelnen Beſtandtheilen des altwärtt. 
Kirhengutes findet ſich In der, zwar nlcht gedruften allein 
dennoch nicht felten zu findenden, „Beſchreibung von dem 
geiftiiden Gute in dem Herzogthum Württemberg‘, I U, Sol. 
2) Eine Aufzählung berfelben ſ. in der Geographie und Statl- 
fit von W. Thl. I ©, 1205 Verb. der 8.8.9, 1830 H. 
5. €. 1304, Es finden ih Weiträge für bie Hofmuſik, für 
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die Jaͤgerel, für Medizlnal⸗Pollzel, ferner zu der Beſeldung 
des Geheimenrathes, bes Regirungs⸗Collegiums, Unterhalr 
tung' der Feſtung Hohentwiel n. f. w. darunter. 

8) Diefe Meinung iſt 3. B. aufgeſtellt von dem Miniſter von 
Schmidtin in den ftändifhen Debatten vom’ 9. 1830, I. 
Verh.der 8. d. A., 1830, H. 5, &. 1409 für Allein alle 
hie verfihledenen von ihm angeführten Stellen aus Landtags⸗ 
abſchleden u. ſ. w. beweifen wo nicht geradezu bad Gegentheil 
doch hoͤchſtens einen unbeſtimmten Sprachgebrauch und hier 
und de unklare Ideen. Noch weniger wird bie ſophiſtiſche, zum 
CTheil auf ganz haltlagg apriorifche Beweiſe gegruͤndete Dar⸗ 
ſtelung in (Schnedenburger’s) Worten zur Verſtaͤndigung 
äber das alte Kirhengut in W. ( Täb. — 8.) ben unbefans 
genen Sorfher überzeugen. . . 

‚2:6, 8. D. vom. 3. Jaͤnner 13806, MdL. ©. 3... Die Einzies 
‚bung des Kirchengutes wird in dieſem Derrete. eine nothwen⸗ 
dine Folge ber neueſten mit dem wuͤrtt. Staate vorgegange⸗ 
‚nen Veraͤnderungen genannt, ohne daß aber irgend dieſe Noth⸗ 
wendigkeit nachgewieſen würde. Das angehauͤngte Verſprechen, 
ed werde der Staat alle Obliegenheiten des bisherigen. Kir⸗ 

cheugutes gegen Kirche, Schulen und Armen genan und puͤnct⸗ 
lich erfuͤllen, wurbe uͤbrigens, man muß fo gerecht ſeyn dies 

ſes eiugugeftehen, im Wefentlihen gehalten. In manden 
Städen iſt auch wohl viel mehr gefchehen, als unter der oft 
kleinlichen und ſpiesbuͤrgerlichen Verwaltung des Kirchenrathes 

‚hätte zu Stande gebracht werden mögen. 

10) Eine Sufammenftellung der Unterhandlungen auf dem Lands 
tage von 1815:—.19 uͤber bie Herausgabe des Kirchengutes 
ſ. in. (Georgli 8) unterſuchung der Frage‘ Soll bie abge⸗ 
ſonderte Verwaltung bes altw. Kirchenguts iedet hergeſtellt 
werden. Stutt. 1830, 8, &. 7 fg. 

13) Auch über dieſe Unterhaublung ſ. Georgil, a. a. O.; bar: 
zu noch den Bericht der ſtaͤndiſchen Commißlon uͤber das Aus⸗ 
ſcheldungs Geſchaͤft, vom 20. Mal 1830 (Verh⸗ der K. b. 


\ 
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A., 1330, 942, S. 921). Fir bie Herausgabe des Kirchengu— 
tes und. alfo wuͤrkliche Wallziebung des $. 77... ind folgende 
Druckſchriften erſchienen: Seorgii, rechtlige Grörterung der 
Frate, ob das Kirchengut Eigenthum der w. prot. Kirche, oder 
des Staates fei? Stuttg.- 1821, 8; Abel, ob das Kirchen: 
Gut Eigenthum dee w. evangelifhen Kirhe oder des Staa⸗ 
tes ſei, Stuttg. 1821, 8. (hauptſaͤchlich aus ber erſteren Schrift 
entuommen); (Georgii,) Unterſuchung ber. Krane s ſoll die 
abgefonberte Verwaltung des altw. Kirchengutes wieder herz 
geſtellt merden, und wie fol dieß gefchehen. Stattg: 1830, 8, 
‘(weht bei weitem die Hauptſchrift gie diefe Auſicht); (Ed oL1) 
Bitte. einer bedrängten Gattin und Mutter an Ihren Anwalt. 
Gmuͤnd, 1830, (ein allegoriſches Gedicht!!) die ewangelifce 
Kirche W's nach Ihren aͤußern Verhaͤltniſſen. Stuttg. 1830,8, 
6. 39T. Wegen bie Herausgabe bagegen: find: Ueber 


bie Unsführung des $. 78. der wärtt, V. U., die Ausſchei- 


bung des’ altw. Kirchenguts betreffend, Gtuttg. 1830. (@ine 
hoͤchſt oberflaͤchliche Kritit ber zweiten Georgiifhen Schrift) ; 
(Shnedenburger,) Worte zur Verſtaͤndigung Aber das alte 
 Kirhengut und, die wahren Öfsnomifhen Intereßen der evans 
gelifhenn Gemeinden und Geiftlichkelt. Tuͤb. 1831, 8, (mit 
Geiſt geſchrieben, allein voller Sophiſtik und geſchichtlicher In: 
richtigkeit). Ganz eigenthämtiche Anfichten und Vorſchlaͤge ſind 
enthalten in Keßler's Finanz ⸗Syſtem nach den Verhaͤltulſ⸗ 
fen We. ©, 125 fg., die aber, als wohl ſchwerlich je ing Le⸗ 
ben tretend, eine Anselnanderfegung hier nicht erfordern. — 
Näher oder entfernter hängt mit ber Frage über Zurädgabe 
des Kirhenguts auch mod bie. Frage niber bie zweckmaͤßigere 
und zum Theil wenigftend reichlichere Befoldung der Seiſtlichen 
zuſammen, in Beziehung auf welche freilich In jedem’ Falle ſehr 
zu wuͤnſchen waͤre, daß die Anweiſung auf Zehnten wegflele. Er⸗ 
ſchienen uͤber dieſen Gegenſtand find: (A. Knapp), Anſichten 
und Bitten hinſichtlich des Planes zu einer Gehalte = Megulis 
rung der evangellichen Geiſtlichteit W's. Tüb. 1829. 8; ferner 
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in Seubert's ‚cheift. ‚proteftant. Kirche, 5. 2, ©. 198: 
Ueber die Befoldungen der Geiftligen in W.; ferner in der⸗ 
ſelben Zeitſchrift, H. 3, S. 318: Haben aüch geiſtliche Dies 
— ner auf⸗ eine zurelchende Penſidn Anſpruch zu machen? 
1) © Verb. von 1839, Kammer d. U," 9. 2, ©. 321; 
5. Br, und 886. Dieſe Verhandlung "über das Kir— 
I enge ind ber: Beſchtuß der Kammern if der Gegenſtand 
J mans: harten Tadels geworden. Wohl-nkirt unverbient, na: 
mwentlich weil nicht mit ‚Offenheit verfahten wurde. Wenn 
man bie abgefonderte Verwaltung bes Kirchengutes für ſchaͤd⸗ 
.Ach hielt (und dich Taun- freilich Teiche behauptet werden), fo 
mußte 6. 72 ber V. U. dnph, einen fürmithen, Beſchluß aufge⸗ 
byhen, ‚uud bie Einwilllgung der Kirche durch das Organ ih⸗ 
— res Oherhauptes und ihrer oberſten Behoͤrden erlangt werden. 
Dan | war der unangenehme Gegenftand er für ale Zel⸗ 
"te erieigt, was a; gewiß nicht der se I 


- 


ee A „ey. „1 
$ 213. 


— a Pt 
Bi Weihe Entwidlung, 


Mit Recht unterſcheidet die V. u. in den Beſtimmun⸗ 
gen be $ 77 zwifchen der‘ altwürttembergifcien und der neus 
whrtiembergifchen Kirche binfi chtlich ihres Gigenshumes: So 
febe eine gänzliche Vereinigung und Verfhmelzung biefer beis 
den Ranbestheile auch inf diefer Beziehung zu fathen und zu wüns 
fihen if, und fo gewiß bei gerechten und billigen Vorſchla⸗ 
gen ein Vertrag zwiſchen ihnen zu Stande kommen wird, 
eben ſo unbeſtreitbar iſt, daß dieſe Uebereinkunft voin Staate 
nicht erzwung en werben darf. — Es handelt ſich hier von 
Privatrechten der verſchiedenen evangeliſchen Kirchengefell 
ſchaften, deren Ausgleichung nicht durch einen Act der Ge: 
ſetzgebung befohlen werden kann 5). Die Frage über das 
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altwuͤrtt. girchengut und das Eigenthum der neuwuͤrtt. Kir⸗ 
che muß alſo ‚getrennt werben. u 


I. Altwärttem bergiſches — — 
ſteht, nach dem im letzten Paragraphen Bemerkten, immer 
noch die Vollziehung des 6.77 der V. U. in dieſer Beziehung 
zu erwarten, und Genaueres kann ſomit. uoch nicht angege⸗ 
ben werden: allein es laſſen ſich dennoch. ſchou ißt: aus ben 
Morten des Grundseſetzee — — — entwi⸗ 
ckeln: 
1. Die Berfaffangs Urkunde — die Katſcheldung 
des Eigenthumes der altwuͤrtt. Kirche, Hieraus folgt vor Als 
lem, daß fie den — oben beräbrten — Streit aber das Ei⸗ 
genthum an dem Kirchengute zu Gunſten der Kirche entſcheiv 
det, ſo daß, waͤre die Thatſache nicht an und für ſich fon 
unzweifelhaft, fie itzt für immer richtig geftellt würde. Zwei⸗ 
tens folgt, daß dieſes Kirchengut ganz wieder ſo hergeſtellt 
werden ſoll, wie es zur Zeit ſeiner Einziehung war; folglich 
(wenn nicht ein Tauſch vom beiden. Seiten freiwillig einges 
gangen wird) alle diejenigen Beftandtpeile, welche noch, vors 
banden find, in der Wuͤrklichkeit, fuͤr die durch Handlungen 
des Staats veraͤußerten aber andere, ſo viel moͤglich von 
derſelben Art und von demſelben Werthe. So viel muß 
der Staat leiſten, auch wenn es ihm beſchwerlich iſt; Wei⸗ 
teres und Anderes aber darf die Kirche auch nicht fordern, 
waͤre es ihr noch fo bequem 2). 

2. Die B. U. verlangt abgeſonderte Verwaltung des wies 
der auszuſcheidenden Kirchengptes, Hier ift fie nun aber 
weit weniger beflimmt, und läßt willfärlichen Einrichtungen 
ireien Spielraum, indem die Commiffion erft Vorfchläge über 
die Art diefer Verwaltung machen fol. Es ſind alfo hier 
iehr verfchiedene Modificationen denkbar. Nur fo viel dürfte 
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gewiß ſeyn, daß eine blofe Ausſcheidung auf dem Papiere, 


eine blofe abgefonderte Verrech nung. der Kirchengäter-Eins 
Tänfte bei den verfhiedenen Domanial:VBerwaltungen nicht 
zureichend if, Dem widerfpricht der Wortlaut des Grund⸗ 
geſetzes, und die Analogie des fruͤheren Zuſtandes, der ja 


„wieder bergeftellt‘’ werden ſoll. Eben fo iſt wohl keinem 


Zweifel unterworfen, daß die Vorſchlaͤge ber gemeinſchaftliꝰ 
chen Commiſſion auch der Kirche mitzutheilen ſind, indem 
es eigentlich ihre und nicht Sache des Staates iſt, die Art 
der Verwaltung ihres Vermoͤgens naͤher zu beſtimmen, und 
nur weil dem Staate ein Recht auf den Ueberſchuß zuſteht, 
mag feine Einſprache Rechtfertigung finden 3). 


3. Eine weitere Folge von der Herausgabe des Kirchens 
gutes ift nun aber auch die, daß dadurch die Kirche jeden 
Anſpruch auf Geld-Unterfiäung aus der Staatslaffe vers 
liert (allenfalls mit Ausnahme der Nubegehalte für Geiftliche, 
ſ. oben$. 206, S. 483). Die Kirche hat ſelbſt für die Beſtrei⸗ 
tung ihrer Bedärfniffe, für die Erreichung ihrer Zwecke, wels 
he night die des Staates find, zu forgen, es fehlt durchaus 
an einem Nechtögrunde hierzu die Steuerpflichtigen — welche 
zu einem bedeutenden Theile nicht einmal der proteſtantiſchen 
Kirche angehören — in Anſpruch zu nehmen *). 


I. Neuwuͤrttembergiſche Kirhengäter. — 
Nur Weniges und Unbeſtimmtes ſpricht die V. U. uͤber das 
Verhaͤltniß der Guͤter der in den neuerworbenen Landesthei⸗ 


len zerſtreuten Kirchengeſellſchaften aus: „die gemeinſchaft⸗ 


liche Commiſſion habe, fo iſt feſtgeſetzt, ſich mit der Beſtim⸗ 
mung ihrer Theilnahme an dem altwuͤrtt. Kirchengute zu be⸗ 
ſchaͤftigen,“ allein ohne daß ein Fingerzeig gegeben waͤre, in 
welcher Art wohl dieſe Theilnahme zu Stande zu bringen ſei. 
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Aus der rechtlichen Natur ber ey wird fich denn aber 
Folgendes ergeben: 


1. Da die neuerworbenen Laͤudestheile vor ihrer Vereini⸗ 
gung mit W. kein Ganzes bildeten, fo hatten fie auch Fein ges 
meinfames Vermögen, insbeſondere kein gemeinſchaftliches 
groteftantifches Kirchenvermoͤgen ſondern die eine oder die 
andere Kirche in dieſen ehemaligen Staaten oder Staateutheil⸗ 
chen beſaß ein groͤßeres oder kleineres Gut. Es kann ſomit 
von Einem neuwuͤrttembergiſchen Gute nicht die Rede ſeyn, 
ſondern es iſt nur eine gewiße Maſſe von einzelnen recht⸗ 
lich nicht verbundenen Guͤtern vorhanden, welche ſtiftungs⸗ 
gemaͤß fuͤr Kirchen⸗ und Schulzwecke beſtimmt ſind. Die 
einzelnen Theile von Neuwuͤrttemberg haben alſo keinen ge 
genſeitigen Auſpruch auf ihre Kirchenguͤter, und fie koͤnnen 
ohne den Willen aller einzelnen Kirchen nicht in Eine Su 
ſchaft verwandelt werden, 

9. Die V. U. fpricht zwar das Recht der neuwuͤrttemb. 
Kirchen, ihr ebenfalls vom König Friederich entzoges 
nes 5) Eigenthum vom Staate zurückzuverlangen, nicht aus⸗ 
drädlich aus: allein es kann an demfelben doch keinen Au 
geublick gezweifelt werden. Um ein ungerecht entzogenes Pris 
vateigenthum aurücfordern zu dürfen, iſt ein eigener Artikel 
in ber Verfaffunge Urkunde keineswegs nothwendig. 

3. Ueber die Theilnahme der proteftautifchen Kirche im 
Nenwärttemberg an dem Kirchengute des ehemaligen" Herz 
zogthumes hat nicht bloß die Regirung und die Ständes Ber, 
fammlung fich zu vereinigen, fondern es mäffen nothwen⸗ 
dig auch die beiden intereffirten Theile ihre Einwilligung ers 
theilen, und da, wie bemerkt, die neumwärttembergifchen Kir⸗ 
chen Fein rechtliches Ganzes bilden, fo wird der Entſchluß der 
einen nicht bindend für den andern feyn ©). . 


‘ 
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3) Unbegreimic if, tie als Grund für zwangemaͤßige Thellnah⸗ 
me der neumärtt. Kirchen an dem altwärtt. Kichengute, und 
umgelebret, ber Satz, daß alle Beftandthelle des Königreiches 
zu einer und derfelben Verfaſſung vereinigt felen, wiederholt 
in deu St, Verf. angeführt werden konnte. Gehört. bean Theil: 
nahe” an einem Gtiftungss Vermögen zur ſtaats rechtli⸗ 
hen Verfaſſung eines Landes? Mon einer andern konnte und 
wollte aber das Grundgefeß nicht reden. Mit.demfelben Rechte 
koͤnnte allgemeine Thellnahme von jeder Art ven Schul= und 
Armen» Stiftungen, überhaupt Gemeinſchaft alles Privat:@is 
genthumes verlangt werben. 


») Aus den Worten der V. u. ſelbſt folgt wohl, daß bie von 
der Stände-Verf. in Antrag gebrahte Grundrente, anftatt 
der wuͤrklichen Herausgabe bes‘ Grundes und Bodens, der Kas 

-  pitallen u. f. w., keineswegs eine Erfüllung des Grundgefeges 
iſt, und ſowohl aus dieſem Grunde nicht zu Recht beſtehen, 
als ſie den Krchen gegen ihren Willen nicht aufgedrungen 
werden kann, von der Staͤnde-Verſammlung ſo wenig als von 

. der Regirung allein. Wäre bie Ausſcheidung vorgenommen, 
und dann wenigftens eine Pacht reute conftitulrt worden (im⸗ 
mer unter Vorausſetzung der Einwilligung der Kirche), ſo waͤre 
wenigſteys die Verfaſſung gewahrt worden, und mit der Kirche 
hätte man ſich vieleicht abfinden Können: allein diefes Ae⸗ 
quivalent iſt ungenügend, verfaſſungswidrig. Vergl. auch bie, 
ſehr richtigen Bemerkungen des Abgeordneten Hofacker, 
Verh. H. 6, ©. 1761 fg. — Der Streit darüber, ob es 
nuͤtzlicher und fiherer ſei, eine Rente zu baben oder Grund⸗ 
eigenthum, ferner ob eine Pachtrente für die Kirche nüßlicher 
fet oder eine Grundrente, iſt völlig überfläffig, denn es handelt 
fi hier vom Rechte, nit vom Augen. Weber dieſes aber hat 
die Kirche, nicht der Staat zu enticheiden. Weberbieß ift es 
faft lächerlich zu behaupten, im alle eines Unglädes oder ei⸗ 
ner Gewaltthat werbe zwar nicht Grundbefig, allein eine 


B28 


Nentewerſchreibung vom Eroberer ober vom funern Gewalt⸗ 
herrſcher geachtet werden. 

3) Es ift bei der Debatte In der Stände-Merfammiung wieder: 
‚holt die Frage aufgeworfen worden, wer denn Namens der 
Kirche zu entfheiben, zu unterhandeln habe? Setz leicht iſt 
die Antwort gefunden: ber Inhaber des Kirhen:Megimentes, 
alfo nach der ist beftehenden, unvollkommenen, Einrichtung 
der König nah Anhörung des Conſiſtorlums und der Synode; 
im Falle der zu wünfhenden Verbeſſerung aber bie neu zu 
gründende Repräfentation der Kirche. 


uUm die Verwirrung anf den höchften Grab zu ftelgern, if 
in den mehrerwähnten Berhläffen der St. Verf. vom 5. April 
1830 die Vorausſetzung ausgefprochen, daß der Staat zur Bes 
fireitung der Bebürfniffe der proteftantifhen Kirche auch über 
den Betrag des Einkommens aus dem Kirchengute verbunden 
ſei. Auf der einen Seite alfo Eingriff in wohlbegruͤndetes 
Recht, auf der andern aberflüßige Großmuth. 

5) Intereffante Nachrichten über die Verwendung neuwuͤrttem⸗ 
bergifcher Kirchengäter giebt folgender Aufſatz im sten Heft 
des Sophronizon: RKechtfertigungsgruͤnde für die in dem, 
m. Landeszuwachs zwifchen 1803—11 vorgenommenen Abändee 
zung mehrerer Localfonds⸗Verwaltungen. 

6) Nach amtlichen Aeußerungen in der Ständer Verfeumlung 
würde die Thellnahme der neuwuͤrtt. Kirche an dem altwärtt. 
Gute diefem leßtern eine Weiterausgabe von ungefähr 60,000 fl. 
vernrfahen. Daß es hierzu nicht verbunden ift, wird wohl 
eines Beweiſes bedürfen. Es it aber um fo weniger abzu⸗ 
feben, wie die Sache ins Reine kommen foll, da die neuwuͤrtt. 
Gemeinden vorläufig ſich fchon gegen eine durch Einlage ihrer 
Geits erfaufte Theilnahme an dem altw. Kirchengute erklärt 
haben, ſ. Verb. ber K. d. A., 1830, H. 2, ©. 327; de 
ferner in Beziehung auf wenisftens Ein ſolches Gut, das Oeh⸗ 
ringer Stift, bie Richt einverleibung In das altwärtt. Kir⸗ 

chengut 
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chengut von der’ Kammer der Standesherrn verlangt, und von 


bem Minifter zugefagt wurde, ſ. Verb. ber K. d. Et. H. 
9.5, S. 888. Auf der andern Seite wäre aber freilich eine 
Trennung biefer verfchledenen bisher fo enge vereinigten, auch 
in kirchlicher Beziehung zu einem Ganzen verbundenen Lan⸗ 
bestheile in jeder Beziehung ſehr zu beklagen. Won der Was 


terlandeliebe eined Jeden, welcher von Einfluß auf die Sa⸗ 


che feyn kann, iſt daher zu erwarten, daß er zu Ausglei⸗ 
Kung, zu gegenfeitigem Nachgeben bie Hand reichen, zurathen 
wird, | 
3. Die katbolifde Kirche. 
"9% 9% 
a. Geſchichte derfeiben in Württemberg. 
Bis zum Jahr 1802 war MW. ein rein. proteftantifches 


Reichsland. Es hatte nur fehr wenige katholiſche Einwohner, 


welche ohne Verband auswärtigen Bifchöfen unterworfen was 
ren, und nur unter großen, zum Theile fehr unbilligen, Eins 


ſchraͤnkungen geduldet wurden. So z, B. durften fie Feine 


eigenen Schulen haben, ihre Trauungen und Taufen muß⸗ 
ten durch lutheriſche Geiſtliche verrichtet, alle Kinder aus 


gemiſchter Ehe in der proteſtantiſchen Confeſſi on erzogen wer⸗ 
den, verfaſſungsmaͤßig waren fie von allen Staatsaͤmtern 


ausgeſchloßen 1). Selbſt als die herzogliche Familie fih zur 
katholiſchen Kirche bekannte, trat Feine Verbefferung der Lage 
ihrer Glaubendgenoßen ein, im Gegentheile beſchraͤnkten die 
Religions⸗Reverſalien auch den Fuͤrſten perfönlich ſehr frenge, 


damit fi) nicht fein Glaube nach und nach im Lande ver⸗ 


breite 2). 
Als aber durch die Staatsveränderungen zu Anfang des 


ıoten Jahrhunderts nach und nach gegen eine halbe Million 
Mohl Staatsrecht IL. 34 
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Katholiken dem wärtt. Staate zugetheilt wurden, fo konn⸗ 
ten dieſe, ohnedieß dem Zeitgeiſte widerſtrebenden, Geſetze 
nicht weiter erſtreckt, die katholiſche Kirche und ihre Einrich⸗ 
tung Fonnte nicht länger al& etwas dem württ. Staate Frem⸗ 
des betrachtet werden. — So lange zwar, als die durch den 
Reichsdeputations Receß erworbenen Landestheile ald ein bes 
fonderer Staat, als Neumärttemberg, verwaltet wurden, fand 
moch Feine allgemeine auch für das alte Land gültige Maas⸗ 
regel ftatt. Die Gefeße des Herzogthums hatten bier Feine 
Unwendung, und die in dem neuen Gebiete, wenigftens 
theilweife, längft eingeführte katholiſche Kirche behielt natuͤr⸗ 
lich ihre Rechte. Als num aber die, Berfaffung des Stamm- _ 
landes umgeftoßen, und. alles Gebiet zum Königreiche ver- 
einigt war, als ferner neue, durch den Preßburger Frieden 
und die Nheinbundesacte gemachte Ermwerbungen die Zahl der 
Tarholifchen Unterthanen noch mehr vergrößerten, fo trat ende . 
lich die nothiwendige Aenderung in der Gefeßgebung ein. 

Bor allem war der Fatholifchen Religion politifche Exi⸗ 
ftenz zu gewähren. Diefes geſchah bann auch durch das Ne 
ligions⸗Edict vom 15. Oct. 1806, welches fie nicht nur 
als gefetslich erlaubt erklärte, fondern fie auch in allen Rech⸗ 
ten der proteftantifchen Kirche gleichftellte und Tomit alle Be 
ſchraͤnkungen und Vernachtheiligungen der Katholiken für im⸗ 
mer aufbob. Die Negirung errichtete eine eigene Auffichtebe 
hoͤrde, dem geiftlichen Rath, Ipäter Kirchenrath, und fieng an 
ihre polizeilichen. Rechte Über die kath. Kirche auszuüben, 
z. B. in Beziehung auf Wallfahrten, nachtlichen Gottesdienft, 
Dienſtbeſetzungen u. f. w. ?). 

Zweitens war alsdann nun aber auch fehr wuͤnſchens⸗ 
wertb, daß eine, mit den politifhen Einrichtungen des Staa⸗ 
tes übereinftimmende äußere Organifation der Tatholifchen Kir- 
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de in W. herbeigeführt wuͤrde. Un W. war zufällig Fein Bis 


ſchofsſitz gefallen, fo daß feine neuen Batholifchen Unterthanen 
unter nicht weniger als fünf auswärtigen Biſchdfen vertheilt 
waren, nämlich unter Conftanz, Augsburg, Würzburg, Worms 
und Speyer; außerdem war noch die Probſtei Ellwangen 
exemt. Die Land⸗Kapitel (Dekanate) waren zum Theil mit 


auslaͤndiſchen Pfarreien gemiſcht, oder war gar der Sitz des 


Delanates im Auslande; kam es doch vor, baß die Mutters 
kirche itt einem andern Staate angehörte, als der Filial⸗Ort. 
Diefer aus der vielfachen Zerftädelung der zur Entfhädigung 
gegebenen ober fonft neuerworbenen Gebietstheile hauptſaͤchlich 
herruͤhrenden Verwirrung mußte durchaus abgeholfen werben, 
. wenn Einheit in die Staatsverwaltung kommen, und nicht 
ununterbrochen die Megirung in unangenehme Collifionen 
verwidelt werben ſollte. Es mußten die DekanatesBezirke 
purificirt, und die fämmtlichen katholiſchen Landestheile zu 


2 


Einer wuͤrttembergiſchen Didceſe vereinigt werden. — Die 


Vereinigung der Land» Kapitel hatte Teine Schwärigkeiten, 
deſto mehr aber die Aufldfung des bisherigen Dibcefan = Vers 
bandes und die Gründung eines rein württemb. Bisthumes, 
denn alle jene fünf Bifchofsfige waren beſetzt. Als jedoch 
im 5. 1812 der Biſchof yon Augsburg, ber auch Probft von 
Ellwangen gewejen war, flarb, fo wurde — mit Einmilli- 


gung des Pabſtes, als vorläufige Maasregel bi® zur dereins | | 


ftigen ſchluͤßlichen Einrichtung — ein inläudifches Generals 
Vicariat in Ellwangen errichtet, und demfelben der frei ges 
worbene kathol. Kandestheil untergeordnet *), Im J. 1814 
flarb der Bisthums⸗Verweſer von Würzburg; auch Die ſei⸗ 
niem Sprengel angehdrigen Bezirke wurden nun zu dem Gen. 
Vicariate gezogen 3); und als endlich dur Karl Theodor 
von Dalberge's, Tod bie malEnE Eonftanz, Speier und 
34.. 


⸗ 
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Worms mit einem male erledigt wurden (roten Febr. 1817), 
fo konnten nun alle wuͤrtt. Katholiken von auslaͤndiſchen Did⸗ 
” cefen getrennt, und zu einer wuͤrtt. Landeskirche vereinigt 
werden). Der Sit berfelden wurde in Folge diefer Vers 
änderung nach Hottenburg verlegt 7). Die langen, zu Feis 
nem Ziele führenden Unterhandlungen mit dem Nönifchen 
Hofe über ein Eoncordat binderten jedoch noch die gänzliche 
Beendigung der äußern Organifatiom, namentlich die Erriche 
tung eines inländifchen Biſchofsſitzes, und die Einfeßung ei» 
nes Domtapitels. 

Es war naͤmlich drittens tät noch das Schwerſte zu voll⸗ 
bringen übrig, naͤmlich die Regulirung der kirchenſtaats⸗ 
rechtlichen Verhältniffe der württ, Megirung zum roͤmiſchen 
Hofe. Bis zum J. 1803 hatte Württemberg den Pabft in 
feiner geiſtlichen Eigenfchaft ganz unbeachtet laffen koͤnnen, 
dem ganz proteftantifchen Staate war er nur ber weltliche 
Fuͤrſt des Kirchenftaates, und feine kirchlichen Anſpruͤche 
Tonnten gar Teine Anwendung finden. Itzt aber, da ein 

Drittheil ber Bendlkerung des Landes den Pabſt als ihr Kir. 
hen= Haupt verehrte, wurde nathrlich auch das Verhaͤltniß 
der Regirung ein anderes, und ed mußte. ein wichtiger Punkt 
für die wärtt. Politit werden, das Verhältniß des Pabftes 
zu den Unterthanen und zur Negirung auf der einen Seite 

dogmatiſch⸗richtig, auf der andern aber ſtaatsrechtlich⸗ une 
fehädlich zu handhaben. Dazu waren zwei Wege offen. Ents 
weder fuchte die Negirung mit dem Pabſte ein eigemtliches 
Concordat abzufchließen, in welchem die Grundfäte über ihr 
gegenfeitiges Verhaͤltuiß genau und vertragsmäßig beſtimmt 
waren. Oder aber fie erwartete den einzelnen dorkommen⸗ 
den Fall, bandhabte dann ihre Befugniſſe, und ftellte fo 
nach und nad thatſaͤchlich und durch Bepstahergn dtp 
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das gegenfeitige Werhältniß feft. Der Megirung -fchien an⸗ 
faͤnglich das Erftere gerathener; allein ift es fchon ſchwer 
für einen rein Fatholifchen Staat mit dem Pahfte ein billi⸗ 
ges Abkommen zu treffen, fo ift es für eine bauptſaͤchlich 
proteftantifche Regirung noch weit ſchwuͤriger, weil: ſchon im 
den erſten Orundbegriffen gänzlicher Widerfpruch if. Keim 
Wunder daher, 0 alle Verſuche diefen Weg einzufchlagen, 
fcheiterten. ; 

. Schon im $, 18907 verfuchte ber som. of Verträge 
mit den einzelnen dentſchen Staaten zu fchliegen; ein Legat 
(della Genga, fpäter Leo XH.) kam auch nach Stutt⸗ 
gart; allein die Unterhandlung zerfhlug ſich. — Die Bar 
fuche des rom. Stubles auf dem Wiener Congreffe, die deut 
fche Kirche nen zu ordnen, mißlangen ebenfalls, und erſt 
die fpäteren Particnlar - Unterbandlungen mit Baiern (Con⸗ 
corbat vom Sten Juni 1817) und mit Preußen konnten feine. 
Hoffnungen wieder beleben. — Im J. 1818 entichloßen fich 
viele größere und. Heinere katholiſche und proteftantifche. deut 
ſche Staaten dem Pabfte ein gemeinfchaftliches Concordat an⸗ 
zubieten, um bem bisherigen Zuſtande ber. Ungewißpeit und 
der Unordnung ein Ende zu machen. Württemberg, Baden, 
beide Heffen, die fämmtlichen kleineren ſaͤchſiſchen Häufer, Nafe 
fau, beide. Mecklenburg, beide Schwarzburg, die Anhalt'ſchen, 
Lippe’fhen, Reuß'ſchen, Hohenzollerh’fchen Käufer, ‚endlich 
Walde verbanden fich zu dieſem Iwede Eine Commiſſjon 
in Frankfurt vereinigte ſich über die allgemeinen Grundfäße, _ 
Yon benen man bei den Unterhandlungen ausgehen wollet. 
Die leitende Idee, welche diefen Befchläffen zu, Grunde lag, 
war Die, fo viel als möglich die. kath. Kirche in den wereing 
ten Staaten von der romiſchen Curie unabhängig zu ma⸗ 
Hen. Deßhalb wollte man Wiederherſteltung der urfprüngs 
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lichen, fchon von den pfeudoifidorifchen Decretalen verdrängs 
ten Merropolitanverfaffung, Ausfhluß des päbftlichen Eins 
-Außes auf die Wahlen der Bifchdfe, judices in partibus, 
kurz eine National= Kirche verlangen. Auf Widerftand von 
Seite des römischen Hofes mochte man ſich allerdings gefaßt 
machen: allein vom Zufammenftimmen fo. vieler, größtens 
theild proteftantifcher Megirungen erwartete man Cindrud 
auf den Pabſt. Diefe Grundfäße wurden zufammenfaßt in 
den Grundzägen zu einer Vereinbarung über die Verbältniffe 
der Fatholifchen Kirche in deutfchen Bundesſtaaten 8). Eine 
gemeinfchaftliche Geſandtſchaft (aus einem wärttembergifchen 
uhd einem baden’fchen Staatömanne beftehend) wurden nad) 
Rom gefendet; da fie aber die eben erwähnten Grundfäße 
als Bedingung der Uebereinkunft übergab, fo zerfchlug fich 
alsbald die ganze Sache, und «8 wurde nun endlich auch 
den Regirungen Bar, daß auf dem Wege ded Concordates 
Fein Heil zu erwarten fei ?). Seit diefer Zeit ift ein neuer 
Verſuch mehr gemacht worden. — 
UUnter dieſen Umſtaͤnden blieb nur übrig, den als Ynds 
Tunftsmittel gemachten Vorichlag des roͤm. Hofes zu ergreis 
fen, und wenigſtens die äußere Organifation der deutfchen 
Kirhen, namentlidy der württembergifhen, mit bemfelben 
ind Meine zu bringen. Die Gefandtfchaft erklärte ſich auch 
dazu bereit 1°), und es wurben fodann im Jahr 1820 nene 
Conferenzen in Frankfurt gehalten, jedoch ist nur noch von 
| Märttemberg, Baden, den beiden Heſſen, Naſſau, Gotha, 
Hildburghauſen, Coburg, Oldenburg, Walde und Frank⸗ 
furt. Wald vereinigten fich dieſe Regirungen über einen ge⸗ 
meinſamen Untrag an den- römifchen Stuhl, und es kam 
denn auch wörtlich, nach einigen weiteren Unterhandlungen_ 
- und bänderungen, eine Vereinbarung zu Stande, der zu 
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Folge bie fämmtlichen ſaͤdweſtlichen deutſchen Staaten zu eis 
ner eigenen oberrheiniſchen Kirchenprovinz vereinigt wurs | 
den und ihre bifchöflichen und erzbifchöflichen Site, Dome . 
kapitel, Seminarien u. ſ. w. errichteten. Der Pabſt erlich 
zur Belanntmadung und Einführung der neuen Ordnung 
eine Bulle erectionis et circunfscriptionis vom I6ten Aug. 
1831 (die Bulle: provida solersque genannt), und ernannte 
in berfelben den württ. General = Bicar zum Vollzieher cum 
facultate delegandi 121). Die Bulle wurbe angenommen 
durch einen Vertrag der vereinigten Staaten vom 8. Febr. 
1822. Ze | Ze 
Noch aber. fand die fchon beendigt fiheinende Einrichs 
tung einen mehrjährigen Aufſchub, indem ſich der röm. Hof 
hber Schritte der vereinigten Staaten befchwerte, und fü» 
wohl den von ihnen vorgefchlagenen Biſchoͤfen, als den ges 
meinſchaftlich abgefaßten Dotations: Urkunden, feine Aner⸗ 
kennung verweigerte 72), Die vereinten Staaten hatten 
namlıch unter fich befchloffen, den vom roͤm. Hofe im Jahr | 
1819 -verworfenen Grundfägen dennoch Würkfamkeit zu ver: 
ſchaffen, indem fie diefelben durch einfeitige Acte der Staats⸗ 
gewalt durdhfegen würden. - E8 wurbe alfo, unter dem Vers 
fprechen gegenfeitiger Unterftüßung, im Sinne der früheren 
Anträge eine fogenannte Kirhenpsagmatit entworfen, d. b., | 
eine Verzeichnung ber kirchen⸗ſtaatbrechtlichen Grundfäge, 
deren Befolgung die Staaten von den Tünftigen Biſchoͤfen 
‚ verlangen wollten. Die defignirten Bifchdfe erflärten ſich aud) 
im Allgemeinen einverflanden damit: alfein da die Eurie un⸗ 
ter der Hand von diefen Actenſtuͤcken Kunde erhalten hatte, 
fo ſprach fie fich mir. Beſtimmtheit auf bie ebenerwähnte Weiſe 
aus. — Nah Pius VII. Tod leitete ein nachgiebigerer Geiſt 
das vaticanifche Eabinet, und es gieng nun von ihm ſelbſt 
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der Vorfchlag zu neuen Unterhandlungen ans, In diefem 
Ultimatum, als weldyes er nämlich erflärt wurde, war denn 
eine Art von Compromiß zwifchen ben beiderfeitigen Ertres 
men enthalten, und da die vereinten Staaten eine Beendi⸗ 
gung bes wichtigen und dringenden Gefchäftes ſehnlichſt wuͤnſch⸗ 
ten, vielleicht auch eine Tfennung unter ihnen felbft hätte 
. befürchtet werben muͤſſen, fo ließen fie denn manche ihrer | 
früheren Grundfäße fallen, und giengen quf die neuen Aner: 
bletungen ein. Mehrjährige Unterhandlungen und bedeutende . 
Nachgiebigkeit führten endlich das gute Vernehmen wieder zu« 
ruͤck, und am 11. April 1827 kounte Leo XII. die Bulle: .ad 
dominiei gregis custodiam erlaffen, welche die Ernennunge 
art der Befchöfe und Domkapitel ordnet, bie Dofation ans 
ertennt u. ſ. w. 12), 

Die Ausführung der langebeſprochenen Einrichtungen trat 
denn nun nad) und nach in den einzelnen Didcefen ein; zus 
erſt in Baden für den erzbiſchdflichen Stuhl, 

Su Württemberg wurde der Landesbifhof am 20. Mai 
1828 feierlich inthronifirt, von ihm fodann das Domtlapitel 
eingefeßt; und damit war bie äußere Organifation der württ. Kirs 
he im Allgemeinen beendigt 122). Merkwuͤrdig ift übrigens, 
noch eine, in Gemeinſchaft mit den übrigen zur Kirchenpros 
binz vereinigten Regirungen erlaffene koͤnigliche Verord⸗ 
nung vom Zoſten Jaͤnner' 1830, durch melde mandye eins 
zelne Puncte des DVerhaltniffes des Staates zur Kirche näs 
ber beftimmt werden, und welche mandyen in der „Kirchen⸗ 
pragmarif” aufgeftellten Grundfaß würklich ine Leben ruft 23), 


I) S. Hartmann, Kirchengeſetze, I. G. 24 fg. 
2) &. oben, $. 208, ; 
3) & das Religtions⸗Edicet im Rbl. 1806; weitere Ver⸗ 
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fäͤgungen Aber kathol. as an vielen Orten 
des Gefeß- Blattes. 

4) ©. V. O. vom 28ſten: Sept. 1812, RbL. ©. 489. 

5) S. V. O. vom z3ften Jaͤnner, 1814, NEL -S. 53, 

6) S. V. O. vom zoften Mat, 1817, Rebl. S. 245. ° 

7) ©. 3.9. vom ııten Dee. 1917, Rbl. GS. 586, 
8) ©. diefelben abgedrudt In don: Neneften Grundlagen Ber 
deutfchen kathol. Kirchen⸗Verfaſſung. Stuttg. 1821, ©. 270. 
9) Die Fathegorifhe ablehnende Antwort des Roͤmiſchen Hofes 
- erfolgte in ber Form’ einer Note des Cardinals Confalvt; fie 
tft in den „Neueften Grundlagen“ adgedrudt S. 232 fg. uns 
ter dem Titel: Esposizione dei sentimenti della Sua Santitä. 
Das ftarre Feſthalten der alten curlaltftifhen Grundſaͤtze, vers 
bunden mit ſtaatsklugen Verfprechungen macht dieſe Note zu 
einem fehr Mntereffanten Aetentäde, Der wichtigſte Inhalt 
berfelben wird unter a 215—217 gelegenfeittie erwähnt wers 
ben. 

10) In der: Note officielle des envoyis, vom 3ten Sept. 1819, 
ſ. die „Neueften Grundlagen” S. 3ıo fg. Die fonderbare 
Art der Unterichrift rührt vom einem Inneren Zwiefpalte in 


der gemeinſchaftlichen Geſandtſchaft her, der nur u dlefe 


Weiſe beigelegt werden konnte. 


11) ©. biefelben in den: Belträgen zur neueſten Geſchichte der 


deutſchen Jatholiſchen — ne Straßb. 1823, 8. 
8371 

12) Die beiden Actenftäde f. In den „‚Beiträgen”: Ob der 
zöm. Hof dießmal Unrecht hatte; wird fi, wenn die Seit 

gekommen ſeyn wird, daß eine Geſchichte diefer Vorfälle und 
Unterhandlungen dffentiich befannt gemacht werden Tann, uns 
zweifelhaft herausftelen. Go viel ift ist ſchon Mar, daß bie 
fogenannte Kirchenpragmatit eine Menge von Puncten ent- 
hielt, welche den vom röm. Hofe im J. 1821 als unabänders 
lich aufgeſtellten Grundſaͤtzen gerade zuwiderliefen. Wie Eonnte 
man Nachglebigkeit von ber Curie für Grundſaͤtze erwarten, 


— 


! 


—* 
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welche die eines Febronins und des Emfer Eongrefles noch 
übertrafen? Wie glauben, daß der Pabſt die Grundfäge, bie 


er wenige Jahre zuvor für ein Concordat verworfen hatte, In 


einer einfeitig entworfenen Kicdenpragmatif anerkennen wer: 
de? Wie in biefer, und in anderen Bezichungen hoffen, 
den römifhen Stuhl za kaͤuſchen ? 


11) G. diefelbe im Rbl. ©, 467, fü. 2 
12) Die Geſchichte diefer intereſſanten Unterhandlungen iſt noch 


keineswegs hinreichend bearbeitet. Blos Fragmente enthalten 
folgende Schriften und Abhandlungen: (v. Sammerer) die 
kath. Kirche W's. bei ihrem Einteitte in das J. 1818, 8.; 
Verhandlungen über bie lirchllchen Angelegenheiten u. ſ. w. 
in der Tübinger theolog. Quartalſchrift, Jahrg. 1819, H. 2 
—4; ferner in den ſchon genannten ‚‚Neueften Grundlagen“ 
und den „Beitraͤgen“, von denen die erſteren im hoͤchſten Gra⸗ 
de verwirrt, die letzteren aber ſehr einfeitig curlaliſtiſch find; 
endlich in ber, ganz unbedeutenden, Schrift: die hohe Feier 
ber kirchlichen Inthronffation des u. ſ. w. Blſchofs von Not: 
tenburg. Rott. 1819, 8. Allerdings erlauben Perfonen und 
Sachen noch keine vollftändige Geſchichte. 


13) ©. Rbl. ©. 8ı fo. Daß eine vorläufige Verhandlung 


mit dem römifhen Stuhle ftatt fand, darf zwar angenommen 
werden, ift aber nicht ausdrüdiih erklärt. Sehr ftarle Aus- 
ftelungen gegen diefe V. O. madht der Antrag des Abg. von 
Hornfein in Betreff der V. O. vom ıoten Zebr. 1830. 


Stuttg. 1830, 8, 


— 


§. 215. 
b. Verhaͤltniß bes Staates zur kath. Kirche. 


‚Daß die Regirung auch zu der katholiſchen Kirche in 
dem: doppelten Merhältniße des Schutzes und der Aufficht 
ſteht, ift vorläufig fchon ($. 206.) bemerkt worden. Sm fols 
genden find denn nun bie einzelnen Beſtimmungen enthals 
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“tem, welche' der Staat bis itzt getroffen hat, um fein Met 
und feine DBerbindlichkeiten in dieſer Beziehung ins Leben tres 
ten zu laffen. E 

Sn formeller Beziehung ift zu bemerken, * nach den 
Beſtimmungen der Verfaſſung der Koͤnig die ihm zuſtehen⸗ 
den Rechte über die katholiſche Kirche durch ine blos aus 
Fatholifhen Mitgliedern beſtehende Behdrde, den katholi⸗ 
ſchen Kirchenrath, ausüben läßt 7), welche Übrigens Feis 
neswegs unmittelbar unter dem Könige fteht, fondern wie 
jede andere Mittelftelle unter dem betreffenden Minifterium. 
Daß der Minifter des Kirchen = und Schulweſens, oder ein 
beftimmter Theil ſeiner Miniſterialraͤthe ſich zur katholiſchen 
Kirche bekennen muͤſſe, iſt dagegen weder vorgeſchrieben, 
noch wird es in der Wuͤrklichkeit ſo gehalten. — Die mate⸗ 
riellen geſetzlichen Beſtimmungen uͤber das Verhaͤltniß des 
Staates zur kath. Kirche ſind aber folgende: 

L Schuß: Berhältniß. 

1. Der Staat räumt der kathol. Kirche bie freie bffente 
liche Religions = Uebung im ganzen Lande ein 2). Hieraus 
folgt denn ‚nicht nur, dag. alle kirchlichen Handlungen und 
Gebräuche, Überall, auch in paritätifsben Orten, offen und 
unbeſchraͤnkt den kanoniſchen Worfchriften gemäß vorgenom⸗ 
men werden: dürfen, fondern, auch, daß der Staat da, wo. 
fih eine hinreichende Anzahl ven Katholiten gefammelt hat, 
die Gründung neuer Tatbol; Kirchen und Dre zu bins 
dern nicht befugt iſt 3). — 

2. Der Staat ſchuͤtzt die Kirche gegen alle Angriffe, die 
von Privaten oder von Behörden ausgehen koͤnuten. In 
Beziehung auf erftere finden auch bei Beleidigungen gegen die 
Farbolifche ‚Kirche und ihre Dogmen die geſchaͤrften Sırafs 
Geſetze ————— ſ. dieſelben oben F. 206. Hinſichtlich 


— 
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der ungebuͤrlichen Singrife Son Behdrden in die Mechte der 
wuͤrtt. Landesfirche hat der Staat dieſelbe nicht nur vor ums 
gefelicher und ungebürlicher Behandlung feiner eigenen Bes 
hoͤrden zu ſchuͤtzen, fondern numentlich auch gegen Annaas 
urigen  auswärtiger Kirchen» Behörden.- Wenn folglich der 
Provinzial⸗Etzbiſchof oder die Curie feldft ungefegliche Fors 
derungen und Befehle ergehen‘ laffen würde, fo hätte die Res 
girung nicht nur ihre Verwendung eintreten zu laffen, fon» 
dern auch durch Verweigerung ihres placet bie in der Frage 
ftehenden Befehle unwuͤrkſam zu machen. Sollten fogar kirch⸗ 
liche Strafen wegen eines folchen gerechten Ungehorfames gegen 
die. württ. Kirche oder einzelne Diener berfelben verhängt 
werden wollen, ‚fo müßte der Staat Alles anwenden, daß 
diefelben Feine Äußeren Folgen irgend einer Urt im Lande haͤt⸗ 
ten, und er würde es als Ungehorſam gegen die Staatége⸗ 
walt anfehen, und fomit wegräumen und beftrafen-laffen, 
wenn ein wörtt. Unterthan (Laie oder Geiftliher) folchen 
nie gebilligten Befehlen und NDR irgend eine Fol⸗ 
ge leiſten wollte *). 

- 3% Die katholiſchen Seiffigen werden vom: Skaate mit 
denſelben weltlichen Ehrenrechten und ‚Nutzungen begabt, 
welche den Dienern ber proteft, Kirche zugeftanden find 5). 

4. Denn durch Krankfeit- oder: Hohes Alter dienſtunfaͤhig 
gewordenen Geiſtlichen ſichert der Staat einen angemeßenen 
lebenslaͤnglichen Ruhegehalt zu 8)5 er uͤbernimmt fogar den 
Tiſchtitel für den Fall einer durch ergehen verſchuldeten 
Amts - Entfeßung: ſ. hieräber das Nähere unten im $. 218, 

II Aufſichts⸗Recht. 2 

Es ift oben in $. 206. ebenfalle fon auseinanderge⸗ 
ſetzt, welche Rechte und Verbindlichkeiten die Aufſicht über 

die im Königreiche beftchenden Kirchen bem Staate auflegt: 


* 


541 
Namentlich gegenuͤber von der katholiſchen Kirche ſind dieſe 
Obliegenheiten ebenfo wichtig als ſchwuͤrig auszuüben, und 
es gehört ihre Vollziehung keineswegs zu den leichteften ober 
angenehmften Acten der Regirungsthätigkeit. — Nach den 
verfchiedenen Stufen der Kirchenbehörden ift auch die Aufs 
fiht des Staates verfchieden. 


I, Aufficht in Beziehung auf den päpftlihen Stußl. 


‚ Schon die Verf. Urk. verordnet, daß keine Verfügung 
einer Kirchengewalt ohne. vorgängige Einficht und Ges 
uehmigung des Staatsoberhauptes vollzogen ober auch 
nur verkündet werden duͤrfe; ausführlicher ift diefer 
Grundfat entwidelt in der V.O. vom 30. Janner 1830, 
Natärli findet diefe Beſtimmung vor Allem Anwen⸗ 
dung auf bie päbftlichen Bullen und Breven; doch iſt 
ein weſentlicher Unterfchied unter denfelben gemacht. 
Die einen find lediglich rein = dogmatifchen Suhaltes und 
beröhren den Staat und feine Intereßen gar nicht; die 
andern dagegen haben, Bezug auf Außere Kirchen : Ein« 
richtungen, und find fomit unmittelbaren oder wenigften® 


— 


mittelbaren Einflußes auf den Staat. Bon einer Un⸗ 


terfuchung und Billigung‘ des Inhaltes der erfteren 
Tann nicht die Rede feyn, und nur der einmal vorges 
ſchriebenen Form wegen ift es nothwendig, daß zu ihrer 
Belanntmahung die Staatderlaubniß gegeben werde, 
Es wuͤrde gegen die anerkannte Autonomie ber Kirche, 
und gegen die verfaffungsmäßige Religionsfreiheit gehen, 
wenn der Staat fih bier irgend einmifchte;, ob dem 
Etaatsoberhaupte felbft, oder dem von ihm mit Beſor⸗ 
gung der Kirchenpolizei beauftragten Beamten folche dogs 
matiſche Saͤtze richtig erfcheinen ober nicht, darauf kommt 
begreiflich nichts an. — Bei den Verfügungen hingegen 
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über die Äußeren Kircheneinrichtungen fo. wie über bie 

»  Meußerungen der Kirchen» Gewalt findet - unbefchräntte 
Prufung flatt, und nicht nur wenn fie Rechte des Staa⸗ 

tes verletzen follten, fondern auch wenn fie feinem In⸗ 
tereße zuwider find, kann er fein Veto unbebenklich aus⸗ 
fprechen. Diefes Recht des Königlichen Place beſchraͤukt 
ſich nad) der angeführten V. O. vom 30. $anner 1830 
nicht nur auf die n e= erfcheinenden , fondern auch auf 
alle fräberen päbftlihen Anordnungen, fobald von deus 
felben Gebraudy gemacht werden will. Selbſt die An⸗ 
nahme giebt dem gebilligten paͤbſtlichen Auoͤſchreiben 
nicht fuͤr immer verbindende Kraft, ſondern nur auf ſo 
lange als nicht im Staate durch neue Verordnungen et⸗ 
was anders eingeführt worden iſt 7). 

b. Dur) die Ernennung bon judices in partibus (f. 
hierüber unten $. 216. Note 5.) wird dem Verſchleppen 
von wichtigen Streitfachen außerhalb (der oberrheini- 
ſchen Kirchenprovinz vorgebeugt werben. 

c. Die Weigerung einen befländigen Nuntins in die obers 
rhein. Kirchenprobinz aufzunehmen, (mas in den Un: 
terbandlungen dem rdm. Hofe erklärt wurde,) ſchuͤtzt die 
inlaͤndiſche Kirche gegen Eingriffe von dieſer Seite. 


2. Hinſichtlich des Erzbiſchofes. 

a. Derſelbe hat den vereinten Staaten, und fomit auch 
Mürttemberg, beim Untritte feines Amtes einen Eid zu 
leiften, daß er feine Stellung nicht zur Störung der Lan⸗ 
desverfaffung misbrauchen werde, 

b. Jeden alles findet das placetum regium bet den von 
ihm in die wärtt. Didcefe ergebenden Hirtendriefen ftatt. 

C ar — Reiſen in der Didceſe kann die Regi⸗ 
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rung ihn durch einen Commiffair begleiten laſſen; um 
von allen feinen Schritten Nachricht zu erhalten 8). 


3. Meber-den Landesbifchof. 


8, Vor ber Confecration hat derfelbe dem Könige einen 
Eid folgenden Inhalts zw ſchwoͤren: „Ich ſchwoͤre und 
verfpreche bei dem heiligen Evangelium Gottes, ©. 
Königl. Majeſtaͤt und Allerhoͤchſt deren Nachfolgern, ſo 
‚wie den Geſetzen des Staates Gehorſam und Treue. 
Ferner verfpreche ich Feine Einverftändniffe zu unterhal⸗ 
ten, on feiner Berathfchlagung Theil zu nehmen, und 
weder im Ju⸗ noch im Aus Lande Verbindungen eins 
zugeben, welche bie Öffentliche Rupe gefährden; vielmehr 
wenn ich von irgend einem Anfchlage zum Nachtheile 
des Staates, fet es in meiner Didcefe, fei es anderöwo, 
Kunde erhalten ſollte, ſolches Sr. Königl. Majeftät zu 
eröffnen ?). 

= Auch feine Hirtenbriefe und fonftigen Verfügungen f nd. 
der Genehmigung des Staates in der oben angebeuteten . 
Meife unterworfen. 

o. Dem Bilchofe und dem Domkapitel iſt ein landesherr⸗ 
licher weltlicher Commiſſair zur Seite geſetzt, welcher 
den Sitzungen des Ordinariates beizuwohnen, und in 
rechtlicher Beziehung berathende Stimme hat, und ohne 
deſſen Viſa nichts ausgeſchrieben werden darf. Zu glei⸗ 
cher Zeit iſt bie bifchdfliche Kanzlei ihm untergeordnet 2°), 

d. Keine dem Ordinariate nicht ‚unmittelbar untergeordnete 

Behodͤrde darf mit demfelben in Verbindung treten, ſon⸗ 
dern alle Gefchäfte werden durch den kath. Kirchenrath 

an daſſelbe gebrachte Dieſer erhält dadurch eine beſtaͤn⸗ 
dige Controle der Einwuͤrkung der Kirche auf den Staat, 
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. ud die Möglichkeit, dieſelbe auf unfchäbliche Gegens 

flände ‚an beſchͤnken *1), 

©. Der Biſchof (beziehungsweiſe auch der Erjbifdof) 
hat zwar das Recht in freie Verbindung mit dem Ober: 
haupte der Kirche wegen aller, die kirchliche Verwal: 

tung betreffenden Gegenſtaͤnde zu treten, jedoch muß er 
die aus dem Metropolitan s Verbande hervorgehenden 

WVerhaͤltniße beridfichtigen. Alle übrigen Dibdcefans 

..  Beiftlichen haben fih in allen Tirchlichen Angelegenpeis 

- . ten nur an den Biſchof zu halten "2), | 

4. Ueber die Beiftlichen überhaupt. 

. & Nur foldye Priefter, weldye den ordnungsmäßigen theos 
logiſchen Studienlauf gemacht haben, zwei Jahre lang 
in ber Seelforge als Hülfspriefter angeftellt waren, und 
endlich eine Eoncuröpräfung bei einer Yon Staatebeam⸗ 
ten und bifchöflihen Abgeordneten zufammengefeßten 
Commißion erftehen Tonnten, dürfen zu einer geiftlichen 
Pfruͤnde gelangen. Und zwar werben fowohl die Ges 
prüften nach dem Ergebniffe der Präfung ia Claſſen ger 
theilt, als auch die fämmtlichen geiftlihen Pfränden 
claffificirt, damit ſich hienach die Praäfentation der Pa⸗ 
tronen richte 13), 

b. Privats Patrone können nur einen Didcefan-Seiftlichen 
präfentiren 1%), 

c. Kein Geiftliher kann zw gleicher Zeit zwei Pfründen be 
figen, wenn jede derfelben die Congrua erträgt; aud) 
bat er immer Nefidenz zu halten, und darf fi) nur mit 
Erlaubniß der vorgefeßten Stelle entfernen 75). 

d. Kein Geiftliher darf ohne Einwilligung bed Königes 
Würden, Penfionen, Orden oder Eprentitel von Yu 


wärtigen annehmen 19). 
er 
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®. Bor ber Ertheilung der kirchlichen Inſtitution hat der 
Geiſtliche dem Könige den Eid der Treue zu leiften, 
dem Bifchofe aber den kanoniſchen Gehorfam zu gelos 
ben 17), — | 


5. Hinfichtlich des Gottesdienftes und der fonftigen 
äußern Kirchengebräuche, — Es ift natärlidy nicht‘ Sache der 
Staatögewalt den Gottesdienft einer Kirche zu orduen, auch 
wenn er ihr minder zweckmaͤßig erſchiene, und fie kann eine 
Verbefferung nur durch ihren Einfluß auf die.betreffenden 
Kircbenbehdrden bewuͤrken: allein bei einzelnen, namentlich 
der Sittlichkeit gefährlichen, kirchlichen Gebraͤuchen glaubte 
die wärtt. Regirung unmittelbar eine Werbefferung anordnen 
zu können. Diefe Befehle (deren Geſetzlichkeit allerdings eis 
nem Streite unterliegen Tann) find denn nun folgende: 

a. alle Andacrsübungen nach eingetretener Dunkelheit, 
namentlih die in den Weihnachtöfeierragen gebräuchlis ' 
chen, find verboten 128); 

b. der Beſuch ausländifcher Wallfahrts⸗Orte iſt unterfagt; 
und den Polizeiftellen verboten, Paͤße zu dieſem Zwecke 
anszuftellen 72); 

e. der Gottesdienft an Sonn⸗ und Feſt⸗Tagen — aus 

einer Predigt und Katecheſe beſtehen, und darf nicht 

Durch andere Andachtsuͤbungen verdrängt werden 20). 

Die übrigen, die Art des Gottesdienſtes betreffenden, 
Verordnungen der Staatsgewalt, namentlich Aber Feiertage, 
Bittgänge, Feſt der Kirchenpatrone, Kirchmweihfefte, Tau⸗ 
fen , Haltung des Gortesdienftes in der Pfarrkirche, find in - 
Zolge von bifchdflichen Hirtenbriefen, welchen die Genehmi⸗ 
gung ertheilt wurbe, ausgefchrieben worden, und es ift fos 
mit an Ihnen ein formeller Mangel nicht zu bemerken 2°). 


Mohl Staaterecht 11. 35 
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ı) S. B. U. $. 79. — Die Beſetzung beffelden (mit ı Director 
und 4 Colleg. Arbeitern) f. im Staatshandbud, 1831,6. 
117. Diefe Behörde iſt dur das Organifationd Manifeft 
v. 18. März 1806 begründet worden; ihr urfprünglicher Na⸗ 
me war: kath. geiftliher Rath. — Nicht als Rechts-Forde⸗ 
zung, fondern nur als Werlangen der Yolitit und der Billig⸗ 
keit kann die Befebäng diefer Auffichtsbehörbe mit Inuter Kar 
tholiten betrachtet werden. Die katholifhe Kirche iſt ein In 
ſich völlig gefchloßenes und organifhes Ganzes, welche völlig 

. außerhalb des Staates und feines‘ Oberhauptes befteht, (und 
in fo welt ſehr verſchieden von der proteftantifhen Kirche): 

ſie kann fomit keineswegs dem Staate vorfhreiben, welche 
Yerfonen er mit der Wahrung feiner Rechte beauftragen 
ſoll; es tft dieſe Aufſicht reine WONIRENRSERTENE welche mit 
der Reitgion nichts gemein hat. 


2) V. U. $. 705 V. O. vom 30. Jänner 1830, % . 


3) Eine andere Frage fit die nach der Herbeifhaffung der Koften 
für eine folhe neue Gemeinde. Der Staat, als folder, iſt 
dazu nicht verbunden, wenigstens in keinem Zalle wenn das 
Kirhengut ausgefhieben fehn wird. Außer den Beiträgen bet 
Parochieen wird ſchluͤßlich der Intercalarfonds einftehen müßen. 

4) Diefe Grundfäge werden Im allgemeinen wohl nicht gelaͤng⸗ 
net werden wollen. Suzugeben ift aber, daß Ihre Anwendung 
auf den einzelnen Fall ſchwuͤrig und zweifelhaft ſeyn kaun, fo 
Tange nicht, ſei es durch Gewohnheit, fel es durch eine be⸗ 
ftimmte Webereinkunft die rechtlichen Verhaͤltniſſe der wuͤrtt. 
kathollſchen Kirche feftgeftent find. Das controverfenreiche all 
gemeine Kirchenrecht iſt eine gar Zu unfihere Grundlage, um 
unbeftreitbare Forderungen barauf zu gründen, und mit Chats 
Traft durchzufuͤhren. 


3) V. u. J. 805 ſ. dieſe Rechte oben 6. n 


6) V. U. 9. 74. — Dieſer Ruhegehalt wird hauptſaͤchlich dadurch 
gewaͤhrt, daß dem unfaͤhlg gewordenen Prieſter die Pfruͤnde 
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gelaffen und er mit einem- Vikare unterftägt wird, welchen 


. legteren im Nothfale der Intercalarfonde zu belohnen. hat. 
DS. die angeführte V. O., $. 4 und 5.— Gegen biefe letzte⸗ 


re Beſtimmung erhebt fih mit Kraft v. Hornftein, in fele _ 


nem Antrage um Verwendung ber St. Vrſ. in Betreff der 


V. O. vdm 10. Febr. 1830, Gtuttg. 1830, 8. Es wird 
ſchwer ſeyn, ben Gründen gegen diefe. prefäre Anerkennung _ 
der Firhlihen Anordnungen Beifall zn verfagen. . 


8) Diefe Befugniß der Regirung iſt zwar nur In der Kirchens 


Pragmatik enthalten, und fomit nicht pofitiv ſanctionirt: 
allein ſie liegt ſo ſehr in der Natur des Aufſichtsrechtes, daß 
dagegeh nicht mit Grund angegangen werden kann, Hat doch 
auch der Landesbifhof und das Domkapitel einen beftändigen 
Sommiffär zur Seite. — Die in den „Grundzuͤgen“ erwähnte - 


.Einrihtung, baß jeder der vereinten Staaten an den Sitz 


des Erzbiſchofes einen beftändigen weltlihen Commiſſaͤr ab⸗ 
ordnen könne, iſt bis itzt nicht zur Ausführung gebracht, 


9) ©. dieſes Eidesfotmnlar Inder Kirchen pragmatik . 211. — 


Die roͤmiſche Curie hat gegen daſſelbe nichts eingewendet, und 
fo konnte es, nur ohne Concordat, zur Vollziehung gebracht 
werden. 


10) Da alle birhöfihen Verfuͤgungen nur unter vorsängl» 
ger Staats: Crlaubniß bekannt gemacht und befolgt werden 
dürfen, fo If vieleicht diefe Stelle eines eignen landesherr. 


lichen Sommiffärd zur Beobachtung des Ordinariates weniger 


nothwendig. Die ſpecielle Inſtruction dieſes Commiſſaͤrs | 


iſt nicht befannt gemacht. 


11) 6. V. O. vom 21. Mai 1833, Rbl. S. 359. — In — 


ben V. O. ſind auch die Curialien vorgeſchrieben, welcher ſich 
Behoͤrden und Einzelne gegen das Ordinariat au bedleaen 
haben. 


12) ©. V. O. vom 30. Jänner 1830, 4. 19. 
13) Daſ. $. 29 - 31. 
14) Daf. $. 31. 
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15) Der. $. 32 

6) Daf. $. 33. Natuͤrlich find bierunter auch die von ſelbſt vew 
tiehenen Titel und Kirchenwürden begriffen. Eine im Aus 
lande verliehene Pfruͤnde würde als Penfien zu betradten 
ſeyn, wenn feine Verpflichtung zur Reſidenz damit verbunden 
wäre; follte dagegen biefe gefordert werden, fo fönnte fe nad 
dem unter c. Bemerften von einem württembergifchen Geiſt⸗ 
lichen gar nicht angenommen werden. 

17) Daſ. $. 34. 

18) S. Gen. Reſcr., vom 8. Dee. 1807, Rbl. G. 605, 

19) S. Decret v. 17. Oct. 1811, Nebli. ©. 590. 5 

20) ©. Refer. vom 14. Jänner 1812, bei Knapp, I ©. 304 

21) Die verfhledenen Befehle über die genannten Gegenftin« 
de, fo wie die Angabe der genehmigten bifhäfihen Hirten: 
briefe f. bei Knapp. — Eiherem Vernehmen nah befhäftigt 
fih übrigens das Drdinariat mit einer allgemeinen Gottess 
dienftordnung für alle Theile der Diörefe, welche denn — nas 

tuͤrlich mit Genehmigung des Staats erlaffen — der disherigen 
Ungleichheit ein Ende machen, und die im Terte angeführten 
Verordnungen aufheben wird. | 


©. Aeußere Organiſation berfelben. 
$. 216. 


a. Oberrheiniſche Kirchenprovinz. — Erzbiſchof. — Landesbiſchof. — 
| Domkapitel. 

Durch die Bulle provida solersque vom 16. Aug. 1821 
find die katholiſchen Unterthanen von Wuͤrttemberg, Baden, 
GH. Heßen, Kurh⸗Heßen, Naſſau, Hohenzollern⸗Hechin⸗ 
gen, Hohenzollern Sigmaringen und Frankfurt zu einer, aus 
einem Erzbisthume und vier Bisıhämern beftchenden Kirs 
chen provinz vereinigt worden, welder der Name der 
oberrbeinifhen ‚gegeben if. Das Erzbisthum bar in 
Freiburg feinen Sig; die Suffragan- Biſchoͤffe find in Mole 





“= 


>49 | 
tenburg, Mainz, Bulda und Limpurg. Die. Oränzen ber 
VBigthämer richten ſich nach den politifchen Gränzen ber 
"Staaten ?), und fo begreift namentlich das wärttemb. Lane 
des: Bisıhum alle württ. Katholiken unter fih, und Ries 
mand fonft 2), wodurch für alle Zeit die Mögligfeit von 
Eremtionen abgeſchnitten iſt. 

Der GErzbiſchof von Freiburg iſt zu agleicher Zeit San. 
desbiſchof für Baden und bie beiden Hohenzollern, Er wird 
von dem Freiburger Domkapitel, ganz in der, unten näher 
anzugebenden, Weiſe gewählt, wie die uͤbrigen Biſchoͤfe der 
Provinz. Doch ift dabei zu bemerken, daß die Übrigen zur 
oberrhein. Provinz vereinten Regirungen das Recht haben, 
den ihnen misfähigen Eardidaten die exclusiva zu geben, ' 
welche vor der Wahl auf diplomatiſchem Wege bei dem bas 
diſchen Cabinete anzuzeigen und von diefem, in feinem Nas 
men, auszuhben ift 3). — Zum erztfchäfl' den Tiſche tragen 
die drei Didcefen Rottenburg, Fulda und Limpurg je 864, 170, 
und 270 fl. bei *).— Der Erzbifchof hat in feiner. Provinz 
die ſämmilichen Melopolitanrechte aushben 5). Von Zeit zu 
Zeit find Provinzials Synoden zu halten, jedoch nur 
mit Genehmigung der vereinten Staaten, und unter Beis - 
ordnung ihrer Commiffarien. Zur Erledigung laufender Ans 
gelegenpeiten. werben Synodals@onferenzen gehalten, 
zu. denen, mit Genehmigung der Regirungen, jeder Bifchof 
einen Bevollmächtigten fendet. Endlich ift für die höheren 
Beſchwerden gegen. Geiftliche, fo wie zur. Entfheibung der 
Oberappellations⸗ Sachen ein Epynodal» Gericht (judices in 
partibug) zu. errichten, und in keinem Falle koͤnnen kirchliche 
Otreitſachen der. Katholiten außerhalb der Provinz und. vor 
auswärtigen Richtern, alſo auch. nicht bei, er roͤmiſchen Cu⸗ 
rie ſelbſt, behandelt werden 4), 
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Der Landesbifhof hat in Rottenburg feinen Sig. 


Hier find ihm vom Staate die noͤthigen Gebäude zu feiner 


‚Wohnung und für das Priefierfeminar durch die Funda⸗ 


tions= Urkunde angewieſen, ebenfo ift fr: die Domkirche und 
für die Wohnungen der Domkapitularen und der Vikarien 
fliftungsmäßig geforgt. — Der Gehalt des Bifchofes fo wie die 
übrigen Gefbdbedärfniffe des Biethums find auf die Grund⸗ 
gefälle des Cameralamts Rottenburg radicirt, bie zur etwai⸗ 
gen einftigen Ausſcheidung eines allgemeinen kath. Kirchen: 
guts 7). Der erledigte Bifchofsfig wird durch Wahl von 


. dem Domkapitel auf folgende Weiſe befeßt: innerhalb eines 


Monates vom Tage der Erledigung an, bat das Domkapitel 
dem Könige ein Verzeichniß der Scn ihm hierzu tauglidy ges 
baltenen Perfonen su übergeben. Die Genannten mäffen 
dem Gierus der Landes: Didcefe angehören, außerdem Deut 
fe von Geburt, Staatsbürger oder wenigſtens Buͤrger in 
einem Staate der Kirchenprovinz feyn, ein Kirchenamt, ein 
akademiſches Lehramt oder ſonſt eine aͤhnliche Stelle mit Ver⸗ 
dienſt und Auszeichnung verwaltet haben, endlich der inlaͤn⸗ 
diſchen Staats- und Kirchen⸗Verfaſſung, der Geſetze und 
Einrichtungen kundig ſeyn 8). Der König ſtreicht aus dem 
Verzeichniße Diejenigen, welche ihm minder angenehm ſind, 
doch muß zwiſchen den abrigbleibenden Eandidaten noch eine 
Wahl möglih feyn, (es muͤſſen alfo wenigftens zwei 
übrig bleiben) ?). Aus biefen wählt dad Kapitel Einen nach 


den gewoͤnlichen Tanpnifchen Formen 2°), und legt eine aus 


thentifche Urkunde dem Pabſte innerhalb Monatsfrift vor. 
Die Anftellung des Juformativ⸗Proceſſes über die gefelichen 
Eigenfchaften des Gewählten wird immer vom Pabfte einem 
der ProvinzialsBifchdfe oder einem Würbenträger der betrefs 
fenden ;Didcefe Adertragen. Wenn ſich aus dem Proceße ers 
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giebt, daß der Gewaͤhlte bie ndthige Eigenſchaft hat, dann 
ift er vom Pabſte in ber möglichft kurzen Zeit Durch ein apo- 
ſtoliſches Schreiben zu beftättigen 77). Iſt die Wahl nicht 
den: Fanonifchen Geſetzen gemäß vorgenommen, ober gehen 
dem Gewaͤhlten die gefeßlichen Eigenfchaften ab, fo hat das 
Kapitel die Wahl wieder vom Neuem zu beginnen 12). 

Ueber die Mechte des Kandbifchofes ift nur beflimmt, 
daß er diefelbe nach der beftchenden Kirchenverfaffung ans, 
zuühen babe. Es zerfallen fomit feine Dorrechte im folgende 
vier Claſſen: 

1. Ehrenrechte; d. h. Pontificalkleidung, Thron, Titel 
und Rang 73). 

2. Mechte des Ordo; d. h. Recht der Prieſterweihe, 
Verfertigung des Chrisma, Weihe von Kirchen, Benediction 
von Kirchboͤfen, Firmelung, Einſegnung des Volks. 

3. Rechte der geiſtlichen Gerichtsbarkeit; fie zerfallen 
in die Entfcheidung über rein religidfe Gegeuftände, zu bes ' 
men aber bie Ehen noch gerechnet werden, und in die Erken⸗ 
nung vom Stirchenftrafen 14). | 

4. Rechte des Kirchenregimentes; nämlich die Erlaffung 
geiftlicher Verordnungen, Berufung der Didcefan = Synode 
und Vorſitz in derfelben, Oberaufſicht uͤber die Kirchengäter 
and die Schulen, das Hecht der Difpenfation in beftimmten 
Fallen, Vifitation der Didcefe, die geiſtliche JInveſtitur 
der vom Staate oder von Privat: Patronen praͤſentirten Pfar⸗ 
rer, die Ernennung und Erfeßung der Vikarien 15). 

An dem Site des Bichofes und unter der Leitung 
deſſelben wird auf Öffentliche Koften ein Priefterfeminarium 
unterhalten, in weldyem diejenigen Candidaten, welche ihren 
Univerſitaͤts⸗Curſus durchgemacht, haben, aufgenommen, und 
ein Jahr lang zur Seelſorge practiſch ausgebildet, und zur 
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prieflerweihe vorbereitet werden. Es dürfen jedoch nur ſol⸗ 
he Candidaten in das Seminar aufgenommen werden, wel⸗ 
che ihre theologifchen Studien den Gefeen des Staates ge 
mäß eingerichtet, eine Prüfung, vor einer aus landesherrlis 
den und biſchoͤflichen Commiſſarien zufammengefegten Com⸗ 
mißion , erftanden haben, und in Folge diefer Vorausſetzuu⸗ 
gen einen landesherrlichen Tiſchtitel erhalten haben 16), 
Daß der Landesbifchof, ale folder, Mitglied der St. 
Verſ. ift, wurde fhon oben, Thl I. ©. 471 bemerkt. 
Das Domkapitel beftehbt aus einem Dekane und ſechs 
Kapitularen; denfelben find ſechs Dompilarien beigegeben, 
nebft dem nöthigen Kanzleie Perfonale. Aus den Witglies 
«dern des Domkapitels kann der Bifchof einen General Bilar 
wählen. Als Regirungs. Commiffär bat ein mweltlicher Bes 
amter Sig und berathende Stimme im Kapitel 27). — Die 
Ernennung ber Kapitulare gefchieht abwechslungsweiſe durch 
den Bischof und durch Wahl des Kapitele. In letzterem 
Halle werben wor der eigentlichen Wahl vier Gandidaten dem 
Koͤnige genannt, ber die ihm miefälligen flreicht; aus den 
noch Übrigen *3) wählt das Kapitel innerhalb vier Wochen. 
Der Biſchof hat dem Gewählten die Fanonifche Einfegung zu 
ertheilen. — Befondere Vorfchriften über die gefeßlichen Eigen, 
ſchaſten der Domheren, oder über ifr Verbältniß zum Bis 
ſchofe und zur Didcefe find nicht in den Bullen vorgeſchrieben, 
es gelten alfo ganz die allgemeinen Kirchen » Sefehe. Die 
fen gemäß follen die Hälfte der Stellen an Graduirte ber 
Theologie oder des kanon. Rechtes verlichen werben: wenigs 
ftens die Haͤlfte muß bie SPriefterwärde haben, alle aber 
sum mindeften Subdiacone und 22 Fahre alt fern. Won 
Worzögen der Geburt und der Nothwendigkeit einer Ah⸗ 
nenprobe ift Teine Rede mehr, 
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Was die Gefchäfte und echte des Domkapitels betrift,. 
fo zerfallen fie im drei Abtheilungen: 1. foldye, welche es als 
Domlapitel im engern Sinne hat, namentlich alfo die Wahs 
len; 2. folche, die ihm als Ordinariat, fomit gemeinſchaftlich 
mit dem Biſchofe, zufteben; 3. endlich diejenigen, welche ihn al 
Kapitel des St. Meorizftiftes in Mottenburg obliegen. Die zweite 
Abteilung ift natuͤrlich die wichtigere. Hier collidiren denn 
die Rechte des Biſchofes und die des Kapiteld. In einzel⸗ 
nen Zällen ift der Bifchof nicht einmal zur Ratheinholung 
des Kapiteld verbunden, 3. B. bei ber Ausübung ferner 
Rechte ded Ordo; in andern aber, namentlich in der eigents 
lichen Kirchentegirung, muß er im Einverfländniße mit dem 
Kapitel handeln, zu welchem er dann in dem Vergältniße 
eines Collegial⸗Vorſtandes ſteht. Eine genaue Beſtimmung 
und Unterfcheidung diefer Faͤlle iſt noch zu erwarten; dann 
wird fi auch die Bedeutung des Ausdrucks der B. D. vom 
Janner 1830, das Kapitel foll „den vollen Warkungs⸗Kreis 
ber Presbyterien“ haben, näher erklaͤren. Im Falle einer Ses 
disvacanz hat das Kapitel innerhalb acht Tagen den ſchon vors 
bandenen Generals Bicar zu beftättigen, oder einen neuen zu 
ernennen 19), | 


1) Nur dem Bisthume Zulba find einige Tachfen = weimar’fhe 
Pfarreien vorlaͤufig zugethellt, f. die Bulle, Rbil. S. 445. 

3) In den „Grundzuͤgen“ 6. 8. iſt vorgefchlagen, es follen im 
‘Salle einer Gebletsvermehrung eines der zur Kirchenprovinz 
gehörigen Staaten, die neuen Lathol. Unterthanen immer ebens 
falls zum Landesbisthume gezogen werden. Die roͤm. Gurie 
bat ſich zwar in der „Esposisione‘ nicht dagegen erklaͤrt, als 
lein doch iſt dieſe Beſtimmung in bie beiden Bullen nicht 
aufgenommen. Es wird fomit über biefe, jedenfalls wuͤn⸗ 
ſchenswerthe, Einrihtung im vortommenden Falle erft mit 
dem Pabfte unterhaudelt werden muͤſſen. | 
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3) Diefe Beſtimmung tft zwar in der Bulle ad dominici gre- 
gis custodiam nicht enthalten: allein es kann ihr bennod) von 
der Kirche Fein Hinderniß in den Weg gelegt werben, in 
dem ihr. kein Mecht zufteht, von ber gb. badiſchen Regi⸗ 
rung zu verkangen, daß biefe blos nah eigenen Gründen 
De vom Domkapitel bezeichneten Gaudidaten beurtheite. — — 
Dem Vernehmen nach foll diefes Net (don von Vereinsſt aa⸗ 
ten gebraucht worden fepn. 

4) ©. die Bulle provida solersque. 

5) Die Frage, welches denn die fämmtlihen dem Eribifcof: 
zuftehenden Metropolitan Rechte felen,-tft noch ganz im um 

| entfchledenen Streite zwiſchen den zur Kirchenprovinz vercin⸗ 
ten Staaten und dem roͤmiſchen Stuhle. Die Regirungen hat: 
ten nämlich von jeher gewänfht, das bie urfpränglice 
Metropolitan: Verfaffung wiederhergeftellt würde, welche von 
den Päbften nach und nad, namentlich durch bie falfchen Decre⸗ 
_ talen, zum größeren Unfehen des roͤm. Stuhles beſchraͤnkt wor: 

den iſt. Allein der Pabſt erklärte, daß er in die dadurch ber 
abfihtigte Ordnung der Kirchen: Difcipfin nicht eingehen koͤn⸗ 
ne, fondern verlangen muͤſſe, daß der Erzbiſchof feine Furiss 
diction juxta canones nunc vigentes auszuuͤben habe. 
Bekanntlich beftanden aber die urfpränglihen Rechte ber Me⸗ 
tropoliten In folgenden: 1. Berufung und Vorſitz der Provinz 
zial⸗Synoden; 2. Jurlsdiction ıfter Inftanz über die Bifchöfe, 
2ter Inſtanz Aber alle Untergeordneten derfelben; 3. Leitung 
und Beſtaͤttigung der Biſchofswahlen in der Provinz, und 
Welhung der Biſchoͤfe; (mach ber Kirchenpragmatik, 6. 13. ſoll⸗ 
te der Erzbifhof erſt dann einen Biſchof beſtaͤttigen duͤrfen, 
wenn der Pabſt Innerhalb 6 Monaten feine Sonfirmation aus 
gar feinem oder aus unftichhaltigen Gruͤnden verweigerte) ; 
4. Viſitation der Provinz; 5. Sorge für die Verwaltung eis 
nes erlebigten Biethumes; 6. allgemein: Dberauffiht Aber die 
ganze Verwaltung der Provinz. Nach der isigen Verfaſſung 
dagegen find ihnen nur folgende Rechte übrig geblieben: 1. 
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Chrenrcchte, nämlich der Vorrang vor Bifhdfen, das Palllum, 
dad Kreutz; 2. Berufung und Vorfig der Prov. Synode; 3. Vers 
gebung der Pfruͤnden, wenn fie in der gefeglichen Beit von 
den zunaͤchſt Berechtigten nicht vergeben finds 4. Das Net 
einer afgemeinen Oberauffihtz; 5, Viſitationen der Provinz, 
wenn die Synode es nothwendig findet; 6. eine — geringe — 
Jurisdiction über Birhdfe und Untergebene derfeiben, ſ. Wie⸗ 
fe, Handb. des Kirchenrechtes, I. ©. 766 fg. — In den, dis: 
ist befannt gemachten Normen tft denn nun aber offenbarer 
Widerſpruch hinfichtlich diefes wichtigen Punctes. In der Bulle 
ad dominici gregis eustodiam find ausdruͤcklich die Worte 
enthalten ‚‚secundum canones nunc vigentes‘; Dages 
geh heißt es In $. 3. der V. D. vom 30. Jänner 1830: „bie 
ihrer Beſtimmung gemäß wiederhergeftellte Metropolitan Vers 
faſſung“? Diefer Widerfprudy laͤßt fih nur auf folgende, freis 
lich künftigen Streitigkeiten teineswegs vorbeugende, Weiſe 
erklaͤren: nur weil die roͤmiſche Curie es als unerlaͤßliche Bes 
dingung jedes Abſchlußes mit den vereinten Staaten aufſtell⸗ 
te, daß der, beſtehenden Metropolitan-Verfaſſung Erwaͤh⸗ 
nung geſchehe, wurde der oben gegebene Ausdruck der Bulle 
von den Staaten zugegeben, jedoch geſchah dleſes nur unter 
der ausdruͤcklichen Verwahrung, auf Ihren Anfihten und Rech⸗ 
ten dennoch zu beharren. Diefes letztere fft denn nım auch, 
wie man fieht, wuͤrklich geſchehen. Erſt bie Seit kann lehren, 
welche von dieſen beiden unmoͤglich neben einander zu voll 
ziehenden Erflärungen die blos formelle tft. 

6) S. V. O. vom 30. Jänner 1830, $. 9 und 10. Dieſe wichti⸗ 
gen Beſtimmungen, welche ſchon in ber Kirhenpragmatif, $. - 
9 — 11. enthalten waren, find zwar In der Bulle vom J. 1827 
nicht ausdrädlich erwähnt: de aber die Curie fih nicht dage- 
gen erfiärte, ſich auch nach den Beihlüßen des Xridentiner 
Concils niht dagegen erflären Eonnte, fo ftand ihrer Feſtſe⸗ 
Kung. von Selite der Landes Negirungen nichts Im Wege. Das 
fie von größefter Wichtigkeit find, bedarf keines Beweiſes. 
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7) Der Gehalt des Bifhofs iſt 10,000 fl., ſ. die Bulle provida 


solersque. Nebenbezuͤge find feine mit der Stelle verbunden. 
indem die ganze Verwaltung ded Ordinarlates unentgeldiic, iſt, 
und der Staat die Zaren bezieht, welche megen Difpenfas 
tionen u. f. w. eingesogen werden. Auch für feine Amtereifen 
bat der Birhof (außer den Reiſe koſten) keine Entfhädigung 
zu verlangen. Jedoch wird nah und nah aus den Incalar⸗ 
gefällen während einer Sedisvacanz, oder beim Abgange eines 


‚ Domkapitulıres oder Vikars ein bifhöflicher Sonde geſam⸗ 


melt werden, aus welchen ſolche Nebenausgaben, für weiche 
die Fundation nichts vorfieht, zu beftreiten find. — Als Kanzs 


leltare muß für die paͤbſtliche Beſtaͤttigung an die apoſtollſche 


Kammer 490 fl. bezahlt werden; andere Abgaben an Mom 
befteben nicht, 


8) Die Forderung, daß der Gewählte der Didcefan-Geiktlikeit 


angehöre, ſteht in der Bulle ad daminici gregis custodiam, 
Rbl. S. 470; alle übrigen Bedingungen ftellt $. 15, der®. 9. 
vom Sinner 1830 auf. Schon in den „ Grundzügen‘ war 
verlangt worden, daß der Biſchof ein Deutiher von Geburt, 
Staatsbürger, von kanoniſchem Alter und ausgezeichneten 
theologifhen Studien ſeyn müffe; ferner ſollte er & Jahre lang“ 
ein Seelforger : Amt oder eine höhere Lehrftelle bekleidet has 
ben, die Witerländifhen Geſetze Fennen, gute Zeugniffe haben, 


u. ſ. w. Der Pabfi erkiärte fih aber gegen die jährige Dienfts 


zeit, weil font Männer von adeliger Geburt und Vermögen 
ausgefchloffen wären!! — Die Frage, ob die genannten Bes 


dingungen der Waͤhlbarkeit eines Biihofs in einer bloßen lan: 


desherrlihen Nerorduung anfgeftellt werden konnten, wird fi 
wohl deßhalb beiahen laffen, weil dem Könige das Recht zu 
verwerfen zuſteht, and er fomit bier nichts anderes gethan, 
als zum voraus erklärt hat, welde er Immer verwerfen würde. 


9) Art. IX. des balerfhen Goncordates von 1817 räumt dem Kb: 


nige das Recht ein, die Biihöfe zu ernennen: dieſes Yu 
dnit fchlen einem nichtkatholiſchen Fuͤrſten nicht verliehen were 


+ f 








7 


567 
den zu Finnen, fondern nur ein negativer @inffuf. — Noch in 
der Kirhenpragmatit, $. 19, b. war für den Landesheren die 
Ernennung in Anfpeuch genommen worden. Die Worte dei: 
Bulle: „‚religuo tamen manente sufficiente candidatorw n 
numero, ex quo novus antistes eligi valeat““ heweifen oh ne 
allen Zweifel, daß vom Kapitel nur Eine Lifte dem Koͤr ige 
vorgelegt, und nur an diefer erften und einzigen das. Necht 
die Excluſiva zu ertheilen ausgenbt wird. Frellich wir.d das 
durch das. Recht des Staatsoberhaupses ſehr, und Poohl zu 
fehr, befchräntt. 

10) Ueber dieſe gewoͤnliche kanoniſche Form ſ. Walter, Klir⸗ 
chenrecht, 4e Aufl. 1829. ©. 424 fg. — In den „Grundzuͤgen“ 
war ein merkwuͤrdiger Vorſchlag enthalten, naͤmlich der, dem 
Domkapitel nach eben fü viele Rural-Dekane zu der Wahl 
beizugeben. Die Curie lehnte es, unter dem Vorwande, daß 
es die Ginführung des. bemofratifhen Geiftes in der Kirche 
begünftigen würde, ab. Preußen wurde übrigens ungefähr 
diefe Ginrichtung bewilligt, Indem die ſag. Ehren: Eanonick 
bios Mitglieder der Didcefah Geiſtlichkeit find, allein an der 
Vifchofs⸗Wahl Antheil nahmen. — Bekannt iſt, daß das Fanon. 
Recht die Devolusion am die nähfte höhere Behörde feſtſetzt, 
wenn Innerhalb 3 Monaten der zunaͤchſt Berechtigte nicht ges 
wählt bat, f. o. 41. X. de conc. präeb. und c. 42, X. de 
elect. Keinem Sweifel kann alfo u.iterliegen, daß der Erzbi— 
fchof eintritt, wenn die Sögerung Schuld des Kapitels if. - 
Auein wie dann, went biefelbe vom Könige herrührt ? 
Datf dann allenfalls nach drei Monaten angenommen werden, 
daß er fein Recht diefesmal nicht ausüben wolle, und daß ſo⸗ 
mit alle vom Kapitel genannten Kandidaten wahlfäpig felen? - 
11) In den Grundzügen war vorgefchlagen, daB — wenn ber 
Pabſt den Erwaͤhlten nicht innerhalb vier Monaten beftättigt 
haben werde, ohne jedoch ausdruͤckliche Ausftellungen gegen 
beffen Perfon zu machen — der Erzbiſchof ihn zu beftättigen 
habe; werben aber Einwendungen gemacht, fo haben fie von 
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einem eigens dazu vom Staate (nach feinem Guidunken) nieder: 
zuſetzenden Gerichte unterſucht werden. Finde fie dleſes Gericht 
nubegruͤndet, ſo habe der Pabſt innerhalb zweier Monate die 
Beſtaͤttigung zu ertheilen, widrigenfalls der Erzbiſchof es thun 
werde. Hiegegen feste fi der Pabſt auf das beſtimmteſte 
(Esposizione, S. 366), und verlangte, daß nur gefagt werde: 

‚„quamı citius fieri poterit.“ Die Gefandten fchlugen einen - 
ſechsſsmo natlihen Termin vor, f. Note officielle, ©. 319; als | 
fein, wie man fieht, abermals vergeblich. 

12) ©. über das Bisherige die Bulle ad dominici gregis cu- 
stodiam, Mbi. ©. 270 fg. 

13) Die Ra. ngorduung vom %. 1821 ftellt den Landesbiſchof in 
die 3te Rangſtufe, ſ. Rbl. S. 750. 

14) ©. hleruͤber Wiefe, Handbuch, I. ©. 820 fg.; Walter, 
6. 190 und 196. | 

15) S. Wiefe, Handbuch, a. a. 8.5 Walter, $. 145. — 
So lange die Ausfcheidung der dem Ordinariate und der dem 
Staate verbleibenden Gefchäfte noch nicht feftgefteltt iſt, läßt 
fi narärlih ein beftimmtes, die württembergifhen Vers 
hältniffe ſpeciell berüdfichtigendes Verzeichniß der Rechte und 
Geſchaͤfte des Landesbifhofs niht entwerfen. 

16) 15. 8. D. vom 30. Jänner 1839, $. 25—28. Der Kiſchti⸗ 
tel beftehbt aus einem Minimum von 3— goo fl., und wird 
für den Fall unverfhuldter Dienft Unfähigkeit verliehen, fe 

‚ wie für die Erfegung von Kur- und Pflege: Koften. Biliger 
Erſatz wird nur gefordert, wenn der Titulat In beflere Ver⸗ 
mögend: Umftände kommt, oder eine Pfräude erhält, welche 
mehr als die Congrua trägt. 

127) Die Befoldungen des Domfapitels f. In der Bulle provida 

‚ solersque. — In ben Grundzügen war fonderbarerwelfe ver: 

langt, daß her Biſchof einen ans deu Domkapitularen zum 

Weihbiſchofe ernennen ſolle. Mit Recht erklärte aber der Pabit, 

daß die Ernennung der Biſchoͤfe in partibus fein Recht fe. — 

Es wäre vielleicht beifer, wenn die Ernennung bes Generale 
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Vikars nicht facultatid für den Biſchof ausgedrädt wäre. — 

Die Dom⸗Vikarien werden anch fonft in Schulen und zum Ins 
terrihte verwendet. 

18) Es beißt bier in der Bulle zwar nicht ausdrüdtih, es muͤſſe 
die Möglichkeit einer Wahl übrig bleiben, allein die Worte: 
unius ex reliquis candidatis bewelfen wohl, daß hier hoͤch⸗ 
ftend zwei der Gandidaten. vom Könige verworfen werden 
koͤnnen. 

10) S. Walter, girchenrecht 6. 153, und bie daſelbſt ange⸗ 


führten Stellen. — In deu „Grundzuͤgen“ und zum Theile noch 
in der Kirchen = Pragmatit find mancerlei Beftimmungen über . 


dad Domkapitel enthalten, bie aber natärlih it nur ges 
fhichtlihen Werth haben. So wird 3. B. verlangt, daß ein 
Domherr Staatöbürger, 30 Jahre alt feyn, und 6 Jahre lang 
ein Kirchen- oder Lehramt verfehen haben muͤſſe. Unterſchied 
der Geburt fol nicht berüdfichtigt werden. Die, Ernennung 
derſelben fol abwechſeln zwifhen dem Könige und dem Bis 
fhofe ; der Gen. - Wilar vom Könige. ernannt werben. 


§. 217. 
, 8. Delane. — Pfarrer und Kaplane. — Vlkarlen. 


Das Bisthum Nottenburg ift in 27 Dekan ate (Lands 
fapitel) eingetheilt 7), welche fo viel möglich den Umfang der 
weltlichen Oberamter haben. Iſt am O. A. Sitze ein kath. 
Stadipfarrer, fo befleidet derfelbe immer auch das Dekanat. 


Gehört diefe eigentliche Kirckenpfründe des. Dekanes nicht zu 


den guten, fo wird fie aus dem Intercalarfonds aufgebeflert 
(fe unten $. 218); überdieß erhält der Dekan die Einkünfte 
der erften 30 Zage nach Grletigung einer, jeden Kirchpfruͤu⸗ 
de in feinem Spreugel. Ernannt werden die Dekane vom 


Staate unter vorgangiger Nüdfprache mit dem biſchoͤflichen 


Ordinariate. Sie bilden, fo wie die, proteftantifchen Dekane, 








— 
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eine Mittelſtelle ſowohl in der Kirche, als im Staate. Die 
den Dekanen obliegenden Amtspflichten ſind doppelter Art, 


entweder naͤmlich werden ſie von ihnen allein beſorgt, oder 
haben fie deshalb mit dem Oberamte oder dem Oberamtége⸗ 


richte in Berbindung zu treten, wo ſie denn das gemein⸗ 


ſchaftliche Oberamt oder Oberamtsgericht bilden 2). 

Theils zur Unterflägung des Dekans in feinen geiſtli⸗ 
hen und weltlichen Amtögefchäften, theils zur Kenntuißnah⸗ 
me von diefen DObliegenheiten, theild endlich zu außerorbents 
licher Aushälfe bei andern Beiftlihen des Dekanates; iſt jedem 


Dekan ein beftändiger Vicar beigegeben, beffen Gehalt 


wo möglid) aus einer dazu umgewandelten Kaplanei des 
Drtes gezogen, im Nothfall ebenfalld von dem Intercalar⸗ 
fonds getragen wird. Derſelbe darf nicht aus dem Lands 


Kapitel felbft gebärtig feyn 2). 


In jedem Delanats s Bezirke iſt ferner noch der Land⸗ 
kapitels-Kammerer, d. h. ein unter Ruͤckſprache mit 
dem Ordinariate vom kathol. Kirchenrathe ernaunter Pfar⸗ 
rer, dem die Beſorgung des Vermoͤgens⸗ und Rechnungs⸗ 
Weſen im Landkapitel aufliegt. Er hat die Landkapitel⸗, die 
Intercalargefaͤll⸗, die Kapitels⸗Vicars⸗Kaſſe und die der 


andkapitels⸗Leſegeſellſchaft zu führen, die erledigten Kir⸗ 


chenpfruͤnden zu verwalten, die Abkurungen zu beforgen, 
endlich die Proceffe der Pfruͤnden gegen ihre Pfarrgemeins 


- den, einzelne Mitglieder oder den Patron zu führen. Webers 
dieß iſt er geſetzlicher Stellvertreter des Dekans *). 


Jedes Landkapitel hat emdlih eine Landlapiteles 
Leſegeſellſchaft und = Bibliorhet, an welcher alle 
Beiftliche des Bezirks Antheil nehmen muͤſſen >). Zur 
weitern Ausbildung der Geiſtlichen beſteht ferner in jedem 
Dekanate die Landkapitels-CTonferenz, welche zwei⸗ 

mal 


— 
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mal im gahre zu halten iſt, und im weſentlichen dieſelbe 
Einrichtuug hat, wie das ähnliche Inſtitut bei der Preteftans 
tiſchen Geiſtlichkeit, ſ. oben F. 211, ©, Sir. 

Unter den Dekanaten ſtehen (635) Pfarreien, beſetzt 
mit einem Pfarrer, und viele derfelben (185) noch nebenbei 


mit Kaplanen zur Aushälfe. Die Vergebung der Pfräns 


"den gefchieht theild durch den König mittelft des katholiſchen 
Kirchenrathes, theils durch Privat: Patrone Der König 
vergiebt diejenigen Stellen, bei welchen der Staat die Pfruͤn⸗ 


de fundirt, dotirt, oder augmentirt hat, und hierher werben - 


namentlich alle diejenigen Pfarreien gerechnet, zu welchen 
vormals die itzt fäcularifirten geiftlichen Kovporationen nos 
minirt haben, ferner diejenigen, wo fid) ein befonderer Rechts⸗ 
titel, alfo auch Verjährung ; nachweifen läßt ©). 
Hinfichtlih der Privat: Patronate gelten die allgemei⸗ 
nen Kirchengeſetze; nur ift zu bemerken, daB die Präientas 
tion. an den Bifchof nicht unmittelbar durch den Patron, 
fondern durch den katholiſchen Kirchenrath geſchieht, der bei 
diefer Gelegenheit auch fein Ausſchließungs⸗ und Devolutionss 
Recht ausuübt 7). Keim Geiftlicher aber, der nicht die vom 
Staate augeordneten Pruͤfangen erflanden 8) und nicht we: 
nigftend zwei Jahre als Vikar die Seelforge geuͤbt har, kanu 
. eine Nomination von irgend Jemand erhalten. Zwei Pfruͤn⸗ 
den konnen unter Feiner Bedingung von Demfelden beſeſſen 
werden, ebenfo iſt ſtrenge Reſidenz vorgefchrieben. Im eige⸗ 
nen Geburtsorte kann der Geiſtliche nicht Pfarrer werden, — 
Die geiftlihen Functionen find bis itzt noch durch Reine alls 
gemeine gleihmäßige bifhöflihe Ordnung regulirt, allein 
in manchen tinzelnen Puniten hat ber Staat allerdings durch 
Anwendung feines polizeilichen Aufſichtsrechts Aber die Kir 


he eine übereinflimmende aͤußere Ordwung eingeführt, [f.den 


Mohl Staatsredt i. 36 


a 
* 
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6. 215). Die vom Staate dem Pfarrer aufgelegten Geſchaͤfte 
find mancherlei, uud zwar zerfallen fie unter zwei Gefichtss 
puncte, entweder nämlich find es eigentliche Staats ge⸗ 
ſchaͤfte, uamentlich polizeiliche, oder begiehen fie fich auf bie 
Stellung der Geiſtlichen als folcher, find ihnen aber vom 
Staate befonders eingefchärft, und werden auch von ihm 
verlangt. Die erfiere-Blrt aber hat wieder zwei Unterabthei⸗ 
lungen; folche Gefchäfte namlich, weldye die Pfarrer allein 
zu beforgen haben, und zweitens ſolche, die fie ne 
lich mit andern Beamten vollziehen ?). 

Die letzte Stufe in der Hierarchie nehmen ein bie Bi⸗ 
karien ober noch nicht angeſtellten Huͤlfsprieſter. Sie find 
theils Landkapitels⸗Vikarien (uͤber diefe oben ©. 560), theils 
Pfarr sVilarien, und zwar biefe wieder beſtaͤndige, welche 
von jedem Inhaber der Pfarrei gehalten werden muͤſſen, theils 
außerordentliche, welche von dienſtunfaͤhigen Pfarrern nur 
für ihre Perſon zur Unterftügung angenommen find. Das 
Drdinariat bat die Beforgung des Vikariats⸗Weſens, und 
jeder dienfilofe Geiftliche it ſchuldig, ſich ale Vilar verwen 
den zu laflen; eine Uenderung Tann weder vom Bilare noch 
vom Pfarrer ohne Erlaubniß vorgenommen werden 1°), 


1) ©. die Aufzählung derfeiben im Staatshandbuche. 


2) Weber die von den Dekanen zu beforgenden Geſchaͤfte f. oben 
$. 206. und Knapp's Handbuch für kath. Geiſtliche, I > 
62 13. 

53) S. Knapp, a. a. 8,5. 4 fe. 

4) © daf. S. 350 fg. 

‚DE. daſ. S 353. — Die anzufhaffenden Bücher find thells 
cheologiſche und paͤdagogiſche, theils allgemeinen Inhaltes. 
Zus Theile find fie namentlich bezeichnet. 

6) Diefe, In der Praxis fet dem I. 1802 in W. befolgte Bes 
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flimmang war aud in den „Grundzuͤgen“ $. 43. als feſtzu⸗ 
ſtellende Regel beibehalten, ſ. S. 285; die Curie erklaͤrte ſich 
aber dagegen, weil ihr dadurch ihr altes Recht, die in dem 


ſechs ungleichen Mouaten erledigten Pfruͤnden zu verleihen, 


entzogen wuͤrde. Doch wollte ſie ſich, wenn dadurch eine Ver⸗ 
einigung herbeigefuͤhrt werden koͤnnte, dazu verſtehen, ihr 
Recht auf den Landesbiſchof zu übertragen; ſ. Esposizione , 
©. 386. Da kein Eoncordat zu Stande Fam, fo beließ man 
€6 bei der bisherigen Gewohnheit. — Dem Bifhof ift, bis 
ist wenigſtens, ein Ernennungsrecht zu irgend einer Pfründe 
eingeräumt worden; nur durch die Aufforderung des Staates, 


N 


- 


die geiftlihe Inveſtitur erthellen zu: laffen, erfährt das Ordi⸗ 


narlat etwas von der Befehung der Pfarreien. Bei biefer 


Gelegenheit: kann es denn nun allerdings Vorftellungen gegen 


den Ernannten machen, und feine Inveftitur nicht anordnen! 
allein da der Staat In den Genuß der Einkünfte dinfehen 
kann, fo würde ſchließlich eine folhe Widerſetzung zu keinem 
Erfolge führen, 5 


7) ©. Knapp, S. 93 fg. und 371 fü. — Nicht zu überfehen 


fit, dab die wuͤrtt. Regirung zwar das Patronatreht der 
Butsbefiger anerkennt, allein das den Gemeinden früher 
zugeibandene nicht berädfihtigt, fondern folhe Stellen felbit 
erfest. Es find jedoch gegen diefe Maasregel ſchon mehrfache 
(gewiß gerechte) Klagen bei der St. Verf. eingebracht worden, 
f. 3.3. Sitzung vom 16. März, 24. März, 9. Mai 1820, 
26. April, und 3. Mat 1821. Auch wurde auf dem Landtage 
von 1881 (am 26. April) eine eigne Commißlon niederges 
fegt zur Begutachtung diefer Beſchwerden: allein bis Ist iſt 
keine Aenderung eingetreten. Der Staat dürfte ſich rechtlich 
nicht weigern koͤnnen, diefe Patronat » Rechte zuruͤckzugeben: 
mag er folhe Belflmmungen treffen, welche die Ausuͤbung 
derſelben unſchaͤdlich machen. Schon das allgemeine Werbot, 
daß keiner an feinem Geburtsorte Pfarrer ſeyn kann, ſchneidet 
die hauptfächlichiten Nachtpeile in der Wurzel ab. 

\ 36.. 
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8) Daf. ©. 49 fg. 

o) Die einzeinen vom Staate den Pfarrern anferlegten Ges 
fhäfte f. bei Knapp, a. a. D. S. 91 fg. und die daſelbſt 
weiter angeführten Abfchnitte feines Werkes und citirten Ber: 


ordnungen. Ferner: Benkert, Athanafla, Bd. II. H. 3, - 


©. 436 fg., wo ein Verzeichniß der regelmäßigen pertodifchen 
Berichte enthalten iſt. Ueber Mißbrauchung der Fath. Pfar⸗ 
rer durch biefe vielen Ihnen aufgeladenen Gefchäfte beklagt fi 
Kart: (Dr ey); ‚die Schreiber in der Kirche; in der Tuͤb., 
‚theolog. Quart. Schrift, 1829, H. I, ©. 38 fg. 
10) ©. Knapp, a. a. O. ©. 491 fe. 


$. 218. 
d.e Das Kirhengut. 


Bei den Erwerbungen der Fahre 1803, 1805, 1806, 1809 
und ı810 erhielt der Staat auch bebentende Fatholifche Kir: 
chengäter, Zwar waren feine biſchoͤflichen, noch (mit einer 
einzigen in Note 1 angegebenen Ausnahme) ſonſtige all: 
gemeine Kircheufonds darunter, allein die einzelnen Reichs⸗ 
fifter, Kommenden, Kldfter u. f. w. waren zum Theile fehr 
. reich ausgeftattet. Diefe Kirchenguͤter wurden der kath. Kir 
he nicht erhalten, fondern fammt und fonders fäcularifirt. 
Unftreitig ift, daB im Ullgemeinen die Negirung bier Bein 
Recht verlegte, wie bei der Aufhebung bes proteftanrifchen 
Kirchengutes, fondern daß fie zu dieſer Einziehung poſitid 
berechtigt war, indem ſie dieſe Guͤter gerade zu ſolchem Zwecke 
erwarb ?); nur übernahm fie natürlich durch die Saͤculariſa⸗ 
tion die Verpflichtung, für diejenigen Beduͤrfniſſe ver Fatholifchen 
Kirche in W. zu forgen, welche nicht durch eigene Örtliche 
Stiftungen und fonflige Einnahmen gedeckt waren. — Diefe 
Verpflihtung hat fie nun aber auch, es wäre ungerecht es zu 
läugnen, voliftändig erfäle Die kath. Kirhen und Schw 

: / 
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len find, zwar nicht mit unndtbigem und fomit tabelnswertbem . 
Luxus, aber anfländig und genuͤgend verforgt, ſehr viele ders 
felben wesentlich verbeffert werben 2). 

Eine Verpflichtung des Staates’ zur Bildung eines all⸗ 
gemeinen kath. Kirchengutes, in ber Urt des altwuͤrttem⸗ 
bergifchen proteftantifchen ‚ war bader gewiß bet Gründung 
der Verfaſſung für den Staat nicht vorhanden, Chöchftens. 
fonute von ihm die Herausgabe der von: W. esmorbenen. 
Theile des vorberöfterreich. Religionsfonds verlangt werden). 
Und nur .eiue, freilich fehr nahe liegende, Klugheits⸗ und 
Billigkeits⸗, Maasregel war es daher, wenn. F. 82 der Verf. | 
Urt. die Beſtimmung enthielt, daß die Fatholifche Kirche zu 
Veftreitung derjenigen kirchlichen Bedärfniffe, wozu Feine drts 
lichen Sonde vorhanden feien, oder die vorhandenen nicht. 
zureihen, und befondess file die Koften der höheren Lehran⸗ 
ftalten, einen eigenen, dieſem Zwecke ausſchluͤßlich gemidmeten 
Kirhens Funds erhalten folle 3). Zum. Behufe der Aus⸗ 
ſcheidung deſſelben vom Staatsgute — fo. fährt $. 82 fort — 
and der näheren Beſtimmung der kuͤnftigen Vermaltunges 
weife, ſoll eine gemeinfchaftliche Commiffion niedergefegt wer⸗ 
den, wie auch für das proteflantifche Kirchengut beftimmt iſt. 

Diefe gemeinſchaftliche Commiffion. wurde denn. fchon. 
auf dem Landtage von 1820 niedergefeßt, und kam auch, eis 
nen einzigen Punct abgerechnet, über die Grundfäße ind Rei⸗ 
ne. Zwei Berichte wurden am raten Dec, 1820, und am... 
zıflen Mai 1821 an die Stande Verfammlung über den Stand 


bes. Geſchaͤftes erftattet, ohne daß jedoch eine definitive Ber. 


ſchlußnahme erfolgt wäre ?). Auf den Landtagen von 1824 
und 1827 wurden zwar nene Sommiffionsmitglieder gewählt, 
auch ward vom Könige genehmigt, daß die gemeinfchaftlicye 
Commiſſion ſich wägrend der Vertagung verfammle: allein letz⸗ 


— 
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teres geſchah nicht, und die Ausfcheibung ift fomit ihrem 
Biele noch möcht näher gerädt 5), fondern «8 werden bie alle 
gemeinen Koflen der lath — noch aus der Staatskaſſe 
beſtritten. | 
Noch ift Abrigens =. einer — Erwähnung zu 
tbun, durch welche fchon ſeit dem Zoften Dec. 1808 der katho⸗ 
liſchen Kirche in W. ein gemelnfames: Vermögen verfchafft - 
wurde, und welches auch, vorausſichtlich, nach Ausſcheidung 
des eigentlichen Kirchengutes deſtehen und abgefondert verwal⸗ 
tet werden würde, nämlich des Sntercalarfonde, Der: 
felbe beſteht aus den Einkünften aller erledigten Kirchenpfrüns 
den, welche — nad) Abzug des Einkommens der erften 30 Tas 
ge, welches dem Dekane gebührt — von dem Landkapitelskaͤm⸗ 
merer gegen eine Belohnung von 5 vom Hundert verwaltet, 
und an den Fatholifchen Kirchenrath eingefchicht werden. Die 
Kirchengefeße erlauben eine Vacatur von vier Monaten bei je 
der Erledigung ‚- und unäberfteigliche Hinderniffe, nament⸗ 
ih Mangel an Geiſtlichen, verzbgern eine Wiederbefegung 
oft noch länger. Nur in dem Einen Falle, daß eine Pfruͤnde 
das gebuͤhrende Einfommen (die Congrua ) nicht gewährt, 
wird das Einkommen derfeiben im Erledigungsfalle nicht zum 
allgemeinen Fonds eingezpgen, fondern fogleih und unmits 
telbar ihr felbft zur Aufbefferung uͤberlaſſen. — Diefer Sn? 
tercalarfonds wird dann zu folgenden Ausgaben verwendet: 
a. Zur Ergänzung der Pfarrgehalte bis zur Eongrua. Wenn 
bei einer Pfarrei das Einfommen 500 fl. nicht erreicht, 
und weder Localfonds zur Aufbeſſerung vorhanden find, 
noch die Gemeinde zu meiteren Beiträgen im Stande ift, 
fo tritt der Intercalarfonds ins Mittel, und zwar Idee 
er nach und nach die von ihm bewilligten Zufchäffe mit _ 
ihrem Gapitalwerthe ab, und dotirt fomit die Stelle für 
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immer. Sobald es die Umſtaͤnde erlauben, ſoll die 
Congrua auf 600 fl. gebracht werden. j 

b. Zur Ergänzung von Mahegehalten, wenn die Pfründe‘ 
(nach Abzug des Stellvertreter sÖchaltes) nicht dazu 
binreicht, | | 

©. Zur Uebernahme aller Tifchtitel der neugeweihten Geiſt⸗ 
lichen; dieſe Laſt iſt vom Jutercalar⸗Fonds al len ſonſt 
dazu Verpflichteten abgenommen. Wohl zu bemerken iſt 

jedech, daß dieſer auf den Intercalarfonds uͤbernom⸗ 
mene Tiſchtikel nur für den Fall einer unverſchuld e⸗ 

deten Dienſtunfaͤhigkeit gilt (ſ. F. 28 der V. O. vom 

gZoſten Jaͤnner 1830), und daß die im $. 81 der V. U. 
für den Fa einer zwar berſchuldeten, jedoch dem Ver⸗ 
Iuft der geiftlichen Würde nicht nach fich ziehenden Dienfts 

- Entießung verſprochenen Verſorgung darunter nicht be⸗ 
griffen iſt, ſondern dieſe letztere Beſtimmung ihre BR 
ziehung noch erwartet 16), 

d. Zu den Koften. der nothwendigen außerordentlichen Dis 
Tarien, wenn bie AteRaneet die En derfelben nicht 
ertraͤgt. 

Außerdem wird noch den Pfruͤndbeſitzern Seid verzinslich 
angeliehen, wenn ſie eine außerordentliche Ausgabe zum Be⸗ 
ſten ihrer Kirchenſtelle zu uͤbernehmen haben. 

Bon dem Einkommen wird jährlich im Reg. Blatte Ds. 
fentliche Nechenfchaft abgelegt 7). | 


1) ©. $. 85 des Reichsdyputations⸗ Hauptreceſſes. Bel den 
fpäter erworbenen kann ed ohnedem keinem Streite unterlie- 
gen, bad. fie dem Staate und. nicht -der Kirche erworben wur: 
ben; ber ganze Gelft jener Zeit und namentlich der Erwer⸗ 
bunge = Urkunden beweifen die. Nur in Einem Falle ſcheint ſich 
die Sache allerdings anderd zu verhalten, nämlich ‚bei. den 
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durch ben Prefburger Erieden erworbenen vorderäfterreict, 
[hen Landestheilen. Hier beitand ‚aus den Cinfünften der 
Medlatkiöfter u. ſ. m. ein eigener vorderoͤſterreichiſcher Rell⸗ 
glond - und Studtenfonde , welder von Defterreich fchon am 

 Iften Nov. 1790 diefen Landestheilen eigenthümlih zu Kir: 
' hen und Schul:Zweden ühberlaffen war. Auch diefer wurde 
zum Staatsgute gezogen, was nicht zu billigen it, da W. 
eine Local⸗- oder Diſtriets-Stiftung dadurch angriff, und es 
dieſe Gebletstheile von Oeſterreich doch nur fo erwerben konn⸗ 
te, wie diefer Staat fie felbit befeffen hatte. — Behr ver: 
ſchieden von der bisher beantworteten tft freifih bie Frage, 
ob das philoſophiſche Wölkerrecht' alle.diefe Erwerbungen 
billigen kann? Mon pragtifhem Intereſſe iſt uͤbrigens ihre 
Vernelnung keineswegs, denn eine große Anzahl der feierlich⸗ 
ſten pofitinen Anerkenntnlſſe legalifirt fie jeden Falles. — 
Das Einkommen der im 3. 1803 fäcularifirten Kirchenguͤter 
wird auf 300,000 fl., das durch den Preßburger Frieden ers 
worbene auf 150,000 ſi. angegeben, ſ. werd d. St. Verf. 
1819, H. 43, ©. 29. 

2) S. (Cammerer) die un Kirche In — an verſchie⸗ 
denen Orten. 

3) Bei den mia über das — — heißt 
es, ſeine Verwaltung ſolle wiederhergeſtellt werden. 
Shen aus dieſer verſchiedenen Faſſung ergleht ſich, daß das 
Grundgeſetz einen verſchiedenen Entſtehungsgrund annimmt. — 
Zu bemerken iſt noch, daß die conſtituirende Verſammlung 
zwei, vom Könige aber nicht genehmigte, Aenderungen bei 
diefem Paragraphen der V. U. vorgefchlagen hatte, naͤmlich die 
Weglaſſung ber Worte „wozu Leine drtlihen Fonds vorhanden 
find, oder biefelben nicht zureichen‘‘, ferner ben Zuſah: hoͤ⸗ 
here „und mittlere‘ Lehranftalten, ſ. Verb. 923, & 
28 fg. 

4) Die beiden Commiſſonsberichte ſind durch ihre Klarheit und 
ylelen thatſaͤchlichen Nachrichten wichtige actenſtuͤte. Die all⸗ 
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gemeinen Beduͤrfniſſe der katholiſchen Kirche in W. zer⸗ 

fallen denfelben zufolge im bie Koften: 1. fuͤr die Volksoſchu⸗ 

Je; 2. fuͤr bie Unterrichtöanftalten für künftige Geiſtliche, 
wozu auch die gelehrten Mittelfchulen gezähft werden ; 3. für 
das Bisthum; 4. für Pfarreien, die a.. entweder nicht hin⸗ 
reichend dotist find, oder b. von ſaͤculariſirten Kloſterguͤtern her: 
rährend auf dem Kammergute im Allgemeliien haften, und 
nun: auch ſpeciell ausgeſchleden werben follten; vder endlich 
e. von ber Staatskafſe biäher bezahlt. wurden, weil gar feine Lo⸗ 
calfonds da, find. -. Die Koften von Nr. ı werden auf jährliche 
42,280 fl.; die von Nr. 2 auf 100,551 fl. 14 kr.; für Nr. 3, 
auf 50,910 fl:; die von Nr. 4, c. auf 10,790 fl. gefhäßt. Nr. 
4, a. ſoll nad) und nach aus den Intercalarfonds Heleiftet werden, 
und bei 4, b. beftritt die Negirung die Merbindlicheit einer 

abgeſonderten Dotatlon (in jedem Falle ‚gehört diefe Trage nicht 
zu der über Ausfheldung des allgemeinen Kichenfonde). 
Sufammen fehlen alfo erfordert: 204,531 fl. 14 fr. (ohne 
Die Befoldungen von 4, b). Zur Anfbringung diefer Summe 
und als Werwaltungsart derfelben fchlägt die Commiſſion die 

wuͤrkliche Ausſcheidung und Ueberweifung ber Gefälle ber 
fünf Kameralaͤmter: Ellwangen, Horb, Rottenburg, Rotten⸗ 

- ‚mänfter und Weingarten oder Widlingen. — Die Summen, 

- welche bisher in dem Budjet für alle diefe Zwecke verwilligt 

. waren, werben faum geringer fepn, als bie von der Commif⸗ 
fion ‚geforderten. ‚Sie betragen nämlich für das Jahr 1829— 
30 284,012 fl., morunter aber die oben unter 4, b. bezeich⸗ 
neten Befoldungen mit begriffen und nicht befonders ausge: 
worfen find, fo daß eine abfolute Vergleichung nicht ſtatt fin⸗ 
den kann. 

5) S. die koͤniglichen Reſcripte vom sten Jull 1824, Verh. . 
K. d. A. 1824, H. 18, ©. 225; ferner vom 5ten Jull 1827, 
baf.-1827, H. 7, ©. 2125. Auf dem Landtege von 1828 fand 
man nicht einmal eine Monitorlum für geelnet, ſ. neh: 

1828, 9. 7, © 1879 . 


1 - 
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6) S. Aber diefen letzteren, Hähflg unrichtig angefehenen Punct 
ſ. die intereſſante Abhandlung vn Scheurlen über den lan⸗ 
desherrlichen Tifchtitel der kath. Prieſter in W., in Weiß, 
Archiv der Kirchenrechtswiſſenſchaft, Bd. II. Gießen, 1831. 

7) Ueber das, mit vieler Umficht, Confequenz und Sparſamkeit 
geleitete Inſtitut des Intercalarfonds ſ. Belanntmadhung, 
vom 1oten Nov. 1821, Rbi. ©. 818 fg. und feitbem alljaͤhr⸗ 
lcd. Das verdiente Lob tft der Einrichtung ertheltt; von (Hir- 
fer) über die Intercalar⸗Gefaͤlle der kath. Curat⸗ Kirchen 

ſttellen, in ber Tuͤb. theolog. Quart. Schrift, 1825, H. 1,.&..45 fg. 


$. 219. 
4. Andere chriſtliche Kirchen. 


Außer den bisher nach ihrem Verhaͤltniſſe zum Staate 


geſchilderten beiden großen chriſtlichen Kirchen ſind in Wuͤrt⸗ 
temberg nur ſehr wenig zahlreiche andere chriſtliche Secter 
vorhanden, naͤmlich: u 
I. Griechiſche Kirche. Die Zahl der Bekenner die⸗ 
ſes Glaubens iſt hoͤchſt unbedeutend, und fie bilden nur durch 
den zufälligen Umſtand, daß rußiſche Seiſtliche den Gottes: 
dienft in der Todtenkapelle der verewigten Königin Aasha: 
rina zu halten haben, eine eigene, wahrſcheinlich blos vors 
Äbergehende, Gemeinde. Ueber ihr Verhaͤltniß zum Staate 


ift lediglich Feine Beſtimmung vorhanden, noch eine Behörde 


conflituirt zu ihrer Beaufſichtigung. | 

I. Die Gemeinden in Korntbal und Wil: 
belmsdorf. — Durch koͤnigliche Verordnung vom 22ften 
Auguft 1819 wurde einer meugebildeten politijch » religidfen 
Secte die landesherrliche Genehmigung ertheilt,' fi ihren 
Grundſaͤtzen gemäß einzurichten *). Diefelbe ift aus ber lu⸗ 
therifchen Landeskirche hervorgegangen, und gehört auch itzt 
noch zu der proteſtantiſchen Kirche im Allgemeinen; allein 
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fie Hat ein eigenes Symbol, und bilder fomit eine eigene 
kirchliche Geſellſchaft 2). Die rechtlichen Verhaͤltuiſſe derfels _ 
ben find folgende: ' 


1, Die Sefellfchaft hat vollkommene Religions⸗Freiheit );3 
fie ſteht weder in Tirchlicher noch in flaatspolizeilicher Bezie⸗ 
bung unter der Aufficht oder Gerichtsbarkeit der evangeliſch⸗ 
Intherifchen Confiftorial:Behdrden, fondern der Staat übt fein 
Auffichterecht durch das Minifterium des Kirchen» und Schul⸗ 
Weſens aus, welchks wieder, als unmittelbare Aufficht, 
und Viſitations⸗Behoͤrde, die betreffende Kreisregirung bes 
auftragt *). 


2) Die Geſellſchaft hat ihre eigene Tirchliche Verfaſſung, 


welche nicht nur darin beſteht, daß fie eine eigene Kirchen 


ordnung, Liturgie, Difeiplin und cin eigenes Cärcmoniel hat, 
fondern namentlich auch darin, daß außer dem Geiftlichen 
einer, und dem weltlichen Drtsvorftande anderer Seits noch 
ein geiftlicher Vorſteher in jeder Gemeinde iſt, welcher in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem weltlichen Vorſteher die ſittliche und re⸗ 
ligidfe Ordnung in der Gemeinde zu erhalten, und in dieſen 
Beziehungen den Sitzungen des Gemeinderathes anzuwohnen 
hat. — Sowohl er, als die Geiſtlichen und Schullehrer 
‚werden von. der Gemeinde gewählt; die letzteren nur nach 
vorgängiger Prüfung von Seite des Staates 3). Ueberdieß 
ift noch Grundſatz, daß außer den Parrochial⸗Verrichtungen, 
welche immer ein ordinirter Geiſtlicher zu beſorgen hat, die 
Religionslehre auch von andern Seenſgeſteeeren be⸗ 
ſorgt werden Tann ©). 


3) Der Staat hat diefer Gemeinde manche — 
liche Vorrechte oder wenigſtens Abaͤnderungen von den be⸗ 
ſtehenden Landesgeſetzen verwilligt: 


— 
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a. die Gemeinden haben keinen VBuͤrgerausſchuß, fodern Kur 
einen Gemeinderath 7) 5. 


‚ b. eine Genehmigung der Wahl des weltlichen Ortsvorſtan⸗ 
des ift: der Negirung nicht vorbehalten, Sondern nur eine 
Verpflichtung dur) Handtreue verlangt 8); 

c. die Gemeinden koͤnnen dem weltlichen Ortsvorſteher das 
Gemeinderechnungsweſen, den Steuerfaß, das Inven⸗ 
tur» und Theilungswefen, fo wie „andere Geſchaͤfte der 
Hechtspoligei übertragen; jedoch Tann jeder Betheilige 
bie Beiziehung der nach ben allgemeinen Grundfäten - 
verordnneten Behörde verlangen 7); 

d. fehr bedeutend find bie Abweichungen in Beziehung auf 
das Ortes Bürgerrecht. Bor Allem findet — mit einzis 
ger Ausnahme der Kinder von Mitgliedern, als melde 
geborne Mirglieder der, Gefellihaft find — eine Aufs 
nahme in die Gemeinde nur mit ihrem Willen fait; 
die ſaͤmmtlichen Zwangs-Geſetze Über unfreiwillige Aufs 
nahme von Bürgern greifen alfo nicht Plag. Dagegen 

. bat das Oberamt eine Aufnahme zu beftättigen 7°). Fer 

ner ift binfichtlich des Aufenthaltsrechtes beflimmt, daß 
Niemand in der Gemeinde wohnen darf, er habe ſich 
denn durch Unterſchrift verbunden, fich ohne Widerrete 
den Einrichtungen der Gemeinde zu unterwerfen 11). Eud⸗ 
lich haben die Gemeinden das Recht, jedes Mitglied, 
welches das Glaubensbekenntniß nicht anerfennte, oder 
fih in die Gemeinde - Einrichtungen nicht fügen wollte, 
auf Erkenntniß bes geiftlihen und bes weltlihen Orts⸗ 
vorfieherd und des Genieinderathes auszuſchließen, wor⸗ 
auf daſſelbe die Gemeinde zu verlaſſen hat, nachdem eine 
auderwaͤrtige ſichere und angemeſſene Unterkunft gefun⸗ 
den iſt. Um dieſes Letztere zu erleichtern verlangt 
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die a; daß jedes Mitglied fein fruͤheres Buͤr⸗ 
gerrecht beibehalte 2); ; 
e. die Gemeinden find in Beziehung auf PER und 
Handlung nicht an den Zunftzwang gebunden 13); 
f. die Mitglieder find von der Ablegung eines Förperlichen 
 Eides befreit, fie haben aber auf Verlangen der Obrig- 
keit Handgelübde zu leiften, was. fodann in jeder Hins 
fiht, auch mamentlih in Anfehung des Meineides, 
die Wuͤrkung eines fürmlichen Eides bat '*). | 
4) Dagegen find aber die Gefellfchafts- Mitglieder bedeus 
tenden Belchränfungen (freilich nicht. durch den Staat ſon⸗ 
bern durch die Gefellfchaft) unterworfen. Es darf nämlich 
Fein Gemeinde: Mitglied ſich mit einer nicht zur Geſellſchaft 
gehörigen Perſon ohne Vormiffen der Gemeinde = Vorfteher 
verloben; im Webrigen gelten die proteftantifchen Ehegeſetze 
des Königreiches 15). Ferner darf Fein Mitglied Geld auf 
nchmen ohne Erlaubniß des weltlichen Vorftehers 16). End: 
lich ift einem Mitgliede, welches die Geſellſchaft freiwillig 
oder gezwungen verläßt, unterfagt," fein Grundeigenthum an 
Jemand ander ald an bie Gemeinde ſelbſt oder an ein 
Mitglied derfelben zu verlaufen. Im Falle es fich jedoch 
von der Gemeinde bedrädt glauben follte, ſteht gm der ER 
curs an bie Staatsbehörde offen 27), 


In allen übrigen Puncten, welche in ber Veftättigungs- 
Urkunde und in der Kirchenordnung der Gemeinden nicht 
erwähnt find, bleibt es bei den allgemeinen Landesgeſetzen, 
namenilich aber bei den Beſtimmungen des für die evange⸗ 
hifch = Iutherifche Landeskirche flattfindenden Kirchenrechtes; 
und ausdruͤcklich ift erklärt, daß diefe befonderen. Vorrechte 
auf neue Gemeinden dirfer Secte nur mit kdniglicher Er⸗ 
laubniß ausgedehnt werben Tdnnen 18), 


— 
N 
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ı) S. „die von &. 8. M. vollgogene Urkunde über das der. 
bürgerlich =religtöfen Gemeinde in Kornthal ertheilte Privi⸗ 
leglum. Ludwigsb. 1819, 8. 


2) ©, das Glaubensbekenntuiſſe dieſer Gemeinde in (Hoff: 
mann's, des Stifterd ber Secte) Geſchichte und Veranlaf: 
fung zu der Bitte, um Erlaubniß zur Gründung und Anles 
gung religioͤſer Gemeinden, unabhängig vom Conſiſtorium. ©. 
D. 1818, 8. 

3) Natürlich giebt ihr Abrigend ihre eigene N 
fein Recht Störungen in der Drdnung anderer Kitchen zu 
veranlaffen, und mit Recht wurde ihr daher unterfagt, folhen 
Derfonen, welche fih nicht zu ihr ganz und offen bekennen, 
das Abendmal in Ihrer Kirche zu reichen, oder die zu confir⸗ 
mirende lutheriſche Jugend der benachbarten Orte von ihrem 
Geiſtlichen unterrichten zu laſſen. S. die verſchiedenen Mi⸗ 
niſt. Erlaffe über diefe Puncte bei Gaupp, Kirchenrecht, I 
$. 56. 

4) S. die Urkunde, Art. XXV. Die Vifitationen werben in 
Kornthal von zwei Geiſtlichen aus Ludwigsburg, in Wilhelms: 
dorfvon dem Pfaarverwefer im Hohentwiel beforgt, |. Gaupp, 
a. a. O. $. 57. 

5) Daf. Art. U. - IV, XX md XXIV. 

6) Daf. Art. XXVII. 

7) Es iſt dieſes zwar nicht ausdruͤcklich verordnet; allein nir⸗ 
gends in der Urkunde findet ſich eine Spur von ſeinem Das 
ſeyn, und auch bei folhen Gefchäften, wie 3.8. Annahme 
von neuen Bürgern, bei welchen derfelbe nach den allgemeinen 
Geſetzen mitzuwürfen hätte, ift nur bie Gemeinde oder ihr 
Dorftand genannt. 

8) S. Urkunde, Art. IT 

9) Daf. Art. IV 

10) Daf. Art. VIund IX. — Die Art und Welfe ber Aufs 
nahme f. in der SGemelndesDOrdn. $. ı1. Zu bemerfen 
ift dabei, daß die Gemeinde in Kornthal ald Centralgemeinde 


+ 
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die Aufnahme aller Mitglieder auch in ben übrigen Gemeine 
den beforgt, ſ. Gem. Drdn. $. 23. — 6 möchte fih zwar 
- ftagen, db bad. Bürger-Gefeb vom J. 1328.dieſe früheren Bes 
ſtimmungen nicht aufgebe? Wllein es wird diefes doch vers 
neint' werden muͤſſen, indem ein fpäteres allgemeines Geſetz 
ein früheres befonderes Privilegium nicht rüdwirkend aufhes 
ben kann. Wie verhält ed fih aber mit Helmathlofen, welche 
ben Gemeinden, nad) den allgemeinen Grundfäßen, angehören ? 
Als Bürger fie aufzunehmen find diefe nicht ſchuldig: allein eine 
bürgerliche Unterbringung derfelben wird dennoch) von den Gemein⸗ 
den gefordert werden können, und fie Haben daher ſolche Leute bei 
einer andern Gemeinde einzulaufen, benu irgend eher Ges 
meinde muͤſſen fie angehören, und gezwungen kann natürlich eine’ 
andere nicht werden, die ihr gefeglich nicht Angehörigen anzus 


: nehmen. , 


11) S. Urt, Art, VII und XV; Gemeinde⸗-Ordn. $. 1% 

12) Daf. Art. X—XII. Es bedarf Feiner Audeinanderfegung 

um zu zeigen, wie finguldr ſowohl als für die Geſellſchaft vor- 
theilhaft diefes Recht ift, die ihr mißfälligen Bürger ohne 
weiteres zu entfernen. | 

13) ©. Urf. Art. XVII.’ Ueber diefes unbegreifliche 
Vorrecht einer Heinen rellgibfen Secte f. unten 9228. Merk⸗ 
würdig iſt übrigens, daß die Gemeinden felbft diefes Privile⸗ 
gium gu Einführung des haͤrteſten Sunftzwanges benäst ha⸗ 
ben, denn nach $. 16 der Sem.Drdn. darf In der Megel je« 
‚bed Gewerbe nur von Einem Mitgiiede betrieben werden, und 
zu diefem find die übrigen gleichfam gebannt !! 

14) ©. Urt, Art. XVII 

35) Daf. Art. VII. und XXVI. 

16) Daf. Urt. XXL Nah $. 18 bee Gem. Ordn. Ift deßhalb 
eine Leihkaſſe für die Gemeinde errichtet, biefelbe Stelle 
dehnt das Merbot der Geldaufnahme auch auf Buͤrgſchafts⸗ 
Leiftung aus. Dazu ermächtigt aber die Urkunde nicht, und 
es if fomit diefe Beſtimmung als Willkuͤhrlichkeit anzuſehen 








Aund für ungültig zu erfiären. Die Bürgfchaft eines Gemeinde 
Mitgliedes wird allerdings gültig ſeyn. 

17) ©. urk. Art, XII. Wer iſt nun aber diefe Staats⸗ 
bebörbe, an welche fih der Verkaufsluſtige zu wenden. ;hat ? 
Doch wohl das Gericht, indem es fih vom Schutze eines 

durch Gewalt oder Betrug gefährdeten Eigenthumes handelt. 
Kann nun aber dad Gericht dem Eigenthümer erlauben, fein 

Gut ausnahmsweiſe an einen Auswärtigen zu verkaufen? Ohne 
allen Zweifel, beim was foll der Recurs fonft beißen? und bie 
Gemeinde ober ihre Mitglieder koͤnnen doch wumäglih vom’ 
Staate zum Ankaufe eines Ihnen zu theuer fcheinenden Gutes 
gezwungen wurben. 

. 18) ©. Urt. Urt. XXVI und XXX. Bis ist iſt biefed ner in 
Beziehung auf Eine Gemeinde, Wilhelmsdorf, gefhehen (ſ. 
koͤnigl. Decret vom ꝛoſten Sept. 1825 in Gaupp's Kir⸗ 
chenrecht, $. 55), und es iſt ſehr zu wuͤnſchen, daß die Regi⸗ 
rung keiner neuen Gemeinde diefe Privilegien, mehr einraͤu⸗ 
men möchte, welhe nur Störung im Staatsorganismus, und 
Mißgunſt bei den übrigen Bürgern erzeugen können. Ohne: 
dem iſt gewiß Fein Grund vorhanden, defhalb, weil fih Einige 

„ von derjenigen Kirche trennen, welcher der König und zwei Drit: 
theile bey Staatsbürger angehören, fo bedeutende Vorrechte zu 
geben. Jeden Falles wird keinem Zweifel unterliegen, daß biejeni: 
gen Vorrechte, welche der ist gültigen Gefepgebung, z. B. über 
Ortsbuͤrgerrecht, Gewerbe-Weſen u. f. w. widerfprechen, von ber 
Negirung künftig nicht mehr gegeben werden duͤrfen. — 
Die bedeutende Anzahl von Schriften, welhe über dieſe neue 
Secte erſchienen find, f. angeführt und beutthellt in Mohl's, 
Scheurlen's und Waͤchter's Literatur, S. 67 fg. 


$. 200. 
5. JZuͤdiſche Kirche. 
Es iſt die Ausäbung der israelitiſchen Religion nicht 
nur erlaubt, ſondern der Staat hat ſich der Einrichtung 
z des 
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dee Kircheuweſens angenomamee, und «8 feiner beſbudern 
Obhut und Leitung untergeorduet. Das Geſetz über die Rechts⸗ 
merhältniffe der Juden verorduet nnd in dieſer Beziehung 
Folgendes: 

1. Die Aufficht und Leitung des gefannkten iceraeliti⸗ 
ſchen Kitchenweſens iſt einer von der Regirung beſtellten Ober⸗ 
behbrde uͤbertragen. Dieſelbe beſteht aus einem (chriſtlichen) 
Nogirungs⸗Bevollmaͤchtigten und wenigſtens vier israelitiſchen 


Beifitzern. In wichtigen Fällen kann die Oberkehbrde ds 


nige Mabbiner zur Beratung einberufen 2); 
2. Die ſaͤmmtlichen iöraelitifchen Staatebärger And vo 


der Regirung in eine gewiffe Anzahl von Kitchen: Gemeindas 


zu vertheilen; einer derfelben muß jeder Jude angchbrem. 
Eine ſolche Gemeinde hat, je nach dem Beduͤrfniſſe, eine 
ober mehrere Synagogen zum oͤfenilichen Gottesdienſte, die 
hiezu nicht beſtimmten fruͤher ſchon beſtehenden Synagogen 
werden geſchloßen. Zur Bildung der Gemeinde gehoͤrt, daß 


bie Beſtreitung ber kirchlichen Beduͤrfniſſe, namentlich die 


Entsichtung der Gehalte für die Öicligionds Diener, fiber gu 


ſtellt iſt ?). | 
3 Jede foldye Gemeinde hat Ihren eigenen Rabbiner und 


ihren, aus demfelben, aus dem Borfänger und wenigſtens 
drei Beiſitzern beſtehenden Kirchens Vorkand. Diefer Vor: 
fland Beforgt die Kirchenzucht, zu weldem Endzwede ihm 
ein Meines Strafrecht, nicht aber Kirchenhann, zuſteht; fer, 
ner hberhaupt die Gefchäfte, welche die ganze Kirchenges 
meinde angehen. — Wenn eine Gemeinde mehrere von ss 
saeliten bewohnte Orte umfaßt, fo Finnen in derfelben meh 
tere Synagogen befichen; jede derfelbe hat ſodann ihren eis 
genen von der Gemeinde zu ernennenden, allein vom Staate 
zuvor gepräften Vorfänger, der in ber Pegel auch Schulleh⸗ 


Mey Staatsrecht 1i. 37 
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rer iſt; der Mabbiner wechfelt regelmäßig mit dem Bottess 
Dienfte in den verſchiedenen Synagogen ab ?). 

4 Der Rabbiner wird. auf Vorſchlag der Oberbebbrde 
vom Staate ernannt; er muß nicht nur die zum regelmäßigen 
Univerfitaͤts⸗ Befuche noͤthige Vorprufung erflanden, und for 
dann die Vordereitungswiffenfchaften und die moſaiſche Theo 
logie ftubirt haben: foudern er hat auch eine Staatepräfung 
zu erfichen. Bei feiner Ernennung bat er dem Staate Ges 
| Jorfam zu fehwören, und ſich zu. verpflichten nichts gegen 
die Staarsgefeße zu lehren. Er Tann nur aus. „‚sinläugi 
chen Gruͤnden“ von der höheren Staatsbehorde entfaffen wer- 
den. Er darf weder das Amt eines Gchächters verfehen, 
.noch überhaupt ein Gewerbe. betreiben; feinen Gehalt ers 
Hält er aus einer von der Oberbehoͤrde verwalteten Eentrals 
Raffe, an welche die Beiträge ber einzelnen Kirchen Ge⸗ 
meinden einzulenden find *). 

5. Dem frößer Ablichen Gottesdienfte der Jeraeliten ift 
- vom Rabbiner, oder in deffen Abwefenheit vom Borfänger, 
-an jedem Sabbathe ein Vortrag zur Erbauung der Erwach⸗ 
fenen und eine Katechiſation für die Kinder, beides in deut, 
fer Sprache, beizufügen. Das weibliche Gefchlecht ven an 
Diefen Religions» Uebungen Antheil nehmen, 

6. Für Armen, Schul= und Kirchen⸗-Weſen werden 
‘in’ jeder Scmeinde Örtliche Fonds gebildet, außerdem ein 
Allgemeiner Fonds. Dieſelben bilden ſich theild aus Stifran- 
gen und freiwilligen Beiträgen, theils aus einer ſtehenden 
Abgabe jedes felbftftändigen Joraeliten, endlich — im Fake eis 
ner Unzureichenheit — aus einer Umlage, welche die Obers 
bepdrbe auf alle israelitiihen Gemeinden ausſchreibt 3). 

7 ©, das Geſetz über die Rechtsverhaͤltniſſe der Jsraellten, 
vom I. 1828, dritte Abtheilung; namentlich aber Art. 57. — 


® 
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‚Die über bie Vollziehung dieſes Theils des Inden» Gefenes 
verſprochene, und wethwendige, Inſtruttien iſt bis ist noch nicht 
erfchlenen. — Meber die_biecher gehörigen. Beitinmungen bey 

Gefedes war in ber St. Merf., Towohl in dem Sommilfinndg 

Berichte als in ber Debette, verhaͤltnißmaͤßig wenige Oppag 
fitien gegen bie urſptuͤnglichen Vorſchlage der Regirung. Nug 

wurden ihr einige weitere Rechte eingeräumt, als fle anfänge 

lich ſelbſt verlangt hatte. u 
2) ©. das angef. Geſetz, Art. 49, 50 und 62. 

3) Dat. Art. 51, 53 und 56. 
Lv; Daf. Art. 51, 52 und 54 Er 
Sy HÄR. Art. 58-61. — Rach einem Beſchluſſe der St. Verf, 
Wer. von 1828, H. 4, ©. 1708) ſoll übrigens, wenn bie 
Seraeliten nicht. im Stanbe wären den Gehalt ihrer Rabdis 
nen aufzubringen, ein Antrag von ber Megiring au bie Gt. 
Derf. auf einen Zufhuß aus der Staatskaſſe geſtellt werben 
Tonnen, 6 J 


UL Sorge fär die wirthſchaftlichen Ver haͤlt⸗ 
niſſe der Staatsbärgen 


A. Sorge für die Urproduction, 


Die wichtigſte, die ſicherſte Grundlage eines guten 
gefelligen und ftaatlichen Zuftandes bleibt eine reichliche Herz - 
vorbringung der Urftoffe, welcher der Menfch zu feinem Le⸗ 
ben und zu feinen vielfeitigen Beduͤrfniſſen und Beſchaͤfti⸗ 
zußgen bedarf. Die Sorge der Polizei hierfür, d. h. Wegs 
sänmung der Tünftliden und natuͤrlichen Hinderniffe welche 
jener Hervorbringung im Wege ftehen mögen, ift eine der 
"erfien Pflichten ded Staates, — Erſt feit Kurzem fängt der 
wärttembergifhe Staat an, die früher verdienten Vorwoͤrfe, 
nicht genng zu thun im diefer Beziehung, von ſich abzumäls 

37. 
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zen. So wenig fonft auf ber einen Seite für Görberung ber 
Induftrie⸗Gewerbe geſchah, in der beſchraͤnkten Auſicht, Land 
uud Volk ſei von der. Natur nur zur Hervorbringung der 
Urſtoffe, nicht auch zu deren Bearbeitung und Verbreitung 
beftimmt, fo wenig geſchah — Inconfequenterwelfe — auf 
der andern Geite für Hebung der Landwirthſchaft; faft alles 
blieb der Gewohnheit, Gedankenloſigkeit, Unwiffenheit und man⸗ 
hen gefetzlichen Mißbraͤuchen überlaffen. Erſt feit König 
Wilhelm's Kegirung geſchah auch bierin Wichtiges; gute 
Erfolge zeigen ſich ſchon itzt, noch beſſere werden die Nach⸗ 
kommen dankend anerkennen 1). Iſt auch noch gar Vieles 
gu thun und zu ändern, fo verfpricht der Anfang ein Korte 
fhreiten und noch merklicheres Beſſerwerden. 


1) Sehr wahr find die Werdienfte Könfg Witbelm' s um die 
Landwirthſchaft des Vaterlandes, und ſomit um das Wohl 
det großen Mehrzahl der Bewohner deſſelben, ilzzirt von 
Widenmann: uͤber die Mittel zur Beförderung ber Land: 
witthſchaft und Ihrer Anwendung in W. Tuübingen, 18317 % 


1. Sorge für ben Pflanzen: Bam, 
$. ad. " 
a. Allgemeine Maasregelu. 


1. Beförderung der Intelligenz, fowohl unter den 
Landwirthen als bei den Behörden. — Sie wird durch folgen⸗ 
de Einrichtungen erweckt und belebt: 

1. Durch das landwirthſchaftliche Inſtitut in 
Hohenheim, welches als Mufteranftalt ſowohl, als durch foͤrm⸗ 
lichen Unterricht bildet. S. über daffelbe oben $. 199. S. 444. 

2. Durch die Centralftelle des landwirthſchaftlichen 
Vereines, welche theils ſelbſthaudelnd auftritt, theils fich mit 


4 


2 


den verſchiedenen im KbnigreichE beftchenden landwirthſchaft⸗ 
lihen Particular s Vereinen, 3. B. in Rottenburg, Ellwangen 
"uf w., in Verbindung fett ?). | 

| 3. Durch die zwedmäßige Verpachtung ber 
Staats Domainen, indem biefelben nicht nur auf Tau 
ge Zeit (18 Sabre), fondern andy ohne Haupt: Radfiht auf 
die Groͤße des Pachtſchillings an gebildete Landwirthe ver⸗ 


pachtet werben follen, wodurch diefelben uͤberall im Lande ala 


Mufterwirtbfchaften dienen können 2), 

IL. Beguͤnſtigung der Freiheit des Grundeigen⸗ 
thumes. Die erſte Bedingung einer blähenden Landwirth⸗ 
(daft ift bie, baß der vom Landwirthe bebaute Boden fein 
Eigenthum ift, und er denfelben nicht bloß ald Lehen ir⸗ 


gend einer Art, oder überhaupt auf eine blos prefäre, fein j 


Benußungs s oder Beſitz⸗Recht heſchraͤnkende und gefaͤhrdende 
Weiſe beſitzt. Ein ſolches Verhaͤltniß ſchwaͤcht die Luſt zu 


Verbeſſerungen, oder macht letztere rechtlich unmoͤglich: es 
iſt druͤckend durch Abgaben und Laſten aller Art, vermindert 


ben Credit des Landmanns 3), erzeugt große Ungleichheit 


unter den Kindern Eines Vaters, und hindert die Vermeh⸗ 


rung der Bevölkerung. aus mehreren Urfachen *) Nicht 
äberall in Württemberg war aber, felbft in ber neueften Zeit, 
ſolche Freiheit des Eigenthämers vorhanden. Im alten Her⸗ 
zogthume allerdings war fie die Regel, dagegen war gerade 
das Gegentheil der Fall in einem ſehr bedeutenden Theile der 
neuerworbenen Gebietstheile, in welchen der Landmann nur 
unter mehr oder minder erſchwerenden Bedingungen nutz⸗ 
bares Eigenthum beſitzt, indem der Staat (namentlich durch 
Erwerb der ehemaligen Stifter und Klöfter) oder ein adelis 
ger Gutsherr, das Obereigenthum in Anfpruch zu nehmen hat. 
— Namentlih glſe um auch im dieſem Theile des Rs 


‘ 
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nigreiches eine größere Maße von freiem EigenthiAhn zu ers 

zielen, wurden gleich zu Unfang der Regirung König Wils 

helm's verfchiedene seienliihe Vorkehrungen getroffen. Dies ' 
ſelben find: 

a Die Freierklaͤrung aller Erb: Lehen, und Berwanb- 
lung derfelben in freie Zins⸗-⸗Guͤter, ohne Ruͤckſicht dar. 
ouf, ob dem Staate oder ob Privaten bisher das Obers 
eigentbum zuftand. Hienach konnen alle früheren Erbs 

lehen veräußert, verpfändet und getrennt werden nad) 
blofer Anzeige beim gutsherrlichen Beamten, odne daß 
dieſer die beabſichtigte Aenderung verhindern oder auch 

nur eine Conceßions⸗Taxe verlangen koͤnnte. Eben fo 
ift das dem Gefallherrn manchmal zuftehende Zofungss 
recht und bie für feinen Nichtgebrauch bezogene Gebühr 
aufgehoben 5). | 

b. Die Milderung de8 Fall: Xehenverbandes. Diefelbe 
ift — ebenfalls durch Edict IL. von 1817 — auf dop⸗ 
pelte Weife eingetreten. Erſtens nämlich darf der Les 
hensherr die im Beſitze des Gutes befindliche Familie 
weder von demfelben vertreiben, noch auch nur die Be⸗ 
dingungen und Abgaben laftiger machen, als fie zur Zeit 
der Erlaffung des Gefezes waren. Dabei wird ale as 
milie des Beſitzers Die männliche und weibliche Nach⸗ 
kommenſchaft des (zu eben diefer Periode vorhandenen) 
Beligers angenommen: Seitenverwandte und Chegats 
ten aber nur in dem Falle , wenn fie ein befonderes - 
Succeßionsrecht nachweiſen koͤnnen. Zweitens ift dem 
Fall⸗LehenBeſitzer das Recht gegeben, in jedem Mus 
genblicke fein Lehengut in freies Eigenthum zu verwan⸗ 
dein, natuͤrlich gegen vorgaͤngige Entſchaͤdigung des 
Lehusherrn. Dieſe letztere iſt verſchieden zu berechnen, 
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. je nachdem ber Staat felbft, fo wie eine unter ber Yufs 
fit des Staats ſtehende Körperfchaft oder Stiftung das 
Obereigenthum hat, ober baffelbe einem andern Herrn 
gehoͤrt. In jenem Kalle nämlich darf für das Aufhoͤ⸗ 
sen des Verbältniffes felbft Feine Entfhädigung gegeben 
werden, fondern nur für die aufhdrenden Gefälle; in 
diefem dagegen Tann beribisherige Lehensherr auch für je⸗ 
ned einen Anſatz machen. Zu bemerken iſt dabei, daß 

ein Fall⸗Lehen nur in reines Zinsgut mit ungetheiltem 
Eigenthume, keineswegs aber in eine andere Art von 
Zehen verwandelt werden darf ®).- 

6. Ein drittes Mittel die Maße des freien Eigenthume 
zu vermehren, nämlich bie Vertheilung des Gemeindes 
Eigenthums, der Allm anden, ift- von der Geſetzge⸗ 
bung — folgewidrig genug — nicht gehoͤrig benuͤtzt. Zwar 
ſoll allerdings ihre Benuͤtzung als Weide ſo viel moͤglich 
aufgegeben, und jedem Ortsbuͤrger ein Theil des Ge⸗ 

meindegutes, namentlich zum Futterban, zugeſchieden 
werden, allein ſie erhalten dieſe Stuͤcke nicht als freies 
Eigenthum, ſondern nur zur lebenslaͤnglichen Nußniefa 
ſung. Nur ausnahmsweiſe duͤrfen Allmand⸗Stuͤcke ganz 
veräußert werden ?). = 
IH. Erlauhniß zur Abldſung der Srundabgas. - 

Ben, und Berbot nene aufzulegen. Cine Verminderung der⸗ 

felben, in fo fern fie Privaten gebdren, ſtand natuͤrlich 

dem Staate ohne Rechtsverletzung nicht zu; feine eigenen 

Einkuͤnfte diefer Art aufzugeben erlaubten aber die Finanz⸗ 

Beduͤrfniße nicht; er. hat ſich daher. mit Ausnahme Eines 

Tales, nur darauf befchränkt die Abldſung ale Zwangspflicht 

bes Gutsherru auszufprecken, wong der Pflichtige Re verlangt, 

Es beſtehen ‚hierüber folgeahe Veſtimmungen: 
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1 Me Laudemien kdunen entweder gegen ben 16fa⸗ 
chen Betrag des Jahres⸗Ertrags derfelben (auf elle 25 Jah⸗ 
re wird ein Fall angenommen) ganz abgeldst werben, oder - 
kamm fie ber Michtige in eine fländige jährliche Be halb 
Geld halb Fruͤchte, perwandeln ®). 

2. le fog. Kähengefälle find in Gelozinſe ver⸗ 
wandelt N, | 

3. Alle und jebe Grundabgaden bis zu 1 fl. zokr. 

öhrfen auch gegen ben Willen de ua ii im 2ofachen 
Beirage abgeldst werden 10), 


4 ne Theilgebähren, welche neber. den Zehrn= 
ten befichen, find für ablösbar erBlärt, fp zwar, daB ein 
Theil durch ein Geldkapital, ein auderer Theil als fländige 
Fruchtguͤlt abgetragen wird, wobei dahin zu ſehen iſt, daß 
fein Bursftüd über den sten Theil feines reinen Ertragss an 
folder ftändiger Abgabe Ähernehmen darf. Zur Berechnung 
wird der 16jährige Durchſchnitt des reinen Krtrages ange: 
nommen, und von diefem der 16fache Betrag als Abldfungs«- 
(umme angenpmmen, Das Ybldfungs-Rapital muß auf Vers 

fangen des Apldfenden in gerzingliche Zieler zerſchlagen wer⸗ 
den ) 

5, Fruchtguͤlten, welche über dem fünften Theil des reis 

ven Ertrages ansmachen, Finnen in bem durch das Geſetz 
vom 23, Juni 1821 — niedern Preiſe abgeldet wers 
den '?). 
| 6. He uugemeßenen Frohnen find unerlaubt, fie 
muͤſſen in gemrßene verwandelt werben; alle aber find abs 
ldobar gegen den 16fachen Betrag ihres Werthes.- WIE Werth 
aber iſt der Ärtliche Taglohn nach Abzug der vom Frohn⸗ 
herrn zu leiſtanden Gegenreichungen angenemmen 32)... 
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7. Dei: Blutzehente jeder. Art iſt abldebar im 
ablachen Becrage des zwoͤlfaͤhrigen auamenus 34); eb 
” Tann 

8. bie Pflicht zum Sundebelten ir denufsiben € Bir 
frage abgeldsr werden +5). ee 

Außerdem gelten noch folgende Allgemeine Beſtimmun⸗ 
gen, welche die Verminderung und Vereinfachung der Grunde 
Abgaben: Pflicht zum Gegenſtande haben... Neue Orundabs 
gaben dürfen gar nicht mehr auferlegt werden, den einzigen 
Fall ausgenommen, daß Lagerbuch oder Obſervanʒ die Auf. 
legung eines Bau⸗ ⸗Canons geſtattete, welcher aber auch ſo⸗ 

gleich zur Abldſung zu bringen iſt 10); beſtehende, wel⸗ 
che nicht abgelbst werden wollen oder, ihrer Srbße wegen; 
nicht koͤnnen, dürfen wenigſtens dadurch vereinfacht werden, 
daß Geldzinſe, welche neben Natural» Gefällen erhoben 
werben, in ſolche verwandelt unb zu dieſen geſchlagen wers 
ben können; ferner daß mehrere Gattungen son Guͤlten auf 
zwei Fruchtgattungen zuruͤckgefuͤhrt werden; ſodann daß Gauͤl⸗ 
sen, welche mit dem Gutöumfange ihrer Geringfügigkeit un 
gen in keinem Verhaͤltniſſe ſtehen, auf einen kleinen Theil 
deſſelben zuſammengezogen, und dadurch dem Reſte ganz 
abgenommen werden; endlich daß es ganzen Gemeinden, bei 
denen drei Viertheile der Buͤrger fi dafür erklaͤren, erlanbt 
iſt, die ſaͤmmtlichen Grundabgaben ihrer Ungehörigen auf ein 
Gemeinde⸗Gut, z. B. einen Wald, zu übernehmen, ober diefelben 
aus der Gemeindebkaſſe zu bezahlen, und dadurch bie ſaͤmmt⸗ 

fie Privats Güter vom diefer Laſt frei zu machen 7) 
y Erleichterung ruͤckſichtlich des Behente u, in eis 
ne Erlaſſung dieſer laͤtigen und für die Landwirthſchaft ſo 
beimmenben 18) Abgabe konnte — abgeſehen davon, daß nur 
pe geringern Theile ber Staat ein Recht auf fie hat - aus 
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ſinanziellen Gründen nicht gedacht werben: allein Eimiges 
iſt dennoch vom Staate verfucht worden, um bie raſt zu era 
leichtern, naͤmlich: 

1. Die Befreiung vom Normalzehenten, welcher — 
banren Guͤtern auf zwoͤlf (ausnamsweiſe bie achtzehen) Jahre 
verwilligt iſt 19). 

2. Das Bemühen ber Megirung, die ihr zuſtehenden 
Zehenten ben pflichtigen Gemeinden ſelbſt in langjährigen 

. Yacht zu geben, wo es denn dieſen frei ſteht, Diejenigen 

Aenderungen zum treffen, welche den Gytsbeſitzern am wenige 

fien hinderlih find 20). 

3. Die Geftattung von Zehent- Surrogats Geldern au 
ſtatt der Natural⸗Abgabe. Diefelbe findet Statt bei Gütern 
von geringem Umfange, ferner da wo.der Staat nur von 
einzelnen zerftreuten Gütern Zehenten derlangen kann, na⸗ 
mentlich wenn diefelben Weinberge find, bet ſehr gemiſchter 
Bauart, endlich bei neuen Culturen 27), i 

Vorſorge für Erleichterung der ZchentsLaft gegenüber 
von Privaten ift durch die Geſetzgebung noch nicht getroffen, 


V. Beſchraͤnkung ber WeidesSerbitnten. — Das 
Schyäfereigefeg vom 9. April ı 1823 hat begonnen einige ber 
größten Webelftände diefer Art von Dienfibarkeit wegzuraͤu⸗ 
men 22), indem es folgende Beſtimmungen enthält; 

1. Die Auflegung neuer Schafweide⸗Rechte ſo wie der Vor⸗ 
behalt eines Weiderechts auf einem veraͤußerten Gute iſt als 
dingliche Laſt eines Gutes vorm 9. April 1828 an ganz dere 
boten, und nur als perfdnliche Verpflichtung mag Re dom 
Eigenthümer übernommen werden 3), 

%. Auch auf legtere Urt kann das Recht nur dann ftatt 
finden, wenn bas Geſetz, cin rechisfräftiges Eikennt⸗ 


‘ 


war 397 ne 

‚ wid, eine leßte Wiltensverorbuung, ein Mertrag ober endlich 

Verjährung es fo beflimmen **). 
3. Selbſt von gültig beftchenden Shaafneide Gere 

tigkeiten, kdunen aber mehrere. ‚babentende Arten auch gegen 
den Willen des Berechtigten abgelöst werden. Diefe Arten find: 
a. das Recht auf fremder Markung zu weiden (der es 
betrieb). Wenn fidh der Uebertrieb auf mehrere Mars 

Tungen erſtreckt, fo ift übrigens der Berechtigte nur dann 

ſchuldig ablöfen zu laſſen, wenn es auf allen Markuns 

gen gleichmäßig gefchieht: dabei Tann aber eine Gemeins | 

de.für die andere, auch gegen beren Willen, eintreten; 

b. die Dienfibarkeit, eines gefchloßenen Gutes auf derſel⸗ 
2 ben Markung; 

* © die Koppehweide zwifchen den Mitgliedern einer Ges 
meinde, und dem Eigenthuͤmer eines zu ihrer Markung 
gehdrigen geſchloſſenen Gutes. 

Die Abldſung ſetzt uͤbrigens eine vorgaͤngige dreijaͤhrige 
Aufkoͤndigung und volle, noͤthigenfalls richterlich zu beſtim⸗ 
mende, Entſchaͤdigung voraus 25). 

4.. Koppelweiden muͤſſen in der Art getrennt werben, daß 

- jeder Berechtigte feinen eigenen Weidebezirk erhält 26). 

5, Ueberbaupt aber iſt das Verpältniß der Schaaf 
weide zum Ackerbau dahin beflimmt, daß durdy jene die 

Benützung des Grundeigenthumes nie befchränft werden, 

alfo der Eigenthuͤmer weder in der Einheimfung- feiner 

Srüchte Äbereilt, noch von irgend einer Art der Boden = Ber 

nuͤtzung abgehalten werden dürfe, Die Befriedigung eines 

Grundſtuͤckes befreit zwar nicht von der Weide, Dienitharkeit, 

berechtigt aber doch zur zwangsmaͤßigen Abldfung derſelben; 

eben ſo kann der Pflichtige jede durch beſondere Privatrechts⸗ 
titel ihm wegen der Schanfweibe auferlegten Beſchraͤnkung 





688 


der Cultur gegen volle Entfchädigung ablöfen. Die mit Klee 
und kuͤnſtlichen Futterkraͤuteru, oder mit Handlungsgewaͤch⸗ 
fen angebauten Pläße Finnen zu Feiner Jahreszeit gegen ben 
Willen des Eigenthämers beweibet werden Ar), 


)e©. das nähere oben, $. 203. Note ©. 465. 

2) ©, Memminger, Befchreibung von W., ©. 494 fg. 

3) Der Eonfend bes Lehensherrn zur Verpfänbung eines Fall⸗ 
Lehens wird in der Regel nicht ertheilt, auch nicht wenn 

— der Staat der Oberelgenthůmer if, t ungebt. Mini. Erlaß 

vom 9. Sept. 1828. 

4) Doc if, folen alle Wirkungen bes ganz freien Grundel: 
genthumes ind Auge gefaßt werben, nicht zu überfehen, daß 
biefe Freihelt nothwendig eine fehr große Vertheilung des 
Bodens nah und nah zur Folge hat. Diefe erzeugt zwar 
möglichite Benngung deſſelben, allein auch eine fehr. große, 
und fomit in der Regel arme, Bevölkerung. Wer weiß nicht, 
daß In MW. Gegenden find, In welpen 12 — 14,000 Menſchen 
auf ber Quadratmeile leben, und zwar beinahe ausſqcließlich 
vom Yaudbeu fich ee: der dann freillch jur Garten⸗Cul⸗ 
tur wird. 

5) S. Ediet II. vom 18. Nov. 1817, I. A. $. var. — Es 

At üubrlgens ſchon oben, Thl. I. S. 400 bemerkt werben, daß 
die Vollziehung dieſes Geſetzes zu einem großen Theil aufge⸗ 
ſchoben iſt, indem den Standesherren bie vorläufige Beibehal⸗ 
tung des fruͤheren Zuſtandes zugeſichert iſt, bis zu einem 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruche des deutſchen Bundes. Gegen⸗ 
über vom Staate, fo wie von ben übrigen Privaten, namentlich 
alſo vom ritterſchaftlichen Adel findet dagegen das Geſetz ſeine 
Anwendung. Daß durch daſſelbe in Privat echte eingegrif⸗ 
fen wurde, laͤßt ſich frelllch nicht laͤngnen, und in fo ferne 
weren allerdings bie Klagen ber Mebiatifirten gerecht (f. Gr. 
von Waldbott— Baßenheim, das Grundelgenthum des 
adels in Schwaben, und die Marimen der Umwaͤlzung. Deutſchl. 
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its, 8); allein eben fo unbeſtreitbar ift, daß durch dleſe er 
zwungene Verſtuͤmmlung ber Würkung bed sten Edicts bem 
Wohl und dem Wohlſtande des Volles ein bedeutender Gewinn 
entgieng,. daß große politifhe Abfihten dadurch verfämmert : 
worden find. Man vergleiche die beiden, gegen die Anſpruͤche 
der Standesherrn erfhlenen, halbofficiellen Schriften: Ueber 
die Aufhebung des Fall: Lehenverbandes, Stuttg. 1818, 8; 
und: Ueber die willkuͤrliche ie ber Banerngüter in 
W., ebendaf. | 
6) ©. Edict. I, von 181% II, 4. $. 1 — 6. — Diefelbe Aus 
nahme wie bei den Erblehen gilt aud hier; und dieſelben | 
Bemerkungen über diefe Ausnahmen finden daher‘ ebenfalls 
ftatt. — Ausführlihe Beftimmungen über die Art und Weiſe 
der Abloͤfimg ſind enfhalten in der V. O. vom ı3. Gept.1818, 
Rbl. 563, und vom 23. Sept. 1818, Rbl. S. 544 fg., endlich 
im Gefetze voni 23. Juni 1821 Rbl. ©. 323. f. ferner (uns 
gedr.) Minift. Erlafe bom 6, Det. 1823, 7. Gebr. und 16. Ang. 
1824. . . 
7) ©, Gen. V. O. vom 4. New. 1808, Ay ©. 556 — Bet 
weitem zwedmäßiger war eine V. O. des ehemaligen Oetono⸗ 
‚nie: Colleglums fuͤr Neu⸗ Wuͤrttemberg, ſ. Intelligenz⸗ 
Blatt fer N. W., 1804, ©. 212. Nach biefer mußten bie 
Aumand⸗Stuͤcke in freies Cigenthum vertheilt werben. — Der 
Yugenfbein zeigt, wie ſchlecht bie blos zu Lebendtänglichetn Ge⸗ 
nuße vertheilten Anand = Stüde gebaut werben, 


8) ©. Ediet IL. von 1817, HI. A. 1-5; Sehen vom 2. 
- Junl 182 6. 1. Fuͤr bie Vetechnung ber Fruchtgattungen 
find in diefen Gefehen beftimmte Anfäße vorgefhrieben, weiche 
auf ale Arten von Grundabgaben-Abldfungen ihre Anwendung 
finden. Auch diefe zwangsgemaͤße Ablöfung, fo wie äberhaupf 
die umter III. im Teste erwähnten, finden bei den Standes⸗ 
herrn nicht ſtatt. 
NS: Ediet I, U, B.f. 6. | 
10) Daſ. C. 59. 7. — Betragen bie Gefälle mehr als ı fi, sokt. 


* 
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ſo findet ein Zwangerecht zur Whrßfung nicht fett, fondern es 


entſcheidet die Regirung in jedem einzelnen Falle nach den 
Umſtaͤnden, ſ. (ungedr.) Miniſt. Erlaß vom 29. Eept. 1818. 


10 Dat. S. 9. 8— 14. — Nach koͤnlglich (ungedr.) Decret von 
27. Julli 1819 ſind unter Theilgebuͤhren nicht blos bie im 
Edicte zufällig und beiſplelsweiſe genannten Reichniße zu ver⸗ 
ſtehen, ſondern auch alle und jede Abgaben, welche In einer 
beitimmfen Quote bes rohen Ertrages, neben dem Sehenten, 
beftehen. 

12) ©. (ungebr.) koͤnigl. Decret vom 1. Oct. i831. 


13) Daf. E, 4. 15- 18. Geſetz vom 23. Juni 1821, 6. 1, 


14) Dat. F,f. 19. | 

15) Dat. G, 9, 20. Fuͤr bie einfache Hunbehaltung wird 4 fl. 
jaͤhrlich berehnet; die Abldfungs-Summe beträgt alfo 64 fl. 
‚fir jeden Hund. Es verfteht fih, daß ber Pflichtige, wenn 
er es vorzieht, die Natural» Laft beibehalten ann. 

16) Edict. II. B; $. 65 (ungebr.) Minift. Erlaß vom 6, Yal. 
1818, und vom 28. April 1829. - 

17) ©. Edict. IE, No. IV amd V. 

18) Eine ausführlicher Darftellung der verfhledenen Nachtheile, 
weiche der Schente für die wuͤrtt. Landwirthſchaft hat, iſt in den 
April — Suni: Heften ded Correſpondenz-Blatts von ı830 ents 
‚halten, zufammengeftellt mit den fämmtlisen oberamtlichen 
Berichten über ein neues Cultur-Geſetz. Cine Berthelbigung 


des Zehenten dagegen iſt verfucht in Herzog's ſtaatswirth. 


Blättern. H. 2 ©. 18 fe. 


19) ©. V. O. vom 14. Mal 1924, Rbi. ©. 335. Uebrigens 
möchte gefragt werden, warnm ber Noval: Behente nicht 
ganz aufgedoben wird? Ohne pofitiver Verluſt für den Staat 
zu ſeyn, (denn diefer genoß ja’ bisher die Einnahme nicht) 
wäre ein foiher Verzicht doch ein Echrirt weiter zur allmähe 
Iigen Erloſchung des Sehenten, wogegen Ist jedes neu » wın= 
gebrochene Stuͤck Landes bie endliche Aufhebung erſchwert. 
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| .. 8.0. vom 25. Junt 2819, in zu. us; IL, 
©. 225,59. 1 fe | 
sn) Dat. — 


a2) Der Geſetzesentwurf wurde ſchon auf dem Landtage von 

1823 — 24 von der Regirung "übergeben, fe Berb. der K. d. 
A., 9.4. Bell. S. 335; auch von dem Ausſchuße und von 
einer befondern Commißion begutadtet, f. da ſ. Bell. €. 355 
and 9. 13, S. 1301; aber erft auf dem aufferord. Landtage 
von 1828 wurde, nahdem noch einmal ein Commißlonsbericht 
erftaster mar, (f. 38. a. a. Beilh. ©. 79) endlich die, wegen 
bes Widerſtandes ritterfchaftliher Abgeordneter merkwürdige, _ 
Debatte vorgenommen, ſ. 9.5. S. 1096 fg. 


23) ©. Sääferet- Gefes, Art. 13, Rbl. S. 181. 
24) Diefes findet blos bei Wanderheerben ftatt. 


25) ©, das Sääferei: :Gefeß, Art. 6.. Es entfteht hierbet 
‚ Die Frage, wie es zu halten fel, wenn zwar aufgefündigt, als 
lein der Rechtsſtreit über die Größe der Entſchaͤdigung noch 
nicht beendigt It? Die Anfiht, daß unbedingt nah Verfluß 
von drei Jahren vom Nugendlide der Auftündigung an das 
Weiderecht aufzuhödren habe, iſt vertheidigt in den No. 64 und 
6s. der Polizoei Fama von 1829; bagegen aber erklärt fich, 
und ohne Zweifel mit Recht: Garwen, dad w. Saäfere 
.... Mefeh. Stauttg. und Tb 183048, G. 33 [84 
26) 8. Schaͤf. Geſet, W. ı0. 


27) Daf. Urt. 2-5. — Eins wichtige Frage if die, ob das 
Verbot Kieefeider zu beweiden abfoint zu nehmen, auch 
rägwärts anf ſchon beftchende Verbältuiffe aussubehnen fel, 
endiich ob die Beweidung ohne Entſchaͤdigung aufgehoben wers 
den müfle ? Alle diefe ragen vereint, gegen bie oben genanns 
te Abhandlung in der Pollzel:Fama, Sarwev a. a. O.; auch 
find fhon durch alle Inftanzen hindurd Praͤtudizien in diefem 
Sinne vorhanden. Die, im Tert wörtlih angeführte Beftims 
mung des Geſetzes ſcheint aber darzuthun, daß die Gerichte in 


— 
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dan chen erwähnten Onticheibungeit. bie alfgemeinen unundfäte, 
nicht aber den Ausſpruch des fpeciellen werliegenben Geſetzes 
vollzogen. Ob fie dazu ermächtigt waren, iſt fehr die Frage: : 
benn fie haben bie Gefege zu vollziehen, ' wie fie ‚lauten, 

nicht wie fie ihnen gefallen; oder mit andern VWechtstegeln 
uͤbereinſtimmen. Allerdings iſt uͤbrilgens der undeutllche Aus⸗ 
druck des Gefetzes 1ER Schuld an der Verwittung. 


5 9. 


b: Befrterun einizöiidr deftininter Cultuken. 


| | Außer den. ‚bisher gefchilderten allgemeinen Maasregelu 
“find auch einzelne zerſtreute Mittel ergriffen, um zur Cultur 
beflimmter Arten von Gewächfen aufzumuntern. Sie Des 
treffen hauptfächlich bie Butterkräufer, den Hopfen, d bie Döft 
baum⸗Zucht und den Weinbau. | 
1. Futterkraͤuter. Zu ihtem haͤufigen Anbau ſollen 
nicht nur die Beamten ermahnen, fondern es ift auch ihr 
Bau in den MWechfelfeldern und in dem verteilten Allmand⸗ 
ſtuͤcken (Buͤrgertheilen) ohne Conceßione⸗Einholung und Tate 
‚geftattet, fo wie dreijährige zn. für einen ſolchen 
Zal sehon 1), 
. Zum Anbau son Beste wird — erinuntert, 
daß von ben Hopfengaͤrten kein Zehnte in Natur cingezo⸗ 
gen, ſondern ein (nach dem bisherigen. Ertrage zu berech⸗ 


nendes) Zehentſurrogatgeld geſtattet, außerdem aber fuͤr die 


etſten drei Fahre vdllige Zehentfreihelt mad Erlaffung allen⸗ 


falſiger Landgarben verwilligt witd; ferner Durch Abgaben 


der Stangen in den Revierptiſen 2). 
3. Fuͤr die Obſtbaumzucht wird theils durch Die 


Zwangsmaasregel, daß laͤngs der Staatsſtraßen Obſtbaͤume 
‚ou pflanzen find 3), theils durch die Unterhaltung difentlichet 


Baum 


J 
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Baumfchulen an verfchiedenen Orten des Landes, durchiAlufs 
forderung zur Anlegung von Schulgärten, in welchen bie 
Kinder in der Baumzucht unterrichtet werben koͤnnen, ers 
muntert,*). — Außerdem ift das Eigenthum an fruchtbas 
ren Bäumen noch unter befondern Schuß der Geſetze geuom⸗ 
men, und firenge Ahndung dem muthwilligen Baumperderber 
gedroht 5). | 2° 


4. Die Mansregeln zur Zörderung des Weinbaues 
anterfcheiden fich in fo ferne von den bisher erwähnten Vor⸗ 
ſchriften, als fie nicht auf Ausdehnung diefer Art von Euls 
tur, fondern auf die Verbefferung der vorhandenen hinzumär- 
fen fuchen. Eine vermehrte Ausdehnung des Weinbaues iſt 
fo wenig unbedingter Wunſch der Geſetze, daß fie ſogar ver⸗ 
bieten, ſolche Güter welche nuͤtzlicher zu Aeckern, Wieſen 
and andern Baufeldern oder zu Holzungen taugen, zu Wein 
bergen anzulegen 6); dagegen fuchen fie die Erzeugung beffes 
zer Weine durch folgende Drittel zu erreichen: 

a durch das Verbot gewiße fchlechte, und den Rath an⸗ 
dere geiftreichere und zu gleicher Zeit reifende Rebſorten 

zu pflanzen 7); 

b. durch das Verbot andere Pflanzen, z. B. Ruͤben u. ſ. 

w. oder gar Baͤume, in den Weinbergen zu ziehen 3); 


c. durch Belehrungen über eine zwedimäßigere Behandlung 
der Trauben und des Obſtmoſtes während des Herbfiges 
fchäftes 9), welchem Rathe dadurch Wuͤrkſamkeit gegeben 

| ift, daß denjenigen Befigern von Weinbergen, welche ihren 
Moft auf die von der Privat Weinverbeſſerungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft vorgefchlagene Weiſe behandeln wollen, die Ent 
richtung eines Zeheutfurragats Geldes auftatt des Natu⸗ 
ral⸗Zehenten, ferner ein mehrmaligee Leſen on Ruͤck⸗ 
Mohl Staatsrecht II. 


| 694 | 
fiht auf den Herbſtſatz, endlich eine Vefreiung von dem 

Kelternzwange dewilligt ift 20); | 
- d. durch die Einrichtung, nach welcher in jedem ber befs 

fern Weinorte im Herbfte nicht nur Öffentliche Werzeiche 

niffe der Weinbergbefiger mit Bemerkung ihrer Haupt: 
rebforten und ber Lage des Weinberge zum Gebrauche 
der Weinkaͤufer aufgelegt, fondern aud einige ders 
pflihtete Männer aufgeftellt werben follen, um den 

Käufern Nachrichten Aber das Erzeugniß der Markung 

mitzutbeilen +R), 

Weberdieß ift noch zu bemerken, daß die Privat» Gefells 
fchaft für Weinverbefferung, deren Zweck theild Belchrung, 
theils Vertheilung edler Nebforten iſt, unter dem befondern 
Schute des Königes ſteht, und von ihm unterftäßt wird, 
Jeder Oberamtmanı hat dahin zu würfen, daß in feinem 
Bezirke wo möglich eine Geſellſchaft von Weinbergbefigern 
fich bildet, welche die Weinverbefferungsgefellfchaft unterftäßen 
und mit ihr in beftändige Verbindung treten kann: in jedem 
Balle hat er eine obrigfeitliche Perſon aufzuftellen,, an welche 
ſich diefe Sefellfchaft wenden mag 72). 


1) S. Roller, Polizeirecht, I, $. 50. | i 
2) © V. O. vom 10. Jaͤnner 13819, Rbl. S. 58. 


3) Die aͤltern Verordnungen in dieſer Beziehung find wieber- 
. holt burh Decret vom 23. Mal 1808, Rbl. S. 348. 


4) ©. die jährlihen Berichte ber Gentralleitung des Wohlthaͤ⸗ 
tigkeits- Vereins. Nach dem Berichte für das Rechnungs-Jahr 
1829— 30, ©. 185 iſt im Köufgreihe der Unterricht in 250 
Kinderbaumfchulen im Gange; bei 53 anderen ftodt er nur 
aus vorübergehenden Urfahen; in 22 weitern Orten werden 
Anftalten zur Unlegung folder Baumfchulen getroffen. Außer» 
bem wurde auch In 47 Orten ber Jugend Unterricht In Privatz 
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Gärten ertheilt, und ed nahmen in allen biefen Anftalten zus 
fammen 7800 Kinder Antheil an der Belehrung. 


5) ©. V. O. vom 13. Jull 1808, RbL ©. 345. 

6) S. Landes-Ordn. Tit. zı, 9. 35 Sen. BD. vom 11. 
Jaͤnner 1667; 18. Aug. 17375 27. Sept. 17515 23. Aug. 1798. 

2) Namentlih find die fog. Pupfcheeren verboten, f. Circ. 


Reſcr. vom ı8. Mat 1791. Nach biefer Verordnung follten 
fie überall herausgehauen werden: allein weder wurde diefes 
Gebot befolgt, noch feinen die neuen Vorfchriften auf dem 
Zwange zur Vertilgung beſtehen zu wollen, indem fie Beleh⸗ 
rung an beffen Stelle fegen, f. (ungedr.) a Erlaße vom 
Sehr. und Juni 1329. 


8) S. Sen. Nefer. vom 23. Oct. 1818 5 vom 20. Sept. 1826. 


Vebrigeng gilt auch hier bie in ber vorſtehenden Note gemachte 
Bemerkung. Zwang waͤre auch wohl gerade bei dieſer Maas⸗ 
regel ſehr am unrechten Orte, als ſehr zweifelhaft iſt, ob nicht 
der im Clima von Wuͤrttemberg ſo unſichere Ertrag der Reben 


durch ſolche Nebenpflanzungen ſehr zwedmäßig ergänzt uxd ers 


ſetzt wird. 


9) ©. Bekanntmachung bes Minift. des Innern und ber, 


Finanzen vom 16. Det. 1824. 


10) ©. V. O. vom 25. Sept. 1825, RbL ©. 506. 
31), ©. königl. Decret vom 6. Det. 1824. | 
12) S. ben in Note 7 angef. Erlaß vom Zebr. 1829. 


\ 
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e. Pollzelliche Beſchraͤnkungen der Freiheit des landwirthſchaft⸗ 


lichen Gewerbes. 


Obgleich natuͤrlich, und wie auch bisher aufgeführt wurde, 
die Abficht der Sefeßgebung und der Staatseinrichtungen hins 
fichtlich des landwirthſchaftlichen Gewerbes dahin geht, den 
Buͤrger in der moͤglichſtfreien und zweckmaͤßigen Benuͤtzung 
ſeines Eigenihums zu uunterſtuͤtzen, ſo hat man doch geglaubt 


38.. 


= u 


596 


zum allgemeinen Beften in einzelnen Zällen auch Beſchraͤn⸗ 
Zungen eintreten laffen zu dürfen und zu müflen, fo daß 
alfo der vermeintliche oder wuͤrkliche Nuten des Einzelnen, 
jedenfalls fein freier Wille, dem Allgemeinen zum Opfer ge 
bracht wird *). Dieſe Beſchraͤnkungen find: 


1. das Verbot mit der bisherigen Benutzungsart eines 
Grundſtuͤckes eine Veraͤnderung ohne vorher erhaltene Erlaub⸗ 
niß vorzunehmen. Uebrigens ſoll allerdings dieſe Erlaubniß 
nicht verſagt werden, außer wenn polizeiliche oder privat⸗ 
rechtliche Gruͤnde gegen die Cultur-Veraͤnderung ſprechen, 
und auch in dem erſteren Falle iſt wo moͤglich der Wunſch 
des Eigenthuͤmers mit der polizeilichen Ruͤckſicht in Einklang 
zu bringen. Als hindernde Privatrechte werden Zehntrechte, 
Naturalguͤlten oder einfache Weideſervituten, welche auf dem 
Gutsſtuͤcke haften, nicht betrachtet, ſondern es iſt der Eigen⸗ 
thuͤmer dieſer Rechte nur von der bevorſtehenden Veraͤnde⸗ 
rung von der erkennenden Behoͤrde zu benachrichtigen; da⸗ 
gegen iſt als ſolches Hinderniß erklaͤrt ein Weiderecht, wo⸗ 
mit beſondere Beſchraͤnkungen der Cultur ausdruͤcklich vers 
bunden find. In dieſem Falle hat, wenn gätlicye Ueber⸗ 
einkunft ‚unter den Betheiligten nicht erzielt werden Tann, 
das Gericht erft Über dad Recht zu entfcheiden. Die erken⸗ 
nende Polizeis Behörde ift immer der betreffende Gemeinde: 
rath; Mecurs findet an die höhere Polizei- Behörde ſtatt 2). — 
Noch wichtiger ift 


2. die Beſchraͤnkung der Wafdeigenthämer in 
ihren Eigenthums⸗ und Nußungsrecdhten. Bei der unums 
gänglicyen Nothwendigkeit den erforderlichen Holzbebarf nach 
Menge und Art zu beforgen; bei der Schwürigkeit felbft Uns 
möglichkeit, im beiten Galle wenigftens Laugwuͤrigkeit, eis 
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. nem eingetretenen Holzmangel: wieder zu fleuern; bei der geo⸗ 
grapdifchen Lage Wuͤrttembergs, welches bedentende Holzzu⸗ 
fuhr von Außen nie erwarten darf, Holzſurrogate aber nur 
fehr unzureichend beſitzt; endlich bei dem für den Privaten 
offenbar vorliegenden Bortheile feine Waldungen ſchlagen, 
wenigſtens auf eine Kurze Umtriebsperiode berabbringen zu, - 
laffen 3): bat der Staat vom jeher fich berechtigt gefanden, 
nicht nar ferne eigenen Waldungen nachhaltig zu bewirths 
ſchaften (f. unten $. 274), fondern auch den Privaten 
und SKorperationen dieſe Bewirtbfchaftungsart zu befehlen. 
Sie ſind alſo nicht nur gendthigt, ihren Waldboden übers 
haupt als folchen zu benäßen, und Feine Rodungen vorzu⸗ 
nehmen, fondern fie muͤſſen guch die Umtriebsart ihres Wal⸗ 
des fich vorſchreiben laſſen +). Doch find bier wieder vers 
fchiedene Elaffen von Verpflichteten: 

1. Die Stanbesherrn find bei weiten den wenigften - 
Beſchraͤnkungen unterworfen. Sie dürfen allerdings Wald⸗ 

Preutungen ohne Eriaubniß der Finanz s Kammern 
$.. vornehmen; allein Aber die Bewirtbfhaftung id 
rer eigenen Waldungen konnen fie ihre Sorfibeamten nad) 
Belieben inftruiren. Solche Beamte aller Grade (bis zum 
Forſtverwalter einfchließtich, welcher dem k. Oberförfter gleich 
ſteht) zu ernennen, ift ihnen frei geſtellt. Nur zur geforderten 
Verichterftattung an die FinanzeKammern, fo wie zus Einlafs 
fung der von Zeit zu Zeit von diefen Behbrden abzufendenden 
Viſitations⸗Commiſſaͤre find fie ſchuldig. Irgend ein Recht, 
auf diefe Berichte oder Unterfuchungen etwas zu verfügen, 
bat fich die Megirung aber nirgends ausdruͤcklich vorbehalten, 
Auf die in dem Umfange einer Standesherrfchaft. gelegenen Ge⸗ 
meindes und Privat: Waldungen finden übrigens dieſe Beſttzu⸗ 
mungen feine Anwendung, fondern diefe find ganz uach den unter 
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Nr. 3. zu erwähnenden Regeln zu behandeln 5). — Schon gerine 
gere Mechte Haben 

2. die ritterfhafttichen Gutsbeſitzer. Sie haben 
zwar ebenfalls das Mecht, eigene Forfibeamte zu ernennen, 
es fteht ferner bei ihnen,die Holzart und Umtriebözeit zu bes 
ſtimmen, über die Nebennugungen fo weit zu verfügen, ale 
kein Mecht oder Geſetz entgegenfteht: allein haben fte ein» 
mal die Art ibrer Waldwirthſchaft gewählt, fo mäflen fie 
“ Diefelbe nach der vom Staate für feine Waldurigen vorge 
fchriebenen Norm betreiben. &ie mäflen alfo namentlich in 
Behandlung der Waldungen die Vorfchriften der Forſt⸗Ord⸗ 
nung und der fpäteren Gefeße und Verordnungen befolgen, . 
deren Haupttendenz die nachhaltige Bewirtbſchaftung ber 
Maldungen ift. Um fich deffen zu vergewißern Finnen nicht 
nur Berichte eingefordert, und Unterfuchungs » Commils 
färe abgeordnet werben, ſondern es möüflen auch regelmaͤ⸗ 
Big von ihnen‘, wie bei den Staatswaldungen, Waldregifter, 
Glaffificationgregifer und Nutzungsplane bei den Ober 
fiern eingegeben und von diefen an die Sinanzlammern Ri 
geichift werden. Von letzterer werben die Nußungsplane ges 
pröft, und ben Waldbefigern Befchläffe äber deren Ausfuͤh⸗ 
| rung zugefchikt, deren: Befolgung diefe nachzumweifen haben. 
‚Ebenfo find die Plane über neue Eulturen vorzulegen, Walde 
ausſtockungen ohne höhere Erlaubniß find ohnedieß gänzlich 
unterfagt ©). 

3. Ganz unter die Benormundung bes Staates find 
nun aber alle übrigen Waldbefiger, ſowohl Gemeins 
den, Stiftungen und andere Korporationen, als nichtritter⸗ 
ſchaftliche Gutsbeſitzer geſtellt. Ihnen ſteht keine freie Wahl 
uͤbg die Art ihrer Waldbenutzung zu, ſondern der Staat giebt 
ihnen ganz im Einzelnen bie Vorfchriften, wie fie zu verfahs 


, 


er 
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"ren gaben, er verwaltet eigentlich - ihre Waldungen für fie, 


freilich ohne, und felbft gegen ihren Willen. Ihre Walduns 
gen find nämlich in die Verwaltungsbezirke der Mepirfdrs 
fter eingeteilt; die Oberfoͤrſter haben die Nubungsplane 
nach ber für die Domanial-:Waldungen vorgefchriebenen Norm 
zu entwerfen. Nach Genehmigung derfelben werden die For⸗ 
fter zur Anlegung und Stellung ber Schläge angewiefen; 
diefelben haben auch das Holz zum Fällen auszuzeichnen, 
und Anweiſung uͤber die Zeit der Fertigſtellung der Schlaͤge 
zu ertheilen. Nur das Weitere der. Holzbeziehung ift Sa⸗ 
che des Eigenthümens, der aber über den Betrag des wärflic) 
gefaͤllten Holzes Nachweiſungen zu liefern bat, und fi im 
Verdachts⸗Falle eine Unterſuchung gefallen laſſen muß. — 
Ebenſo werben awch die Wald⸗Nebennutzungen lediglich don 
dem Forſtbebdrden · tegülirt, und es ſteht dem Eigenthuͤmer 
bier keine Willkuht in,’ Derſelbe Fall iſt bei der Cultur 


dver Flaͤchen. Daß ein ſolcher Eigenthuͤmer keine Rodungen 


ohne Erlaubniß vornehmen darf⸗ verſteht ſich ohnedem von 
ſelbſt 7). 


D Man hat gegen biefe Veſcht aͤnkungen chen den $. 24 ‚ ber V. 
U. zu Huͤlfe rufen wollen, welcher dem Staatsbuͤrger „Frei⸗ 
beit des Eigenthumes“ verſpricht; fo ſelbſt ſchon die Kammer 
d. A., ſ. Verh. von 1827, H. 7. ©. 1941. Allein es iſt 
Boch keineswegs fo ganz Mar, ob die V. U. völlig allgemein bie 
„Freiheit des Eigenthumes“ in $.24 ausfprechen wollte, denn 
in ben $$. 30 und 31, weiche die Eriduterung ber kurzen Wins 


te bes: $. 24. enthalten, iſt nur von zwei fpeciellen Bällen 


der Freiheit des Eigenthums die Rede, von Privilegien und 
von der Abtretung yon Rechten zu allgemeinen Staatd= oder 
Korporations⸗Zwecken. Diefe letztere Beſtimmung greift unn 
aber bet obigen pollzellichen Befchränfungen gar nicht ftatt, 
denn es iſt hier nur Davon die Rede, dem Eigenthuͤmer — welhem 
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Niemand tn der Subftanz feiner” Rechte zu nahe treten, und 
fie tim abnehmen will — die Ausübung einer befgimmten Art 
von Gebrauch gu unterfagen. Der Staat erwirbt hiebei Nichte, 
es iſt von Bezahlung einer Entſchaͤdigungsſumme keine Rede. 

Nur aber von diefem Falle fpriht $. 30 der V. U. Eine fol 

de allgemeine Auslegung der In Frage ftehenden Worte des 
. 24 würde weiter führen, als irgend Jemand bei Gründung 
der Verfaſſung beabfichtigte, ober auch nur bis itzt von irgend 
einer Seite gefordert wurde. So würde z. B. mit Nothwen⸗ 

digkeit die Aufhebung alles Lehemverbandes zwiſchen dem Staas 
te und den Privaten folgen. Dieß iſt denn auch der Grund, 
warum im erſten Thekle dieſes Werkes bei der Entwicklung ber 
allgemeinen Staatsbürger -Mechit dieſes angeblihen Mechtes 
der Eigenthums⸗Freiheit gar ‚keine Erwähnung geſchah. 

. 9) ©. V. O. vom 23. Gebr. 1829, ©. 125 fg. Durch biefe Vets 
ordnung find die früheren Beſtimmungen, 3. B. vom 21. Nov. 
1821, 17. Jaͤnner 1823, und ..ı. "Sent, 1825, durch welde_bie 
Erlaubniß zu Eultur-VBerordnungen den Finanz: Steen ein⸗ 
geräumt ige, für aufgehoben erklärt. Gewiß ſehr zweckmaͤßig 
und wohlthätig. z 

3) Man kann bie Anfiht, daß fo wenige Rechtsbeſchtaͤnkungen 
als möglich gemacht werben follen, ferner daß in der Regel 
die Freiheit ber Gewerbe die befte Unterftägung derſelben, fü 
wie die größte Sicherheit bes Pablicums ſel, vollkommen theis 
fen, nnd dennoch eine Ausnahme bei ber Freiheit des Wald⸗ 
elgentbums verlangen. Die Nothwendigleit eines. nachbals 
tigen, und fogar eined mit der ſteigenden Bevölkerung fi 
gleihmäßig vermehrenden Vorrathes an Brenn⸗ und Nußs 
Holz ift fo einfeuchtend; dagegen der Neig, nicht nur für den 

ſchlechten, fondern auch für den guten Haughälter, feine Wal: 
dungen niederfchlagen, wenigſtens auf Nieberwald befchränten 
zu laſſen, fo Har, dab bier offenbar die Möglichkeit der Eri: 
ſtenz Aler mit dem Ginzeln : Rechte in unmittelbaren Wider: 
ſpruch kommt. Nun aber kann von dem Satze nie abgegangen 
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werden, daß jedes Recht, dia die Exiſtenz von Menſchen 
unmoͤglich macht, unzulaͤßig und alsbald aufzuheben iſt. — 
Man hat zwar den Vorderſatz laͤugnen wollen durch die Be⸗ 
hauptung: der Umfang der im Privat: Beſitze befindlichen Wal⸗ 
dungen ſei fo unbebeutend gegen bie jeden Falls unter der 
Aufſicht ded Staates bleibenden Domanfal- und Gemeindes 
Maldüngen. daß auch eine nihtnachhaltige Bewirthſchaftung der 
erſteren nicht von bedeutendem Einfluße ſeyn würde. " Alleln ein 
mal tft der Umfang ber Privatıyaldungen doch fehr' bedeutend: 
von der auf 1,789,304 Morgen gefchäßten Waldflähe bes Ko⸗ 
nigreiches, gehörten im Jänner 1829 nur 602,1i1 M. oder 
33,48 Procente der Waldflähe dem Staate; 16,837 M., oder 
0,94 Proc. der Hofdomänenfammer; 187 ,856 M., ober 10,95 
Proc. den GStandesherrn; 27,412 M. oder 4,30 Proc. der 
Nitterfhaft; 287,044 M. oder 15,96 Proc. andern Privaten; 
570,720 M. oder 31,74 Proc. den Gemeinden, 66,330 M. ende 
lich, oder 3,13 Proc. den Stiftungen. Daraus geht alfo her: 
vor, daß jeden Falles beinahe ein Drittheil aller Walbuns 
gen einer möglihen und fogar wahrſcheinlichen Devaftation 
preis gegeben würde; gewiß fchon ein fehr großes Verhaͤltniß, 
wenn man bie int ſchon fo hoch ftehenden, für Wohlftand und 
Behaglichkeit der Einwohner ebenſo wohl als fuͤr manches Ge⸗ 
werbe viel zu hoch ſtehenden Preiſe den Umſtand, daß in 
einem Durchſchnitte nur 1,19 Morgen Waldung auf den Kopf 
der Bevoͤlkerung kommt, und bie Immer fteigenden Beduͤrf⸗ 
niffe in Anſchlag bringt. Zweitens aber fcheint unwiderſprech⸗ 
lich zu ſeyn, daB wenn man die Waldungen ber Privaten frek 
giebt, man auch fehuldig iſt, bie der Stiftungen und Gemein⸗ 
den freizugeben, als welche moralifhe Perfonen eben fo gut 
ein Recht auf ihr Elgenthum haben, als phyſiſche. Wenn das 
ber auch eine Aenderung in ber itzigen Gefeßgebung vorge: 
nommen werden foll, fo ift fehr zu wuͤnſchen, daß die Bitte 
der Kammer der Standesherrn, „daß hierbei auf die Crhals 
fung der Waldungen für die Nachkommenſchaft befonderer Be⸗ 
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dacht möge genommen werben”, nicht ans ben Augen geſehtt 
werde. Die Geſchichte der Verhandlungen beiden Ständen über 
diefen Gegenftand, fo wie eine umfichtige Erwägung ber Sache 
felbft f. bei Widenmann, forftl. Blätter für W., H. 4, Tuͤb. 
1830, 8. 

4) Die Gefeße über biefen Punct find: bie Forſt⸗Ordn. von 
16145 ferner Refer. vom 4. Juli 1804 und 20. Sept. 1805, 
durch welche die Forſt-Ordn. aud auf Neu-Württemberg aus: 
gedehnt wurde; endlich die Boch Dienf: Snftruction 
vom 11. März 1821. 

5) ©, Declarat, für Taris, §. 34 — 36, RE. von 1819 

8.5135 V. O. vom 12. Junl 1823 über Vollziehung der De⸗ 
claration, $. 45 — 65; Declaration vom 22. Dec, 1819, Rol. 
S. 600; V. O. vom 7. Dec. 1829, uͤber die Einſetzung des 
Fuͤrſten von H. Oehringen in die Forſtgerichtsbarkeit, Rbl. 
No. 58. 

6) S. Declaration vom 8. Dec. 1821 über bie Verhaͤltniſſe 
bes ritterfchaftlichen Adels, $. 52—58, ©. 8955 Dienftins 


firuetton für bie DOberförfter von 1821, $. 7 — 16, 28, 33. 


D) S. die Inftryetion für die Oberförfter und für bie Förfter 
an vielen Stellen; Schmidlin, wuͤrtt. Forftgefengebung 
6.253, Ueber bie Mängel der Einrichtung, daß bie Befors 
gung der Privatwaldangen zur unentgeldlichen Dienftpficht 
der Staatd-Forfibeamten gemahtift, [. Widenmann,u.a.Dd. 
©.78 fg.— Mit großem Rechte wurde fhon in der St. Verf. 
(f. Ver h. der 8.0. A., 1827, I. 5, ©. 1195) die Einrich⸗ 
tung gerügt, daß eine, namentlich fo weit gehende, pollzei⸗ 
liche Aufſicht uͤber Privat-Eigenthum von ben Finanz⸗Be⸗ 
hoͤrden ausgeuͤbt werde, und dagegen der Vorſchlag gemacht, 
die Thaͤtigkeit der gewoͤnlichen Polizei-Behoͤrden bier elntre⸗ 
ten zu laſſen. Die dagegen vorgebrachten Einwendungen des 
Regirungs-Commiſſaͤrs, (der uͤbrigens die theoretiſche 
Richtigkeit der Forderung anerkannte,) daß neue Anſtellungen 
nothwendig wuͤrden, moͤchte nicht gegruͤndet ſeyn, indem ja 


rn 
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biefelben. Techniker, welche itzt die Gefäfte bei den Finanz 

Behörden beforgen, den Polizei⸗Vehoͤrden untergeordnet werben 

könnten. Eine folhe Aeuderung fcheint aber um fo wünfchenswer- 

. tber, als man fih des Gedankens nicht erwehren kann, baß 

die Sntereßen der beiden Holzproducenten, des Staates und 
des von ihm bevormunbeten Privaten, leicht im Gegenfage 
ftehen, und eine geftattete oder felbft veranlaßfe Devaftation 
von Privatwaldungen ein oͤkonomiſcher Rn für er 
zen werden Eönnte, 


G. 294 
2. Beförderung der Viehzucht. 

Der zweite wichtige Zweig der Landwirthſchaft, die Vieh⸗ 
zucht, erfreut ſich manchfacher Beguͤnſtigungen vom Staa⸗ 
te, welchen ſie denn auch vorzugsweiſe zugaͤnglich iſt. Dieſe 
Beguͤnſtigungen erſtrecken fich theils auf alle Arten von Haus⸗ 
thieren, theils haben fie die Veredlung einer beftimmten un 


| gattung zum Gegenſtande. 


Als all gemei nes Befoͤrderungsmittel der Viehzucht 
erſcheinen vorzüglich: ı. das landwirthſchaftliche Feſt, 
jährlich, am 28ſten Sept. in Kannſtadt gefeiert, ſo wie bie 
Particularsgefte an verfchiedenen Orten des Königreis 
hei. Alle haben den Zweck Ehrens und Geld⸗Preiße an 
die Eigenthuͤmer der fchönften und tabellofeften im Inlande 
erzeugten Hausthiere zu vertheilen, und diefe letzteren zu glei⸗ 
her Zeit Öffentlich auszuftellen, zur Nahahmung für ans 
dere Viehzüchter und zum Vortheil ihrer Befißer !). 2 Die 
zahlreichen Biehmärfte (f. darüber unten $. 237), ‚und 
uͤberhaupt die Sreiheit des Viebhandels im Inlande und ing 
Ausland, zu deffen Gunften auch der Staat alle feine früs 
heren Amwangs-Borlanförente aufgegeben hat. 


m 


— 
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Kür einzelne Thiergattungen aber find folgende 


Staats⸗Anſtalten vorhanden: 


1. Fuͤr Verbeſſerung der Pferdezu ht: 


. das Landgeftätt. Daffelbe beſteht aus einem Land⸗ 


. 


beſchaͤlerſtalle (von 150 Stuͤcken), einem Muttergeſtuͤtte, 
und zwei Fohlenhoͤfen. Der erſtere hat den Zweck durch 
Vertheilung ſeiner Hengſte auf die einzelnen Beſchaͤl⸗ 
platten im Lande die Pferdezucht der Unterthanen em⸗ 
porzubringen und zu veredeln; das Muttergeftütte dient 
zur Nachzucht diefer Hengſte 2). — Jedes Fahr werden 
die Befchälregifter vom Landoberftallmeifter aufgenoms 
men, und danach die Zahl der auf jede Platte zu ſchi⸗ 
enden Hengfte beftimmt. Jede ſolche Befchälplatte fteht 
unter der Dberaufficht des Oberamtes, und unter befons 
derer Dbhut eines eigens dazu beftellten am Orte ans 


ſaͤßigen Aufſehers, — Die Unftalt ift ſoweit mit Zwang 


zu ihrem Gebrauche verbunden, als nicht nur Privaten 
die Unterhaltung und Benützung von Beſchaͤlern erſt 
nad) vorgängiger alljährlicher Unterfuchung der Tauglich⸗ 
keit derfelben, und bewiefener eigener Wormwurfslofigkeit 
in wirthſchaftlicher und rechtlicher Beziehung geſtattet iſt; 
fondern auch die Benuͤtzung ausländifcher Beſchaͤler for 
wohl für ben Beſitzer als für den inländifchen Eigen: 
thuͤmer der Stutte bei Geldftrafe verboten if. — Aus⸗ 
ländern ift der Gebrauch der Landesanftalt erlaubt uns 
ter der Bedingung der Einhaltung der vorgefchriebenen 
Formen, und gegen Bezahlung einer weit ie es 
bühr 2); 


» b. die Anordnung, daß der fämmtliche Gferbebebarf für 


das Heer blos im Inlande angekauft wird, 


3) Zur Berbefferung der Rindviehzucht gefchieht, aus 
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Bewwder Aufmunterung derch bie landwirthſchaftlichen Feſte, 
von Staatswegen nichts, und es iſt dieſer wichtige Theil de& 
Nationalvermdgens lediglich der Privatinduftrie überlaffen *). - 
Dagegen find 


3) zur Verbefferung und Unterſtuͤtzung dr Schaaf - 
zucht manchfache Vorkehrungen getroffen: 

a. vor Allem ift hier die Landes» Stammſchaͤfer ei 
zu erwaͤhnen, welche im J. 1786 aus ſpaniſchen Meri⸗ 
nos gebildet, und — nachdem ſie durch unzweckmaͤßige 

Behandlung heruntergekommen war — im J. 1822 mit 
einem ſaͤchfiſchen Stamme vermehrt und dem landwirth⸗ 
ſchaftlichen Znftitute in Hohenheim übergeben wurde. Sie 
wird zwar nicht in der Art wie das Landgeftätt zur 

Veredlung der Race benhtt, allein trägt dennoch theile 
als Mufteranftalt, theils durch den Verkauf der übers 
zaͤhligen Stüde zur Veredlung der Landheerden namfft 
bei). — Ein weireres Mittel ift i 

b. die polizeilihe Aufſicht aufidie Shaafhir 

ten, Obgleich itzt das Schagfhäten ein freied unzänf. 

tiges Gewerbe ift, fo find doch die Schäfer einer beſon⸗ 
dern, für die Eigenthämer der Heerde beruhigenden, Aufs 
ſicht unterworfen, wie fie in diefer Art bei Feiner ans 
dern Art von Hirten befteht. Jeder nämlich, der fi) 
mit der Schaafhut, fei es einer eigenen, fei es einer 
fremden Heerde, abgibt, hat ein Dienftbuch zu fähren, 
in welcher fein Verhalten auf jeder Weide und in jedem 
Dienfte obrigkeitlich eingetragen wird 6). Endlich ift 

c. dad Mecht der Wanderheerden zu erwähnen, Jede 
Heerde, welche auf eine entfernte Sommermaide, ober 
‚umgekehrt don diefer auf die Winterung, getrieben wird, 
bat das Mecht, die auf dem Wege gelegenen Markangen 
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zu bewaiden, unter der Bedingung, daß fie taͤglich 3 
bis 4 Stunden Wegs in moͤglichſt gerader Richtung zu⸗ 
ruͤcklegt, fogleicy weiter fährt wenn fie ſchon eine ans 
dere Wanderheerde auf der Markung trifft, und den 
Pferch auf der letztbewaideten Markung aufichlägt 7). 


I) Eingeführt It das landwirth. Centralfeſt durch V. O. vom 
zöften März 1818, MdL. S. 129, vergl. auch noch bie Be⸗ 
fanntmahung vom zaften Sept. 1819 und ofen @ept. 1821; 
über die Particular- Zelte f. WB. D. vom 7. Febr. 1821, RL 
©. 66. Als im 3. 7827 die St. Verf. die geforderten Koften 
von etwas über 5000 fl. nur zu einem Drittheile verwilligte, 
und entweder Veſchraͤnkung der Fefte oder nur je dreijährige 
Wiederholung derfelben verlangte,' erfolgte der zur jährlichen 
Abhaltung erforderliche Zufhuß aus der Eivinifte. Im Jahre 
1830 wurden wieder wenigſtens 3000 fl. verwilligt, f. Verb. 

ger K. d. A., 1830, H. 3, ©. 629, und 3tes a. o. Beil. H., 
ıfte Abth. ©. 27. Nähere Beſchreibungen, Angaben der Preiße 

».f w. finden fih jahrlih in dem a a bes 
landw. Vereines. 

2) In früheren Selten beftand kein eigenes Landgeftütt, fondern 
es hatten die Unterthanen nur die Wergänftigung, ben Hof: 
marftall und deſſen Geftätte für ihre Pferdezucht benäsen zu - 
dürfen; f. Hartmann, die Pferde: und Maulthierzucht, 

S. 33 fg, Erſt im 3. 1818 wurden bie Ställe und Geftätte 
des Königes von dem Landbefchälerftalle getrennt, und bdiefer 
legtere zu einer unter dem Minifterlum des Innern ftehens 
ben Staatsanftalt erklärt, f. V.O. vom ıyten Jänner 1818, 
Rbl. 5. 34. Unter dem ı8ten Julius 1818 wurde eine neue 
Beſchaͤl-Ordnung erlaffen, f. R bl. S. 97, und ebenſo befas 
men die Auffeher über die’ Beſchaͤlplatten, die Beſchaͤlknechte, 
und bie Privat: Berchäfhalter neue Inftructionen, f. Knapp, 
Annalen, I, ©. 34 fg. — Sehr heftige Angriffe erlitt aber 
auch die auf dieſe Weiſe bereinigte Anftalt von Seiten ber 
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Staͤnde⸗Verſammlung. Nicht nur wurden von Einzelnen Ans 
träge gemacht, bie ganze Anftalt aufzuheben und nur durch 
Prämien u. f. w. die Pferdezucht zu fördern, welcher Vors 
ſchlag aber Teine Billigung fand; fondern man fand namentlich 
auch bie Caufänglih mit 126,000 fl.) in Anſchlag ‚gebrachte 
@tatsfumme zu hoch. Nach vielen MWerbandlungen auf den 
Landtagen von 1820, 1821, 1824 und 1827 wurde endlich In dem 
legtgenannten Jahre der Beſchluß gefaßt, eine Averſal Sum⸗ 
me von 75,000 fl. jährlich zu verwilligen, unter der Bedin⸗ 
gung, daß bie Selbſtnachzucht nad und nad vermindert, und 
der Bedarf bes Beſchaͤlerſtalles durch Anfäufe, wo möglich im 
Lande, gedeckt werde. Man f., außer den ftändifhen Proto- 
collen, v. Moltke, Erläuterungen über die beabfihtigten Bes 
fhräntungen beim Landgeſtuͤtts: Inſtitute. Stuttg. 1827, 8. 


— 3) S. die in der vorhergehenden Note angeführte Beſchaͤ l⸗ 
Ordnung und die verſchiedenen Inſtructionen. 


4) Eine dem Landgeſtuͤtte analoge Einrichtung if hier wohlvon Eins 
zelnen fchon als Wunſch aufgeftellt worden, ohne daß aber je 
ein Verſuch zu deren Ausführung gemaht worden wäte. Am 

- fo banfbarer iſt anzuerkennen, daß König Wilhelm von feix 
nen Privatguͤtern eine bebeutende Anzahl von Suchtftieren 
jäpelih an Gemeinden verſchenkt, um einen fräftigen und ſchoͤ 
nen Rindvieh-Stamm nach und nach zu erzeugen. ©. hierüber: 
Beförderung und Veredlung ber Mindviehzucht durch die Vor⸗ 
forge S. M. des Könige, im Correfpondenz- Blatte, 1829, 
©. 33 fg. Zahlreiche Vorfchläge zu geſetzlichen Einrichtungen 
zur Derbefferung der Rindviehzucht, f. daſ. Bd. XIV. (1828) 
©. 115 fg. > 

5) ©. die Geſchichte ber Stammfchäferei in dem Eorrefpom 

denz-Blatte, Bd. I. S. 41 fe 
6) Das ShäfereisGefeg von 1828, $. a fg. — Die früs 
- here Zunfteinrichtung der Schäfer iſt entwidelt In dem: Alphab. 
Regiſter über die in Schäferel = Sachen’ ergangenen Ver⸗ 


Fan 
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ordnungen, Stuttg. 1794, 8, und In Hezel' — —— 
Bd. V, S. 15 fg. 

7) S. Schaͤfrrei-Geſetz, Art. 14. — Das fruͤher einge⸗ 
führte „Landgefaͤhrt“, welches von der Finanz-Verwal⸗ 
tung haͤufig verpachtet wurde, iſt durch das Schaͤferei⸗Geſetz 
von 1828 aufgehoben, und beſteht nur noch für einige wenige 
Schaͤferelen bis zu Ablauf der Pactzeit, f. dad Verzeichniß Im 
der: Sufammenftelung der auf die Schaafjucht fich beziehens 
den Polizei-Verordnungen. Etuttg. 1830, 3, ©. 52 fg. 


N 6. 205. 
3. Befdrderung des Bergbanes. 

Zwar find fon im Herzogs» Briefe „Vergwerke und 
Salzflüffe als landesherrliche Negalien erklärt, allein der 
Staat bat dennoch keineswegs den alleinigen Betrieb aller bergs 
männifch zu bauenden Foifilien fidy vorbehalten, fondern viels 
mehr find alle Bergwerke und Metalle im Lande frei ers 
tlärt, unter Vorbehalt des Bergzehnten und des Vorkaufes 
der erbeuteten edlen Metale!). Es bat fomit jeder Unters 
than das Recht an den ihm baumwürdig fcheinenden Stellen 
einzufblagen, und, wenn er einen Gang erfchrotet bat, zu 
muthen. Außerdem iſt fogar noch eine Summe ausgeſetzt, 
mit welcher theild auf Koften des Staates Verſuche zur Ers 
fchließung von Gruben gemacht, theild Privaten in ihren 
Bausiinternehmungen unterftügt werden follen 2). — Wenn 
alfo, mit Ausnahme der Domanial-Eifen» und Salz 
Merke des Staates, der Bergbau in fo fehr geringer. Auf⸗ 
nahme in Württemberg iſt, fo dürfte nicht ſowohl der Mans 
gel an Freiheit und Befdrderung, als die natürliche Armuth 
Des Bodens die Schuld tragen. 

Bei der ‚geringen Michtigkeit des Sgenfone ( wenigs 

ftens 





ſtens fo weit er fih bis itzt dargeſtellt hat) iſt es erklaͤrbar, 
- wie noch Feine BergbausOrdnung befteht, welche die 
nägeren. Vorſchriften über Muthung, Belehnung, uͤber den 
techniſchen Betrieb, über das Verhaͤltniß ber Gewerken un⸗ 
ter ſich und gegen Dritte u. ſ. w. enthielte 3). 

1) ©. Heel, Repertor. Supplem. I, &. 69. 

2) ©. Verb. der K. d. Abg., 1830, 8. 3, ©: 723 fg. — Die 
jaͤhrlich verwilligte Summe iſt: 6075 fi. Ueber unzweckwaͤßige 
Verwendung der früher nach und nad verwilligten Summe 
von 33,000 fl. wurde wiederholt geklagt, . 

, DDR Berg Ordnungen von 1569 und 1599 find veraltet; die 
‚sm J. 1718 vorbereitete iſt nie als Geſet etſchlenen ſ Wels 
per Nachrichten, ©. 32 B 


"Be Sorge: ehr bie Be aber 

Die Sinderniffe,, welche einer moͤglichſt⸗ vollſtaͤndigen 
Ausbildung der Gewerbe⸗Thaͤtigkeit entgegenſtehen koͤunen, 
find: Mangel au:serhwifher Bildung, Mangel an morali⸗ 
ſcher Aufmunterung, Mangel an Kapital, überwiegende Con⸗ 
curreng fremder Volker, endlich (wenigſtens nach altherge⸗ 
brachter Auſicht manches Staates) nugeordnete Concurrenz 
der eigenen Bürger, — Mehr oder. weniger hat die wuͤrttem⸗ 
bergifche Polizei in juͤngſter Zeit verfacht, dieſen Mängeln 
entgegenzuwoͤrken, welche allerdings im einem hohen Grade 
. worhanden waren, und baher auch die Gewerbe auf einer 
ſehr niederen Stufe der Ausbildung hielten. Daß ſich nice 
ſchon ſchoͤne Wörkungen gezeigt, wäre Ungerechtigkeit zu 


laͤugncu? allein noch fchr Wieled muß von der Zeit, vom ber | 


Entwicklung des Gegruͤndeten, endlich, . fagen wir es offen, 
von größerer Einfiht der Geſetzgebung und fomit von der 
‚Abänderung mancher noch beftchender Einrichtungen erwars 
: get werden, e 

Mohl Staatereht IL 39 
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6. 296, 

1, Sorge für techniſche Bildung, Aufmunterung, 
Kapitale, und Entfernung fremder Concurrenz. 
Die verſchiedenen vom Staate ergriffenen Mittel, 

ſeinen polizeilichen Verbindlichkeiten ruͤckſi ichtlich der — 

nachzukommen, ſi ud folgende: 


1. Beförderung der techniſchon Bildung. 
a es und Befoͤrderung der Bewer be⸗Schulen 

(ſ. hieräber oben $.199, ©. 43). 

b. Bildung einer Maſchinen⸗ und Ploducten ⸗Sammluug 
bei der Eentralftelle des landwirthfchaftlichen Vereines ?). 

6. Errichtung einer eigenen Gtaatsbehdrde zur Berathung 

der Regirung in der GewirbePolgd.. Es iſt dieſes bie 
&entralsBtelle des man uud .. 
be⸗Bereins ?). — 
2. Aufmunterung der Gewerdenden. 
a. Ausſetzung von Preiſen für die Erfiudung — 
Maſchinen und chemifcher Entdeckungen. Die Ceutral⸗ 

ſtelle des landwirthſchaftlichen Vereines erkennt Aber bie 
Meldungen, und die Preiſe werden am allgemeinen lands 
wirthſchaftlichen Feſte vertheilt $), 

b. Eine alle drei Jahre ſich wiederholende bffentliche Aus⸗ 
ftellung der Erzeugniffe des wuͤrtt. Gewerbfleißes, biete 
lich um den Stand der Bewerbe kennen zu lernen, und 
für die vorzhglichften Arbeiter eine Gelegenheit Ach (mel 
und allgemein befannt zu machen. — Auch eine Use 
ftellung von Kunft: Erzeugniffen ift danıit verbunden +). 
3, Sorge für Kapital. 

Nur wenig kann in dieſer Beziehung vom Staate ge 
ſchehen. Nicht blos weil die Geldmittel nur im felten gläd’s 


4 





| bıı . 
lichen Seiten, bargn bereit; liegen mochten, ſondern weil es an 


and::fbe fih manthas Medentliche bat, mit Staatsgeldern 
Gewerbe zu gründen oder zu unterſtuͤtzen. — G& Tann daher 


im Alyamneıttien wohl nicht getadelt werben, weun der wuͤrtt. 


Strass mit: Vorſchuͤ gen an. Gewerbe · Anſtalun Ankauf von 
Actien und dgl. nur ſparſam iſt 5). 
4. Schutz gegen iremde Toncuarreuz. 


Dießſerwird geleiſtet durch wie Zollgeſetzg eb ung, * 


PN durch dohe Anfaͤtze diejenigen Fabridate des Auslandes vers 
-thenert, die in dem Mereindgebivte and) verfertigt werden 
rdunten und follten, deren Betrieb aber neben dem ſchon 
weiter vorgeſchrittenen der Fremden ohne ſolchen Schutz nicht 
beginnen und gedeihen koͤnnte. Der erſtarkten Induſtrie 
wird (ſo muß wenigſtens die Forderung ſeyn) der überfluͤßig 
gewordene Schutz nach und nach entzogen, und dann die freie 
Concurrenz hergeſtellt werden, welche dem Geſchickteſten und 


Sorgfälsigften den Preis zuerkennen wird, Das Nähere der 


Selleinrichtangen ſ. waten $. 288. 


7) &8 find. wohl weder die gewährten Mittel zu: Erreichung von 
etwas Großem hinreichend, noch hat die Anſtalt die nötige: 
ODeffentlichteit. Man vergieihe auch mit Ruͤckſicht auf die 
Verſchiedenheit der Staatskraͤfte andere Anſtalten diefer Art, 
FR B. das Pariſer vonservatoire des arts et mätiore. und 
feine Cinrihtung, oder bie Sammlung des polytechn. Infti- 
tutes in Wien, 

» ©. Staatshandb. für 1831, S. 580, und oben ©. 466. — 
Leider has bis izt diefe Stelle wenig ſichtbare Thätigkeit oder 
meckiide Folgen herbeigeführt. Es dürfte ihr namentlich an. 
Geldmitteln fehlen, um wirklich müßlich eingreifen zu toͤnnen. 
Mehr Wuͤrkung verſpricht der im Oct. 1830 aus freiwilligen 
Mitgliedern aller Staͤnde (nach dem Beiſpiele der franzoſi⸗ 
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-  Bereind) zufammengetretene Verein zur Befoͤrderung der Ges 
werbe In W. Hoffentlich erhält er auch von her Regirung 
werkthaͤtige Unterftägung. | 

3) &. in dem Correſp TAN bie Adelichen Auf⸗ 

J3 oorderungen ſowohl als die De der eitheilten 
Preiſe. 

4 ©. Bekanntm. vom roten Jaͤnner 1925, Rebl. e. 65. — 

m Eine förmiihe. und ſtrenge Würdigung ber audgelegten Er: 

zeugniſſe von anerkannten und unbetheiligten Kunftverftändfs 

gen, ferner die Wertheilung beftimmter Preife. und Ehrenzei⸗ 

hen an verdiente Arbeiter würde den Nutzen der Anftalt ohne 

Zweifel fehr erhöhen. Man kennt die Wichtigkeit ber von ei⸗ 

nem aus den angefehenften Männern zufammengefesten Ges 

fhmwornen= Gerichte ertheilten goldenen ober filbernen Preis: 

münzen für bie franzoͤſiſche Gewerbethätigkeit, und ihren Nu⸗ 

Ben für die damit belohnten Gewerbenden. 

5) In der Finanz» Perlode von 1850—33 iſt eine Summe vor 
10,000 fl. jäbrlih zur Unterftüßung der Induſtrie ausgefeht ; 
übrigens nicht ſowohl zu eigentlichen Darlehen an Gewerbende, 
als zur Beihuͤlfe bei Anſchaffung teurer Mafchinen, zu Rei⸗ 
feloften,, Werfuhe n. dgl... f. Werd. der K.d. A., 181, 
9.3, © 735 fg. | 


‚u Gorsge für geordnete Concurrenz im Inlande. 
| F. 227. 
a. Allgemeine SGrundfäte. 


. Bei weitem die ansgebehntefte Thaͤtigkeit hat bie Regi⸗ 
rung der Ordnung der Concurrenz ber inländifchen Arbeiten 

- gewidmet, fich von biefer hauptſaͤchlich erfprießliche Folgen 

» für die Gewerbe⸗Induſtrie verfprechend, Nach biefer Aufiche 
ſteht nämlich der Betrieb eines der directen. Staatsſteuer ums 
terliegenden Gewerbes dem Bürger nit nach Willkuͤhr frei, 


’ 
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fondern es find theils allgemeine, jede Art von Gewerb um . 


faffende, Bedingungen von dem Luſttragenden zu erfällen, 
theil® find noch befondere Beftimmungen für die einzelnen 
Arten von Gewerben geſetzlich vorgefchrieben 7). Diefe befons 
dere Beſtimmungen find‘ unten bei jeder einzelnen Sattung 
aufgeführt; die folgenden aber find die allg emeinen Bor 
ſchriften. | 


1. Ber cin Gewerbe auf eigene Rechnung betreiben will, 


| bat vor Allem und ehe er den Betrieb beginnt, dem Ortes - 


oorfteher der Gemeinde, in beren Bezirk er daffelbe auszu⸗ 
üben beabfichtigt, Unzeige zu machen und fidh darüber aus⸗ 
zumeifen, daß. er die für das beabfichtigte Gewerbe gefeglich 
beftebenden befonderen Beltimmungen erfüllt hat. Zu dies 


fer Anzeige iſt nicht nur Der verbunden, welder ein Ges - 


fchäfte ganz nen gründet, fondern auch wer ein ſchon ges 
grändetes übernimmt, ferner die Wittwe, die verlaffene Ehe⸗ 
frau, ober die Erben, weldye ein Gewerbe fortſetzen wollen. 
Geſellſchaften haben entweder den Vertreter zu ſtellen, ee 
jeden einzelnen Theilnehmer anzuzeigen ®). 


‚ 2) Liegt Fein gefetslicher Auftand vor, fo wird ber & 
werbeluftige entweder in bie Buͤrger⸗Liſte oder in: ein befonz 
deres Anmelde» Regifter eingetragen. Bon allen Fabrik⸗Un⸗ 


ternehmungen if dem Dberamte Anzeige zu machen; uͤber 


hie bedeutenderen berichtet dieſes an bie Kreisregirung 3). 


3) Sind diefe Bedingungen alte erfüllt, fo kann dem 
Gewerbeluftigen die Wusühung des beabfichtigten Gewerbes 
in keinem Falle unterfagt werden; außer wenn er durch Dienfls 
verhältniffe an dem ſelbſtſtaͤndigen Betriebe eines Gewerbes 


verhindert iſt, in welchem Falie er zwiſchen dem Dienfe und. 


dem Gewerbe zu wählen hat +). 


+6 


# 


' 


614 


) 


4 In den Einrichtungen und dem "Betriebe bat fi der 
Gewerbende den beftehenden finanziellen und polizetlichen Vor⸗ 
ſchriften zu unterwerfen. Zu den lebteren gehören naments- 
id: vn 

a, die Beobachtung der —— und Ders 
ordnnungen ; 

b. die für einzelne Gewerbe, welche Luft oder Waſſer vers 
unreinigen, borgefchriebene Entfernung von Ortſchaften 
und Wohngebäuden ; 

c. die Vorfichtsmaasregeln bei Gewerben,, welche gefunds 
beitögefährliche Stoffe bearbeiten, oder bei denen bie Art 
der Bereitung gefährlich feyn kaun 5); 

d. das polizeiliche Erkenntniß Aber die Anlegung und Vers 
Anderung von Waſſerwerken; 

e. die Aufſicht Über den Verkehr mit den unentbehrlichen 
Lebende und Arznei- MittelngE); 

„f. die Unftalten zur Controlirung der Wechtheit und Güte 
gewißer Waaren 7), fo wie die Aufficht über Maas und 
Gewicht (bierüber f. unten, $- 239); 

g. die obrigkeitlichen Taxen für Lebensmittel und gun 
Gegenſtaͤnde des Verkehres 9); 

b— die der Staatspolizei uͤberlaſſenen Vorſchriften zur Bes 

auffichtigung des Trödelhandels (f. unten, 6. 231); 

i. bei Schiffern und Srachtfahrern die Vorfchriften Aber 
die Zeit und die Reihenfolge der Ladung und Abfahrt. 

5. Der Staat [hügt den Gewerbenden gegen beträglichen 
Mißbrauch feines Namens; jeder hat nämlih das Recht 
feinen Fabrikaten einen Stempel als Unterſcheiduugs⸗Zeichen 
aufzubräden, und bei dem Oberamte cin Muſter des Stem⸗ 
pels zu binterfegen, Die Nachahmung des Stempels wird 
als Betrug befirafı ?). Ä ’ 
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6. Der Gewerbende iſt in dam Maflanfe der rohen Stoffe. 
nicht beſchraͤnkt, und entgegenftchende Beſtimmungtn der. dis. 
teren BES —— m ad — 120)3 dagegen iſt 
aber auch 

7. das Publicum keineswegs anf den Ankauf inlaͤndi⸗ 
ſcher Fabricate heſchraͤnkt, ſondern was die Zollgeſetzgebuug 
einzufuͤhren erlaubt, kann von Kaufleuten oder den betreffen⸗ 
den zünftigen Handwerkern ungehindert perkauft werden ’L), 

8 Das Geſetz betrachtet es ale ein, mir Geldfirafe zu 
belegendss Vergehen, wenn die Gewerbtreibenden eined Ortes 
oder Bezirkes fich gemeinſchaftlich verabreden aͤber bie Feſthal⸗ 
tung oder Steigerung der Preife eines Zabrilates oder des 
Arbeitslohnes 32). 

9. Im Allgemeinen if die Niederlegung eines Gewerbes 
ganz in ben freien Willen bes Inhabers geſtellt. Doch ſind 
hier einige Ausnahmen. Zur Niederlegung eines zänftigen 
Gewerbes Tann der Inhaber auch gegen feinen Willen durch 
einen richterlichen Spruch gendthigt werden 13); ebenſo kann 

auf der andern Seite jeder Gewerhende durch Spruch der 
Polizeie Behoͤrde gendthigt werden zu arbeiten oder feine Waare | 
zu verkaufen, aud) wenn er.feine Luft dazu har *?), . 

10, Endlich ſtebt ber Mlizei⸗Behoͤrde ———— über 

triebener Anſaͤtze zu '3), 


3) Theüs die Nothwendigkeit veraltete Veltimmungen vonuin- 
dern, theils die Nichtuͤbereinſtimmung der altwuͤrtt. Geſetze 
mit den Einrichtungen und Gewohnheiten in den neuerworbe⸗ 
nen Landestheilen beigog die St. Verf. (hen im J. 1321 au 
einer Bitte um elle neue Geſetzgebung über de Gewerbe: 
betrieb. Im J. 826 wurde ein Entwurf mit ſehr ausfährli- 

dem Motiven mitgetpellt (ſ. Verh. der K. d. A., 9.2, 
S. 337); süeln erſt im 3, 1828 tam er zur Wetatpang, So⸗ 
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wohl im Commiſflon-Derichte (ſ. Ites a. 0. Beil H. ©. 113), 
als in ber Debatte erhielt der urſpruͤngliche Entwurf manche 
Henderungen , doch blieb im Wefentlichen das Syſtem daſſelbe. 
Unter dem 22ſten April 1828 erſchien das Geſetz als „Allge- 
meine Gewerbe-Ordnung“. Manchfache Inſtructionen und 
Erlaͤuterungen folaten im Wege der Verordnung nach, und 
noch iſt Manches, namentlich die Umarbeitung der einzelnen 
Handwerks-Ordnungen, zuruͤck. Ziemlich unbedeutende Hülfs« 
mittel zur Keuntniß des neuen Zuſtandes find: Griefin- 
‘ger, Zuſammenſtellung der Gefehe u. ſ. w. über die 4. G. 
D., Kannftadt, 1830, 8., und: Sufammenftellung und Erlaͤu⸗ 
terung der wefentiichiten Beftimmiungenn. f. w., Blaub., 1830, & 


3) ©. Aligem. Gewerbe:Dedn., Art. ı md 2, Rol. 
©. 238; Inſtruct. vom 6ten Juni 1828, $. 1, 2, 6 und 7- 

3) S. Inftiruect. vom öten Zum 1828, & 3—7. 

4) S. Gew. Ordn. Art. 3. — Zwar fpriht die Gewer be⸗ 
Ordn. in der oben angef. Stelle gang allgemein „ke i⸗ 
nem Staatsbürger ”’ koͤnne nah Erfüllung der Bedingungen 
der Gewerbebetrieb verwehrt werben: allein dieſer unges 
naue Ausdruck hebt natürlich die In der Natur der Sache ges 
grändete Pflicht des öffentlichen Dieners, feine Zeit dem Am⸗ 
te, und nicht einem Gewerbe zu widmen, nicht auf. ©. das 
Nähere oben, Thl. II, $, 162, &. 224. 

5) In Art. 5 der Gew. Ordn. iſt wbeſtimmt, daß bie Vorkeh⸗ 
tungen gegen gemeinihädlihe Bereitungen ober Bereitungss 
arten im Wege der Verordnung erlaffen werden. Sum 
Behufe der Unterfuchung iſt ber Negirung an ber angeführten 
Stelle das Recht eingeräumt worden, ſolche Magazine oder 

Werkſtaͤtten, ans denen erwiefenermanpen ſchaͤdliche Fabritate 

hervorgegangen find, oder gegen die ein von der zuftändigen 
Wehörde für genügend erfannter Verdacht einer Gefähedung 
für das gemeine‘ Wefen vorliegt zu viflticen; ferner dies . 
jenigen Fabrilanten und Handwerker, welche fih beträglicher 
und gemeinfhäbliher Bereitungen ſchuldig gemacht haben, dfe 
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fentlich zu benennen; wataruich dleſes den men it | 
fen unbeſchadet. 

6) Folgende Lebensmittel find befonberer yotigelliger affiht 
unterworfen: 1. Getreide; es fo kaufnannsgut auf. den - 
Markt kommen, f- Kornmeffer:Drdn. 4. 5. 2. Brod; 
die zahlreichen Beſtimmungen enthält die Baͤker⸗ und 
Brodbefhaner-Drdm, vom ıaten Juli 1627. Manch⸗ 
fahe ſpaͤtere Verordnungen f. zufammengeftelit Sei Hezel, 
Nepertorium I, Art, „Brod⸗“. Namentlich auch in Stuttgart 
find diefe Ordnungen vielfältig eingefhärft worden, wie zu er⸗ 
ſehen iſt aus: Erig, Sammlung von Wolizel- Gefetze für 
Stuttgark, ©. 19, 72, 124, 151, 153. 3. Fleüſch; bie haupt⸗ 
ſaͤchlichſten Beftimmungen enthält bie Menger-Ordn. vom 

. ı2ten Aug. 16515 vergl. auch hieruͤber Hettzel, a. 0.0.1, 
Art: „Fleiſch“. 4 Gewürze, f. Roller, I, $. 269. 
5. Wein, ſ. daſ. I, $. 267, Hi, 9.593 und 594, 6. Bier; 
f. Bierordnung vom 3often Aug. 1709. —4 

7) Zur Verhinderung von betruͤglicher Verfertigung von — 
erlaubt das Geſez Im Wege der Verordnnng eine Waaren⸗ 
fham anzuordnen, ‚‚infofern bamit fein Zwang verbunden 
ſei.“ Es fol alfo nur der freiwilig dargebrachten Waare die 
Garantie des Staates gegeben, und gegen bie ihr entzogene 
durch den Mangel derfelben wenigſtens ein Verdacht ſtillſchwei⸗ 
gend begruͤndet werden. Es entſpricht, wle man ſieht, dieſe 
Beſtimmung ben Forberungen der neuen Theorie, ſ. z. B. 
Leuchs, Gewerbe⸗ Freiheit, ©. 105; Ran, polit. Oekono⸗ 
mie, 11; S. 226 fg. Die Beſtimmung, daß feine Schau mit 
Zwang verbunden feyn dürfe, tft übrigens ohne allen Zweifel 
dem Ausdrude nah gu weit; bie Eontrole der Gold⸗ und 
Silber⸗Waaren, fo wie des Sinn-Gefchirres fol dadurch wohl 
nicht aufgehoben Werden; jeden Falles iſt das Geſetz bis int 
nicht in diefem Sinne vonzoätg worden. Die neueſte V. O. 

| Aber biefen letztern Gegenſtand If vom zaften Yull 1806 (f. . 
Knapp's Strafgefede ©. 139); mac biefer barf wicht nur 


” 
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1 — auch 14 und ſelbſt 6 Eh verfertigt 
werden; beim Silber dagegen bleibt es bei der aͤltern Be⸗ 

ſtimnmng der 13 loͤrhigen Arbeit. 

8) ine ſolche Tare beſteht bis int nur für einige Lebensmittel, 
namentlich für Brod, Fleiſch; an manchen Orten wohl auch 
für Bier u. f. w. r 

9) 8.:Gew.Drdn. Art. 65 Inſtruct. vom sten Jumt 1828, 
6. 8. — Ohne ſich ganz deutlich ahszufprechen, ſcheint Das Ge⸗ 


feg die Strafbarkeit einer Stempel-Nachahmung von der Ue- 


bergabe des Mufters an die Pollzel- Behörde abhängig zu ma⸗ 
Gen. Die Nachahmung ber Zeichen auslaͤndiſcher Fabrikate 
ift nirgends verboten. 

10) ©. Gew. Ordn. W. 7. 

11) Daſelbſt. 

12) Daf. Art. 8. — Dieſe Beſtimmnng bes Geſetzes iſt — 
lich zu rechtfertigen. Der Gewerbende iſt nicht zum Dienſte 
des Publicums verbunden, am wenigſten um einen beſtimm⸗ 
ten, von ihm zu gering erachteten Preis. Eine Verabredung, 
nur um beſtimmten Preis eine Waare abgeben oder eine Ars 
beit unternehmen zu wollen, iſt um fo weniger eine Rechts⸗ 

- „ verlegung, ale der Abnehmer durdaus an die Arbeiten fels 
ner Orts: Mitbärger, überhaupt der Inländer, nicht gebunden 
tft, als er fih wider Verabredungen durch Gegen-Werabredung 
ſehr wuͤrkſam ſchuͤtzen kann Endlich If die obrigkeitlihe Tara- 
tion bei angeblich zu hohen Preifen um fo mehr unbiig, als 

. ein Schuß gegen zu niedere Preife weder mittelbar noch un= 
mittelbar ben Gemerbenden vom Staate verliehen wird. Nur 
tn zwei Fällen läßt fih ein Einfhreiten des Staates rechtfer⸗ 
tigen, naͤmlich ı. wenn die Gewerbenden einen Iwang gegen 
diejenigen ihrer Genofen ausüben wollten, welche an der Ver⸗ 
abredung feinen Antheil nahmen; z. wenn ihre Weigerung 
bie Eriftenz ihrer Mitkungger bedrohen würde, 

13) ©. den folgenden Paragraphen. 

19) ©. Gewerbe⸗Ordu., Art, 9. Diefeiben Bemerkungen, 


⁊ 
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wie fie in Note 12 sogen. bad Verbot von Verabrodung ;zu 
Gteisermg der Preiſe ‚gemacht werben ft: finden auch 
hier velllommene Anwendung. 

15) &SGemw.Drdn. a. a. O. Anuth dleſe Befugniß der. — 
zei iſt fehr zweifelhaft von dem theoretiſchen Standpuncte 
aus betrachtet. Sollten die Gerichte bei Verletzung von Con⸗ 
tracten, und die Bekanntmachung bes Namens und ber Haud⸗ 
lung ſchamlos aͤberfordernder Gewerbender nicht hinreichen? 


. 228. 
b. Die zuͤnftigen Gewerbe, 


Theile die Schene laͤngſt beſtehende Formen mit einmal ums 
zuändern, theils die Ueberzeugung von der Nuͤtzlichkeit der Ein 
richtung bat die Gefeßgebung bewogen, die Zunftperfafs 
fung bei den widhtigften und am zablreichiten heſetzten in⸗ 
duftrieflen Gewerben beftehen zu laſſen, und diefelben nur durch 
MWegräumung offenbar unndthiger Befchränfungen der Ges 
werbenden, und durch Aufftellung allgemeiner Grundfäge zu 
modificiren F). Dem zu Folge gelten denn nun im Wefents, 
lihen folgende Grindſaͤtze; 

1. Zünftig find die in der Allgemeinen Gewerbe Orbs . 
rung vom zaften April 1828 "aufgeführten vierundvierzig 
Gewerbe, inführung und Aufhebung einer Zuoͤnftigkeit kann 


- Fünftig nur im Wege der Geſetzgebung geſchehen; ebenſo die 


Beſchtaͤnkung des Geſchaͤftskreiſes einer Zunft. | Dagegen kann 
ſchon durch Verordnung der Arbeitskreis einer Zunft Auch 


auf andere Zünfte (nicht alfo auch unzänftige Gewerbe) aus⸗ 


gedebut werden, fo wie mehrere gleichartige Zünfte in eine 

einzige auf diefe Weiſe verſchmolzen werden dürfen ?). 

3. Jedes zimftige Sewerbe ift aus drei Efaffen von 
Sunftginsden zuſammengeſetzt, Derem Rechte weſcutlich vers 
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ſchieben find; nämlich aus Lehrlingen, Geſellen und Mei⸗ 
fir. — Der Eintritt als Lehrling iſt nur durch Vollen⸗ 
dung der gefeßlichen- Schuljahre, fonft aber burch gar Fein 
‚anderes Erforderniß (Geburt, Stand der Ueltern, frühere Ber 
ſchaͤftigung oder dgl.) bedingt. Die Dauer der Xehrzeit bes 
ruht auf einem Vertrage, und nur für den Fall der Ermang⸗ 
lung eines folcyen tritt eine vorgefchriebene Negel ein ?), 


"Der Webergang vom Lehrling zum Gefellen gefchieht 
nad) vollendeten Lehrjahren, ohne alle Mitwärkung der übris 
gen Geſellen. Die Regirung kann im Wege der Verord⸗ 
nung diejenigen Gewerbe bezeichnen, bei welchen eine Pruͤ⸗ 
fung der Lehrlinge vorangeht *). 

Der Meifter har das Recht, fein Gewerbe felbfiftändig 
und auf eigene Rechnung zu betreiben. “ Es bedarf zur Ere - 
werbung des Meifterrechts formliche Aufnahme in die Zunft; 
zu diefer aber iſt die zes nachitehender Bedingungen 
erforderlich : 

a. Volljährigkeit oder Difpenfation von ber Minderjährige | 

keit 5); | e 

bh, Erlangung des Bürgers oder Beiſitzer⸗Rechts am Orte 

der Gewerbeniederlaffung ©); 


o. Erwerbung des Meifterrechtes. — Diele kann entweder 
gefchehen durch Erfichung einer formlichen Meiſter. Pros 
. De, oder durch Vorweiſung einſtimmig vortheilhafter bes 
-glaubigter Zengniffe über fiebenjäprige - ununterbrochene 
Vorbereitung als Lehrling und Geſell. In der Megel ift 
dem Bewerber die Wahl zwifchen beiben Arten des Bes 
faͤbignugse⸗Beweiſes gelaffen, allein im Wege der Ver⸗ 
orduung Tbnnen hichenigen Bewerbe audgezeichunt wers 
den, in weichen Pröfung ſtatt finden muß ?). Gegen 


& 
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"er abwelſeudes Erkennmiß ber. Präfungsbchörde finder 
Mecurs an das Bezirksamt in beſtimmten Zriften ſtatt 8), 
Dieſe drei Bedingungen det Erwerhung des Meiſterrechtes 
ffud die einzigen: alle Äbrigen, in einzelnen älteren Zunft⸗ 
geſetzen aufgefkhrten, namentlich Sitz⸗, Muth⸗, Wander⸗ 
Jahre, find aufgehoben. Auf der andern Seite kann aber auch: 
das zänftige Meifterrecht auf keine andere Weiſe erworben: 
werden, ale auf die angefähett; namentlich ift das ganze. 
Syſtem der Neal⸗Gerechtigkeiten durch die ift gältige Ge⸗ 
felgnebung für die zuͤnftigen Gewerbe aufgehoben. Einmal 
guͤltig erworben. ik das Meiſterrecht im ganzen Königveiche 
göltig, und braucht z. B. bei einer Ueberſiedlung nicht aufs 
Neue erworben zu werden 29), I 


3. Jedem zänftigen Gewerbe ift ein beftimmter Ardeits⸗ 
Frei! zugewieſen; auf die in denfelben fallenden Arbeiten has 
ben die Meifter diefer Zunft ein aueſchließendes Recht, und 
die unbefugte Derfertigung einer zlnftigen Arbeit (Pfnfches 
sei) wird den den Polizeibehdrden mit Geld⸗ und Freiheits⸗ 
Strafen belegt; wobei es gleichgültig iſt, ob der Pfufcher 
Mitglied einer andern Zunft oder ganz unzönftiger Arbeiter 
if. Die Srage, welcher: Zunft die einzelne Urt von Ar⸗ 
beiten augehdre, entfcheidet ſich hauptſaͤchlich aus der Natur 
der- Sache; in zweifelhaften Puncten enthalten die einzelnen 

‚ Iunftordnungen. oder Regirangss Verordnungen die Beſtim⸗ 
- mung. Su einzelnen Fällen kdunen auch mehrere -Zünfte ges 
meinfhaftlih das Recht zu einer Urbeit haben ""% Bon . 
dieſer Megel des Zunftzwanges find jedoch mandhfache Muss - 
nahmen gemacht, f. Art. 71 des Gefehes. Die wichtigfte 
derſelben ift, daB fich die Regirung zur Förderung des Ge⸗ 
werbe» Betriebes im Großen ‘ihr altes ehr; Fabrik⸗Con⸗ 
ceſſionen zu ertheilen, vorbehalten hat. Menu nämlich eine 


- 
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beabfichtigte Gewerbe» Einrichtung ſich von dem gewänlichen 
handwerksmaͤßlgen Betriebe auf.:eine die Kabricatiow förbernde 


Weiſe zu unterſcheiden verſpricht, ſo kaum auch einem Uns 


zuͤnftigen die Erlaubniß zu ihrer: Anlage gegeben werben. So 


® nad) dem Inhalte der Erlaubuiß⸗Urkunde kann fogar bie Bas 


beit den Arbeitskreis mehrerer Zuͤufte umfaſſen, doch darf 
weder auf eine nicht ausdrädlich genannte zänftige Arbeit 
die Fabrik ausgedehnt, noch Irma: fie auf den abgeſonderten 
Betrieb einzelner in Ber: Conceffipit vegriffener zuͤnftiger Ges 
werde befchränlt werden (1). Auch dadurch unterfcheider ſich die 


Fabrik von dem zoͤmftigen Gewerbebetriehe, Baß bei jener 


die Erfaubniß nicht bios perfbntich iſt, ſondern auf der Ges 
werbe. Einrichtung beruht, und daß ſie alfo immer -uom Uns 
aßnftigen ermorhen .uud betriehen werden kann ?2), 


. 4 Dem gimftigen Meiſter iſt die unbefchränktefis. Aude 


| Dehnung ſeines Gewerbes erlaubt; ex ift weder im ber Zahl 


noch in den Art feiner Arbeisen oder: feiner Werkzeuge, noch 
dem Umfange ſeines Abſatzes irgend beſchraͤnkt. Er kat nicht 
nur dad Necht'uchen: feinem zuͤrftigen Gewerben jedes yuzkafe 
tige zu treiben, fanberu er Bansı ſogar zum Theilnabme an ſei⸗ 


nen Geſchaſten unzuͤnftige Perſonen aufnehmen, Euntärkich ers 


werhen diefe: aher felbſuſtaͤndiges Gewerhsrecht das 
Be 13), 
5. Zum Behnuſfe bes Ablathe⸗ feiner —* at der 


| — Meiſter nicht nur bad Recht Jabr und Wochen 


Märkte zur deſuchen, ſondern er darf auch an dem Orte feiner 
Gewerbenie derbaffung einen offenen Laden halten, und außer⸗ 
halb Defleltsie bei. Kaufleuten ‘oder Gewerbe Genoſſen fichende 
Commiſſiona⸗VLoger enrichten. Dieſes Handelsrecht erſtreckt 
ſich wicht nur auf ſtine eigenen Fabrikate, ſondern auch auf 
fremde Arbeiten ſeines Gewerbes; mit Rohſtoffen dagegen: 
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darf er. nicht Handel treiben 7), — Feiliragen der Wacun 
und Arbeitfuchen fällt Dagegen unter * Verbot bes Hauſir⸗ 
Handels, ſ. unten $. 231. 


6. Verluſt des Meiſterrechtes tritt. ein: durch Feeigiige 
Entfagung , durch befondered Urtheil der Gerichte, durch Tod; 
nicht aber wegen unerfuͤllter Verbindlichkeiten gegen den Zunft⸗ 
verband, oder als Folge eines ehrenruͤhrigen Urtheiles. Im 
Falle des Todes hat die Wittwe das Recht das Gewerbe des 
derſtorbenen Ebemannes durch perſdnlich befabigte Aedeirer fort⸗ 
zuſetzen, ebenfo eine vboslich verlaſſene Ehefrau. Meiſters⸗ 
Kinder und s Enkel erhalten die Erlaubniß bei einem Saberbe 
mit koſtbaren Einrichtungen und Vorraͤthen, wenn Ausficht 
zum eigenen wichtigen Betriche durch ein Familienglied vor⸗ 
handen iſt; ehenſ Erben zur. Bollendung ee Ars 
beiten I)... -. F — 

— Die ſämmtlichen Meiſter der zänfligen Dewabe bilden 
Zunft⸗Vereine, deren Umfang in der Regel der des Oderamtes 
oder ftandeöherrlichen Amtes ift; doch fi nd jur Bitdung eines 
ſolchen Vereins zwoͤlf, zu ſeiner Fortſetzung ſechs Meifter 
nojhwendig. Wenigere Dagegen werden, mit einem benachbar⸗ | 
tem aber mil. einem techniſch⸗ verwandten Vereine verbunden, 0): 
Jeder Zunftverein hat einen nicht zum Gewerbe achörigen, 
obrigbeislich. ernannten Obmann, ald Deputirten der Megis 
rung zur Aufrechterhaltung der Gehege im Vereine; aufisrdem 
wählt die Zunft ‚einen Oberzunftmeifter und zwei:Bunftmeifter 
als ihre Vorſteher. Mile drei Fahre ift regelmäßige Junftver⸗ 
fammlung ; haͤufigere finden niit Genehmigung des Bezirkes 
amtes ftatt. Wußer der Beftimmung und Beauffichtigung der 
Zunft-Einnahmen unde Ausgaben Können in ben Zufammenfänfs 
ten auch noch andere das allgemeine Wohl ber Zunft berůb⸗ 


“ 
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rende Gegenflauͤrde beſprochen, und Bitten oder Befchwerben 
an die betreffenden-WBehdrden’befchloffen werden *7).. 


1) Im Herzogthume Württemberg beftand bie alte Zunftverfaſ⸗ 
ſung in ihrer ganzen Strenge, und W. war daher auch kel⸗ 
neswegs auf Hoher Stufe in dieſer Beziehung. Zuweilen zwar 
‚. erleichferte bie Regtrung durch Fabrik⸗Conceſſionen oder dur 
außerordentliche Verleihung bed Melſterrechtes den Drud für 
Einzelne, alein es geſcheh dieß felten und wur willkuͤrlich. — 
Der Zuſtand⸗ jenes Landesthelles iſt am Beſten zu erſehen aus 
Weiber. 8 Recht der Handwerker (iſte Aufl., 1780, ate, 
1833,) fo wie aus der Sammlung ber Handwerks 
Drhnunge n, Stuttg. 1758, 8. — In den. feit Anfang des 
2 ioten Jahrhunderts neuerworbenen Landestheilen waren aͤhn⸗ 
liche, zum Theile noch mehr beſchraͤnkende Einrichtungen; die 
ZgZaͤnfte hatten bier nicht ſelten politiſche Webeutung gehabt, 
fo namentlich In den Meichsftädten. Mit den altwurttember⸗ 
giſchen Bunftelurichtungen ſtimmten natuͤrlich dieſe Geſetze au⸗ 
derex fruͤherer Gtaaten in manchen Beziehungen nicht zuſam⸗ 
mien. Nicht einmal bie Zuͤnftigkeit ſelbſt war aͤberall dieſelbe, 
. uud ein Gewerbe war nur in diefem Cheile des Landes zünfs 
‚tig, im adern nicht. In manchen Gegenden war das Spftem 
der Meal-Mechte eingeführt. Daraus entftand denn greße Wer 
. wirrung, und vielfache Unbequemlichleit; die altwurtt. Geſete 
uber Ile man frellich das Recht gehabt hätte, und wie man im 
ſo vlelen Anderen Beziehungen auch that) einzuführen, bennte 
ee Wille der. Negirung.feyn,. da. biefe Geſete kelbſt fo of⸗ 
fenbar dein Forderungen einer aufgeflärteren Seit nicht mehr 
euntſprachen, und früher oder fpäter eine gänzlihe Umduderung 
erleiden mußten, fo gut als die Geſetze diefer neuen Landes⸗ 
theile. Und fo blieb denn der wichtige Gegenſtand In uner⸗ 
freulihem Zuftande bis gur neuen Gewerbe: Ordnung 
.. Diefe bat num allerdings Einheit gefhaffen,, fie bar manche 
Beſchraͤnkungen und nutzloſe Mißbräude weggerdumt, fie bat 

” jeden⸗ 
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jedenfalls das Gefeg am die Stelle der Wikähre und Unge⸗ 
wißheit gefeßt, und dem Gewerbenden erlaubt, fid freier zu 
bewegen als bisher; allein durchgrelfend, confequent iſt ihre 
Werbefferung keineswegs. Sie hat die Zunft⸗Verfaſſung 
der Handwerker nicht aufgehoben, mie manche größere und 

: Heinere Staaten Ihe laͤngſt das Beifpiel barboten; fie hat 
nicht jebem Bürger das Recht eingerdumt, feine Fähigkeiten 
" und Fertigkeiten anzuordnen wie er es für gut findet, und 
Gelegenheit dazu erhält. Diefer Schritt wäre, fo erklaͤren 
die Motive bed Geſetzes eufwurfes, zu raſch und folgenreich, 
und dadurch bedenklich geweſen. Es habe einer Uebergangs⸗ 
finfe, einer allmaͤhllgen Gewoͤhnung an Gewerbefrelheit bes 
durft. Diefe beabfihtige das Geſetz, das keineswegs ein 
‚bieibenbes, fonbern bios ein elnleitenbes, mäherführendes Ten 

; HL — War, fo fragt fi, ein ſolcher Uebergangszuſtand noth⸗ 
wendig? war das Mittel hlezu alädlich gewählt? Beides iſt 
wohl zu verneinen. Der Webergang wäre von felbit erfolgt, 
benn exit in einer Reihe von Jahren bätte bie eingeräumte 


‚Freiheit alle ihre. Wuͤrkungen dupern können. Das gewählte 


Mittel aber (die Nothwenbigkeit eines Ueberganges einmal 
"angensmmen) fiheint Im hoͤchſten Grade mißlich. Die noth⸗ 
wendige Folge bes Planes, einen Theil ber Gewerbe im Zunft⸗ 
zwange zu erhalten, andere aber frei zu geben, muß nothwen⸗ 

. Dig die feyn, daß bie letzteren ÄBerfent werben ;: deun es kann 
- Ab ist die sewerbeiuftige Menge nicht gleichmäßig frei verbrei⸗ 
sen. Die Roth biefer Gewerbe aber wird, fo if fehr zu färd- 
‚tin, einen Grund gegen bie völlige Gewerbefreipeit bei Vie⸗ 
den abgeben, obgleich fie bios eine Folge des Zunftzwanges, 
nicht ber Freiheit, feyn wird. Noch kein Staat hat auf Diefe 
Weiſe verſucht Gewerbefreiheit vorzubereiten, und ſchwerllch 
wird einer verſucht ſeyn, biefes Mittel nachzuahmen. Von der . 
Menge von Prüfungen, ber ganz mıglofen Zünftigleit ber Kanf⸗ 
leute, und dergleichen untergeordneten Puncten ſoll nicht einmal 
geſprochen werden — So wenig man im Allgemeinen win; 
Mo bi Baaneredt IL 49 
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fen kann, immer wieder nene Gefege und Nechtsveraͤnde⸗ 

zungen eintreten zu ſehen, ſo iſt wohl in Beziehung auf die 

Gewerbe:Orbnung ber Wunſch nad einer baldigen Ayfhebung 
dleſer halben Maasregeln und nah volftändiger Einführung 
-, „voller Gewerbefreihelt (ehr begründet. 

2) S. Gew.Orbn, Art. 10 und 11. 

3) © Gem, Ordun. Art. 3 — 45; Iuftruck. vom sten guni 
3828, 9. 9 und 103 Juſt ruct. vom 12. Jaͤmer 3830, In 1- 
„291 Dieſe verſchiedenen Verfügungen enthalten ſehr Ins De⸗ 

tail gehende Beſtimmungen über das Verhaͤltniß des eebr⸗ 
Ungs zum Meiſter, in Beziehung auf Lebrgeld, vorgeitigen 
Yestritt aus der Lehre nm. ſ. w. 

M Diefe Präfung der Lehrlinge iſt als Megel ausgeſprochen, 

‚ tebo finden Aucnahmen ſtatt, naͤmlich a. bei gewißen Ge⸗ 
. „werben, naͤmlich bei den Kaufleuten, ſo wie bei den Borten⸗ 

wuͤrkern, Buͤchſenmachern, Guͤrtlern, Knopfmachern, Kuͤrſchnern, 

Schwerdtfegern, Tuchſcheererr, Wendenmachern und Zinngte- 
Bern; b. auf Verlangen des Lehrlings, wenn er entweder erſt 
nach dem 18ten Jahre in die Lehre trat, oder vor dem Ein⸗ 
teitte in diefelbe, und nad) vollendeten gefeblihen Schuljahren 
gwei Jahre einen wiſſenſchaftlichen Unterricht gen. — Die 
Sräfungsbehörde beſteht aus dem Obmanne und zwei Mitglie⸗ 
dern des Zunftvorfiandes; fie iſt oͤffentlich für die Sunftmit- 
glieder. Nähere Vorſchriften über Art und Weiſe der. Prüfung 
ſ. in der Inſtruct. vom“ ıaten. Jaͤnner 1830, $. 11 bie 

36. — Die rehtlihen Merbältsile der Gefellen find gang 
swedmäßig norminirt im Geſetze, Urt. 3745, und in der 
Inſtruct. vom sten Juni 1828, $. 17 — 15; nur märhten 
die Etrafbeffimmungen wegen Verabredung unter ben Geſel⸗ 
fen zu gemeinfchaftliher Verlaffung ber Arbeit ganz benfels 
ben Ausftellungen unterliegen, weiche oben, auf S. 618 in 
"Note ı2 gegen aͤhnliche Beſtimmungen wegen Verabredung 
unter den Meiftern gemacht murben. 

6. Gew. Ordn., Art, 12. — Ueber die Difyenfatten von der 
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Minderiaͤhrigkeit ſ. Verfiigung vom 37. Mat 1888, Mbol. 
425; ferner Gefern vom-zsfben Mal 18328, die vollſt. Ent 
swidlung bes Pfandgeſetzes betreffend, MOL. Urt. 1. — Das’ 
" @fes hebt die fruͤher ‚bei vielen Handwerkern - gefeglihhen 
Wanderjahre auf. - In der an und fir ſich richtigen, Anſicht 
aber, daß den Handwerker und Buͤrger nichts ſo ſehr bilde, 
als Reiſen in ſeiner Jugend, hat es beſtimmt, daß einem we⸗ 
nigſtens 21jaͤhrigen Geſellen feine in fremden groͤßeren Hrten 
ober In Fabriken zugebrachte Zeit doppelt gerechnet werden 
ſoll, um dadurch ben Gefellen zum freiwilligen Wandern zu 
reißen. Ob ber Reiz groß genug ſeyn wird, iſt freilich eine 
andere Frage. — Durch gemelnfame Verfügung der Miniſte⸗ 
rien ber Yufklg'umd des Innern vom 5ten Dct. 1830, Rbl. 
S. 216, ift erklärt, daß die frähere Erreichung der Boliährige 
Jeft durch Wandern die volfftändfge Difpenfation von der Min⸗ 
petjätrigfett zur Folge babe, weil Art. 1 bed Geſetzes vom 
zıften Mat’ 1828 keine unvollſtaͤndige Difpenfation anerkenne. 
Diefe Verfügung iſt als ungeſetzilch angegriffen In der Pos 
 Nzel:Fama von 1836, Nr. 124 und 126. Wohl mit- Uns - 
recht, denn die Zuſammenſtellung der beiden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ſcheint alerdings dieſe Erlaͤnterung des Wet. 48 
"3m rechtfertigen: 
‘6 &Bew.Srbn. Art: 12. Nut unzänftige Gewerbe Fin 
"ie nen auch an einem Orte ausgeubt werden, in weichem ige In⸗ 
haber das Buͤrgerrecht nicht hat. | 
D Bis int find folgende Gewerbe als diejenigen bezeichnet‘, in 
weichen eine Pruͤfung ftart finden mn: Bimmeriente, Stein⸗ 
hauer, Maurer, Ipfer, Schreiner, Ehloffer, Glaſer, Faͤrber, 
‚Gerber; Gold- und Silberarbeiter, Hufſchmidte, ſ. Inftruct. 
“vom ı2ten Jaͤnner 1830, 9. 28, Rbi. S. 46. — Die Vor⸗ 
ſchriften uͤber die Zuſammenſetzung der Pruͤfungsbehoͤrben ſ. in 
der Allg. Gew. Ordn. Art. 46, 47 und 49. — Ausführliche 
mb zwedmäßige Beſtimmungen find gegeben in der et 
bvom 1zten Jänner 1850, $. 32 fg. | 5 
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BE. Gew. Ord n. Art. 166. 

9) Ein, ohne Erfolg gebliebener, Antrag auf Entſchaͤdigung der 
Beſitzer von Real⸗Gerechtigkelten wurde in ber St. Verf. ges 

macht; gegen ihn ward bemerkt, daß nicht erſt die neue Ge⸗ 
werbe:Orduung, fondern fhen die Einführung der altwürtt. 
Gefege in Nenwuͤrttemberg die RoalGerechtigkeiten in ihrem 
Werthe geſchwaͤcht habe, und daß uͤberdleß eine Entſchaͤbigung 

deßhalb nicht geforbert werben könne, weil dia Regirung nie 
auf dad Recht verzichtet habe, neben. den Real⸗Berechtigungen 
auch noch perſoͤnliche Gewerbsrechte zu verleihen. V. Verh. 
von 1828, 9. 2, ©. 491 fg. 

10) ©. Gew. Ordn. Art. 53. 

11) Die in Folge der neuen Gewerbe: Befepgebung nothwendig 
vorzunehmende Reviſion der einzelnen Sunft:Orbnnungen iſt noch 
nicht bekannt gemacht, und bis dahin laͤßt ſich die Frage nach 
der Abgränzung ber Gewerbe noch nicht beftimmt beantworten. 
Einen Heinen Anfang zur Entfchefdung der Frage hat gemacht 
die B.D. vom zoften Febr. 1830, Rbl. ©. 117. 

12) Die Gründe, warum auch neben dem igigen geſetzlichen Sy⸗ 
fteme dad Recht der Regirung zu Fabrik⸗Conceſſionen beibes 
halten werben mußte, find fehr klar entwidelt in den Moti= 
ven zum E. Geſetzes-Entwurfe, ſ. Verh. der 8. d. Abg. von 
1826, H. 2, ©. 472 f8. — Dagegen bärfte es ſich fragen, ob 
bie Beftimmung, daß eine auf mehrere zünftige Atheits 
reife privllegirte Fabrik fih nihe auf die Arbeiten eines 
einzelnen biefer Sünfte beichränfen darf, gehörig motivire 
if? Konnte die Fabrik doch gleich anfänglich bios für die Ar⸗ 
beiten biefer Einen Zunft gejtattet werden; und warum fol 
überhaupt das Mehrere erlaubt, dad Wenigere verboten fen ? 
Davon nichts zu gedenken, daß Diefe Beſtimmung ſo gar leicht 

zu umgehen iſt. 

13) S. Gew. Ordu. Art. 53—60. 

.14) ©. Gew. Orden. Art. 60 — 62. Sehr ausfuͤhrllch werden 
die Gründe für deſe en des Handelsrechtes der 
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Handwerker erdrtert In ben Motinen, f. Werk. von das, 
9. 2, ©. 454 fe 
15) ©. Gem. Drdr., Art. 63 -69,. Noch nähere Being 
erfordert der Sag, daß durch gerichtliches Urtheli das Mel 
fterreht entzogen werden koͤnne. Es wird wohl dieſe Strafe 
in folhen Faͤlen eintreten, wo bas Gewerbe zu Rechtsver⸗ 
letzungen mißbraucht. wurde. Bis itzt ift nur Ein Gau der - 
ſtimmt bezeichnet, in weihem diefe Strafe zu verfügen fel, 
nämlich die dritte 301 = Defraudation (f. Ver. 300 = Drbn. 
6. 9%, R'bbl. von 1828, ©. 749); Bier foll dem Schuldigen 
dad Gewerbe niedergelegt werben, „wobet er defraudirt hat.“ 
Der Unsdrud iſt freilich keineswegs deutlich, auch iſt ſehr die 
Frage, ob In einer bloßen Verordnung, zu beren Erlaſſung 
die Gtändeverfammiung nur im Allgemeinen Ihre Zuſtimmung 
HAM, eine folhe Strafe ausgefproden werden konnte. = 
16) Kleiner als der Umfang eines Dberamtes barf der Zunftbe⸗ 
zirk in Feinem Kalle ſeyn, auch können die Meifter einer und 
derfelben Zunft nicht verfchledenen Zunftvereinen fremder Obere - 
Amter zugetheilt werden, fondern fie muͤſſen zu Einem Ders 
eine gehören. Hinfichtlih DA Vereinigung verwandter Ges 
werbe tt zu bemerken, daß gemiße zänftige Gewerbe immer 
mit einander vereinigt feyn müffen. Diefe Bereinigung bes 
zieht ſich jedoch bias auf den Zunftverein; die Arbeitskretſe 
der. vereinigten Zünfte bleiben getrennt, ſ. V. O. vom ıgten 
Juni 1828. 
z 17) © Gew. DOrbu. Art. 70—1o6. . 


$. 229. 
e. Unzünftige Gewerbe. 

Die Hegel ift, daß jedes Gewerbe unzänftig if, und 
es ift fomit auch jebe Beſchaͤftigung, welche nicht in der All» 
gemeinen Grwerbe- Ordnung oder in cinem ſpaͤteren Geſetze 
einem Zunftzwange unterworfen wurde, als frei zu beirach⸗ 
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“gen umb auszaliben. Zur Wetreibung eines unghnftigen Ge⸗ 
werbes bedarf es Feiner Erwerbung des Meifterrechtes, noch 
auch, in ber Regel, einer beiondern Staatserlaubniß, fondern 
jeder Buͤrger, ber über feine Perfon und feine Zeit verfügen 
Tann, hat das Recht, eines oder mehrere folche Gewerbe 
in jeder ihm beliebigen Ausdehnung zu betreiben, natürlich 
unter Beobachtung der (oben $. 227 ©. 612 erörterten) alls 
gemeinen gefetzlichen Borfchriften Aber den Betrieb jeder Art 
von felbftftändigent Gewerbe. Hinſichtlich des Niederlaffunges 
Drtes für die Betreibung eines nicht/ zuͤnftigen Gewerbes ift 
der Unternehmer lediglich an die allgemeinen gefeglichen Vor⸗ 
fchriften über Wohn, und Aufentdalt Recht gebunden, er braucht 
fomit an bem Drte des Gewerbös Betriebes keineswegs Bür- 
ger oder Veifiger zw ſeyn, fondern wenn er nur irgeff® einer 
Gemeinde des Königreiches angehört, kann er fich in jeder 
anderen belicbigen aufhalten und fein Gewerbe betreiben. Er 
Tann von da nur wegen fchlechten Vrädicates oder fonftiger 
polizeilicher Urſachen weggemieſen werden ?). Sogar Aus⸗ 
länder können die Erlaubniß zum Betriebe eines unzuͤnftigen 
Gewerbes von der Bezirks Polizeibehdrde erhalten 2), — Don 
dieſer allgemeinen Regel f nd jedoch folgende Ausnahmen ges 
macht: 

1. Das Geſetz ſelbſt benennt einzelne Gewerbe, deren 
Ausuͤbung der Erlaubniß ber Polizeibehoͤrde (Kreidregirung) 
unterliegen fol). Nirgends iſt bis itzt in der Geſctzgebung 
eine nähere Beftinimung daruͤber gegeben, aus welchen Gröns 
ben die Erlaubniß verweigert werden koͤnne. Es ift alfo, 
bis etwas auderes Geſetz feyn wird, ohne Zweifel die Ge⸗ 
waͤhrung blos im die Willführ der Behörden gelegt, melde 

nah ihrer Anfiht von der Naͤtzlichkeit eines ſolchen Unter⸗ 
nehmens entſcheiden werden. Hinſichtlich der Frage aber, ob 
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eine einmal ſertheilte Erlaubniß wieder zuruͤckgenommen wer⸗ 
den duͤrfe, iſt zw unterſcheiden zwiſchen denjenigen Gewers . 
. bein,‘ für welche durch die Allgemeine Gewerbe Ordnung die 
Nothwendigkeit einer Regirungs⸗Erlaubniß feſtgeſetzt iſt, und 
denjenigen, welchen ſie durch das Geſetz uͤber Wirthſchaftsab⸗ 
gaben auferlegt wurde. Weber jene enthält das Geſetz Feine 
Beſtimmung, welche zu dem Ausſpruche berechtigte, daß eine 
— VBerwaltungss oder Gerichts: — Behörde eine Burhdnahs 
me ausſprechen bärfe; bie einmal ertpeilte Erlaubniß wird 
alfo als unwiderruflich zu betrachten feyu +). Bei den Ichts 
erwähnten Gewerben dagegen ift außdrüdli die Bezahlung 
einer beſtimmten jährlichen Abgabe ald Bedingung des fort⸗ 
waͤhrenden Rechtes ausgeſprochen, und zweijährige Nichters 
fuͤllung macht des Rechtes verluſtig; ſ. das angef. Geſetz, 
$. 7. Außerdem wird auch in beſtimmten Faͤllen von Des 
: fraudation das Mecht des unmittelbaren Betriebes zur Strafe 
entzogen, |. das angef. Geſetz, $. 56, 58 und 69,5). 
2. Bei mehreren Gewerben muß das Necht fie zu bes 
treiben durch die Bezahlung don Abgaben erworben werben, 
Hierher gebdren denn namentlich die ebenermäahnten Wirths 
ſchaftsgewerbe und Getränke-Fäbriken. Sie haben theils ein 
nach Art und Umfang des Gewerbes abgeſtuftes Conceſ⸗ 
fious⸗Geld, theils ein jaͤhrliches Recognitiond » Geld zu ents 
richten, alles dieſes der ordentlichen Gewerbe s Steuer unbes 
fſchadet 6), i 
3. Die bei den zünftigen Gewerben ganz unffatthaften 
Real⸗Gerechtigkeiten finden bei einigen unzuͤnftigen noch 
ſtatt. In dieſem Falle iſt das Recht zu dem Gewerbe mit‘ 
einem beſtimmten Grundeigenthume verbunden, und geht mit 
vemſelben auf jeden Beſitzer Über; eine Uebertragung auf das 
Grundeigentfum eines Dritten iſt nicht geftattet, umd auch 


Fe; 
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zu einer Uebertragung auf ein anderes Gebaͤnde deſſelben Ve⸗ 
ſitzers gehört Erlaubniß 7). 

4 Der bloßen Verordnung ift uͤberlaſſen, folche unzünfs 
tige Gewerbe zu benennen, zu deren Betrieb nur erfiandene 
Prüfung über die Fähigkeit ded Inhabers felbft, oder eines 
von ihm dem Gewerbe vorgefeßten Werkführers ermächtigen 
fol 8). Diefer Beweis der perſoͤnlichen Fähigkeit Taun ents 
weber geleiftet werden durch die Nachweilung, nach den fruͤ⸗ 
heren Zunftgefegen das Meifterrecht erworben zu haben; oder 
durch fiebenjährigen Dienft im betreffenden Gewerbe; endlich 
durch förmliche Prüfung ?). | 

5. Ebenfalls im Wege ber blofen Verorkaung koͤunen 
diejenigen Gewerbe bezeichnet werben , deren Ausübung blos 
von obrigkeitlich dazu beftellten Perfönen geflattet, allen Ue⸗ 
brigen alfo unterfagt werden 19), 

Hinſichtlich mancher rechtlicher Verhältniffe find die uns 
‚zünftigen Gewerbe den zünftigen ganz gleichgeftellt, nämlich 
in Üllem, was das Verhältniß zwifchen Lehrling und- Meis 
| fter, fo wie zwiſchen Geſellen und Meifter betrifft, ferner hin⸗ 
ſichtlich des Verbotes der Geſellen⸗Mißbraͤuche, endlich in 
den Beſtimmungen uͤber den Gewerbebetrieb außerhalb des 
Niederlaſſuugs⸗Ortes IT). Ebenſo iſt es den JInhabern eines 
unzuͤuftigen Gewerbes geſtattet, mit Genehmigung der Re⸗ 
girung freiwillige geſellſchaftliche Vereine mit einer dem Zunfts 
vereine analogen Einrichtung zu gründen, oder fi) an einen 
verwandten zünftigen' Verein anzufchließen. Allein weder in 
dem einen, noch in dem andern Falle erhalten fie ein Zwange- 
recht gegen diejenigen Gewerbegenoßen, melche nicht beitres 
‚ ten wollen !?), und eben fo wenig gegen das Publicum, 
Auch die belichige Ausdehnung des Gewerbes ift. ein Recht 


des Unzuͤuftigen, und nur bie verſchiedenen Wirthſchaftege⸗ 
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werbe And hierin —— auf einen beſtimmten Kreis ange⸗ 


wieſen. 
Dagegen find die unzinftigen Gewerbe ben zünftigen in 


der Beziehung bedeutend nachgeſetzt, daß fi e nur mit eigen 


nen Fabritaten Handel treiben dürfen. Doch iſt hier nicht 
nur der Regirung uͤberlaſſen zu Gunſten einzelner Gewer⸗ 
bender eine Ausnahme zu machen, und ihnen die Rechte zuͤnf⸗ 
tiger Meiſter einzuraͤumen, ſondern es iſt ſogar allen Gewer⸗ 
ben, welche erſt durch die Gewerbe⸗Ordnung von 1828 aufs 
gehört haben zünftig zu fenn, dieſes weiter gehende Handlungs⸗ 
recht der Zuͤnftigen file immer eingeräumt 73). 


1) S. Allg, Gewerbe⸗Ordu. Art. 122, 123, 127. - 
23) S. Inftruct. vom éten Juni 1828, $. 3, vergl. mit B. O. 
vom 28ften Junk 1823, $. 7, Nr. 9 (R5L ©. 506). 


f 


3) Diefe Gewerbe find nah Art. 124 ber Gew.Drdn.: Apps 


thefen, Buchhandlungen, Drudereien, Leihbibliotheken, Schifs 
faprtögewerbe und Mahlmühlen mit oder ohne Waflerkraft; 
nah dem Gefeße über die Wirtbfhaftsabgaben vom 
oten Juli 1827, Art. 2, aber: ſaͤmmtliche Arten von Wirth» 


fchaften, . Bierbrauereien, Branntweinbrennereien, Cffigfabrl- 


ten. Die Gründe, aus welchen bei jenen Gewerben eine un: 
bedingte Vermehrung nicht fol fattfinden dürfen, f. in den 
Motiven zum Gefeßes=- Entwurf der Gewerbe⸗Ordn. Werd. 
von 1826, 9. 2, ©. 486 far | 

4) In dem Miniſterial⸗Vortrage bei Uebergebung des Geſetzes⸗ 
Entwurfes (f. Verb. ber K. d. A., 18326, 9. 2, &. 34) 
wird als Ergänzungsgrund für die Behörden genannt, „ob 
der Errichtung eines beſtimmten Gewerbes, ober ber Betrei⸗ 
bung deſſelben durch ein beſtimmtes Indlviduum von Seite 
der Geſundheits⸗, ber Wohlfahrte =, der Sicherheits⸗ 
oder Sitten = Polizei nichts im Wege ſtehe.“ Freilich immer 
noch unbeftimmet genug, abgefehen davon daß es kelne geſetz⸗ 
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liche Vorſchrift, nicht elnmal eine Worfärtit überhaupt Ft, 
was bier gegeben wird, fondern nur eine Bezeichnung ber 

. Richtung der einftigen Thaͤtigkeit der Behörden. : 

5) Die in Art. 64 der Gem:Drdu. enthaltene Möglichkeit, 
ein Gewerb:Crlaubniß wieder zu entziehen, geht blos auf die 
zuͤnftigen Gewerbe. Nur die im vorangehenden Paragraphen, 
in Note 15, erwähnte Beftimmung der Vereins: 3oll-Drdnung 
koͤnnte allenfalls auch auf unzünftige Gewerbe Anwendung er- 
leiden. | 

6) S. das Geſetz vom ofen Jult 1827, Über bie Wirthſchaftsab⸗ 

- gaben, Art. 5 und 6, und bie Inſtruct. hierüber vom ııten 

Dec. 1827, $. 3. : 

7) Dinglich muß die Gewerbegerechtigkeit immer feyn bei Schilb⸗ 
wirthichaften; fie Fann es feyn bei Bierbrauereien, Brannt- 
mweinbrennereien, und Erfigfabrifen (dagegen nie bei Schenfe 
und Speifewirthfchaften), f. das angef. Geſetz, Art. 3. 

8) S. Gew. Orden. Art. 124 und 125. — Die Initruction 
vom sten Junt 1828, $.23—25 (RbL ©, 439) macht uns 
ter folhen Bewerben einen Interfchled; bei einigen, nämlich 
bei den Gewerben der Barbirer, ‚Hebammen und Feldmeſſer, 
muß der Gewerbeinhaber felbft die, Prüfung erftehen; bei ben 
Apothelern, den nah dem Geſetze den Apothekern gleich zu 
ftellenden Laboranten, den Schiffern und Getraide-Muͤllern 
aber kann auch ein Werkführer bie Befähigung erwerben. 

9) &. die angef. Inftruction, $. 25. 

10) ©. Gew. Ordn. Art. 1245 die angef. Inftruction 6. 128 

nennt, aber nur beifplelöwelfe, als hieher gehörig: Landbos 

- ten, Raminfeger, Kornmeffer, Holzmeffer, Wagmelfter, Ver⸗ 
fteigerer, Mädler. Von diefen werben bie Kaminfeger und 
Kleemelſter für beftimmte Bezirfe ernannt, und zwar die Ka: 
minfeger buch bie Amtöverfammiung, die Kleemeiſter burd 
die Vorficher der Gemeinden bes Bezirkes. Die übrigen Die: 
ner werben von der Ortspolizeibehoͤrde beftelt, Die Kamin⸗ 
feger haben eine Prüfung gu erfiehen ober Zeugnis über brei- 
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zaͤbrige Dienfte beizulegen, ſ. Inftrnet. vom 1aten Janner 
1830, 9. 56-58, MbI. ©. 56. 

11) S. Gew.HDrdn. Art, 128 Das Nähere über dieſe Yuncte 
oben auf ©. 622. | | 

12) ©. Ge w.Drdn. Art. 130, — Eine folde freiwillige Ge: 
werbegenoßen⸗ Geſellſchaft wird hauptfaͤchlich für ihre wandernde 
Geſellen von Nutzen ſeyn. Da die Eingehung ganz frei ge⸗ 
ſtellt iſt, ſo kann der Entſchluß der Gewerbegenoßen in dem 


einen Thelle des Landes bie übrigen Abwelhenden weber zwins 


gen, noch verhindern ihrer Anfiht zu folgen. 
13) Daf. Art. 111 und 129, und Zuſatzgeſetz vom 22ſten April 
1828, Art. 1. — Als Grund, warum den Unzuͤnftigen ein be⸗ 
ſchraͤnkteres Handlungoͤrecht eingeraͤumt wurde, Fit in den Mo⸗ 
tiven (f. Ver h. von 1826, H. 2, ©. 470) angeführt: einmal, 
daß in ber Megel die Beſchraͤnkung fie nicht einmal treffen 
werde, weil die Fabrikate der unzänftigen Gewerbe hauptſaͤch⸗ 
lich aus einheimifchen Naturerzeugniffen verfertigt feten, und fie 
fomit zu den Gegenftänden des ganz freien, alfo auch von Ins 
aaftigen zu betreibenden, Handels gehören ; zweitens, weil 


eiße Gleichſtellung der Unzünftigen zu unberechenbaren Eins - 


sriffen in das bisherige Monopol der Kaufleute hätte führen 
Innen, Es iſt ſehr zu bezweifeln, ob diefe Gründe fo gewich⸗ 
tig find, daß fie zu einem folhen weſentlichen men häts 

te Anlaß geben follen. j 


| $. 230. 
d. Bon Erfindungs- und Einführungs - Patenten. 

Die Verf. Urk. enthalt in 9.31 die Beſtimmung, daß 
es dem Ermeffen der Regirung überlaffen bleibe, nüßliche 
Erfindungen durd Patente zu deren ausſchließlicher Bes 
muͤtzung bis auf die Dauer von zehen Fahren zu belohnen, — 
Dieſe Vorfchrift der V. U. wurde in dem vierten Abfchnitte 
der Ullgemeinen GewerbesOrbnung vom 22. April 1828 naͤ⸗ 
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her entwickelt, und auf Einfüprungs« Darst andgebehnt 
und geſetzlich feftgeftellt 7). Ä 
I. Erfindungs- Patente 
- Ein Patent Tann gegeben werden für die Erfindung 
— neuen Fabrikates, eines neuen Fabrikationsmittels oder 
einer neuen Fabrikationsmethode 2). Als neu iſt jedes Ver⸗ 
fahren zu betrachten, welches noch nicht oͤffentlich bekannt gemacht 
> st, und von noch keinem Dritten offen und gewerbmaͤßig 
angewendet wird. Waͤre das eine oder das andere der Kal, 
fo ift Beine Neuheit mehr, und alfo auch Fein Recht auf 
ein Patent. Hiebei iſt e8 ohne Zweifel gleichgültig, auf wel- 
de Meife das Publicum oder dritte Gewerbende von der 
‚Erfindung in Kenutniß gefeßt find. Auch wenn es durch un« 
rechtliche Mittel geſchah, z. B. durch Beſtechung eines Ars 
beiters, Entwendung von Zeichnungen u. ſ. w., fo wuͤrde ein 
ſolcher Umſtand zwar zu einer Entſchaͤdigungsklage gegen 
den unrechtlich Handelnden, nicht aber zu Ertheilung eiges 
Patentes fuͤr eine blkaunt gewordene Erfindung berechtigen. 
Mur die Thatſache des Nichtbekanntſeyns kann hieruͤber 
entſcheiden, 

2. Die patentirte Erfindung darf waͤhrend der Dauer 
des Patentes von keinem Dritten ohne Zuſtimmung des Pa⸗ 
tentinhabers benuͤtzt werden. Wer hiergegen handelt, ſomit 
wer entweder bie patentirte Erfindung ohne die Einwilli⸗ 
gung des Inhabers nachverfertigt, oder auch nur foldhe nach⸗ 
verfertigte Waare verkauft, wird auf Klage des Patentirten 
und zu deffen Vortheil mit Wegnahme- der nqchverfertigten 
Gegenftände beftraft, und hat für jedes bereits verkaufte Erem⸗ 
ylar dem Patentinhaber den Werth in dem Ubfahpreife des 
Letztern zu erlegen. Dtefelbe Strenge tritt auch gegen Dem 

ein, welcher einen im Auslande nachverfertigten Gegenſtaud 
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eines dieffeitigen Patentes einführt 2). Wer Abrigens in gutem 

Glauben handelte bei ſolcher Nachverfertigung oder dem Verkaufe 
nachverfertigter patentirter Gegenſtaͤnde, wird nicht mit Weg⸗ 
nahme und Nachzahlung belegt, ſondern nur mit dem Dee 
bote fernern Verkaufes 4). 


3. Patente werden nicht blos für nene Erfindungen im 
engeren Sinne, fondern auch für VBerbefferungen ſchon 
befannter Gegenftände gegeben. Es finder diefes fogar flate 
bei Derbefferung bereit yatentirter Erfindungen. In letz⸗ 
terem Falle darf aber der patentirte Verbefferer nur diejenis 
gen Theile der-älteren Erfindung, welche er verbeffert har, 
verfertigen. Der früher Patentirte hat nicht das Recht, ohne 
Uebereinfiimmung des Verbefferers, die Uenderung diefes 
tern anzubringen *). 


4. Die Dauer des Patent-Schutzes ift höchftens zehn 
Jahre; längere Dauer kann nur durch ein eigenes Gefeß 
verwilligg werben. . Stirbt aber der Parentirte vor Ablauf 
der bemwilligten Zeit, fo geht das ausfchließende Recht auf 
die Erben uͤber 6). 


5. Die Ertheilung eines Patentes erfolgt auf Anfuchen 
des betheiligten Privaten, und zwar unweigerlib von Geite 
des Staates wenn der Nachfuchende die geſetzliche Form er⸗ 
füllt hat (ſ. dieſelbe ſogleich unten); auch ſtellt die Regirung 
Feine Unterſuchung der Richtigkeis feiner Angabe an, ſondern 
uͤberlaͤßt den durch falſche Angaben in ihren Rechten Vers 
letzten die Ausſfuͤhrung, daß ohne Grund ein Patent verwils 
ligt, und dieſes alfe ungäktig;fei ?. Es finden von die⸗ 
fen Grundfägen jedoch einige Ausnahmen ſtatt. Es has 
naͤmlich die Regirung das Recht, das — um ein 
abzuweiſen, wenn 


/ 
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a. der Zweck der Bereitung, oder das gewaͤhlte Mittel 
den beſtehenden Geſetzen zuwider iſt, oder 
b. wenn für denſelben Gegenſtand fruͤher ſchon ein Pas 
tent ausgefertigt; oder endlich 
e. wenn die angebliche neue Erfindung befanntermaaßen 
fhon in Württemberg in Auwendung gebracht wird 8). 
6. Die Formen, welche zur Erhaltung eines Patentes . 
erfüllt werden mäffen, find folgende: Die Eingabe ift bei 
ben Oberamte zu. übergeben, begleitet von einer genauen, 
erſchoͤpfenden, das Eigenthuͤmliche beſonders beraushebenden 


Beſchreihung der, Erfindung, ſammt den noͤthigen Rißen, 


Modellen oder Muſtern. Tag und Stunde der Uebergabe find 
protocollariſch zu verzeichnen, ynd die Papiere dem Miniſte⸗ 
rium des Inuern zu Überfenden. Die Befchreibung darf auch 
verfiegelt übergeben, und in diefem Falle vom Bezirksamte 
nicht erdffnet werden. Wenn die Befchreibung nicht getreu 
erfunden wird, fo ift nicht blos das darauf ertheilte Patent 
nichtig, fondern es wird auch der Patentinhaber wegen Bes 
truges geftraft 9). Während der Dauer des Patentes bleibt 
übrigens die Befchreibung in der Megel Geheinmiß; nur in 
Einzelnen, vom Geleße genau beftimmten Fällen 19), Tann die 
Beſchreibung eröffnet werden, allein auch dann darf vor Ab» 
fauf des Termines-die Erfindung von Niemand nachgeahmt 
werden. Nach Ablauf diefes Termine aber hat jeder wörtt. 
Bürger das Recht Einficht” zu nehmen; es fleht fogar bei 
der Regirung, bie Delorndung Öffentlich — zu ma⸗ 
hen TR), 

7. Fäur die Gewährung eines Patentes ift eine Summe 
den 50—200 fl. zu bezahlen, jedoch in der Art, daß fie in 
dleiche Raten vertheilt wird, von denen gaͤhrlich Eine zu ents 
sichten ifl. Ein fruͤheres Erldfchen des Putentes (f. unten 
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unter Wo. G), befreit bon der Zahlung ber noch nicht vers 
fallenen Sahress Raten 12). 

8. ' Der Parentirte kann entweder das Patent ſelbſt be⸗ 
nuͤtzen, oder daſſelbe einem Audern unter freiwillig zwiſchen 
den Betheiligten feſtgeſetzten Bedingungen Übertragen. Im 
erſteren Falle kann er zur Ausuͤbung feiner Erfindung jede 
beliebige Anzahl von Gewerbe⸗Anlagen errichten, ohne dabei 
an den Ort feines Bürgerrechtes gebunden zu feyn. Zu biefen 
Anlagen Tann .er fo viele Theilnehmer aufnehmen als er Luft 
hat 13). | 

9. Ein Patent verliert feine Gültigkeit auf Doppelte 
MWeife: es erlöfcht namlich, oder es wird als nicht er⸗ 
theilt betrachtet; wobei denn der weſentliche Unterſchied eins 
tritt, daß die gegen ein erloſchenes Patent bis zum Augens 
blide feines Uufhdrens begangenen Handlungen auf Die oben 
unter 2) bemerkte Meife gerügt werden, wogegen ein nichti⸗ 
ges Patent hatuͤrlich ganz ungeſtraft überfchritten man 
Taun. — Ein Erldfchen dee Patentes trint ein: 


a. mit Ablauf der bewilligten Zeit; 

b. durch Verzichtleiſtung des Berechtigten; 

e, durch zweijährige, ungerechtfertigte Nichtausuͤbung des 
Patentes im Inlandze 

| 4 durch Verlegung des patentirten Gewerbes in das 

Uyelgnd 14); 

e. wenn fpäter erft erfunden wird, daß der bereitete Ge⸗ 
genſtand oder die angewendeten Mittel mit den Geſetzen 
unvereinbar ſi find 15) 


Als zar nicht ert heilt dagegen wird das Patent a an⸗ 


geſchen: 
a; wenn vor ber Uebergabe ber. Bittſchrift an das Oher⸗ 
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amt ein Anderer ſchon eine Dewerbung eingereicht 
‚hatte; | 
b, wenn der Gegenfland des Patentes bereits, fei es im 
W. fei es im Auslande, ohne Schuß eines Patentes 
in Ausübung gefeht wurde Waͤre jedoch die Sache 
aud) von diefem Dritten ald Gcheimniß behandelt wors 
den, fo bleibt bag Patent gültig, nur wuͤrkt es nicht 
gegen dieſen Dritten; 
o. wenn die Erfindung in Druckſchriften fo deutlich und 
vollftändig befchrieben ift, daß jeder Sachverftändige fie 
biernady anwenden Tann; | 
d. im alle einer betruͤgeriſchen, unvollftändigen Befchrei- 
bung des Geheimniffes (ſ. oben) 16), 
e. wenu’ein anderer Julaͤnder nachweist, daß er der Er: 
finder ift, der Patentirte aber durch eine an ihm begans 
gene Untreue ſich das Geheimniß zueignete 17), 
"10. Sowohl die Verleifung, als die vor der Zeit er⸗ 
folgte Erloſchung oder Nichtigkeits - Erklärung eines Pas 
tented wird bekannt gemacht 78). 

Il. Einführungs: Patente. 

Nicht blos dem Erfinder. einer neuen Gewerdethaͤtigkeit 


| verleiht der Staat Schutz und Vortheil, ſondern auch dem 
Einfuͤhrer einer ſolchen, welche zwar ſchon in dem Auslande 


nicht aber in Württemberg, gelaunt und geuͤbt iſt. Jedoch 
bat er nur in Einem Falle das Vervienft der Einführung 
ale fo wichtig erachtet, um ed mit einem Mondpole zu bis 


lohnen. Es kann naͤmlich nur daun für die Einführung eis 


ner im Auslande gemadıten Erfindung ein Patent gegeben 
werden, wenn biefelbe auch im Auslande eines Patentes ger 
nießt, noch von Niemand im Inlande bentigt, und noch 
nicht durch oͤffentliche Befchreibungen der Sachverſtaͤndigen 
bekannt 
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belaunt war 79). — Sehr zweamaßig if Dale auch feſte⸗ 


ſetzt, daß das Einführungss Patent erlöfcht, wenn das urs ' 


en ausländifche erlofchen iſt 20), - 
Alle übrigen Vorfchriften gelten für die Einführungsr 
Patente ebenfo wohl, als für die Erfindungs = Patente, 
Eine eigenthuͤmliche, unter Teine der beiden bisher ges 
ſchilderten Klaffen von Patenten ‚genau ‚paffende Art von Ges 
 werbes Privilegien find die Privilegien gegen den Nach— 
druck. — Die wuͤrtt. Geſetzgebung bat ſich — leider — ims 


‚mer noch nicht von der großen Unbilligkeit und Unklugheit | 


der Seftattung des Nachdrudes überzeugen Tonnen , fondern 
erlaubt denſelben bei allen, ‚nicht mit auedruͤcklichen 


wuͤrtt. Privilegien verſehenen Werken, gleichviel ob ſie im 
In⸗ oder im Auslande abgefaßt oder gedruct wurden. Allein: 
fie giebt auf Anſuchen der Verfafler oder Verleger Privis 

Iegien auf 6-10 Jahren unter gewißen Bedingungen und a 


Formen. Diefe find: 

Te Das Privileglum muß nachgefucht — ehe noch 
einzelne Baͤnde oder Abtheilungen des Werkes debitirt ſind; 
fpäter Tann Feines mehr erhalten werben. 


2. Das Privilegium ſchuͤtzt nur gegen den Nachdruck 


der beguͤnſtigten Ausgabe, oder eines unveraͤnderten waͤh⸗ 


rend der Dauer des Privilegiums veranſtalteten Abdruckes, 


nicht aber ſchuͤtzt ſie gegen Auszuͤge, Ueberſetzungen, oder 
den Abdruck nicht beſonders privilegirter Ausgaben. 

3. » Neue Auflagen koͤnnen nur, wenn fie weſentlich vers 
ändert find, ein anderes Privilegium erhalten. 

4. Der gegen ein wuͤrtt. Privilegium unternemmene 
Machdruck oder Verlauf eines ſolchen Nachdruckes, wird 
nicht nur mit Eoufiscation der fämmtlichen noch vothande⸗ 
‚nen. Exemplare, fondern auch mit einer dem ie des 
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Originales glachkommenden Geldbuße für jedes ſchon verlauf⸗ 
te Exemplar des Nachdrudes geruͤgt. Beides erhaͤlt der Pri⸗ 
ne 37), 

5. Nicht nur Württemberger, fondern auch Ausländer 
erhalten unter u Bedingungen die gewänfchten Priviles 

gien. | A 


i) && wäre wohl eine zu weit getriebene Anhaͤnglichkeit an den 
Buchftaben der V. U. wenn daraus, daß diefelbe bie Erthei⸗ 
Iung von Patenten „dem Ermeſſen der Regirung“ anheim⸗ 
giebt, gefchloffen werden wollte, daß fie ein Geſetz über die⸗ 

fen Gegenftand verboten, und die Entſcheidung der Winküpr 
der Regirung für immer unterftellt habe. Allerdings würde 
bie Regirung bie Anforderung ein Gefeg über biefen Gegen: 
ſtand vorzufchlagen, auf biefe Worte geftügt haben ablehnen 
koͤnnen, wäre er gegen ihre Anficht an fie gemacht worden: als 
lein einer freiwilligen Entfagung der Reglrung ftellt fie ſich 
nirgend In beh Weg. — Weniger möchte vielleicht die Aus⸗ 
Dehnung auf die Einführungs» Patente fih aus bem. Vers 
faffungs = Sefihtspunete vertheidigen: laſſen. Die Patente find 
im Einne der V. U. eine Ausnahme von ber. allgemeinen Res 
gel der Sewerbefreipeit: eine folhe Ausnahme nun aber aus- 
dehnen zu dürfen, möchte nicht in der Befugniß der Geſetge⸗ 
bung liegen, follte die Maasregel auch noch fo zweckmaͤßig ſeyn. 
Schriften über die wuͤrtt. Geſetzgebung hinfichtlih der Patente 
find His ist nicht erfhlenen: von ber fremden Literatur Aber 
diefen Gegenſtand find vorzuͤglich zu bemerken: Renouard, 
Trait& des brevets d'invontion. Par 1825. 8; Godson, Tre- 
atise on the law of patents, Lond. 1823, 35 namentlich 
aber: Report from the sclect committee on the law rela- 
tive to patents of invention, ord. by House of Commons 
to be printed, 12. June 1829. 


2) Allg, Gewerbe⸗Orden., S. 144. Durch bie — 
daß die Erfindung neuer „Fabtlkationsmittel“ patentifitt wer⸗ 
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den kann , iſt ohne allen Zweifel die in England fo betächtige 
te Streitftage, ob auch allgemeine theoretifhe Grundfäge ohne 
Anwendung auf einen beftimmten Fall patentifirt werden koͤn⸗ 
ne, bejahend entſchieden, Indem ein ſolcher Grundſah (5.2. 
die Anwendbarkeit von Waflerdämpfen als bewegende Kraft) 
allerdings ein „Fabrikantsmittel“ iſt; und es wird dieſe Ent: 
ſcheldung um fo billiger ſeyn, als gerabe die Auffindung neuer 
allgemeiner Gefege die verbleuftvolte aller Erfindungen Ift. 
‚396. Gew.⸗Ordu., S. 159% — Das Gefeg läßt bei der Be⸗ 
ftimmung, baß auch der im Auslande nachverfertigte Gegen⸗ 
ſtand eines wuͤrtt. Patentes zum Beſten des Yatentirten weg⸗ 
genommen werde, unbeſtimmt, ob dieß blos dann eintritt, 
wenn mit dem eingeführten Exemplare Handel getrieben werden 
‚will, oder ob es auch dem, zu feinem eignen Gebraude das 
nt verfehenen, Privatmanne weggenommen werden fol? Fuͤr 
das oritere Scheint zu ſprechen, daß nirgends der Käufer 
einesim Inlande gefeßwidrig verfertigten patentirten Gegenjtans 
des in Anſpruch genommen wird, und daß es alfd Hart ſcheint, ihn 
mitder Wegnahme zu belegen, wenn er Im Auslande kaufte; 
und daß jedenfall eine Strafe ausdrüdfih Im Geſetze aus⸗ 
geſprochen, und niht erft durch Auslegung muß aufgefiuden 
worden feyn, ö 
4) ©. Bew. Drbn. Art. 156. 
5) Daf. Yet. 1575 vergl, Mi niſt. Vortrag bei Uedergabe 
des Geſetzes⸗ Entwurfes in den Verh. der K. d. A., 1827, 
H. 2, ©. 499 fg. — Strenge wird Übrigens darauf zu fehen 
feyn, ob dLe angeblihe Verbeſſerung wirfii auch eine ſolche 
ift. Bloſe Verfhönersmgen, Verkleinerungen, Vergroͤßerun⸗ 
gen unweſentlicher Formen koͤnnen zu einem Verbeſſerungs⸗ 
Patente nicht berechtigen. Frellich muß ſich hier bie Regirung 
in eine materielle Unterfahung einlaffen, welche fie In anderen 
Beziehungen vermeidet: allein fie iſt fie dem ‚a vaten⸗ 
tirten ſchuldig. 
.6) S. V. u. 9. 33; Gem.:Drbn., Act. 149, 152 und 153. — 


dl 
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In Preußen, Oeſterreich und Balern ift die Dauer eined Pa⸗ 
| tents nicht über 15 Jahre; In England nicht über 14; In Zranfe 
= reich auf 5, 10 oder 15 Jahre, nilt verfchledenen Taren; In 
» ben B St. von N. A. hoͤchſtens 14 Jahre. — Zehen Jahre 
find übrigens In manchen Fällen eine zu Furze Zeit, um dem 
CErfinder vollftändigen Erfag feiner Koften zu gewähren; ſ. viele 
ni Beiſpiele In dem angef. Report, ©. 33, 

2) ©. Gew. Ordn. Art. 193. 

8) Daf.— Es unterliegt gewiß keinem gerechten Tadel, dag das 
Gefe unter den Fällen, In welchen ein Patent verweigert wer- 
R den kann, bie Unnuͤtzlich ke ĩt der Erfindung nicht mitauffuͤhrt. 

| Zwar hat die V. U. in 9. 31 nur „nuͤtzlichen“ Erfindungen 
den Schuß durch Patente verfprohen: allein mit Necht war 
das Geſetz der Anficht, daß jede Erfindung nüstich ſei oder 
doch werben könne, fogar wenn. it noch gar Fein Anſchein 

J Dazu wäre. Mit Recht war es der Anſicht, daß eine Unter⸗ 
fuchung über den Grad der Nuͤtzlichkeit einer Erfindung hoͤchſt 
ſchwuͤrig wo nicht unmöglich für die Regirung wäre. 

9,8. Gew. DOrbn. Art. 145, 146, 158 und 159. 

10) Eine folhe ausnahmsweiſe Eröffnung findet flatt: 1. im 
Salle eines über das Patent entitandenen Streites, wenn die 
erfennende Behörde die Eröffnung für nöthig findet; z. wenn 
ein württ., im Lande wohnender Bürger darum bittet, und 
ein Intereße nachweiſt. Jedoch muß in diefem Falle das letz⸗ 
te Jahr ber Patentzeit bereits angetreten ſeyn, ferner hat 
der Bittiteller Santion wegen Mißbrauches zu ftelen, und endlich 
muß der Patentirte mit feinen allenfallfigen Einwendungen 
gehört werden. S. Gew. Ordu., Att. 150, 

IT) Daf., Art. 163. 

12) Die Anſetzung einer Summe für die Gewährung eines Par 
tentes iſt deßhalb nothwendig, weil fonfe, nicht nur ganz 
unndthiger = fordern auch fälfchliher = weile, eine Menge 
von Patenten nachgefacht werden würden. Daß aber biefe 
Summe fo mäßig beſtimmt wurde, tft ſehr gu loben, Indem 
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dur eine übertriebene Höhe ber Sportel nicht nur — 
unbemittelte Erfinder abgehalten werden müßte, fondern übers 
haupt gemwagtere_ Speculationen noch mißlicher und ſelbſt uns 
moͤglich würden. Dieſe Erfahrung hat England gemacht, wo 

bie zu 509. Pfund Sterl. entrichtet werben muͤſſen. B Blttere 
Klagen aͤber den daraus ſich ergebenden Sthaden ſ. in dem 
Report, ©. 128 0. ' 

13) Gew. Ordu. Art. 153. 

14) Darüber enthält das Geſetz Leine Berimmung, wie es zu 
halten iſt, wenn der Patentirte neben feiner württ. Gewers 
be- Anlage auf eine im Auslande (gleichviel gb ebenfallg mit 
Patent oder nicht) errichtet. Erllſcht auch dadurch das Pateht » 
in W.? Ohne Aweifel nein ‚ denn fo lange der Patentirte in, 
W. ſein Gewerbe tr treibt, erfüllt er feine Verbindlichkeit ge. 

gen den ton. Begänftigenden Staat; ein damit yerbundener 
Betrieb im Auslande, ſchadet ia in feiner Beziehung, wogegen” 
die ſtrengere Meinung “ ganze Gewerbe in das Ausland treie 
ben koͤnnte. | ” 

15) ©. BcwerhesDrdn. Art. 169%. = 

10 Es verfteht ſich von felbſt, daß es als eine betruůgeriſche | 

e unvollftändige Befreiung der Erfindung nicht angeſehen 
werdeu Tann, wenn der Erfinder nach Erthellung des Patente 
tes und namentlich durch die Ausuͤbung deſſelben auf neue 
aenderungen and Erfindungen gefommen ift, nach denen er, 
nun fpäter den patentirten Gegenftanb verfertigt, Laͤßt er 
fih auf. diefe neuen Erfhelnungen lein Patent geben, (was 
freilich das Sicherfte für ihn waͤre) fo hat er Fein ausſchließen⸗ 

des Necht auf fie, allein deßhalb verliert er fein Recht auf 

“bie patentirte ältere Erfindung nicht, denn zu der Zeit, als 

— er das Vatent nachſuchte, war die Beſchreibung voltͤndis. 


m S. daſ. 158. — Der unter e. angenommene Fall iſt nicht 
zu verwechſeln mit dem oben unter 1. angeführten, in welchem 
‚ein Patent des halb nicht ertheilt werden ann, well die Er 
Andung burg unrechtliche Mittel betanat gemacht, und num. 
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fhon von Audern (ohne Patent) geübt wird. Au folhem Falle 
tann ber Erfinder lein Patent mehr befommen, fondern es 
ſteht ihm nur eine Schadenderfaß- Klage gegen denienigen 
zu, welcher auf unrechtliche Weiſe fein Gehelmniß erforſchte. 
Hier dagegen handelt es ſich von der Frage, ob der Entwen⸗ 
der des Geheimniſſes ſelbſt auf ſeinen Diebſtahl patentirt 
werben ſoll. Dieſes unterfägt nun dad Geſetz mit Recht und 
Bliligkeit. Ob der Achte Erfinder in diefem Falle ein Patent 
erhalten kann, nachdem das erſchlichene für ungältig erklärt 
wurde, tft eine gauz verſchiedene Frage, deren Beantwortung 
lediglich davon abhaͤngen wird, ob der Entwender vor der Bitte 
des Erſtern das Gehelmuiß divulgirte oder nicht. In erſterm 
Falle hat er eine weitere Schlechtigkeit an dem Erfinder be⸗ 
gangen, welche biefen nun auch um fein Patent bringt. Wenn 
bieß Thon zu beffagen ift, ſo kann doch der Staat nicht durch 
ein Patent mehr helfen, Indem von dem Grundfage nie abs 
gegangen werden darf, daß für eine ſchon bekannte Verfah⸗ 
renswelſe kein Patent gegeben werden kann. 
18) S. Gew. Ordn. Art. 122. 
199) S. daſ. ©. 148. — Mit ſehr kraͤftigen Gründen weißen bie 
Motive bed Geſetzesentwurfes nach, daß im Allgemeinen fuͤr 
die Erthellnung von Einfuͤhrungs⸗ Patenten wenige Gründe fpre= 
hen, daß aber in dem vom Gefehe ausgehobenen Kalle für 
W. ein mit dem bes Erfinderd analoges Verdlenſt vorhanden 
tet. ©. Verb. b. K. d. A., 1827, 5. 2, ©. 494 fg. 
20) & Gew. Ordn. Kt. 161. 


C. Serge für den Handel. 


Die Hälfe, welche der Staat nach richtigen Grundſaͤtzen 
dem. Handel angedeifen zu laffen hat, beſteht hauptſaͤchlich 
in der Erleichterung der Communication durch Anlegung von 
Straßen, ſchiffbaren Waffermegen und Poften; ſodann in Er⸗ 
leichterung des Tauſches durch Regulirung und Aufſicht Über 
Muͤnzen, Maas und Gewicht, durch Anlegung von Maͤrk⸗ 
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ten, endlich durch Einführung folcher rechtlicher Einrichtune 
"gen, welde die Schnelligkeit und Sicherheit des Handelde 
verkehr begänftigen. — Die württembergifche Geſetzgebung 
ift nun aber nicht blos in diefen Ruͤckſichten thätig gewefen, 
fondern fie hat auch noch — was die Theorie weniger gut 
heißen Taun — dadurch ‚geglaubt dem Verkehre nuͤtzlich zu 
feyn, daß fie über das Mecht des Bürgers Handel: gewerbes 
mäßig zw betreiben manchfache Bekimmungen erließ, auch 
bier alfo, wie bei den Iuduftries Gewerben, der Einficht und _ 
dem Eigennuße des Einzelnen weniger Vertrauen ſchenkend 
als ſtehenden ein Einrichtungen. 


. 231. 
1. Beſtimmungen aber das Recht Handel zu treiben. 


Nicht jeder Staatsbürger har das Recht mit Jedem Ge 
genftande Handel zu treiben, d. h. gewerbömäßig und in der 
Abſicht mit Vortheil wieder zu verlaufen, zu erwerben; fone 
dern es find (auch abgefehen von den privatrecptlichen Be⸗ 
ſchraͤnkungen) mancherlei Beſtimmungen uͤber dieſes Recht 
gegeben, welche es nur in vielfachen Abſtufungen und in ver⸗ 
fehiedenem Umfange einräumen. Theilweiſe find es finans 
zielle Gründe, welche den Staat zu diefen Beſchraͤnkungen 
der natährlichen Freiheit bewogen haben, hauptſaͤchlich aber 
polizeiliche, vielleicht nicht immer theoretiſch zu billigende, 
Ruͤckſichten. — Es eutſtehen durch dieſe geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen nicht weniger als fiebenerlei rechtlich verſchiede⸗ 
ne Arten von Handel, nämlich, ganz freier, jedem rechtöfäs 
bigen Bürger erlaubter Handel; zänftiger Detailhaudel; Han⸗ 
del der. unzänfrigen Gewerbelente; Handel zänftiger Gewers 

be; Kramconceßion; Trödelandel; Haufichandel. Die vier 
zuesft genannten Arten habın das Gemeinſchaftliche, daß die 
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Berechtigung zu ihnen durch das Geſetz felbft verliehen wird, 
und ihre Ertheilung alfo nicht in ber Willkuͤhr der Polizei⸗ 
Stelle gegeben iſt, während bei den drei letzteren dieſe Will⸗ 
kluͤhr mache oder weniger Spielraum hat. Zu biefen Tommen 
noch die manchfachen Beflimmungen ah den Handel von 
Ausländern im Lande, 
1, Handelsberehtigung ber Staatsb —— 
1. Freier Handel. — Derſelbe begreift zweierlei Ar⸗ 
ten von Verkehr unter ſich, naͤmlich 
0 ben Groshandel, d. h. Handel mit jeder Art von Waa⸗ 
ren in. größern Parthien von wenigſtens so fl. Werth 
bei jedem einzelnen Artikel und jedem . Geſchaͤf⸗ 

te, und ohne offenen Laden 2); ° 

b. den Handel mit Naturerzeugniffen, welche zu ber Klaffe 
der in W. einheimifchen gehdren, fo wie mit denjenigen 
ans folchen Erzeugniffen verfertigten Fabrikaten, deren 

Bereitung nach dem Geſetze Fein Gegenſtand "eines zuͤnf⸗ 

tigen Gewerbes iſt ). 

"Jeder Staatsbürger, welcher rechtliche Verbindlichkeiten 
eingeben kaun, ift zu ſolchem Handel ermächtigt, und es fins 
det nur bei denjenigen eine Ausnahme flatt, weiche wegen 
threr Dienftverhältutffe ausgeichloffen find, nämlich bei acti⸗ 
sen Staatsdienern, welchen der perfbuliche Betrieb Cnicht aber | 
die Theilnabme durch Kapitaleinlegung) unterſagt ift 3). 
Namentlich ift jedes frühere Berbos gegen den fog. Vorlauf 
der Maturerzeugniffe aufgehoben, und es kbnuen bdiefelben _ 
alfo von Yedem und an Jedem, zu jeder Zeit und an jedem 
Orte erlauft und wieberverfauft werben *). Ju fo fern iſt Abris 
gens zwifchen Denjenigen, welche freien Handel treiben, ein 
Unterfchled zu machen, als Solche, ‚welche ihn gewerb#s 
mäßig, ſomit beflänbig und als ihre Sanptbefihäftigung 


’ 


- 


wub Naprungsgueie, treiben, bei Gehubuug ihres Beiätes 


dem vorgeſetzten Bezirksamte die geſetzliche Unzeige zu m. 


chen haben (f. oben F. 227 ©. 6); ſolche dagegen wulde 
nur gelegentlich, 4. B. um ben’ Ueberfluß der eigenen Erzeug⸗ 
niſſe, oder ein n Folge beſouderer Rechtsauſpruͤche, z. Boeiner 
Erbſchaft, erworhenes Waarenquantum. ein für allemal. zu 
perwerthen, Kandel treiben, bagu nicht angehalten find, fondern 
nur die gewoͤnlichen Abgaben Son 30H, Acife m u ie 
entrichten haben. | 

2. Zuͤnftiger Detailpandel, — Dae — 


kaufmaͤnniſche Gewerbe, mit Ausnahme der ſo eben erwaͤhn⸗ 


ten Faͤlle, iſt dem Zunftzwange unterworfen, und es kann 
alſo keineswegs Jeder daſſelbe betreiben. Um naͤmlich das 
Mecht zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe des Detail⸗Handels zu 
bekommen, muß einmal Volljährigkeit oder Difpenfation von 
derfelben, und zweitens intellectuelle Faͤhigkeit bewleſen wer⸗ 


den. Letzteres geſchieht, nach der Wahl des Bewerhers, ent⸗ 


weder durch Erſtehung einer Prüfung, oder durch vierjaͤhrige 


Lehre in einer ordentlich eingerichteten Handlung, nebſt gu⸗ 


ten Beugnißen über kaufmaͤnniſche Kenntniſſe. Der zuͤuftige 


Detailhaͤndler bat: das Recht durchaus mit jeder Art von 
Waaren zu handeln, und namentlich mit:allen, deren Merz. 
Fauf auch zönftigen ober. ungänftigen Haudwerkern und den; 


Fabrikanten geſtattet iſt; das ausſchließzende Recht zu hans. 


dein aber hat ex in allen Faͤllen "und mit allen Waaren, hin 
fichtlih weicher nicht ausdruͤcklich auch Andern ein Recht von 
der Geſetzgebung eingeraͤumt iſt. Die Kaufmanus⸗Innun⸗ 
gen unterliegen ganz denſeben Beſtimmungen, welche fuͤr die 
übrigen Zuͤnfte gegeben find; fo wie überhaupt bie allgemei⸗ 


nen Beftiimmungen Aber die Verhaͤltniſſe der zänftigen Ges 


werbe und ihrer Genoßen ſaͤmmtlich hier Anwendung finden 3). 
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3. Ueber den Handel Der unzänftigen Gewer—⸗ 
benden (mit Ausſchluß der Fabrikanten) f. oben $. 329. 
S. 633; cbenfo 

4. Aber den Handel der zänftigen Handıserfer und 
Der Sabrifanten, oben $. 228. S. 622. 


5. Krambandel. Unter gewißen Voraueſetzungen 
dat die, Regirung das Recht einer Perfon, welche das Bes 
fugifiß Details Handel zu betreiben nicht ordnungsgemäß er⸗ 
worben hat, eine Conceßion zum Handel mit einzelnen bes 
fimmten Gegenftänden zu erteilen. Diefe Bedingungen find: 


a. vor allem oͤrtliches Beduͤrfniß; alſo daß es nach der Bevdlke⸗ 
rung, dem Gewerbfleiße und den ſonſtigen wirthſchaftlichen 
Verhaͤltniſſen eines Ortes wuͤnſchenswerth fuͤr denſelben 
erſcheint, daß gewiße Waaren in demſelben gekauft wer⸗ 

den koͤnnen, und wenn kein ordentlicher Kaufmann mit 
diefen Artikeln bie itzt gehandelt hat; 

b. guter Leumund des Nachfuchenden; 

c. Nothwendigkeit der Erlaubniß für denfelben ald Mits 
tel zu feinem Fortkommeun. | 


Unser diefen Berhältniffen bat das Oberamt den Ges. ' 
meinderath und den Vorſteher der betreffenden Haudelsin⸗ 
nung zu vernehmen. Die ertheilte Erlaubniß erſtreckt ſich 
blos auf die in dem Erlaubnißs Patente ausorödlicy genann» 
te Waarengattungen,, welche. nach dem Drte s Bebhrfnifle zu 
beſtimmen find; fie geht auf die Wittwe nur Aber fo lange 
fie im Wirtwenftande verbleibt, Tann aber nicht auf Andere 
übertragen, oder am einem andern Drte außgehbt werben, 
Der Eonceßionirte bat fih in die HandlungssInuung feines 
Oberamtes einzulaufen, ift aber zu den Vorftcherflellen weder 
actin noch paßiv wahlfähig ©). | 
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6. Troͤdelhandel mit gebrauchten Kleidern-u. dal, 
— Es bedarf hierzu ebenfalls einer Staats⸗Erlaubniß, weis 
che von dem Ertenntniße der Ortes Polizei über das ſittliche 
Prädicat des Gewerbeluftigen abhängt 7). 2 © 

7. Eine von ber Gefeßgebung befonders ungerue geſe⸗ 
bene, und mit vielen polizeilichen Beſchraͤnkuugen umgebene | 
Art von Handel ift der Hauſir⸗Haudel, d.h. das Um⸗ 
bertragen der Waaren auf den Straßen und Feilbieten der⸗ 
ſelben in den Haͤuſern. Es findet bei dieſer Handelsart eis , 
ne dreifache Unterfcheidung der Waaren flatt. Unbedingt ver⸗ 
boten ift das Hauſiren mit Arzneimitteln, Giften und gehei⸗ 
men Mitteln. — Unter fehr erfhwerenden Bedingungen ift es 
bagegen zweitens erlaubt bei allen Gegeuftänden eines zünfs 
tigen Gewerbes, oder foldhen Zabrifaten, zu deren. Verkauf 
es einer. polizeilichen Erlaubniß bedarf, (3. 3. Bier, Brannt. 
wein, Dradihriften u. ſ. w.). Solche dürfen naͤmlich auf 
die oben genannte Weife nur dann verkauft werben, ‚wenn 
picht wur der Verkaͤufer im Allgemeinen eine Gtaatserlaubs 
niß, fondern wenn er auch in jeder einzelnes Gemeinde eine 
Erlaubuiß der Driös Polizeibehörde erhalten hat. Die alls 
gemeine Erlaubniß wird nur auf beflimmte Waaren, | anf 
einen beftimmten Bezirk und Auf eine beſtimmte Zeit, 
längftens drei Jahre, ausgeſtellt, und nur ſolchen Perſonen, 
deren Heimathverdaͤltuiſſe unzweifelhaft find, deren Praͤdicat 
gut it, und welche weiber an ihrem Wohnorte einen bialänge 
lichen Abſatz finden würden, noch ſonſt ihren Unterhalt zu 
“erwerben im: Stande fin. Die befondere Erlaubnis des 
Ortsvorſtehers foll nicht verweigert werden, wenn der Hans 
del zu beſouderem Vortheile der Einwohner gereicht, gder we- 
nigſiens ohne Nachtpeil der Handwerker des Ortes gefhhrt 
werben kann. — Drittend dagegen finder bei allen Waaren, 
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welche dem Zunftzwange nicht unterliegen , freier Hauſit⸗Han⸗ 
dei ſtatt, nur find natuͤrlich die algemeinen Beſtimmungen 
über herumziehende Gewerbeleute zu beobachten, (ſ. uͤber die⸗ 
ſelben oben $. 178. Thl. II, S. 338). — Anbot vyn Waaren durch 
Muſter⸗Reiſende iſt nur bei Kaufleuten, und bei Fabrikauten 
und Handwerkern für Gegenſtaͤnde ihres Gewerbes geſtattet; 
fonft unterliegt c6 dem Haufirverbote ®). 

II. Beſtimmungen hber den Handel ber Ausländer. 

Die Megel iſt, daß der Ausländer Fein Recht hat ein 
Handels s Gewerbe im Königreiche auszuaben. Won biefer 
Regel gelten aber gar manchfache Ausnahmen. 

‚ I Die Wochen maͤrkte därfen Ausländer zwar nicht 
beſuchen, nur ‚werden fohhe, welche Victualien bringen, 
nicht abgewiefen 9). 

2. Dagegen haben fie unter folgenden Bedingungen 
das Recht die Jahr maͤrkte zu befuchen: fie müffen ſich des 
wärtt. Maaſes und Gewichtes Bedienen ; fie fichen den Ju⸗ 
ländern binſichtlich der Plaͤtze und Stände nach; fie das 
den Accife von ihren. Erldfe zu entrichten 32), 

3. Außerhalb des Markiverkehrs dürfen Ausländer nur : 
mit befonderer Sriaubniß der Staatsbehdrden im. Königreis 
he Handel treiben; namentlich tönuen fie Erlaubniß zum 
Hauſi rs Handel nur vom Minifterium des Innern erbals 
ten 23); die Ausftellung der dem wärtt. Zunftzwange unter 
worfenen Artilel zum feilen Verkaufe auf Öffentlichen Pläßen, im 
Wirths⸗ oder Privats Käufern ift ihnen, außer der zeit dir 
Jahrmaͤrkte, gaͤnzlich unterſagt 72). 

H8. Allg. Gew. Ordu., $. 107. — Der k. Geſetzes: Ent⸗ 
wurf hatte den Begriff des Groshandels anders, und zwar ſo 
beſtimmt, daß er in dem Verkaufe an Haͤndler⸗ oder Fabriz 
Yanten und Handwerker, zum Wieberverfaufe oder zu Verar⸗ 
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beitung, befiche, f. Verb. der K. d. A., 1827, 8.2. 6.369. 
Kt. 78. Die ftändifhe Commißion feßte das Merkmät des 
fehlenden ‚offenen Ladens bei, f. Verh. vom 1828, ıfes a. 
Beilh. S. 1525 in der Debatte endlich wurde die urfprängs 
liche Gewichtsbeſtimmung ganz verlaſſen, und ein ererte 
als Maasſtab feſtgeſetzt. 

2) ©. Gew. Ord n. Art. 113. — Als eine beſonders wichtige 

auch von ber Geſetzgebung herausgehobene Art von Handel | 
mit Naturerzengniffen ift der Weinhandel zu nennen. Ders 
feibe ift, in Folge der allgemeinen Grundfäge, Jedem er: 
laubt, weicher den Wein aus dem Keller nady der Eichmaas 

. und in Muantitäten von wenigſtens ı Imi verkauft. Es if 
hierzu feine Conceßlon nöthig, und — außer der Acckſe vom 
verkauften Weine — keine Abgabe zu entrichten, ſ. Umgeldss 

Drbn. vom 4. März 1815, $. 2; Gefes über die Wirth: 

ſchafts- Abgaben vom 9. Jull 1827, Art. 16. Rbl. ©. 269. 

Nur der Detail: Verkauf in Fleinern Quantitäten nach der 

Schenkmaas unterllegt den Wirthſchafts-Geſetzen. 

3) S. Dlenfipragmatit, $. 73 v8l. oben Ch, II. ©. 224. 

4) S. Gew.Drdn. vom 14. Febr. 1812, NL. S. 103.  Diefes 
Geſet fuͤhrt namentlich als in freiem Verkehre ſtehend folgen⸗ 
de artikel an: Virtualten aller Art, Vieh, Unſchlitt, Haͤute 
und Gele, Wolle, Fiſche, Geflügel, Federn, Holz, Pfaͤhle, 
Kohlen, Flachs, Hanf, Leinſaamen, leinenes und wollenes Garn. 
Natuͤrlich iſt der freie Handel nicht blos auf dieſe genannten 
Gegenftände befhräntt, denn Art. 113 der neuen Gewerbes 
Drbdn. fpriht ganz allgemein von allen einheimifhen Natur- 

erzeugniſſen und den daraus verfertigten ale Fabri⸗ 
katen. 

5) S. Bew. Ordu. Art. 197-117, — Kein Theil der Gewer: 
be: Ordnung wird einen fo beſtimmten und allgemeinen Tadel 
aus dem Geſichtspuncte der Theorle erfahren, als die Bes 
ftimmung über ben Detailhandel. Ale Gründe, welche ger 

gen bie Sunftigfeit des Groshandels ſprechen (nach der eignen 






- 
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Anſicht der Gefeßgebung, ſprechen auch gegen bie Einfchliefung 
des Kleinen Handels. Und überdieß wo find die Gränzen zwi: 
ſchen beiden? Iſt bie Beſtimmung einer willfärlihen Gr 
des einzelnen Verkaufes in der: Natur der Sache ae 
"Die beiden Gründe, aus denen die Motive die Beibehaltung 
ber Zünftigteit zu rechtfertigen fuhen, Verh. von 1826, 
H. 2, ©. 342, möchten wohl fchwerlih gewichtig genug 
feyn, um diefen Einwuͤrfen die Wage zu halten. Wo ſieht 
man denn in andern Ländern, daß die Fabrikation verlaſſen 
wird, und Alle ſich in den freien Handel draͤngen? Und wel⸗ 
ches find denn bie ganz beſondern Erſchuͤtterungen und iin: 
fälle, welche den Handelsftand in W., mehr als andere Ges 
werbe, betroffen haben, und welche nöthigten ihm Monopol- 
Dreife zu feiner Wiedererholung auf Koften des Publicums 
und des Rechtes zu bemilligen?. 

6) S. Gew. Ord n. Art. 115 0.116. Durch V. D. vom 19. gänner 
1829 iſt entichleden, daß auh Frauensperfonen die Kram⸗ 
conceßion erhalten können. 

2) S. Inſtruct. zur Vollz. der Gewerbe - Drbn. vom 6. Juni 
1828, $. 26. Rbl. ©, 440. — Wenn ein Jude Trbdel-Handel 
treibt, fo tritt er dadurch In bie befonterd vernachtheitigte 
Kaffe der Schaderjuden, f. Thl. I. ©. 443. 

8) S. Gew.Drdn. Art. 131 — 142; Inſtruct. vom 6. Juni 1328⸗ 
$. 35 — 48; beſondere Vorſchriften über den Haufirhandel mit 
Senſen u. dgl. enkhaͤlt ein Erlaß der k. Reg. des Jart⸗-Krel⸗ 
ſes vom 3. März 1829 (abgedr. Im Conſulenten für Kaufleute, 
Tuͤb. 1830, G. 274 fg.) — Die Beſtimmungen über den Hau⸗ 
ſirhandel find hervorgerufen worden durch eine Eingabe der 
Kammer d. X. vom 19. Juni 1820, welche im Interefe der 
anfäßigen Kaufleute um Neviflon der Gefege über Hauſir⸗ 
handel bat. Anfänglich al abgefonderter Geſetzesentwurf über: 
geben, (f. Verb. ber 8. d. A. 1824, 4ted a. o. Beilh. ©. 1 
fg.) wurden auf dem Kandtage von 1828 bie Negirungsvorfchld« 
ge der allgemeinen Gewerbe Ordnung einverleibt. ? 
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9) S. Roller, DI. $. 473, Note. 

10) S. daf. $. 488. Die Beftimmungen über ‚bie zu bezahlen, ' 
ben Gebühren f. im Gefege über bie Acciſe⸗ Abgabe vom 18, 

Jull 1824 $. 4, und Beilage, RbL G. 5or. Beguͤnſtigungen 
bes GSraͤnz⸗Verkehres zwiſchen Balern und Wuͤrtemberg ſ. in 
Handelsvertrage vom 12. April 1827, Art. 4. Rbl. ©. 148 f8. 

11) ©. Gew. Ordn. Art. 135, 

12) Daf. Art. 132. 


2. Erieinterung der Sommunfcatiom, 
a. Sorge für die Landitraßen. 
Ge 232. | ' 
a. Die Staats-Heerftraßen. 


Die wuͤrtt. Geſetzgebung verläßt fich hinſichtlich des 
Baues und der Erhaltung kuͤnſtlicher Wege nicht auf die, ſei 
ed vaterlandslicbende fei es gewinnfuchende, Thaͤtigkeit des 
Einzelnen oder freiwilliger Privatvereine, fondern fie erklärt 
die Herftellang der nothwendigen Verbindungsmittel für eis 
nen Begenftand Öffentlicher Sorgfalt. Doch wird dabei ber 
ſehr wefentliche Unterſchied zwiſchen Staats⸗- und zwifchen 
Privats Straßen gemacht. Jene werden auf Koſten der all⸗ 
gemeinen Staatelaffe im Stande erhalten; dieſe von den eine _ 
zelnen Gemeinden, höchftene von den Amts⸗Koͤrperſchaften *). 

Zur Unterhaltung auf allgemeine Koften bat fi 
Staat verpflichtet bei allem Poft= und Eommercial s Strafs- 
fen 2). Dabei wird unter einer Poſtſtraße diejenige verſtan⸗ 
den, anf welcher ein regelmäßiger Poſt⸗Verkehr, na⸗ 
mentlich eine Voltwagen s Verbindung, ftattfindet; was eine 
Commercial: Straße fei, iſt nicht genauer angegeben, allein 
es ift der Natur der Sache nach jeder Weg barunter vers 
fanden, der nicht blos zu — ſondern zur all⸗ 
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gemeinen Verbindung der verfchiedenen Landestheile dient. 
Es werden alfo Handelsftraßen im engeren Sinne, dann aber 
auch Militär » Straßen u. dergl. feyn. Sehr häufig oder 
‚ meiftens, fällt freilich der Begriff von Poſt⸗ und von Com⸗ 
mercial Straßen zufammen, — Daß eine Staatsstraße 
auch vom Staate, ganz oder thelfweife, ſchon erbaut fei, 
ift matärlich durchaus nicht nothwendig 3), 


— 


x 


uebrigens ſind die Gemeinden uͤber deren Markung eine 
Staats⸗Straße laͤuft, nicht ganz von jeder Verbindlichkeit 


binſichtlich der Staats⸗-Straßen befreit, vielmehr haben fie 


nah $. 4. der Weg: Ordnung manche nicht unbedeutende 
Nebeupuncte zu beftreiten, über deren richtige Erfüllung ih⸗ 
nen Vorſchriften gegeben find *). — Außerdem ift es nicht 
felten, daß eine Gemeinde, eine Korporation, oder feldft ein 
einzelner Gutsbeſitzer einen beftimmten Beitrag oder eine ges 
wiße Lieferung zu leiften hat, in Folge von Verträgen, wel⸗ 
che 3. B. bei Erbauung, oder bei der Uebernahme der Straße 
auf den Staat mit ihnen gejchloßen wurden. Solche außer: 
ordentliche Leiftungen find in der Regel ale privatrechtliche 
Berbindlichkeiten zu betrachten, und im Streitfolle von ben 
“ Gerichten zu entfcheiden 5). 


‚die technifchen Vorfchriften, wie die Staats⸗Straßen 
anzulegen, wie fie zu unterhalten find, welche Beſtimmun⸗ 
gen für die bei denfelben vorkommenden Nebengegenftände, 
ale Sicherheitsſchranken, Wegzeiger und dergl. befolgt werben 
muͤſſen, hat ſich die Regirung theild in der AWegs Ordnung 
‚ son 1808, theild in den verichiedenen Suftructionen für die 
WegbausBeamten ansgefprochen ©). Von rechtlichem Jute⸗ 
seße find blos nachſtehende Vorſchriften: 

I. Jeder Beſitzer eines neben einer Staats⸗Straße lie⸗ 
genden 
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genden Gutes Bat länge der Straße Obſibaͤnme in beftimms 
ten Entfernungen zu fegen und zu unterhalten 7). 

2 Es darf Fein Banweſen irgend einer Art an einer 
Staats⸗Straße angelegt werden, ohne daß vor dem Aufange 
deſſalben Erlaubniß von ber Kreis⸗Regirung erfolgt iſt, wels 
che nur dann bewilligt werden kann, wenn das Gebaͤnde (je 
nach feiner Beſtimmung) fo weit zurüdgerädt wird, daß 
weder durch daffelbe, noch durch feine Benußung die Straße 
verfperrt wird 8), 

3. Das Berfperren der Straßen durch Holz, Steine, 
Dünger, Wagen u. f. w. ift verboten ?). 

4 Degradation über Benutung der Gräben, fo wie 
der Uferbauren , ferner Befchädigung. des Weges felbft oder 
der Neben s Anftalten ift bei Strafe unterfagt 10). 

Für Benuͤtzung ber Staatsſtraßen wird weder im eins 
zelnen Kalle noch durch eine eigene allgemeine Abgabe etwas 


entrichtet; fondern anftatt deffen ift ein Zufat zum Zolle bei ' 


jeder Waare eingeführt 77); und zwar hat fih der wuͤrtt. 
bairifhe Zollverein gegen Preußen verbindlich gemacht, die⸗ 
fen Beilchlag nur in dem Betrage beizubehalten, wel 
gewoͤnlichen Herſtelluugs⸗ und Unterhaltungstoften angemeis 
fen if. Das im J. 1828 in Preußen befichende Chauffers 
geld wird als nie zum Überfteigendes Maximum angenoms 
men 32). 
1) Erft in ber Mitte des ıöten Jahrhunderts fing in Wirt: 
temberg der Bau von Chauffeen, d.h. kunſtmaͤßig angelegten und 
unterhaltenen Straßen, m. Im %. 1752 wurde bie erite 


Wege: Drbnung erlaffen. Dieſelbe fteüte die, frellich unbilli⸗ 


ge, Regel auf, daß die an der Straße liegenden Gemeinden 

und Aemter allein fuͤr dieſelbe zu forgen haben. Diefe Des 

ftimmung gab zu manden Klagen Anlaß, und ed wurde daher 
Moni Staateredit II. 42 
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im Erbvergleiche, Cl. IV. 6.23, die Errichtung eine 
allgemeinen Gtraßens Kaffe beſchloßen, und unter bem 18. 
Jänner 1772 eine neue Weg⸗Ordnung erlaffen. Dieſelbe bes 
bielt gefehlihe Kraft bie zum 23. Det. 1808, unter welchem 
Rage wieder eine Weg⸗Ordnung erſchien, beren Revifion im 
Wege der Geſetzgebung jedoch abermals bevorfteht, ſ. Werd. 
der 8. d. A., 1830, H. 3, ©. 635, . 

2) S. Weg:Drdbn. vom 23, Det. 1808, 6. L ABEL. von 1809, 
©. 19. 

3) Württemberg iſt längft wegen ber Ausdehnung und der Güte 
feiner Heerftraßen bekannt. In der Finanz-Perlode 1826—29 

batte der Staat 770,490 Decimal⸗Ruthen (über 600 Stunden 
Weges) Staats: Strafen im Bau. Der jährlihe Aufwand 
bierfür iſt ungef. 400,000 fl., ſ. 3. B. Verh. der K. d. A., 

| 1830, 3tes a. o. Beilh. G. 30 fg. 

4) Die von den Gemeinden zu tragenden Leiftungen find folgens 
be: a. bie Erhaltung der Chauffee Innerhalb Etterd; b. bie 
Unterhaltung derjenigen Brüden, welche fie vor Anlegung ber 
Shauffee fhon zu ihrem eigenen Nutzen unterhalten mußten, 
und deren Unterhaltung ihnen vom Staate nicht befondere 
abgenommen ward; c. die Ausfchlagung der Gräben auf Ihrer 
Wertung, mit Ausnahme ber über herrfhaftlihe Güter oder 
Waldungen führenden Streden ; d. die Reinigung der Dohlen; 
e. bie Anlegung der Gäterbräden, und ber wegen ber Seitens 
wege nothwendigen feinen Bruͤcken über die Chauffeegräben; £. 
die Unlegung ber Sicherheits⸗Schranken; g. die Setzung ber Wegs 
Zeiger; h. die Segung der Chauflee-Bdume auf Allmanden ; 
i, die Erhaltung der Numer:Stoßen; endlih k. der Transs 
port der Steinwagen. Die Berbindiichkelt zur Abräumung 
von Schnee wird ausgeſprochen In einer (ungedr.) Verfügung 
vom Gebr. 1822. — Gegen mande biefer Laſten, namentlich 
gegen das Ausfchlagen der Chauffee-Gräben, wurden ſchon 
mehrere male In der Staͤnde-Verſammlung Anträge gemacht; 
bis int ohne Erfolg. 
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5) Diefes wird beftättigt durch eine (ungede.), dom Könige an 
diie Minifterlen der Juſliz, bee Finanzen und bes Intern er, 
kaffene Verfügung vom Juni 1828, welde verorbnet, daß das 
Erkenntniß über die Baulaft an Öffentlichen Wegen zum Würs 
kungskreiſe der Pollzeijtellen gehbre, mit Vorbehalt des 
Rechtsweges, wenn eine Parthie ſich auf einen befondern 
privatrehtlihen Titel berufe, vertiäge deſſen einem Deltten 

‚hierzu die Werbindiichtelt obliege. 

6) Diefe Inſtructionen find: Juſtructisn für die Oberweg⸗ und 

Weginſpectoren, s. d. 1817, Stuttg. 125 (Juſtructivn für bie 
Wegmeiſter vom 27. April 1808, MdL. &. 333, (auch beſon⸗ 
ders sebrudt;) Inſtruetlon für bie Wegknechte, s. d. Stuttg. 
18055 13; Vorſchrift vom 4. Juni 1821, über die Wuͤrkſamkeit 
der Ortsbehoͤrden und Dberämter beim Straßen: Bauamt, R BI. 
©, 310. Zuſammengeſtellt find diefe Vorſchriften bei Hezel, 
Bd. VI, ©. 79 fg. und VIII, 681 fü. Man vergl. auch noch 
den (ungedr.) Erlaß vom Febr. 1820 Aber die Einthellung bee 
Staatsſtraßen in zwei (Wichtigleits-) Kiffen, was von Eins 
fluß auf bad Gefälle der Steigen ift. Kritik und Aenderungs⸗ 
vorfchläge giebt: v. Welden über den Staats: Strafen: Bau 
in ®. Ulm 1825, El. 8. 

2) V. O. vom 13. Sept. 1806; Allgem. V. V. vom 13. Junt 
1808 RbL. ©. 347; (ungedr.) Eriaß an die ſaͤmmtl. Wege 
Inſpectoren vom 28. Aug. 1816. Die Vorſchrift ift, daß die 
Bäume mwenigftend 24 Schuh van einander, und „wenlgſtens“ 
6 Schuh vom Graben entfernt zu pflanzen felen. Schr zweifels 
haft if, ob durch bie bloße ungebruete Minifterlal » Verfügung 
vom December 1829 mit Recht. befohlen werben konnte, Die 
Bäume 10° zurädzuräden; denn mit der Erfüllung des ‚‚We 
nigſten“ war dem Geſetze Genüge geleifigt, Ein folcher Ein- 
griff in Eigenthumsrechte kann nur durch ein Gefes gerecht⸗ 
fertigt werden. | 

8) ©. Weg: Drbdn. 6. 16. nn 

NM Dat. 9.19 


\ 


Ä 


42. 
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10) Daf. 9. 30 fg. 
11) Die Beftimmungen über die Straßenbau: Abgaben haben ſich 
tm Laufe ber Zeit ſehr manchfach geaͤndert. Zunaͤchſt war die 
Exthebung eines Weggeldes angeordnet, ſ. V. O. vom 13. Aptil 
1808; hierauf ein Zoll von jedem über die Graͤnze gehenden. 
Zugthlere, ſ. V. O. vom 5ten Det. 1810; dieſer wurde er⸗ 
ſetzt duech eine Kopfſtouer auf alle größere Vlehgattungen, ſ. 
Sefeg vom 28ſten Juni 1821. Die itzige Einrichtung iſt ges 
— troffen duch V.O. vom a8ften Sept, 1828, Rbl. ©. 573. 
Eine durch letztere Verfügung hervorgerufene Debatte Aber 
das formelle Recht ber Negirung eine Abgabe durch Verord⸗ 
nung aufzuheben f. in den Verh. der K. d. A., 1830, 9.1, 
©. 170 fg. | | 
12) ©. Vertrag mit Preußen vom zöften Full 1829, Art. 6, 
Robl. S. 294. — Der bisher erhobene Belfchlag ſcheint uͤbrigens, 
wenn der Voranſchlag des Finanzminifterlume (zu 122,000 fl., 
F. Verh. der K. d. A., 1830, 8tes a. 0. Beil. H. ©. 115) 
irgend richtig iſt, eher eine Erhoͤhung als eine Minderung er⸗ 
lelden zu muͤſſen, wenn er die —— der Staats⸗ 
ſtraßen deden ſol. 


§. 233. 
8. Die Vicinalwege. 


Die nicht vom Staate Äbernommenen dffentlichen Stras 
gen, fomit diejenigen, welche nicht zum Behufe des allge⸗ 
meinen Verkehres im Königreiche und mit dem Auslande, 
fondern nur zur Verbindung benachbarter Gemeinden dienen, 
heißen Vicinalwege, Nachbarfchafts- Wege. — Ihre Ant 
legung fowohl ale re Unterhaltung gefchieht nicht auf Kor 
fien des Staates, fondern in der Megel auf Koften der Ge⸗ 
meinden oder Gutsherrſchaften, ſo weit ſie auf deren Markung 
laufen; zuweilen auch, bei größeren Unternehmungen, auf 


1 
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Koſten der Amtskoͤrperſchaft 7). Einzelne Gäterbefiter oder 
Korporationen Tonnen nur durch ſpecielle Rechtstitel zu eis 
nem befonderen Beitrage verbindlich gemacht werden. Ein 
Mech der Megirung, eine Gemeinde zur Ablegung eines bes 
flimmten Vicinalweges zu noͤthigen, ift nirgends Ausgefpros 
chen, — Die Gemeinden haben Fein Recht fuͤr die Benuͤtzung 
ihrer Straßen Weg⸗Gelder oder aͤhnliche Abgaben einzuzie⸗ 
ben, ſondern fie erhalten eine (freilich häufig fehr ungend; 
gende) Entichädigung aus der Staatskaſſe ). Nur für die 
Bentzung von Bruͤcken und. Pflaſter inuerhalb Etters iſt 
manchen Gemeinden der Bezug einer Abgabe vom einzelnen 
Reifenden geftattet; jedoch hat fich die Regirung durch den 
Handelsvertrag mit Preußen anheiſchig gemacht, auch dieſe 
laͤſtige Erhebungsart (ndrürkih gegen Entfhädigung der Ges 
meinden) aufzuheben 3). 

Ueber die Art der Anlage der Virinals Wege ift nur fa 
viel verordnet, daß fie beftändig und zu jeder Jahreszeit fahrs 
bar feyn, und alfo gut planirt, mit Abzugsgräben, Bruͤcken, 
Dohlen und Sicherheitsfchranfen verſehen werden muͤſſen. 
Kuͤnſtlichere (chauffeemäßige) Anlagen fi ud nur da Zwangs⸗ 
pflicht, wo fie zur befländigen Brauchbarkeit des Weges noth⸗ 
wendig find. Jichernehmeen: mehrere Gemeinden oder eine 
Amtöldrperfchaft freiwillig die Ehauffizung einer Vicinal⸗ 
Straße, fo Tönden, in Ermangluig gätlicher. Uebereinkunft 
oder eines beſonderen Rechtstitels, die Eigentphmer von guts⸗ 
herrlichen Mirkungen nur zu einem Beitrage gendthige wer, 
den, welcher nach den gewoͤnlichen Baukoſten bemeffen iſt ).- 
Die Unterhaltung der Biöinal- Wege muß durch Frohnen, und 
darf wicht durch Umlagen von Geldbeiträgen gefchehen 5). 

Zur Aufſicht Aber ihre Straßen kdunen fi) die Gemein⸗ 
den auch der Löniglichen Meg: Beamten gegen eine billige 


— 
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Entichäbigung hedienen, wenn biefelben keine Staatsgeſchaͤf⸗ 
ten zu beforgen haben; fie mäf fen fogar fi fid) derfelben bes 
dienen bei der Anlegung neuer, Tunfimäßiger Wege. Von 
Zeit zu Zeit haben die Weg⸗Inſpectoren und Kreisbaurärhe 
die fammtlichen Vicinal» Wege bei Gelegenheit ihrer fonfiis 
gen Amtöreifen zu befichtigen, und den Gemeinden die noͤ⸗ 
thigen gefelichen Einrichtungen gu befchlen 6). Dem Ober⸗ 
amtmanne licgt bie unmittelbare und unnnterbrocdhene Aufe 
ficht Über die Vicinal«Stragen in feinem Bezirke auf; er 
kann zur untergeordneten Beſorgung derſelben einen eigenen 
Wegmeiſter für das Oberamt annehmen. 


NDS. BD. vom ıyten Juni 1828, über bie Baulaft der Nach⸗ 
barſchafts⸗ Wege, MdL ©. 553. Der Geſe tz gebung wird 
dabei vorbehalten zu beſtimmen, In wie ferne efazelne, nicht 
im Gemeindeverbande aber auf der Markung liegende, Guͤ⸗ 
terſtuͤke beizuziehen felen; ebenfo, In welchen Fällen benach⸗ 
harte Gemeinden, Gutsherrſchaften m. f. w. einen Beitrag zu 
(etften haben, wenn für den Prlichtigen die Laft außer Ders 
haͤltniß wäre. 

2) S. Geſetz über die Straßenbau s Abgaben vom z8ften Inni 
1821, 6. 1, Rbl. ©. 362. — Die ganze Summe, welde den 
Gemeinden an EntfhädlgungsrGeldern bezahlt wird, Seträgt 
mir 9,382 fl. 5 kr., ſ. Verh. der K. bd. A., 1830, 3tes a. 
o. Bell. H. iſte Abthl. G. 10o3. 

- 3) &; Act. 6 des Vertrages zwiſchen dem maut. balriſchen und 
dem preußiſch⸗ darmitaͤdtiſchen Zollvereine vom sten Juli 
1829, MdL. ©. 205. Zur Ausführung iſt bis ing dieſer punct 
noch. ulcht gebracht worden. | 

4) & Decret vom 5ten Gebr. 1811, bei Knapp, RNepert. IV, 
©, 587, vergl. mit Decret vom 4ten Dec, 1811, daf. &. 
590; namentllch aber bie angef. V. O. vom ıyten Junf 1828, 
6. 2 und 3. 
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5) S. Signat. vom 6ten Juni 1807, $. 1, bei Anappı Mes 
pertor. Bd. II, Abthl. 3, ©. 415 ferner Decret vom, 
sten Dec. Igır, daf. Bd. IV, ©. 590. Die Unzwedmäßtgs 
keit biefer Beſtimmung duͤrfte keinem Zweifel unterliegen. 

6) S. Inſtruction der O. Wege Infpectoren, $. 3; Decret vom 
Sten Gebr. 1811, bei Knapp, Repertor. Bd. IV, ©. 390. 


§. 234 
7. Verwaltung des Straßenban⸗Weſens. 


"Eine eigene technifche Behdrde zur Verwaltung des Stras. 
Genban-Wefeng befteht, feit Aufldfung der Section des Stra⸗ 
fen, und Bruͤckenbau⸗Weſens im J. 1817, nicht; fondern 
Die. Berwaltungebehdrben im Minifterium bes Innern before 
gen auch dieſen Theil der Polizei, die Br mit Beigebung 
von Technikern. 
| Das Minifterium des Innern betiist it nuterſtatzung | 
eines technifchen Referenten, die oberfte Leitung, und genchs 
migt oder veraͤndert namentlich die von den Kreisregirungen 
eingefendeten Bau-Etats 7), Nur bei außerordentlichen und 
fo dringenden Fällen das Berichterflattung nicht möglich ift, 
dürfen bie untergeordneten Behörden ohne vorläufige Anfra⸗ 
ge beim Miniſterium bedeutendere Arbeiten unternehmen laſſen. 

Die practifche Leitung des ganzen Straßenbau s Wefens 
haben die Kreisregirungen; mud' ihre Gefchäfte beſtehen 
dabei namentlid im der Unterfuchung und Beobachtung bes 


| Auftandes ber Staats⸗Straßen; in der Herftellung und be - 


fländigen Richtighaltung einer Beſchreibung fämmtlicher Meere 
firaßen und Bräden des Kreifes; in der Entwerfung und 
Vegntachtung ber jährlichen Ban: Etats; in der Sorge für. 
techniſche und finanzielle Ausfährung der genehmigten Etats; 
endlich in der Prüfung und Decretur der Koftenszettel 2). 
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Bur Beforgung des Techniſchen ift der Negirung ein 
ı Meferent vom Fache (Kreisbanrath) beigegeben, und find ihr 
(2 bis 4) Weg = Infpectoren untergeordnet. Jen er bat alle 
Sahre alle Straßen des Kreifes zu bereifen, und bei diefer Ges 
legenheit die, von deu Weg⸗Inſpectoren vorgearbeiteten, Weg: 
baus Etats an Drt und Stelle zu prüfen 3), größere Balls 
wein nad) deren Beendigung zu übernehmen. Die Wegs 
Inſpectoren haben die unmittelbare, ununterbrochene Hufs _ 
ſicht auf einen beftimmten ihnen zugetheilten Diſtrict, und 
die Uebernahme der kleineren fertigen Baumefen, "wenn fie 
diefelben vorfchriftmäßig und tächtig erfunden haben bei einer, 
in Begleitung eines Oberamts-Controleurs vorzunehmenden, 
Unterfuhung. Sie haben alle Staate-Straßen ihres Bezirs . 
kes vierteljährig zu bereifin, und Über den Erfund zu berich⸗ 
ten. Ihre Verfügungen haben fie gemeinfchaftlich mit dem 
betreffenden Oberamte zu erlaffen. Bon ihnen zunächft ges 
hen die Vorfchläge zu den neuen Bau⸗Etats aus; gemeins 
ſchaftlich mit dem Oberamte fchließen fie die Accorde *). 

An die Oberaͤmter wird von ber Regirung ber fie bes 
treffende Theil des genehmigten Etats ausgefchrieben, damit 
fie num, unter Zeitung bes Weg⸗Inſpectors, denfelben vollzie⸗ 
hen laſſen. Sie haben Überdieß die beſtaͤndige Aufficht auf 
die Straßen in ihrem Bezirke; namentlicy aber auf die Bis 
einals Straßen. Bei Neubauten baden fie, gemeinfchaftlich 
mit dem Techniker, die verfhicdenen Baulinien zu prüfen, 
und nach ihren verfchiedenen polizeilichen und rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zu unterſuchen. Sie haben die Controle uͤber die 
Zahlungen 5). — Die Ortsbehoͤrden aber find verantworts 
lich für die Vollziehung der den Gemeinden bei den Staats 
Straßen obliegenden Verbindlichkeiten; fie haben die orts⸗ 
polizeiliche Aufſicht auf die gehdrige Breite der Straßen, ends 
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| lich die Uufficht auf die Uebernehmer von Beuarketn, vißs 


mentlich aber die Beifuhr des Materials‘), 
Die Arbeit felbft wird entweder durch Wegknechte, wel⸗ 
che für eine beſtimmte Summe eine gewiße, kleinere oder 


größere, Straßenſtrecke zu bearbeiten haben, oder durch Tape 


löhner beſorgt 7). x ne 


1) S. Juſtruct. über die Behandlung der Vau⸗ Gegenſtaͤnde 
vom ıoten Juni 1818, Rbl. ©. 362 fg., $. 9 und 11. Das 
Mechnungsweſen iſt regulirt durch Vorſch Bu vom 4 a 
1821, MbL. ©. 307. 

2) Daf.$. 2 und 3 

3) Dat Safe ‘ en 

2 S. VBorfhrift Aber. den arte des Oteramt- 
manns In Straßenbau: Sahen, vom aten Juni 1821, Ark. Is 
RbIl. ©. 3105 (ungedr.) Erlaß vom Juni 1821; endlich Ber 
fügung' über denfelben Gegenftand, vom ııten März 18254 
Rbl. ©. 1645 endlih (ungedr.) Einfchärfung und Erläutes 
tung dieſer legteren Verfügung vom April 1825. — Die Ans 
ſtruction der Weg: Infpectoren ſ. eben 6. 233, Note 65 in 

Bezilehung auf ihre Diäten u. f. w. gilt die Inftruction vom 
z5ften Juni 1817, bei Knapp, Annalen, II, ©. 399 fg. 

5) ©. die angef. Vorſchrift, Ne IL, und bie’ Verfuͤguns 
vom J. 1825. 

6) Ebendaſ. Ne. I. = | Ä 

7) Die Inftructionen. der Wegmelfter: und Wegknechte ſ. oben 
$. 233, Note 6; über den Verfuh, die gangbarften Straßen 
duch Taglöhner im Stande erhalten zu laffen, f. die Verh. 
der K. d. A., 1830, 3120 0. BL: ıfte ab. ©. 35, 


$ 235, 
b. Schiffahrt und Flußbau. 


Bon ebenfalls hoͤchſt bedeutender Wichtigkeit für den Staat 
und die Einzelnen iſt eine wohlgeordnete Wafferbaus Polizet, 
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— Diefelbe hat einen doppelten Zweck, einmal durch Befeſti⸗ 
gung der Ufer und Ausraͤumung des Bettes die angränzen« 
den Güter gegen Beſchaͤdigungen zu fichern; zweitens, durch 
Grändung, Erhaltung und Verbefferung fdiffbarer Waſſer⸗ 
firaßen ein wohlfeiles und bequemes Verbindungsmittel hers. 
zuftellen. Diefe nr Thätigkeit theilt fich wieder ein im 
bie Sorge für die natürlichen Wafferfiraßen, und in Erbaus 
ung kuͤnſtlicher (Kanale). 

‚Schr wenig hat bis ißt der wuͤrtt. Staat für dieſen 
wichtigen Zweck gethan; obgleich ſowohl durch die Zahl feis 
ner fließenden Gewäffer zu zweckmaͤßiger Thätigkeit anfges 
fordert, als durch deren ſtarken Fall und geringe nathrliche 
Schiffbarkeitdazugendthigt. Außer einigen allgemeinen unzureis 
chenden Verboten, ſchaͤdliche Gebäude an den Fluͤßen zu errich⸗ 
‚ten 1); ferner dem Befehle an den Ufern Weidenholz zu pflan⸗ 
zen, und die Ufer Ääberhaupt nicht entblößen zu laffen 2); 
endlich dem Rathe an die GemeindesVorftcher alle Waffers 
fchäden ſogleich, und dann wohlfeiler als fpäter 3), ausbeffern 
zu laffen, Hat die Gefeßgebung durchaus keine Beflimmungen ges 
geben, weder über Die Art und Weiſe des Waflerbaues, noch über 
die Verbindlichkeit denfelben zu bezahlen. Don Anlegung ardße⸗ 
rer kuͤnſtlicher Waſſerſtraßen ift ohnedem Feine Rede geweſen. 
Diefer ganze Theil der polizeilichen Thätigkeit erwartet nicht 
zur feine ‚Ausbildung, fondern felbft feine Begründung *), 


1) 8. Fiſcher-Ordnung, Ark. 28. 

2) ©. Gen. Reſcript vom zoften Febr. 1792. 

3), S. Eommun-Drdn., Kap. III, 2, 6. 9. 

4) Der gänzlihe Mangel an Vorſchriften und an Thaͤtigkeit In 
einem fo wichtigen Puncte iſt .von der Megirung felbft laut 
anerlannt worden, und fie hat Ihrer Seits augefangen, dem 
Uebel abzuhelfen, indem fle der St, Verf. von 1830 ben Cuts 


. 





667 


wurf einer Flußbau⸗Ordnung übergab. Derfelbe iſt jedoch anf 

diefem Landtage nicht mehr zur Beratung gefommen. Bel 

der Ungewißheit darüber, welche Aenderungen dieſer Entwurf 

noch zu erlelden hat, koͤnnen die Vorſchlaͤge derſelben nicht 

einzeln, und in ihren Folgen entwickelt, hier Platz finden; 

daher nur Folgendes uͤber deſſen Hauptgrundſaͤtze: der Flußbau, 
d. h. ſowohl die Erhaltung der Ufer, als die Schiffbarmachung 
des Stroms, iſt Pflicht jeder Gemeinde innerhalb ihrer Mars 

ung; nur bes Privatgewaͤſern hat der Gigenthämer, In Faͤl⸗ 

len von Prwwatrechts titeln der Dadurch verbindlich Gemachte, die 

Koſten zu übernehmen; endlich trägt bei ſchiffbaren Strecen 
ber Staat dem dritten Theil, bei blos ſtoͤßbaren ben fechsten 

hell der Koften. Bei unverhaͤltnißmaͤßig großem Aufwande 

übernimmt von dem, die Kräfte des Pflihtigen uͤberſteigen⸗ 

ben, Aufwande der Staaf drei Viertel, die Amtskorporation 
“ein Viertel. — Ueber die an den Gewäffern vorzunehmenden 

Arbeiten enthält ber Entwurf wenigſtens einige allgemeine 

Vorfäriften, ebenfo über die au denſelhen zu errichtenden 

Banwerke. — Die nähfte Handhabung ber Waſſerbau⸗Pollzei 

Yaden die Ortsbehörben, welche einen oder mehrere Untere 

auffeher (Waſſervoͤgte) zum ernennen haben. Die Aufficht über 
fe fuͤhren die Dberämter. Ge für eine Anzahl Oberämter wirb 

ein Waferbaumelfter vom Staate aufgeftelit, deſſen ſich die 

Gemeinden bedienen mäffen, und weicher Befihtigungs-Meifen 

au machen bat, In jedem Kreife endlich bat die Resirung 

die Oberaufſicht. S. Verh. ber K. d. u 1830, H. 2 © 

E 418 


Ge 2366 
0. Hof, 


Eine gut eingerichtete Poſt⸗Auſtalt iſt einer der wichtige 
flen Träger der Gefittigung. Gut eingerichtet aber ift die 
ſelbe, wenn fie Perfonen, Waaren uud Bricfe ficher, wohl⸗ 
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fett, Schnell und bequem von einem Orte zum andern ſchafft. 
Dieſe Forderungen aber werden am gemwißeften erreicht wers 
den, wenn die Befdrderung der Briefe der Negirung ale 
Polizei Anftalt, die der Perfonen und Waaren aber der freien 
Concurrenz der Privaten überlaffen iſt. Theoretifhe Gründe 
und die Erfahrung derjenigen Känder, in welden die Poſt 
am beften eingerichtet iſt, zeigen dieſes 1). — Württemberg" 
Poſteinrichtung iſt nicht nach ſolchen Grundſaͤtzen eingerich⸗ 
tet, ſondern man glaubte hiſtoriſchen Verhaͤltniſſen weitge⸗ 
hende Ruͤckſichten ſchuldig zu ſeyn. 

Durch die Uſurpationen der deutſchen Kaiſer war die 
anfänglich niederländifch = fpanifche Poſt nad) und nad in 
ein Taiferliches ausfhließendes Monopol verwandelt wor⸗ 
ben, troß ber Vorftellungen der Reichscollegien und des Wi⸗ 
derſtandes der einzelnen Neichsfärften?). „Vergebens hatten 
ſich namentlich auch die wuͤrttembergiſchen Herzoge gegen die 
Verdrängung ihrer eigenen Landespoſten durch die Tariſche 
gefeßt; fie mußten am Eude — unter einziger Rettung des 
Botenweiene — die Briefpoft ganz, die fahrende Poſt aber 
auf eine beflimmte Anzahl von Jahren pachrweife an Taris'abs 
laffen 3). — Als aber Gewißheit wurde, daß Württemberg in 
Bolge des Feldzuges von 1805 eine — wenn ſchon noch ber 
ſchraͤnkte — Souverainetät erhalten wuͤrde, fo hielt ſich die Res 
girung an diefe vom Kaifer aufgedrungenen fremden Poften 
nicht mehr gebunden, und hob daher die tariichen Poften 
ganz auf, und übernahm diefelbey in die eigene Verwaltung 
des Staates, Dieſe neue Einrichtung, keineswegs in jeder 
Beziehung tadellos, und die ganze Anftalr nur aus dem 
finanziellen Geſichtspuncte betrachtend, dauerte aber nur bis 
zum Fahr 1819. Auf dem Wiener Congreffe hatte es das 
Taxiſche Haus, tro manches Widerſpruches namentlidy auch 
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von Seiten Woͤrttembergs, dabin zu bringen gewußt, ba’ 
als eigener Artikel der deutſchen Bundesacte ihm entweder 
| Zuruͤckgabe der Poſten in dem durch den Reichsdeputations⸗ 
Receß beſtimmten Umfange oder Entſchaͤdigung deßhalb 
zugeſichert wurde. Wuͤrttemberg wählte — leider — die Zus 
ruͤckgabe anftatt einer aus den Staatsdomänen zu leiftenden 
Entſchaͤdigung, und durch einen Vertrag vom 27ſten Juli 
1819 wurden alle Poflen im ganzen Umfange des Königreis 
ches, reutende fowohl als fahrende, an Taris zuruͤckgegeben, 
unter manchen für die Entwicklung der Communicationds 
Mittel fehr erſchwerenden und dadurd) den Verkehr auf lange 
Zeit, wo nicht immer, bemmenden Bedingungen *). Dieſer 
Vertrag beftimmt denn im wefentlichen Folgendes: 


1. Die Würde und das Amt eines Erb- und Lands 
Poſtmeiſters, und mit demfelben das mußbare Eigenthum 
und die Verwaltung ſaͤmmtlicher Poften und der damit vers 
bundenen Mechte ift dem Kürften Karl Alexander von Taxis 
und defien fiandesmäßigen männlichen Nachlonmen 5), | 
bei deren Abfterben dem Fuͤrſten Marimilian von Taris und 
feinen Nachkommen bdiefer Urt als Erb⸗Mann⸗Thron⸗Lehen 
verlichen. Eine Meräußerung, Verpachtung „ Theilung oder 
" Subinfendation des Lehen? findet nicht flatt. Das Oberei⸗ 
genthum, die Beftättigung aller Poftftellen, das Mecht der 
Geſetzgebung und der Polizei, der Gerichtsbarkeit und der 
Strafrechtspflege in Poſtſachen, endlich die Vertretung der 
Poſtanſtalt gegenuͤber von fremden Staaten bleiben der Regi⸗ 
rung als unveraͤußerliche Hoheitsrechte 6), | 

2. Das Minifterium des Innern hat die Leitung und 
Aufficht auf das Poftwefen, und erläßt feine Weifungen dars 
über an die Generals Poftdirection in Frankfurt, welde als. 
Landesſtelle betrachtet. wird; feine wuͤrtt. Poftftele kann 





670 


. einem fremden Poſtamte untergeordnet werden; Klagen ge⸗ 
gen die Poſt werden vor den wuͤrttembergiſchen Gerichten an⸗ 
gebracht; Beneunung, Wappen, Kleidung u. ſ. w. bei der 
Poſt find wärttembergifh, dagegen behalten auch die taxi⸗ 
ſchen Beamten bie fräheren Privilegien und Freiheiten der 
Böniglichen Poftbeamten in Beziehung auf Frohnen, Quars 
tir u. ſ. w. Der König ernennt aus zwei von Fuͤrſten von 
Taxis vorgeſchlagenen Inlaͤndern die Poſtbeamten 7). 


3. In materieller Beziehung iſt beſtimmt, daß Poſt⸗ 
taren und Erhöhung ber Porto's von der Regirung aus⸗ 
geben; fie hat das Einwilligungsrecht bei allen vom Zürften 
abgefhloßenen Pofts Verträgen, *o wie bii der Beſtimmuug 
und Abänderung der Poflcurfe; die wärtt. Poftgefeße, mas 
mientlich das über Heilighaltung bes Poſtgeheimniſſes 8), fo 
wie die Reglements und Ordnungen bleiben in Kraft ?). 

4. Die General: Poftdirection hat eine diſciplinariſche 
Strafgewalt über das wuͤrtt. Poftperfonal; eigentliche Civil⸗ 
und Eriminal-Rlagen find aber von den Gerichten bes Staa» 
.te8 zu verhandeln. ‚Der Fürft von Taris hat bie Penſibnen der 
Beaniten zu Übernehmen; dagegen nehmen fie Autheil an der 
Wittwen⸗Penſionsanſtalt des Staates. Auf eine fremden Pofte 
dient Fönnen fie gegen ihren Willen nicht verfeßt werden 79), 

5, Der Erb= Landpoftmeifter hat einen jährlichen Lehen. 
Canon von 70,000 fl. an die Staatslaffe zu bezahlen; fers 
ner das frühere Chauffee= und Weggelds Averfum; er ftcht 
auf allen taxiſchen Poften für den Werth der in Woͤrttem⸗ 
berg aufgegebenen Poſtſtuͤcke; er hat endlich einer beſtimm⸗ 
ten Anzahl von Anftalten, Perfonen und Gegenftänden das 
Poſtfreithum zu gewähren, und zwar für den König, bie 
Mitglieder des Töniglichen Haufes, das Minifterium der 
auswärtigen Ungelegenheiten auf allen tarifchen Poſten, ‘für 

u 
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die übrigen Perfonen nnd Anftalten aber innerhalb des Ad, 
nigreiches 27). Die nicht deſonders ausgenommene amtliche 
Eorrefpondenz wird bezahlt 22). 

6. Der Erb=Landpoftmeifter Hat in manchfacher Bezies 
bung ein Monopol zum Transporte don Perfonen und 
Sachen in Unfpruch zu nehmen. Vor Allem darf neben, feis 
nen Poſten Feine andere Poftanftalt im Königretche errichtet 
werden, und felbft fogenannte Ordinari⸗Fuhrwerke, d. h. 
Heifewagen, welche zu gewißer Zeit und ohne beflimmte Bes 
ftellung zwifchen zwei Orten hin, und hergeben, dürfen ohne 
Erlaubniß des Fuͤrſten nur da errichtet werden, wo Feine 
regelmäßige Poftwagen s Verbindung ftatt findet. — Hinſicht⸗ 
Lich der durch Frachtfuhrleute und Boten zu verfendenden Ge⸗ 
genflände iſt beftimmt, daß aller amtliche Briefwechſel, fo 
wie die Verfendung von Geldern und Pretiofen der tarifchen 
Poſt vorbehalten bleibt, ebenfo hat diefelbe manche Vorrechte 
in Beziehung auf die Beſorgung von Briefen und Effecten 
zwiſchen Orten, unter welchen eine regelmäßige Poſtverbin⸗ 
dung flanfindet, indem fie das unbedingte Monopol bei 
Briefen, binfichtli) der Waaren aber wenigftens bei vielen 
Sattungen ein Vorrecht har. Pur den hierunter nicht bes 
griffenen weiteren Verkehr dürfen fahrende, reutende und fußs 
gehende Boten in allen. Richtungen frei beforgen 73). Die 
technifchen Borfchriften über bie Einzelnheiten der verfchiedes 
nen Urten von Poftverkehr f. bei Hezel an den in Note 9 
genannten Stellen. DaB auch hier manche Verbeflerung möge _ 
lich wäre, zeigt wohl am unftreitigften eine a mit 
den Poftanftalten anderer Länder, ' 


I) Trot der weitlaͤufigen Literatur über das Poſtweſen (ſ. die⸗ 
ſelben aufgefuͤhrt in Viſcher's Zeittafel des Poſtweſens. 
Tuͤb. 1820, 4, S. 43 — 59) iſt dennoch ein Werk, welches bie 
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Grundſaͤte, erläutert durch die neueſten Erfahrungen und Bei⸗ 
ſpiele fremder Länder, mit Sachkenntniß und Klarheit auds 
einanderfegte, unbefriedigtes Beduͤrfniß. Klüber’s Häufig 
genamte Schrift: das Yortwefen in Teutfchland, wie ed war, 
ift, und feyn könnte. Erl. 1811, 8, iſt zu oberflaͤchlich bei al- 
ler Breite. | j 

2) Das Nähere hierüber f. bei: Puͤtter, Abh. über das 
Relchspoſtweſen, in f. Grörterungen, 9. 1; Häbelin, deut: 
ſches Staatsreht, Bd. HI, 6. 350 fg.; und J. 3. Mofer, 
deutſches Staatsrecht, Bd. V, S, fg. Eine für Taxis ganſti⸗ 
gere Anfiht führt dagegen aus: Hiftorifch: ftatiftiihe Abh. 
über das falferlihe Reſervatrecht des Reichspoſtweſens. Mes 
gendbg. 1790, 8. 

8) Herzog Ludwig hielt fih im 3. 1586 für berechtigt neben 
den ftehenden kaiſerlichen Poſten nod eigene Landespoften zu 
errichten, ohne daß dagegen von Jemand Scheint ein Einfprud 
gemacht, oder die Merlegung eines Rechtes behauptet worden 
zu feyn. Und als im J. 1595 Rudolph II die befannte 
Ufurvation fi erlaubte, 2. von Taxis zum deutſchen Neiche: 
Generat:öberpoftmelfter zu ernennen, und das Poſtweſen für 
ein kalſerliches Negal zu erklären: fo ſchrieb Herzog Fries 
de rich: „weil es feine Schuldigkeit iſt, fo darf man auch 
nicht parleren, wie wir. es auch nicht thun werden, ober Ihre 
Mai. bitten für die Poften zu bitten, felbe anders wohin zu 
legen. Dann wie es vor Alters gehalten worden, fo bleibt 
es.” Allein leider konnte, namentlich im dreißigiaͤhrigen Krie⸗ 

ge, Württemberg den Forderungen des Kalſers nicht Immer 
Widerſtand leiſten (wie dieſes den entfernteren norddeutſchen 
Staaten gelang), und fo kam es denn im I. 1670 zu eiaem 
Compromiſſe zwiſchen Wuͤrttemberg und Taxis, nach welchem 
erſteres die reutenden Poſten des Letztern dulden, und 
daneben keine eigenen errichten wollte, dagegen mußte Taris 
„des Herzogs und feiner eriten Minifter Hand - und Kauzlel⸗ | 


Schreiben uud diefer Staatsſchriften frei paflicen laſſen.“ und 
ohne 
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ohne Förmiichen Vertrag bildete fi In der Folge das Ver⸗ 
haͤltniß dahin aus, daß Taris alle reutende Poſten hatte, dar 
gegen Die fogenannten Landkutſchen und das Botenweſen dem 
Herzoge verblieb. Als daher im J. 1725 Taxis Poftwagen in 
der neuern Art auch buch Württemberg führen wollte, fe 
mußte ein befonderer Vertrag von ihm zu Stande gebracht 
werden, in beffen Folge er pachtweiſe, und nur auf dreißig 
Jahre, das Recht dazu erhleit, S. Nähere hierüber bei (St, 
SH. Harprecht), geändiicher Bericht, was ed. mit dem Poſt⸗ 
und Boten-Wefen, befonders In dem Hzg. W., vor eine Ber 
f&haffenpeit habe? in Luͤnig's entep. Grundfefte, II, © 
188 ft. 

4) ©. 3.2. vom ‚gten Sept. 1819, Kir S. 617. — Die ganze 
dee, eines der wichtigiten Woltzel : Infitute einem Privat⸗ 
manne mit.menopoltitifhen Rechten, bie ſelbſt der Staat bei 
Befolgung der richtigen Grundfäge nicht für ſich In Anſpruch 
genommen hätte, zu übergeben, und biefelbe einer außerhalb 
des Landes befindlichen Behörde zu unterwerfen, ift eille kaum 
erhörte Anomalie. Diefe Einrichtung verbindet alle uͤbeln 
Folgen einer Staatsanſtalt mit denen eines Privat- Unternehs 
mens, obne deren MWortheile zu gewähren. - 


\ . 


. 5) Die Befsimmung, daß bad wuͤrtt. Poſtlehen nur den fans 


desmaͤßigen Nachkommen des Hanfes Taxis zufalle, iſt 

non großer Bedeutung geworden, ba ber einzige männliche 

Nachkommen and der älteren Linie eine unftandsmäßige Ehe 
- eingegangen hat, 


5) Die angef, V. O. Art. 1-3 


2) Daf. At. II IT 5 

8) Die ſaͤmmtlichen Poſtbeamten haben, „To lieb ihnen ihre Ehre 
md die Beibehaltung ihres Dienftes iſt“, nicht nur fih keine 
Verlegung oder gar Eröffnung eines DBriefed zu erlauben, 
fondern auch zu verfchweigen, von wem und an wen geſchrle⸗ 

‚ ben wird, ſ. BD. vom ı8ten Nov. 1816, MbL. ©. 394. 
Eine Beſtimmung darüber, ob und in welchen Faͤllen Behoͤr⸗ 


Mohl Staatsrecht II, 43 
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en Briefe vom der Voſt requiriren fönnen, um dadurch eis 
em Verbrechen auf die Spur zu kommen, fehlt bis itzt. 
Hterber find denn hauptfählich folgende Verordnungen und 
zeſeßze zu reiten: V. O. vom zoten Dec. 1806, ben Ges 
ichtöftend der Poſtbeamten betreffend, Mb. 1807, ©. 62; 
Joftdienftinftructton vom asften April 1807, RbL. ©. 143 fg.; 
. O. vom a5ften Deck. 1808, die Poſtwagen betreffend, RT. 
5. 532; Inftenction für die Poftwagen-Conbucteure vom ayiten 
Sept. 1810, bei Knapp, Meperterium, IV, &. 437; Ins 
truction für bie Poſtwagen⸗Packer, von demf. Tage, baf. S. 
60; B. D. vom sten Zunft 1814 den: Pos Tarif enthaltend, 
RbL, Beilage zu Nr. 30; Regulativ über Belieferung der 
hakete und Briefe vom 3iſten Dec. 1814, bei Auapp, Mes 
ertor., V, Abthi. 2, S. 1415 V. O. über ben Ertrapofidtenit, 
om i9ten Jull 1815, Rbl. ©. 847. Die minder widtigen 
ingelnen Verordnungen m. f. w. flebe in fehr volftändiger 
ufammenftellung bei Hezel, Repertorium, IV, und Sup⸗ 
lemente, ©. 134—238. 

Die angef. V.O. Art. 12, 13, 15 und 19 

Dat. Art. 8. 20, 22, 24. — Cine Zufammienftellung ber 
inzelnen Perfonen, Wehörben und Gegenftände, welche Poſt⸗ 
reiheit Innerhalb bes Könfgreihes genießen, fo wie Beſtim⸗ 
ungen über die Fermen unter denen dieſes Recht auszuüben 
ft, finden fih in ber V.O. vom aten Ang. 1822, m 6 
47 fe. 

Das Nähere beftimmen die Verordnungen vom zoften März 
822, Rbl. ©. 2845 vom 22ften Mal 1826, Robl. ©. 247, 
nd vom 23ften Jänner 1828, Rbl. S. 31. — Mit Redt 
aben die Stände über die dadurch nothwendig werbende Viele 
chrelberel fhon wiederholt geklagt, f. Verb. ber 8. d. Abg. 
on 1824, iſtes a.d. Beil. H., ©. 153, 2tes a. d. Bell. H., ©. 
6, H. 6, ©. 273, H. b, ©. 559, 9. 9, &. 605, H. 18, ©. 
35, Verh. ders. d. Mg. von 1827, iſtes a.0. Beil. H. © 
31, ates 0.0, Bell. H., iſte Abth., & 189; Da, ©, 97% 
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-  Gofte denn ein verhaͤltrtißmaßtger hluß wir kent vom Brhz 
laubpoftneifter gu eutrichtenden Lehehe⸗ Eanon nicht zu dem 
gernhnichten, leidet Bei den Unterkaubiuugen yalt-bemfelbeu-tm 
3.1819 wit erreichten Ziele, naͤmlich zur gaͤnzlichen Befrelung 
alles und jedes amtlichen Poſtverkehres, führen konnen? veide 
Theile müßten dabei einen Vortheil finden. 

13) S. V. O. vom 16. Febr. 18321, abe S. 59.— Diefe mono⸗ 
poliſtiſche Beſchraͤnkung des Verkehrs iſt um ſo mehr zu be⸗ 
danern, als eine Abänderung der vertragsmaͤßigen Beftininin: 
‚gen nicht in der Macht der Regirung llegt. Mehrfahe Ders 
bandinngen In der Staͤnde⸗Vetſammlung hatten ſchon zu wie⸗ 
berheiten malen Witten an die Regirung um Abaͤnderung zuk 
Folge, ohne daß aber bis tät eine Antwort von ihr erfolgt 
wäre, ſ. Verb: der K. d. A. von 1881, dr 19, Bel Sue 
und daſ. 1828, H 7, ©. 1828 fg. —— 


3. Erleichtetung des Umfatzes. 
g. 237. 
a. Maͤrkte. | | 


Württemberg, in on keine Bereinigungspuncte von 


‚ Welthandel» Straßen liegen, hat von jeher darahf verzichz 


"ter, durch befondere Beghnftigungen große, weither beſuchte 
Meßen gründen zu wollen, ſondern feine Markteinrichtungeü 
beſchraͤnken ſich auf das kleinere Beduͤrfniß der Landeseinz 
wohner ſelbſt. Die Märkte find demnach zweierlel Art, 
naͤmlich Wochenmärkte und Saprmärkte, Sie uns 
terfcheiden ſich auf verfchiedene MWeife von einander: ber Wo⸗ 
chenmarkt iſt zur Befriedigung der immer wiederkehtenben 
Lebensbedürfniße beſtimmt, und hat baher, außer einigen 
gemdnlihen Handwerksarbeiten, hauptſaͤchlich Victnalien 
zum Gegenſtande. Der Jahrmatkt dagegen verurſacht einen 
Zuſammenfluß von weit vielattigeren Waaren, ſo daß auch 
43 


— 
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die umngewdnlicheren Beduͤrfniße jeder Art Befriedigung fias 
den; ein Worhenmarft dauert Immer nur einen Zug und 
zwar nur bie Mittag, wiederholt ſich dagegen alle Wochen, 
in größern Orten fogar mehreremale in der Woche; ein. Jabt⸗ 
markt dagegen dauert wenigſtens dem ganzen Tag, wicht febs 
ten aber and) länger, felbft mehrere Wochen ununterbrochen 
fort, dagegen findet er auch in der Regel iur einmal, in 
‚Städten wohl auch einigemal, im Jahre ftatt; endlich dürfen 
an Wochenmärkten nur Inlaͤnder Handel treiben (den Granzs 
verkehr mit Lebensmitteln ausgenommen), an Jahrmaͤrkten 
auch Auslaͤnder *). 

Die Errichtung eines Marktes, d. 5. die Aufforderung 
an Känfer und Verkäufer fih an einem beflimmten Orte 
und Tage zum Verkehre mit geawißen Arten von Waaren 
einzufinden, womit allenfalls auch die Bewilligung Tleiner 
Vorthelle für die Erfcheinenden oder wenigftens Einige von 
ihnen verbunden ſeyn koͤnnen, ſteht bem Kreiregirungen zu, 
an welche bie Bitte des Gemeinderates mit oberamtlichem | 
Gutachten einzufenden if. Daffelbe findet flatt bei einer 
Verlegung oder Veränderung eines befichenden Marktes 2), 
Geſetzliche Bedingungen, durd deren Erfüllung eine Gemein« 
de ein Marktprivilegium erzwingen koͤnnte, find nicht geſetzt, 
ſondern die Gewährung oder Ablehnung der Forderung bleibt 
dem Ermeffen der Behörde überlaffen 3). Und dabei ift zu 
bemerken, daß keineswegs jeder Gemeinde ein Markt eine 
geräumt wird, fondern daß fie im Allgemeinen ein Vorrecht 
der Städte find. Mochenmärkte werden beinahe gar nie 
in Dörfern gehalten, Jahrmärkte nur ausnahmsweiſe (ſolche 
Dörfer heißen dann Marktflecken). Die einer Gemeinde bes 
willigten Märkte werden dffentlich befannt gemacht, nament⸗ 
lich in den Kalendern, und das Oberamt Bas für. Michtige 
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actuug dieſer Nachrichten zu forgen 9. — = Eine gältig ver 
willigte Markterlaudniß gegen den Willen der betpeifigten 
Gemeinde wieber zurhefzunehmen » giebt kein Geſetz der "Pos 
Uzeis Behörde das Recht, vnd ee kang ‚fomit, eine folche Zur 
racknahme wicht. flast finden, außer, we, ber Art. 30. ‚per 
BB eine Auſhebung ‚gegen Eutſchaͤjgung ana allgemeinen 
@tadts + and Kerporations, Zwecken moͤglich macht 5). 

Mit der Erlaubniß zu einem. Wochenmarkte iſt zu glei⸗ 
cher Zeit auch die Geſtattung eineq Fruchtmarktes verbunden 
(der übrigens gehalten werden muß); bei der Erlaubniß zu 
einem Jahrmarkte aber wird beſonders ausgedruͤckt, welche 
Art von Verkehr geſtattet ſeyn ſoll. E4 zerfallen naͤmlich 
diefe Märkte in Krämers, Vieh⸗ und Woll „Märkte, ‚Que 
drei Battungen Fonnen verginigt, jede aber ana abgejonbert 
geſtattet werden ©). 2. 

DS Roller, voltzeirecht, U. 6.423; Breyer, Euren, 
5.337. | 

, 2) Berm. Ebick, $. 65 und 66. 

3) Es möchte zwar ein Eingriff in die Nechte der Gemeinden 
{seinen } daß hnen die Einrihtung von Märkten nicht nad 
ihrer Wiutaͤhr geſtattet wird: allein wenn man den nupfofen 

Zeltanfwand, welchen alliuhaͤnfize Märkte namentlich für ben 
Landmann ‚haben wuͤrden, ferner bie Verminderung von Kau⸗ 

fen und Verkaͤufen bei zu häufiger Wiederholung, end tie 
Raͤckſichtsloſigkeit verſchledener Gemeinden in Beſtimmung der 
Tage hedenft, fo kang eine, ſolche Controle nit andere denn 

nuͤtzlich erſcheinen. | 

V. O. vom 19, März 1821. Rbl. ©. 154 4 

5) Sehr wuͤnſchenswerth waͤre allerdings, daß ein Geſetz beſtun⸗ 
de, welches den hoͤheren Verwaltungsbehodrden die Zaruͤenahme 
einer Markterlaudalß geſtattete, indem haͤufig erſt die Erfap: 

u tung zeigen tam, daß die Werwilligung: eine? neuen  Magites 
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AMfhrend anf Aje Ordiung« quf geregelte Merlapte-Perhiltuife 
en . ,., Me Grundung ‚eineh,neuen Handelszweiges elnwuͤrkt. Die Yus 
wendung de, ‚Fit, 30. ‚wire, abeg in ben meiften Faͤllen 
„ Shmärigteit, haben; uberdi entiteht durch ſolche Entſchaͤdi⸗ 
gungen linmet wieder efne neue Laſt für den Steuerpfliärigem. 
eg teber die’ grohe! Umtetmäßtgteit, vier Wollenmaͤrkte in 
In. dem keinen; tatm' fuür Einen ’ bedeutenden Markt dieſve 
Art den Stoff lleferaden Laube geſtattet 2. baden, ſ. Pole 


en Ru 105, .. ; um 
MR ha — 238. 
TR u b. Münze. 


Y 


ei Das Recht Muͤnze zu ſchiagen d. h. Stuͤcke edlen Mes 
{alla nad) einem beftimmten Gewichte‘ und Feiugehalte zu Ders 
fertigen, und biefelben mit dem Stempel: des Fuͤrſten zu ders 
ſehen, gebörte ſchon in ben aͤlteſten Zeiten" der württembergis 
fchen Geſchichte zu den Rechten der Landesherrn 2); und 
wenn auch itzt ber fiscalifche Geſi ichtspunct — fruͤher der 
hauptſaͤchliche wo nicht einzige — ganz zuruͤckgetreten, und 
dagegen der rein polizeiliche aufgefaßt iſt, naͤmlich die Näd- 
ſicht auf die Garantie des Cirtulations⸗ Mittels, fo blieh 
doch das Recht zu ein ausſchließliches — des 
Staates, 

Dem zu Bolge- hat — auch i Martiemberg wur Der 
Staat das Hecht, die mitchern dffentlichen. Stempel bezeich⸗ 
‚ neten Möngen zu ſchlagen; jeder Eingriff in dieſes Recht 
wird als ſchweres Verbrechen betrachtet, und (oll nach dem 
Geſetze mit dem Tode heftraft werden 2), wobei ausdruͤcklich 
die Betimmung getroffen ift, daß nicht hlos die. Perfertigung 
verfälfchter Muͤnzen, fondern auch felbft bie bins unbefugeg 
Nachprägung der Achsen Stagat e moͤnze (alfa in demfelben 
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Schroote und Korne) dieſes Verbrechta ausmache; tint Dar⸗ 
te, welche in kelnem Falle aus rechtlichen und kanni qus 
polizeilichen Gruͤnden gerechtfertigt Werden kaun °). Ebenſo 
unterſcheidet dad Geſetz, hier mit Recht, nicht zwiſchen dem 
eigentlich mÄrttembergifhen Münzen, und dem fremden im 
Koͤnigreiche anfgenommenen und daſelbſt urfirenden. Gelde. 
Dieſes letztere iſt eben ſo gut als Landesmuͤnze zu betrachten, 
wie jenes. ‚Dagegen iſt die Verfertigung von Münzen, wel⸗ 
che keinen Eurs in Wärtsemberg haben, nirgends Yerbotem; 
ed Tonnen fomit ohne Strafe nicht nur ſolche Münzen frem 
der Staaten, welche von den :wärtt. Kaflen nicht angenom⸗ 
men werben, fondern auch Münzen unter dem eigenen Stem⸗ 
pel und Zeichen des prägenden Privatmannes, ‚ohne alle 
Strafe geprägt werden *). Die Frage aber, vb eine Münze 
im Koͤnigreiche Curs als Geld babe, wird darnach zu beurs 
theilen ſeyn, ob fie in ber, dem Kreispatente vom 6. Oct. 
1764 beigelegten Tabelle, oder in einer ſpaͤtern Verordnung, 
ausdrucklich als curſirend und iq den Öffentlichen Kaſſen an⸗ 
nehmbar aufgefuͤhrt iſt, oder nicht. 

Was den Fuß der vom Staate ausgeprägten Münzen 
betrifft, fo iſt er feit dem 6. Aug. 1764 (wie in dem uͤbri⸗ 
gen ſuͤdweſtlichen Deutfchland) geſetzlich der 24 Gulden Zuß, 
d. h. es verfpricht der Staat aus ber feinen Mark Silber 
24 Bulden zu prägen; das Gold, iſt in dem Verhaͤltniße von 
14 zu J zum Silber augenommen. Leider werden jedoch bon 
dieſer Regel manchfache Ziusnahmen gemacht, (namentlich 
bei ben Kronenthalern ‚ ben Gulden = und Bweigulden »Stü: 
den und ber Scheidemuͤnze;) dadurd) aber ift nicht nur die 
Verdrängung des für dem Verkehr bequemen Eonventionds 
Geldes, fondern auch ein nicht unbebentenber Verluſt "für 
dat National⸗ Vemdoen herbeigefahrt worden ) es u 


— 


whnfchen ficht Daher, daß die im Zollvertrage mit Preußen | 
anf weitere Unterhanblungen ausgefette. Vereinbarung über 


die Münze wuͤrklich zu Stande Tomme «). 


Die in den Geſetzen ‚ausgefprochenen Verbote ber Aus⸗ 
fuhr guter, der Einfuhr ſchlechter Münze, fo wie der Agiotage 


überhaupt, find wohl als autiquirt zu betrachfen, durch 


die richtigeren Einſichten in die Natur des Verkehres, na⸗ 
mentlich aber des Geldverkehres. Sie bernhen auf. theils 
warichtigen theils verwirrien Begriffen vom Gelde, und find 
uͤberdieß wicht zu handhaben. 7). 

Die Warnung vor falfchem Gelde, fo wie die Herabſchaus 
fremder, zu niedrig ausgeprägter, Geldſtuͤcke auf ihren wah⸗ 
von Werth, iſt nicht nur ein Mecht, fondern auch eine Pfliche 

Rer Staatspolizei, welcher fie deun auch bei vorkommenden 


| —** immer nachkbmmt. 


1) G. Sattler, Gefhthte Ber Graven, 1, S. 245, mo das 
“yon Kalfer Wenzeslaus erthelite Prkvlleglum Mänze zu ſthla⸗ 
gen, erwähnt, zw gleicher Seit aber die Vermuthung aufge⸗ 
ſtellt iſt, daß die Graven vorher (don eine Lanbmänze ges 

- prägt hätten, 

2) Geſetz vom 19. Mov. 1807, ©. 5575 V. O. vous 16, Mon, 
1812..@ bl. ©, 5615 vom 7. Dec. 1813, Rhl. 6, 609. Man 
vers, auch Auayp. Crim. Recht, ©. ı81 fg., welcher jedoch 
die verſchledenen, unser dem Muͤnzverbrechen hegtiffenen Hande 
lungen nicht gehoͤrig [beide — 

3) S. das angef. Geſetz von 1807, 

Wächter, Strafrecht II, ©. ‚Me, Nate 15 meint wär, el⸗ 
ne folche Handlung fet ein Pollzelverbrechen, und koͤnne ſogar 
in bas erimen majestatis Abergehen. Dieß fit aber fehr zu 
bezwelfein. Der wuͤrtt. Staat hat mur verboten, feine elgenen 
und bie von ihm aufgenommenen, Curs habenden Muͤnzen 
au praͤgen, ſolglich iſt die Prägung aller übrigen erlaubk, Cie 
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werben. — und mit Mecht,— blos als Taheiien, Makeanfen 


*ninge u. ſ. io. betrachtet, welde za, perfertigen Jeder, derer 


tigt iſt. Was namentlich die Prlvatmuͤnzen betrifft, ſo MH ihz 


. ve Verfertigung doc) kelnes wegs fo undenkbar, wie Bid 
taer a. a. O. anzunehmen ſcheint; man erinnere fi 5 * v. ser 
‚die engliihen bank. takens und an dig zahlloſen copper pı pro- 


misory. notes der Klelnhaͤndler und Fabrilanten. Warum fehr 


te dieſes nicht auch in Deutſchland vorkongsen . Ehntten a 


dürfen? ER ili 


5) Kronenthaler find eigentlich brabantlſch⸗ biierrekifgen, Ser. 


und in einem 24 71% Quldenfuße ausgeprägt, ſomit nu 214 
38 7 Er. werth, Es iſt daher keineswegs zu billigen, daß mehrere 
Beutfhe Staaten (z. B. Vatern, Wuͤrttenberg, Baden, Selen: 
Darmſtadt, Mag) ‚biefe Geldfoste prägen, waͤhrend ſelhſt 


 Heßegrekb. ſeit dem J. 1798 lelae mehr ſchlagt. Württepis 


berg namentlich ſchlaͤgt jaͤhrlich für 40000 fl. Kronenthaler, 
f Berd. der K. d. U. 1826, 2tes a. a. Belt. 1e Abth., S. 
163, — Die — freitich nicht In großer Anzahl gefhlagenen — 
Gulden⸗ md Zweigulden⸗ Stuͤce find ausgeprägt zu dem 


Fupe von 24 fl. 28 kr. 110% Heller; alfo ebenfalls nicht con⸗ 


ventionsmaͤßig. — Won den Scheidemuͤnzen iſt dieß Jedem bes 
kannt; trotz der affenbaren Ueberſchmemmung mit diefer Muͤnz⸗ 


Gattung werben denne. jährlich fuͤr 600020 fl. neune Sche le⸗ 


muͤnze gepraͤgt, ſ. Mo Verh. a. a. O. Ueber dieſe Muͤnz⸗ 
Wermirtung, ihre Ahlen Krisen und die Mittel ſio zu heben, 


ſ. die Intereflgnte Schrift won Ktüper, has Pain zpefgn in 


Tentihland. Münden 1829, 8, 


% S. Art, 9, des Vertrags, Kobl. von 1829. s. 296, ie 
D ©. dieſelbe bei Roller, Polizelrecht, IL. © 69 fa.” Daß 


neh Im J. 1807 . V. 2. "Joh ı 10, Sept. 180%, MB. S. 409) 
ein folches Verbot ergehen: ite, darf wohl als eine. ſtants⸗ 


wiffenſchaftliche Merlwrdigk — merden. ° 3 


a du 
ı [7 — —44 „alt — x “ e.4 I, 
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> ; ß. 2%. 
e. Mans und Gewicht. 


Die Feſthaltung gleiches Maaſes und Gewichtes Tann 
nur dom Ötaate ausgehen; wuͤnſchenswerth aber ift ſie wegen 
der Bequemlichkeit im Verkehre und ber Verhinderung von 
Betrug. Forderungen an ein ſolches Syſtem find: Allge⸗ 
meinheit der Einführung im Landes‘ Bequemlichkeit für den 
Gebrauch; innerer Zufammenhang; Unveränderlichfeit 7). — 
Ob alle dicfe Forberungen i im wörttembergifchen Maas ſyſteme 
vollſtaͤn dig befriedigt werden, mag die Aufzählung feiner we⸗ 
fentlichen Beflimmungen beantworten, 


1. Für ganz Württemberg beſteht blos Ein Gewicht, Ein 
Laͤngen⸗ (und ſomit Flaͤchen⸗ und Cubik⸗), und Ein Fluͤßig⸗ 
keits⸗Maas; daſſelbe ift im allen Theilen des Landes, ohne 
Ruͤckſicht auf etwaige frühere Einrichtͤngen, ausſchließend 
zü befolgen ſowohl in Öffentlichen als in Privat « Geſchaͤf⸗ 
ten 2); nur allein bei den Zollbehdrden wird dad bairifche 
Maas und Gewicht gebraucht 3), 


2. Diefe Maafe ſind denn folgende: 

a, Fuͤr das Laäungenmaas gicht es eine doppelte Ein⸗ 
beit, naͤmlich den Fuß. (127°: des pied du roi), und 
die Elle (214,4 wörtt. Decimul⸗ Linien). Die Eile 

wird mar don den Gewerbeuden welche mit Ellenwaaren 
handeln, oder nach der ie arbeiten gebraucht; alle ans 
deren Längenmaafe werben nach dem Fußze gerechnet. 
Dieſes Maas dient denn auch zu. Slähenmeffuns 
gen und zu Eubifber Iyumgen, und zwas ſowobl 

im Soliden ale in H aaa für stodheng Korper, 
namentlich Setreide. Bei ber Flaͤchenmeſſeng machen 
sonwntlih 384 Huadrat⸗Nuthen einen wuͤrtt. Morgen; 








bei der. Kubilmeffung aber 9425 Kubik⸗Zol ein Sinu 
- HM Dow Bisher Regel gelten. jedoch manche grfche 
liche Ausnahmen. Beim Laͤngenmoaſe naͤmlich / des Haf 
ſpel; beim Flaͤchenmaaſe dns Jauchart, Tagwerk oben 
‚ Mannsmatz; : beim Kubikmaaſe das Holz⸗, Heu⸗, 

Oebmd⸗, Stroh,«,. Kalkie und Kablen - Maas. 5} 
b. Das Släßigkeits. Mana $ ift ein dreifachen, uͤbtia 
- emp: mit einander ix Vobindung ſtehendes; naͤmlich Dig 
Hei⸗ Cich, Die Truͤba Sich. uad die Gchenlmandı.: Dig 
Grundlagen ber übrigen: beiden ift die Hell⸗Eich (rin 
Doblmass pan 785 whrtt. DeeiimalsZollen); die Schenb 
maas ift um den zıtem Theil Meiner, die Trüks-Gidg 
um 7 Mans auf den Eimer größer als die Hell⸗ 
Eich. Die letztere wird nur Im Herbfte geblaucht, bis 
der Wein ſich gelaͤutert hat, im Ziweifel aber, bis zum 
23. Nop.; die. Schegfmaas in ben. Wirrhegdiern, 
die Hell⸗ Eich dagegen bei allem uͤbrigen Verkehrt, mit 

Fluͤßigkeiten 6). 

© Das Gewicht iſt ebenfalls dreierlei; dag ſchwere oder 
Eentner » Gewicht (der Eentner zu 104 15); das leichte 
(der: Centner zu 100 I5) und das Apothefer: Gewicht. 
Das geftere wird bei Haaren, die über einen Viertels⸗ 
Eentner wägen, gebraucht; das zweite bei leichteren. Die 
Mark Kölnifch Bilder für beide die Grundlage, indem | 

. zwei derfelben ein wirttemb. Pfund ausmachen y 
2. Zur Bewirkung und Handhabung einer ſtrengen 
Bleihidrmigkeit in den Maafın find ſechs Htaͤdte (Stutt⸗ 
gardt, Ludwigsburg, Tohingen, Hall, Ulm und Ravensburg) 
au Lagerſtoͤtten für Opkgingl » Maafe heſtimmt. Alle Amts 
Bhdte mußten ein vollſtqaͤndiges Massiuften ſich auſchaffen, 
ab: Diefe-mit den Originalen vergleichen Laffen ; Aberbieh muſ⸗ 
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fen fie dafſelbe alle 15 — 2b Fahre zur Rectification wieder ein- 
ſchicken. Nach diefen verglichenen Maaſen haben denn die 
eigens dazu aufgeftellten Pfechtämter bie Anmsangehdrigen 
mit den von ihnen verlangten Maaſen zu verſehen, nach⸗ 
dem ſie die abzugebenden vorher geſtempelt haben. Bei al- 
lem oͤfentlichen Gebrauche, einſchließlich bes Handelsver⸗ 
kehres, dürfen nur geſtempelte Maaſe augewendet werben. — 
Ueberdieß hat die Polizei noch durch unvorhergeſehene Unter⸗ 
ſuchungen von Maas und Gewicht in den Kaufladen und 
anf den Maͤrkten, fo wie in den Wirthshaͤuſern bie udthige 
Eontrole eintreten zu laſſen; es ſind —— die Um 
—— geſetzt · 


N‘ ueber diefen Gegenſtand ſ. 3. ©. Wild, ber allgem. Maas 
und Gewicht. Freib. 1802. I, II, 8. oder kürzer: Rau, polit. 
Oekonomie, II, ©. 268 ‘ß- 

3) Diefes Softem ft feitgertent durch bie Mans: DYrbnung 
vom 20. Nov: 1806, Rebl. ©. 135 fg.; biefelbe tritt zunaͤchſt 
an die Stelle ber Titel LXVIII big LXVIN der Rand es⸗ 
Drb n., von deven Beftimmungen übrigens Immer noch manche 
gelten. 

: 3) Bol: Vertrag vom 18. Jänner 1828, Art. 43 Rbil. ©. 86; 
eine Vorgleichung diefer verfchiedenen Maas- und Gewichts⸗ 
foiteme ſ. Rbl. von 1829, 6.69 fl. 

MS die Maas-Orden. .2—5 und 12; Landes⸗ Ordu. 
zit. LXVIN und LXXIX, — Die Beibehaltung einer nach 
im t w. eingetheilte eite, nebeg dem nach der Deci⸗ 

J mal⸗Eintheilung ein gerichteten Fußmaaſe, iſt keinesweges über: 

Auͤßig, Indem dieſe lettere Einthellung gerade bei der Art 
Baare ‚au deren Mepung die Eile vorzugsweiſe gebraucht 

wird, ganz ungewoͤnlich, und zum Theite auch undrauchbar 
iſt. Eine andere Frage iſt die, ob nicht die Elle gerade auf 
gel Sud hätte beſtimmt werden täunen ?- Lobenswerth iſt, 
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* beibehalten, und nicht an Ihre Stelle fremdattige, Kir das 
Volk unverſtaͤndliche und ungewohnze geſetzt hat. — Dagegen 
if wohl keineswegs zu billigen, daß dem Längenmanfe eine 
rein wintärliche Größe (127 pariſer Linien) als Einheit u 
Grunde geleät wurde. Ein unveränderlicher, ewig glefdier Nas 
turgegenſtaub, 3 B. die Länge bes Secundenpendels in Stutt⸗ 
gart, wäre wohl ſicherer and zweckmaͤßiger geweſen. — Ebenſo 
därfte nicht. zu billigen ſeyn, daß das Kubikmaas für Getret⸗ 


- den. füw. mit dem Längenmadfe in Verbindung gebracht wur ⸗ 


Be, enftatt daß es weit natürlicher. gewefen wäre, ein nub 
daſſelbe Hohlmaas für Fluͤßigkelten und für trodene Gegene 
fände zu beſti mmen. | \ 

5) ©. dieſe verfhledenen Maafe bet Hepel, Reyertorium, un⸗ 
ter den genaunten Artikeln. Die Beibehaltung derſelben duͤrf⸗ 
te wohl bei den meiſten ſehr uͤberfluͤßig geweſen ſeyn. 

6) Die Mans: Drbn., ß. 7, 8 und 20; Laundes⸗Ordu. 
it. LXXII von der Eiche. — Gewohnheit mag diefe breiers 
lei Fluͤßigkeits- Maaſe erträglich, vieleicht fogar bequem ge⸗ 
macht haben; einen vernuͤnftigen innern Grund dafuͤr anzuge⸗ 
ben, iſt aber unmoͤglich. 

7) Maas-Ordn. 6.9 und 22, Landes:Hrdn. Tit. LXXII. 
5. 1. — Eine ganz ſichere Grundlage iſt die koͤllniſche Mark 
keineswegs „da das Driginal: Maas verloren gegangen iſt, und 


die Abrigen Muftermaafe am faft 5 Procent varliren, f. Man, 


a. a. O. ©. 263, 

8) MaasOrdu. 6. 28 — 513, Gen. Refer. vom 13. Nov. 
1643 bei Hoch ſtetter, I. ©. 229; limgeld - Ordnung von 
1634, it. „Die andern gemeinen und offenen Wirthſchaften“ 
4.,Es folen auch hinfuͤhro.“ — Der Anzeiger erhält ein Drit« 
theil der Strafe, 


Li j 2 


daß Die nene Veraͤnberung bie Wien geläuflgen Bevennnugen 


—R 
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6. 94% 
4. Rechtliche Beguͤnſtigungen der Kaufleute. 
Wenn fchon Württemberg Fein eigene Handelsgeſetzbuch 
noch eigene Handeldgerichte befist, fondern im Allgemeinen 
alle Klagen unter Kaufleuten und gegen biejelben in dem ges 
wönfichen Proceßwege und nad) den allgemeinen Geſetzen 


entfcheidet, fo find doch einige rechtliche Beguͤnſtigungen dem 
Kandel eingeräumt, naͤmlich - 


1. in ſchwuͤrigen Handelsftreitigkeiten iſt durch alle 
Inſtanzen hindurch zu der Verhandlung und Entſcheidung ein 
Kaufmann mit vollem Stimmrechte beizuzichen. Bei den 
Dberamtögerichten ficht feine Bezeichnung den Partheien zu, 
im Falle fie ſich nicht vereinigen koͤnnen, dem Gerichte; bei 
den böhern Gerichten ift ein für — ein Kunſtverſtaͤn⸗ 
diger hierzu bezeichnet?) 

2. Eine andere Beguͤnſtigung iſt die, den ordentlich ge⸗ 
führten Handelsbüchern eines in gutem Leumunde ſte— 
benden und fein Gefchäft „aufrecht und ehrbarlich“ betreis 
benden Kaufmannes, eingeräumte halbe Beweiskraft, fo bag 
derfeibe durch Ablegung des, Erganzungs»Cides dem vollen 
Beweis einer Forderung herſtellen kann. Fehlt ed dagegen 
an einen: der geforderten Merkmale, fo bat das Bud) gat 
feine Beweiskraft ?). . 

1) S. Novelle, vom ı5. Sept. 1822, 6.6. Mbl, ©. 673. 
2) S. Landrecht, Chl. J. Tit. 37;$ Item Schuldbuͤcher; 
vergl. Welshaar, 1, $. 376. 


D. Schutz des erworbenen Bermdgens gegen 


beſtimmte Unglädefälle 


Damit, daß die Polizei den Erwerb von Vermögen in 
den drei großen Meichthums- Quellen unterſtuͤtzt, iſt ihre 
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Thaͤtigkeit in Beziehung auf das Vermoͤgen der Buͤrger noch 
nicht erfchöpft. Es kann nämlich das erworbene Vermögen 


durch manchfache Ungluͤcksfaͤlle wieder Noth leiden. Mit Fug 


wird vom Staate Abwendung biefer Unglücksfaͤlle verlangt, 
in fo ferne die Krafte des Einzelnen nicht hinreichen zu des 
ren Entfernung. Natürlich kanu eine Staatsthaͤtigkeit nur 
gegen ſolche Ereigniſſe in Anſpruch genommen werden, wel⸗ 
che haͤufiger vorkommen, fo daß eine ſtehende Auſtalt gegen 
fie der Mühe werth iſt. Dieß iſt denn nun hauptfſaͤchlich 
der Fall bei Zerfldrungen durch Zeuersbrünfte, durch Ueber 
ſchwemmungen, durd Hagelichlag, endlich Durch Viehſterben. 
Die wuͤrtt. Polizei iſt zum großen Theile den dießfall⸗ 
figen Anſpruͤchen entgegengekommen. | 


1. Schuß gegen Feuer. 
a. Für Gebäude und Hausgeraͤthſchaften. 


In dreifacher Beziehung hat der Staat die Abwendung 
von Feuersbränften ſich angelegen feyn laſſen; vorerft 
durch Vorfchriften, welde dem Ausbruche oder wenigftens 
der fchnellen und weiten Verbreitung eines Brandes zu vor⸗ 
kommen ſollen; zweitens durch die Einrichtung von Anſtalten, 
welche die dennoch ausgebrochene Feuersbrunſt moͤglichſt ſchuell 
wieder Ibfhen; endlich durch Sorge für Eutſchaͤdigung der. 


verletzten Hauseigenthuͤmer 7). 


F. 241. 
e. Btand⸗Verhuͤtungs-⸗Anſtalten. 
Die General⸗Verordnung vom ı3ten April 1808, die 
Fenerpolizei⸗Geſetze betreffend, enthält ſammt dem ſpaͤteren 
Modiſitationen und Erweiterungen, zahlreiche Morfchriften 
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„auchber, wie der Entſtehung eines Beandes vorgebengt wer 
den ſoll. Diefelben zerfallen unter nıchrere Geſichtspuncte: 
4. Vorſchriften über die Innere Bau⸗Einrichtung 
- der Häufer. Bellimmte Banarten, welche das Haus in 
Dffenbare Gefahr bringen, find verboten > fie dürfen nihrnar 
Im neuen Hänfern nicht Angebracht» fondern fie mäffen auch 
in alten Gebäuden, ſei es im Falle ciner nöthigen Ausbeffe 
zung fei es felbft fobald fie entdeckt werden, weggefchafft und 
geändert werden. Die Vorfchriften beziehen ſich hauptfäce 
Tih auf die Einrichtung der verfchiedenen Arten von Kewers 


Einrichtungen, auf die Belegung der Fußböden in Käden 


und Borpläßen, auf die Belleidung ber Zimmers und Kür 
chendecken, endlich auf die Anlegung eigener Öffentlicher Badı 
Waſch⸗ und Dörr: Häufer ?). 

2. Vorfchriften Über das Benehmen mit Feuer and 
Licht im eigenen Haufe. — Wenn ſchon nit alle Unvor⸗ 
fichtigkeiten vom Staate aufgezählt und verboten feyn koͤn⸗ 
nen, wenn ferner nicht alle Uebertretungen der verbotes 
nen mit der gefeglichen. Strafe belegt werben Finnen: fo iſt 

"eine | Aufzählung der befonders häufigen oder gefährlichen 
Unvorſi chtigkeiten dieſer Art doch möglich und ſelbſt nuͤtzlich, 
follte das Verbot auch nur als Anhaltpunct bei der Frage, ‘ 
ob nicht „grobe Fahrlaͤßigkeit“ einen Brand verurfacht, und 
alfo der Entfchädigungsanfpräche verluftig gemacht habe, be 
nößt werben wollen. Die in Frage ftehenden Vorſchriften 
haben eine vierfache Nichtung. Theile ift nämlich die 
häufige und forgfältige Reinigung der verfchiedenen Feuerplaͤtze 
und Kamine vorgefchrieden 2); theils iſt vorſichtige Aufbewab⸗ 
rung leicht entzuͤndbarer Waaren befohlen *); theils ſind 
einzelne Hausgeraͤthſchaften ober auch Unvorſichtigleiten, weis 
We einen u ill de Ihansen , —— 
Seren: | 
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Oeus endlich mäßen beſtimmte Weichäfte entweder außerhalb 
der Haͤnſer ud mehr ober weniger entfernt. non heufelben, 
oder wenigſtens zu beflimmten Tageezeiten ae Weis 
hen. 
5Porſchriften zur Verhinderung der Verbreitung 
es Fencrs son einem Haufe zum andern. — Dieſelben 
beßehen theils in Beflimmungen Aber die Breite der Straßen 
in ben Wohnorten, theild in dem Verbote einiger Baueln⸗ 
richtungen beim gimgelnen Haufe, durch welde baffelbe leicht 
bon außen angeſteckt werden koͤnnte 7). | 

4. Vorfchriften in Beziehung auf Blitz⸗Ab! eiter. — 
Zwar ſind weder zwingende Normen vorhanden, welche den 
Bürger noͤthigten, dieſes Sicherheitsmittel zu benutzen, noch 
find auch nur Vorſchriften gegeben uber die Urt und Weiſe, 

wie die Blitzableiter eingerichtet ſeyn muͤſſen, wenn fie er⸗ 
richtet werden: allein ber Staat hat eine Belehrung hier⸗ 
fiber erlaffen 2), und es kanag keinem Zweifel unterliegen, 
daß offenbar: gefährliche Einrichtungen diefer Art von der 
Feuerſchau eutfernt werden dürfen. 

Um diefe verfchiedenen Maasregeln und Vorſchriften zum 
Vollzuge zu bringen, find denn folgende Einrichtungen ges 
sroffen. Dor Allem darf Niemand ein neues Haus bauen, 
sder ein fichendes gegen ben Nachbar oder die Straße aͤu⸗ 
mern, ohne Unzeige bei der Bauſchau und ohne Erlaubuiß derſel⸗ 
Ben, . Ferner barf keine Aenderung oder nene Einrichtung der 
Kenerftätten in einem Haufe ohne befondere Anzeige nud Er 
laubniß unternommen: werden. Endlich iſt eine doppelte De 
Dörde errichtet, welche Augenſchein von allen SBohaungen, zu 
nehmen, und auf Befolgung, der Feuers Polizei« Gefetge zu 
dringen hat, nämlich; die Local⸗Feuerſchau, beftchend aus cis 
aem · Gemeinderathe und einigen Bauhandwerkern, welche in 

Mehl Staatsrecht TI, 44 








Städten alle Viertel, in Dörfern alle halbe Jahre die ger 
naneſte Unterfachung jedes Hanfes vorzunehmen haben 9); und 
zweitens die Oberfeuerfihau, übertragen einem tÄchtigen Werks 
meifter ber Amteſtadt, welcher zweimal bes Jahres dem gan 
zen Bezirk unterſucht. Innerhalb vier Wochen mäffen alle 
Ausſtellungen diefer Behörden erledigt ſeyn 2°). — . Noch ift 
bier die Aufftellung der Thurm⸗, Nacht: und Wind: Wächs 
ter zu erwähnen, unter berem banptfächlichfte Befchäfte auch bie 
Beobachtung von Feuersbruͤuſten gehört !?). 


1) Nachdem zuerſt uur die Stuttgarter Fenerordnungen vom 
“often Jänner 1703, vom ı5ten Dee. 1716 und vom 9. Dit. 
1750 ald Muſter für die übrigen Gemeinden befannt gemadt 
worden waren, fo erſchien unter bem 12ten Jaͤnner 1762 zu⸗ 
erſt eine Landfener ⸗ Ordnung; Stuttg. 28 ©. in Fol., welche 
auch im Weſentlichen Geſetz blieb, bis unter dem 13ten April 
1808 eine Keuerpollzel = Ordnung, und unser dem zoften Met 
d. J. eine Feuerloͤſch⸗ Drbuung erſchien, welche alle früheren 
Belllmmungen zufammenfaßten und ergänzten. 
» ©. das Einzelne in dem angeführten Gefebe unter Nr. A; 

. - feuer 8.9. vom 28ſten März 1831, RbL ©. 179. — Sons 
derbar {ft die Beftimmung (welche auch noch In biefer neneften 
Verordnung wiederholt ift), daß für die Erlaubniß einen Wind» 
ofen zu feßen 5 fl. bezahlt werben muͤſſen. Entweder ift dieſe 
Einrichtung feuergefährlih, wie kann fie dann gegen eine fo 
Pleine Prämie geftattet werben? oder fie ift es nicht, wie kann 
dann dem Bürger die Erlaubulß ein unfchuldiges Hansgeraͤthe 
zu befiden, verkauft werden? 

3) Fenerpolizel⸗Ordnung, Nr. D. 

4) Def. Ar. B. — Die beſonders genannten Gegenſtaͤnde find: 
Aſche, Kohlen, Branntwein, Del, Terpentin, Sped, Harz, 
Pech, Schwefel, Salpeter, Wagenſchmiere, Hanf Flachs, 

Scdhlteßpulver, ungeloſchter Kalt, Heu, Oehud und Stred. 

5) Die verbotenen Geraͤthſchaften find: Shlsfyägee auſtatt der 


.ü 
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bcqhter, ſogenanute Benappebeuihters :Gedein dnnerbaih Kir 
Orte oder Keltern; bie verbetemebiiimenfihtigieiienigher: 
Belugh derStaͤlle Gcheunen u. 4. m. mit, brentender Vſeile 
oder mit bloſem Lichte, ſchlechte Gtal-Baternen,. beſonders in 
Wirthshaͤuſern, ſchlechte Leuchter bei Hanbwerfern, weiche in 

. Holz arbeiten; das Schießen und Schw iarrietwerfek in de 
Nähe von Häufern; f. das angef. Gefet, ME (Ma: 
mentlih iſt noch den Juden Worfiht bei der Begehung ihre 

Lauberhuͤttenfeſtes befohlen, T. (ungedr.) Erlaß vom Gebr, 1883. / 


6) Außerhalb ber Haͤnſeer url: poraanammeg werben: Schweinen 
brennen, Blade - und Hanf Dörsten, Wagenihmierelochen ; zur 
Tageszelt aber fott geſchehek: Wehen -imid übedhangit Are 

" Delien in den Stenven Sun; — 

2 fe, Nu-C. Zu DL Eee ET 

N Dar. NA! Was · die ———— —*8 
muß eine newangbiegchte 30 guß boeit ſevan hanra 

zit alte Dürfen nur dann Hinſetr erbuut oder wirdererdaut wey⸗ 
‚Deu; menu ſie 4q And breit iſtz; eine Voxſchrift, die guch. aus 
geſundheitspolizeilichen Gruͤnden nur gelobt werden Eat. 67 
„neue Straße muß meh! auch jede Fortfeßung einer ſchon 
nſuhenden gerechnet werden, ſobaib 43 dichtaugmert. 
iich Andert, oder durch ein Thor Yet Vht. getrecatvuh: an 
— Die berdotenen etnzelnen Baue lrichtiiligon ſindrge ſtactc big 
oeuite Wine, Glebeldaͤcher· wn. Holrz / Eicdacung eng 
"Käufer mit Sttoh aber Schinbdeln, hoͤtzerne Suglaban.,, KA . 
— ik noch befohlen, daß das Erdgefchob wo moͤglich vyn 
Steinen erbaut werde, auch daß die Scheunen entweder mes 
nigſtens 30° hinter die Käufer zu ftellen, oder, wenn unter 
„ Einem Dache mit dem. Haufe, durch ——— Bräude 
a mauern zu trennen ſelen. —R 


28) ©. bie: Anleitung, zur Geriötung und Unterfuchung de & vuß 
ableiter, von Bergrath Hehl, Stuttg. 1827. 8. — ei (uls 
rd Bed Miniſt. Erlaß yom Sfem Det. 1824 ſhelat auf de ei 
44.» 
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: ht, eine allgemeine Pollzelverfägung re der an 
beiter zu ertaffenr binzubeuten. 
DE augef. Geſes, Nr. A, $. XIX; Ber-dranune 
S.8 und 9. — 
ae), Das Geſet von 1808, Nr x. 


0) Daf. Nr. F. 
tr h . r . — 
h.. 2 * * a FR, A „t, Nu , : 3 
FR i $& 242. - . { 
he 
u er 
Zi er ge i a 
\ . —6 


am ie 


u BR — dieſ⸗ Worschtmaaer tgeiu beunoch "Feuer auß 
gelroihun, fo. hat: he: Oaat das Recht und Die Pflicht. über 
nommen, die möglichft > fchleunige Loͤſchung deſſelben zu bee 
irgen, — Das Recht in to fernt, als jeder Hausbeſitzer 
ſchuldig iſt, jede, ‚wenn auch anſcheinend unbedeutende, 
Zenersgefahr in feinem Haufe alsbald der Polizeibehdrde aus 
zuzeigen 2). — Die pflicht aber erfüllt. er =. folgende 
Einrichtungen: 

ae Bereithaltung der ei frumente Jede Ges 
meinde aiſt ſchuldig eine große Anzahl von Loſchinſtrumenten 
zurheliten und. beßaͤndig in brauchbarem Zuſtande zu unter⸗ 
dalten. Und zwar hat zede größere Gemeinde wenigftens 
Eine große, auf Rädern ſtehende, Feuerſpritze ſammt ihrem Ges 
rathe zu unterhalten, Heincre Gemeinden prreinigen ſich mit bes 
Rachbarten Drten zur Anfchaffung ; außerdem muß aberall noch 
eine gehdrige Anzahl von KHandfeuerfprigen beſtehen. Jede 
Gemeinde hat ferner die nothige Anzahl von Feuer⸗Eimern, Wafs 
Airbursen, Fener⸗Leitern und » Naden, endlich Seegeltuͤchern zu 
unserhalten; jede Stadt und jeder Marktflecken no außer⸗ 
dem einen ohflig ausgerüfteten Feuerwagen mit Laternen, Were 
ten, Hacken u. fe w. Für alle diefe FJuſteumenie ai wit 
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nie: Higene Auffichecdeddeden, welche für ihre Mufbrwaßrung, 
Ergaͤnzung und periediſche Unterſuchung zk- ſorgen Maden, 
ſondefn tan HE Bedienungsmankſchaften zu beſtellen >) 
Gewiße Pferdebeſitzer haben, im Rethendlenfte, die Oblis 

genheit auf den erſten Brandlaͤrmen meit ihren Pferden her⸗ 
beizukilen, um die — auf den —— 
führen. 

2  Belanntmahung der BEFORE EHER 
Fenersbrunſt. — Wenn die Gefahr nicht ganz mabrden 
tend erfcheint, fo And nicht nur bie Bewohner bes: Ortes, 
fondern auch dieder Umgegend zur Hhlfe aufzuforbern. Zu dem 
Ende beftchen in jedem Orte gewiße Feuerlaͤrm⸗Einrichtuu⸗ 
gen, namentlich das Sturmſchlagen. Ya der Regel bärfen 
dieſe Mittel nicht benuͤtzt werden ohne Befehl des Ortsvon 


ſtehers, nur wenn die Flamme, fei es im Orte ſelbſt:ſei 


ee in einem nahen benachbarten Orte, ſchon zum Kane 
herausſchlaͤgt, bedarf ed keines befonderen Befehles. Außer 
dieſen Zeichen muͤſſen aber auch noch durch. beſondere (wo 
moͤglich reutende) Boten ber Oberbeamte, bie benachbarten 
Orte, und in der Nähe von vier Stunben oder bei, einem 
Brande von hoher Bedeutung auch der König felbk: Im wii 
dere Kenntniß gefetst werden. Die Pflicht Feuer zu reuten 
geht nach einer Reihenfolge unter ben Pfesdebeflgerug: in 
Städten namentlich unter den Zleiihern, um 3), ' . ni; 
3. Verbindlichkeit zur perfönlihen Häkfeleikung 
— Perſoͤnliche Hükfeleiftung bei einer Feuersbrunuſt If. bie 
Pflicht eines jeden vom Perfonaldienfte nicht. befreitdar Bee 
gers. Um Ordnung. in diefe Hälfe zw bringen iſt abır Bob 
gendes verorbnet: die Buͤrgerſchaft einer jeden emmdr ik 
ag Motten eingeteilt, welche ihren beftimmten Fuͤhrer ;Titee 
Bahnen ‚. ihre Sammelpläge, und ihre Nummern Gru Ru 
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Ieukitafie) ben, mh deren Kintpeilngg Jaheliih erneuert 
wen ſoll. Menn in der eigenen Gemeinde Fener ausgebres 
en dſt, ſo haben alle Pflichtige ſich zinzufſinden, und zwar 
Ss NMarchandwerker auf dem Braudplatze 1Khüfer, Boͤttiger, 
Ste une Baͤcher au den Waflerplätenz alla aᷣbrigen maͤnn⸗ 
Alichet Einwohner, wit Ginſchlaß der Kacchta und Gefchen, 
mit Fener⸗Eimern verſehen anf dem Brandplatze ſelbſt. FE 


Da rau) außerhalb eines Ortes ausgebrochen, ſo verſam⸗ 


ante: ſich nur diejenigen Buͤrger, welche den Loͤſchiuſtrumen⸗ 
om deigegeben And, ſo wie (ie nach ber Dringlichkeit der 
Silke) cine ober einige: Motten unter ihren Sufhhrern. Se 
ber Regel werben fie nur auf eine Entfernung von vier Stun⸗ 
den zuu Hülfe geiendet. Zur thätigen Mitwuͤrkang darf jes 
der Unweſende, felbft mit Zwang, angehalten werben. — Im 
alle Barsifon am Orte ift, bat diefe, unter Fuͤhrung ihrer 
Dffiziere, ebenfalld Hälfe zu leiften *). 

4. Leitung der Loſchauſtalten. Dieſelbe ſteht dem 
Dberamtmanne des brennenden Drtes zu, weldger daher auch 
fogleich nach erhaltenen Nachricht berbeizueilen hat. Unter 
im fichen nicht wur die Gemeindebehoͤrden, ſondern aud die 
Genachbarsen Bezirksbeamten, welche ebenfalls die Pflicht has - 
Ben, auf ben Braudelatz zu Tommen, Landjaͤger und Buͤr⸗ 
gergarden dienen zur Aufrechthaltuug der Orduung. — In 
materieller Beziehung iſt verorduet, daß die Handwerkslente 
wicht mach eigener Einſicht durch Einreißen u, ſ. w. das Feuer 
dämpfen dürfen, fondern den Befehl des Beamten zu erwars 
win haben; es find einzelne beftimmte Vorſichtsmaastegeln 
angegeben. — Zur KRettung ber Mobilien find jedenfalle ein 
aulne scchtliche Männer zu beftimmen; mod vorzäglicher .aber 
if die, in mauchen Städten getroffene, Errxichtung eigener 
Rettungs- Korps 5). 


s 
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5. Moasregein nah Loͤſchuun des Brandes. 
m Die MBenudflätte moß längere. Beit, nad Umſtaͤnden 
ſelbſt uoch mehrete Tage, bewacn werben, auch fair Bench 
ſpritzen und MBaffervorräthe in der Mäge zu behalten” me 
einem Wiederanddruche des Feuers ſogleich degegnen zu bt _ 
au, Abgeraͤumt darf ber Platz erſt werben, wenn er.ganz 
abgeldfcht iſt. ⸗ Die zu Hälfe gekommene Maunſchaft darf 
ſich erſt entfernen, wenn der befehlende Beamte fie entläßt, 
daun aber hat fie aber auch vollftändig abzugchn. In jw 
der in Anſpruch genommenen Gemeinde find alsbald bie ſaͤmmt⸗ 
Uchen Feuergeraͤthe zu unterfachen, wicenbruefichen = m. 
ganz fchlenben zu ergänzen ©). 
ads Gemeinde hat nach Biefen allgemeinen — 
une eigene Local⸗Fenerloͤfch⸗ Orbnung zu eutwerfen, deres Be⸗ 
Murmungen natkerlich keinen Wiberſpruch mir ———— 
ten duͤrfen 7). 


1) S. die Fenerloͤſch⸗ Ordunns vom zoften Mal 1808, 
631—35, Rbl. ©. 297. — Dieſes Gefeh bildet das Sets 
tenftäd zur Feuerpolizel⸗ Drdnndg vom April deſſelben 
Jahres, mud enthält ebenfalls theils eine Wiederholung, theils 
eine Ergänzung der ſaͤmmtlichen früheren Beltimmungen Daß 
206 der Bwedtmäßigleit kaun im Sanzen nicht — 
werden. BE 
2) Dat. $. und 9 j * 
‚3 Dat $ 36 — 47. — Die naͤbere Einrichtung ber Ehre 
hen hängt von den localen Huͤlfsmitteln ab; außer den Qi; 
den werden Kanonenſchuͤße, Trommeln ober Trompeten, euer- 
Fahnen und - Laternen gebraucht. gJeden Falles iſt zu untere 
ſcheiden zwiſchen ben Zeichen, wenn es in der Gemeinde fetbt, 
und wens es außerhalb Brennt. — Ueber de ‚Ehrerbetilätt 
an den König ſ. die V. O. vom raten Rod. 1916, Rt bl 
©. 356, 7.* —— 


f 


DBeneribta: ibn. . 24 gIn der Torahfenneertiche 
‚nung jeder Gemeinde find die näheren Berttumungen Aber bie 
Zahl ber Motten, Ihre Sammelplaͤge u. 5. m. helm. — 
Wenn in Württemberg auch Feine Stadt groß genug, ſeyn Tolle 

te, um eigene milktärifch zorganffirte, und bios zu diefem Zwegke 
beſtimmte Brand-⸗Korps (sappcurs pompiers zu unterhals 
ten: fo folte doch der Verſuch freiwillige "Bürger: = Korp6, 


namentlich aus Bau = und Geuerhandwerkern beftehend, zu er⸗ 


richten, mehr gemacht und verlangt werden. Sie vermielben 
bie Unordnung, das hindernde Gebränge, bie Verwirrung der 
Anordnung und bed Vollzuges der Befehle. 


5) ©. das angef: Ge fer, $. 50—77. — Inſtruction hes eau- 


jaͤger⸗Korps, $. 38 und 39; Statuten der Stattgarter Bir 
gergarde (den übrigen Buͤrger-Korps als Muſter angegeben). 
— Beifpiele von Rettungs-Verelnen find in Reuttlingen, Tutte 
lingen u. 1. w. Ihre allgemeine Verbreitung wäre fehr zu - 
wuͤnſchen. = | 

6) ©. das augef. Beer, $. 288. 


2 Dan $ 89. 
$ 943. 
y. Worſchriften über Braudſchadens-Verſicherangs-Anſtalten. 
. Tür Gebäude 


Die polizeiliche Fuͤrſorge des Staates r mit ben. Dogs 
Tehrungen zur Loͤſchung eines ausgebrochenen Brandes nicht 
zu Ende, fondern fie tritt auch noch — da bie beften Loͤſch⸗ 
anftalten die gaͤnzliche oder theilweiſe Zerſtdrung von Ges 
bäuden nie ganz verhindern Tonnen — für die Entfchädis 
gung der betroffenen Eigenthämer Ins Mittel. Zu dem Zwecke 
beftept denn bie vom Staate geleitete Brandfhadens 
Berfiherungs-Anftalt für Schande), 
„Dieſelbe J eine Geſellſchaft der ſaͤmmtlichen —— 


— 





or 


genthliner Im Wattlintserg / welche · fich WrdßtehTarTg (pre 
meinfchaftlich Tin Falle eines Berluſtes dourch BVraud *— | 
digen, ſo war, daft jebes Mirgiker tin Verbaͤltniffe pr 
three feiner in der Anſtalt inbegriffenen Bebaͤude er | 
(hädigungefumme beiträgt. Die Theilnahme an’ dieſer Go 
ſell ſchaft iſt nicht freiwillig, ſondern jeder Gebaͤude⸗Figens 
thuͤmer iſt gehletzlich vorbunden, in dieſelbe einzuiteten mit 
feinen im Umfange des Konigreiches gelegenen Gebaͤuden 2) 
Von dieſer Verpflichtung gelten nur beſtimmte Ausnabinen 
und zwar theils ſolche, is welchen dem Eigenthuͤme⸗ def 
Beitritt freiſteht, heile fotche, in denen er. von bentfelben) 
auch gegen feinen Willen, ausgeſchloſſen it 3). Es verftcht 
fich, daß Fein in die wuͤrtt. BrandverfiherungssAnftalt auf⸗ 
genommenes Gebäude im einer. auswärtigen, Unfalt dieſer 
Art noch einmal verfichert werben darf. Gonfiscatiog-heg-fEnte 
ſchaͤdigung und weitere arbitzäre Strafen find. darauf geht *); 
Die Angabe des Werthes eines Gebaͤudes Hänge: uick 
von der Schäßung des Eigenthümers ab, ſondern es wirk 
obrigteitlich geſchaͤtzt, und zwar: nach beren wahrem ( Ders 
kaufs⸗) Werther Alles was nied⸗ und nagelfeh- ift, ‚Darf in 
die Schaͤtzung aufgenommen werden 5). | Iſt der Beſitzen 
nicht einverfianden, fo kann er es einſeitig um ein Vferthril 
herunterſetzen, nicht aber erhöhen. Beabfichtigt er das Letz— 
tere, fo muß er eine neue Schaͤtzung durch andere Sachber— 
frändige verlangen. Im alle einer Wertherhöhung des Gts 
"bäudes durch Erweiterung u. ſ. w. wird verhbältnißmäßig 
erdöht; im Falle einer bedeutenden Deterioration aber ver, 
mindert 6). — In jeder einzelnen Gemeinde wird cin Drte- 
Katafter errichtet und immer ' pänctlich in Ordnung erhal⸗ 
ten; aus dieſen Kataſtern bilder ſich dann das Oberamts— 
ataſter. Nach vdieſem werden dann im Kalle eines Brau— 
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Ve fuck Eatſchaͤnigungeſummen alß Amlagen auf Hee 
peakhefe berechnet und vertheilt?).: No ©. 
Entſchaͤbigung wird van der Gefellſchaft für allen * 
ben, der durch Brand an: einem verfcherten Gebaͤnde euts 
Reit, geleiſtet, alſo namentlich auch fir denjenigen Scha⸗ 
den, weldden bie Löfchmittel verurſachten. Ahr blod theilweiſe 
Beſchaͤdigung erfolge auch nur verkältsißmäßiger Erſatz. — 
Bär keine Entſchaͤdigung aber erfolgt: 1) wenn der Beſchaͤdigte 
nicht innerhalb eines Jahres ein nenes Haus bant; 2) wenn 
feine böfe Abſicht oder Fahrläßigkeit den Brand veraulaßte 
(weßhalb ſogleich mach jedem Brande vom Oberamte eine Un⸗ 
terfuchang einzuleiten ift)g 3) wenn die Abbrennung durch 
den Feind geſchad ?). — Die Entfhädlgungsgelber werben 
Jam helle bezahlr, wenn der Abgebrannte Anſtalt zum Wie⸗ 
beraufbaue mache, zum Theile während des Baues, endlich 
der Heft bei der Vollendung, wenn das Haus vorſchrift⸗ 
mäßig erbaut gefunden wird. Das Geld darf zu nichts Aus 
derem, als zum Wiederaufbaue benuͤtzt werben; Arreſt oder 
Confiscation kann nicht dagegen verhängt werden ?). 

Die ganze Unftalt fteht unter dem Miniſterium des In⸗ 
nern; fie bat eine CentralsKaffe, von welcher aus das Geld⸗ 
weſen beforgt wird, Die Kreisregirungen haben über die Eut⸗ 
fchäbigungs» Anfprüche und die fonftigen ftreitigen Fragen zu 
enticheiden. Die Beiträge werden jährlich in der dureh das 
Beduͤrfniß beftimmten Groͤße aucheſchrieben, and von den 
Gemeinderechnern und deu Amtspflegern eingezogen, Jaͤhr⸗ 
lich wird im Regirungsblatte öffentlihe Rechnung abges 
legt 10. 

B. Für Mobilien, 

Zur Entfhädigung für das bei einem Brandfalle mitden 

brannte oder beſchaͤdigte bewegliche Eigcuthum beſteht Keime 
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at. Stanse. gelcitete, für dan Uatethanen mit Smangärecht 
Berbindfiche Auſtalt; es in ſamit jedem Einpelmen aͤberlaſſen 
os, und welchen heil feiner führenden Habe er bei Privat⸗ 
verſicherungs⸗Auſtalten affecuriren will oder nicht. Wenn er 
es jedoch thut, fo iſt er nachſtehenden gefeglichen Deſchtaͤn⸗ 
kungen unterworfen: 

Die Verſicherung iſt nur mach vorgaͤngiger obrigkeitli⸗ 
cher Schaͤtzung, und nur auf den Betrag dieſer Schaͤtzung 
gefiettet; dieſelbe wird, mar der Wabtll der Betheiligten von 
dem Gemeinderathe oder von einer beſonderen Schäungss@ ons 
miſſion vorgenemmen. Das Zeuguiß der Wehbrde iſt dem 
Berfiheruugs sUntrage ſchriftlich Beizuffigen. Gin und ders 
felbe Gegenſtand darf nur bei Einer Anftalt verfichert 
ben. Gewönlich geſchieht die Schaͤtzung ohne Inventarifirung ; 
doch kann der Eigenthämer im Zalle eines von den Schaͤtzungé⸗ 
Behoͤrden erhobenen Anſtandes auf ſolche dringen. Recurs 
findet nicht ſtatt vom Ausſpruche dieſer Behoͤrden 29), 

Ferner darf die Verficherggag. nur bei ſolchen Geſellſchaf⸗ 
ten und Anſtalten erfolgen, deren Statuten von dee wärtt. 
Regirung gebilligt find, und welche, einen Verwaltungs Auss 
ſchuß ober einen General-Ügenten für das gefammte Königs 
reich beftelle haben. Die Ageuten diefer Anflalten haben ihre 
Ernenmung dem Bezirksamte anzuzeigen, und Ihre Verſiche⸗ 
rungs⸗Regiſter auf: Verlangen jeden Augenblick zur polizei 
lichen Einſicht vorzulegen; ebenſo haben dieſelben von jeder 
Auszahlung an Verſicherte der betreffenden Bezirks⸗Behoͤrde 
Anzeige zu machen. Jeder conceffionirten Geſellſchaft wird 
ein Töniglicher Commiffär zur Beauffichtigung beigegeben. 

Verficherungen über den gefdägten Werth, mehrfache 
Verſicherungen, oder ſolche welche bei wicht genehmigten An- 
Balken geſcheben, machen ſtraffaͤlig. — Die Verwendung be’ 


dd 
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uyahn Wifkprrungäulinme firht gawz.im ber Willkahr 
Ss Kigentälmers, " und⸗ maßimcht zur Bicder⸗ — 
Um. — — N werden 32). ur. 


2 Der erfte Verſuch — ſolchen Anwit — im J. 1754 
von einer freiwilligen Privatgefeüfhaft gemaht (f. die: Nach⸗ 
richt von einer. freiwinigen Zeuer:Cafla, u. ſ. w. Stuttg. 1754. 
4), allein es Idöte ſich dieſe Geſellſchaft bald wieder auf. 
Sm J. 1771 trat eine neue freiwillige Geſellſchaft zuſammen, 
weiche ber Staat im J. 1773 in eine, und zwar mit Zwangs⸗ 
seht verfehene, oͤffentliche Anftelt ummanbelte, (f. bie allg. 
Brand⸗ Verſicherungs⸗Ordnung vom ısten Ydnner 1773,) und 
..  Diefelke einer eigenen „Brandfgadend » Werfiherungs » Deputar 
. 2 Kon‘ unterordnete. -Zür Neumärttemberg wurde uns 
ter bem 26ſten Nov. 1804 sine elgene Werficherungs = Anftalt 
errichtet (f. Neumwärtt. Intelligenzblatt, 1804, ©. 493 fg.) 
Nah der Bereinigung des alten und des nenen Landes wur⸗ 
den’ auch diefe beiden Anftalten in Eine verſchmolzen, und 
derſelben eine neue Ordnung gegeben, f. Gen. Reſcr. vom 
ızten Dec. 1807, Rbi. 1808, S. 29. Diefelbe bildet, mit 
Ausnahme eines bie Anftalt etwas erweiternden Geſetzes vom 
28ſten Mai 1828, MbL ©, 155, no Immer bie Grundlage 
der ganzen Einrichtung. In abminffirativer Beziehung iſt das 
Merfiherungswelen den Kreisregirungen, in Beziehung auf 
die Rechnung ber Sberrehnungsfammer untergeordnet. 

9) Brand-Verſ. Ordnung von 1897, & u — Es bärfte 
übrigens nicht ſehr ſchwuͤrig ſeyn zu zeigen, daß nach bem rich« 
tigen Srundfäßgen über Pollzeigewalt der Etaat durch die Nös 
thigung zu diefer wohlthätigen Anftalt, felbft ſchon durch 
die Errichtung derfelben, (da vielfaher Erfahrung nach auch 
Drivat: Vereine denfelben Bwed erreichen Tönnen,) feine Bes 
fugniffe überfchritten hat. 

.3) Freigeſtellt iſt die Aufnahme von bloſen Bartens und 
Küft s Hinter. Gaͤmlich ausgeſchlomſſen mb. dagegen: 


- 
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| 4. Gebaͤude ven allzugroßem Wertter eis auel. ¶s 
| und fonfäge-Tofibare &. Gebäude, Kaſernen, Davfeitte: Beute 
und Genrage = Häufer; b. Gebäude, welche dem Brands Allım 

- Sehe. ausgeſetzt find; Opern und Comoͤdien⸗ = Käufer, Pulver⸗ 

. müplen, ‚bie Gebäude der Salz⸗, Berg: und Gifen:WReyker, 
Vorzellanz und Salence- Fabriken, Ziegelhuͤtten, Kalk: und Hafs 
ner:Defen, Flachs⸗ und Hanf Dörrhätten, Braubaͤuſer mit hlos 

| bölgernen Dächern, Saͤgmuͤhlen ohne vorfichtig eingeriästetes 
| .. Gemerwert; alle mit ben bisher (unter b)- ‚genannten Bebäus 
den unmittelbar zufammenhängende, ober anſtoßeude Mehfude 

» hefleihen Boſſtzers; endlich c. Gebaͤude unfer 25. fl, WMerth. 
Bei beſtimmten andern Arten von Gebaͤuden iſt ‚zwar, die Auf⸗ 

7 nahme in die Anſtalt an und fuͤr ſich erlaubt, alejn eß wird 
are hnene zim. Falle der Brand nicht von auhen mitgetheilt vir⸗ 
Der ein Abzug pon ber verſicherten Summe gemadıt;,, ſplche 

Gebaͤnde ſind theils Diejenigen, in pelchen. heſtimmte fengtges 
faͤhrlichere Gewerbe betrieben werden, theils ſolche, in meicen 
fi baupolizeiwidrige Einrichtungen befinden. M. f. . 9 der 
Brandſchad. Ordin von 1807, vergl. mit V. O. vom. .2äften 
Mal 1908, Rbl. S. 278, und Befer vom ezſien Mal ‚1828, 
Rbl. ©.255, erläutert durch ig Minife. Ep, — 
1829. 

4) Brandſchad. Ordn. —— = Gebaude, weiße, in bie,get, 
Anſtalt nicht aufgenommen werden hürfen, fönnen, ygt arlich 
in einer auswärtigen freiwiligen Gſelſchaft pfrſichtet mepden. 

> Ueber dieſen ledteren Punct ſ. einen (ungehss).,: ß 

vom Deck. 1829, durch welchen entſchieden wurpe 4 daß Uhren, 
Glocken und Orgeln aufgenommen. werben dürfen; > ferner Ver⸗ 
fuͤgung vom zten Dec. 1830, RbL © 524, weicher gu "Folge 
das fogenannte laufende Befhker bei Waflerwerteg sufpmeb- 

. men iſt. 

6) Brandfhabd.Drdn. g. 5, % 1-13; 2.0, pop A.De, 

18305 Abl. © 330 fg Der. Werth der Baußelleg. : ſp nie 
der allemnaſte auf· dem Haufe daltenden  Wenfgereätigfgiten 
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' "ich nicht in den Schaͤhungswerth aufgenommen. Die feuer 


feſten Theile eines Hauſes kaun der Elgenthuͤmer, wenn er 
Wil; in Abzug bringen laſſen. Ebenſo muß er fogar den Werth 


detienigen Baumatertalten, welche er im Falle eines Bramdes 
“gm irgend Jemand nunentgeldlich zu bezlehen da Recht bitte. 


A dbzug bringen laffen. — 
r) Dal. s. 7-10. ne 


9 Daf.‘ 4. 14- 18. — Die erſte der genannten — 


| war nrotijwendig, werm man der Gefahr entgehen wollte, un⸗ 
vertãufiche Häufer Tut) Auſteckung von Seite des Eigenthuͤ⸗ 


wers ſelbſt verwerthen zu müffen. Die dritte Ausnahme das 


gegen iſt zwar hart, allein wohl unvermeidtich. 
9) Brandfäub.DOrbn. |. 23, Hs 


10) Dat. $ 19. — Nach der Bekanntmachung vom 13ken Mprii 


1831, Rbi. ©. 202, betrug am ıften Full 1830 Me Summe 


"ber verficherten Gebäude 195,088,450 1.5 auf dieſe Summe 


umßten 6. Kteuzer von 1co a erhoben MELDEN, alfo 195,088 A. 
27 kr: 


"Iy Nicht tm FE wohl aber in der Erldutetrungs = Infirucs 


tin, 18, tft beflimmt, daß die Schägung nfdit nad bem 
Anſchaffuͤngs⸗, fondern nad dem itzigen Verkaufs-Werthe der 
Gegenſtaͤnde zu geſchehen habe. Hier iſt vor Allem in Zwel⸗ 
- ya ziehen, ob eine fo wichtige Beftimmung km Wese ber 


er "rn gegeben werden Fimte; zweitens aber zu bemers 


fh, daß Diefeibe gegen deu Zwec ber Branbverfiderangs-tim: 
fra anſtbot. Nicht darin allein liegt ja der Schaden, daß 
tan” deh Verkaufswerth Seiner fahrenden Habe verilert, ſen⸗ 
dern daß man fi dieſelbe wieder neu anſchaffen und. Mit 
dem Lrſatze des erſteren Werthes iſt man offenbar nicht ent⸗ 
7chaͤbigt. Auch gilt etne analoge Veſtimmung bei den Haͤuſern 
Aicht. Gegen die Gefahr, daß ſich der Elgenthuͤmer auf Ko⸗ 
ſten der Gefefifhaft und mit afgemelner Gefahr neue Dos 
bitten anftatt felner alten zu verſchaffen fuhhen Könnte , Tihät 
die Den Agenten [older Geſellſchaften durch Air —— 
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sebene Erlaubniß verbähtigen Yerfspen keine — 
gewaͤhren. — UELI 
.12) ©. bag Gefet wm 25. Mai 1830, und — ur Volke 
... stehung des Geſetzes, vom 26. Maid. J,, MEL Nr. 26; Nach⸗ 
.. trag zur Inſtruction vom 11. Nov, 1850, Rbl. ©. 510, Das 
Geſetz war durch abfichtlihe Brandftiftungen, und durch die 
Weigerung der Agenten mancher Gefellfchaften,, den Behörden 
Einſicht in ihre Regiſter zu geftatten, nothwendig geworden, 

©. die Verh. in der Ständeverfammlung; Kammer d. Et. 
5.1830, 8. 5, ©. 974, und K. d. A. 9.5, ©. 1360, 5,7, ©. 1902 
and 19395 vergl. * bie Poltzei - Same, 1829, Nr, 50 und’ 58, 


$. 244. | 
b, gür Waldungen. , —— ge “or 


vv... 


Eine leicht anfulrbentlich ſchaͤdliche vnd ——— Art 
von Fenersbruuſten ſind die Waldbraͤnde. Durch ſehlinn⸗ 
me Erfahrungen aufmerkſam gemacht, dat die wuͤrtt. Geſetz⸗ 
gebung anſtatt der früßeren zerſtreuten und unzulaͤugtichen 
Beflimmungen auch Über diefe Art von Braud eine eigene 
vollftändige Norm erlaffen, nämlich die Waldfiners Drrbs 
nung vom 14. Zuli 1807 (Rbl. ©. 337). Dieſelbe gilt 
nicht nur für die Waldungen des Staates; fondern auch für 
alle Privat Waldungen,, unb zerfällt: der Natur der Garde 
nad, in Borfchriften Aber die Verhütung der: Wldbräude, 
in foldye Aber Aſchung derſelben, endlich in Anetduung at 
das Verhalten nad geldſchtem Brande. 
. 1. Die Maaſsregeln zur Verhütung «inues 

Waldbrandes zerfallen wieder in verſchiedene Unterabe 
theilungen. Theils beſtehen fie nämlich aus ſolchen Einrich⸗ 
tungen in’ den Waldungen, welche die weitere Verbreituug 
eines Feuers verhindern, alfo namentlich die Anlegung vom 
Nichiftätten und Feuerbahnen, die Trennung von folchen Bibe 
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ſen: und Fichten Veſtaͤnden, weiche mit uunäßem, Geſtraͤuche 
bewachſen find, non den beſſern Befläuden; die. zweckmaͤßige 
Anlegung der Wald⸗ und Holzwege; endlich die Nbranmung 
des in ben ‚Holsfchtägen liegengebliebenen Reiſaches und 
Abdolzes 1), — Tbeils fd: es Berbore einzelner gefährlicher 
Unvorfi chtigkeiten, namentlich des Feueranzuͤndens in und 
zunaͤchſt den Waldungen, was durchaus Jedermann, der 
—— beſondere Erlaypniß, vom Forſtamte erhalten hat, vers 
baten, unb auch. im Falle einer ſolchen Geſtattung, beſtimm⸗ 
4a. -Borfichtöregelg. unkerporfen iſt; der Gebrauch von Fackeln 
im Walde während ber trodnen Jahreszeit; Rauchen aus 
suverichloffenen Pfeifen; "namentlich aber auch das Felder⸗ 
und Heide» Brennen in Der Naͤhe von Waldungen, im Falle 
nicht beftituimsechergefihricbine: Borfidgsmansregein. bi⸗obach⸗ 
a warden ). heil euch find, hier zu ewaͤhnendie 
Borfchriften. welche für das Gewerbe der. Koblenbregugr, 
Theerſchmellen wo Pottaſchenſieder gegeben ſind, und, welche 
nicht nur uͤbeahauptdie Unlegung folcher Gewerbes Anftalten 
ehne Erlaubpiß der Forſtbehdeden unterſagen, theild bekimgine 
%e.Behanälungäpeifen. anordnen 3, ; ı. . >... : 
"12 Auſtatzen zur Loiſchung — Waldbrans 
Dede Mein bei Malduggen hefcbäftigte Perfonen has 
ben... ſoebals fie ‚Anzeigen eines Brandes bemerkey, auf den, 
fellen ansein,; und ihn zu. Ibfchen zu fuchen,,.: zu. gleicher 
Zeit aber einen aus ‚erer Mijtte in den naͤchſtgelegenen Det 
u hie -. Sdier, wird nicht mar ſogleich Sturm gefchlagen, 
andern auch alle Abrigen im Umkreiſe von zwei Stunden ge 
Igenen DOrifchaften werben aufgebatem; Die Hälfte der Lörchy 
mannſchaft cings jeden Ortes bat fi mit den Sauglicheg 
Mösrhzengen ſchlennigſft auf ben, Braudpiag zu. degeben: ale 
de Umbreiſe befindlichen Forſthramte jeden Grades muͤſſen 
berbeis 
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hberbeieilen *2), ebenſo die benachbarten Oberbeamten;. * Der 
betreffende DOberfdrfter bat bie Zeitung der Löfchanftalten. — 
Iſt das Feuer ſer gefährlich, fo werden auch die weiter ruͤck⸗ 
wärts Uegenden Oriſchaften aufgeboten, um Hulfe zu lei⸗ 
ſten. Iſt der Braud nach zwoͤlf Stunden wicht geldſcht, fo 
wird für Lebensmitieln ‚für die Loſchmannſchaft auf dffenili⸗ 
che Koften geſorgt; ebenfo wird bei längerer Dauer des Ge⸗ 
ſchaͤftes die Mannichaft abgelöst. 5). Ueber die Art der Rbds 
fung ſelbſt ſind die ndihigen techniſchen Vorſchriften gege⸗ 
ben 8). 

3. Nah geloͤſchtem Brande iſt vor Allem Au⸗ 
ſtalt zu treffen, daß die Brandſtaͤtte ſo lange bewacht 
wird, bis durchaus keine Gefahr mehr zu befuͤrchten iſt; es 
find die Landſtraßen wieder in fahrbaren Stand zu ſetzeuz 
der Oberfbrfter hat an die Kreisfinanzlammern äber deu Um⸗ 
fang des Brandes zu: berichten, emblich wird uͤber die Ders 
bindlichkeit zur Erſetzung der Loͤſch⸗Koſten entfchieben, wels 
che vor Allem Derjenige zu leiften bat, welcher abfichtlich oder 
durch Nacläßigkeit Schuld an dem Brande war; fplite dies 
ſes aber wicht ermittelt werden Tonnen, fo haben die Eigens 
thämer der befhädigten Waldungen im Verhaͤltniſſe ihres Ber 
ſitzes Dewjelben zu tragen 7), — Verfiperunge-Anftalten für 
Waldbraͤnde befiehen bis itzt nicht. 


DES. bie Baldfener-Drdn. . 1-8 BeiSchmidlin, 
Forfigefengebung, II, ©. 46 fg., finden fich bei jedem $. die⸗ 
ſes Geſetzes die früheren analogen —————— erwaͤhnt. 

2) S. daf. 6. 9-13 amd 21 — 25. 

3) Daf. . 14-20 

4) 6, He Juſtruction für das Forſtperſonal von 1882, In: 
ſtruction für die Oberfoͤrſter, 5. 47; für die Foͤrſter, 6. 34; 
faͤr die Waldſchuͤtzen, $. 6. 

Mohe Staatsrecht II. 45 


5) Waldfeuer:DOrdn. $. 30 — 41. 

6) Dat. 6. 42 — 46. Es iſt unterschieden wwiſchen einem Brande 
in jungen Schlägen oder Stellen, weiche mit Geſtraͤuch be⸗ 
wachſen find, einem Brande in hahem Holze, ie dis: 
nem folhen auf torfartigem Boden. 

2) Daf. $. 47-54. — Ueber bie Grfegung ber ehfitoften iſt 
zu bemerken, daß das Geſetz noch bie Möglichkeit „einer aus⸗ 
gedehnten und außerordentlichen Concurren; im Falle außer: 
ordentlicher Uniftände * annimmt, ohne aber diefe Umſtaͤnde | 
oder den Goncurtenz= Fuß näher zu bezeihnen. Es dürfte 
ſchwer ſeyn, für Dritte Fei dem Brande nicht betheifigte Wald⸗ 
efgenthämer eine Verbindlichkeit zu erwelſen. — Was bie 
Concurren; der Beſchaͤdigten betrifft, fo wäre wohl weit bill: 
ger, wenn bie Größe des geretteten Eigenthumes deu 
Maasſtab abgäbe, nicht aber die des Beſitzes überhaupt, in⸗ 
dem int ein Waldeigenthämer in die Lage Fommen kann, in 
dem Verhaͤltniſſe in welchem er verloren bat, auch noch bes 
zahlen zu muͤſſen, und um fo mehr bezahlen zu mülfen, als 

. er verloren bat. 


§. 235. 2 
2, Anitalten gegen Thierkrankheiten. 


Um dem Landmanne den großen Verluſt wo möglich zu 
erfparen , welchen er durch Krankheit unter feinen Hausthie⸗ 
ren erleiden koͤnnte, ift manchfache Vorſorge vom Staate 
getroffen. 

1. Es if für die Bildung von Thierärzten Sorge 
getroffen, theils durch die Thierarzneifchule in Stuttgart, f. 
oben $. 199. ©. 444; tbeil6, zum Behufe des höhern Untere 
vichtes, durch eine Lehrſtelle an der Univerfität ?). Von dep 
Kenntniffen der Thierärzte verfchafft ſich der Staat Nachweiluns 
gen durch Pruͤfungen; und zwar werden vom Medicinal⸗Colle⸗ 
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giumdtewiffenfchafttichW&ebübeten! von den Vorſteheru ber Thier: 
arznelfchule aber — Männer gepruͤft, welche die Thierheil⸗ 
kunde ne neben einem f duſtigen ordentlich vom’ ihnen erlernten 
Haupiberafe ausuͤben wollen. Uebrigens iſt woti zu bemer⸗ 
kein, daß zur Ausuͤbung der Thierhenkunde *e ineſolche Befaͤ⸗ 
Higung durch Pruͤfung oder auch nur der Beſuch einer Lehr⸗ 
anftair irgend einer Art keineswegs nothwenbig iſt daß alſo | 
nicht nur bie beiden oben genannten Klaffen von Lhieraͤrzten, 
ſondern aͤberhaupi aile Burgerdas Mecht dazu beſihen. Eben⸗ 
fo ſtebt «6 tiner Gemeinde vder einem Bezirke; wenn fie eis 
nen Thierarzt aufftellen wollen, vollkommen ‘frei; zwiſchen 
den pracuſch und den wiſſenſchaftlich Bildern Candidaten 
frei‘ zu wählen‘, ' und da kinjige Unterfchied zwiſchen denſel⸗ 
ben’ ift, daß bie Befbtgäiih von Wpizöötteen immhittelbar 
siifer der Leitung” des Weblöftat-Echeghinne, und dlfo mit 
Umgehung de Obetamttarjtech nur einem witawennche ge⸗ 
bildeten Thierarzte anvertraut werben Tanıt' 2). . 

— u. Die Verbreitung von auſteckenden Kraukheiten uns 
ter den Hansthieren wird durch polizeillgye Dibel verhin⸗ 
dert. "Diefeiben zerfälfen: der Natur Der Sacht nach im dies 
jentäch” Zwatigs⸗ Anftälten wulchr dem Ausbruche einer an. 
ſteckenden Kraukheit zwworkommen ſollen: ſodunn in ſolche, 
welche eine dennoch ausgebrochene fo ſchnell als moͤglich wies 
der zu’ unterdruͤcken beſtimmt ſiud; eudlich in Welchrangen 
von Seite des Staates dber epiörfnlfh herrſcheude, aber 
nicht aufteckenbe und minder geſaͤhrlicht Kraukheiten 9). 

3. Die ZwungesWhflähen gegen den Audbruch von 

Eontagfonen gerfallen ist biejenigen WRantregeln, weiche ges 

gen die im Lande einheimtifcen Thierkrankheiten ange⸗ 

ordnet, und fomit beſtaͤndig im Wirkſamein find, und im : 

diejenigen, welche gegen fremde Eontapin angewendet, 
z 4,» 


t 
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and zum Theile mit dem Mufpbren, m Gefahr wieder aufer 
Wirkung gefegt werden: 

‚a ‚Eine immer beſtehende Berhinderungsanftalt PR 
gen einpeimif che Krankheiten beſteht in der Anords 
nung, daß Fein Unterthan Rindvieh oder Gchaafe ohne 
eine eigene Geſundheits⸗ Urkunde (Dich: Urkunde) in ei⸗ 
ne Ortſchaft bringen, oder unter eine Heerde treiben 
darf ?). _ 

bs Gegen Nie Einfehleppung PEN VE Gogtagien find 

aupgſaͤchlich in Beziehung auf Schaafe fichende Vor⸗ 
ſchriften - getroffen worden, welche nicht nur befonders 
ſtreuge Befolgung der Vorfchriften wegen ber Geſund⸗ 
heitsurkunde, ſondern unter. Umfänden auch obrigkeit⸗ 
liche Begleitung der eingefuͤbrten Thiere, zum Behufe 
gaͤnzlicher Abſonderung, vorſchreiben 5). — Bios vor⸗ 

übergehende ‚Hinderungsanffalten find (don. getroffen 
morden gegen bie Rindexpeſt und gegen das Krieges 
nerveuficher der Pferde, Denfelben zu Folge durften 
aus den angeſteckten pber „verbächtigen Rändern Feine 

Wichtragsperte, eben fo ‚wenig thierifche Rohſtoffe eins 

gebracht werden, wibrigenfalls waren fie abgefondert von 

allem inlaͤndiſchen Vich zu verwahren und nach der Vor⸗ 
ſchrift des Medicinal⸗Collegiums zu behandeln. 

4. Die Zwangsanſtalten zur Unterdruͤckugzg einer im 
Lande ansgebrechenen Senche befichen hauptſächlich in ber 
Unordnung, daß alle verdächtigen ober Tranlen Thiere abzu⸗ 
fondern,, and im Falle des Ueberhandnehmens der Krankheit 
bei ihnen todt zu fchlagen And. Die Benutung des Flei⸗ 
ſches, der Haut, des Düngers iſt nicht geftattet, ſondern 
alles muß tief verſcharrt werben. Zwiſchen den angeſteckten 
Staͤllen und ben moch gefunden ift jede Werbindung untere 


Pd 
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fogt, fo auch zwifchen gangen Ortſchaften. Jeder Diche, ° " 
Fleiſch⸗ und Milchhandel mit angeſteckten Orten ift ganz 
"verboten; die Viehmaͤrkte in -ber Umgegend werben einges 
fiellt, Ueber die bewaͤhrteſten Heilmittel wird. Belehrung ers 
teilt... Solche Anorbunngen, freilich im verſchiedenem Grabe 
der Strenge je noch der Gefährlichkeit der Krankheit, find 
ſchon ergangen wegen ber Rinderpeſt ): wegen bes Mile - 
brandes bei Rindvieh, Pferden unb Schweinen ”; wegen ber 
Schaafrante 9; wegen ber. Schnafpoden 79); wegen bes 
Nervenfichers der Pferde "1); endlich wegen des Rotzes und 
Wurms unter benfelben. 12). 

5.) Bloſe Belehrungen obue Zwangäborfetiften find 
erichienen in Beziehung auf die Paul, und Fugkrankheit des 
Rindviehes 13); auf die Lungenfucht unter Lenfelben 3%); 
auch deu Anbruch unter ben u 5), 


1) Diefe letztere iſt übrigens feit — Jahren nicht beſezgt, 
und das fuͤr ſie beſtimmte Inſtitut nad gar. nicht gegruͤndet. 

„D S. V. O. vom 7. Jenner 1830, Rbl. &. 24: fg. 

3) Eine ſehr zwedmaͤßlge Darſtellung der verſchledenen pollzei⸗ 
lichen Mittel wider Eplsooticen iſt gegeben in Hofaden’s 
Lehrbuch über bie gemönlichen allgemeinen: Thlerkrankheiten, 
Tüb. 1823, 8; nur iſt badurd; bie Leherſiht erihwert, daß 
die Mittel bei jeder einzelnen Kranfpeitsform zerfiremt anges 
führt find. j 

4) ©. Land: Drbu. Tit. 82, $. 34 md 35; ſpaͤtere Befaͤtti⸗ 
gungs⸗Geſetde bei Hegel, Bd, V. ©. 315 f8. — Beſonders 
ausführlih find bie Beftimmungen ruͤceſichtiich der Schaafe; 
ſ. dieſelben angeführt in der: Bufammenfeilung der auf die 
Schaaßzucht fi are Wertungen, Stutta. Bio, | 
6. 26— 32. 

5). &. die näheren — in ber. angeh —R 
tung, $. 33—43. 


qıa 


6) Ueber die Rinderpeſt ſ. V. O. vom 29. Nov. 1829, Mb. ‚©. 
54. Nach efnigen Milderungen der anfaͤnglichen Verordnun⸗ 
"gen (blurch Wetfägung vom 29. Jänner und 22. Febr. 1830) 
wurde die gailje Verfügung wieder aufgehoben unter bem 30. 
April 1830. Wegen bes Nervenſiebers ber Pferde erging 
eine V. Di .unter bem 3. Mat. 1805, 1. Bouwinghaufen, 
über die im noͤrdl. Deutichiand ner pferdefeuchte, 
Stuttg. 1805, S. 47ſ8. 
7) ©. bie fehr ausfuͤhrliche Velanntmiachung vom — ir. 1813, 
Beil. zu. Nr. 56, des Rbl.; 14 Ähnliche frühere V. D, 
‚ Kbetifolter, J, $.291.— Ueber die ſchon dutch dieſe Krankheit 
verurfahte Verheerungen |. Walz, Geſchichte des Verlaufes 
ber Ninder = Peit in W. in den Jahren 1795— 1801, in beffen 
Unterfuhuhgen über die Ninderpeft, Stuttg. 1803, ©. 197 fg. 
8) ©. Bekanntmachungen vom ie DU 1807, und vom 19, Jull 
1832, m RB, - 
9) S. die oben angef. — §. 54 fg 
10) Daſ. 9. 33 — 43; ſ. auch Hausmann, Geſchichte und Bes 
bandlung der am Nntern Nedar audgebeocenen Sqchacfpocen, 
Stuttg. 1818, 8. 
in S. oben in Netes. | ! 
12) G. 8.92. vom 20. Aprit 1808, Rd. S. 238. 
3) S. 8.2. vom 14. Junt 1809, Rbil. 6, 257. 
14) & V. 9. vom 26, Sept. 1817, Rbl. S. 469. 
15) S. Belehruug vom 16. Gert. 1816, R bE ©. 275. 
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Dritseor Abſchnaͤtt. 
Das Kriegswefen, 
Seit verhaͤltnißmaͤßig Turzer Zeit if Warttemberg's Mis 
fitäv ⸗Macht beſſer geordnet. Nachdem bis ins 18te Jahrh. 


die Graven und fpäter bie Herzoge fich mit der muzupers 
laͤßigen Huͤlfe von Vaſallen, Proviſionern und ber Landee+ 
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auswahl, hoͤchſtens ſpaͤter durch Schaaren von Soldtruppen re 


und einigen Trabanten s Haufen verſtaͤrkt und gekraͤftiget, in 
ihren Kriegen hatten begnuͤgen muͤſſen: ſo begann unter 
Eberhard Lud wig ber erfte Anfang eines ſtehenden Hee⸗ 
| res. Zu vielfachem Streite gab die neue Einrichtung Anlaß 

zwiſchen den Fuͤrſten und den Ständen. Bekannt find na⸗ 
mentlich die langen und bitteren Streitigkeiten der letzteren 
mit Herzog Karl, eben fo mit Herzog Friederich II. Bei 
‘den befländigen Aenderungen, welche aus diefen Zwiſtigkei⸗ 
ten folgten, und namentlich bei dem feftftchenden Grundſatze, 
daß der. Wärttemberger im Frieden Teine Militärs Dienfte 
gegen feinen Willen ſchuldig ſei, war ed denn auch freilich. 
ſchwer, ein taghriges Militärfgfiem zu ſchaffen. Ueberdieß 
widerſprach einem ſolchen der Geiſt jener Zeit, welcher das 


Heer mehr als Spielzeug des Fuͤrſten, denn als eine kraͤfti⸗ 


ge, im Volke begruͤndete Anſtalt zur Vaterlands⸗Vertheidi⸗ 
gung betrachtete. — Nach Umſturz der alten Verfaſſung und 
in einer kriegbewegten Zeit entwickelte ſich aber die Heerein⸗ 
richtung Wuͤrttembergs mit Rieſenſchritten. Der Grundſatz 
der allgemeinen Zwang everbindlichkeit im ſtehenden Heere 
zu dienen, wurde aufgeſtellt; und wurde er auch anfänglich 
mit Willkuͤhr und Härte durchgeführt, fo gewährt er doch, 
in befiern Zeiten auf gefeßliche Grundlagen zurüctgeführt, 
die Moͤglichkeit einer zahlreichen, volksthamlichen und ſomit 
achtungewerthen bewaffneten Macht. Itzi iſt, mit gerechter 
Abwaͤgung der Volksrechte auf der einen, und kluger Benu⸗ 


tzung der Lehren der Kunſt und der Erfahrung auf der andern ' 


Seite, ein Ganzes zu Stande gebracht, auf welches Würtem- 
berg ſtolz ſeyn darf, und von dem nur zu wuͤnſchen iſt, daß 
es noch lange feine Vorzuͤglichkeit nur in der Theorie erpros 
be ?). 


‘ 
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1) Eine gefchichtlihe Entwicklung ber wuͤrttemb. Krlegsverfaſſung 
fehlt noch; als Materialien hierzu dienen die In den allgemei⸗ 
nen Geſchichtswerken von Pfaff, Repſcher u. ſ. w. enthal⸗ 
tenen bier einſchlagenden Abſchnitte, namentlich aber auf bie 
Schriften über ben Streit der Landſchaft mit: Herzog Karl 
(f. meine Beiträge zur Geſchichte Württemberg’s, Chl. I, 
Tuͤb. 1831, 8); ferner die Verhandlungen mit Herzog Fries 
derich II (ſ. Steeb's Landtag im J. 1798); endlich bie, 
freilich noch zerftreuten und unvollkändigen Beiträge zur wuͤrtt. 
Kriegsgeſchichte, z. B. die Tagebücher aus den zehen Feldzü⸗ 
gen ber W., Ludwigsb. 1820. I. U. 8; auch allenfalls nad 
Moſer's gefchichfliche Darftelung ber Kriegsverfaflung Stutts 
garts. Stuttg, 1830. & Gehe viele ſchaͤzbare Nachweiſungen 
finden ſich endlich in den verſchiedenen Commiſſlonsberich⸗ 
ten der Kammer ber Abgeordneten auf, den Landtagen von 
1820, 1824, 1827 und 1830, | 


$. 24% 
1. Verpflichtung zum Waffendtenfte, 


Zur Bildung des ſtehenden Heeres werden tor Allem 
Sreimillige angenommen. Doc kann keineswegs Jeder 
die Aufnahme erlangen, fondern es muß der Anbietende 
mörttembergifcher Staatsbürger, zwifchen 18 und 3a Jahren 
alt und koͤrperlich tauglich ſeyg. Nur bei Excapitulanten iſt 
die Zeit bis zum zuruͤckgelegten 39. Jahre auegedehnt. Der 
freiwillig Eintretende kann ſich die Waffen⸗Gattung wählen, 
und er wird, wenn er ſich zur gewoͤnlichen Dienſtzeit vers 
 pflichter. von einer nachfolgenden Zwangsayspehung frei ). 


So weit uun aber der Eintritt Freiwilliger nicht hin⸗ 
weicht zur Erhaltung des oompleten Standes des Heeres, 
finder gezwungene Aushebung unter ben Gtantsbärgern flatt, 
Die geſetzlichen Beftimmungen hieräber find aber folgende: 
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Die Berfaffuhgs Urkunde erflärt in $. 23: „Die Vers 
pflihtung zur Vertheidigung bes Vaterlandes und bie Vers 
bindlichkeit zum MWaffendienfle ift allgemein: es fihden . 
in Iogterer Hinſicht Feine andern, als die durch die Bundes⸗ 
aete und bie beftchenden Gefeße begründeten Ausnahmen 
ſtatt. e⸗ — FRE 

Die Anfährung der Verbindlichkeit zum, Waffend ienſte“ 
neben der zur „ Bertheibigung bed Baterlandes’’ fcheime ſich eins 
mal barauf qu beziehen, daß bie Staatsbürger forvopl in 
Kriege, ald in Friedens⸗Zeiten zur Uebernahme biefer ‘Art von 
Staatsdienſt verbunden ſeien; anderntheils wird dadurch bie 
Möglichkeit der Behauptung weggeraͤumt, nur in Striegen, 
welche zur unmittelbaren Wertfeibigung von W. zu führen 
ſeien, finde eine Verpflichtung des Buͤrgers ſtatt. Sobalb 
der Krieg geſetzlich iſt — alfo entweder von dem dreutſchen 
Bundez.befesloffen, oder in Folge eines, mit Bewilligung 
der Stände eingegangenen Subfidientractates, ober endlich 
vom Könige erklärt und mit der Schon bewilligten Dienſt⸗ 
mannfchaft fo wie mit den eigenen Geldmitteln bes Koniges 
zu führen, — findet die Verbindlichkeit des Staate buͤrgers 
ſtatt. | | 

Die von der B. U. angeführten „Ausnahmen der Buns 
desacte“ bezeichnen bloß die in Urt. 14. derfelben ben ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern der ftandesherrlichen Samilien eingerdum⸗ 
te Befreiung. — Was dagegen die von den „beſtehenden 
Geſetzen“ gemachten Yusnahmen betrifft, fo iſt v9 Allem 
die Frage zu beantworten, ob dieſe Worte die jemals bes 
ſtehenden Geſetze bezeichnen, oder ob dadurch beftimmt 
fei, die zur Zeit des Berfaffungs : Abfchluffes beflicehenden, 
b. h. alſo bie im Mefrutirungss Geſetze vom 7. Aug. 1819 
enthaltenen Uutnahmen, feien von der Besfaflung ſelbſt be: 


⸗ 
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ſtaͤtigt? Regirung und Staͤnde⸗Berſammlung haben bie er- 


ftere Auslegung vorgezogen, indem bas Rekrutirungs⸗Geſetz 
vom no. Febr. 1828 vielfach andere Ausnahmen feſtſtellt. 

Nach dieſem letzteren Geſetze ift nun binfichtlä der 
Berpflohtung vor Allen zu unterfcheiden zwiichen der für 
die gerodmliche Aushebung!, und ber für die Landwehr. 
— Diepe letztere finder nur ſtatt iq Kriegszeiten und zwar 
blos weun ein anßerorbentlicher Bedarf eintritt, der auf dem 
Wege tier gewönlichen Mushebung nicht zu decken ift: auch 


beſchraͤmkt fi dieſer außerordentliche Dienſt auf die Dauer 


des Kriegs. Für denfelben Tann jeder Waffenfähige ausge 
hoben nıerden,, der. nicht ſchon perfönlich im Militäre dient, 
oder. ger.ade ist in der Alteréklaſſe fteht, welche für bie ors 
deutliche Unshebung beftimmt iſt 2). Die Aushebung einer 
Zandwelr ift mit den Ständen zu verabſchieden; alle mähes 
ren Beflimmungen bleiben einem befondern (noch nit ers 
laſſenen) Gefege vorbehalten 3). 

Für den ordentlichen Bedarf wird burch jährliche Auss 


: bebunger: geſorgt; die Zahl der auszuhebenden Mannfchaft 


it mit den Stauden zu verabfchieden .*). Die ungehorfam 
Abwefeniven find in biefe verabfchiedete Zahl ſchon mit eins 


\ begriffen, und es Tann vem Kriegeminifter fpäter Feine weis 


tere Sorberung anftatt derfelben erfolgen. Diefer jährlichen 
Auspebung find ausfchließlich diejenigen Fünglinge unterwore 
fen, welibe im Laufe des der Aushebung unmittelbar voran 
gehenden Jahres (vom 1. Sanner — 31. Den) das zwan⸗ 
zigfte Lebeensjahr zuruͤckgelegt haben 5). Ausnahmen von dies 
fer Verpflichtung treten, mit Aufpebung aller früher etwa ers 
tpeilten Privilegien , nur in folgenden Kälen ein: 

I. Befreiung wegen Untauglichleit zum Militärs 
dieuſte 
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darch ‚erimapgelode. Bröße, 65‘ 5° Dydmalmaae) *); 
5% durch Gebrechlichkeit 7). n 


u Befreiung wegen der Ramilienyerhältniße — 
Wenn ſchon im Allgemeinen, das Geſetz auf hie Nachtheile 
und Unannehmlichleiten, welche die Aushehung für den Be⸗ 
troffenen felbft oder für Dritte bat, nicht Rikdficht nimmt 
die Allgemeinheit der Dienftpflicht fefthalrend, fo: find doch 
einzelne Kalte als fo verderblich: fuͤr das Wohl einer. ganzen 
Samilie, oder als das Maas der Aufopferungen für den 
Staat Überfchreitend, angefehen worden, baß-ihre Härte über 
den Grundig wegzugehen aurieth 8). 


3. Endlich iſt noch eine dritte Klaſſe von ı Pffictigen 
welchen der Staat, in Betracht daß ihre Verwendung i in den 
von ihnen. gemählten höhere Bildungszweigen dem Allgemei⸗ 
nen mehr frommt, als eine firnge Ausdehnung ‚der allges 
meinen Pflicht auch auf fie, den wuͤrklichen Eintritt in das 
Militär erläßt, wenn fie vom Looſe bezeichnet werden. Es 
find dieß: 


a, bie Zolinge der theologifchen Seminarien und Con⸗ 

victe 

b. diejenige, welche nach erhaltener Staatserlaubniß zum 
Behufe des Staatsdienſtes ee einer hohen Schule ſtu⸗ 
diren 19); 

© die gefestich geprüften, bei einer offentlichen Schule 
angeftellten. Proviſoren; 

d. Zöglinge einer höheren Kunft, welche eine Prüfung beim 
Minifierium bes Sanern erftänden haben. 


Alle aber verlieren ihre Befreiung wieder, wenn fi ſi e vor 
zuruͤkgelegtem 25ten Jahre ihre Laufbabn freiwillig oder gez. 
zwungen aufgeben, oder bei ben Schlußpräfungen für immer 
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abgewieſen werden. Sie anterliegen fobann einer alsbaldigen 
Einreihung “). 


Die Verpflichtung zum Kriegsdienfte ift Abrigens nicht 
fo fehr perfönlich, daß nicht der Betroffene ſich dadurch be: 
freien Tönnte, daß er winen andern tauglichen Bann, mel: 
her für ihn bie ganze Pflicht Abernähme, ftellt. Im Gegen, 
theile giebt das Geſetz einem Jeden, der fich nicht diefer Ver⸗ 
gänftigung. verluftig gemacht hat, bie Erlaubniß; in diefem 
Ausnahme⸗Falle find aber nur Diejenigen, welche bis zur Einlies 
ferung der Rekruten nicht erfchienen find, ferner Diejenigen, 
welche ſich der würklichen Einreihung durch Flucht entzogen, 
endlich die Schacher » Juden 72), Ä 


Demjenigen Bürger, welcher ſich der Leiſtung feiner Mis 
Htärs Pflicht entzieht, find vom Geſetze manchfache Strafen 
zuerfannt, und zwar wirb 


. Derjenige, welcher fih durch Entweihung ent. 
308, re feiner einfligen Einlieferung, entweder mit Gefäng« 
nißftrafe bis zu 12 Wochen belegt, wenn er dienftuntüchrig 
ift, oder, wenn tächtig, wird jihm feine Kapitulationszelt 
um ſechs Monate bis zwei Jahre verlängert, ihm auch das 
Recht einen Einficher zu flellen, entzogen. Außerdem bleibe 
das Vermögen eines ungehorfam Abweſenden fo lange mit 
Belchlag belegt, bis er entweber feine Strafe erftanden kat, 
oder beim Militär eingeliefert: if. 


2, Selbſtverſtuͤmmler werden‘ zu ein s bis drei— 
jähriger Gefängnißftrafe verurtheilt; bloſer Werfuch wird, 
bei getroffener Einreifung mit Verlängerung ber Dienfizeit, 
bei Vefreiung vom ee mit ermäßigter Freiheitsſtrafe 
belegt 23), 
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1) S. Rekrut. Befeg vom To, Febr. 1938, 6. 1 und 2, Rol. 

©, 4; und Fromm, milit. Almanach, &. 129 f9.; vergl. 
anch die Bemerkung oben in Wb. II. S: 190, Nete 3. 

3) Db und welde Befrelungen auch beim Landwehr⸗ Dienfie 
eintreten werden, läßt fi noch vor Erlaffung bes bafüx bes 
ſtimmten Geſetzes nicht angeben. Daß aber die Regirung ſelbſt 
elnzelne Ausnahmen fir awecmaͤßig erachtet, darüber . Verb. 
ber 8. b. a. 1839, 6. 1,629. 

3). Abſichtlich find, am. ‚fih im vorkommenden Safe uch den Um⸗ 
fränden richten zu Einnen, feine näheren Beſtimmungen zum 
Voraus ſchon gegeben worden, in welcher Reihenfolge, nad 
weicher Alterstlaße u. dgl. bie Landwehr » Prlichtigen auſzurn⸗ 
fen felen, und es wurde namentlich die Beftimmung bes Ges 
feßes von 1819 daß zuerſt Me Altersklaſſe von 18 — 25, und 
dann erft die von 25 — 30 einzutreten habe, als aufgehoben 
erklärt, ſ. a. a. D., ©. 30, 

M V. O. 6.99. Bis zum J. 1830 wurden jedesmat auf. dret 
Jahre die Rekruten verwilligt; und dieſe drei Jahre fielen 
mit der Verfammiungs s Periode ber Stände zufanımen, in 
dem genannten Jahre bewilligten die Stände auch noch auf 
ein viertes (33 —34) die geforderte Zahl, bamit die Morbes 
reitungsgefchäfte zur Aushebung auch banıı nicht gehindert wärs 
den, wenn bie Ständeverfammiung nicht noch vor Ablauf des 
dreijährigen Zeitraumes bie neue Verwefffing beforgt hätten, 

5) S. Rekrut. Geſetz, 5. 5; ein Antrag In der 8. d. A., 
das zıfte ſtatt des 2oſten Jahres zu nehmen, wurde abge⸗ 
lehnt alg zu beſchwerend für die bürgerlichen Verhbaͤltulſſe, ſ. 

Verh. 1828, 9. 1, ©. 33 fg. 

6) Das Kriegsminifterlum hatte in feinem (am 21. Dec. 1826) . 
‚übergebenen Entwurfe des Rekrut. Geſetzes 5° 6° als das Mi: 
nimum angenommen; und daffelbe in den Motiven aus techni⸗ 
fhen Gründen ausführlih vertheidigt. Der Unterfhied für 
bie Pflichtigen ob man 5 oder 6° feſtſete, beſtand darin, daß 
im ledten Sale 64 von Hundert ber aufgerufenen Alterstklaſſe 
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als untuͤchtig ausgeſchoſſen würden. Die St. Verf. vereinigte 
fi aber nicht mit den Gruͤnden für das höhere Mans; ſ. 
Verh. der K. d. A., 1828, H. 1, © 62 fg. 


7) In der Iuſtruct ion vom 13. Nov. 1828, $. 60. find fünfjig 


t 


verfhiedene Krankheiten und koͤrperliche Fehler aufgezaͤhlt, wel⸗ 
che zum Milltaͤrdlenſte untauglich machen; dagegen iſt veſtimmt, 
daß tleinere und heilbare Unvollkonmendeiten keineswege als 
Entſchuldigungsgrund angeſehen werden duͤrfen. 


| "yi4 Die Aufzählung der einzelnen Säle f im‘ Geſetze Yet: 27 und 


28 und in der Inſtrüct. —J 90. Bel der Beſtlinmung 
der Befrelungen wegen Famillen— Verhaͤltniſſen ſuchte das Ge⸗ 
ſetz mit Recht ſolche Merkmale aufzuſtellen, weiche an fich klar 
und unbeſtreitbar ſind, und nicht auf einer ſittlichen oder in⸗ 
tellectuellen Schägung, fohbern 'auf einer Thatfahe beruhen, 
Indem ſonſt Willkuͤhr und Mißbraͤuche Faum unvermeidbar wären. 
Deshalb wurden 3. B. die Merkmate der Sebredikätelt beim 
Vatet, und das ber unentbehrlichkeit beim Eohne, welche 
das Geſetz vom J. 1819. aufgenommen hatte, und die nur zu 
unzaͤhligen Recurſen gefuͤhrt batten, it ganz entfernt. &. den 
Begleitungsvortrag des Sriegsminifters, Verh. der K. d. A. 
1328, H. 2, ©. 607. 

9) Diefe Ausnahme wird feit Errichtung der niedern katholiſchen 


Eonvicte ft enge ausgelegt, und Gomnaflal= Schäfer, wel⸗ 
che fih ber Theologle zu widmen gedenken, find itzt wicht mehr 


befreit, ſ. (ungebr.) er des Dberrefrut. Su vom 17. 
Gebr. 1826. 


"107 Nach beftimmten Vorgängen befreit einen bereits im Mill 


taͤr-Verbande Stehenden die ſpaͤtere Erſtehung der philotogi⸗ 
ſchen Vorpruͤfung nicht mehr von ſeiner Dienſtpflicht. Eine ats 
dere Frage iſt freilich die, ob nicht diefe Auslegung des Geſetzes 
eine billige iſt, und zwar um. fo mehr, als das Kriegewi⸗ 
niſterium ſich den Mann als geſtellt hätte auftechnen laſſen 
muͤſſen, wenn er — ſeiner Eiatelhung m Yeäfung —— 
haͤtte. 
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11) ©, das Geſet $..30 and 31, die Inſtruction, ſuhdi ble 95. 
Die im ist geltenden Sejehe- beitimmten Befrelungen der Stu, 
birenden, Geminariken.u, f. m. waren fhom im Geſetze von 
3819. enthalfen. Der Eönigl,, Geſetzesentwurf von 1828 hat: 
te auf gaͤnzliche Aufgebung dieſer Befreiungen angetragen, 
. ober ein Beſchluß ber St Verſ. ſtellte ſie wieder voll: 
| ſtaͤndig ber. Diefelben dürften in Hinficht auf die Gleichheit der 
ftaatöhligerlicen Pfithten ais leicht angreifbar, hinſichtlich der 
dein Het dadurch enthehenden 5 Intelligenz als ſchaͤdlich bei der 
Kürze der Präfent:Zeit als nicht von großer Bedentung, endlich 
in Bezug auf den Andrang zum Studiren als unzweckmaͤßig ers 
ſcheinen. Die Wuͤrkungen des Rekrutirungägeſetzes nad ſek⸗ 
ner verſchledenen Ausnahmen auf die waffenpflichtige Mann⸗ 
ſchaft 1 in einer intereſſanten Tabelle bei Mem en 
Sadıp, L 189, 9. I, ©. 110. ſg. 
12) ©. Beten, At. 3342; gnftrustion, . shit. — a 
| Deſelbit auch die weitläufigen näheren Beſtimmungen. Schr ® 
. verfchledener Anſi icht kann man über bie Sragen ſeyn, in mie, 
ferne fih das ganze Ginfteber: Epſtem mit der hredtägteig: 
beit vor dem Ben und - mit beim Vorthelle des Heeres 
vertrage ? J 
13) S. Rekrut. Geſetz, Art. 49—54.' Ueber die Strafe, - 
welche fär die biofe Abweſenheit bei bem Auswahlgefhäfte, niet 
aber gaͤnzliche Entziehung der Dienſtpflicht, erkanat merken follen, 
2 E den — Paragraphen, Nr. 4 und 5, j 


gg 047. 
2. Auswahl: Drbnung. 


Da der Staat keineswegs alle in der verpflichteten Al⸗ 
tersklaſſe ſtehenden Juͤnglinge unter die Bahnen reiht, fons 
bern ibm nur eine beftimmte Anzahl derfelben verwilligt wirb 
(f. vorang. $.), fo ift nun unter. den Pflichtigen eine Aus⸗ 
wahl zu treffen. Dieſe Auswahl iſt dem Looſe, und nicht 
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ver Midtaͤhr ber: Wehbenen-Aberlaffen. Zkgenen gleich blind, 
nirmuae. ed. auf Tauglichkeit und. Berkälniffe keine RNuͤckſicht, 
ſo faͤll dadurch eine Menge’ von Ungerechtigkeiten, ber fals 
(he Nerdacht von noch vachreren, und * dittere Gefühl Uns 
recht erduldet zu Haben, weg: 

— Die Art und Weiſe wie bei der Auewzi 9 mit welcher 
zu ‚gleicher Zeit die Unterſachung ber von Einzelnen ig Uns, 
ſpruch genommenen Befreiungs⸗ Gruͤnden verbunden, vorab, 
ua wird, iſt folgende: 

Ax Zuerſt find die — — — —— in foder 
— Semeinde abzufaſſen, was durch den Gemeinde⸗ 
rath mit: Beiziehung des Ortögäiftlichen in ben erſten Tagen 
Detembers alljaͤhrlich gefchicht. "Alle in der befreffenden Als 
tersklaſſe ſtehenden Mllitaͤrpftichtigen werden eingetragen. Die. 
Trage, welcher Gemeinde der Einzelne angehoͤre, richtet fich 
nad) dein Wohnorte (nicht nach dem Bürgerrechte) des Va⸗ 
ters, beziehungsweiſe der Mutter. Wer uͤbergangen und ſpaͤ⸗ 
ter eutdeckt wird, iſt nun, ohne Rädficht auf fein Alter, bei⸗ 
zuziehen. Keinem jungen Manne wird häusliche Niederlafs 
‚fung, ſelbſtſtaͤndiger Gewerbsbetrieb geftastet, oder eine Urs 
Tupde zum Behufe einer Reife in das Yusland oder. einer 
Micderlaſſeng bafılbt ausgeſtellt, ohne daß er bie Erfüllung 
feiner Militär: Pflicht nachgewieien hat. — Die Relrutirungs⸗ 
Lifte iſt 14 Tage lang Öffentlich) anzuſchlagen zum Behufe 
alleufallſiger Befchwerden \., 

2. Hierauf hat das Dberamt die im Mfange Tänners 
einzuſchicken den Rekrutirungs⸗Liſten zu revidiren and zu berichs 
tigen. Es benuͤtzt diefed Geſchaͤft Dazu, um diejenigen, welche Bes. 
freinngd: Brände in Auſpruch nehmen, vorzulaben , bie Gruͤn⸗ 
de. norläufig zu unterſuchen, und ihnen Belehrung über die 
von ihnen vorzubsingenden Beweife zu geben, — Vor dem 

Rh zoflen 


® 
’ 


721 


l 

2often Febr. muß dem Oberrefrutirungsrasbe einer aus Der _ 
legirten der Minifterien des Innern und be& Kriegsweſens zu⸗ 
ſammengeſetzten Commiſſion, das Verzeichniß der ſaͤmmilichen 
militaͤrpflichtigen Oberamts⸗Angehoͤrigen eingeſende werben ?). 

3. Rach dem Werhältmifle der Anzahl der. jedem Ober⸗ 
amtsbezirke angebörigen Militärpflichtigen wird aun die aus⸗ 
subebende Mannſchaft von dem Dberreftutirungeratfe ders 
theilt ꝰ). 

4. Auf dieſes wird zum Looſe geſchritten. Daſſelbe 

wird in allen Oberaͤmtern an demſelben Tage (am 1. März, 
oder wenn biefer im Eonntag ift, am 2ten), in der Amtes 
ftadt in dffentlicher Sigung vorgenommen; der Oberrefrutis 
sungsrath erläßt einen allgemeinen Aufruf zur Anweſenheit 
der Mflichtigen; die Oberämter erlaffen an die Einzelne bes 
fondere Vorladungen. Das Loos befteht in Ziehung von Nums 
mern, deren fo viele, in fortlaufender Meihe, aufgezeich⸗ 
net werben, als Militärpflichtige find. Die niederen 
Nummern bezeichnen zum Eintritte in das Militär, Zuerſt 
loofen die Gemeinden unter fi, in welcher Drdnung fie zu 
ziehen haben; fodann die Pflichtigen jeder Gemeinde in ber 
Ordnung, in welcher fie in der Rekrutirungs⸗Liſte aufgefäprt! 
find. jeder Zug wird ſogleich in die Ziehungs-Liſte einges 
trogen. Für Abweſende ziehen Väter, Vormuͤnder oder 
Orts vorſteher. Abweſenheit bei der Ziehung fett Feiner Strafe 
aus), 

5, Auf das Loofen folgt die Entfcheidung über bie Bes 
freiungss Grände. Diefelbe wird von zweierlei Beboͤr⸗ 
den und in zwei Acten vorgenommen: | 

a. ber Oberamts » Rekrutirungsrath, beftchend 'aus 

vier von der Amtsverfammlung gewählten Mitgliedern ’ 

unter dem Vorſitze Bes Oberamtmannes. entſcheidet uͤber 

Mohl Staatsrecht 11° 46 
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bie Befreiung wegen der Familien, Berbältniffe, fo wie 


über die auch dem Nicht-Kunſtverſtaͤndigen einleuche‘ 


tenden Unfähigkeit: Fälle. Die Sitzungen diefer Be 


dorde find Öffentlich, und beginnen fogleich nach been, 


digtem Looſuuge⸗Geſchaͤfte. Diejenigen, welche eine Be⸗ 
freiung In Anſpruch „nehmen, Haben perfänlich oder Purch 


Bevollmaͤchtigte ihre Beweiſe beizubringen; wer nicht er⸗ 


fcheint verliert feine Befreiungs-Öründe, und wird, falls 
ihn das Loos getroffen hat, eingereiht. Gegen eine Abweifung 
findet Recurs an den Oberrekrutirungérath flatt; ebenfo 
Tann eine ausgefprochene Befreiung von jebem dabei Bes 
theiligten vor biefer Behörde angegriffen werden. Ein 
mit Unrecht Freigefprochener tritt ein, und dagegen fein 
Erſatzmann wieder aus 5) 


b. Ueber die weniger offenbaren Unfähigkeits» Sälle entſchei⸗ 


bet die Muflerungs » Commiffion. Sie beftcht 
aus dem Oberamtmanne, einen vom SKiriegeminifter des 
legirten Offiziere, einem Militärs, und dem Oberamts⸗ 
Arzte. Die Sigungen werden zum Voraus angefändigt, 
amd alle Pflichtigen vorgeladen. Bei der Mufterung 
wird theils von dem Offiziere die Grdße der Vorgelades 
nen gemeſſen, theil8 von den Nergten die körperliche Un⸗ 
terfuchung derfelden vorgenommen. Die Commiſſion ente 
fcheidet num fiber die Tüchtigkeit, und zwar iſt ihre Ente 
fheidung definitiv, ein Mecurs findet nicht ftatt, ebenfo 
erhält ber Kriegsminifter Keinen Erfakmann, wenn ein 


‚als tuͤchtig Erllärter ſich Dennoch fpäter nad der Eins 


reihung ins Militär als untächtig ausweist 6). Alle 
Abweſende (die nicht ſchon vom Refrutirungsrathe des 
finitio befreit find) werden als tuͤchtig angenommen; 
ohne gendgende Entſchuldigung Abweſende werden, im 


- 
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| Falle ſie das Loos zur Einreihung getroffen hat, wenn 
ſte ich noch vor Einſieferung der Rekruten oder nor Ab⸗ 
ſchluß ‘der SontingentsKifke fielen, mit 8— 14tägigeim 
Gefängniffe beftraft, werben fie erft fpäter beigebracht 
mit 6— 12woͤchigem Gefänguiffe wenn fie untächtig find, 
wenn küchtig.aber mit Verlängerung der Dienftzeit um 2 
- Monate bie 0 Sabre belegt, ebenfo mit Verluft des Rechtes 
einen Erſatzmaun zu fielen. Solche Abweſende, welche 
das Loos zur Einreihung nicht trifft, werden mit Ge⸗ 
faͤngniß beſtraft 7). | 3 
6) Unmittelbak nach der Mufterung werden, allein vom 
Rekrutirungsrathe, die Contingents-Liſten vorläufig feftgeftellt, 
d. h. die als tuͤchtig Erkannten oder Angenommenen, dies 
jenigen, über welche noch nicht. erfannt jft, endlich die wegen 
Beſchaͤftigung Ausgenommenen in ein Verzeichniß nach der 
Reihenfolge der Nummern gebracht, bis die Zahl des anges 
ſetzten Eontingentes erfüllte iſt. Für jeden noch nicht beftimmt 
Bezeichneten wird in einem Nachtrage ein Erſatzmann, nas⸗ 
tuͤrlich blos für den Kalt der Befreiung des Erſteren, aufs 
geführt, Alle übrigen Pflichtigen werden nun fogleidh. Für 
Immer bom Dienfte im ſtehenden Heere freigefpruchen. — 
Die vorläufige Contingents⸗Liſte dient dem Kriegeminifter zur 
einfrweiligen Einberufung Definitio wird die Lifte erft ges 
ſchloſſen acht Wochen nach dem Ziehungstage, indem itzt 
der Termin zur Ausführung von noch nicht dofinitis ent⸗ 
ſchiedenen Befreiungs:Gründen verflöffen if. Alsdann ent: 
fcheidet ſich natärlich auch definitiv, wer von den Einderu⸗ 
fenen beim Militär bleibt oder wieder entlaffen werden kann ®). 


) & Rekrut. Gefeg Art. 18— j25 Infiruction, . 17185. 
2) ©. Geſetz, Ast: 185 In ſtruction, 9. 16— 23. 
= 46.. 


— 
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3) &. Befes, At. 7. 

4) S. SefeB, Art. 13.und 145 Iuftrncetion, 24-36. 

. Der Abgeorbuete von Theobald verwahrte ſich, jedoch ohne 
Thellnahme der Kammer, gegen bag Loos, als gegen eine 
unfittlihe Einrichtung. Er verlangte anſtatt deſſen beſtimmte 
Grundſaͤtze über Auswahl, ſ. Ver h. der K. d. A., 1828, 5.1, 

S. 41. Gegen dieſe Anſicht möchten die oben im Eingange dies 

ſes Paragraphen angedenteten Bemerkungen Platz greifen. 

5) Befes, Art. 15 — 195 Ihfirnetion, $. 37— 35. 

6) Nur im zwei Fällen findet ein Erſat für einen als untächtig 
Erflärten ftatt; einmal wenn er bei der Miufterung abmefeud 
war, zweitens wenn bei Stimmengleihhelt in der Commiſ⸗ 
fion er, nad) dem Gefege, eingefhidt, und num als wuͤrklich 
untüchtig erkannt wurde, f. Gefeß, Art. 22. 

7) S. Geſetzz, Art. 20—23, und 46—51. 

8) ©. Gefeß, Art» 24— 265 Iunftruction, $. 66-74 

\. 248. 
3. Organiſation des ſtehenden Heeres. 


Die Aufgabe, welche ruͤckſichtlich der Einrichtung ber 
Kriegsmacht zu Idfen iſt, befteht darin: mit den wenigften 
Beſchwerden für den zu den Fahnen gerufenen Staatsbürs 
ger, fo wie mit den wenigften Koften, die hinreichende Ans 
zahl. gut ausgerhfteter, gehbter und in jedem Augenblicke 
ſchlagfertiger Krieger aufzuftellen. — Württemberg war nun 
zwar allerdings, als deutfcher Bundesſtaat, nicht in der Lage 
ganz nach Willkuͤhr feine Einrichtungen treffen zu können; 
die Gelee des Bundes fhrieben nicht nur binfichtlich der 
Anzahl, fondern aud) über das Verhältniß der Waffengat: 
tungen, der Ausruͤſtung u. f. w. des zum gemeinfhaftlichen 
deutſchen Heere zu ftellenden Contingentes beftimmte Normen 
vor (fe Thl. I, $. 109, ©. 560): jedoch hieng die nähere 
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Ausfhhrung der Grundzuͤge, fo wie das, was bie Sorberung 
überreichte, von der eigenen Einſicht des Staates ab. Es 
iſt aus. dieſen vorſchiedenen Elementen ein Syſtem gebildet 

worden, welches viel Eigenthuͤmliches hat, die moͤglichſte 
Schonung von Menſchen« and⸗Geld⸗ Kraͤften mit einem zahl⸗ 
reichen Stade’ verbindet, und uur avielleicht in Beziehung 
auf die iactiſche Ausbildung der Soldaten Wuͤnſche übrig 
Kt) 


Dieſes Syſtem in denn ann im Weſentlichſten Zols 
gendes: 


W. hat in aewönlichen Zeiten blos fiehende Truppen ; 
Landwehr ift nur für einen außerordentlichen Nothfall geſetz⸗ 
‚ lich vorbehalten, keineswegs aber noch organiſirt (ſ. oben 
$. 246, ©. 714). — Die Dienſtzeit iſt bei allen Waffen⸗ 
gattungen ſechs Jahre >); e8 wird. daher jährlidy der fechete 
Theil des Standes ausgehoben. Im Kriege freilich werden 
die Ercapitulanten nicht entlaffen, ehe fie durch Neuansges 
hobene erſetzt ſind. Keineswegẽ wird uͤbrigens die ganze Mann⸗ 
ſchaft im Frieden immer bei den Fahnen behalten, fondern 
nur fo lange, bis fie die nöthige Uebung im Waffendienſie 
erworben bat, d. b. bei der Reuterei, bei der Artillerie und 
bei den Schuͤtzen des Zußvolkes zwei Jahre, beim Fußvolke 
pur 6 Monate im erfiern, 4 Wochen im zweiten Jahre, vnd 
nur. ausnahmsweiſe länger; die Abrige Zeit bie zu Ablauf 
der ſechs Dienftiahre bleibt natürlich der Soldat pflichtig, er 
muß auf den erfien Ruf fi bei der Fahne einfinden: allein 
gr kann indeffen fih jedem Gewerbe widmen, nur darf er 
‚nicht heurathen, nicht außerhalb Landeq gehen, und muß 
immer von ſeinem jeweiligen. Aufenthalte fein Regiment in 
Kenntuif halten, — Dffiziere und. Unteroffigiere bleiben da⸗ 
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gegen in der Megel auweſend; Letztere koͤnven Aber bie ſechs⸗ 
jäprige Dienflzelt wicht zum Sleiben genbthige werben 3). 

Die Formation des Heeres iſt fehr einfach: unter 
bem Kriegsminifter und Korpscommanbanten theilt ſich dafs 
+ felbe in eine Divifion Reuterei, zwei Diviſionen Fußvolk, 
und ein Artillerie = Regiment ſammt dem Train, Gebe Die 
viſion, nnter einem GeneralsXieutenant, beflcht aus zwei 
Brigaden; jede Brigade, unter einem General-Major, aus 
jwei Regimentern; beim Fußvolke und der Artillerie je- 
des Negiment wieder aus zwei Bataillouen. Dazu kommen 
noch: der Generalquartirmeifter « Stab mit den Pionniers 
und Pontonnierd; eine Zeldjäger »Schwadron, eine Leib⸗ 
garde zu Pferd, zwei Garnifonds Kompagnien und ein In⸗ 
validens Korps *). 

Durd alle Abtheilungen des Meeres geht ein zuſam⸗ 
menhängendes Bildungss Spitcm. Bei allen Waffengat⸗ 
tungen werden dig brauchbarften Leute zu Schäßen (Ober— 
Tanonieren) durch befonderen Unterricht gebildet; ebenſo erhal⸗ 
ten alle Unteroffiziere von Offizieren ihrer Abtheilung Unters 
richt; endlich iſt für die Bildung Tünftiger Offiziere auf dreis 
fahe Weife geforgt, nämlich ı. durch Unterricht der Guiden 
zu Generalftabs - Offizieren ; 2. durch die, aus vier Sahrescarfen 
beftehende, unter der Leitung des Gieneralquartirmeifter: Stabes 
ſtehende, Dffizierszöglings Anftalt, weldhe für ale Waffen 
Dffiziere bilder 3); 3. durch die bei allen Megimentern anzu⸗ 
„nehmenden und von den Offizieren derfelben zu bildenden 
freiwilligen Offizier »Zöglinge. Endlich erhalten auch noch 
die jüngeren Offiziere felbft bei den Regimentern noch weites 
ren Unterricht nad Anordnung bes Regiments⸗Mefehlsha⸗ 
bers 9), 

Ueber die Beförderungen gelten folgenoe Grundfäge: 
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0 1. le Unteroffigbere. werben durch ben. Regimente⸗ 
KAomwandanten ernennt, nach vorgaͤngigem MWorfchl 
Shchwadrons⸗ ober Compagnie⸗Kommaͤndanten, Ind ma 
ſtandener Präfung vor einem Stabseofftziere; in der Megel 
werben bie Stellen aus dem naͤchſtfolgenden Dienftgrabe er⸗ 
ſetzt. Ablehnung der Befoͤrderung findet ‚nur aus saͤnz trif⸗ 

tigen Gruͤnden ſtatt. | F 

2. Befoͤrderung zum Offigiere: ———— 
a, zu Unterlieutenagns⸗Stellen. Gewoͤnlich werden diefe 
. exfelgt durch Zöglinge.der Offiziers- Bildungs Anſtalt oder 
durch Regiments: Offlziers, Zhglinge und Unteroffigiere, 

Mvelche zwei Jahre gedient haben und ſich einer, jährlich 

———— Prüfung mit Gluͤck Anterworfen haben. 
Bei der Reuterei und dem Fußvolke gehen die Zoͤglinge 
der Auſtalt unbedingt dem letzteren vor, bei ber Artil⸗ 
lerie werden immer zwei Regiments» Zöglinge und dann 
erft ein Zögling der Anftalt befördert, Außergewöns 
Li Tonnen, namentlich im Felde, auch Untaoffiziere, 
welche Beine Prüfung erftanden, oder Perſonen aus bärgers 
lichen Ständen von Könige zu Offiieren ernannt werben. 

» Vom Oberlieutenaut bie zum Hauptmann einſchließlich 
entſcheidet hauptſaͤchlich das Dienſtalter in der Waffen⸗ 
gattung; doch kann ein Uebergangener ſich nicht uͤber 
eine Recht s⸗Verletzung beſchweren. 

c. Das Vorruͤcken zum Stabs⸗Oſſfiziere richtet ſich nicht 
fowohl nach dem Dienflalter,. denn nach Verdienſt und 
dem Willen bes Aöniges. 

Ein Offizier im Feſtungs-Arreſte oder in Helegege 
fangenſchaft ruͤckt nicht vor; doch ſoll bei letzteren nach 
der Ruͤckkehr wo moͤglich billige Bl ſtatt fins 
den ?), 
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18) Mie deſten Hachtichten kber das w. Wehltär« Syftem. fürbet 

‘a Üb: in bam-Kuostzeillssen) Berichta ber Finanz⸗ Commiſſion 

— — K. d. A. vpm. J . 1820, iſtes q. o. Beil. H. ©. 123 — 196, 

berxer ig Fero m a's m. Militaͤralmanach, Ulm, 1835 gr. 12. 

xtheidlgt wird das Syſtem In den: Betrachtungen über die 

" Mefruten« Kushebungen in W. Gtuttg, a8a1, 8; dagegen 

wuͤnſcht mauchfache Aenderungen: (Theobatb ) Entwurf 

einer Kriegs⸗Ordnung für das K. W. Stuttg. 1817, 85 (ders 

f eibe,) Forderungen an unſer Rekrut. Geſetz. Stuttg. 1820; 

Ederf.,) die Arlegsſchule in W. Stuttg. 1820, 8; dert.) 

Enlwurf einer Arlegsverfaflung für deutſche Bundesſtaaten, 
3 zunaͤchſt für a Gtuttd, 1823, 8. 

2) &. Nerrut.Gefer von 1828, 9. 43. . , 

RR Ueber das Beurkaubungs = Syitem ſ. Fromm, a. a. Re. 
213 fg, — Um die Frage, ob bei ſo allgemeiner und ſo lan⸗ 

ger Beurlaubung der Soldat auch gehoͤrig und fuͤr ſeine ganze 

Dienſtzeit nachhaltig gebildet werden koͤnne, dreht ſich haupt⸗ 

ſaͤchlich bie Beurtheilung des ganzen w. Mtlitaͤr⸗Syſtemes. Moͤge 
die einzig zuverlaͤßige Beantwortung, die der Erfahrung durch 

einen Krleg, noch lange für den Streit ber Theorle offenes 
"geb laſſen! 
4) S. im Staatshandbuche fuͤr 183, den Abſchnitt: Mill. 
taͤr⸗Etat, S. 56 fa. Der ganze Effectiv- Stand des. Armee⸗ 
Korps iſt gegen 33,000 M. — Ueber die Bewaffnung und Ause 
ruͤſtung |. Fromm, ©, 156-182, 
5) Das Nähere über diefe Auſtalt 1. bei Fromm, S. 185 fg, 
Außer den auf Koſten des Staates unterbaltenen, nach einer 
Öffentlichen Prüfung aufgenommenen, Zöglingen iſt bie Benäs 
-  guns der Unftalt auch ſogenannten Lehr-Genoßen geſtattet. 

Diefelben haben keinen Auſpruch auf regelmäßige Anftellung 
A Milktär, dagegen auch Feine Werpftichtung zu dienen, Die 
‚. vebentlihen Sägfinge dagegen übernehmen eine. ſolche Were 
pfllchtung für wenlgſtens ſechs Jahre nach Akten Tueteltte ans 
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x. BJ: Heben Die Beblugungen bed Einktittes, Aber die gelotderten 
re NAenntniſſe nf. w. ſ. V. O. vom ryten Nov. 1829, ‘ ar. © 
366. — Eisid-hähere Milltir⸗Schale gar theoretifhen Eliten 

‚ Bildung (do: dienender Offijſere iſt nit vorhanden, üle z. B. 
in Preuben; allein Urlaub zum Beſuche von ———— 
Bildungsreiſen u. ſ. w. wird gerne gegeben. | 

)8. gro, 4. a. O. ©. 208 


8 —. 29 · J 
4. Verpflegung der Truppen — Nusttirlek. 


Der Staat hat nathrlich für die Befriedigung der 'Aoths 
wendigen Bebärfniffe des Heeres zu forgen, und fomit für 
Wohnung, Koft, Bekleidung und Bewaffnung. Die Einrihe 
tungen zu biefen Endzweden find nun folgende : 

Hinſichtlich der Behaufung und Verkoͤſtignug 
des Militaͤrs iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem — 
Zuſtande und außerordentlichen Verbaͤltniſſen. 

Im gewoͤnlichen Zuſtande ſind die ſaͤmmtlichen Un⸗ 
teroffiziere und Soldaten, ebenſo eine beſtimmte Anzahl von 
Dffizieren beſtaͤndig kaſernirt; die Abrigen Offiziere haben für 
ihre Wohnung auf eigene Koften zu forgen. Die PBafernirte 
DManufchaft erhält außer den nothigen Hausgeräthfchaften noch 
Holz und Beleuchtung; eine eigene Kafernens Verwaltung 
Yat für die Erhaltung und Erneuerung der Geräthfchaften zu 
forgen 7). — Fuͤr die Koft der Mannfchaft, vom Obermanne 
abwärts; beftcht bie fogenannte Menage, an welcher Jeder 
Antheil nehmen muß 2), 

In außerordentlichen Umſtaͤnden — triet die 
Verbindlichkeit der Staatebürger ein, dem ... Bob 
Pr. Refb:zu geben, | i on 

mis fol‘ Noipfätte aber find beſtimmt; wenn Tiups 
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- Ruf clan Marfche begriffen find; MWerändberangen ber 
Befatzuugen; Verſchickung von Conimando's; Executionen und 
Berſchickungen; endlich wenn der Fuͤrſt ſich eine Zeit lang 
auf dem Lande aufhält und Militaͤr⸗Wache bei fi hat 3). — 
In alleır dieſen Fällen ift der Quartir- Träger dem Solda⸗ 
ten nur Dach und Fach, nicht aber auch Verpflegung ſchul⸗ 
dig, und nur, wenn derſelbe nicht gemeinſchaftliche Kuͤche 
mit feinen Kameraden machen kann, (mas freilich wohl auf 
dem Marfche immer’ der Fall ift,) auch noch Hausmannd 
Toft, für welche jedoch eine Heine Entfhädigung (8 fr.) vom 
Reginentsauartirmeifter an bie Ortekaſſe auf Abrechnung be: 
zahlt wird. Ohne obrigkeitliches Quartir⸗-Billet iſt der Buͤr⸗ 
ger nicht ſchuldig, einen Solbdaten aufzunehmen; auf demſel⸗ 
ben iſt anzugeben, wie viel Manuſchaft, von welchem Mans 
ge, wie viele Pferde und wie lange er diefelben ins Quartir 
. hält 

Die Verteilung ber Einzuquartirenden unter bie Bär- 
ger gefchicht Durch den Ortsvorſteher, und zwar iſt der Steuer⸗ 
fuß der Maasſtab. Won diefer Verbindlichkeit find fbrigens 
nach den beſtehenden 9) Geſetzen noch viele Perfonen befreit, 
nämlich; 

1. die Standeshertu, in den von ihnen bewohnten Schloͤſ⸗ 
fern... Doc haben fie nicht nur im Nothfalle auch im biefen 
Quartir einzunehmen, fondern namentlich auch von. allen mit 
Geld auszugleihenden Quartirlaften, gleichviel ob fie Gegen⸗ 
ſtand einer Amts⸗ oder einer - allgemeinen — 
chung find, ihren Autheil zu übernehmen 5). 

2. De —— Adel, unter denſelben widnah⸗ 
men e). 
3. Die höheren, im activen Dienfte ſtehenden Staats⸗ 
diener, ebenſo bie. bloͤs charasterifirten und bid nad) bem 
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boſtai Jabea penſtonirten, oben mit ehreutellam Abſchinde up 
Inflsaen Diem deſſelben Reages Haben in Zriehmäzsiten. ie 
Wahl, ob fie Ramral⸗Quartir aber eine GeimEuihärigung 
: an bie Gemeinde Äbernehmen well; in Kriegtzeiten iſt Die 
Verpflichtung zur Uebernahme unbsbimgt 7% Dieſelben echte 
genießen auch die Wittwen folder Beamten. 

4 Geiftliche und Schullehrer aller En ei wie ihre 
HWittwend), 

5. Alle — Staats⸗ und Gemeinde⸗ Bram⸗ 
ten ?). = 
6. Solche Perfonen, deren ununterbrochene Dienſte deut 
Publicum nothwendig find, alfo Ortsvorſteher, Forſter, Poſt⸗ 
halter, Aerzte, welche von Gemeinden ein Martgeld berie⸗ 
ben, Apotheket und Hebammen 10). 

Für die Bekleidung der Truppen wir tzeils durch 
Natural⸗Lieferung der benothigten Segenſtaͤnde, cheils durch 
Uebergabe des Geldbetrages an den einzelnen Soldaten ges 
ſorgt. Die erſtere Verſahrens⸗Weiſe tritt ein Bei Ser ſoge⸗ 
nannten großen Montirung; die Kriegskaffen » Verwaltung be 
forgt die Anfchaffung aus den Fabriken, und überläßt den Ro 
gimentern dig Werfertigung. Vaares Geld wir, gegeben fr 
die fogenaunte leine Montirung; am dam Ginzelnen bie 
Unfhaffung zu erleichtern hat jedes Megiment einen Vor⸗ 
rath ſolcher Kleidungsftäde, don denen der:Soldat gegen Ab⸗ 
rechnuug son feinem Mentirungs⸗Geld das Noͤthige ausneh⸗ 
men darf, ine eigene aus dem Regimente gewaͤhlte Com⸗ 
miſſton unter dem Vorfiße eines Stabs⸗Offiziers beforgt alle 
diefe Verwaltungs s Sefchäfte. Allenfallſige Erfparniffe bürs 
fen nur zum Nußen des ganzen Regimentes verwendet wer⸗ 
den *1). 

Die ganze Bewafi nung nebfl Zugebdr wird aus dem 
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Urſenele ‚abgegeben, welches: ſainerſeits die Wahlen aus der 
Gerdedrfäbrit (in Obeendorf), die übrigen Gegenſtaͤnde durch 
Accorde von bürgerlichen Meiftern bezicht 17). 
y E.ig romm, a. a. D. S. 228. Bei Errichtung des ſtehen⸗ 
den Militärs in W; wurde daſſelbe beſtaͤndig bei- ben Bär: 
“gern Ins Quartir gelegt. Am die vlelen ˖ deſhalb entitandenen 
Klagen zu befeitigen, traten aber bie Stände nad dem Lands 
tage von 1739 mit der Regirung zuſammen, und ſchoßen Geld 
zum Kaſernenbau dar, unter der Bedingung, daß die Quar⸗ 
tirlaſt aufhoͤre. Allein noch häufig kamen unter der Regirung 
> Berzog Karl's Mißbräuce vor, weßhalb im Etbvergleiche, 
CHI, $.15— 185 (Meyfder’s Samml. U, ©. 584) 
5Aaufo Neue gänzliche Kafernirung verfprechen — mußte, 
D S. Fromm, S. 223 fe. . 
> S. Nebenreceh vom bei Juni 1772, —— a. 
4. X, ©. 610 fu. 
r Es wird wohl kelnem Zweifel unterliegen, daß bie Gefege 
— uͤber Quartir⸗Befreiung eine gaͤnzliche Durchſicht beduͤrfen, 
ſowohl ihrer Unbeſtimmtheit und manchfachen Unzwecmaͤßigkelt 
wegen, als weil wenigſtens manche der Ausnahmen dem Grund⸗ 
ſatze der itzlgen Verfaſſung, Staatslaſten ſeien von Allen gleich 
zu tragen, zuwlder zu laufen ſcheinen. 


25) S. Declaration für Taxis, 6. 13 und 555 ebenſo alle 


Übrigen Deelarationen wegen ber Verbäimifle von Standes⸗ 

+». beein. : 

36:8. Declarat. vom Sten Dec. 1821, $. 62 und 63, 

DVD vom 2aften Det. 1799 bei Kapff, Sammlung. 

11, 84:49... Diefe RD. beftimmt ald Rang-Gränze den Erpe⸗ 

„hftions= Math: da dfefe Stelle Ist nicht mehr beſteht, fo if 

‚bie Graͤnze der Befrelung zweifelhaft geworden, Vielleicht iſt 

Br anzunehmen, daß fie itzt in der ten Nangftufe beſteht, als 
"welche and In andern Befrelungen die Norm gibt. 

» ®. Comm, Hrdn., Kap 10, Abſchn. 2; Sen. Mefer. 
> yon dgften Dit. 1799, 
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9) Knapp, Repent, TI, S. 1643 B. O. ve. Dee. Se 
ze) ©. Cmmm. Drbn. a. a. Q; sende vom: 15: BAnu9 


1807, Rol. S. 10. 7 at Bu 1126 
11) ©, die „NVotitzen uͤber bie —— ⸗Verwaltung“ ja Me ms 
minger’e Jahrb. 1829, 5. 1, © 196 fü. ie 
12) S. bei Memminger, a.  D, ' — 
S 250. 


5, Gerichtsbarkeit aber das Militar. 


Uns mehreren Gründen Tann das fichende Heer, nicht 
unter die gewoͤnlichen Gerichte des Staates geftellt werben, 
fondern erfordert eine eigene Einrichtung fhr feine Mechtöpfles 
ge. Einmal liegt es in feinem Berufe fi) aus beu Graͤu⸗ 
zen des Daterlandes zu entfernen, dadurch wird es alfo von 
ben ordentlichen Gerichtöftellen ganz getrennt, ohne Gerichts⸗ 
behdrde aber kann eine foldye Maße bewaffneter Männer un⸗ 
törlich nicht gelaffen werdeg. Zweitens, erfordert bie. militäe 
riſche Ordnung, daß nur Ein Befehl ertheilt werde; dier⸗ 
von wuͤrde aber häufig abgewichen werben, wenn die rich⸗ 
“terlichen Behoͤrden ganz unabhängig von den militärifehen 
Obers Behörden wären, und fi) alfo um augenbliliche La⸗ 
ge nnd Berhältniffe des gerichtöuntergebenen Militärs in 
‚ihren Vorladungen u, ſ. w. nicht bekuͤmmerten. Endlich wäre 
zu beforgen, daß ein mit den milltärifchen Verhaͤltuiſſen 
nicht befannter Michter weder die Tharfachen nach die Zol⸗ 
gen einer Handlung richtig auffaßte, und fomit fein Urtpeil 
zur Schwächung der nothiwendigen Difeiplin dienen wäre, 
Hieraus ergiebt ſich die Nothwendigkeit eigner Militärs Be 
richten. Dagegen iſt eben fo einleuchtend, dag dieſe jus⸗ 
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den darf, und daß alfo alle Klagen uuh gäbe, welcht ‚ohne 
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Verhiträctigung bed Zweckes eines Heerrs vom ‚den: gewonli⸗ 
hen Gerichten abgenrrheitt werden Muten, Binfelben Andy 
zu hberlaffen find. So ift denn namentlich Mar, daß bei 
Beurlaubten biefe Nothwendigkeit einer eigenen Gerichtsbar⸗ 
keit nicht eintritt, ſondern daß fuͤr ſie die gewdulichen Ge⸗ 
richte competent bleiben kdnnen. 

Diefe Ruͤckſichten leiten im Weſentlichen (freilich mit 
Ausnahme der Beſtimmungen über Beutlaubte) auch .die 


wuͤrtt. Geſetzgebung in ihren beiden hauptſaͤchlichſten Verord⸗ 


nungen über: dieſen Puact, naͤwlich das Derrit vom 14ten 
März 1815 Über die Milkdr » Zurikdiaien *), umd Die mie 
Ktärifchen Stmafgefege vom 7. Juli 1018 °), 


I, Difsiplinar-Gemalt, 


Jeden militärifchen Obern ficht über feine Untergeord⸗ 
neten eine, nach ders Grabe beider verkhiebenartig medifis 
Arte Bfeiplinarifhe Gewalt zu. Mittelſt derſelben hat er 
das Recht die geringeren Urbertretungen und Weußerun- 
| gen eines dleuſtwidrigen Verhaltens, welche weder in den 
Militaͤr⸗Sttafgeſetzen noch in ben allgemeinen Landrsge⸗ 
ſetzen verzeichnet And, abzurägen. Jeder höhere Vorgeſetzte 
kaun die zuerbaunte Diſciplinar⸗Strafe eines Untergrordne⸗ 
ten ſchaͤrfen, mildern oder aufheben 2). Die Aufrechthal— 
tung der Diſtiplin iſt ſtrengſte Pflicht der Vorgeſetzten, und 
fie haden das Recht im Rorbfalle ſogar von den Waffen Ges 
drauch zu muchen, und ben widerſpaͤuſtigen Untergebenen 
anf der Stelle niederzuſtoßen +). j 


1. Straf⸗Gerichtsbarkeit. 


r. Die Zufändigkeis der militaͤriſchen Strafgerichs 
ge hinſichtlich der Perſonen iſt eine ordentliche un» cine 
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außerordentliche. Die or dentliche erigedt: ſich der allg 
dienſtthuende Dffisiere, Offizierszoͤglinge, Unteroffizlere und 
Soldaten, uͤber die im Activdienſte · Angeſtelltlen mit! Offi⸗ 
ziersrang, über das Ehren⸗Invaliden⸗Korps und alle pen⸗ 
ſionirten, nicht förmlich entlaſſenen, Offigiere. Ob der Soll 
dat beurlaubt iſt oder nicht, macht nur in ſo ferne einen Uns 
terſchied, als zwar der Beurlauhte wegen kleiner Vergehen, 
3. B. wegen Webertretung' der Finanz s Gefebe, "wegen Malders 
ceßen, Heinen Polizei-⸗Vergehen, von den gewoͤnlichen Polls 
zeiſtellen abgerugt und nicht an das Regiment eingelieſert 
wird; wogegen. wegen Unzuchtébeſchuldigungen, fo sole we⸗ 
gen aller fihwereren Unflagen, deren Beftrafung die Befng= 
niß der Oberämter fıberfleigen würde, gegen den Beurlaubten 
nur die Unterfuchung von der zufländigen Civil- Behörde, gm 
führen ift, das Urteil dagegen von dem Militaͤr⸗Gerichte ers 
folgt 3). Marketender und dergleichen Perfonen ftehen nur waͤh⸗ 
rend eines Seldzuges unter den militärifchen Gerihten. Die 
außerordentliche Kompetenz erſtreckt fi) Aber Spione und 
Werber, über Bewohner feindlicher Länder, welche gegen Mili⸗ 
tär- Perfonen oder gegen die Sicherheit des Heeres Verbrechen 
begeben; endlich über die feindlichen Striegägefangenen. 
Frauen, Kinder, Wittwen von Militärs Perfonen, Lands 
Invaliden, Bürgers Milizen, noch nicht zur Fahne beeidigte 
Militär = Pflichtige flehen immer unter den gewönlichen bürs 
gerlichen Berichten. 

9. Hinſichtlich der Iuftändigkeit über die Handlunms 
gen it zu unterfcheiden zwiſchen militaͤrlſchen und zwiſchen 
gemeinen Vergehen. Jene werben immer von den Militärs 
Gerichten abgeürtheilt, und es entfcheidet bie Aufnahme in 
das Militaͤrſtrafgeſetzbuch barüber, ob ein Vergehen zu’ dem 
militärifchen zu zählen iſt's), Auch bei den gemeinen Vers - 
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gehen fällen die Militär⸗Gerichte im der Hegel, das Urtheil, 
doch find hier manchfache Ausnahmen gemacht. Su allem 
Fällen muß aber der zu Beſtrafende den Civilbehoͤrden ſorm⸗ 
ich Abergeben werben, woruͤber der Kriegsminiſter zu erken⸗ 
wen hat; bei einem Dffiziere Tann es nur nach vorgaͤngiger 
Euntlaſſung geſchehen ). 
.3 Das Verfahren bei den Militaͤr⸗GStrafgerichten 
weicht in fo ferne weſentlich von dem der ordentlichen Ge⸗ 
richte ab, als die Unterfuchung immer durch ein eigenes Uns 
serfachungss@ericht geführt wird, welches verfchieben iſt von 
dem Entfcheidtungss Gerichte; ferner indem: wenigfiens fo 
weit Muͤndlichkeit flatt findet, daB der Augeklagte perföns 
lich vor das Bericht geftellt und über das im feiner Gegen⸗ 
wert zu verlefende Unterfuhungs s Protocol befragt wird. 
Die Abſtimmung gefchieht, von unten herauf, muͤndlich. Zus 
ft wird Aber das Achuldig“, dann erft uͤber die Strafe 
abgeſtimmt. 
4. Die Jnſtanzen folge und ber Geſcaͤftetreis 
der Militaͤr⸗Strafgerichte ſind wie folgt: 
a. ordentliche, und zwar 
a, bie kriegsrechtliche Commißion. Gie beficht 
unter dem Vorfige eines Hauptmanns, aus zwei Lieu⸗ 
tenants, einem Obermanne und einem Soldaten, (if 
der Angeſchuldigte ein Unteroffizier tritt anſtatt des 
Soldaten ein Zeldwebel ein.) Der Ungefhuldigte 
kann recuſiren. Der Uuditor ift Aetuar und Referent 
mit blos berathender Stimme, Gegenftand des Erkennt» 
niffes der 8. Commiſſion find minder wichtige Vergehen 
von Unteroffizieren oder Soldaten. Ihre Strafbefugniß 
gebt bis zu drei Monaten Arreſt, Degradation der Unters 
offiziere, und Stockſchlaͤgen in den hiergu geeigneten Faͤl⸗ 
len. 
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3 da Der Regimeuie⸗ Veſthrehaber Yihrthlh or 
0 befkättägen anildern, ederwenn er da He ri 
Nil, die Sache nochmals an ein Kriegsteche; verwel 
2 fen Dee Beruntpeilte hat cbenfalls: Niet? th dein 
Krlegevecht:#}. : — — LUD Be} 500 72; 
# Das Kriegsredt. Dafelber nt naht gi 
campetenti; auelche die: Beſugulß einer krlegorechelichen 
ee fweren Antitigen 
ir Geten Nmerofſtziere und Cloldasen ; und: bei: dien: 1% 
ad 7 ſchaldagungen gegen Dffigiere: Die VDeſetzacz deß 
- Wertes: beflcht ans fichen Richtern; deren Rungiſih 
vi ee Angeltagten. Befiknemt 2); Der Murbinie 
in ME auch Fer Actnar dnd Mefirent mit beruthender 
— Hiimme. —⸗ Ju allen irgend wichtigen oder zweifel⸗ 
. daſten Sachen ſind nach geichlafiener Auterſuchuug die 
2," + Maren an das rr.sige, Section des riegemiciſteriums 
bdildende — Oberkriegegericht einzuſenden, damit diefes 
vr gm Nqethſalle egen Ergänzung. der ‚Mängel: Wie ud⸗ 
thige Weifungsstieile "9. Jedes Urtheil eines Kriegs 
xechtes maß zur. Eelſcheidurg in. wweiter | Tins 
geſendet werben am. | 
v. 09 dab Mepifionds Gericht. es SeReht — 
J and ſieben Mittzliedern, von denen ein Seuetal⸗Ma⸗ 
zjor Dem Borſtz fährt, Aue aber StabeOffizizere und 
idee Nechts gelchrte (im Frieden Mitglieder 46 Ober⸗ 
u: Brleg6s®ieriihees) find. Das Reviſiene⸗Gepicht Tann 
bdeliltaͤttigen, mildern und ſchaͤrfen. Milderung oder 
Beftättigung einer geringeren als der Tedes⸗ Strafe 
kaun mit einfacher Mehrheit geſchehenz Schärfung 
tr. ae Aodesſtrafe nur nach zweimaliger Abſtimmung 
br ri — Sitzungen mad mit der Stimmeu⸗ 
Mohl Staatsrecht IL a7 
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». mehrheit vom zwei gegen fünf; Schärfung bie zur 
2; Todesftrafe erfordert beidemale Stimmeneinheit, Oh⸗ 
nme Beftättigung des Königes kann Fein Urtheil des 
= NReviſibas⸗ Berichtes dollzogen ‚werben IT). 
“ ae Kriegsgerichte. 
a, Standrecht. Daſſelbe findet in der Regel wur im 
Felde ober anf dem Marſche dahin ſtatt; und kann 
... alsbann nur: vom Tommanbirenden Generale angeords 
.. net werden;..im. Srieden Tann nur der König ein 
Stanbreht. anordnen. Es tft wie ein ordentliches 
Kriegsrecht beſetzt, und findet in der Regel bios nad 
vorangegangenen: Berläubigung Fatt;- doch tauch im 
gewißen vom Weiche beſtimmten Faͤllen 12) ohne vors 
gängige Werkändigung. Die ganze- Verhandlung, 
Unterfuchang und Entfcheidung geſchieht ohne Unters 
brechang von berhfelben Gerichte; und muß Tängftens 
> Binnen 24 Standen beendigt:fenm "Die Formen des 
peinlichen Proceßes find ieh Hd, und Überhaupt 
“nur fo Biel erforderlid)‘ Jam Strafurtheile, um bie 
. Michter In ihrem Sewiſſen zu uͤberzeutten. Die einzige 
von ihnen auszuſprechende Strafe ik Tod; fünf ges - 
gen zwei Stimmen reichen hin, Die Ötrafe wird for 
gleich verkündet und innerhalb drei Stunden vollzo⸗ 
: gen. Wird diefe Stimmenmehrheit nichtserrelcht, oder 
- reichen bie 24 Stunden nicht hin zar Erlangung ins 
0... reichender Gewißheit, To wird das Standrecht aufge, 
i hoben und der ordentliche Proceß eingeleitet 7). 
BS. Außerordentlihes Kriegsſgericht ine. S. Es 
findet gegen die vben unter II. 7, genannten Perſo⸗ 
nen: ftatt, über welche die Militärs &eridyte nur auf 
ſerordentlicher Weiſe zufländig- find, Gewoͤnlich if 
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A) 


das Verfahren das eines Kriegerechtes, allein i im alle 
eines Aufruhrs Tann auch — verfahren wer⸗ 
den 29), 
Ebrengerichte hegen Offiziere. Sie werden von 
tommandirenden Generalen oder von Regiments⸗Kom⸗ 
mandanten niedergeſetzt, um über einen Offizier zu 
urtheilen, welcher durch unebrenhafte Handlungen ben 
Stand des Dffiziers beſchimpft har. Sie beftchen ans 
ichs DOffigieren von höherem oder gleichen Range; 
drei kann der Angeſchuldigte, ohne einen Grund anzu⸗ 
geben, verwerſen. Das Gericht hat zu eniſcheiden: 
"1 ob der Angeſchuldigte die Offiziers, Ehre verleizt 


* 


habe; und 2. ob er, in dem Bejahungsfalle, noch fer⸗ 


. ner würdig fe zu dienen? bie Entſcheidung erfodert 
- & der Stimmen. Wenn der Spruch gegen den Ans 
geſchuldigten ausfällt, fo wird er ohne Abſchied ents 
laſſen 14). 

5. Die Strafen, welche von den Mititär „Berichten 
erfannt werden koͤnnen, find: Todesſtrafe; Feflungsfirafe; 
rorperliche Zuͤchtigung; Arreſtſtrafe; Ehre s- und demuͤthi⸗ 
gende Strafen; kleinere Diſciplicar⸗Stwaſen 10). 

III. Kivisrehrepflege. 


Zu einer Ueberlaſſung der gefammten Eivil.Rechtöpfiege | 


an die Militär Gerichte waren die Grhnde nicht vorhanden, 
welche bet der Strafrechtäpflege dieſelbe noͤthig machten; Das 
der denn auch nur ausnahméweiſe einzelne Gegenftände bes 
bürgerlichen Rechtes ber Beieraung ber Militär s Gerichte 
überlaffen find, nämlich: bie frigdensrichterlichen Verſuche 
bei ꝓerſoͤnlichen Rlagen, die Klagen wegen unſtreitiger Vers 
bindlichk eiten, Schuldenverweiſungen, weiche blos die fahrende 
Hade uud: den Gehalt eine Militaͤr⸗ Perſon betreffen, und 
| 47:i. 
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Huͤlfsvollſtreckung deffelben. Die Stabsoffiziere und Gehes 


rale ſtehen in erfter Inſtanz unter dem Oberfriegögerichte, 
die Subalterne und Gemeine unter dem Regiments⸗Gerichte 
(Auditoriate). In Beziehung auf alle übrige, Gegenftände 
find. die Militär Perfonen den gewbnlichen Civil⸗Gerichten 
unterworfen, -und zwar bi zum Major einfcließlich den 

Kreisgerichtshoͤfen, die Uebrigen den Oberamtögerichten und 
beziehungsweife Gemeinderätben. Witwen und penfionirens 
de Offiziere verlieren.den militärifchen Gerichtsſtand ganz 17), 

IV. Srejwillige Gerichtsbarkeit. 

Auch Hier find in der Hauptſache die: gewdnlichen Ge⸗ 
richte zuftändig, und nur in folgenden Ausnahmefällen tre⸗ 
ten bie Militärs Gerichte an ihre Stelle: 

1. wenn cin befonderes Solbatenrecht als Hauptſache 


bei dem in Frage — a zus Sprade 


fommt; 

2. die aus dem Yerfonearete ——— Hands 
Iungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtehen den Militaͤr⸗ 
Gerichten zu; 

3. eben ſo Munbtobtseriäruugen; — bleiben alle 
Abrigen Arten von Eurateln der Civil. Behörde; 

In Beziehung Auf die- Ehefrauen ift noch beſonders zu 
bemerken, daß Frauen von Soldaten und Unteroffizieren 


. dann unter den Militär Gerichten fichen, wenn daB Gefchäfte 
“aus Gätergemeinfchaft herrährt, und wenn fie in der Garn 


fon wohnen ; bei Offiziersfranen kommt es nur auf die Ghs 


tergemeinfchaft, nit anf den Wohnort an "®). 


V. Ehe⸗Gerichte. 
Fuͤr nicht exemte Proteſtanten bildet der Auditor und der 
Garniſons⸗Prediger das gemeinſchaftliche Unterſuchungs⸗Ge⸗ 
richt; ber Ehe⸗Senat des Obertribunals iſt entſcheidende 


J 
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Behörde. Bei nicht exemten Katholiten wird die Sache von 
dem Auditor und dem katholiſchen Garnifons, Prediger ges 
meinfchaftlich unterfucht, und an das Ordinariat berichter. — 
Bei Eremten inftruirt das Oberkriegegericht mit Beiziehung 
des Feldprobſtes, beziehungsweiſe eines katholiſchen Gele 
lichen. Die Entfcheldung geht ebenfall& vom Dbertribungle 
oder vom Orbdinariate aus 39). 


7/7 


1) Rbl. ©. 111. 

2) S. Rbl. ©. 633 fg.; diefelben find auch beſonders gedruckt, 
Stuttg. 1818, 8. | 

3) S. allgem. Kriegsb. O. 1, ©. 65 fg. — Bel Fromm, 
©. 236 ift ein tabellarifhes Verzeichniß ber von Jedem und 
gegen Jeden anszufprehenden Difciplinar = Strafen, 

45) Diefe Fälle find aufgezählt daſ. $. 62. 

5) S. V. O. vom 27. Febr. 1815, die Zurisdietion über Beur⸗ 
Iaubte betreffend, RbI- Nr. 105 Strafgeſetze, $. 27— 
129; (ungedr.) Erlaß des Miniſt. des Innern, vom. 15. Jull 
1828. 

6) S. bei Fromm, S. 242, ein tabellarifcher Auszug ang den 
‚ Militär : Strafgefegen. Nah diefem Verzeichniſſe gehoͤren 
38 verfhledene Hanblungen zu den militaͤriſchen Vergehen. 

7) Weber die Competenz ber Mitttär-Gerichte f. die Militaͤr⸗ 

.  firafgefege, Art. 1295 Allg. K. D. O. I, f. 22 fs. 

s) Strafgefeße,. Art. 136 fe 

9) Eine Tabelle über dieſen Yunct bei Fromm, e. a 

10) Allgem. Kriegsdif., Art. 143 fg. 

11) Daf. Art, Ià1 fg. 

12) Die vom Gefege zum Voraus. beftimmten Fälle find: Mens. 
teret, Aufruhr, gefährliche Infubordination, überhand nehmens 
de Pluͤnderung oder Defertion, feige Flucht vor dem Feinde, 
f. Strafgefesgebung, Art, 167. 

+3) Daf. Ark. 168 fo. 

14) Daf. Art. 19 W. 


v 


D 
\ 
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15) Allg. Kriegs-D. O., I, $. 55a - 563. 

16) Das Nähere über bie verſchledenen milltaͤriſchen Strafen f. 
in den MIL. Strafgefepen, Art.5—35, undinder Allg. K. D. 
O., I, $. 580 fo. ine Meberfiht über die Thaͤtigkeit ber 
Militärgerichte in Memminger‘sd Jahrb., 1819, H. % 
©, 122 fg. 

17) ©. das Decret vom 14. März, 1815, Rbl. i11, $. 17— 
22; vergl. auh Hufnagel und Sche urlen, Gerichtsver⸗ 
faſſungen, I, ©. 543 fg. ei 

18) ©. Decret vom ı4ten März 1715, 9. 9 fe. 

19) Allgem. Kriegs⸗D. D., Kap. 19. 


$. 251. 
6 Won Militaͤr⸗penſionen und Invalldirung, 


Wenn irgend Semand berechtigt iſt vom Staate einen 
Ruhegehalt zu verlangen, fo iſt e& gewiß ber Krieger, wels 
cher für dad Vaterland feine beften Jahre, feine Gefundpeit, 
vielleicht einen Theil feiner Glieder aufgeopfert hat, und deß⸗ 
halb nicht mehr im Heere dienen Tann. Und body ift ges 
rade gegen das Militär fpäter dieſe Verpflichtung .auf eine 
beftimmte und gefegliche Weife übernommen worden, wie 
in fremden Staaten, fo auch in Württemberg. Erft im J. 
ı806 ift das Invalidenhaus erbaut und botirt, und fegar 
erft durch die V.O. vom 13ten Sept. 1819 7) und durch 


die dMMgemeine Kriegsbienfts Ordnung ein vollſtaͤndiges und 


umfaflendes gefegliches Syſtem aufgeftellt worden. Die Vers 
faſſungs⸗ Urkunde beftättigt in $. 101 jene Verordnung auss 
drüdlich, und erflärt fie zum Geſetze. Die lobenswertben Bes 
ſtimmungen derfelben find im Weſentlichen folgende: 

Es wird auf dreifache Weiſe für dienſtuntauglich gewor⸗ 
dene Militärs geforgt, nämlich dur) Annahme im das Ehe 


- 
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ons Auvaliden s Korps, durch venfnitung, und durch Uts 
bertragung einer Civilſtelle. | 

1. In das Ehrens$uvalidensKorps werden ſich 
aufgenommen, welche im Dienſte verffämmelt, in Folge vom 
Wunden oder Strapaten beftändig Trank find, oder wenigs 
ſtens 35 Jahre lang vorwurfsftei gebient dJaben. Die Auf⸗ 
nabmegefuche werden von eigenen Commiffionen gepräft; Bbkr 
die Aufnahme von Offizieren entſcheidet der König, Über He 
der Unteroffiziere und Gemeinen der Kriegsminiſter. Offi⸗ 
ziere erhalten außer der Wohnung, im Schloffe Komburg, ent⸗ 
weder den vollen Gehalt oder ihre gefetzliche Penfion (f. hier⸗ 
über unten); Unteroffiziere und Gemeine die volle Loͤhnung 
ihres Grades, Wohnung, Montirung und Brod. Der Aus—- 
tritt wird Niemand verweigert, nur wirb Beine Entſchaͤdi⸗ 
gung für Wohnung und Kleidung gegeben. "Die in das Korps 
aufgenommenen Offiziere koͤnnen, wegn die Reihe ihrem Dienfts 
alter nach am fie kaͤme, um Einen Grad vorzuriden, unb 
treten dann auch in den Saau oder. die Penſion des neuen 
‚Grades ein ?). 

2. Bei der Benflontrung iſt zu unterfheiben wis 
ſchen Offizieren und der Mannfchaft der untern Dienftgrade. 

Dffiztere konnen einen Ruhegehalt anfprechen, wenn 
fie entweder. vor zehnjähriger Dienftzeit durch Wunden oder 
Kriegsſtrapatzen, oder nad) zofähriger Dienftzeit durch Gebrech⸗ 
lichkeit, oder endlich nad 2ojähriger durch Altersſchwaͤche 
dienſtunfaͤhig geworden find, Die Größe der Penſion rich⸗ 
tet ſich nach der Laͤnge der Dienſtzeit und nach dem in den 
letzten fünf ‚Jahren genoßenen Gehalte. Bei ſolchen, welche 
durch Wunden fo verftämmelt find, daß fie fremder Hälfe 
bedürfen, wird angenommen, ald dienen fle ſchon 30 Jahre; 
bei geringeren, aber doch dienſtunthchtig machenden Wunden 


| 21 


— 
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wird, auch ſchon vor dem soten Dienſtjahre, eine aojährige 
Dienftzeit angenommen. Feldzuͤge werben nicht doppelt ges 
rechnet 3). — Penftonirte Offiziere behalten Rang und Ause 
‚zeichnung ihres Grades, und koͤnnen vorübergehend vom Krieges 
‚minifter zu Gefchäften, für welche fie noch tauglich find, vers 
‚wendet werden +). Wittwen und MWaifen eines Offizierd er 
-balten ebenfalls Staatsunterfiüßung, und zwar, außer dem 
vollen Sterbequartale, die Wittwe eines vor dem Feinde ges 
bliebenen oder innerhalb Jahresfriſt an den Wunden geflors 
benen Offiziere ein Dristheil, die Wittwe eines fonft were 
ftorbenen Offizier aber ein Viertheil feiner Penfion; außers 
dem jedes Kind bis zum 18ten Jahre ein Fänftheil der Pen, 
fion der Mutter 5). 

Unteroffiziere und Soldaten erhalten Denfionen 
Cdas Land ⸗JInvaliden⸗Tractament) wenn fie dienſtuntuͤchtig 
aus dem Militär entlaffen werden muͤſſen, und zwar” nicht 
ganz arbeitsunfähig doch gehindert in der Erwerbung ihres 
Lchensunterhaltes find. Um Anſpruch zu haben muͤſſen fie 
entweder durch Wunden oder durch Kräuklichfeit in Folge 
von Strapaten gefchwächt feyn, oder 24 Jahre vorwurfs⸗ 
frei gedient haben. | 

Die Penfion theilt fich in. zwei Grade, je nachdem mit 
dem Geldgehalte und der Wohnungs⸗Entſchaͤdigung auch noch 
Brodportion verbunden iſt oder nicht; die perſoͤnlichen Ders 
bälıniffe ewtfcheiden über die Aufnahme in die eine oder die 
andere Claſſe. Die Land⸗Invaliden treten aus dem Mill 
tärs Berbande. Verloren gebt der Schalt durch Uebernah⸗ 
me eines um ein Drittheil einträglicheren ENDEN, und 
durch Sreipeitäftrafe über drei Monate), 

3. Verforgung im Civildienſte. Zu: 

Faͤr Offiziere beſtehen in diefer Hinſicht Feine. befons 


>» 
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deren Vorſchriften noch Beguͤnſtigungen; ſie haben die Erlaud⸗ 
niß des Kbniges zu einer ſolchen Bewerbung kinzuholen 7). 
Bei Unteroffizieren und Gemein en dagegen ift 
es Grundſatz, daß gediente, zuverläßige, zur Belleiduing der 
in Zrage ftehenden Stellen taugliche Leute bei Beſetzung nie 
derer Staatöftellen vorzüglich bedacht werden ſollen. Es iſt 
dabei eine doppelte Reihenfolge feſtgeſetzt, einmal in Bezie⸗ 
bang anf die Stelle ſelbſt, deren eintraͤglichſte den höheren 


‚ Graden ‚der Unteroffiziere , die geringften aber gemeinen Sol⸗ 


daten gegeben werden follen; dann in Beziehung auf die Wur⸗ 
digkeit, hinfichtlich welcher fie in folgender Orbnung auf ein- 
ander folgen: Invaliden, Feldjaͤger, langgediente Unteroffi⸗ 


ziere, Landinvaliden, Ercapitulanten mit’ der goldenen Mes 


daille oder nad) drei Kapitulationen. In jeber Claſſe ſelbſt 


wird wieder nach dem Verdienfte der Bewerber entfchieben, — 


Zur Uebernahme eines Eivildienſtes kann kein Juvalide oder 


Penfionirter gezwungen werden, es hat ein ſolcher ſogar das 
Hecht in feine Invaliden-Verdaͤltniſſe wieder zurfdkzutreten, 


wenn er bie ihm Äbertragene Eivil- Stelle freiwdlig nicht läns 


ger beibehaltew will. Unfreiwillige Entfernung aus dem über: 
tragenen Eivildienfte wegen begangener Vergehen entzieht das 


gegen auch den Anſpruch auf Invelidens Verforgung. (Wird 


einem im activen Dienfte ſtehenden Unteroffiziere eine Verſor⸗ 

gung angeboten, fo muß‘ fi e annehmen bder auf eine ans 
derweitige Beruͤckſichtigung verzichten.) 2) Mit der Anſtel⸗ 
lung im Civildienfte hört der Invaliden⸗Gehalt auf, fobald die 


itzige Befoldung den letzteren um J Überfteigt ;. wobei es gleich, 


gültig ift, ob die Anflellung im eigentlichen Staatsdienſte, 
ober bei Körperfibaften, Gemeinden u. .f w. erfolgt if, 


ı) S. Rol. ©. 553, 


s) S. Hllgem. Krlegedienſt⸗ — I, 8. 642 fe. 
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3) S, bie angef. ®.O. |. 3; bei Fromm, a. 4. D. finden ſich 
Tabellen und Berechnungen Aber die einzelnen Fällen, Im 
Allgemeinen iſt zu bemerken, daß bie Yenfienen ber Militärs 
Perfonen etwas ungünftiger ſind als die der Stoll: Beamten, 
namentlich deßhalb, weil fie nicht mit jedem Dienftiahre um 
beftimmte Procente wachfen, fondern nur in größeren Buls 
fhenrdumen, wenn dann gleich auch In größeren Werpättutfe 
fen, nämlich | 
vom 10—14 Jahre beträgt bie Penfion } des Behaltes der letzten 

5 Jahre 

vom 5-19 — — — — | 
vom 0-29. u} 
mit 30 Jahre — — — 4 
und von da ſteigt ſie mit jedem Jahre um sb der VPenſions⸗ 
Summe bi mit go Jahren zum vollen Gehalte, den fie, fo 
wie die. Summe von 3000 fl., nicht überftelgt. 

4) ©. Allgem, Kriegsbienft.Dd., $. 653 fg. 

5) ©, die angef. V. O. von 1819, $. 10. 

6) Allg. Kriegsdienft:D,, 6, 656 — 662, 

7) Daf., $. 664 

8) Daſ., $. 666 fg. 





Vierter Abſqcnitt. 
Die auswärtigen Ühgelegenpeiten. 


Es ift bereits im Werfaffungss echte ausgefährt wor 
den, durch welche Verträge die Gränzen bes württembergis 
ſchen Staates feftgeftellt worden find (f. TH.T, ©, 111 f8.), 
ferner welche Rechte dem Könige, und welche der Stände 
verfammlung hinſichtlich der auswärtigen Berhältniffe verfaſ⸗ 
ſungsgemaͤß zuftehen (f. daß ©, 219 und 561); von den 
Sormen des Befchäftäberriebes war oben (Tpl. IL, ©. 40)’ 
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die Rede, Noch iſt aber Abrig, die einzelnen Verhaͤltniſſe 
anzugehen, in welchen der württembergifche Staat zu dem 
fremden Staaten und zum dentfchen Bunde ſteht, unb aus⸗ 
zuführen, welche Rechte und Verbindlichkeiten ch daraus für 
ipn ergeben. 


$. 25% | 
1. Allgemeine Grundſaͤtze. | 


Wärtteunkerg erkennt, als der allgemeinen europälfchen 
Staatengefellichaft angebdrig, das poſitive europäifche Voͤl⸗ 
kerrecht als Norm für feine Anſpruͤche und Leiftungen an 
andere Staaten an. Zwar beficht darüber Keine ausdräds 
lihe Erflärung,, allein die Notur der Sache, und unfuͤrdenk⸗ 
liche Sewohnheit laffen bierhber Feinen Zweifel. Was alfo 
nicht im. einzelnen nachzuweiſenden Uebereinkuͤuften anders be⸗ 
ſtimmt iſt, das wird nach dieſer allgemeinen Regeln gefor⸗ 
dert und geleiſtet 7). In Einzeindeiten ein zugehen iſt muster die⸗ 
fen Umſtaͤnden völlig Aberfiähig. Nur Ein Punet mag er⸗ 
waͤhnt werden, weil über ihn poſitive wiͤrtt. Beffimmungen 
vorliegen. Es iſt dieß die Auslieferung ven Verbrechern au 
auswärtige Stmaten, Der Natur der Sache nach wird hier 
unterſchieden zwifchen wärtt. Unterthanen, welche im Aus⸗ 
lande ein Verbrechen begangen, und fi, unentdedit oder 
wenigftend unbeftraft, in ihr Vaterland zuruͤckgezogen haben, 
und zwifchen Unterthanen fremder Staaten, die im Auslaude 
eine ftrafbare Handlung begiengen. Die erfieren werben um 
ter keiner Bedingung ausgeliefert, foudern von den infänbis 
ſchen Gerichten fo geſtraft, wie wenn fie tm Julaude gefres 
velt harten 2). Iſt dagegen ber Werbrecher Bein waͤrtt. 
Usterthan, dann fol er nicht nur auf Verlangen des in ſei⸗ 
em Geſetze beleidigten Staates demſelben ausgeliefert, fon« 
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bern feine Ansli eferung felbft Angeboten werden. Eine Be: 
ſchraͤnkung auf gewiſſe Arten von Verbrechen, oder eine Aus⸗ 
nahme anderer (3.3. politiſcher Vergehen) iſt nicht gemacht; 


jedoch iſt zu bemerken, das die Auslieferung nur gegen Ver⸗ 


ſprechen der Reciprocitaͤt, und gegen Erſatz der Gefaͤngniß⸗, 
Atzungs⸗ und Unterfuchungs » Koften erfolgt, und daß ein 
Unterrichter ‚nicht einfeitig verfahren darf, fonbern die Bes 
fehle des vorgeſetzten Gerichtshofes einzuholen hat, ber feiner 


Seits beim Juſtizminiſterium wird anfragen muͤſſen ?). 


1) Die eine Zeitlang zwiſchen W. und einigen der größeren eus 
topälfhen Mächte beftandenen Differenzen über das von der 
heiligen Allianz als Punct des europalfhen Voͤlkerrechtes auf: 
geftelte und durdhgefüßrte Intervention in die Inneren Ange 
legenheiten fremder Staaten, wurde — wie der Augenſchein 
lehrt — fpäter ausgeglichen. Weberdieß iſt gerade biefer Punct 
Ast wieber fo fehr in Frage geftelit worden, daß von eine 
Abwelhung von allgemein anerkannten Grundſaͤtzen dabei gar 
nicht mehr die Rede feyn kann, mag man fi für diefe oder 
jene Beantwortung entfchleden haben. 


2) 6. V. O. vom 26ften Det. 1806, RbL. S. 307; Edict IV, 
$. 202. — Diefe Beftimmung laͤßt ſich vielleicht aus dem Stand» 
puncte des. Rechtes anfechten (denn wer giebt dem wuͤrtt. Staate 
bie Befugnis, fib um die In anderen Gebleten begangenen 

Handlungen anzunehmen? Nicht Feine Gefege find ja übers 

‚treten worden, und nur die Verlegung dieſer folte er be= 
firafen; alleln aus dem Gefihtspuncte der Staatsklugheit 
war fie wohl nöthig, wenn Auslieferungen nicht zugeftanden 
werben wollten. Auch andere Staaten, 4.8. BT DnIeHn, 
liefern ihre Uuterthanen nie aus. 

3) S. Minlſt. Erlaß, vom 14ten Mal 1810, in Hafader’s 
Jahrb. J, S. 98. — Da uͤbrigens biefe Beſtimmung ‚nur darch 

einſeitige Reglruugs⸗ Verfuͤgung, nicht vertragainäßig, feſtgeſedt 
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iſt, fo kam das wirtt. Cabinet im einzelnen Falle, wo es 


eine Auslleferung aus befonderen Gründen unpaffend findet, 
diefelbe verweigern, ohne daß dagegen vom Auslande auf einen 
Mintfterlal: :Erlaß ein Recht begründet werben mag. Durch den 
ansgefprohenen Grundfaß der Neciprocktät iſt übrigens diefe 
allgemeine Beftimmung, daß austänbifhe Verbrecher auszulle⸗ 
fern felen, in ber Würktihfeit bedeutend beſchraͤnkt, Inden 
manche, namentlich große, Staaten einem folden Verlangen 
ihrer Seite entweder gar nicht, ‘ober wenlgſtens nicht: bei po⸗ 


Utifhen Vergehen fiattgeben, To 3. B. England, Frankreich 


f. Kamp, Beiträge zum Sfaats- und Wölferrechte, Bd. I, 


Abth. 3; Schmalz, Wölkerredt, ©. 1585 Schmelzing, 
Völkerrecht, I, ©. 190 fg. : Busc bler, comment. de pris 
eipiis circa conventionem, punitionem vel remissionem 
peregrinorum, qui in alieno territorio deliquerant. Gött. 
. 1300. 4; Martens, mertwürd. Rectsfäle, Thi. T, Nr. 23 

gat. rerum —— Germaniae inter se in exercenda 
jurisdict,., eriminali obvüs, Stuttg. 1787. — Uebrigens ſind 
unten in $. 254 noch einige fpectelle Vertragsbeſtimmnn⸗ 
gen uͤber dieſen Gegenſtand enthalten, welche dieſes allgemeine 


Princip der. Auslieferung gegen beftimmte Staaten noch mehr. 


beſchraͤnten. 


* 


2. Verhaͤltniß zum deutfhen Bunde, 


Das für Württemberg wichtigfte völferrechtliche Verhälts 
niß ift feine Theilnahme am deutfchen Bunde; in mandhfas 


hen wichtigen Beziehungen wirb der ‚Staat durch den Bund 
befchränkt, um den Preis des Schußes gegen Außen. Ues 
brigens find dieſe Beſchraͤnkungen die allgemeinen jedem 
deutfchen Staate auferlegten, und es mag daher in Fol⸗ 


[4 


gendem nur kurz das Weſentliche angegeben werden, Näs - 


n 
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here — finden fi$ in jedem Werke Aber —* Bun⸗ 
desrecht *). 

Die Verbindlichkeiten, welche der Staat durch den — 
nicht freiwilligen — Eintritt in den Bund uͤbernommen, bes 
zieben fich theils auf innere Angelegenheiten, Verfaſſung fo 
wohl ale Verwaltung, theils berhbren fie die Werkältniffe 
gu andern Dewtfchen Staaten, endlich die gu fremden Maͤch⸗ 
ten. Gehorſam gegen die Grundgeſetze des Bundes, fo wie 
gegen bie fpäteren,, forntell und materiell gültigen, Beſchluͤſſe 
deffeiben liegt im der Natur ber Sache, und ift Aberdich noch 
für Wuͤrttemberg, in 6.3 der Verf. Urk., beſonders ausges 
ſPprochen 2). — Was nun aber ' 


L den Einfluß bes Bundes ‚auf hie inneren Anger 
Iegen.beiten betrifft, fo aͤußert wr ſich heile anf die Vers 
faſſung im mehreren Beziehungen, theils auf die Berwaltung 
in einzelnen. 

1. Die Verfaſſung wird vor Allem ſehr weſentlich 
Kon dem Band dadurch berührt, daß eine laudſtaͤndiſche 
Verfaffung Bundespflicht ift, und zwar find Hierbei noch 
manche weitere Beſtimmungen vorgeſchrieben. Der Baud 
verlangt ( ganz den Orundfäßen der repräfentativen Mo⸗ 
narchie gemäß), daß die Verfaffung eines Bundesflaates dem 
Fuͤrſten die geſammte Staarggewalt belaſſe, und ihn nur 
in der Auahbung beflimmser Rechte an die Mitwärkung 
der Stände binde; ‚ferner foll der Fuͤrſt nicht in der Erfäls 
lung feiner Bundespflichten durch die ftändifche Verfaffung 
gehindert werden dürfen. Bei der Deffentlicykeit der ſtaͤndiſchen 
"Debatten iſt durch die Geſchaftsordnung dafür zu forgen, daß 
die gefeglichen Graͤnzen der freien Aeußerung nicht auf eine 
die Nude des einzelnen Staates oder des gefammten Deutſch⸗ 
Lands gefährdeude Weife aͤberſchritten werden, In die Sırds 
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tigkeiten zwiſchen dem Fuͤrſten und den Ständen mifcht ſich 
der Bund nicht „ es mäßten denn diefelben in offenen, von 
der Regirung nicht zu daͤmpfenden Mufruhr auegenrtet ſeyn; 
‘ eine andere Abänderung einer Verfaſſung als auf die vom 
ihr ſelbſt vorgeſchriebene Weiſe duldet er nicht?). — Außer⸗ 
dem enthalten die Bundesgeſetze auch noch Beftimmungen über 
einzelne verfaffungsmäfige Mechre der Gtaarebärger im Als 
gemeinen oder einzelner Claffen derfelben. Fuͤr Alle nämlich 
feßen fie fehl: die Befugniß ſich an den Bund zu wenden 
megen vermweigerter oder Yersdgerter Gerechtigkeit; das Recht 
Grundeigenthum in einem andern deutſchen Staate ohne beb 
ö fondere Kaſten zu erwerben und zu beſitzen; das Recht im 
einen deutſchen Bundesftaat ohne alle Nachfteuer auszuwan⸗ 
dern; das Recht in die Civil» und Militärs Dienfte eines 
ſolchen zu gehen; die Gleichheit aller chriftlichen. Neligions⸗ 
partbeien in Beziehung auf bürgerliche und politifche Rechtez 
endlich weripricht die Bundesacte gleichfͤrmige Borfäriften 
Aber Preßfreipeit und gegen den Nachbrud, allein Aber Ich« 
tern Punct ift bis ige noch gar. nichts beſtimmt; die Ders 
fügungen über die Preßfreipeit. aber enthalten nur eine auf 
unbeſtimmte Zeit angeordnete Suſpeuſion bderfelden?). Die 
einzelnen Buͤrger⸗Claſſen aber, für welche die Bundesacte 
forgt,, find die Standesherrn, und der ehemalige reicheritter⸗ 
ſchaftliche Adel; fhr die Juden verſpricht fie künftige, ui 
itzt nicht erlaſſene, Beſtimmungen 5). Der Bund bar das 
Recht und: die Verpflichtung fhr die Verwärktichung der eim 
zelnen Borichriften in jedem Bundesſtaate zu forgen?). — 
Die Darſtellung des Verfaſſungsrechtes bat nachgewießen, daß 
‚der wärttembergifche Staat den Vorſchriften der Bundesge⸗ 
feße in den Thon itzt genauer beilimmten Puncten Genuͤge 
geleifter bat.- Die währen Beſtimmungen und Modifkatios 
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gen der: usfähenug fe in den betreffenden * des er⸗ 
ſten DL 

2. Die Verwaltung der Bundesfianten kegt. im U. 
— ganz außerhalb den Graͤnzen der Bundes⸗Wuͤrk, 
ſamkeit: -Dody enthalten bie Grundgeſetze ausnahmsweiſe auch 


Bier einige, Beftinnmungen, . Es verordnet nämlich die Bun⸗ 


desacte, daß -jeber Bundesſtaat ein Bericht dritter Juſtanz 
haben muͤſſe; Wuͤrttemberg befaß eines ſolches ſchon fruü⸗ 


. ber... Sr den Fuͤrſten vom: Thum und Taris iſt entwe⸗ 


‚der die Zufuͤtckzabe der, ihm entzogenen Poſten oder Ente 
ſchaͤdigung angsorduet; Wuͤrttemberg hat erfieres vorgezogen. 


. Die nom den Bundeögegammlang zu gebenden allgemeinen 


Anordnungen aͤber Freiheit des Handels, Verkehres und ber 
Schiffahrt: find noch nicht erfolgt; Württemberg‘ hat fich moͤg⸗ 
lichſte Mühe gegeben Damm BAR fie — 
erſetzen. — 

2, Dae Verhaltnis Wurtiemberge zu den — 
Bundeskanten erhält durch die gemeinfchaftliche Theil⸗ 
nahme an; dem Bunde in. folgenden Puncten eigentbhmliche, 
natuͤrlich weckdelfeitig geltende, Beziehungen: - 

. I. Eine Abtretung, eines Buudesgebietstheiles an einem 


Mityerbuͤndeten findet, wenn. fie die Verhältwiffe zum Bunde 
aͤnderurwuͤrde, mür mit Einwilligung der Bundesverſamm⸗ 
lung fiaft; einer Erwerbung durch Erbſchaft kaun ſich dies 


ſelbe jedoch nicht widerſetzen, nur iſt ihr überlaffen das neue 
Stimmoverhaͤltaiß in dem großen Rathe zu deſtimmen ?). 
— 2. 3war ſteht im: Allgemeinen den Bundesgliedern das 
Recht unter fi) Vertraͤge zu ſchließen volllommen zu; aber 
es verſteht ſich von ſelbſt, daß ſolche Verträge weder dem 
Morten noch dem Geiſte des Bundes zuwider laufen duͤrfen. 
Dagegen iſt — anerkannt, daß noch engere Bünde» 
. - aiffe 
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niſſe zu Erreichung von Bundeszwecken, — neben dem Buns | 
” beſtehen konnen 8). 

4. Kein Bundesflaat darf den andern mit Krieg Abets 
in: oder fich fonft Selbft sHälfe verſchaffen, -fondern alle 
und jebe Streitigkeiten zuoifchen ihnen find zu friedlicher Ent⸗ 
fyeidung vorzulegen, zuerſt einer Bundestags Commiffion 
zum Vergleiche, und wenn biefer fehlfchlagen follte, eintm 
Austraͤgal⸗Gerichte zur fhrmlichen Entfcheidung. Als Aus—⸗ 
traͤgal⸗Gericht aber iſt von den Partheien eines von den ober⸗ 
ſten Gerichten der Bundesſtaaten zu waͤhlen. Im Falle der 
innere Friede durch thaͤtliche Einſchreitungen eines Theiles 
bedroht wäre, hält der Bundestag vor Allem den Beſitzſtanub 
mittelft eines fummarifchen Verfahrens aufrecht. Die Vol 
ziehung der Urtheile wird im Mothfalle durch militaͤriſche Exe⸗ 
cution bewuͤrkt, welche die dazu von der — 
aufgeforderten Staaten zu veranſtalten habeu). 

4. Durch ein beſonders abgeſchloſſeues Militäre Cartel 
verſprechen alle Bundesſtaaten/ ſich gegenfeitig die Ausreißer 
auszuliefern, auch ohne alle Aufforderung hierzu; Aufnahme 
eines ſolchen Ausreißers in die eigenen. Friegsdienſte iſt un⸗ 
terſagt, ebenſo den. Unterthanen Beguͤnſtigung —— oder 
Aufkauf von Kriegägerärhen."?), — 

1IL. Gegenüber von fremden Machten. Hat Wart⸗ 
temberg als Bundesſtaat allerdings. manche Befehränkungen, 
Dagegen aber auch einen mächtigen Schutz erhalten, und es 
ſtellen ſich in diefer Beziehung folgende Gtundfäge hervor: 

1. Eine Abtretung von Souperänetätes Rechten an Frem⸗ 
de iſt ohne Zuſtimmung des Bundes nicht erlaubt 11). 

2. Jede Verletzung eines Bundesgenoßen wird als Be⸗ 
leidigung gegen den ganzen Bund von dieſem betrachtet, und 

nameutlich leiſtet er für den Umfang. bed Territorials Bes 
Mohl Staatsrecht I. 43 
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fies feinen Mitgliedern Gewähr 22); dagegen haben auch 
die Bundeöglieder die Verbindlichkeit Alles zu vermeiden, was 
zu einem Kriege wit: fremden Staaten führen Tännte, und 
bie Bundesverſammlung hat im Falle einer entitandenen Ir⸗ 
zung die Sache zu Anterfuchen,, und das Mitglied, wenn es 
Nurecht bat, zur: Erhaltung des Friedens Anzumahnen und 
vdithigen Falles zu zwingen 13). ‚ 
= 3. Jedes Bundeäglied meh an dem. vom ber Bundes⸗ 
serfammlung: wllärten Kriege -Untheil nehmen, und darf ſich 
in Leine. einſeitigen Unterhandlungen mit dem Feinde einlafs 
fen, noch einen, abgefonderten Waffenſtillſtand ober Frieden 
wit. Ihm ſchließen. Zu dem ode hat jedes Mitglied feine 
nach der Wehroerfafhnug des Bundes Ihm zugeſchiedenes Eon- 
tingent nebft.:daffen vorſchriſtsmaͤßiger Ausruͤſtung immer 
bereit zu halten/ uah daſſelbe auf erhaltene Aufforderung dem 
Bunde zur Verfuͤgumgezn ſtellen 29. : 
‚+, Zn dem zur. Weforgung der Bundesaugelegenhe iten ges 
bildeten Organe,. der Bundesnerfemmlung in Frank⸗ 
furt a. M., nimmt Wärttemberg die fechste Stelle ein, mit 
Einer Stimme im großen und vier Stimmen im engeren Rathe. 
"y Die Literatur Aber das Bundesrecht ſ. oben Thl. I, ©. 568, 
Note 6. — Die fummarifhe Behandlung des Verhaͤltniſſes 
von Mörttemberg zum dentſchen Bunde wird hoffentlich Ent⸗ 
ſchuldigung Inden; eine ausfuͤhrliche und vollſtaͤndige Entwids 
lung haͤtten viel zu weit geführt, und wäre wohl an und für 
ſich nicht gerechtfertigt, daz W. In keinen befo nderen Ber: 
„daͤltniſſen zum Punde fteht. 
2) Es iſt durchaus nicht abzuſehen, wie man ſich dieſer Verbind⸗ 
Uchkeit mit Necht ſollte entziehen koͤnnen. Sind Aenderungen 
"in dem Bunde wunfchenswerth (und wer iſt es, der dieſe nicht 
ſchon laͤngſt ſehnlichſt wuͤnſchte 7) fo bemuͤhe man ſich, durch 
Staͤndeverſammlungen und Privat⸗Adreſſen die Regirung zu 
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Aenberungs:Vorfchlägen und zu Vertraͤgen mit andern Staaten 
zu diefem Behufe aufsumuntern, man unterftäge fie duch 
eine fefte und aufgeklaͤrte öffentliche Meinung: allein big zu Errel⸗ 
hung biefes Zieles ift die Einhaltung übernommener Vertrags: 
Verbindlichkeiten einfache Rechtspflicht. Werläßt man den Rechts: 
boden, fo tritt man in ben Zuftand der Gewalt ein, und Nie: 
mand kann berechnen, wohln biefer führt. Daß aber der Bund 

. materiell gültig feine Geſetze keineswegs willkürlich aus- 
dehnen darf, darüber f. oben ThL I, ©. 564 das Ausfuͤhr⸗ 
lichere. . 

3) ©. Art. 13 der deutſchen Bundes⸗Acte, und Art. 54 — 61 
der Wiener Schluß-Acte. 

3) ©. Bundes-Acte Art. 14, 16 und 18. 

5) Daf. Art. 14 md 16. 

6) &. Wiener Schluß⸗Acte, — 

7) Daſ. Art. 6 und 16. 

8) Ein. Beifpiel iſt angeführt in der Diener Schluß⸗Acte, 
Art. 42. 

9) S. Bundes-Acte, Art. 11; Wiener ShIuß-Acte, 
Art. 18—245 Beſchluß über das Austrägal- Verfahren vom 

3ten Aug. 1820; Beſchluß über die Executions-Ordnung des 
d. B., von dem. Tage. Das Nähere fo wie die vollftändige 
Literatur über diefen Schell des Bundesſs⸗Rechtes u bei Kluͤ⸗ 
ber (Ste Aufl.), S. 191 fg. 

10) ©. Cartell-⸗Convent. vom soten Febr. 1831, Rbl., 
©. 1630. 

11) ©, Wiener Schluß⸗Acte, Art. 6. ⸗ 

12) Daf. Art. 36. j 

13) Daf. Art. 36 un) 37. 

14) ©. baf. Art. 38 —51;5 Beſchluͤſſe über bie Kriegs-Verfaſſ. 
des d, Bundes vom oten und ı2ten April, und ııten Juli 
1822. — Das württembersifche Sontingent bildet die erfte 
Divffion "des Sten Armeecorps; über feine Stärte und Zu⸗ 
ſammenſetzung f. oben, Thl. I, &. 560, Note 3. 

i 48.. 
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3. Verträge mit einzelnen Staaten, 


G. 254. 
a. Weber Suftiz = Gegenftände. 


Weber bie Theorie noch !die Praxis des europäischen 
Voͤlkerrechts find Aber die Grundfäße im Meinen, weldye in 
Beziehung auf manche Puncte der Strafs und ber bärgers 
lichen Rechtspflege von zwei nnabhängigen Staaten gegeneine 
ander zu beobachten find. Auch IR Sefehgebung bes deutfchen 
Bundes, welche, hierüber für die Bundeöglieder gar wohl Nore 
men aufftellen Fönnte, ſchweigt völlig. — Sehr dankeswerth ift 
fomit die Bemuͤhung der wuͤrtt. Regirung alle flreitigen 
Puncte durch beftimmte Verträge wenigſtens in Beziehung 
auf die Nachbarftanten in's Reine zu bringen, und lobens- 
werth die Bereitwilligkeit der St. Verf., den Ausſchuß mit 
ihrer verfaffungsmaßigen Einwilligung zu beauftragen, das 
mie der Vollzug nicht verhindert werde 7). — Durch diefe 
Moasregeln find denn nun bis itt über folgende Gegenſtaͤu⸗ 
de der Rechtspflege Verträge zu Stande gelommen : 


1. Strafrechtspflege. 

I. Ueber die Auslieferung von Verbrechern 
beftehen zwifchen Württemberg einerfeits, und Waiern, Bas 
den und den beiden Hobenzoller’fchen Zärftenthiämern andes 
rerfeits vertragemäßig folgende, die allgemeinen Principien 
ber wärtt. Regirung befhräntende, Grundſaͤtze: — 
Sm allgemeinen liefern die vertragenden Staaten einander 
feine Verbrecher aus, fei es baß fie bie eigenen Untertha⸗ 
nen des requiristen Staates oder bie Angehörigen dritter, 
nicht in die Verträge aufgenommener Staaten find. Nur 
Eine Ausnahme gilt von diefer Regel; wenn nämlich’ ein Uns 
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serthan in dem eigenen Staate ein Verbrechen oder Verge 
ben begangen dat, und deßhalb fein Waterland vers 
laffen, und fidy in einen der contrahirenden Staaten gefluch⸗ 
tet hat, ſo muß derſelbe gegen vorläufige. Requiſition und 
Belheinigung der verübten That, fo wie gegen Erfaß ber 
Koften an feinen Staat ausgeliefert werden; ja es ift diefer 
letztere Staat fogar gendthigt, den ihm angehdrigen flüchtis 
gen Verbrecher anzunehmen und die Koften feiner Verhaftung 
zu erfegen, aud wenn er ihm von dem Staate, in den 
er fich geflächten bat, freiwillig. ausgeliefert werden will, und 
fomit eine Requifition um deffen Auslieferung gar nicht vor⸗ 
angegangen ift 2). — Einem wärtt. Stoatsbärger, der in 
einem der contrabirenden fremden Staaten ein Verbrechen 
begangen hat, und ungeftraft in das Königreich zurädiges 
ehrt iſt, wir — auch ohne Aufforderung des verlegten Stans 
tes — von den wärtt. Gerichten unterfucht, und nach dem 
inländifchen Gefeßen gerade fo beſtraft, als hätte er das Ver⸗ 
brechen in W. begangen 3.) Eine fpecielle Anwendung diefes 
letzteren Grundfaßes ift noch beſonders vertragsmäßig mit 
Baiern, Baben und GH. Darmfladt hinfichtlich der in den 
Sränzwaldungen begangenen Forſtfrevel *) mit Baden 
aber wegen der Salzeinfhwärzungen 5) feſtgeſtellt 
worden, 
2, Ueber die Vollziehbarkeit der in einem fremden Staa 
te gefällten Criminal Urtheile Haben die unter 1. 
genannten vier Staaten ſich mit der wärtt. Regirung, über 
folgende zwei Puncke vereinigt : 
a. wenn der Untertban des einen der vertragenben. Stans 
ten in dem Gebiete des andern eine Öefeßesübertretung 
begangen hat, und bafelbft in Unterfuchung gezogen und 
abgeurtheilt worden iſt, fo muß das Erkenntniß von dem 
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‚eigenen Staate des Verurtheilten an ben in feinem Ges 

‚ biete. liegenden Guͤtern deſſelben vollftredt werden „ vors 
ausgefet, daß durch gerichtliche Zeugniffe dargethau 
werden kann, daß in dem erfennenden Staate felbft Teis 
ne gleich bereiten und hinreichenden Vollſtreckungsmittel 
vorhanden find, und daß die eigenen Unterthanen des zur 
Vollſtreckung aufgeforderten Staates Leine gleichen oder 
vorzäglicheren Rechte an biefe Guͤter fchon angemeldet oder 
in die Öffentlichen Bücher haben eintragen laffen, 


b. Daffelbe gilt von dem Falle, wenn der Schuldige in 
feinem eigenen Staate verurtheilt wurde, feine Güter 
aber im Gebiete eines der vertragenden Staaten liegen ©). 


Durch dieſe fpeciellen Beftimmungen ift benn nun freilich 
über die Trage im allgemeinen, ob bie Straf=Urtheile eines 
fremden Staates, wenn fie Feine Vermoͤgensſtrafen find, zur 
Vollziehung zu bringen feien, nichts entfhieden, und es 
bleibt fomit bei den allgemeinen Grundfägen, nach welchen 
das Urtheil einer fremden Behörde als dieſſeits wicht ver: 
bindlich betrachtet wird 7.) Nur der eine Zall, wenn der 
zu Beftrafende um der Strafe zu entgehen, geflohen ift, 
würde unter die oben, zu 1, angeführte Beſtimmung 
fallen, 


3. Gegenfeitige Toftenfreie Zeiftung der Requiſitio⸗ 
nen in Straffahen. — Würtemberg ftcht mit Baiern, 
SH. Heßen, Naffan, Braunfchweig,: GH. Sachſen Weis 
mar, S. Meinungen, ©. Altenburg, H. Sigmaringen, 9. 
Hechingen, fo wie mit allen Schweizer Cantonen in dem 
Vereine, daß bei Requifitionen in Strafſachen 'gegenfeitig 
Hälfe geleifter wird, ohne daB eine Andere Vergütung gefors 
dert werden darf, als der Erfaß der baaren Auslagen. Doc 
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iſt dabei wieder zu unterfcheiden; Bei der Mehrzahl dieſer 
Staaten gilt dieſe Beſchraͤnkung der Koſtenanrechnung nur 
für. felche Faͤlle, in welchen der Fiscus oder der Patrimonial⸗ 
Gerichtsherr die Unterſuchungskoſten zu tragen haͤtte, und 
ſomit in ſolchen nicht, in welchen der Schuldige in die Ko⸗ 
ſten verurtheilt werden Tann. In dem Vertrage mit der 
Schweiz iſt Dagegen dieſer Unterſchied nicht gemacht 8). 
IL Buͤrgerliche Rehtspflege | 

1. Beflimmungen über den Gerihtsftand für bie 

Fälle, wo die freitenden Theile verfchiedenen Staaten an⸗ 


gehdren, Kat Württemberg gemeinſchaftlich feſtgeſetzt in den 
ſchon mehr erwähnten Zurisdictionds Verträgen mit Bai⸗ 


‘ern, Baden und den beiden Hohenzoller'ſchen Fuͤrſtenthuͤ⸗ 


mern, Diefe Beflimmungen find. theils allgemeiner theils 
beſonderer Art, und ſie haben den doppelten Zweck, jeden 
Streit in einem ſolchen Falle zu vermeiden, und den Ge⸗ 
richtsſtand ſo zu beſtimmen, wie es fuͤr den Huͤlfeſuchenden 
am ſicherſten iſt. Im Weſentlichen iſt folgendes beftimmt 
worden: 


a. der Kläger hat dem eier des Beklagten zu 
folgen; und dabei iſt es verboten, einen geſetzlichen Ge⸗ 
richtsſtand aufzugeben, und ſich durch freiwillige Proz 
rogation einem Gerichte des. andern a zu unter: 
werfen. 

b Sn allen perfönlichen Klagen iſt der Gerichteſtand des 
Mohnfitzes der einzige geftattete, (wenn nicht ein beſon⸗ 
derer Gerichtsſtand gegründet ifl.) Die Ausſpruͤche dies 
ſes Gerichtes muͤſſen auch an den Gütern des Verur⸗ 
theilten in andern Staaten aushälfsweife vollzogen wer⸗ 

den. 
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c. Alle Menl: Klagen dagegen, actiones miztae, poſſeſ⸗ 
forifcher Rechtsmittel; fo wie Die actiones in rem scrip- 
tae werden vor bem Gerichte der gelegenen Sache vorges 
draht. Müffen die Güter an dem Wohnorte des 
Verurtheilten aushälfsweife zur Vollſtreckung des Urtheis 
les beigezogen ‚werden, fa hat der Richter diefes Ortes 
das Urtheil anzuerkennen und zu vollziehen, 

d. Specielle Vorſchriften beftehen über den Gerichtöftand 
der Erben, bei Erbſchaftsklagen, des Arreſtes, des 
Contractes, der Wechſel⸗Verſchreibung, der gefuͤhrten 
Verwaltung, der Wider⸗Klage, der Provocation, der 
Intervention, und uͤber die Wariangen der Litispen⸗ 
denz 2). 

2. Weber die gegenſeitige Vollziehbarkeit der Cidil⸗Urtheile 
haben die unter 1. genannten Staaten in denſelben Urkun⸗ 
den den allgemeinen Grundſatz aufgeſtellt, daß ein von ei⸗ 
nem zuſtaͤndigen Gerichte erlaſſenes rechtskraͤftiges Erkennt⸗ 
niß des andern Staates die Einrede des rechtskraͤftigen Ur⸗ 
theiles vollkommen begruͤndet, und daß es unweigerlich auch 
an den im dieſſeitigen Gebiete liegenden Guͤtern des Verur⸗ 
theilten vollſtreckt werden muß, wenn die oben unter LJ. a. a. 
exwaͤhnten Bedingungen eintreten 10). 

3. Hinſichtlich des Gantverfahrens find theils 
ſchen den bisher genannten Staaten in ihren SYurisdictiones 
Verträgen, theils durch einen Vertrag mit 19 Schweizer: 
Cantonen 77) in der Hauptſache folgende Beflimmungen 
getroffen worden: bie contrahirenden Staaten erkennen als 
allgemeinen GantsGerichtöftand das Gericht des MWohnortes 
des Gemeinſchuldners an, vor welchem alle und jede Forde⸗ 
rungen angebracht werden muͤſſen, und welchem auch das 
geſammte Vermögen des Schuldners auszuliefern iſt. Par⸗ 
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- tienlar s Concnrfe finden nur in einzelnen genau beſtimmten 
Fällen flatt. Die fämmtlichen Gläubiger werden gleich⸗ 
mäßig Behanbelt nach den Geſetzen des erlenmenden Staates, 
und den einheimifchen durchaus Fein Vorzugsrecht vor den 
Unterthanen eines ber vertragenden Staaten eingeraͤumt — 

4. Ueber die Art und Weiſe, wie bie Vormund⸗ 
ſchaft uͤber ſolche Minderjaͤhrige gefuͤhrt wird, deren Vermoͤ⸗ 
gen in mehreren Staaten liegt, bat ſich die wörtt. Regirung 
ebenfalls .mit den mehrgenannten vier Staaten vertragen 33), 
Dem gemäß bat derjenige Staat die Vormundſchaft zu bes 
fiellen und nach feinen Gelegen verwalten zu laffen, in wels 
chem der verftorbene Bater ober die verftorbene Mutter zu⸗ 
bett ihren Wohnfiß hatten. 

5. Endlich beſtehen Aber die unentgelbliche Beforgung 
son Nequifitionen in Eivil- Sachen Verträge mit Preußen, 
Baiern, G. H. Heßen, S. Meinungen 7*), 


iV) S. Verh. der K. d. A. 1824, H. 16, S. 1657, und H. 18, 
©. 242; ferner Verb. von 1826, ıfted Beilh. S. 39 fg. u. 120. 
2) S. den Jurisdictiond : Vertrag mit Balern vom 7. Mat 
1828, 9. 23 — 26, RbL ©. 653; Jurisbdict. Vertrag mit Ba⸗ 
den vom J. 1825, $. 30, 31 und 33, Rbl. von 1826, S. 335 
Yurisdict. Vertrag mit H. Sismaringen 'vom 28. April 
1827, §. 30, 31 und 33, MbL von 1827, S. 1635 Jurisdict. 
Vertrag mit Hechingen von demselben Tage, in denſelben 
4.9. ſ. RbL. S. 245. — Wohl zu bemerken tft, daß in allen 
dieſen Vertraͤgen nur die Auslleferung derwegen der Hands 
lung flüähtigen Verbrecher ſtipulirt iſt; wenn alfo ein 
Ausländer zwar in feinem Vaterlande ein Verbrechen begieng, 
allein fein Vaterland nor Entdeckung feiner Schuld und aus 
andern Urfachen verließ um fih nach W. zu begeben, fo ſteht 
es Lediglich bei der wuͤrtt. Regirung, ob fie ausliefern will 
oder niht. In ber Regel wird es freilich geſchehen. Diefer 
Anfiht iſt auch H. Auapp, Criminal R. ©. 28 in der Note, 


\ 
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9) Diefer Grudſatz iſt ausgeſprochen durch das Geſetz vom 16. 
Het. 1806, Rbil. & 207, und gilt übrigens nicht bias gegen⸗ 
über von ben vier oben genannten, fondern überhaupt von al⸗ 
len auswärtigen Staaten, wie ſchon oben $. 252. bemerkt 

. wurde. 

2) ©. die Bekanntmachungen vom Io. Dec. 1823, Rbl. 
©. 932; vom 20. April. 1824, RbL S. 240, und vom Im 
Oct. 1826, Rbl. ©. 453. 

3) S. Belauntmahung vom 13, Oct. 1824, MdL. ©. 19% 

6) S. Jurisdict. Vertrag mit Balern, $. 3 und 24; die Ju⸗ 
risdiet. Verträge mit Baden und den beiden Hohenzol⸗ 
le r'ſchen Zürftenthämern in $. 2 und 31. — Der Aasdrud 
„Webertretung ‘° begreift natürlich ale Arten von Geſetzwidrig⸗ 
keiten unter fih, namentlich alfo auch Verletzungen gegen die 
Abgaben» Gefede. Es find fomit die contrahirenden Staaten 
z. B. ſchuldig, an denjenigen ihrer Unterthanen, welche wegen 
Schleihhandels In dem Gebiete eines der andern Staaten ver⸗ 
urtheilt wurden, das Urtheil zu vollfireden. ine Nichtbes 
folgung folder Requiſitionen wäre eine offenbare Verlegung 
des Vertrages. 

7) Ueber diefen Grundfaß f. Knapp, a. a. O. ©. 25 fg.; das 
ſelbſt iſt auch eine fehr richtige Auslegung der anfcheinend 
entgegenftebenden württ. Verordnungen gegeben, und gezeigt, 
daß ihre Vorſchriften fih nur auf die fiherheitspolizeitiche 
Cognition, nicht aber auf die Beſtrafung folcher Verbrechen 
beziehen. — Der in $. 1. ber Jurisdict. Verträge enthaltene 
allgemeine Sat, daß bie vertragenden Staaten die Wollftred: 
barkeit der Nechtserkenntniffe ihrer Behörden gegenfeltig an—⸗ 
erfennen, beztebt fi nur auf Civil: rthetle, indem über 
bie Vollſtrekbarkeit der Etrafurtbelle in den Verttägen bes 
fondere Ausnahmen enthalten find, 

8) ©. Belanntmahung vom 15. Febr 1824, RbL ©. 102 (Vers 
trag mit Balern, & H. Heben, Nafau, Eligmaringen und 
Hechingen); Bekanntmachung vom 135. Febr. 1826, RbL. ©. 79 
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(Mertrag mit ber Schweiz); Bekanntmachung vom 15. März 
1828, MEI. ©. 144, (Vertrag mit Meinungen); Bekanntma⸗ 
hung vom ı7, März 1828, Rbl. ©. 145, (Wertrag mit dem G.H. 
Sachſen und Braunfchweig); Bekanntufahung vom 22. Nov. 
1828, RP. ©. 861 (Vertrag mit Altenburg). — Noch tft hier 
zu erwähnen, daß fchon im J. 1818 mit den Großherzogthuͤ⸗ 
mern Baden und Heflen eine Uebereinkunft darüber getroffen 
wurde, von welchen Behörden alle Requliſitlonen in Straf: (und 
auch In Civil⸗) Sachen an diefe verfhledenen- Staaten erlaffen 

„ werben follen, ſ. Rbl. ©. 518 fg. 

9) Jurisdict. Vtg. mit Balern, $. 4—9 und 14— 213 mit 
Baden und den beiden Fuͤrſtenthuͤmern $. ı— 7 und 12— 28. 

10) Vertrag mit Balern, $. 2 nnd 3; mit Baden und den 
‚beiden $ürftenthämern, $. 2. 

11) Der Vertrag ift vom 12. Dee. 1825 — 13. Mat 1826, Ber 
kanntmachung im Rbl. 1826, ©. 250 fg. — Nicht beigetreten 
find die Santone Neuenburg, Schwitz und Glarus. Mon die⸗ 
fen werben, nah V. D. vom 13. Mal 1826, Rbl. ©. 159, 
die Einwohner der beiden erftern in Concurfen in W. gerade 
wie die eigenen Unterthanen behandelt, well fie zu völliger 
Meciprocität fich bereit erklärt haben;.bie Einwohner von Gla⸗ 
runs dagegen find von Gantmaflen in W. ausgefchloffen vor 
gänzliher Befriedigung aller anderen Gläubiger, bis fie durch 
ein Zeugniß ber Kantons: Negirung ermweifen koͤnnen, daß die 
württ, Bürger in Glarus nicht mehr auf biefelbe Welfe bes 
handelt werden. 

12) Man fehe das Nähere in dem angef. Vertrage mit ber 
Schweiz, in dem Jurlsdict. Vertrage mit Batern, $. 10—13; 
mit Baden und den ln rien Fürftenthämern 
in. 8—ın 

13) ©. die Jurisdict. Verträge mit” Baden. und ben beiden 
Fuͤrſtenthuͤmern, $. 23— 29. Mit Batern iſt ein befonderer 
Vertrag über diefen Gegenftand geſchloſſen, vom 31. Dec. 
1825, Rbl. vom 1826, ©. 26 fg. \ 
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14) ©. über Preußen, Bekanntmachung vom 17. Wär; 1828, 
RbL ©. 1315 Bulern, Belanntmahung von bemfelben Ta: 
ge, Rbl. ©. 1325 Helfen, Bekanntmachung vom 20. März 
1838, Rbl. ©. 1465 Meinungen, Belanntmahung vom 
15. März 1828, Rbl. ©. 1445 Cwobel zu bemerken ift, daß 
ſich bier die Uebereinkunft nur auf Gautfaͤlle befchränft) 


6. 255. 
b. Weber pollzellihe Gegenſtaͤnde. 


Ueber Gegenftände, welde zum Gefammt Gebiete ver 
Polizei gehören, hat das Königreich Württemberg verbaͤltniß⸗ 
mäfig wenige Webereinfänfte mit auswärtigen Staaten abs 
gefchloffen. Alles, was fich hierher rechnen läßt, befteht in 
folgendem: 

1. Vertrag mit Preußen hinfichtlich des Nachdruckes. 
Um ihre Schrififteller und Verleger den Tegalifirten Beein⸗ 
trächtigungen württembergifcher Nachdrucker zu entziehen, hat 
die Krone Preußen verſprochen, die in Württemberg erfcheis 
‚ nenden literarifchen Werke in ihrem Staate obllig fo zu ſchuͤ⸗ 

gen, wie die der eigenen Unterthanen, d. h. den Nachdrud 
berfclben unbedingt zu verbieten und zu beftrafen, und, felbft 
den Verkauf von Nahdrüden nicht zu dulden 7); dagegen 
räumt Württemberg den preußifchen Unterthanen biefelben 
echte ein, wie dem eigenen Staatsbürgern, d. h. jene ers 
halten unter denfelben Bedingungen und um biefelbe Taxe 
ein Privilegium. Ohne ein foldhes find fie, fo wenig ale der 
Eingeborne, geſchuͤtzt 2). 

2. Vertraͤge hinſichtlich der Vaganten. — Die Staa 
ten · Wuͤrttemberg, Baiern, Baden, Heßen s Darm 
ſtadt, 9. Sigmaringen haben ſich zu nachſtehenden 
wohlthaͤtigen Beſtimmungen vereinigt, welche theils die cons 
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trahirenden Staaten gegen das ungebärliche- und gefährliche 
Zuſchicken herumzichenden Gefindels ſchuͤtzen, theils diefe Uns _ 
glaͤcklichen ſelbſt der Moͤglichkeit entreißen follen, als keinem 
Staate zugehdrig betrachtet, und demnach von einem Trans⸗ 
porte auf den andern, von einer Graͤnze über bie andere ges 
fchleppt zu werden 3). 

a Der Hauptgrundfatz iſt, daß fich bie vertragenden 

Staaten verpflichten, Niemand in ein jenſeitiges Ge⸗ 
biet auszuweiſen, außer wenn er dieſem Staate ſelbſt 

angehört, oder wenn er, um in ein ruͤckwaͤrts liegendes 

Kand gebracht zu werben, nothwendig durch jenen reis 
fen muß. Alle Angehörigen mäflen dagegen angenome 
men und untergebracht werben *), 
b. Als Ungehdrige eines der betreffenden Staaten find 
aber viererlei Klaffen. von Perſonen erklärt 5): 

Erfiens ſolche, welche ausdrädlich das Staatsbürger 
recht in demfelben erworben, und es fpäter nicht wies . 
der aufgegeben. haben. Eine ſolche Aufnahme erfolgt 
aber entweder durch Geburt von Staatsbuͤrgern, und 
zwar bei ehelichen Kindern, wenn der Vater, bei uneh⸗ 
lichen wenn die Mutter das Untertbanens Recht befafs 
fen; „der wird ed erworben durch gefeßliche Aufnahme 
von Seite des Staates 6). 

Zweitens biejenigen,, welche von heimathloſen eltern 
zufällig innerhald der Staatsgränzen geboren find, ohne 
daß fie fpäter ein Heimathrecht irgendwo erwarben. 

Drittens diejenigen, bei weichen zwar weder Angahme 
noch Geburt zum Staats⸗Angehdrigen vorhanden iſt, 

‚ oder werigftens it micht mehr iſt, welche aber von eis 
nem Staate auf eine fichere, bezeichnete Weiſe als Au⸗ 
gehörige behandelt worden find, und wäre es nur bei 
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‚Einer befimmten Gelegenheit. Es find nämlich ſolche 
Helmathlofe dem Staate zuzutheilen, welche entweder 


mit ausdruͤcklicher ſchriftlicher Bewilligung eines Bes 
zirks⸗ Beamten im Staate geheurathet haben, oder des 
nen zehen Sabre lang ‚fillfchweigend ein Wohnfig ge» 
ftattet wurde, ober welche während folder Zeit ein 
ſelbſtſtaͤndiges Gewerbe im Staate treiben durften. Bei 
welchen: beiden letztern Zällen jedoch zu erwähnen ift, 
daß der, auch zehnjäßrige, Aufenthalt ale Handlungss 
dienen, Handiverkögefelle, Lehrling, Dienftbote, oder bes 


Unterrichts und der Erziehung willen, nicht als ein ſol⸗ 


cher, Rechte .erwerbender, Aufenthalt anzufehen Ht. 

Viertens endlich diejenigen, welche zufällig in ‚feinem 
Gebiete angetroffen werden, ohne daß bei denen Feiner 
der obigen drei Bälle einträte. 

Für die Falle von Eollifionen zwifchen mehreren fols 
Ken Eigenfchaften ift genau beſtimmt, welcher derfelben 
dem andern in der Art vorgeßt, daß fie den Waganten 
einem der Staaten ausfchließlich zutheilt. Es geht naͤm⸗ 


ich das Untertbanen s Recht allen äbrigen Fällen vor; 


wobei zu bemerken ift, daß der fpätere Verluſt beffelben 
nicht berädkfichtigt wird, wenn Bein neneres Aufenthalts 
recht dagegen erworben wurde 7); ferner: geht die ‚ger 
fegmäßige Aufenthaltserlaubniß der Verbenrathungs⸗ 
Erlanbniß vor; die blofe zufällige Geburt: von Nicht: 
ftaarsbhrgern‘ fteht allen andern Fällen nach. — Ehes 


. frauen werden immer dem Staate ihres Ehemannes zu 


getheilt, Wittwen ebenfo, wenn fie nicht im Winwen⸗ 
flande eine der. obigen Veränderungen in ihren Hei⸗ 
mathsverhaͤltniſſen vornahmen. Kinder unter 14 Jah⸗ 


ren, und uͤberhaupt ſolche, welchen wegen ihres Unter⸗ 
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haltes nicht getrennt werben duͤrfen, folgen den Aeltern, 

und zwar dem Vater bie ehelich⸗Geborenen oder bie 

unehelichen einer verſtorbenen Mutter; ber — die 

unchelichen 8). 

c. Bei der Uebergabe von Vaganten an ihren Staat iſt 
Folgendes zu beobachten: gefährliche Subjerte muͤſſen 
unter ficherer Begleitung transportirt, und dem Bezirkes 
beamten des Uebergabs⸗Ortes urkundlich übergeben wers 
den; minder gefährliche erhalten einen genau die Reiſe⸗ 
richtung bezeichnenden Laufpaß. Ueber drei Individuen 
dürfen nur dann, wenn fie zu Einer Familie gehören, 
zugleich Äbergeben werden; große Bagantenfchube fins 
den nicht ſtatt. Nur an beſtimmten Webergabs «Orten 
werden folche Transportirte äbernommen :?). 

3. Verträge Über die gegenfeitige unentgeldliche aͤrztli⸗ 
che Behandluug unbemittelter Unterthanen. — Die Regirun⸗ 
gen von Oeſterreich, Baiern und Baden daben ſich mit Wuͤrt⸗ 
temberg. dahin vereinigt, daß der innerhalb der Graͤnzen des 
Konigreichs verunglüdte oder erkrankte Unterthan jener 
drei Staaten unentgeldlih von den Stiftungs» oder Gemein. 
de > Kaffen des Ortes, wo der Unfall ihn betrifft, verpflegt 
werden muß, wenn er nicht fo viele eigene Mittel hat, 
um die Koften felbft zu beftreiten. Es verfteht ſich, daß das 
gegen die wärttembergifchen unbemittelten Staatsbhrger daſ⸗ 
ſelbe Recht in allen Provinzen jener t Monarchieen anzufpres 
chen haben 1°). 


1) S. das allgemeine preuß. — Thl. I, Tit. * 1026 fg. 

2) Bekanntmachung vom 1. März 1828, Rbl. ©, 1155 ein Pri- 
vilegium gegen den Nachdruck koſtet 15 fi. > Rbil. 1828, 
©. 528. 

9) Die urfpränglihe Uebereinkunft It vom 7. * 1316, und 
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wurde zwiſchen Valern, Württemberg und Baden abgefchlof- 
ſen, fe Rbl. S. 287; ſpaͤtet find bie beiden andern Staaten 
beigetreten; über Sigmaringen f. die Bekanntmachung 
vom 11. März 1818, RbL ©. 187; Über das 8.9. Heffen, 
Bekanntmachung vom 24. Juli 1818, Rbl. ©. 4505 ferner 
Bekanntmachung vom 4. Jänner 1830, Rbl. ©. 14. 
4) ©. die Uebereinkunft, $. 1, 2, 9 und 10. 
5) Dal. . 2—8. — 
6) In 6. 2, a. der Uebereinkunft heißt es, wer „‚ausdrüdtic 
: aufgenommen worden fet, habe bas Unterthanenrecht. Iſt bie: 
ſes nun fo zu verftehen, daß in Württemberg ein Auslaͤnder, 
welder nur durch Eintritt in den Staateblenft Staatsbuͤrger 
wurde, indem Siune diefer Hebereinkunft nicht Unterthan wd= 
re, und — würde er eder ſeine Familie heimathlos — vom württ. 
Staate nicht aufgenommen werben müßte? Schwerlich wäre biefe 
Auslegung die richtige, denn es ſteht gewiß beim wuͤrtt. Staa⸗ 
te, noch Andere, als die Uebereinkunft ihm aufdrängt, frei⸗ 
willig ald Staatsbürger anzunehmen. Jene Beitimmungen 
find alfo nur ein Minimum. 

7) Wohlgemerkt „Aufenthaltsrecht.“ Es recht alfo eine Heu: 
rathserlaubniß oder zehnjährige Duldung in einem fremden 
Staate fhon bin, das urfprängliche Unterthanenrecht zu ob⸗ 
literiren. 

. 8) Hier iſt eine Läde Im Vertrage, bie auch zu mandfachen 
Streitigkeiten zwifhen den vertragenden Staaten Anlaß giebt; 
darüber namlich iſt nichts beftimmt, wie es mit Kindern, bie 

. buch zufällige Geburt. von damals heimathlofen Neltern ein 
Helmathrecht in einem andern Staate hatten, aun aber durch 
den Aufenthalt ihrer Aeltern In den dieffeitigen Staat gekom⸗ 
men find, zu halten It? Auf ber einen Selte erwerben fie 
durch diefen itzigen unfelbftftändigen Aufenthalt keinen Ans 
ſpruch an das Helmathland ihrer Aeltern; auf ber andern 
Seite aber iſt ed fehr hart gegen fie, fie in dem Augenblide, wo 
fie kaum anfangen Ihe Brod felbit zu verbienen, von ihrer Fa⸗ 

milie 
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milie zu reifen und In ein, vielleicht entferntes feembes Lan 
zu ſchickken; auch biefem letztgenannten Staste kann ed nit 

angenehm feyn, ſolche Angehörige zu m deren gunye ' 
Familie ihn nichts angeht. 

9) S. die Uebereinkunft, 9. 11 — 13. 

10) ©. hinſichtlich Defterreih's. eſuen (ungete) erlaß eb | 
Miniſt. des Innern vom 9. Det. 18275 binfihtlih Balerw'f 
einen (nugedr.) Exlaß der Regirung bes Jartkreiſes; binficht« 
Ih Baden's einen (nugehr. Miniſt. Exlaß won. 2. Sept. 
1824, and einen ſolchen Erlaß der — nen 
& Sinner 125. — 


N 


en . * $, 256. Tr Te — 
© Ueber kirchliche Augelegenheiten. 


ueber Gegenſtaͤnde der genannten Art find blos folgen 
be Verträge. mit auswärtigen Staaten geſchloſſen: 

I Vegenfeitigl Aufpebung ber dem Staate in bem 
Gebiete des andern Eonträhenten zuftchenden Patronatrechte. 
Dieſelbe iſt ausgeſprochen gegenuͤber von Bäiern dur) Art, 
2. bes Staatövertrags vom 18. Nov, 1810, und von Ba⸗ 
dent, durch Vertrag vom Jahre 1807 1), Den Privatperfonen 
bleiben dagegen "bie ihnen in fremden Staaten zuflchenden 
Patronatreihte; ee fo babe ſich wenigftens Württemberg 
und Baden gegenfeitig das Eigenthum ber Güter und Ges 
fälle vorbehalten, welche nicht zur Unterhaltung der Kirche 
oder der Gehalte des Pfarrers beſtimmt find, | 

2. Der ungeftdrte Genuß der einer Kirche ober Schule 
im jenfeitigen Gebiete zuſtehenden Guͤter bis zu einer einflis 
gen definitiven Ausgleichung ift beflätigt worden durch Ver⸗ 
trag mit Baiern vom 20. &cpt. 1812 2). 
3.. Die Aufhebung der Stolgebähren für die Durch⸗ 
fuhr auswärtiger Leichen iſt durch Wertrag mit Baiern vom 
Mohl Staatsrecht IL 49 


rn 
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J. 1314 für big, Bränbewahen feſtgeſetzt; dagegen darf num 
au feine. Dienftleiftung, z. B. Geleite der — Gelaͤute 
waſ⸗ m. ‚gaforhert werden 3). 
4. Etwa beftchende Berge i Abe die Barbie der 
oberrpeinifhen Kirdenprodinz find wis itzt weder amilich noch 
gußeramrlicg De betannı‘ ‚geiborden, . = 


2 Vekanat —* dire: Elaß bei axheliſchtn an ceanathet⸗ 
vom ı8t04 Full 1807, ſ. Kiapp, Gandbuch fir — 


ee 47 [PR BU Bu 11239 Ber Bere 
2) 8. Gaupp, wuͤrtt. Kirchenrecht, I, S. 149. 2. — 
3) ©. (ungedr.) Miniſt. Erlaß vom Aten Maͤrz 1814. 


eat ® u % 857. Wr. 9 
ae 834 ih 347, eg MAR: 

In zuard er je den — ito jaſch anf, eingnber fols 
genen Länders@nperbungen d ünd ⸗ Abieiun gen taimen bie da» 
bei ‚pegbeiligten. Staaten häufig, in ‚den Zeil über, „Frapziehke 
Puucte 3.B⸗ Vertheilung der‘ Etaats ſchalden Uebernahme 
non Peuflonen. u. fe w., fih vergleichen. zu muͤſſen. Ju 
einzelnen. Zällen war auch aus andern Gthaden uͤber Geld⸗ 
ſachen ein Vertrag zu ſchließen. Alle dieſe Urbereintünfte 
haben üprigene m nur, ein ositbergehendeh Intereſſe, wenige 
ſtens in er, Mehrzal ihrer Beſtimmuͤngen „ auch find 
nur wenige berjelben bis itzt öffentlich befannıt gemacht; es 
wird und ‚muß daher, genügen, hier nur die chronologifche 
- Aufzählung derſelben zu geben, bei ber übrigens für eine 
abfolute "Bonftändigteit Reine Gewähr geleiftet werden Fann: 

1, Vertrag mit Oeſterreich, Baiern und Baden, 
Goͤnzburg ‚den 25ſteu Non. 1806. Auseinanderfegung ber 
durch die Abtretung ber ſchwaͤbiſch⸗ dfterreichifchen Lande am 
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Wörttemberg, Baiem und Baden mit Deftrreich and unter 
ı diefen Staaten felbfi entflandenen beſonderen Verhaͤltniſſe F). 


2 Vertrag mit Baiern und Baden, Stuttgart den 
Zoſten März 1808. Uuseinanderfegung der drei vormaligen 


Mitter- Kantone und Bezirke: Donau, Kocher und Algen | 


Bodenſee, deßgleichen Über bie Generalkaſſe der zwei Bittere 
Ireife Schwaben und Franken, des Kautons Mittelrhein 
und der Spetials Directorials Kafle des ſchwaͤbiſchen Disters 
kreiſes. AMuugedruckt.) 

3. Vertrag mit Boiern und Baden, Stuttgart den 
5ten April 1808. Auseinanderfegung ber ſchwaͤbiſch⸗ graͤv⸗ 
lichen Collegial⸗Kaſſe. (Ungedruckt.) 

4. Vertrag mit Baden, Stuttgart den 2bſten uni 

1808, Auseinanderſetzung wegen der vormaligen drei ſchwaͤ⸗ 
hiſchen Ritzer⸗Kantone und Bezirke Heegau, Bodenſee, Ne: 
ckar, Schwarzwald und Kraichgau. (Uugebrudt.) | 

.5. Vertrag mit Baiern, Fuͤrſt Primas, Baden, 
G. H. Neffen, Pärzburg und Dfenburg- Bir: 
fein, Stuttgart den 13ten Aug. 1808. Yuseinanderfegung 
der Verhaͤltuiſſe des vormals fraͤnkiſihzen Ritterkantones Oden⸗ 
wald. (Ungedruckt.) 

G6. Vertrag mit Baiern, Fuͤrſt Primas, Baden, 
8.9. Neffen, Nürnberg. den Gten Sept. 1808. Ausein⸗ 
anderſetzung der pormaligen reichögräplichen Collegiallaffe>). 

7. Bertrag mit Baiern, Fuͤrſt Primas, Baden, 
Wuͤrzburßz, G. H. Heſſen, Königreich Sachſen, Hoc» 
und DeutfhsMeifter, ©. Meinungen, ©. Wei⸗ 
mar und S. Koburg, Nürnberg den 13ten Sept. 1808. 
Anscinanderfehung ber Verhältniffe des ehemaligen fränkis 

Shen Kreifed, beſonders die Theilung der Kreis s Ucten und 
»Paſſiven, fo wie der Kreisdiener und Penfionäre ?), 
| 49.» 
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8. Dertrag mit Hohenzollern» Sigmaringen, 

Stuttgart den 18ten Dec. 1808. Mbtheilung der vorder⸗dſter⸗ 
reichifchen Regirungs⸗Acten nad des Religiens⸗Fonds. (Une 
gedruckt. ) 
"9, Vertrag mit Baiern, Baden, H. Nehingen 
and H. Sigmaringen, Stuttgart den Zıflen Der. 1808. 
Huseinanderfehung des ehemaligen Zucht» und Arbeits Ham 
ſes in Ravensburg. (Ungedrudt.) 

10. Vertrag mit Baiern, Baden und 9. Sigma 
ringen, Stuttgart den ıflen Sehr. 1809. Die In Folge 
des Gänzburgers Vertrages flattgefundene Anseinanderfegung 
des Activ⸗ und Paffiv- Standes der vormaligen ſchwaͤbiſch⸗ 
dfterreichifchen ſtaͤndiſchen Kaffen in Ehingen. (Ungebradt.) 

11. Vertrag mit Batern und Baden, Wtuttgart dem 
ı6ten März 1809, Wuseinanderfegung der Verhältniffe ber 
vormaligen Valley und fogenannten allgemeinen Lanbichaftd 
Kaffe zu Altshaufen. (Ungebrudt) 

12. Vertrag mit Baiern und Baden, Stuttgart bem 
 ıaten Sehr. 1810. Definitive Auseinanderfeßung des Ber 
mögens des im dem ehemaligen hochftift Augeburg’fchen Kreis⸗ 


viertel gelegnen Zucht. und ng in Bude 


loe. (Ungedrudt.) 

13. Vertrag mit Baden, Biberach den ıgten, Carlo⸗ 
ruhe den 2aſten Juni 1810. Auseinanderſetzung des land⸗ 

ſchaftlichen Schuldenweſens der fuͤrſtenbergiſchen Lande. (Un⸗ 

gedruckt.) 

| 14. Vertrag mit Baiern, Ulm ben ı8ten Sept. 1811. 

Vollziehung des unter dem 18ten Mai 1810 abgeſchloſſenen 

Vertrages (uͤber die Abtretung von Gebietstheilend/ hinſicht⸗ 

lich der Abtheilung der Staatsdiener und Penſi onaͤre. (Uns 

gedruckt.) 
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15. Vertrag mit Balern, München ben Loſten Sept. 
1812. Vollziehung bes Vertrages vom 18ten Mai 1810, 
hinſichtlich der Graͤnzen, fo wie des Staats⸗ und des Com⸗ 
munal⸗Vermoͤgens. (Ungedr.) 

16. Vertrag in Gemeinfchaft mit Balern, Baden, 
8.9. Heffen, Naffeu, Dfenburg, Würzburg und i 
Frankfurt, einek-, und dem ehemaligen Hoch⸗ und Deutſch⸗ 
melfter, Erzherzog Anton von Defterreich,, anderer sfeite. 
Mergentheim den 15ten Aug, 1813. Deutſchordenſche Vers 
Hältniffe betreffend *). 

17. Vertrag gemeinfchaftlich mit denſelben Staaten eb 
ners, und dem Hochs und Dentfchmeilter anderer Seite, 
vom felben Tage; Nachtrag zu dem vorfichenden Vertrage. 
(Ungedrudt.) 

s 18. Vertrag zwifchen Württemberg allein, und dem ehe⸗ 
maligen Hoch⸗ und Dautfchmeifter vom gleichen Tage. Ges 
Yparat s Verhandlungen über Acten⸗Ausfolge u. f. w. 9). 

19. Vertrag mit den unter 16 genannten Staaten, Ders _ 
gentheim den 18ten Mai 1815. Hauptvertrag der an den 
vormals deutfchordenfchen Befißungen betheiligten Höfe über 
die Auseinanderſetzung der fi barayf beziehenden Verhälte 
xiſſe 0). 

19. Vertrag mit der RETURN Eidgenoflen- 
ſchaft, Zuͤrich den 29ſten Ang. 1813. Ueber die von dem Öfterr. 
Kaiferhaufe incammerirten und durch den Preßburger Frieden 
erworbenen Gefälle, Liegenfchaften und Kapitalien, welche ber 
Eidgenoffenfchaft angehörten. (Ungedrudtt.) s 

‚21. Subfidienvertrag mit Großbritannien, Briſ⸗ 
ſel den 6ten Juni 13157). 

22. nt mit Bann Srattgant. ben rıten Juni 
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. 1816. Auseinanderfegung ber Salms Krautheimifchen Bers 
haͤltuiſſe. (Ungedruckt.) 

93. Vertrag mit Frankreich, Paris den 25ſten April 
1818. Die von Frankreich im Folge der Friedensvertraͤge 
vom zZoſten Mai 1814 und 2oſten Nov. 1815 uͤbernommene 
Tilgung der von dem Auslande an den franzöfiihen Staates 
(hat zum machenden Zorderungen. (Ungedruckt.) 

"94 Vertrag mit Baden, Stuttgart ben 12ten März 
1825. NWusgleichung der gegenfeitigen Forderungen und Aus. 
ſpruͤche aus den Staatöverträgen von 1806, 1807, 1808, 
1810, 1815, 1816, 1822. (Ungedruckt.) 


25. Vertrag mit Baden, den ızten Sept. 1828, dem 
Verkauf von Salz betreffend 8). — 

1) Diefer Vertrag iſt von De fterreich nicht ratiſicirt; er gilt 
fomit nur unter ben übrigen drei Staaten als Norm. Er 
tft, meines Wiffens, nicht gebrudt. Uebrigens fer efn für 
allemal die Bemerkung gemadt, daß mit der Bezeichnung 
„nicht gedruckt“ ich keineswegs mir apodiftifher Gewißhelt 
behaupten will und kann, es ſei eine folche Urkunde nie und 
nirgends, weder nah Form noch nah Inhalt, befannt gewor⸗ 
den. Es bezieht fih dieſer Ausdruck, außer bem Regirungs⸗ 
blatte, nur auf die großen diplomatifchen Urkundenſammlun⸗ 
gen, namentlih alfo auf Martens, Schöll, die Archi. 
ves diplomatiques, die Staatsacten, enblih auf Winkfopn’s 

Rheinbund. Ob vielleicht Hier oder ba in einem gefchichttichen 
Werke u. dgl. eine folhe Urkunde als Beweisftele abgedruckt 
it, konnte bei der Endlofigfeit einer folgen Arbeit, der Uns 
möglichkeit fie irgend volftändig zu unternehmen, und bei dem 
hoͤchſt wahrſcheinlich ſehr unbedeutenden Ergebniſſe nicht mus 
terſucht werden. 

2) S. Martens; Recueil, Sup. T. VII, S. 168 fg. Der 
Vertrag enthält die Verthellung et rn. Rn 
Ge au die gchaimstz Kaſſe. ed 
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3) S. Martens, a. a. O. S. 176. 


9 Dieſer Vertrag iſt abgedrudt bei Ma rie ns, Recneil, Sappl. 
T. VI, S, 287 fg. Der Inhalt dieſes Vertrages iſt im 
Weſentlichen der, daß auf der einen Seite bie itzigen Beſider 
deutſchorden'ſcher Gebietsthelle eine beftimmte Anzahl und Ark 
von Schulden übernehmen; dagegen verpflichtet fih ber chem. 
Hoch⸗ und Deutihmelfter zur Herausgabe beftimmter Urkun⸗ 
den und · Activ⸗Fotderungen. — Die Ratificatign dleſes Ver: 

ttrages erfolgte erſt 1815. 

5) S. Martens, a. a. O., S. 294. Wwarttemibers macht ſi (4 
verbindlich zur Herausgabe beftimmter Acten; ber Erzherzog 
Dagegen zur Ertrabition gewiffer Schuld⸗Urkunden u. f. w. 
Auch dieſer Vertrag iſt erſt 1815 ratificirt. 

6) Dieſe ſehr ausfuͤhrliche, nach jahrelangen Unterhandlungen 
zu Stande gebrachte Urkunde iſt theils beſonders gedrudt, 
Mergentheim, 1815, Fol., theils fteht fie in Martens, 
Recueil, Sup. T. VI, &, 491 — 581. Es iſt netürlih uns 
möglich den bis in das geringfte Detail gehenden Inhalt dies 

ſes Vertrages hier anzugeben; es wird genügen zu bemer⸗ 
Ten, daß derſelbe in drei Abtheilungen zerfaͤllt. Im erſten 
Abſchnitte, 5. ı—88 find die Verhaͤltniſſe in Beziehung auf 

‚ ben deutſchordenſchen Kammerfond, und bie.auf demfelben lie⸗ 


genden Schulden und Laften abgehandelt. Im zweiten Ab— | 
ſchnitte werden die Verhaͤltniſſe in Anſehung des Stenerfon⸗ 


des und ber auf biefom ruhenden Schulden und Laſten regu⸗ 
firt, $. 89-116. Im dritten Abſchnitte endlich befinden ſich 
Beſchluͤſe über Gegenftände vermifhter Art, die ſich auf ben 
Kammer s und Steuer» Fond zugleich beziehen, $. 117— 133, 
2) Martens, Recueil, Suppl. T. VII, S. 202. Württem: 
berg madt ſich anheiſchlg 20,000 Mann Truppen gegen Franfe 
reich zu ftellen, England verfpricht auf jeden Mann 11 Pfund 
"Sf. 2 Schill. für ein Jahr in monatlihen Raten auszubezah⸗ 
: fen. Sollte fraͤher Friebe werden, fo darf nur der Monat, fa wel 


— 


— 
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de der Definitius Vertrag unterzeihnet wurde, und außerdem 
noch eine weitere Monats: Subfidle entrichtet werben. 

8 Der ganze Vertrag iſt noch nicht bekannt gemadt, den 
Hauptinhalt deſſelben fährt an der ige Nehenfhaft“ 
deriät von 2 ©. 203, 

$& 058. 
e. Handels: Vertnige. 

Durch unermädeten Eifer iſt es der wärtt. Regirung 
gelungen -mit mehreren Staaten Verträge abzufchließen, wels 
the die Befdrderung der von harten Zollſyſtemen und unzaͤh⸗ 
ligen Douanen: Linien niedergedruͤckten Gewerbe burch Gewaͤh⸗ 
rung eines größeren Marktes, und durch gemeinfchaftlichen 
Schuß gegen das Ausland beabfichtigen. Zu hoffen if, 
daß diefe bisherigen Mebereinkänfte nur die Grundlage einer 
noch) ausgebehnteren Sreiheit ſeyn werben T). 

Es ficht aber Württemberg mit folgenden Staaten In 


Verträgen über Handelsverhältniffe: 


I. Mit Baiern, Hohenzollern Sigmaringen und 
Hohenzellern Hech ingen bilder es einen Verein zu gemeins 
ſchaftlichen Zolleinrichtungen. 

Die näheren Beſtimmungen Vo wide Vertrages 
find folgende: 

a. die vier Staaten vereinigen ſich zu eis gemeinſchaft⸗ 
lichen Zollgraͤnze, fo daß im Junern und gegen einan⸗ 
ber gar keine Zoll⸗Einrichtungen und ⸗ Ubgaben beſte⸗ 
ben, und (mit Ausnahme von Salz und den im dem 
einen Staate einer indiresten Steuer unterworfenen Ge 

genſtaͤnden) vollfommen freier Verkehr. zmifchen ihnen 

Statt findet, gegen das Ausland aber nach gleichen Um 

ſaͤtzen und für gemeinfchaftlihe Rechnung Zoll erhoben 

wird. Der Ertrag wird unter Wuͤrttemberg unb Baiern 


* 





[ 
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| | 
nad) dem Bevdllerungs⸗Verhaͤltniſſe beider Staaten der⸗ 
theilt; H. Sigmaringen und Hechingen erhalten von 
MWärttemberg beftimmte Summen, f. diefelben im folgen» 
ben Paragraphen.‘ Keiner der Staaten kann einfeitige 
Verträge in Zoll⸗ uhd Handels⸗Sachen mit dritten Staaten 
abfchließen, ebenfo entfagen fie einfeitigen Verfuͤgungen im 
diefer Beziehung. Der Beitritt weiterer Staaten zu Dem. 
. Vereine wird gewänfiht und gemeinfchaftlicy gefbrbert. 
b, Jeder der beiden größern Staaten ernennt die Zoll⸗Er⸗ 
bebungsbehdrden, fo weit fie im feinen Gebiete ihren 
Sig habe (W. auch die in Sigmaringen zu errichten⸗ 
den); fie werden aber nach gleichförmigen organifchen - 
Beflimmungen eingerichtet. Zur Zeitung berfelben bee 
fieht in jedem der beiden Staaten eine eigene, ſelbſtſtaͤn⸗ 
dige Oberzolls Abminiftration, welde dur einen Ge 
neral s Bevollmächtigten bes andern Staates zur Eons 
trole beſchickt wird. Ohne beffen Viſa darf Fein Befehl 
an bie untergeorbnnsten Stellen ergehen. Zur Eontrole ber 
Zollſcheine iſt in München cine gemeinſchaftliche Wer 
Hörde beſtellt. Die Koſten der Oberzoll⸗Adminiſtration, 
fo wie die Ruhegehalte der Zolldiener fallen jedem einzel⸗ 
nen Staate zur Laſt; die Befoldungen der Gränzbeans 
ten Dagegen, ber Eontrofes Anftalt, und überhaupt alle 
nicht namentlich ausgenommenen Ausgaben werber aus 
‚der Vereins Kaffe berichtigt. Mebrigens find die Ge 
halte und-fonftigen Bezüge ——— in beiben Staa⸗ 
ten gleichgeſtellt. | 
. 6 Wenn einer der beiden Staaten in einem einzelnen Fal⸗ 
... Ne, ober für befimmte Perfonen Zolibegünftigungen eins 
1... sreten. lafſen will, fo ſteht es ihm zwar einfeitig freis 
;.. Mein er hat den Ausfall aus feiner Staatskaſſe dem 
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‚Bereine zu erſetzen. Nur die Zolfbefreiungen der biplos 
matifchen Agenten leidet der Verein, 

d. Am ıften Mai jedes Jahres verfammel! ih in Muͤu⸗ 
hen ein GeneralsEongreß, beftehend aus zwei Abgeords 
neten jedes der beiden größeren Staaten; einer diefer® - 

Abgeordneten ift immer der General: Berollmächtigte bei 
der Oberzollabminiftration des anderen Staates. ' Das 
Directorium wechfelt jaͤhrlich zwiſchen beiden Staaten; 

. der Vorfigende hat entfcheidende Stimme, Die ae 

dieſes Congreſſes find; 

a. Beſchluͤße Über Abaͤnderungen im — 

in der Organiſation der Behoͤrden, in den Tarifen; 

ß. Prüfung der Rechenſchaftsberichte der Behoͤrden und 

definitive Abrechnung zwifchen den Staaten; 

y. Feſtſetzung des Etats für das folgende Fahr; 

. d. Erledigungen der Recurſe von ben ——— der 
Oberzolladminiſtration; 
s, Veradredungen uͤber polizeiliche und — 
Gegenſtaͤnde. 

Bei den drei erſten Puncten ſind die Abgeordneten au 
die Inſtructionen ihrer Regirungen gebunden; in den 
beiden audern handeln fie nach ihrer Ueberzeugung. Je—⸗ 
doch haben. fie in dem letzten Falle: Ad) mit drei unpar⸗ 
theiifchen, von den Geueralbevollmaͤchtigten zu wählens 
den Sachverſtaͤndigen zu verftärten. Daſſelbe Compro⸗ 
mißgericot enifcheibet auch, wenn der Gongreß über Ge⸗ 
genftände von Nr. 4. und 7. innerhalb vier Wochen zu 
feinem Beſchluße kommt, oder die Megirungen ihn nicht 
beftättigen. Dagegen Tbnnen Veränderungen oder aus 
thentifche Erklärungen des Grundvertrages nur durch 
freie Zuſtimmung der beiden Staaten erfolgen. 


\ 


\ 
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e. Das bairiſche Gewicht und Mans wird allein von den. 
Vereinsbehoͤrden angewendet; dagegen führen fowohl die - 
leitenden als die ausäbenden Behörden Wappen und Bes 
nennung des fie beftellenden Staates. 

2., Der Berein ift auf unbeflimmte Zeit abgefchloffen ; 
nad) Ablauf der drei erfien Fahre koͤnnen die Staaten zw 
jeder Zeit austreten, wenn fie ein Jahr zuvor den Austritt 
angekündigt haben. Im Falle jedoch unter allen dentichen 
Bundesftaaten ein gemeinfchaftlicher Zoll» Verein zu Stande 
kaͤme, hört der befondere Verein von dem Tage der BVollzies 
hung des Bundesbefchlußes auf. Ebenſo treten Befchläße der 
Bundesverfammlung Aber den Verkehr mit Kebensmitteln an 
die Stelle der Beftimmungen in den Bereind + Zolltarif?). 

3. Mit dem Preußifh: Darm ftädr’fhen Zollver⸗ 
eine 3). — Da eine gaͤnzliche Verſchmelzung der beiden Zolls 
vereine, bis ißt wenigftens, nicht moͤglich ſchien, fo vereinigs 
ten fich diefelben wenigftene zu Beförderungen des gegenfeitte 
gen Verkehres. Manche wichtige, nicht unmittelbar damit 
sufammenhängende, Maasregel Ift damit verbunden worden, 
welche theils fehon itzt Gleichheit unter den genannten deut⸗ 

(chen Staaten deſenn theils dieſelbe verſpricht und vorbe⸗ 

reitet. 

Die Hauptgrundzuůge ber — ſind FEN 

a. Der Verkehr mit den Crzeugniffen der vaterläudifchen 

Landwirthſchaft, Jnduſtrie und Kunft ift fär' bie Regel 

vdllig frei gegeben zwifchen den verbundenen Stadten, 
fobald der Urfprung derſelben gehoͤrig nachgewieſen iſt. 

Weder Eingangs - , Ausgänge» noch Durchfuhr⸗ Zoll 

wird bon ihnen entrichte®). Dabei maſſen aber gewiße 

| Zoliſtraten eingehalten werden. 
b. Bou vlieſer Regel find ein elne deſtimmte Öegenfäne, 


® 
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in welchen ein Verkehr nicht flatt findet, oder vom des 

nen wenigftens ein — wenn ſchon bebentend geringerer 

— 300 bezahlt werden muß, ausgenommen, Vtädfichten 

auf die verfchiedene Steuerverfaflung der vereinigten Staar 

ten, ober auf die Abweichungen in’ ihren Zolktarifen, 

. , machten diefes nothwendig 5). 0 

c. Produkte fremder, nicht im Vereine begriffener, Staa⸗ 
ten muͤſſen dagegen in jedem der Vereinsgebiete mach befe 
fen eigenen Anfäten verftenert werben ‚| auch wenn fie 

zuletzt aus dem Gebiete des befreundeten Vereines eins 

. geführt werden; denn nicht abfelute, fondern nur ges 
genfeitige Handelsfreiheit follte beftchen 9). 

d. Die vertragenden Staaten verfprechen ſich, noch über: 
folgende weitere Gegenftände beſondere nähere Webereins 
kuͤnfte abzuſchließen: über die möglichfe Erleichterung 
‚bes gewerblichen Verkehres ihrer Unterthanen; über bie 
Seftflellung gleihmäßiger, nicherer Wegabgaben; über 
möglichfte Sleichftellung ihrer ganzen Zollſyſteme, auch 
der. Verwaltungsformen; über Gleichſtellung von Maas, 

Gewicht und Münze ?);: endlich über gemeinfame Ges 

feßgebung binfichtlih der Erfindungs - Patente, 

e. Die Unterthanen der verbündeten Staaten werben ge⸗ 
genfeitig völlig wie bie eigenen Staatsangebdrigen bes 
handelt in allen Abgaben u. dgl. Alle Haben das Recht, 
fich an die in fremden Handelöpläten angeſtellten Eon 
fuln eines ber contrahirenden Staaten, wie an Agenten 
des eigenen Staates um Schub und Huͤlfe zu wenden ®). 

£, Ulle Staaten, welche ſich Fünftig am den einen oder den 
andern der beiden Vereine ‚anfchließen, treten vom felbfl 
in die Vorteile biefer Uebereinkuuft ein,  Diefelbe if 

“ vorläufig ayf 12 Jahre abgeſchloßen; wicht aufgekkmdigt 
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dauert fie je nach deren Ablauf immer wieder auf weitere 
12 Jahre fort ?). 


4. Mitder ſchweizer'ſchen Eidgenoffenfhaft zo), 
Mit diefem Staatenbunde findet Feine fo.enge Werbindung 
fatt, wie mit den bisher genannten Staaten, fondern nur 
ein eigentlicher Handelsvertrag, d. h. eine Uebereinkunft über 
bie Befdrderung des gegenfeitigen Verkehres, wenigſtens in 
einzelnen feiner Hauptbeziehungen. = ift — im We⸗ 
ſentlichen feſtgeſetzt: 

a. daß beſtimmte Arten von — bei ihrer Einfuhr in 
die gegenſeitigen Gebiete eine ——— Abgabe zu ent⸗ 
richten haben 77); “ 


b. daß der Tranfit, ſowehl durch die Eknd; nach Ita⸗ 
lien als durch Wuͤrttemberg über Friedrichsdafen in die 


Schweiz, bedentende Beguͤnſtigungen erhäft,- und bie 


beiden Staaten fich verpflichten, die dazu zu benuͤtzenden 


Handelsſtraßen immer vollkommen zu unterhalten 32); 
+ 0 daß Württemberg der Schweiz freien Kornbandel in 
Friederichshafen geftattet, dem einzigen Fall ansgenom⸗ 
men, daß eigene Noth allgemeine Maasregeln zur Er⸗ 
haltung der Unterthanen erfordern föllte; ſelbſt daun aber 
muß weriigftens die Hälfte des gewönlichen Auéfuhr⸗ 
Quantums der Schweil in wöchentlichen oder monatli⸗ 
chen Lieferungen Äberlaffen werben, und nur für das 
weitere Beduͤrfniß hat fie fih jenen Maasregein zu ans 
terwerfen 73), 

Außer biefem Vertrage mit der ganzen Eidgenoſſen⸗ 
fchaft hat aber Württemberg noch mit einer bebeutens 
den Anzahl einzelner SchweizersKantone Vers 
träge uͤber die Lieferung beſtimmter Quantitäten von Salz 

abgeſchloßen. Solche Vertraͤge ſind naͤmlich zu Staude 
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gekommen mit: a. Aarga v, ratificirt vom Koͤnige am 
gaften Nov. 1823, erneuert am, 7ten Dec. 1820; b. 
Bern, ratif. am 5. ‚Jänner 1824, erneuert am 23. März 
1830; c. Unterwalden sb dem Wald, ratif. am 
Soften März 1824, erneuert am gten Sept. 1830; d. 
St. Gallen, ratif. gm ı5ten Mai 1824, erneuert am 
igten Mai ı828; e. Unterwalben.nid dem Wald, 
ratif, am 2aſten Gept. 10945 f. Thur gau, ratif. am 
Iten Oct. 1824; g. Schaffhauſen, ratif. am 11ten 
Waͤrz 1825; h. Schwotz, ratif. am 15ten Dar 1825; 
: ‚5 Zug und k. Urt, ratif. am ıgten Der. 1826, er 
neuert amı ı7ten Jaͤnner 18315 1. 306 rich, ratif. am 
oten Jänner. 1825,.. erneuert am 22jten Febr. 1830; 
.. m. Sreidurg, ratif. am gYölten Dt, 4830. — Ueber 
‚bie Quantitär des abzuliefernden Salzes, uͤber die Dauer 
der Mersräge, endlich Aber»bie näheren, keineswegs für 
| alle Kantone gleichen, Bedingungen iſt zur Zeit noch 
nichts ‚Öffentlich bekannt geworden. 
. 5.Müu Baden. Im Jahre 1822, ale Märttemberg ı ein 
firengexes Zollſoſtem zu ergreifen aufieng, wurde der Merkehr 
wit Baden in manchen Beziehungen auch itzt noch erleichtert 14); 
als aber dicfer Staat fpäter in den Unterbandlungen über 
den ſuͤddentſchen Handelsverein Ach in Gegenfa gegen die 
württ. Sutereffen ftellte, ſo wurben dieſe früheren Beguͤnſti⸗ 
gungen im Allgemeinent wieder zurädgenommen, und bie 
ganze Strenge der dieffeitigen Zollgefee traf den Verkehr 
wir dem Großherzogthume. Nur Über die Erleichterung bes 
Verkehres mit. einzelnen beflimmaten Artikeln, fo wie des uns 
wittelbarſten Graͤnzvetkehres, kamen gegenfeitige Webereins 
Haufre zu Staude 25), — Durch einen beſondern Vertrag, 
vom 1219 April 1831, iritt Baden mis feinen: von Wärts 
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u 
temberg inclanisten Orten und feinem Autheile an den Bons 
dominat⸗Orten dem wärtt. baitifchen Zollvereine bei, Wuͤrt⸗ 
temberg Äberläßt dagegen an Baden die vom jenfeitigen Ge⸗ 
biete umfchloffenen Orte zur Bezollung 76), 

6. Mit Sahfen- Weimar. Diefer Staat ſteht in 
doppelten Bertragsverhältniffen hinſichtlich des Zollweſens. 
Mit der Hauptmaſſe ſeiner Beſitzungen iſt er dem baitiſch⸗ 
darmſtaädtſchen Zollvereine beigetreten, und nimmt ſomit ganz 
an denſelben gegenſeitigen Beguͤnſtigungen ber keiden Zollverei⸗ 
ne, Vathetl. Zweitens aber iſt ex für ſein ganz von bairis 
ſchem Gebiete „umfihloffenes Umt Dfipeim- dem württember⸗ 
aifh-=.haizifeben Zolloereing - beiggweten , unterwigft daſſelbe 
and. den dairiſchen indirecten Stenern. An dem Ertrage der 
Vereins⸗Idne nimmi:S. Weimar im Verhaͤltniß der Bes 
sblferung. dieſes Amtes Autheil; dagegen ſteht ibm ein Ein⸗ 
fluß auf die Zollgeſetzgebung des Vereines nicht au. Die Dauer 
ve Berge ift zwblf Jahre itj. 


*) eine tutze Geſchichte der ugterhandlungen über: Handeis. 

‚ Vereine und Handels» Verträge diirfte vieleicht, da fie bie ipt 
noch nirgends oͤffentlich bargelegt worden Ift, nicht. ohne In⸗ 
tereſſe ſeyn. — Diefelbe zerfält vom Wiener Minkferlakons 
greſſe big zum Abſchluſſe des Vertrages mit — 
fen. in folgende Mſchnitte: 

1. Wiener Sehe im 9%. 1819 
und 1820, Zur Befekigung. und Ausbildung der deutfhen Bun⸗ 

: besverfaffung beftimmt, wurde diefe Bufammenkunft. von Ges 
faudten aller deutſchen Höfe auch dazu bemüßt, um ber traus 
rigen Lage des Handels und der Gewerbe burh ein Spftem 
größerer Freiheit wieder. aufzuhelfen. -Am ıgten Mat 1820 
wurde euch zwiſchen Baiern, Wirttemberg, Baden, Heſſen⸗ 
Darmſtadt, dem SGroßherzogthume und ben Herzogthuͤmern 
Soachſen, Naſſan und den fuͤrſtlich reußiſchen Häufern eine Ue⸗ 
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heretakunft bes weſentlichen Indaltes abgeſchloßen, daß ein 
x. Wortrag über Handelsverhaͤltniſſe geſchloßen werden fee Unter 
Zugrundlegung folgender lejtender Iderne bie Bei > Linien 
n. . awiſchen den paciscirenden Staaten ſollen aufgehoben, dagegen 
1).ſoll eine gemeinſchaftliche Linie an die Graͤnze des Wereins: Ges 
noh dbietes gelegt werben, an welcher auf allgemelne Rechnung 
„ doͤlle erhoben wuͤrden, und zwar fo, daß der Ertrag in dem 
‘+, zufammengefesten Merhältniffe ber Einwohnerzahl und des Flaͤ⸗ 
4... cheninhaltes ber Vereinsſtaaten zu vertheiten wäre. Die Hölle 
‚». follten von bes. Art ſeyn, dad fie einerſeitt dem ſtaatemirtt⸗ 
ſchaftlichen Zwece bed Vereines, undererfelts den Auangleiien 
Veduaͤrfniſſen der betheillgten Staaten eutferkhen. 


“7 9, Unterhaudlungen in Darmſtabt in den Jah⸗ 
geh 1821 und 1822. Mbgeorduete ſammtlicher vertragender 
Staaten, zu denen noch Churheſſen, die hohenzoller'ſchen Sie 
ſtenthuͤmer und Walde getreten waren, verfanmelten ſich Im 
Darınftadt, um biefe Furzen Grundzüge weiter auszufähren, 
und den wärftichen Vertrag zu fchliefen. Die Initiative gieng 
von VBaden and, Indem ein, anfänglich jedoch nur als Privat 
Arbeit bes &efandten übergebener, Entwurf die Grundlage 
aller weiteren Unterhanblungen wurde. Im demfelben wurde 
.: porgefplagen, eine gemeinfame Sol- Linie und Mauth⸗Orb⸗ 
= wm zu errichten; Die verfchledenen Staaten am Ertrage im 
: ve Mittel: Werhältnifte der Bevoͤlkerung und der Oräuzen 
su. gegem bie nicht zum Vereine gehbrigen Staaten Tell nehmen 
= gu laſſen; den Gränzftaateu neben bem Vereinszolle noch eis 
nt ine befonbern Zoll bei allen vom Vereine nicht verzoflten Waa⸗ 
v.. ren zu geftatten, namentlich ſollte dieſes bei allen landwirth⸗ 
1: ſchaftlichen Erzeugniſſen im meiteften Sinne des Wortes ber 
— . Ga feyn; jedem Staate Eine Stimme Im gemeinfchaftlichen 
. von ber einzelnen Regirung vbllig- imabdängigen Zokcomzreſſe 
, i+ einzuräumen, und bie Gegenftände nach Stiikmenmehehelt zu 
euntſcheiden. Das vorgefchlagene Belfoftent war? Take edere 
Mufäge für Einfuhr ſowohl als — — 
44 5 164 


> 
ei 
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fen Eine und Ausgangs «200 bei Kranfitgut, außer In den 
Rheinhaͤfen, bie als vor der Zoll⸗Linie Hegenb zu erklären 
R wären; das Lagerhaus = Eyftem murde ganz verworfen. — Ges 
gen biefe Vorſchlaͤge erfiärten ih Württemberg und Balern 
großenthells; Darmftadt und Naſſau ſchloßen ſich Dagegen mebr 
an fie an, und nach langen Verhandlungen und gegenfeitigen 
Sonceffionen waren im J. 1822 noch zwei Hauptpuncte, über 
welhe die Parthisen ſehr verſchiedener Anfiht waren: das 
Stimmenverbättnig in ber gemeinfhaftlihen Commifflen, und | 
das Zollſoſtem hiaſichtlich ber Erhebungsart und bes Tarifes. 
Württeggberg ſuchte durch Mermitriungs = Vprichläge die vers 
ſchledenen Meinungen zu vereinigen; auch ſchien wuͤrklich eine 
Annäherung zu erfolgen, (obgleich Balern feine Erklärung noch 
‚nicht gegeben hatte,) als mit einemmale Im Fruͤhjahre 1823 
dad G. H. Heffen erflärte aus dem Vereine zu treten, weil 
die Verzögerung des Abſchluſſes Ihm unmöglich made, feine 
Unterthanen länger In der bisherigen precären, ungefchäßten 
age zu laffen; zu jedem Yarticulars Vertrage oder MWereine 
‚Immer bereit zu ſeyn, ward verfihert. Damit hatten bie Ver⸗ 
handinngen in Darmitadt ein Ende. 

3. Verhandlungen in Stuttgart. Nah mehreren 
Unterbanblungen mit Balern "und Baden, welche hinſichtllch 
des erſteren Staates zu einer voͤlligen Ausgleichung ber noch 

. Beftandenen Meinungsverſchiedenheiten fuͤhrten, konnte endlich 
im Febr. 1825 der wuͤrtt Hof die Regirungen von Balern, 
Baden, Darmftadt, Naffen, Caſſel, Sigmaringen und Hechins 
gen zu neuen Unterhandlungen Aber einen unter Ihnen abzu⸗ 
fließenden Verein einladen. Alle, mit Ausnahme Kurheſſen's, 
nahmen bie Aufforderung an. Württemberg und Balern hatten 
ſich pinfichtlich bes Stimmmverhältniffes, des Tarifes und ber Zar 
gerhäufer zu gemeinſamen Morfchlägen vereinigt. In Bezle⸗ 

hnug auf erfteres tungen bie beiden Staaten darauf an, eine 
ar, beſtaͤndige gemelnfheftlihe Commiſſion aus 11 Mitgliedern 

„. Anfaunen zu feten, von beuen Balern 3, Wuͤrttemberg 2 zu 

u oh Staaterecht II. 50 
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ernennen hätte; Im jährlichen Zollcongreffe follte von 20 Stims 
men Balern 7, Württemberg 4 erhalten. Der Tarif war im 
Altgemeinen der Bairiſche von 1819, jedoch mit einigen Ane 
näberungen an bie badiſchen Anſichten. Die Lagerhaͤuſer bes 
treffend, fo ſollte jeder Staat eine gewiſſe Anzahl- derſelben 
"erhalten, und dieſelben auch zu gleicher Zeit als Zollerhebungs⸗ 
ſtellen benügen; ihre Beamten ſollten fomit vom Vereine bezahlt 
werden. Die Rheinſtaaten erflärten fih gegen dieſes Stim⸗ 
menverhältniß, und verlangten auch, baß Feine gemeinſchaft⸗ 
liche Zollbehoͤrde ſeie, ſondern jeder Staat an feinen Gräns 
zen, natürlich auf gemeinſchaftliche Rechnung, bie Zölle durch 
feine Diener erhebe. Auch erklärten Baden und Naſſau ſich 
mit dem Tarife, als zu hohe Säge enthaltend, nicht einver⸗ 
fanden. Da fie diefe letztere Anſicht als unerlaͤßllche Bedin⸗ 
sung ihres Beitrittes erktärten, fo mußten die Verhandlungen 
abermals abgebrochen werben. Da auch fpäter noch auferdem 
der Caßler Hof erklärte, Keinen Theil an dem Vereine neh: 
men zu wollen, fo fiel. auch die Bedingung meg, unter wel 
her Darmftabt einzutreten bereit mar, und es blleb nun nichte 
anderes mehr übrig, als blos bie beiden Koͤnigrelche und Die 
bohenzoller’fhen Fürftenthämer (deren Stimme in Handels⸗ 
ſachen ®. erworben hatte, f. unten $. 257) zu einem Heiueren 
WVereine zu verbinden. j 


. 


4 Vereinigung mit Baiern zu einem Boll 
vereine. Diefe Hebereinfunft kam denn auch bald zu Stan⸗ 
de, und bie beiden Königreiche gaben das feltene Beiſpiel 
einer folden engeren Verbindung unabhängiger Staaten zu eis 
nem gemeinfhaftlihen guten Zwecke. Unter dem ı2ten Aprit 
1827 wurde in München ein Dertrag abgefchioflen, in welchem 
die Vereinigung zu Einem Zolfyftenle ausgefprodhen, und die 
Grundlage des Vereines feitgeftellt wurde. Die weitere Aus: 
führung blieb einem fpäteren ausführlichen Vertrage vorbe⸗ 
halten, und vorläufig wurden wenigſtens bedenteude Erleich⸗ 
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terungen {m Werkehre gegenfeltig angeordnet. Der befin: 
tive Vertrag kam ſchon am 18. Jaͤnner 1828 zu Stande. 
5. Vertrag mit Preußen: Darmfiabt. Diefes 

Beiſpiel efner Zollvereinigung konnte nicht wohl ohne Nachah⸗ 
mung bleiben unter den beutfhen Staaten, und: wenn auch ‚ 
bis {gt die Hoffnung nicht erfüllt iſt, daß andere Staaten fih | 

mit dem wilett. balriſchen Vereine durchaus verbinden werden, 
fo find doch nicht nur zwei andere folhe Vereine, ber zwiſchen 
Preußen» Darımftadt, und ber mitteldeutſche Verein zu Stande 
gefommen, ſondern es iſt auch In Folge einer in Berlin ge⸗ 
plogenen Unterhandlung eine große Annaͤherung zwiſchen dem 
preußiſch⸗ Darmftädtifhen und dem wuͤrttemb.⸗ ⸗bairiſchen Ver⸗ 

eine erfolgt, weiche um fo bedeutendere Solgen verfpricht, als. 

- dem erfisenannten Vereine itzt ſchon Sahfen - Weimar vbllig 
beigetreten iſt, und die Auſchlleßung noch. anderer bedeuten. 
derer Staaten fih erwarten läßt, welche fomit alle auch In 
die nähere Verbindung mit Württemberg = Balern eintreten. 

Don den zahlreihen, zum großen Theile freilich unbebeu: , 
tenden, Schriften, welche über dieſen Gegenſtand erihienen 
find, mögen bier folgende genannt werben: Organ des deut 
(hen Hanbelöftanbes; u Meſeritz, über die gegenwärtige + 
Volksnoth in Deutfhland, In befonderer Beziehung auf den 
deutſchen Handelscongreß. Stuttg. und Tuͤb. 1822, 8.; Hin⸗ 


geworfene freimuͤthige Gedanken über bie Frage: ob Baiern 
mit benachbarten Staaten in eine gemeluſchaftliche Mauthii: 
ufe treten fol? Münden, 1828, 8; Anſichten über bie Zoll⸗ & 


vereine unter den fübdeutfhen Staaten. München, 1828, 8.; 

9 Haynan, If es dem Jutereſſe anderer deutſchen Staaten 
angemefen, fih dem E, baier, Zollſyſteme anzufchließen? Lpz., 

3828, 8; Häutle, bie Landwirthſchaft in Baleın u. f. w. 
Megendbg. 1829, 8. 

2) ©, den Örundverteng ‚vom .udten Jänner 1828, RL. ©. 
69 fg. ee, : 
3): 8. den Vertrag aber die Fentelans der —FF —— Han | 

50.. 
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deiöverbättwilfe u. 1. w. vom 27ſten Mal 1829, RbL. ©. 289. 
Die geheimen und Übrigens natuͤrlich nicht auf den Verkehr 
zwiſchen biefen Gtanten ſich beziehenden Artikel find mod 
nicht befannt geworben. Ferner: W.D. vom 2oſten Dec. 1829, 
Nbi. ©. 593, über bie Vollziehung dieſes Vertrages. 


> & S. den Vertrag, Urt. 1,3, 4, 12, 17, und bie 2. D. vom 
“ aöften Dec. 1829. 

5) Die Ausnahmen find theils Beftändtg, theils nur vor⸗ 
uͤbergehend; letztere In der Art, daß fie vom Jahre 1830 au 
25 vom Hundert weniger als den gemwönlihen Zoll bezahlen, 
wenn fie and einem Vereinsgebiete in das andere eingeführt 

„ werden; vom %. 1831 au tft die Zolfverminderung bie Hälfte 
des eigentlihen Anfaged. Dabet wirb die Vorausſetzung aus⸗ 
geſprochen, daß fle feiner Zeit ganz frei werben. eingeführt 
werden dürfen. Die einzelnen Beſtimmungen f. tm Wertrage, 
Att. 2. 

6) Vertrag, Art. 13. 

7) Daf. Art. 5—9 und 14. 

8) Daf. Art. so, ı1, 15 und 16 

9) Daf. Art. 18 — 20. 

10) Der Vertrag iſt bekannt gemacht durch eine V. O. vom 
25ſten Febr. 1826, NHL. ©. 129 fg. 

11) Diefe Waaren find aufgeführt in dem Vertrage, — 
und 14— 16; dabel iſt aber freitich zu bemerien, daß Wuͤrt⸗ 
temberg bie von ihm verſprochenen Zollerleichterungen durch feinen 
Verein mit Baiern ganz In der beftimmten Art zu gefiatten, fpds 
ter verbindert wurde, indem biefer letztere Staat bie von W. 
der Schweiz gemachten Einraͤnmungen anf bad ganze Vereins⸗ 
gebiet auszudehnen fi beftimmt weigerte. Es Eonnte zwar W., 
bem Inhalte diefes Vertrages gemäß, anderen Staaten einen 
geringeren Boll bewifigen (gegen Erfap an den Verein aus 

‚ der eigenen Staatskaſſe), «Nein der Vereinstaxif mußte als 
Norm dabei gelten. Deßhalb bat es — wenigstens ei ber 
Mehrzahl der Im Vertrage begeichueten Waaren — eine Ere 
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lelchternng um bie Hälfte des Zelles der Schwelz bewilligt, 
allein biefe @rieihterung IR weder extenfie ‚noch Intenfio fe 
groß, als Re Im Vertrage von 1836 ſtipulirt war, 1. V. O. 
vom ı2. Febr. 1828, $. 3, MdL. S. 92. Wohl mit Recht hat 
fi die Eldgenoßenſchaft barüber beklagt, indem biefes Were. 
fahren dem Art. 12. des Vertrages nicht gemäß fel, weis 5 
des Unterbandiungen Aber die der Uebereinkunft zu | 
gebenden Moedificasionen für den Fall eines yon einer Seite 
abzuſchließenden Handelsvereines vorſchreibe, und ſomit ge 
genfeltige freiwillige Uchereintunft bei einen Abduberung vor⸗ 
' ansehe. 
12) Bertrag von 1826, Art. 13. 
13)- Def Urt. 13 
14) ©. Jufßrnction bes Etener » Eolestmes vo 3. gut 
1928, At. 3, NRbl. ©. 445. | 
15) ©. die Verordnungen vom as. Jänner 1826, Rbi. S. 55; 
vom 26. Jaͤnner 1826, daf. ©, 62; vom 18. Febr. 1826, 
: MdL ©. 895 vom 24. April 18265. daſ. ©. 208; vom 2. _ 
Sehr. 1828, da ſ. ©. 93. ns 
10 be, S. 196. 
17) ©. den unter dem 33. Maͤrz 1831 von wauritemders ratifi⸗ 
drten Vertrag, Mb. ©. 135. 


6. 239 
L Militär » Cartelle. 


Märttemberg hatte zum Theile fehem feit einer Reihe 
von Jahren, mit vier Staaten Berträge abgefchloffen Aber 
vie gegenftitige Mudlieferung fluͤchtiger Militärpflichtiger , 
nämlich mit Defterreich 2), Preußen 2),-Batern?) 
„and Baden *). Durch die allgemeine Cartell⸗ Convention 
der beutfchen Bundesflaaten vom 10, Sebr. 1831 find dieſe 
Bertraͤge im Weziehung auf Baiern und Baden gan, 
hiufichtlich Defterreih’e, nnd vierger & wenigftend ſo 
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„viel deren deutſche Provinzen betrifft, für erloſchen zu ätia⸗ 


ren. Wär die außerdeutfchen Provinzen der letzten beiden 
Mächte beftehen fie dagegen noch; eine nähere Ausführung 
ihres Inhaltes mag aber unterlaffen werben, da fie im Be 
fentlihen ganz die Beftimmungen enthalten, wie ber oben 
genannte Bundesſchluß. 


1) Das Gartell mit Defterrei It vom 6: Dec. 1717, MdL v. 
1818, ©. 353 fg. Ein fräberes, unter dem 5. Juni 1805 ge: 
fhloffenes war In Folge von Mißverfiänduiffen durch Bekanut⸗ 
madhung vom 2. Mai 1807 für aufgehoben erklärt, ſ. RbL 
©. ı1aı bis 127. 

3) Der Vertrag mit Preußen ift vom 31. Mei 1819, RbL. 
©. 269 fg. 

3) Mit Balern beſteht eine Cartell fhom felt dem 30. Jänner 
1802; das fpäter gültige war nur eine Werlängerung deſſelben, ſ. 
Belanntmahung vom 9. Aug. 1808, Rbl. ©. 353 fg. 

* 4) Das Cartell mit Baden endlich iſt In folgenden Urkunden ent- 

. halten, vom 27. April 1799, vom 26. Nov. 1799, vom 26. 
Yug. 1804, vom 29. Dec. 1805 (diefe befonders gedruckt), und 
vom 3. Aug. 1809, Rbl. ©. 317. 


$. 260,‘ ö 
g. Staatsdienftbarkeiten. 


Eine Staatsdienftbarkeit — Gtaatsrechteferbitut 
— iſt ein auf einen beſtimmten Rechtstitel begrkmdetes Recht 
eines ſonverainen Staates, wodurch zu deſſen Vortheil die 
Freiheit eines andern ſouverainen Staates in deſſen eigenem 
Gebiete eingefhränft ift, ohne daß hbrigens bie Staatsde⸗ 
heit felbft im ihrem Weſen dadurch gekraͤnkt wärde 7). 
Württemberg ſteht nur in wenigen ſolchen Verdaͤltniſſen. 

Activ noͤnmlich hat Wuͤrttemberg gegen bie beiden ho⸗ 
benzoller' ſchen Fuͤrſtenthaͤmer eine Servitut hinſichtlich 
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des Zollwefens. Diele beiden Staate haben ſich naͤmlich 
Durch Verträge vom 13. Mai 1824 2) zu folgenden wefense 
Jidyen Beflimmungen verbindlich gemacht: 
71. Die wörtt. Zollgeſetzgebung gilt auch in den beiden — 
Fuͤrſtenthuͤmern als Landesgeſetz, und zwar willigen dieſelben 
auch in alle kuͤuftigen Zollvertraͤge und Vereine, die Wuͤrt⸗ 
temberg mit andern Staaten ſchließen moͤchte, zum Voraus 
fuͤr ſich ein, haben aber auch an allen Vortheilen derſelben 
Antheil zu nehmen. Dieſe wuͤrtt. Zollgeſetzgebung wird vach 
den in dem Koͤnigreiche geltenden verfaſſungsmaͤßigen Be⸗ 
ſtimmungen, auch obne Theilnahme der beiden Fuͤrſtenthoͤ⸗ 
mer, erlaſſen und abgeaͤndert; doch muß bei allen wichtigen 
Veraͤnderungen mit den Fuͤrſtenthuͤmern vorläufige Ruͤckſprache 
genommen werden; wuͤrde durch Aenderungen die Weſenheit 
der wuͤrtt. Zollgeſetzgebung vom J. 1824 veraͤndert, ſo beſteht 
zwar der Vertrag fort, doch muß über die den neueren Ver⸗ 

bältniffen angemeſſene Aenderung eine neue Uebereinkunft 
ſtatt finden 8). 
9 Die Zollbehoͤrden in den beiden Sürftentbämern fuͤh⸗ 
sen den gemeinfchaftlichen Namen der vertragenden Staaten; 
allein fie werden nur von der Krone W. beſetzt, wobei dieſe 
verfpricht auf Eingeborene diefer Staaten vorzugäweife Ruͤck⸗ 
fihr zu nehmen. Die Koften der Verwaltung beftreitet W. 
(mit Unsnahme der udthigen Lagerhaͤuſer) ganz allein. Uns 
terfuchungen in Zollfachen werden von ben fürftlichen' Lan⸗ 
beöftellen geführt, und auch die Strafen fallen nicht dem 
wuͤrtt. Fiscus zu *), 
; 3. Die Straßenzüge durch die Fuͤrſtenthuͤmer bärfen 
nicht unterbrochen, die Wege Abgaben nicht Aber den wuͤrtt. 
Zarif vom 28. Juni 1821 3) erhöht werden; und- wenn 
Württemberg einem, theilweiſe durch die Fuͤrſtenthuͤmer iau⸗ 
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fenden — Erleichterungen einräumt, fo haben va 
Staaten däffelbe zu thun ©). 

4 Für diefe Einräumungen gebährt den beiden Ars 
ftenthümern eine Geldabgabe von Seiten Waͤrttemberg's. H 
Sigmaringen erhaͤlt naͤmlich jeden Falle⸗ jährlich 20,000, 
H. Hechingen aber 12,399 fl.; follte aber ber jäprliche sei 
Zollertrag, den Württemberg — ſei es abgefonderr ſtehend, 
ſei es im Vereine mit andern Staaten handelnd — erhält, 
diefe Summe noch überfleigen, die Bunbes.s Beoklferungts 
matrikel ald Vertheilungsmansftab angenommen, ſe wird 
der. verhaͤltuißmaͤfige Ueberſchuß den Fuͤrſteuthuͤmern bes 
jable *). 

5. Diefe Verbältniffe find auf die Dauer von zehn Jah 





ren (vom 18. Juli 1824 am gerechnet) feſtgeſtellt; einfeitige - 


Aufkuͤndigung während biefer Zeit findet nur zwifchen Wir 
temberg und Sigmaringen flatt, in welchen Falle der Ben 
trag noch Ein Fahr vom Aufkandigungétage an gilt; zei 
ſchen W. und H. Hechingen iſt das Verdaͤltniß während der 
genannten Periode unaufkuͤndbar. Eine ſtillſchweigende Fort⸗ 
fegung verlängert je auf Ein Jahr das Verhaͤltuiß ®). 

Paßiv har MWärttemberg folgende zwei Dienftbarfeiten: 

1. Cine dſterreichiſche Milttärftraße geht, wegen der 
Beſatzung in Mainz, durch das Land; nicht nur der Durd» 
zug von Truppe und Heergeraͤthe ift an und für ſich zu 
dulden, fondern auch Worfpann und Duartier — übrigend 
gegen eine Entfhädlgung — zu leiften 9). 

2. MWärttemberg har ſich durch Verträge verpflichtet, 
fein DObertribunal als Oberappellationss Gericht der beiden 
Hohenzoller'ſchen Färftenthämer Dienfte leiften zu laſſen 9). 

Diefes Bericht ſpricht in ſolchen Fällen in Form und GSache 
nach dem — dieſer Laͤuder, und hat feine eigenen Ge⸗ 
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richtderbnungen hlerzu — bern: 


ges iſt auf 6 Jahre feſtgeſtellt; voird'ih der Hätfte dleſche⸗ 
sen Jahres von feiner Seite aufgettlibet, fo danert das ar 


daltniß ſtikſchwelgead im dem naͤchſten fehs Tabıkı "Tor 


Die Fuͤrſtenthamer ieiften eine beſtlinnite Serben hä, 
rg für Dr Cnetitof — wird I: > 


A N! RR 


F — — — ſ. Klab er Volterrecht, — 


"und Me dafeibfi angeführte Literatur, namentlich bie sa 
: von Obnner ; Entwicklung deu’ Begriffes uud ber rechtuen 
Vvatur der Staatsrechtsdienſtbarkelten. Erl. 1009. Diele Bel 


ſplele ſolcher Servituten ſ. bei Kluͤber, a. a. O., S: Iztyfg. | 


3) Der Inhalt biefer beiden Verträge iſt bekannt gemacht im 
MbL. ©. 576 fg. — Es wich keines Beweiſes bedärfed, daß 
dieſe Vertraͤge nicht bios unter die, oben in 6. 258 aahel 
angegebenen, Zollvertraͤge zu ftellen find; Denn W. erwirbt durch 
fie Rechte, welche von den bloſen gegenfeltigen Handels⸗ Ueber⸗ 
einkuͤnften ſehr verſchieden, und ganz iu die Klaſſe der Staate⸗ 
rechtsſervituten zu rechnen find. — 


3) ©. ben Vertrag niit Hohenzollern Sigmaringen; 2,116 


und 20; ben Mertrag mit Hohenzollern Hechlagon, 9. 8, | 


15 und 17. — Nicht alfo. über das Db ber Theilnahme braucht 
unterhandelt zu werben; dieſe it für bie Fuͤrſtenthuͤmer 


Nothwendigkeit; nur Aber dad Wie muß entweder Raͤcſprahe 


genommen oder Verhandlung gepflogen werden. — In ı89 e 
biefer Beftimmungen find denn aud die beiden Fieſtenthumer 
erſt in dem wuͤrttembergiſch⸗ -bairiſchen Handelövereine von: 7. 
| Jänner 1828, Art. 2, (RbL G. 71), fobann auch In bein Vers 
‚ frage dieſes Zoll⸗Vereines mit: Preußen x Darmflatt vom 
27. Mal 1829 ohne weiteres als iategrirende N Ale: 
nommen worben. Br 


NEL 3 Wand 19-12 ded Vertrages mit GSfgmarin- 


4° 
'. 
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gen, nnd 4. 3, 9 mb 1113 des Vertrages mit H. He 
hingen. 

5) Dur Art. 6, bes Vertrages v vom 27. Mat 1829 hat ſich der 
wuͤrtt.⸗bairiſche Zollverein zu einer Uebereinkunft mit Preußen 
binfichtlich der Weggelder verbindlich gemacht, namentlich fe 
gleich. die Aufhebung aller Thorfperr= und Pflaſter⸗Gelber zu; 
seitanden. Dieſe Verbindlichkeiten gehen in auch af 
bie Fuͤrſtenthuͤmer über. 

6) S. 5. 10 und zı bas Sigmaringiſche, Io und 18 des Hechingi⸗ 
ſchen Vertrages. 

7) ©. den 9. 3. der genannten Verträge ; bie Bevoͤllerung von 
Württemberg iſt zu 1,395,462, die von Sigmaringen zu 
35,560; die von H. Hechingen endlich "zu 14,500 Seelen In 
dem Bundesbeſchluße vom 20. Aug. 1818 angenommen, f. Pro⸗ 
tocoll der d. B. Vrf. Thl. 6, S. 137. 

8) ©. die Verträge $. 13 und 14. 

9) Der Vertrag iſt vom 26. Nov. 18165 da jedoch nichts bark- 
ber bis tat bekannt gemacht worden fit, To. Fann Näheres 
nicht angegeben werden. Klagen in ber St. Verf. über den 
gu geringen Betrag der vertragenen Entſchaͤdigung für Quar⸗ 
tiere und Vorſpann f. In der Verh. ber Kammer d. A. 1826, 
5 1, ©. 1765 Vorſchriften über die Einfhidung der Quit⸗ 
tungen, f. RbL 1822, ©, 27% 

10) Der Vertrag mit H. Sigmaringen iſt in Stuttgart ratificirt 
am 12. Juni 18345 ber mit H. Hechingen am 9. Mai 1825; 
fe dieſelben Im weſentlichen im Rbl. 1824, ©. 766; 1825, 
©. 521. Bon dieſen Tagen an wurde der erſt ſechsjaͤhrige Ter⸗ 
min gerechnet; es iſt aber derſelbe ſpaͤter auf weitere 6 Jah⸗ 
re verlaͤngert worden. 

11) ueber die Groͤße und Verwendung dieſer Summe wurde is 

„geheimer Sitzung vom 30. Juni 1837 In der Kemmerb. ©. 
verhandelt, und dem Beſchluhe berfelben trat die erfie Kam: 
mer bei, . Verh. dieſer letztern, H. 7, S. 2020; fie beträgt 
1,323 fl. jaͤhrllch, ſ. Rechen ſchaftsbericht von 1830, ©, 205. 
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Sanfter higuiki 
Die Finanz⸗Verwaltung. 


ik Erfis -Abtheilung, 
Allgemeine ———— 

$. 261. 

1 Begriff ber Finanz-Wermaltung... 


Der Staat bedarf zur Erreichung feiner Zwecke vieler 
Menſchen, zahlreicher materieller Anſtalten und Einrichtun⸗ 
gen. Die menſchliche Huͤlfe ſowohl, als das noͤthige Mate⸗ 
rial kann nur mittelſt bedeutender Geld⸗Ausgaben herbeige⸗ 
ſchafft und unterhalten werden. Da nun derjenige, welcher 
den Zweck will, auch bie ndthigen Mittel wollen muß, ſo 
find die Buͤrger fchuldig, folche Einrichtungen treffen zu Tafs 
fen, daB aus dem Nationals Vermögen bie ndthigen Sum⸗ 
men gezogen, und dem Staate zu ber genannten Anwendung 

: Aberlaffen werden, und zwar muß dafür geforgt werden, 
„daß diefe Zuſchuͤße regelmäßig fortdauern, weil auch die Bes 
duͤrfniße des-Staates ununterbrochen ſich fühlbar machen, 
und fogar die Mehrzahl der Ausgaben zu beflimmten Zeiten 
regelmäßig wiederkehrt. | 
Die Verwaltung diefer Mittel kann auf mehrfache Weiſe 
geſchehen. Einmal naͤmlich durch Gruͤndung eines zureichen⸗ 
den Staatsgutes, fo alſo, daß ein Theil des geſammten 
Volksvermoͤgens, z. B. ein Theil des Grundes und Bodens, 
- auögefihteben,; der Vewirthſchaftung der Bürger entzogen, 
und dem Staate überlaffen wird, damit et aus bem Ertrage 
deffelben die Öffentlichen: Laften beftreit. Oder aber kann 
für bie Staatsbeduͤrfniſſe geſorgt werden durch unmittelbare 
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Abgaben aus dem Bermbgen jebes einzelnen Staatotheilneh⸗ 


mers, d, i. durch, Steuer. In dieſem legteren Kalle verlangt 
die Gerechtigkeit, daB in einem Rechtsſtaate alle Buͤrger im 
Verhaͤltniſſe ihres Vermögens zu diefen Laſten beitragen, 
beun alle machen verhältnißmäfigen Anſpruch anf den Shut 


und die Wefdrderung ihrer materiellen Zwede bar) des 


Staat, alle fichen vor dem Geſetze gleich. 
Die Beitreihung, die Verwaltung, Verwendung und Ber 


. mehrung biefer Geldmittel des Staates ift num Sache der 


Finanz» Verwaltung; nnd es unterſcheidet ſich ſomit dieſe 
Theil der Staatöthärigkeit vom allen übrigen dadurch, def 
fein Gegenſtand keineswegs ein Selbſtzweck iſt, fonbern nur 
ein Mittel, um die Zwecke der andern Verwaltungstpeile bed 
Staates ferreichen zu Tonnen. Die nothwendige Zolpe 
bievon ift die, daß bie inanzverwaltung immer fo eingerich 
tet ſeyn muß, daß fie die Erreichung der Staatszwecke nicht 
Adre und benfelben zuwiderhandle. 
De mwörttembergifche Staat hat ſchon durch fein Grund⸗ 

geſetz die Beſtimmung getroffen, daß feiner! Finanzverwaltung 


‚auf beide oberwaͤhnte Arten, naͤmlich durch ein Staam⸗ 


gut und durch Steuern, die ndthigen Geldmittel verſchafft 


werden follen, und zwar fo,. daß vor Allem der ganze Er⸗ 
trag des Staatsgutes fhr die Beduͤrfniße der Geſellſchaft 


ansgemittelt und beſtimmt, der noch gu deckende Ueber⸗ 


Schuß aber durch unmittelbare Umlage auf das Vermögen 


des Bürgers aufgebraht wird, Man vergleiche Bierbber 


Bd. I, $. 106 und 107. Es hat ſomit die Finanz⸗ Berwal⸗ 


tung nicht nur den Einzug und die Verwendung von Geld 
beiträgen zu beforgen, fondern es liegt ihr auch das ganzt 
Geſchaͤft der Bewirthſchaftung eines großen , -ans Grund 
ſidcen * Gefaͤllen beſtehenden Gutes, und bie Berner: 
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dung des auf dieſe Weile gewonnenen Dararat » Eltin 
ob. — Da die Stände, Derfammlung das Recht Hart "fs 
wohl die Verwaltung des Gtaatögutes zu präfen, uud bie- 
Benugungsart defielben zu beſtimmen, da fie ferner allein 
die Befugniß zur Erdebung von Steuern geben faun, fo 
muß die Finanzverwaltung nicht nur ihre Grundfäße, Be⸗ 
rechnungen und Forderungen den Vollsvertretern vorlegen, 
uud von denfelben die Billigung derfelben erwuͤrken, ſondern 
fie. hat auch nach Ablauf des Zeitraumes, für welchen ihre 
Verwaltung zum Voraus gepruͤft und gebilligt worden iſt, 
derſelben Verſammlung Rechenſchaft Aber die Einhaltung ihrer 
Vorfchriften und Bedingungen abzulegen. — Hieraus er⸗ 
giebt fih, daß die wuͤrttembergiſche Finanz s Verwaltung \ \ 
folgende Befchäfte zu beforgen bat: 

ı. Die Berechnung und Entwerfung ber muthmasli⸗ 
chen Ausgaben, und der zu ihrer Deckung erforderlichen Eins 
nahmen, d. h. des Etats. — Jede georbnete, fo Staats⸗ 
wie Privats, Wirthſchaft bedarf einer ſolchen vorläufigen 
Berehunng. Unabweisbares Beduͤrfniß ift fie aber im einem 
Staate mit Vollsvertretung, weil fonft bie Regirung der 
Staͤndeverſammlung Feine beſtimmten Anfinuen ſtellt, Diele 
Zeine fichere, weder unzureichende noch uͤbertriebene, Bewilli⸗ 
‚gung vornehmen koͤnnte. 

2. Die Verhandlung mit ber Gtändener 
famimlung über dieſe Etats. Zwar iſt es Sache jedes 
‚Minifters diejenigen Ansgaben, welche ſein Departement 
insbeſondere betreffen, vor der Staͤndeverſammlung zu er⸗ 
laͤntern und zu vertheidigen: allein theils alle allgemeinen, 
nicht auf ein befonderes Minifterium fich beziehenden Ausga⸗ 
ben, theils namentlich alle Einnahmen find von dem Zis 
nanzminifterium zu rechtfertigen und durchzuſetzen. 
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3. Die Vollziehnng der fämmtlichen von den Staͤu⸗ 
den genehmigten Borfchläge ſowohl für Ausgaben als für Ein: 
nahmen. Hierher gehoͤrt denn: 

a Die Verwaltung bes Kammerguteg, alfo die 
Benuͤtzung der Tiegenden Grände durch eigene Bewirth⸗ 
ſchaftung oder durd) Verpachtung, der Einzug der Geld» 
und Natural» Gefälle): die Aufbewahrung uud Berwer⸗ 
thung der Naturalien; ferner die eigene Bewirthſchaftung 

der fämmtlichen Kronwaldungen; endlich der technifche 

Betrieb der dem Staate zuftchenden Gewerbe, ſammt 

dem kaufmaͤnniſchen Verfchluße ihrer Erzeugniße. 

b. Der Einzug der Steuern. Gewaͤhrt Hier ſchon bie 
Gefegebung der Finanz: Verwaltung ‚deu Vortheil, daß 
mehrere Arten von Abgaben nicht unmittelbar von der 
EmanzsWehdrde erhoben werden dürfen, fo z. B. bie 
ganze Grundſteuer, die Sportlen u. f. w.: fo bleibt dos 
die zum Theil fehr beſchwerliche Beitreibung aller uͤbri⸗ 
gen dieſer Behoͤrde. 

e. Die Leiſtung der Staatsausgaben-fo wie fe 
don den- Ständen bewilligt ſind. Zwar gefchießt, feit 
der Eintichtung der Minifteriatlafien, ſo wie megen ber 
Ueberlaffung der Staatefjulden » Zaplungefaffe an die 
Stände, nicht‘ jede Ausgabe unmittelbar den den Fis 
nanzſtellen: allein die Oberaufſicht und die Anweiſung 

des Geldes in groͤßern Summen bleidt doch immer ihre 

Sache. Eben ſo iſt endlich 

4. Die Verrechnung des ſaͤmmtlichen Staatscin⸗ 
kommens ihr Geſchaͤft. Ste haben alfö bei allen Cinnahmen 
und Ausgaben für die gehdrige Rechnungsfuüͤhrung, fuͤr bie 
Kaffencontrole, endlich für die Pruͤfung und Michtigſtellnug 
diefer fännntlichen Mechnungen zu forgen. Das Fimanzmis 
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nifterkim iſt es ebenfalls, welches das Ergebniß der Staates 


rechnungen dem ftändifhen Ausſchuße jaͤhrlich vorzulegen, 
und mit demſelben zu berathen hat *). 


) ueber die wuͤrtt. Finanzverwaltung im Algenieinen find fe - 
gende Schriften zu vergleichen: H...9, Beitrag zu einer Ber 
rnthellung der w. Abgaben, In Barenbäler's Annalen ber 
württb. Landſchaft Bd. I, H. 1, S. 78 fo. und in den folgene 
-den Heften; Kepler, Finanz Syitem nach den Berhlimi 
ſen Ws. un sl 5 j 


7 


| . 066. 
0 @fnhelt deffelden. 


Sowohl die Natar der Sache, als die pofitive Geſetz⸗ 
gebung verlangen, daß der ganze Staatshauehalt unter Ei⸗ 
ner Leitung ſteht. Ohne große Gefahr von Verwirrung und 
gegenſeitiger Hinderung, und ohne eine Ueberlaſt von Viel⸗ 
ſchreiberei waͤre eine Trennung der Aufficht uͤber die verſchle⸗ 

denen Zweige des Staatshaushaltes nicht dutchzufuͤhren; und 
‚daß dadurch die Ueberſicht über die Bedurfniße und die Huͤlfs⸗ 
mittel des Staats im hoͤchſten Grade beſchwerlich, wenn nicht 
unmöglich wuͤrde, fällt ebenfalls in die Augen 1). Es kennt 
daher auch die Verf. Urk. ſo wie die Organiſation vom J. 
1817 2), nur Ein Finanzminiſterium, dem’ die ganze Lei⸗ 
tung des Staatshaushaltes allein zuſteht. Zwar macht die 
große Menge der Geſchaͤfte nicht nur die Errichtung zahlrei⸗ 
cher Stellen zur unmittelbaren Beſorgung der Verwaltung 
nothwendig, ſondern es wurde aus demſelben Grunde ſogar 
Beduͤrfniß, je fuͤr einen beſtimmten Geſchaͤftszweig eine, 
dieſe unmittelbar verwaltenden Stellen leitende Central⸗ 'oder 
Kreise Stelle zu errichten (das Gteuers Collegium, bie Obers 
zolladminiftration, den Bergrarh, die. Finanzkammern): als 








— — 
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lein da dieſe Mittelfehen. Befehl vom Minifterium anzuneh« 
men haben, namentlich in bekimmten wichtigeren, zum Voraus 
bezeichneten, Faͤllen nicht einmal ein eigenes Entſcheidungs⸗ 


recht beſitzen, ſondern die Entſcheldung bes Miniſters cin 


holen muͤſſen, fo behaͤlt diefes immer bie’ Zeitung ded Ganzen 
in feiner Hand. Selbſt durch die von dem Grundgeſetze ber, 
Stoaͤndeperſammluug übertragene abgeſonderte Berwaltung ber 
MWraarsfchuld leidet hie Einheit nicht, da der Regirung die 


‚Soutrole über biefe Verwaltung zuſteht, und Die Ablieferung 


von Beldern an die Schuldenzahlungelaffe entweder von der 
Staats hauptkaſſe geſchieht, oder wenigſteas gegen fie liqui⸗ 


dirt werden muß. Die Einheit in der Finanz⸗ Verwaltung 


wird endlich namentlich badurch völlig aufrecht erhalten, daß 
ale Staatseiunahmen in die Eine Staatshauptkaſſe fließen, 


alle Ausgaben (mit Ausnahme der Elcmentarkoften) von die 


fer -beftritten werden; ferner durch das Beſtehen der Ober⸗ 

zehaungslammer, welche das Rechnungs s und Kaſſenweſen 
% gleichen Formen und unter gemeinfamer, und fomit bochſt 
wärkfamer Controle yält 2). 


y Eine Nachweiſung der Nothwendigkeit bie Staats » Einnah- 
. men und Ausgaben In Einer Kaffe zu vereinigen, ſ. bei Wat 
chus, ginanzwiſſenſchaft, II, S. 127 ſs 
) ©. Edict. V. vom 18. Nov. 1817, $. 4m 


3) Ueber die Geſchaͤfte der Oberrechnungs⸗-Kammerſ. 


unten in der fehöten Abtheilung. — Bel der Staatshaupt⸗ 
Kaffe beftepen unter der Leitung eines gemeinfchaftlihen Dis 
rectors eine Ober: :@innehmerel, und eine Haupt:Zablmeltes 
rel, jede mit abgefonderter Kaſſen- und Rechnungs: Fährumg. 
Alle Abrigen Finanz: Kaflen find ber Staatshaupt Kaffe unters 
‘geordnet, und erheben nur für ihre Rechnung die Ainnadmen, 
leiſten die Ausgaben in Ihrem Namen und auf Wbrehwung 


234: ait ir. S. Edieat vom 18. Rot: 1817, Eu iialle 


a Be MA 20 
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.äenetkon, K 1. ſy. Naͤberes über Mes Verhaltriß der bie 
Ausgaben unmittelbar leiſtanden Syeciallaſſen zu ber Haupte 
kaſſe 1. unten $. 268. 


| % 263 
3.. Die Lehre vom Fiscus. 


‚Eine beſenders Beachtung verdienen diejenigen Vorrech⸗ 
se, welche dem Staate in Beziehung auf fein Vermögen im 
: Den gewoͤnlichen :privatrechtlichen Verhaͤltniſſen zuftehen. — 
Theil die Nothwendigkeit dem Staate die ihm fo ganz uns 
entbehrlichen Mittel zur Erreichung feiner Zwecke zu ſichern, 
theils freilich auch Habſucht der römifchen Imperatoren, bes 
ren Privasvermdgen gleiche Mechte mit dem des Staates 
genoß, haben ſchon in den römischen Gefegen eine bedeutende 
Anzahl von folchen Vorrechten herbeigeführt. Mit den äbri- 
‚gen Theilen jenes Rechtes aufgenommen, haben die Priviles 
gien des Fiscus anch in Deutſchland und in Württemberg 
‚Gültigkeit erhalten; durch einheimifche Gefehe find fie vers 
ändert und felbft vermehrt worden 2), — ou MWefentliche 
derfelben beftcht in Folgendem: 


1. Eine Ubtheilung ber Privilegien des Fiscus bat 
den Zweck, den Staat auch in foldhen Fällen möglichft ges 
gen Verluſt an feinem Eigenthume zu fihern, in wels 
chem der Unterthan Teine Hälfe bei den Gefegen mehr fins 
det. Es werben ihm deßhalb Nechtswohlihaten eingeräumt, 
weldye den PrivatsEigenthämern nicht zuſtehen: 

a, der Fiscus hat das Recht, Meftitution in Auſpruch 
zu nehmen wie ein Minderjaͤhriger 2); | 
h. wer wiffentlich eine dem Fiscus entwenbete Sache kauft, 
:: bat demfelben deu doppelten Werth zu erfeßen; 

o. eur ein Bezalı Schuldner feine Bahlungefäpigkeit dos 

—5* Gtaatsrecht II, | 51 


H 
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rlofe durch Leiftaug andern Verbindlichkriten ſchwaͤcht, 
fo Tann dieſe letztere Leiſtong wieder ruchangſs gemacht 

werden; 

d. der Fiscus har im Concurſe ein Vorzugerecht erſter Klaffe 
In Beziehung auf die Steuern und ſonſtigen dffentlichen 
Abgaben des Gemeinſchuldners, famnit den Rüdfläns 

den von zwei Jahren; hinſichtlich der Forderungen an 
feine Verwalter fteht ihm ein einfadyes Worzugsrecht drits 
ter Klaffe zu; dagegen fallen Verhaftungs,, Atzungé⸗ 
und Unterſuchungs⸗Koſten in die. fünfte Klaſſe, Geld⸗ 
firafen ftchen fogar allen andern Forderungen an die 
Gantmaſſe unbedingt nach 3). 


Mit diefem befondern, und felbit bis zum — 
Dritter ausgedehntem Schutze ſteht denn nun freilich der eben⸗ 
fans im Rechte begründete Sag: in dubio contra fiscum, 
In grelem Miderfpruche, 


2. Durch eine andere Klaffe von Privilegien wird dem 
Fiscus die Möglichkeit gegeben, einen Gewinn zu machen, 
welcher von einem Privaten auf biefe Weiſe nicht gemacht 
werben kann. Es hat naͤmlich | 
"a der Fiscus das Recht, eine mit einem Andern gemein: 
ſchaftlich befeffene Sache ohne Wiffen, und fogar ges 
gen den Willen des Miteigenthämere zu verlaufen *); 
b, wenn der Staat Nachfolger in einem Privatrechte wird, 
fo werben auf diefes die fämmtlichen Vorrechte des Fi 
cus Übertragen, unbefchadet uͤbrigens den zur Zeit der 
Uebertragung ſchon begrändeten Rechten Dritter; 
5. jeder Fiscal⸗Schuldner bat Zinſen zu bezahlen, auch 
„ohne daß fie bedungen wären; tritt der Fiscus im bie 
Rechte eis Dritten ein, welcher ſich bisher mit nie 


Ali 
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dereren Zinfen begugie, fo — fe —— 

laͤufigen Zuß erboͤht; 

d. er hat das Recht, die Schuldner feiner Schuldner zu 
belangen, wenn er fürchtet Beine Beiriebigung von dei 
Letzteren erhalten zu Tönnen; 

©. ber Staat hat das Recht als herrenloſe Gäter Etblcdel 
sen einzuziehen, für welche. kein Teſtaments⸗ und kein 
Suteflat- Erbe bis zum zehnten Grade vorhanden iſt 8); 

£ um dem. Fiscus Höhere Verkaufbs Preife zu verfchafs 
fen, ift beftimmt, daB der Käufer volles Eigenthums⸗ 
recht durch den Kauf. vom Fiscus erhält, und daB ges 
gen ihn Dingliche Klagen irgend einer Art burchaus nicht 
Statt finden. Der Klagende hat innerhalb vier Jahre. 

feine Klage gegen den Fiecus vorzubringen . 

3. Durch eine dritte Klaſſe bon Prilegien iſt der Staat 
don ber Leiſtung mancher privatrechtlicher fonft allgemein * 
tiger Verbindlichkeiten befreit: 

a. ber Fiscus iſt aicht ſchuldig ſich bei der Forderung von 
Abgaben oder beim Kaufpreiſe eines von ihm verkanſter 
Gegenſtandes eine Eornpenfatien des Gläubigers ich 
Ien zu laflen ?); 

B. es Tann gegen bes Staat Feine Dinderungt + oder 
Wandlmgss Klage wegen fehlerhafter von ihm verlauf⸗ 

> ter Gegenftäude angeftellt werden; 

e. edenfo wenig Tanıı er durch Evictions Klagen augehal⸗ 
ten werden das Doppelte des REN Preifee zu 
leiften ; , 

d. der Fiscus zahlt keine Vergugszinfe: 

4 Durch eine ‚vierte Elaffe von Vorrechten find emdlich 
dem Fiscus Vorrechte im Prozeffe eingeräumt: Zwar Bat 
er nach g. 94, und 95 ber Verf, Url, vor dem dewdulichen | 

| Hi 
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Emichte Recht zu geben und zu nehmen; auch Tann Teinen 

Ahrgır. der Weg zum Richter verfchleffen werden, mean er 

ſich durch einen Act der Staatsgewalt in’ feinem auf einem 

Beraiberen: Titel beruhenden Pridatrechte verleht glaubt (f 

oben Thl. I, S. 330): allein es ſtehen dennoch dem Staxte 

bei einem Mechtöftreite einige Vorrechte zu, nämlich 

a. das Recht nicht nur vom Beklagten, fondern fogar von 
dritten beim Proceſſe nicht Betheiligten die Herausgabe 
von Urkunden zu verlangen, das legtere wenigftens in 
dem Kalle, wenn Die Herausgabe dem Befiger nit 
fchadet; gegen ben Fiscus kann Niemand zur Urkun⸗ 
den, Edition gezwungen werben 8); 

b. von den Advocaten bes Fiscus iſt in ber Hegel das 
juramentum calumaiae nicht zu verlangen; ebene leifkt 

o. der Fiscus Feine Caution im Proceſſe. 

Hinfichtlich der Frage, welche Finanz⸗Behoͤrde ben Fih 
cu8 als klagender oder beflagenber Theil zu vertreten habe, 
iſt zu bemerken, daß immer diejmige Mittelſtelle (Kreis⸗ 
finanzs Kammer, Steuer sCoßegium, Bergrath u. ſ. w.), wil⸗ 
&er der fireitige Gegenfland untergeordnet iſt, die Partei 
solle übernehmen muß. Wenn aber der Fall einer folden 
Unterordnung nicht einiteitt, fo übernimmt die Staatehaupts 
kaſſe die Rolle; mie aber Tann das Finanz + Winifierium 
ſelbſt auftreten ?). 

1) ©, über biefen Gegenftand Malblanc, principia jeris 
rom, T. I. 6. 120 fg.; Weigelp, äber die Stngularsehtt 
des Fiscus nach roͤm. und wuͤrtt. Geſetzen. Tüb. 1818, FL. 5. 

3) &, über biefe beftrittene Frage Gluͤck, Commentar, Thl. V 


4. 465. 

N S. Art. 4, 11, 16 und 17 bes Vrioritaͤts⸗ Geſetzes. Reh 
dem fruͤheren Rechte hatte der Flacus ein unbedingtes Vor⸗ 
zugsrecht erſter Claſſe in Beziehung auf alle rüͤckſtaͤndiges 
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—— auf ihten Betrag, sche mr, 

ben ſaͤmmtlichen Merbaftungds, Atzungs, mub Uuberfudnunighe 

ee ‚Beh allen Forderuugen ans Werträgen hakte::er-ieih 

an eines privilegirtes und ein geſetzliches einfeches ie 

recht In der.aten nad 3ten Claſſe. — 

4A L. 2, G. ‚de commun. reb. alien. 

‚N 5.2. 8. vom zten Febr. 1809, Rbl. Nr. 8. 

“9 S. Landrecht, Thl. 4, Tit.23, „demnach die Succeſſſon“. — 
Das analoge in einigen Theilen bed Landes hergebrachte Recht, 
Die Erbſchaft eines Eheloſen einzuziehen (das Hageſtolzen⸗ 
Recht) iſt durch ein kurfuͤrſtliches Deeret vom 16. Oct. 1803, 
ſ. Knapp, Repertorlum, I, S. 446, für alle diejenigen Faͤlle 
aufgehoben worden, wo der Epelofe zum ae . 
war. 

D Mit dleſem drtlvilegium ſteht freillch ein auderes, nad net, 


chem ber Pächter bes Fiscus mit vom Käufer vertrieben | 


. werben darf, wenn ber Fiscus ben Gegenftand während der 

Pachtzeit verkauft, in fheinbarem Widerſpruche, Inden hler⸗ 
durch nothwendig der Kaufſchilling verringert werben muß. Hiey 
tft denn der naͤherliegende Vortheil des größeren Locars fur 
den Flscus gewählt worden. 

89 L.325,9.5,D. 9. 14 


M G. ein (ungedr,) koͤnigl. Dectet vom Iten Ron. 1818, | 





I —3wekte Abthetlung. 
Die Etats⸗Wirthſchaft. 
8. Wa. 


1. Allsemeine Regeln für bie Entwerfung ber 
Etat. 


. Die Gründe, welche eine Borausberechnung der währe, 


iſchriulichen Ausgaben und Einnahmen jedem geordneten Staate 


l 
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winiſchenswerth, einem Staate mit Volksbertretung aber un 
arngänglicy nothwendig machen, find oben $. 261, ©. 797 
Ängedeutet worden. Ein folder nach Gründen der Wahr: 
iſcheinlichkeit entworfener Voranſchlag aler bei einer Verwal 
tung innerhalb einer gegebenen Zeit zu erwartenden Sinnab⸗ 
Iren oder Ausgaben iſt nuwein Etat (oder Budjet). Ders 
ſelbe kann blod die Einnahmen berechnen, Einnahme⸗Etat 
{eyn, ober blos die Ausgaben anfchlagen, ald Ausgabe⸗Etat, 
oder endlich Tann er beides, fo weit ed bei einer und berfd: 
ben Verwaltung vorkommt, umfaffen, und dadurch das Merz 
haͤltniß von beiden nachweifen. — Da der Gtaat Ein Gans 
zes ausmacht, fo muß and der für den Staatshaushait 
entworfene Vorauſchlag Ein Ganzes feyn, und alle Einnah⸗ 
men und alle Ausgaben des Staates in fi) —5* da 
aber auch der Staat wieder aus mehreren unter ſich coordi⸗ 
nirten DVerwaltungstheilen beſteht, fo muß auch der Eine 
Hauptfinauz⸗Etat in Unterabtheilungen zerfallen, welche 
dieſen verſchiedenen Theilen des Staat, Organismus entſpre⸗ 
chen, und ſomit die auf jeden ſolchen einzelnen Theil ſich 
beziehenden Ergebniffe uͤberſichtlich zufammenfaffen, und von 
Fremdartigem befreit darftellen. Diefe Abtheilnugen (Haupt 
Etats) zerfallen dann wieber in einzelne Special: Etats, wel 
che die Verwaltung der einzelnen IEIFKDentere RAEOENER dato 
legen 7). ir 
Ueber die zweckmaͤßige Einrichtung der Etats find fols 
geude Beflimmungen vom ber IE EN | 
getroffen 2); 
I. $n materieller Beziehung iſt vorgefchrieben: 
1. Ein Etat hat die ſaͤmmtlichen Quellen aller Einnab⸗ 
men :und Ausgaben vollftändig anzugeben >). — Dim 
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au6 Aelge benst; daß nicht nur Diejenigen Ginnehenen, welche 


in bie Smarshanptlafle gelangen, ober bie Ausgaben, weis - 
che von ihr zu beftreiten find, aufgeführt: werhen follen, Gi 


dern anf ber einen Seite die ganze Brurios EGiunabent, af. 
der andern aber jeder: Elencaentar · Anſwanð. Mick Aion, wr 
reine Ertrag wirb dem Volksvergfögnmiünnigegen). X 
die Elementarausgube geht. von dem Gtautz⸗Einkommen 


adh 1). — Ferner ergiebt ſich, daß ſowehl bie ordentlichen ale 
die außerordentlichen Quellen von Einnahmen nad Ausgaben 


in: den Etat aufzunehmen: ſah (jebdoch, dar Ucherſicht wezen, 
gehresint nem. einander), indem nur danu zur rechten Zeit 
uns Gleichgewicht zwiſchen: Enmahrge und Unsgabe herzi 
Wellen I)... Min dieſem Srundſatze iſt die Beſtimmuuß 
Sicht im Widerſpruche, daß die Etats nur uber das‘ Lam 
fen de Nachweiſungen ertheilen ſollen 9),:.fo daB alſo die 
Ergehniffe der bisheriger Berwaltung, ſeien Be Paſſid⸗Reſte 


‚ or Uctibs Forderungen, num dann in ben Etats erfcheinen, 


wenn, fie zur Ausgleichung der Einnafınen und Ausgaben 
dienen ſollen. && Tann nämlich bie Finanzverwaltung in 
der Wurllachkeit nicht :alle ihre Gefchäfte mit dem Stats⸗ 
-Sahre:befchloffen haben, fondern ſowohl Ausgaben als Eins 
wehwen werden noch, im Ruͤckſtaunde ſeyn; bei einer Menge 
son Puncten wird die fchlieglih in Rechnung zu bringende 
Größe am biefe Zeit noch gar nicht befanut ſeyn; die Auf⸗ 
sahme:flcher unzunerläßiger Pofitionen würde aber den Erät 
vᷣochſt .uuflar und unficher sachen. Deßhalb wird alles Rack⸗ 


| ſtaͤndige an Einnabmen und Ausgaben außer Berechnung fhr 


Pas Känftige gelaflen, und der Finanzverwaltung zu abges 
fonderter Reftverwaltung Abergeben. Ordnung in bieien rbdle 
ſtaͤndigen Tpeilen der Verwaltung wird aber dadurch erhal 


. 20, daß zu gleicher Zeit mit dem Etat jede Stelle cin Ver⸗ 
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zeichniß ihrer-fämmslichen Gelb: und · Meterale Worrätke, f 
wie ihrer Actib⸗ und Maoffip- Anskände vorzulegen bat?) 


. ugihe ſich daun freilich ame Enke, wenn. Alles bereinigt if, 
. Yin bedeutender. Ueberſchuß ober Ansfall, bean ift allerdings. 


is vahſten Eat derſelhe ale: a ae rk nee oder 


— 


Wei den Woranfhlägen, von Uusgaben ſowohl als 
inmahinen „AR {hr DiemögliäfteB enasigteit ber Bröfe 
gu ſorgen 9%: + .E6.ift in dieſer Wgichuug nun ein großer 
Asterichizd zuißifen: ben- verfcdehenenulfiensfägen. Tim Ahel 
werſelben iſt zum voraus beſtim ma, und: Tan alfe mit 
Gewißheit in: Rechnung genemman werden; hieher gehdren 
micht nur alle Gattungen ſtaͤndiger Befälle oder Real⸗Laſten, 
fondern auch alle diejenigen Gegenſtaͤnde, welche zwar ihre 
Natur nach vetaͤnderlich ſind, allein für eine gegebene Periede, 
für das Etats jaht 34 B., hinſichtlich der Größe ihre fefle Ye 
‚fimmung haben, 3 B. Pahtziwfe, Beſoldungen 20). Ein 
mubderer Theil der Etats⸗Saͤtze aber ik unbeſtimmt, d. h. 
ſpolche, welche zwar, würllich eintreten werben ,. auf beran Des 
trag aber zufällige, eine genaue Vorbeſtimmung wicht geflats 


sende Umſtaͤnde einwuͤrken. Bei folchen iſt dann nur eine 


‚?r 


Wahrſcheinlichkeits ⸗Berechnung möglich, und diefe wird durch 
‚äuen: Durchſchnitt mehrerer (in der Regel ſechs) vorange 
hender Jahre und durch ‚befondere Beruͤckſichtigung der jängs 


‚fien Erfahtangen und des neneflen Standes der Dinge bir 


werkſtelligt. Ganz außerorbentlihe Vorfälle werben dabei 
übrigens außer Berechnung gelaffen '*). 

1I. Die formellen Forderungen an einem ——— 
‚entworfenen Etat find aber. folgendes. 

1. 696 Verhältniß der Unsgaben zu. ben Einnahmen muß 


daburch auſchaulich gemacht werben, daß jeder Einnahme 
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Die darch ABI: denaulagter duegate gegrander geſteite Nelchhz 
es darf daher eine Aubzabe wicht cheilweiſein veiſchlo⸗ 
denen Etats veirechnet werden du —3 idıgd 
22. Es iſt far alle Verwaltungs Zweige derſelbe Aufange 
und Rene ta, a ber uſte Zul. un Br 
res 13). run 


» G. über ne, welhe va det eingebe zr deob⸗ | 
E achten And: Einenmayer; Anleitung zu fe — 
a Not eiurttung des Staatsrechnuingswefens. Heibelbs / Ader, Ks 

Weder, Hanbbuch über das Staats-Rechnintge⸗ Vnch Kuſſca⸗ 
Weſen. Stuttg. und Taͤb. 1826, 4; Kiefhte, Grundrise 

x "ga Aner zweckmaſigen Elnvichtuug bed Staats⸗ Kafſen⸗ unb 

Meqmangt⸗Weſens. Berlin⸗1821, 8; namentlich aber,and: 
Mulchue,Handhuch der Finanzwiſſenſchaft/, 4,6, 23.49, 

2) S. Edict. VE, vom ı8ten Nov. 1917; bie Infrgetton 

"40 Werfaſſang ber jäprlihen Etatq bei den Kameras umd Dos 
manlal⸗ Berwaltungeh ; vom 17ten April 1819, 6. d. Fol; (br . 

erfte Abſchnitt enthält aligemeine Grundſaͤtze). @ine zweit: : 

- mäfige wenn ſchon kurze und Fein Urtheil ausſprechende Bes 
erbeitung ber wärttemb. peſitiven Beſtimmungen enthaͤtt W. 
Schmiblin's Hanbbuch des Kaſſen⸗, — unh Gehe 

se mings⸗ Weſens. Stauttg. 1323,:&; 36 fa. De 

: Dr. die angef. Internet $. 1. 

* Don der ‚Erfüllung, dieſer erſten Regel cher. etots 6 Bier 
Schaft ift die Einrichtung des württ. Hauptfinanz⸗ Etats noch ſehr 

weit entfernt. Derfelde enthaͤlt nämlich in der Negel aus ‚die | 
reine Einnahme, ber Elementaraufwand aber wird gar nicht 
aufgeführt. Wie fol aber fo die Laſt ber Steuern für das 

Wolk; die Zwedmaͤſigkeit der einzelnen Einnahmequelle beur⸗ 
thellt werden? Allerbings finden ſich thellweiſe, wenn ſchon 

Häufig unvollſtaͤndige, Nachrichten in dem Fknanzkommiſſionsß⸗·· 

3Bekichte der St. Verf., allein es iſt ein ſehr großer Unter⸗ 

aled/ ob aͤber eine Ansgabe blos eine gelegenheitliche ge 
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. fldpttiche Nachricht gegeben, ‚den ob fie hefonterk erlalet wir, 
Im erſteren Falle hängt es von ber Finanzkommiſſion ab, ob 
fie, durch Unterleffung eines Antrages und Unterbrägung dee 
gehörigen Notiz, jede Berathung abſchneiden, jede Art von 
Elementar =: Aufwand fillfhwelgend genehmigen will, "Aller 
dings wuͤrde durch die Aufnahme aller Einnahmen und And: 
gaben "dad Budiet bedeutend größer erſcheinen, als it: alleia 
da es ſich nicht daron handelt, ein ſchmeichelhaftes, fondern 
wahres Bild von den Staatslaſten zu llefern, ba ferner 
dieſe Wahrheit. zur Verminderung beitragen fun, fo fheint 
es Mecht und Pflicht der Stände: Werfammlung, daß fie em 
Yenderung bier: verlangen | 
5) Diele Forderung If in dem Wubiet von 1890-33 nur in 
ſo ferne befriebigt, als bie anßerorbeutiihen Heberihäffe ber 
. Meitverwaltung als eine beſendere Mehtion unter dem Grtrage 
bes Kammergutes aufgeführt find, und ebenſo bie darauf ver: 
wißigten außerordentlichen Ausgaben, febe bei dem yerfchicht: 
nen analogen Rubriken, als folhe bezeichnet merben. Allein 
einmal wäre die Heberficht erleichtert gewelen, wenn bad ganze 
Budtiet in eine ordentliche und außerordentliche Abttzellung zer: 
fiele, anderntheils war bie außerorbentiihe ‚Einnahme jeden 
falls nicht als Ertrag des Sammergutes aufzufkhren, Die 
Budiets großer Staaten pflegen dieſe nothwendige Gonderung 
immer zu enthalten, fo z. B. die eugliſchen, ftamdfiſchen; aber 
auch bei den badiſchen iR es der Sale ſ. Malch a6, aM 
O., BG. 10% 
6) S. Etats⸗Inſtruct. 6. 8. 
Dat. $. 9. ⸗ 
8) Dieß iſt 4.8. geſchehen in dem Etat von 1230 -33 mit 
L.IAI,656 fl, Activ-Ueberſchuͤſſen ber letzten Finanze veriode. — 
Ein Ueberſchuß iſt uͤbrigens natuͤrllch nur dann vorhanden, 
wenn bie ſicheren Actipe⸗ Raͤckſtaͤnde beträchtlichen Rab als die 
Yafflo « Ruͤcſtaͤnde, und wenn bie Vorraͤthe groͤßer ßad als 
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das feſtgefetzte Vetriehörsupftal; vergl, Samidlin, a. a. 
O., &. 39. . | 3 

9 S. Etats⸗Juſtruct., 1 

IDEE . | 

11) Dat. 5-73 & a4. Sur leichteren‘ Vere hauag der 
Durchſchnitte hat jede Veamtung ein se. Saar Bud 
anzulegen , f. die Inſtr. $. 13, 

12)-&. namentlich In Beziehung auf bie Befoldungen Schmid 

4 in, S. 43 fa. — Sehr wünfchenswerth wäre übrigens, daß 
in manden Thellen des Hauptfinanz Etats die Ausgaben für 
das Perſonal beftimmter und durchgaͤngiger getrennt wären 

von den materiellen Ausgaben. Denn nicht einmal aus 
ben Berichten der Ftnauzkommlſſton iſt Immer mit Seutſheit 
zu entnehmen, wie wiel mtter den Elementarkoſten Beſoldun⸗ 

- gen begriffen find, indem nur ber allgemeine Amtsaufwand 
beſenders ausgeworfen iſt. 

13) Dieſer Termin iſt in den! verſchledenen Staaten fee ver⸗ 
ſchieden, z. B. in Preußen und Frankreich der ıfte Jaͤnner, Im 
England der Ste Jänner, in Spanien, Hannover der ıfte Zalk, 
In Baiern der ıfte October. Fuͤt einen Staat deſſen Eins 
nahmen hauptfählih aus Steuern fließen, iſt der Termin voͤlllg 
gleichguͤltig; für einen ſolchen Dagegen, welcher eine große Domaͤ⸗ 
nen⸗Wirthſchaft zu Führen hat, muß ein Zeitpunct gewaͤhit 
werben, In welchem bie Einnahmen des naͤchſten Jahres mit _ 
Sicherheit angegeben ader wenlgſtens berechnet werben khnnen, 
Hlerzu iſt denn nun In Beziehung auf den Ertrag der Wal⸗ 
dungen deu ıfte Talk ſehr paſſend, indem um biefe Zeit dies 
ſer Erttag ſchon ganz, genau beftimmt iſt; für Getralde mes 

nulgſtens wicht unpaſſend, weil der Felderertrag ſchon genug 

 „geihägt werden mag; für den Wein-Ertrag freilich wäre ein 
fpäterer Termin zweckmaͤſſiger. Allein diefer ft für Württems 
berg nicht von ſo großer Bedeutung. — Eine Abweichung von 
dem gewoͤnlichen Schluß⸗Termine bei den unſtaͤndigen Eins 
nahmen und Ausgaben {, unten $. 293. 


‘, 
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2. Die Syectal- etats. — 


Die Grundlage der ganzen Etats⸗Wirthſchaft (ud die 
Special⸗Etats, d. h. die Voranſchlaͤge für die einzelnen 
MWerwaltungs « Zweige, Ihre Entwerfung If Pflicht derjeni⸗ 
gen Stelle, welche ben betrefienden Verwaltungstheil umter 
ſich hat, und genaue Beobachtung der allgemeinen und be⸗ 
ſondern Regeln auf das ſtrengſte eingeſchaͤrft 2). — Sie the 
len ſich in Ausgabe⸗- und in Einnahme⸗Etats, je nachdem 
das finanzielle Hauptergebaiß Ausgabe oder Einnahme iſt; 
jedoch. find biefe deiden Arten in der wärtt. Sinanzeerwaltung 
wicht immer fo Aremge geſchleden, als die Theorie es vers 
langt. Denn nicht nur ſind bei einigen Ansgabes Etats 
Einnahme⸗Poſten mit in Berechnung gezogen, (3. B. beim 
Kriegeminifterium, bei der Staatsſchuld u. ſ. w.) fondern 
es find namentlich bei der Mehrzahl der Einnahme, Etats 
die Elementar» Berwaltungstoften und die Meollaften mitanfs 
genommen, fo daß, wenn fchon das Endergebnif eine Eins 
nahme ift, dennoch im Etat fowohl Einnahmen ale Aus⸗ 
gaben norfommen 2). Diele Vermifhung ſchadet zwar ber 
materiellen Nichtigkeit der Vorauſchlaͤge nicht, wohl aber ber 
Klarheit und ber Meberficht des geſammten Stantshenshaltes. 

: Bei den.verfchitdenen Ausgabe⸗Etats find beſonde⸗ 
ce Borfchriften und Einrichtungen nicht zu bemerken. Sie 
werden von derjenigen Stelle entworfen, zu deren Geſchaͤfte 

Freie die Ausgabe gehört, und von den betreffenden Minis 
ferien gefammelt und feftgeftellt. Ein großer Theil der Aus⸗ 
gabe ift ftändig, bei den unftändigen find bie allgemeinen 
Megeln über Anfertigung der Durchfchnittsberechnungen zu 
befolgen. Ihr Werth berupt hauptſoͤchlich auf modglichſt volle 
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ſtaͤndiger Auffnchuug — derſchiedenen Vuogabezrnda * 
mit ſpaͤter keine Etats⸗Ueberſchreitungen ndthig werden. 
Bei den Einnahme⸗Ctats dagegen iſt nun —* 
die Beobachtung der im. vorigen $. angefuͤhrten materiellen 
Vorſchriften von Wichtigkeit, Nur bei einem einzigen dere 
ſelben ift die Summe des Ertrages genau beſtimmt, näme- 
lich bei der. Grundſtener; bei allen Ädrigen -ift eine Borbe 
rechnung bes wahricheinlichen Ertrags und ber Erhebungs⸗ 
Token nothwendig. Die Entwerfung der einzelnen Einnah⸗ 
me» Etats iſt die Sache von manderlei Behörden Den 
Entwurf der Etats für die Kapitab⸗ uud bie Befoldungds Steusg 
fo. wie für alle indiresten Abgaben hat das Steuercollegium 
zu beforgen, und der Oberröchnumgslammer zu Übergeben; 
nur ber Zoll macht eine Ausnahme, indem feine Vorbetech⸗ 
nung Sache der Oberzolladminiſtration iſt. Won den vers 
ſchiedenen Domänes Einnahmen haben die Kamerals Hemter 
die Etats für den Ertrag der Staatögüter, der Zchene 
sen und Theilgebühren, der Lehnguͤter, der Activ⸗ Kapita⸗ 
lien, enblich der außerordentlichen Einnahmen zu enzwerfen; 
Beamtungen, bei welchen aus einer dieſer Quellen ein Wein⸗ 
‚Ertrag vorkdmmt, haben üͤber dieſen einen beſondern Etat 
zu entwerfen. Außerdem iſt noch — freilich unlogiſch ge⸗ 
nug — ber Ertrag der Hoheitsgefaͤlle als Ertrag ber Domd- 
nen zu berechnen. Neben dieſer Einnahme⸗Rubrike ift denn 
zugleich auch der Etat für die unmittelbaren Berwalninges 
Koften zu entwerfen 3), indem dieſe von den Einnahmen 
abgezogen werben, und blos ber Weberreft als das Ergebniß des 
Ertrages dieſes Wermaltungstheiles auszuwerfen ift. Auch 
den Etat über die Forſtverwaltung haben die KRameral: Vers 
waltungen zu entwerfen; derfelbe muß ebenfalls neben ben 
Einnahmen die Yusgaben, und zwar die fämmtlichen auf 


4 


4 — 
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Vielen Theil des Staatshaushaltes zu verwendenden, euthal⸗ 
ten 9): Die Holze⸗ und Torfverwaltungen entwerfen bie 
Voranſchlaͤge für die ihnen untergeordneten Gewerbe °). 
Die Etats der Huͤttenwerke werden von ihren Verwaltern 
angefertigt, und zwar iſt dabel zu bemerken, daß ber Eins 
nahme⸗Etat in doppelter Beziehung zu fertigen iſt, einmal 
naͤmlich über die wabrſcheinliche Ablieferung an die Staats⸗ 
Taffe, und zweitens über den reinen Ertrag des Werthes im 
dem Etatsjahre, fo dag alſo der Werth der ſaͤmmtlichen in 
Diefem Jahre verfertigten Urbeiten berechnet wird, ohne Räds 

ficht auf die Zeit des wuͤrklichen Werlaufes ©), | 


1) ©. die Etats: -Inftrnetion, $. 3. 

2) Man vergleiche hierüber den legten 9. Note 4. 

3) Die Ausgaben bei den Kameralämtern zerfallen in allgemel: 
ne Amtsausgaben, 3.8. Befoldungen des Beamten und fels 

ner Unterpflöger, Buͤreaukoſten, Reiſe⸗, Proceß⸗Koſten u. 

f. w., und in befondere Amtsausgaben, d. b. folhe, welche 

auf die einzelnen Weftandtheile bed Staatsgutes verwendet 

werden mäffen, um es in ertragbarem Stande zu er⸗ 

beiten. Man fehe das Verzeichniß der einzelnen Rubri⸗ 

‚ten. in der Etato-JInſtruct. $. 11, Bell. 4. — Bei ben. 
Gteettgätern, Zehnten und Lehnguͤtern werbeh Einnahmen 

und Ausgaben einander entgegenneftellt, bei den übrigen Ru⸗ 

| brifen der Kameralämter aber nicht, ebenfo fteht der allgemeine. 
Amtsaufwand feiner Natur nad) einer befonderen Einnahmeart 

nicht gegenuͤber, ſondern wird in Allgemein abgezogen. 

4) Das Nähere über dieſe Etats ſ. in der Etats-Inſtruct. 

$. 32 fg. 
 DDar$. ao fe. 

6) 8. die Rechn.⸗Juſtruction für die Hütten Wember vn 

4. Inni 1821, fol | 
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Mei 866. 
F v 
Aus dieſen GSpetial⸗Etats geht nun ber Hauptfinanz 
Etat (dab Budget) hervor, welcher die Ueberſicht Aber bie 
ſaͤnnntlichen Ausgaben und Einnahmen des Staates te - 
Hält ). — Die Verfaffung enthaͤlt zwat, in $. 112. die Vor⸗ 
ſchrift, daß der Hauptfinanz⸗Etat in der Regel auf drei 
Jahre lang gültig ſeyn ſoll: allein Me ſchreibt auch in 6.188. 
vor, daß jedes Jahr ver Finanzminiſter mit dem flaͤndiſchen 
Ausſchuße den Erat des Hanfrigen Jahres zu berathen bar 
be. Es umfaßt daher das Budget in ber Megel drei Etat 
Sabre, allein für jedes derfelben find Ausgaben und Einnah 
men befonderd berechnet und feftgefebt, und erft Durch ihre 
Uneinanderfügung entfteht der dreijährige Etat. Es iſt diefe 
Einrichtung am fo zwedimäßiger, als in jedem Falle wenigfiend 
die Verwaltung diefe Trennung in einjährige Etats voruch⸗ 
mien mußte, da für fie eine dreijährige Wermaltungss und 
Rechnungs⸗Periode Yiel zu lange wäre. ; 

Der Hauptfinanz- Erat wird vom ber Oberrechunnges 
Kammer entwerfen 2). Zu dem Ende, haben nicht nur alle _ 
Vermaltungsftehen ihre Special⸗-Etats am 1. Mai jeden 
Jahres an biefe Behdrde abzugeben 3), fondern es wird ihr 
auch von denjenigen Veränderungen in ber Verwaltung, web 
che auf die kuͤnftigen Eiats von Einfluß find, Kenntniß ge 
geben zur Vormerkung *). Der von einem Rathe der Obers 
rechnungsfammer aus biefen Materialien gefertigte Etat wird 
zuerft von dem ganzen Lollegingn geprüft, und fodann mir 
eifem ausführlichen rlänterungs = Berichte dem Finanzmi⸗ 
niſter übergeben. Diefer ift übrigens keineswegs an die An - 
träge der Oberrechnungslammer gebunden, fondern trifft bei 
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abweichender Anficht beliebig Diejenigen Uenderungen, welche 
ihm nothwendig erfcheinen, und legt ſodann bie Arbeit dem 
Könige zur Genehmigung vor 5), — Zur Beratfung des 
Etats mit der Stänbeverfammlung ift zunächft ber Finanz 
nbinifter beflimmt, welcher auch denfelben mit einem Beglei⸗ 
tungs⸗ Vortrage bbergiebt; zur Erläuterung der Yusgabes 
Etats fhr die einzelnen Minifterien find jedoch deren Vor⸗ 
fände verbunden 6). 

Der Hanpıfinanzs Etat gerfäßkt in vier Hanpt⸗Abthei⸗ 
Inngen: in die Aufzählung des Staatsbedarfes; in bie 
‚Darfiellung bes Ertrags ded Kammergutes; in die Nach⸗ 
weifung der Un zulaͤnglichkeit biefes Ertrages zur Befrichis 
‚gung des fämmtlichen Staatöbedarfes; endlich in die Beuen⸗ 
nung der Steuern, als Dedungsmittel diefer Unzulänglide 


— Bir 7). Eine Eintheilung in fichende und veräuberlihe, 


vder in ordentliche und außerordentliche Ausgaben und Eins 
nahmen findet dagegen nicht flatt, was zur Folge hat, daß 
die Ständeverfammlung jedesmal das ganze Budget und fo 
mit die ganze Staatöverwaltung nach allen ihren Theilen 
durchgehen muß 9). — Von den vier Haupt: Abtheilungen 
zerfallen die erfte und vierte wieder in-Unterabtheilungen, bie, 
zum Theile wenigftens, wieber einzelne Nachweiſungen ents 
: halten. Der Staatsbedarf ift, nach dem neueſten Etat vom 
3930-33, unter 19 verſchiedenen Rubriken aufgezählt ?). 
Dir Ertrag des Kammergats wird eimgetheilt 1. in den Ers 
"trag der Domänen, und zwar: a, der Rameralämter, b 
der Forftverwaltungen, c. ber Berg⸗ und Eijenwerke, d. 
der Salinen, s. der Glashütte; 2. in den Ertrag der Res 
galien (Poft und Muͤnze); 3. zufaͤllige Einnahmen 1°). Die 
Digungsmittel endlich zerfallen in directe Steuern, nämlich 
San Brunbeigcakbarenot —E 
— — Se 


. 
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d. Kaypitalin, ®. Beſoldungen und Penſionen, und indirecte 
Steuern, als a. Zei, B. Acciſe, c. Hundauflage, d. Wirth⸗ 
ſchafid⸗Abgabe, d. Sporteln *x). 
GE 7 5 Pe ee ee, a \ 
‚i M:Die. verfhlehenen Snealat⸗ Etats willen metärlih erſt in 
Haupt- Etats, ‚(größere Aubrifen) anfammengefeät ‚werben, 
E ehe fie ſich an dem Hauptfinanz⸗Etat geitalten koͤnnen. Diefe 
bilden die einzelnen Kapitel des Budgets, und fie dienen, theils 
der ganzen Staͤndeverfammlung theils wenigſtens der Flnanz⸗ 
Kommißlon derſelben mitgetheilt, zur naͤhern Begruͤndung der 
in ben Hauptetat aufgenommenen größeren Summen. Da fie 
duch bloſes Zuſammenrechnen der in den einzelnen Specials 
Etats enthaltenen und nachgewieſenen zerſtreuten Poſten entſte⸗ 
den, neue Schaͤtungen und Wahrſcheinlichteits = Combinatios 
nen aber bei ihnen nicht mehr eintreten, fo find fie von einer 
| materiellen Wichtigfeit für die Staats haushaltung. 


2) ©. das Edict vom 13. Dec. 1818 über Yuflbfung ber Staats⸗ 
controle, $. 4 und 20, Rbl. S. 659. —— 


‚9 S. Edict VI, vom 17. Nov. 1818, $. 2 und 3. ausnah⸗ 

men von dieſem Termine find jedoch ſpaͤter geflattet, worden: 

für die Kameraldınter, Forſtkaſſen und Torfverwaltungen vom 

15 — 30. Mal; für bie Eifenhütten= Verwaltungen bis ‚Bm 

35. Iunl, ſ. Shmidlin, a. a. 8, &5 J 
S. Schmidlin, S. 6o, |. 63. 


5) S. Edict VI, von 1817, 6. 5; Edict vom 13. Dec. 1818, 
$. 20. — Häufige Beifpiele von Aenderungen, welche das Fi⸗ 
nanzminiſterium gegen die Anſicht der Oberrechnungskammer 
in den. Finanz= Etats vorgenommen bat, fommen in den ſtaͤn⸗ 
diſchen Verhandlungen auf jedem Landtage vor, 

6) S. V. u. 9. m. 


⸗ 


2) Man ſehe z. B. dem Hauptfinauzetat fuͤr 283033 im DIPL. 

Avon 1830, Ge 189. — Diele Eiuthellung iſt durch bie V. 3. 

mrSßeihfe: gehsten,- inrım ſo vor Bewiälsung von Steuern co 
Mo I Staatcreht . —— 50 


m 


u 








gi 
bie Nachwelſung der. Unzulanglichteit des Kautiiiegutes’ vers 
langt; f. oben Thl. I, S. 550, Nite 7. z 
8) Vrgl. hierüber was oben In $. 264, Note 5. geſagt if. 
9) S. die Aufzählung fo wie den Geldbetrag derfelben, and 
einige Bemerkungen über bie logiſche Ba Einthei⸗ 


lung unten iu $. 269. 
10) Nähere Nachweifungen ß unten in — — — 


46. 272 — 281. 
11) ©. unten 99. 282 — 291. 


S. 267% 
4 Einhaltung der Etats. 
Die Frage, in wie fern die Etats als unveraͤnderliche 
Richtſchnur für die Verwaltung dienen muͤſſen, ift eigents 
lid eine doppelte, indem fowohl die Verbindlichkeit für 
die Staatsbehoͤrde gegenüber von den höhern Behoͤrden und 
vom Könige felbft zu beachten ift, als die Verpflichtung 
der Regirung gegenüber von der Ständeverfammlung. 


Fuͤr die ſaͤmmtlichen Verwaltungsbehoͤrden ift ber vom 
‚Könige genehmigte Etat eine feſte Norm, von welcher fg 
ohne Genehmigung bdeffelben nit im mindeften abgeben 
dürfen. Ohne unmittelbare befondbere Erlaubniß darf Feine 
etatswidrige Einnahme oder Ausgabe gemacht werden, und 
es erhält nicht nur die Staatshauptkaſſe und die Dbers 
rechnungskammer, foudern auch jedes Miniſterium fr feis 
nen Geſchaͤftskreis die Etats zur Nachachtung und Eontrole 
zugefertigt 2). 

Diefe Töniglihe Genehmigung if uber begreifiih 
Feine Mechtfertigung gegenüber vos ber Ständenerfammliung; 
fondern hier haben die Minifter, und namentlich der Finanz⸗ 
"minifter;, die allgemeinen Grundfäe des couſtitutionellen 
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Staatsrechtes zu befolgen, und ba fowbhl die Einnahme 
als die Ausgabe⸗Etats gemeinſchaftlich ‚mit der Staͤnde⸗Ver⸗ 
ſammlung feſtgeſtellt werden, und namentlich die Steuern nur 
." Yon biefer verwilligt werden innen, da ferner Die Präfung der 
ſaͤmmtlichen Staatsrechnungen und ihre Vergleichung mit 
ben bewilligten Etats von der Verfaſſungs⸗Urkunde der Stän- 
de s Berfammlung aufgetragen ift: fo iſt Far, daß di mögs 
lichft genaue Einhaltung des verabfchiedeten Budgets verfafs 
fungsmäßige Pflicht der Megirung gegenüber von den Staͤn⸗ 
den ift. Abweichungen werden nur aus fehr triftigen Gruͤn⸗ 
den flattfinden bärfen, und zwar gilt diefe Negel fowohl 
von Einnahmen als von Yusgaben, von Erhöhungen chen 
fowohl als von Ermäßigungen, 

Was naͤmlich zuerft die Einnahme: Etats betrifft, 
fo darf 5 : 

I. Feine Einnahme vom der Zinanzverwaltung bezogen 
werden, zu welcher ihr nicht im Finanzgeſetze das Recht 
zugeſtanden iſt, oder welche nicht aus dem Eigenthume und 
der Verwaltung des Staatsgutes ſich ergiebt. Es iſt na⸗ 
mentlich die Ausdehnung von Abgaben auf Perſonen und 
Gegenſtaͤnde, welche das Geſetz nicht fuͤr pflichtig erklaͤrt ber 
verfaflungswidrig 2). 

2. Ebenfo wenig iſt die Negirung berechtigt eine Ein 
nahme in höherem Maaße zu beziehen, wenn bie Größe 
berfelben vom Gefee vorgefchrieben ift, fei e8 in Beziehung 
Auf die ganze zu erhebende Summe, wie 3. 8. bei der Grande 
- feuer 3), ſei es hinſichtlich der Abgabeupflicht in dem eins 
zeluen Falle, 3. B. bei der Acciſe, dem Zolle a ſ. fe — Das 
gegen ift aber auch 

3) der Grundſatz feflzuhalten, daß bie allgemeine Her 
unterfegung oder gänzlihe Erlaſſung einer in dem Finan⸗ 
50% 
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gefeße Vefimmten Einnahme von der einfeitigen wWintan der 
Regtrung nicht abhaͤngt, ſondern daß ſie, bis auf weitere 
Verabſchiedung mit den Staͤnden, die geſetzlich bewilligten 
Abgaben und ſonſtigen Einnahmen auch aa alle beizus 
treiben bat *). i 
In Betreff ber Yusgaben aber ift ale Regel aufzu⸗ 

ſtellen 

1. Eine von dem Finanzgeſetze nicht anerkannte Aue— 
gabe iſt nicht zu machen, -und es ſetzt ſich der Minifter, 
welcher fie dennoch macht, einer Verantwortung vor der 
Standes Verſammlung und vielleicht einer Anklage vor dem 
Staatsgerichtöhofe aus. Die einzig rechtlich erlaubte Aus⸗ 
nahme wäre, wenn dic Aufgabe zur Erhaltung des Staates 
oder feiner wefentlichen Einrichtungen nothwendig ift; blofe 
Nuͤtzlichkeit der Ausgabe berechtigt nicht zu Ueberſchreitung 
des Etats, obgleich fie, natürlich die Ständeverfammlung 
zu milderem Urtheile über die Ungefeglichkeit und felbft zu des 
ven Genehmigung bewegen kaun 5). 

2.) Ebenfo wenig ift es der Regirung erlaubt, die Vers 
willigung einer Ausgabe zu überfchreiten; boch wird hier nicht 


wur die unbedingte Nothwendigkett zur vollen Entfcyulbigung 


dienen, fondern auch dann Fanı ein Vorwurf den Minifter 
nicht treffen, wenn die Ausgabe von der Art war, daß ihre 
Größe nicht mit Beſtimmtheit zum Voraus angegeben wer⸗ 
den konnte, und nun bei der se der Boranfchlag 
ſich als zu gering erwies ©), 

3. Bri der Verminderung einer im Etat in bes 
ſtimmter Summe angeſetzten Ausgabe wird zu unterſcheiden 
ſeyn, ob auf den vollen Betrag der Ausgabe Jemand ein 
Recht zuſteht, oder nicht; im Ießteren Falle aber wieder, ch 
der bei der Ausgabe beabfichtigte Zweck auch bei der Herab⸗ 
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ſetzung deffelben noch erreicht werden Tann, oder ob Diefer 
darunter leiden wird. Im erſten Falle muß natuͤrlich die 
ganze Ausgabe gemacht werden, 3.8. bei des Eivillifte, dem 
Mpanagen, Vefoldungen m. dgl.; im’ zweiten Falle wuͤrde es 
mußlofe und alfo ftrafbare Verſchwendung der Etaategelder 
ſeyn, wenn mehr ausgegeben würde, als bie Erreichung des 
Zweckes erfordert; allein: eben fo gewiß würde die Stände: 
verſammlung im dritten Kalle zu gerechter Klage Anlaß hä⸗ 
ben, wenn ein nothwendiger oder nuͤtzlicher Zweck durch will, 
kuͤtliche Verkürzung ber Mittel verfehlt wiirde. 

- 4 Bine gängliche. Unterlaſſang einer - verabfchiedes 
tem Aukgabe würde nicht. nur erlaubt fonderh ſogar geboten 
feyn, wenn die Vorandfchung, unter welchet die Ausgabe 
befchlofjen wurde, gar nicht eintrat; unter allen andern Um⸗ 
ſtaͤnden aber waͤre die Unterlaſſung einer nothweudigen Ynds 
gabe ſtrafwuͤrdig, -und die einer nuͤtzlichen nur dann ent; 

ſchuldigt, wenn bewieſen -werben kdunte, daß ein anderer 
woibwendiger oben noch nuͤtzlicherer Zweck. Noth gelitten haͤt⸗ 
te durch Leiſtung dieſer Ausgabe, 
Sind auf dieſe Weile die Faͤlle klar unterſchie⸗ 
den, in welchen bei einer Einnahme oder einer Auégabe 
don dem verabiciedeten Etat abgewichen werben darf, fo 
wird die berächtigte Trage uͤber die Specialität der Etats, 
d. h. ob jeder einzelne Etatsſatz einzuhalten ſei, oder ob die 
Erfparniß in der einen Poſition von der Verwaltung zu der Ue⸗ 
berfchreitung einer andern, benuͤtzt werden dürfe, leicht zu ent⸗ 
ſcheiden ſeyn. Bei jeder ſolchen Erfparnig kommt fomohl: 
die Unterlaffung, ala die Uederfchreitung einer Ausgabe bar, 
und c6 fant in die Augen, daB diefe beiden Handlungen 
keineswegs in einem nothwendigen Zufammenbange Reben. 
Es laun die eine nad den bisher erärterten Grundſaͤtzen er: 
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laubt, die andere aber verboten feyn, mad in Teinem Galle 
lann die Unfträflichkeit ber einen auch die der andern verans 
laffen oder nach ſich ziehen, und die Verwendung. der Ers 
farniß. in dem einen Etatsſatze auf einen andern wird [os 
mit nur in dem, ziemlich feltenen , Falle rechtlich erlaubt 
ſeyn, wenn fowehl Unterlaffung als Ueberfchreitung gerechte 
fertigt find, und zwar beide gerade in ‚biefem Maaße. Was 
zu aber in dieſem Falle dieſe beiden iſolirten Thatſachen mit 

einander in Verbindung gebracht werben, follen, ift nicht ein⸗ 
| zufeben, ba jede einzeln: zu, Hecht beſteht, und fie vom ber 
andern weder Unterflüßung bedarf, noch erhalten kaun. — 
Wenn alfo die Pflicht, die verabfchiedeten Etats einzuhal: 
ten, befteht, fo ift zu, gleicher ei nn die Specialität ders - 
felben entfchiedben 7). 


1) S. Schmidlin, ©. 60 fg. und’ die dafelbſt angeführten Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen. 

2) Man ſehe oben Thl. I; &: 543 PR 

3) ©. a. 0.9. — Uebrigens iſt natürlich biefe Regel nicht M 
zu verfiehen, baß bei unbeftimmten, und nur mittelft einer 
Durhfchnitts » Berechnung In befiimmten Summen im Etat 
ausgeworfenen Einnahmen nur biefe Summe eingezogen wers 
den duͤrfe, ein allenfalfiger Mehrbetrag aber zuruͤkgewieſen wer⸗ 
den muͤſſe: ſondern es wird nur gefordert, daß die Finanzverwal⸗ 
tung nicht von ben Grundſaͤtzen abgehe, welche über die Pflicht 
zur Entrihtung feitgeftellt find. Cine Durdfchnittsberechnung 
tft nur eine Wahrſcheinlichkeit aber Fein Gefep. 


„m Berl. über diefen Punct, Thl. 1, ©. 216 fg. 

5 Vergl. hierüber Thl. I, ©. 545 fg. 

6) Den deutlihften Beweis, daß die Ausgabe einer Im Etat gar 
nicht vorgefehenen, oder bie Ueberſchreitung einer In beſtimm⸗ 
ter Größe ausgeworfenen Summe, nicht in jedem Falle eis 
Vergehen conftltuirt, geben bie in bein Hauptflnanz⸗ Ein je 


Ss 
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dem einzelnen Minifter fuͤr fein ttement,bem Slaanzminifter. | 
überbieß noch für dem gefammten Staatsdlenſt verminigten 
Diepofttionsfonds, welche ja eben’ zu ſolchen unverwil⸗ 
ligten Ausgaben und Ueberſchreltungen, jedoch natuͤrlich unter 
„ben im Texte angeführten. Bedingungen, verwilligt find. 
| "2 @ine alweichende Anſicht führt aus: Malch us, Handbuch der 
Sinauzwiſſenſchaft, S. 120 fg.; auch wird wohl in großen Staa⸗ 
ten, deren Budget ‚Au poftenreich iſt, als daß feine Einhal⸗ 
tung von der Stände: ⸗Verſammlung in ſolcher Einzelnheit ge⸗ 
pruͤft werben koͤnnte, mit ber Einhaltung der Summen für bie 
Hanptrubriten vorlieb genommen: allein bei kleineren Staaten, 
welche ohnedem Urſache haben ſehr haushaͤlteriſch mit dem 
Staatsgeldern zu verfahren, wird eine groͤßete Genauigkeit 
ebenſo gerechtfertigt als möglich feyn. — Daß bie im Texte 
auseinandergefegten Grundfäge, vieleiht ohne ganz deutliches 
Bewußtſeyn, von den mürtt. Ständeverfammlungen auch würfs 
lich befolgt werden bei Etats⸗ ueberſchreitungen, beweiſen die 
verſchiedenen medheüſchafts Beriqhte. 


Dritte dntpeitung 
en Die Staatsausgaben. 


Da felber-fchon erdrtert wurde, auf welche Weiſe durch 
Regirung und Stände die Staatsausgaben feftgeftellt wers 
den (fe. Thl. II. $. 106 und 107); da ferner entwidelt iſt, 
weiche Grundfaͤtze hinſichtlich der Einhaltung. diefer Beftims - 
mungem:zu. befolgen find (oben. $. 264— 267), fo bleibt nur 
noch Abrig anzugeben, weldes bie Zwede find, für welde 
der Staat Ausgaben macht, welche Summe er fuͤr jeden der 
ſelben Beftimmt, : eudlich welche Einrichtungen bei ben. Ver⸗ 
waltunge = Behbrden getroffen find, um Ordnung und Dies 
gelmaͤfgkeit in dieſem wichtigen Theile des Staat haus ha l⸗ 
tes zu handhaben. 
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u Art und Weife der Leifung 
DaB bei der Dienge und der Größe ber Staatsausga⸗ 
ben die äußerfte Puͤnctlichkeit nothwendig iſt, um der Regi⸗ 


rung immer eine Ueberſicht uͤber die vorhandenen und noch 


zu erwartenden Seldmittel, Aber die fchon geleiſteten uud 
noch zu leiftenden Ausgaben zu gewähren, und Unterfchleife 

und Zerftdrung des Staatscredites zu verhindern, iſt von 
ſelbſt einleuchtend. Zur Erhaltung dieſer Ordnung in den 
Ausgaben iſt aber zweierlei nothwendig, naͤmlich die Sorge, 
daß nur von den zuſtaͤndigen Behoͤrden eine Ausgabe ange⸗ 


orbdnet, und bie Einrichtung, daß nur von der hierzu durch 


den Staatsorganismus — Kaſſe die Zahlung gelas 


\ 


‚ ftet werde. 


Die erite Forderung wird num dadurch befriedigt, daß 
Fein Kaffen»Beamter bei Gefahr des Durchftriches, eine 
Zahlung leiften darf, ohne dazu. bie möthige Auweiſung ven 
der zuftändigen Behörde erhalten zu haben. Diefe zuſtaͤndige 
Behörde iſt aber für alle Ausgaben, welche auf dem Eiat 
eines beftimmten -Minifterinms laufen, der Departemernts⸗ 


Chef, für die allgemeinen Staatsausgaben der Finanzmini⸗ 


fler; find beſtimmten Verwaltungézweigen und ‚deren. Kaffen 
eigene Behörden vorgeſetzt, ſo kommt es anf deren Dies 
infiruction an, ob und wie weit fie das Mecht babe, feibl 
fländig Ausgaben zu Decretiren. Zur Erleichterung des Ges 
ſchaͤftes ift jedoch bierbei . unterfehieben zwifchen den vor 


ausbeſtimmten und ben unbeflimmiten Poften; für die erfie 
sen genügt bie ein für allemal gegebene Bewilligung, fir 


Diefe Dagegen ift eine‘ beſondere nothwendig. :Diefe Jar deu 
Etatsſatz und feine Unterabtheilung, deu Namen desjenigen, 
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welcher Ste Zahlung zu empfangen hat, und dem Betrag des 
Ungerstefenen zu enthalten. Fuͤr die Einhaltung der: Etats 
find die Departenients . Chefs verantwortlich (f. hen. 167, 
©. 820); bat der Koͤnig eine Ueberſchreitung geuzhmigt „JR 
wird nicht nur der beantragende Miniſter, ſondern anch der 
Sinanzminifter davon in Kenutniß geſetzt 2), en fir 
Die zweite Forderung, nämlich die, daß nur bie;äwm 
Zahlung beftimmte Kaffe diefelbe wärtlich auch leiſte, wird 
auf folgende Weife erfüllt: Als allgemeiner Grundſatz an die 
Spitze der ſaͤmmtlichen Beffimmungen über die Leiſtung des 
Staatsabgaben iſt die-Vorfchrift geftellt, daß alle Ausgas 
ben des Staates aus der StaatshauptsKaffe geleiſtet 
werden. Mur allein die Elementarloften der Einnahme 
machen bievon eine Ausnahme, indem biefe von: den beige 
fenden Einnahme⸗Kaffen unmittelbar, und ohne Berechnung - 
gegen die Staatshaupt⸗Kaſſe beftritten werden ). — Da 
aber natärlich die Leiftung aller Einzeln⸗Zahlußgen ohne 
größefte Beſchwerlichkeit, namentlich auch für bie Empfaͤn⸗ 
ger, nicht von der Haupt» Kaffe ſelbſt beforgt werben koͤnn⸗ 
te: fo ſiud ihr thells eine Amapl von Ausgabe⸗Kaſſen 
nntergeorbner worbewi-- welche von ihr größere Summen zur 
Vorausbezahlung im: Oinzelnen erhalten ,::and über diefelben 
Rehhung gegen fie.äbyülegen haben; theils weist fie die ven 
ſchiedenen EinnafmesHaffen an, ſolche Ausgaben, welde th 
‚ deren Bereiche ‚zu machen ſiad, zu berichztzen, und met den 
Qaittungen für dieſelben, auſtatt einer Baar⸗ uUeberſenbuug. 
zu liquidiren. Und nur: diejenigen Ausgaben :alfo, werd 
ein fpecielles Departement betreffen, und für welche weber 
eine eigene UnsgabesKaffe angeordnet iſt, noch eine Eim 
nahme: Kaffe einen Zahlungss Auftrag erhalten Tonute, bbe 
- sorgt die Staatshaupt s Kaffe knmittelbar ſelbſt. Die eriter- 


v 
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wähnten Ausgabe: Kaffen find wieder von breierlei Art: eins 
: mal die Minifterial= Kaffen , beſtimmt zur Verrechnung der 
geſammten durch den Hauptfinanz » Erat für die betreffenden 
Minifterien „verwiligten Summen; zweitens die Kaffen für 


ginzelne Ausgaben oder Unftalten in deu Departements, 


deren Rechner alfo der Miniſterialkaſſe unmittelbar untergeord» 
net find; endlich diejenigen Kaffen, weldye für die Beftreitung 
gllgemeiner, zu keinem Departement gehörigen Ausgaben, 
fei es zu Erleichterung der Hanptflaatss Kaffe ſei es aus 


andern Gründen, angeordnet ‚wird 3). — Alle diefe Kaſſen 


erhalten bie zur Leiftung ihrer Obliegenheiten nothwendigen 
Mittel aus der StaatshauptsKaffe, und zwar entweder haar, 
‚oder durch Aufrechnung von Ausgaben, welche von der 
Stanrehanpts Kaffe für fie geleiftet wurden. Die baarız 
Zuſchuͤße erfolgen eutweder unmittelbar von der Yanptlafe 
ſelbſt, ober weißt, diefelbe eine. Einnapmes Kaffe zur Ablieje⸗ 
rung an bie Musgabe⸗-Kaſſe an *). Zuſchuß durch Aufrech⸗ 
nung erfolgt in den Faͤllen, in melden die Staatshaupt⸗Kaſſe 
ſelbſt eine Zahlung ſchon leiſtete, wahre eigentlich die Sper 
als Ausgabelaſſe hätte leifien follen. Auf dieſe Weiſe wird 
in. dar Regel das Beduͤrfniß der Minißerial⸗Kaſſew, Kane 
auch der ſpeciellen Ausgaben. Bafkn in den Departewerea 
(Unsgabelafien ‚der: zweiten Art) gadeckt, Indem diele Kaffra 
wicht. ſowehl durch. wuͤrkliche Veraqu⸗gebung der. Etateſans 


me ihres Depaqr fes, als durch die Detail Verrechnung 


derſelben zur Unterſtuͤtzung der Staatshaupt⸗Kaſſe beftimume 
find, und für fie bie Auszahlung- ig. ben. verſchiedenen Theis 
len des Koͤnigreiches mit Schwuͤrigkeiten und Beſchwerlich⸗ 
leiten verbunden wäre, wahrend bie ‚Staatshaupt » Kaffe 
auf ihre Special⸗Einnahme⸗Kaſſen ammeilen kann 5). 
Benuͤtzt die Staatöhaupts Kaffe eine Einnahme: Rage 





877 

gar Leiſtung der ihr obliegenden Ausgaben, fo geſchieht die 
in ber Segel dadurch , daß fle diefelbe anmweist einch Theil - 
iprer Einnahmen, anftatt denfelben baar einzufchiden, zu 
dieſer Ausgabe Anzumenden. Der Betrag folder. Uusgaben 
wird fodann ber Hauptflaatss Kaffe flatt einer Baarskiefes 
sung von Monat zu Monat aufgerechnet‘, und mit dem eins 
zelnen Quittungen belegt 6). Sind Naturalien fhr die Haupt 
Kaffe abzugeben, fo werben fie von der Einnahme Kaffe 
als verkauft, fomit. im Geldwerthe, aufgerechnet 7). — Nur 
ausnahmsweifererbalten Erhebe⸗Kaſſen zu den ihnen von ber 
StaatshauptsKaffe aufgetragenen Auszahlungen Zufhäße aus 
ber leBteren, und zwar natärlic) nur dann, wenn ihs eiges 
ner Kaſſenvorrath nicht zureichen ſollte. Solchen Zuſchuß 
haben ſie daher auch ausſchließlich zu den aufgetragenen Aus⸗ 
gaben zu verwen ‚ und ebenſo benfelben im Laufe des 
Rechnungs » Jahr "wiebergvollftänbig zu erſetzen (mas na⸗ 
mentlich auch durch die Quittungen fuͤr die gemachte Aus⸗ 
gabe geſchieht), ba fie das Geld nur auf Wiedzrerſatz erhal⸗ 
ten. Der Zuſchuß erfolgt entweder baar aus den, Danpts 
Kaffe felbft, ober durch Anweiſung am eine andere Erhebe⸗ 
Kaſſe 8), 


1) ©. das Nähere und bie Eitate Bei Shmiblin, u.a. Du 
6. 156 f9. 

2) S. Kafſen-Juſtruct. vom 10. Nov. 1818, 5 1; vergl 
oben $. 262. 

3) Die Mintfterlal:Kaffen wurden durch 2.0. vom 17. Aunt 1823, 
Rbl. S. 415, angeordnet, mit Ausnahme ber Dbertrieges 
taffe, welche ſchon laͤngſt als eine eigene Kafle beftand, — 
Ausgabe⸗Kaſſen der zweiten Art ſind: im Juſtiz⸗ Depariement, 
die Kaſſen der Oberamtsgerichte für die Inquiſitionskoſten; die 
Kaflen der Strafanftattens Im Departement des Sauern: die 
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* » f 

s  Kaffen der Erzlehungshaͤuſer, bes Irrenhauſes, des Landges 
ſtuͤttes, ber theologiſchen und ber Schullebrer- Seminarien, 
bes landwirth. Vereines, des landwirthſch. Iuftitutes, ber Res 
fidenz = Pollzet; im Finanzminifterlum: die Katafter = Kaffe. — 
Ausgabe: Kaffen der dritten Art nach obiger Einthellung find: 
die Schuldenzahlungs⸗Kaſſe, bie cͤndſtand. Suftentationd, 
Kaffe, und bie Unfverfitäts- Kaffe. 

4) Ein Zuſchuß aus einer untergeordneten Kaſſe an eine aus 
dere darf nur auf Anwelfung und Rechnung der Gtaatöhanpts 
Kaffe geſchehen, damit diefe Immer bie Ueberfiht über die 
verfügbaren Gelder behalte, 1. Kaffen:Inftenct, 6. 10 

’ 18, Nr. Io i 

5) S. 9.92. vom 17. Jänner 1822, G-4— 11. 

6) ©. Kaſſen⸗Inſtruct., $. 15, 20. Nur ausnahmewelfe 
werben einige, fortlaufende oder auf befondere Anwelſung ges 
Leiftete, Aufgaben der Staatshaupt:Kaffe nur ſummariſch auf 
geführt, dagegen In den Kameralamtsreinungen mit den Bes 
legen verrechnet, f. Kaffen: Juſtruci. $. 25; Rechngs. 
Inſtruct., $. 16. 

2) Das Nähere ſ. bei Schmidlin, f. 19 — 14 

8) Dat. $. 28 fg. 


$. 269. % j 
2. Verzeichniß der Staatsausgaben. 


Folgeudes ift nun das Verzeichniß der Staatsausgaben, 
wie fie verfaffungsmäftg für die Zinanzs Periode'von 1830 bi 
33 durch Geſetz vom 26. April 1830 feftgeftellt wurden. Sn 
den Anmerkungen find die Abweichungen fruͤherer Etats auf⸗ 
gefuͤhrt: 

1. Cibilliſte, jaͤhrlich 850,000 fl,: für bie gauze Ro 
‚ girungszeit König Wilhelm ?’s auf diefe Summe feſtgeſetzt *). 
u 2. AUpanagen und Wittbume, in jedem ber drei 
Fahre 314,516 fl.; wovon 11,199. f. 38 Er. für Unterhaltung 


/ 
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der Apanage»-Schlöffer und Gaͤrten. Die Summe if vers 
anderlich nach dem Perfonalbeftande der Mitglieder des ko⸗ 
niglichen Hauſes und sach den Bellimmungen des Hausge⸗ 
ſetzes 2). | 

3. Stautefchuld, 1,294,407 fl. 56 Ir. für das J. 
. 1830, und in jedem der beiden folgenden Jahre ungefähr je 
2000 fl. weiter. Unter diefer Summe ift der Tilgungsfond 

mit 180,000, 189,000, 199.000 fl. mit einbegriffen 8). 
4. Schuld der Staatshaupt= Kaffe, 39,431 fl 
39 kr., 33,671 fl. 39 kr., und 32,911 fl. 39 fr. Diefer im 
Budjet von 1823 — 26 zum cerftenmale abgefondert von der 
allgemeinen Staatsſchuld erfcheinende Poſten befteht theils 
aus der Verzinſung unanflündbarer Kammerlchnds Kapitas 
lien, theils aus verzinslichen Zielern von Erwerbungen für 
den-Orundfto, endlich aus einer Schuld gegen den Stu⸗ 
dlienfonds in Ellwangen *). | 
5. Renten, jaͤhrlich 70,743 fl. 48 Er, von welchen 51,179. 
93 Tr. ewig, 19,534 fl. 25 Er. aber nur lebenslänglich find. 
Diefe Renten rüpren zum größten Theile aus dem Reichs⸗ 
deputationsreceße von 1803 ber, welcher die neuen Erwers 
bungen Wärttembergs mit ewigen Renten belegte. Hierzu 
Tommen noch: einige andere theils lebenslängliche, theils ‚ebens 
falls erblihe Renten, welche auf verſchiedenen Nechtstiteln 
"berußen 3). | ö 

6, Entfhädigungen, go,23gT fl. 23 Er. (in den bei⸗ 

den Jahren 1832 und 33 um einige Gulden weniger), theile 
an Staudesperrfchaften und Gemeinden wegen der Entzie⸗ 
Hung des Umgeldes (ungefähr 44.000 fl. jährlich), theild an 
Gemeinden für aufgehobene Weggelder (Über 9000 fl.; eine 
Summe, welde ſich in der. nächften Finanzs Periode noch 
fehr vermehren därfte, im Zolge der mit Preußen vertrage⸗ 
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nen Aufhebung der Thorgelder u. ſ. wı), thelld am verfchies 
bene Perfonen in Beziehung auf Steuerbezug (28,000 fl), 
endlich noch für aufgehobenes Landgefaͤhrt und Kronausſtat⸗ 
tung ®). 

7. Penfionen, 724,819 fl. jaͤhrlich, wobei jedoch 
An mit jedem Jahr um 15,000 fl. fleigender Heimfall anges 
aommen wird. E86 zerfällt diefe beträchtliche den 13ten heil 
bes ganzen Staatseinfommens verfchlingende Laſt (zu wels 
cher überdieß noch mehr als 50,000 fl. Quiescenz⸗ Gehalte 
Tommen, f. auten Rr. 10,) aus folgenden einzelnen Poften: 
1. Civil: Penfionen: A. gefegliche, In Zolge des Edicts IX. 
von 1817 und ber Dienfipragmatik, 1. an (162) vormalige 
Beamte und Diener: 153,533 fl.; 2. an (643) Wittwen 
und Waiſen: 54,459 fl., wovon aber 24,000 fl. ale Hälfte 
‚der Venfionsftener wieder abgehen, alfp: 30,459 fl-; 3. (21) 
evang. Geiftlihe: 4608 fl.; 4. Ergänzungs ⸗Penſionta: 
82,638 fl. (nämlich an 345 Forſtdiener 56,000 fl., das Uebrige 
an 83 fonftige Beamte). B. aus Staatsverträgen an (1229) 
Diener aller Urt: 820,215 fl. Somit Civil⸗Penſion zuſam⸗ 
‚men: 595,456 fl, wogu noch kommen, an Sterbenachgehalten: 
‚5000 fl. ; an Beiträgen zu Wittwenkaſſen: 5,334 fl. C. Di 
litär s Penfiowen (an 115 Combattanten und 11 Nichtcombat⸗ 
tanten) 126,520 fl. Wiederholt ift von der Stände Verſamm⸗ 
Inng theild um Reviſion der Beflimmungen der Dienfiprage 
matik iu Beziehung auf die Ruhegehalte, theils wenigftens 
am ſtrenge Einpaltung ihrer Beſtimmungen gebeten worben 7). 

8. Gratialien, 40,000 fl. größtentbeils für immer 
bewilligte Unterflüßungen nicht penfionsfähiger Diener und 
ihrer Dinterlaffenen, und nar zu geringem Theile (7,500 fl.) 
zu Geſchenken beftimmt, welde nur für einmal verwilligt 
"werden 3). 
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"09. Geheimes Rabinet, 31,376 ſu wovon 12,590 
für Kurite und Stafferen )t 
10. Seheimer- Rath 31,562 fi. 19). 
u, Departement der Juſtitz, 691,692 fl; nämlich: 
Fr Befoldungen und Kanzlei: Koften des Miniſteriums und 
der obern Gerichtshoͤfe, 180,393 fl. 
b. Beſoldungen und Kanzlei⸗Koſten der Bezirks⸗ Gerichte 
(mit Einſchluß der Notariate) 324,390 flı; 
. ‚©. höhere Strafanflalten , 80,709 fl.; 
d. Eriminals Koften,. 86,400 fl. (wovon 54,000 fl, Unters 
ſuchungskoſten). 
e. Reiſe⸗ und Umzugs⸗Koſten, 3000 fl.; 
f. Zuſchuß für die Privatgeſellſchaft zur Werbefferung der 
. entlaffenen Sträflinge, 3000 fl.; | 
g. Difpofitionsfonds für das Departement, 1800 fl. *x). 
122. Departement ber auswärtigen Angelegenheu⸗ 
ten, 168.304 fl., wovon 3,678 für dem Lehenrath, 6572 
für das Archiv 2), 
3. Departement bes Junern 1,072,331 fe 1), naͤm⸗ 
Pr 
a, Beloldungen und. Kanzleis Koften des Minifterinms 
und der Eollegien, 175,983 fl.; 
b. Befoldungen und Canzleikoſten der Landaͤmter, — fl. 
c. zugetheilte Diener, 6614 fl.; 
d. Umzugs⸗ und Reiſekoſten, 6000 fl.; 
©. für die Hegiminal's und POL IRESERWALEN ng, 
unter 14 Rubriken 712,594 fl. "9; 
f. Difpofitionsfonds, 6000 fl.; 
g. vorhbergeheiiber für Beſoldungen, 
970 fl. 25), 
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‚Departement des Kirchen s und. Schulweisus, 
948,482 fl. (einige 100 fl. weniger in ben folgenden Jahren), 
und zwar in folgenden Poſten: 

1. Befoldungen der Geiftliden und Schullehre 
. 525,400 fl., wovon 378,000 fl. für BE 

Reſt für katholiſche; 

2. Aufwand für die Kirchen — 214,033 fl.; 
hiervon 96,050 fl. für die proteftantifche, und 107,073 

für die katholiſche Kirche *6); 

3. für Unterrichts⸗ und Erziehungs —* 

191,950 fl. 17); 

2. Nachtrag wegen Inkammerirung der seiftlichen Bm 

tung in Half, 13,000 fl. 78), 


14. Departement des Kriegswefens, 1,7419 
(neben 575,000 fl. als anßerordentlichent Beitrage für ie Fe 
nanzs Periode von 1830 — 33 zur Erbauung einer Kafım 
„in Stuttgart). Die Hauptpoften find: . 

a Miniſterium, 46,095 fl.; 

b. actives Militär, 1,543,098 fl.; 

c. ‚Militärs Dienft. und Adminiſtrations + Aufwand 
20,950 fl.; 

d. Gehalte außer dem activen Militärs Plan, 75T 

(haupiſaͤchlich Invalidengehalte und Medaillengehalte); 

© Anſtalt für MiligärsSträfling.e, 17,560 fh; 
. £. Recrutirungstoften, 3000 fl.; 
g. Militärs Ordensperfonen, 34,614 fl; 
b. zu allmäpliger Anfchaffung eiferner Bertfielles; 
3000 fl. ; 
i. Difpofitionsfonds, "5000. 
‚Dagegen bat das a ae BR: Pr. agen ein 
tommen 19), Fr Bet 
ru: De 
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25. Departement des Finauzweſens, 700,414 fl., 
außer einer anßerorbeutlichen Beilage von 40,000 fl. jaͤhr⸗ 


lich zur Erbauung einer Kanzlei 2°). Jene Summe beſteht 
aber aus nachſtehenden einzelnen Anſaͤtzen: 

a. Beſoldungen und Kanzleikoſten, 298,658 f., 
wobei zu bemerken, daß die Beſoldungen der Bezirks⸗ 
und Local» Beamten dieſes Departements nicht dier ver⸗ 
rechnet, fondern als Elementarausgaben der verfchiedes 
nen Einkommenszweige in Abzug gebracht find; 

b. für zugetheilte Diener ,.6774 fl.; 

ec Reiſe⸗ und Umzugstoften, 6500 fl. 5 

d. Hochbauweſen, ſowohl an Neu ⸗Bauten als für 
Reparaturen, 280,000 fl. 21); 


e. Kataſter und topographiſches Burcau, 97,973 fl.3 

F. Steuernachlaäße, 15,000 fl.5 

g. für Bergbau im Allgemeinen, 6075 5 

h, Difpofitionsfonds, 1500 fl. - 

16. Allgemeiner Ranzleio Aufwand, 35,175 fl., 
namlich: 

s. Bretnholz für die Kanzleien, 14.000 fl.; 

b. SPoftgelder, 8000 fl. 

c. Entſchaͤdigung für Wohnungen der Oberamtsrich⸗ 

ter und Oberamtmänner, 13,175 fl 3%). 

17: Landfiändifhe Suftenta tionstaffe, 40,000 
fl. für die beiden Jahre, in melde Fein Landtag füllt; 
130,000 fl. für 1832— 33. Ungefähr 10,000 fl. kommen 
hiervon auf die Befoldungen der Schuldenzahlungäbrantten 5 
..da6 Üebrige fällt auf die Ausſchuͤße, die Taggelder der ſtaͤu⸗ 
diſchen Mitglieder, und die Repraͤſentationskoſten 22). 

Robl Staaterecht TI, 33 


738 Quiesceuz⸗Gehalte, 59,317 im erſten Fahre, 
it Jedem weitern Jahre 3000 fl. Heimfal'>”): 
. 19, Reſervefonds, 85, 000 f. N) 

4 S. in Chl. I, $, 56, ©. 247 fg. das Nihere uͤber die ci. 
2.vil⸗-Liſte und die aus ihr zu beſtreltenden Ausgaben. 
2) Man fehe in Thl. 1, 9. 79 und 82, &; 362 fg. Die Beſtim⸗ 
miungen über bie geſetzliche Größe der Einkünfte jedes Mit⸗ 
gliedes der k. Famille. — In den früheren Finanzperloden 

war biefe Etats-Yofition folgendermaaßen deſtimmt: 1820—23: 

350,968 fl., außerdem noch zwiſchen 13 nad 13,000 I. inter: 
haltungskoſten fie die Schlöffer; von 1823 — 26 zwiſchen 377, 

und 344,192 fl. außer 11,719 fl. für die Schlöffer; von 1836 — 
-1830 zwiſchen 350, und 373,219 fl. 4 ee und für die Schiäffer 
iz fe 
— Dus Nähere Aber bie Staatoſchulb ihre Zunahme ſeit dem 
IJBEBꝛao, ben Zinsfuß derſelben u. ſ. we, ſ. unten 6. 270 fg. 
| — Ausgabe für die Staatsſchuld betrug in der Periode von 
1890 — 23% 1,397,723 fl. darunter 125,000 fl. für deu Tiigungee 
fonds; von 1823-26: 1,373,374 fl. (im I. 1826, 60,000 fl. 
* weniger), und ein Zehntheil hiervon als Tilgungsfonds; von 
“4826 — 1830 endlih: 1,267,536, Tilgungsfonde ebenfalls ein 
Zehntheil. Dieſes ungleiche Steigen und Fallen ruͤhrt auf der 
' ehren Seite von ber bedeutenden Wetmehrung der Sqhuld feit 
dem. 1820, auf der andern Seite von der — Her⸗ 
>! abſetzung des Zinsfußes her: 

4) ©. Verb. der K. d. A., 1821,9. 9. Beilh., te With., &.83; 
©..erh. berfelben von 1824, 2tes A. 0. Beih., S. 90, eudlich 
erh. berfelben von 1830, 3tes a. v. Beilh., ıte Abth., S. 99 
"fg. Die weit größeren Summen fruͤherer Etats⸗Jahre, z. B. 

"yon 1839 mit mehr als 100,000 fi., kommen von der Verziu⸗ 
* fang der Schulden der Reſtverwaltung ber, welche — auf 
die allgemeine Schuld Äbernommen wurden. 

Ey Diefe Poſitien iſt nach und nach ſelt dom Etat für 1619- 20 


— 
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von 60,124 fie auf Die oben bemertten Summen geftiegen in 
% der verſchiedenen Finanz⸗ Ausgleichungen wit Standes⸗ 
beten u. ſ. w. Eine Abloͤſung der Renten wird Immer vor⸗ 
gemmmen, wenn fd eine vortheilhafte Gelegenheit dazu zeigt. 
6) ud dieſer Wasgabepoften iſt ſeit 1819 von 47,660 0. auf die 
ttzige Höhe gekriegen. Die Stände hierzu, fo wie überhaupt 
bie Rechtstitel für biefe Entſchaͤdigungen, find vorzeichnet in 
- den verfihledenen Finanztommiſſions⸗Berichten, f. Wesd. ber 
ed. A., 1820, 1tes a. 0. Beilh., S. 39; 1831, da. Beilh., 
ste Abt, G. 74; 1884, ıted a. 0. Belih., ate Abth. ©. 835 
1827, 28 a. 0. Beilh., ate Abth., ©.335 1830, 8.0, Bell, ıte 
Abth., S. 102. — Auch diefe Laſt der Staatskaſſe fo, wenn 
es im zwanzigfachen Betrage geſchehen kaun, abgeldet warden. 
. D Die in ben Hauptfinanzetats exigirten Summen für bie Yen: 
fonen ſind in dem verfchlebenen Jahren ſehr verfehleben; wos 
» bei feeiiih zu bemerken iR, daß der wuͤrkliche Aufwand ben 
verausberechneten manchmal namhafte, und befonders in ber 
erſten Fiuanzperiode, in weicher noch and. Mangel au Erfah⸗ 
tung auf zu große Helmfälle gerechnet worden war, überfiie- 
sen hat. Im I. 1820 wurden 552,252 fl. (und 98,476 B- Qgieds 
cenz⸗Gehalte exigirt; am hoͤchſten wardie Summe im J. 1824 mit 
2961400 fl. file Penſionen und 99,000 fl. für Qulescenzgehalte, 
ſeitdem iſt fe wieder nach und nach etwas gefunten, fo daß fe für 
das J. 1832 -33 noch ausmacht 694,819 fl. für Penfionenunda3,317 
fl. für Quiescenten. Zur Heberfiht über die Penflonslaft, und 
Jgzur Vermeldung der Entwerfung eines jdhelichen Etats für 
dieſe Ausgabe, iſt ein eigenes Peuſiſonsbuch bei der Ober⸗ 
rechnungẽlammer angelegt, ſ. Schmidlin, Kaſſeuweſen, 7. 
Die Finanzcommiſſions⸗VBerichte ber K. d. A. enthalten Ins 
.tereſſante Detalls und Tabellen über die Penfonaire; ſ. dies Ä 
felben in ben Werh. von 1820, 1te6 4.0. Bellh., ©.395 1821, 
6. o. Beilh., ate Abth. 5.575 1823, as 0.0. Veilh., 2e Abth., 
S. 262; 1827, as a. v. Beil, se Abi, ©. 232 ; 1830, 36 a. 
2-6 heilt Be Weite E63 Amel Diane für die Penſtonen eis 
53 °oY 
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ne eigene Amortifationdkaffe zu gründen, durch weiche, nah 
dem Beiſpiele von England , bie Laſt der Gegenwart auf eine 
längere Reihe von Jahren vertheilt würde, fanden bei deu 
Ständen keinen Beifall; über den einen, vom Abg. von The oe 
u bald gemachten, ſ. Verh. von 1824, 9.18, ©. 531, 542, 564 
— m, fg.; über den andern von der Regirung als Geſetzes-Entwurf 
eingebrachten die Verh. von 1827, 9.1, ©. 119 fe. 
— ©. Verh. ber K. d. A. von 1830, 3tes a. o. Beilh. Ite Abth. 
ı fa. — Die Rubrik „Gratiallen“ kommt in dem Etat 
1823 — 24 zum erſtenmal vor, indem dieſe Summe früher 
bei den verſchiedenen Minifterlen vertheilt war. Eie tft ſeit⸗ 
dem thelld ganz die obige, theils wenig verſchieden von ihr 
gewefen. — Die Gratiallen beitehen theils aus ftändigen vom 
Könige verwiligten, theils aus unftändigen, welche aud das 
Sinanzmintfterium bewilligen darf. Die ſtaͤndigen unterſchei⸗ 
den fih von den Penfionen dadurch, daß fie nicht auf einem 
Mechtstitel, ſondern auf Eönigliher Gnade berufen. Cs 
wird über fie bei ber Oberrechnungskammer ein eigenes Bud 
gefährt, wie über bie Penſionen. 
9) Diefe Summe iſt fi mit fehr unbedeutenden Abweichungen 
- - immer gleich geblieben; übrigens find nur ungefähr 26,000 fi. 
als würklihes Beduͤrfniß angenommen, der Reft bildet eine 
Art von Nefervefonde, f. Verb. der 8. d. A., 1830,0.4.D., 
©. 2 fl. 
10) Ueber die Wuͤnſche der Stanbe-Verfammlung, daß der Ge: 


heimerath zahlreicher befegt werden möge, weshalb auch eine, 


Etats = Neberfhreitung zum Borans von {hr genehmigt werd, 
— fi oben Thl. II, 6. 143, ©. 77° — Bid zum I. 18329 wurben 
zwiſchen 40 — 45,000 fi. für den Geheimenrath verwillige. 

11) Die für das Yuftiz- Departement ‚verwilligge Summe if, 
wenn man immer die gleihen Ausgaben bieher rechnet, fo stem: 
lich diefelbe geblieben. Im J. 1820 waren ungefähr 600,000 fl. 

verwilligt (mit denen aber nicht audgereicht wurde), durch Er⸗ 


ſparniſſe an den Beſoldungen, Unterfuchungstoften, zugetheilten 


[di 
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Dienern warb dieſe Summe nach und nach um mehr als 30,000 

"Eu vermindert, fo daß für das J. 1824, nur 448,000 fl. vers 
langt werden konnten, und fpäter noch Wenigeres nothwendig 
wurde; dagegen erhöhte fie fih nominef um 160,000 fl. durch 
Uehernahme der Notarlats-Befoldungen qub > Meifekoften auf 
den Etat; mund um weitere booo fl. durch Uebernahms 
ber Strafanſtalten auf den Etat bes Juſtiz⸗ Departenients. 
Das Nähere hieruͤber ſ. in den verſchledenen Eommiſſionsbe⸗ 
richten der K. d. A., tried a, o. Beil. von 1820, ©, 46; 1824, 

— Beilh., 2te Abth. ©. 1; 1824, 2tes a. o. Veilh., ate Abth., 

. 94 fg.; 1827, ztes a. o. Beilh., 2te Abth., S. 48 fs. und 

ee a. 0. Bellh.; ©. 99; 1830, ztes 0. v. Bellh., ıte Abth., 

S. 43. Daruͤber, was unter den Ranzleito fen ſowohl bei 

dem Juſtizminiſtetium, als uͤberhaupt bei allen Stellen zu be⸗ 

“greifen iſt, beſteht eine elgene Verfügung; ſ. daruͤber S chmid⸗ 
lin, a. a. O., 6. 75. 

12) Die einzelnen Ausgabe - Nubriten f. oben Ch. II, 6. 138, 
S. 43. — Die Koften für diefen Zweig ber Verwaltung 17 
ben‘ ſich feit ber Theitnahme ber Staͤnde an dem Staatshands 
halte bedbentend vermindert; im 9.1819 — — 20 wurden 310,000 
fl." verwendet; ſchon für das J. 1821 —22 wurden fle auf 
202,000 fl. heruntergebradt; auf weicher Summe ſie fi meb: 
tere Jahre erhielten. Am tiefſten find fie für 1829 — 30 mit 
185,000 fl. S. die Wer h. ber, K. d. A., 1820, ıteda. 0. Vellb., 
S. 53 fo.% 1821, a. ©. Beilh./ ate Abth., ©. 310 .; 1894, 
ates a. 0: Beilh., 2te Abth., ©. ııı f3.; .; 1827, 2ted a. o. 
Beilh., ate Abth., S. 48 fg. und — a. 0. Beilh., ©. 105; 

1830, ztes a. o. Beilh., ıte Abth.,S. 8 fg. au 
15) Außer diefen Summe fir den ordentlihen Staatsaufwand 
find von den Ueberſchuͤßen der früheren Finanz⸗Perlode für je⸗ 
‘des ber J. 1830— 33 noch 205,000 fl. außerordentliherieife 
fuͤr Straßen und Bruͤckenbau bewilligt, was als blos vor; 
 übergehende Etats = Pofition oben nicht mit aufgenommen 


‚wurde, ⸗ 
FHꝰSIISq Val ia ur, dh i —W 
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"1499 Diefe verfehlebenen Nubriken mit Ihre Unterabtheitungen 
ſind folgende: 1. Landjaͤgerkorpo 122,163 4; Im Jahr 
Isvo nur 53,000 fl; Die Vermehrung rührt thells von Ber: 
‚: "fiärkang der Mannfaft, theils von beſſeter Löhaung besfelben 
He 2. Sefaugentrandsporte, zugooh.; zuerſt im Etat 
VOR: 3824 — 25, Indem friher ben Wurtsthperfpaften biefe 
Unsgabe auflag. 3. Beitzag zur Reſidenzpolizeh, goofl; 
nach. und nad um 100 fl, geftlegen, 4. Jrrengang Is 
Siwiefalten, 2590 fl. 5. Epidbemies und EplgontirsKXe 
Ken, Toofl. 6. Beſchaͤlweſen, 75000 fl. von 08,000 fl. 
nach und nach Heruntergefeßt. 7. Landoirthſchaftliche 
Fe ſſte, socafl.; bie weiteren Koften für dieſelben werben aus 
der Givififte beſtritten. 8. Centralfteile bes Ianbpirtt. 
Wereins, 3200 8.5 nominel war in ben erfien 6 Jahren nad 
Graͤndung her Verfaffung eine. weit größere Summe für 
‚landwirth. Zwecke beftimmt, indem bes Pachtwerth der Des 
mine Hohenheim als Ausgabe erſchlon. 9. Für milde 30e⸗ 
Ee, nämlich a Almoſen an Amtskoͤrperſchaften, 2770000. b 
Beitraͤge zu Kirchen: Bauten m. f. w., 3000 fd, c<. Veitrat 
für die Eentr. Leitung des Wohlthaͤtigkeits-Vereins, 8000 fl. 
d. Sathartnen ».Hofpital, 3000 fl. zuſammen 41,000 fl. Me: 
niger bie ganze Summe, als bie einzelne Unterabthellung hat 
Veränderungen erlitten. 10. Praͤbende für das Damenfift 
In Oberſtenfeld, 9,832 fd. 11. Strafen»: mb Bruͤcken⸗ 
Ban, 400,000 A.; diefe Summe mar ſchon, je, nach dem Bes 
bäsfniffe, bedeutend verſchleden, zwiſchen 330,000 and 458,000 fl, 
12, Nedarfchiffehrt, 8,000 fl.; zwiſchen 18,000 und 5,000 
fl. verſchieden. 13. Allgemeiner Fluüßbau, 13,000 Hl. 
1% Fuͤr polizeiliche Bwede im Algemeinen, 6100 FL; 
‚früher etwas geringer. 

15) Nähere Nachwelſungen Aber die einzelnen Voſitkonen, To wie 
über bie Gründe Ihres Fallens und Steigens f. in den Ber. 
ber 8.8. A., 1830, ıte6 a. o. Beilh. S. 595 1821, 0.0. Beilh., 
ste Abth., S. 34, ıled a. 0. Beilh., ate Abth. ©. 116; 1827, 


1999 

„Afs RE gte Wth., G. 20 Ri © 

1965 18304 gtes g. gr Beilb, Me Abth. Sr. vo 
36) Die eſtzelnen Ausgaben find: 14 lur die drofettantiſche 
m RÜhE: & Bemipariga ph Sandesamen: 88,000, 3 1a klrche 
He Einekütungen, a0 · Mieher gehören: Sonodeha Kits 
gevriſitations, Defanatsyerwelwneimnoften u. fm )and. g0ts 
‚„. kegbienftlige Swerte, d. b. wonqherlei Kleine Arſchaffanxen und 
„‚Yebärfalfe einzelner Kitchen, PAco fu; P. für bie batcholl⸗ 
ſthe Klrche: a, Blothum zb Domkapitel, 45,368,f.5 kt Con⸗ 
yiete, 65,000 fu; 0.. lirchliche Eintichtungen, 4315 5 A. got⸗ 
tesdlenſtliche Awede, 55,coafl. — Dom biefen verſchiedenen Voſi⸗ 
tionen haben fi aur. folgende im Laufe der Zeit verändert: 
bie Koſten der protefkautiihen Geminsrien beliefen fi In den 
früheren Jahren, ehe noch durch bie V. O. vom 13. RR 1829, 
die Hahl der Böglinge und die Dauer ihres Aufenthaites in 


ber Anſtalt verkürzt worden war, um 29.000 fl. hoͤher 312. die 


"Summe für die hoͤchſte katholiſche Kirchen⸗ Wehörbe war vor 
| der Inſtallation eines Biſchofes und Domkapitels nur unge⸗ 


— 


. fähe die Haͤlfte der ihigen; z. ebenſo hat die Ausgabe fuͤr die 


katholiſchen Semtnarien duch Errichtung der beiden viedern 
‚Somsiste um 22 24,000 fl. jaͤhrlich zugenommen it dem 
J. 1824. 

12) Die zahlreichen einzelnen Poſten diefer. Kubrit nd: 3 1. Uni⸗ 
vexſit aͤt Tuͤbingen, 56,000 fl. als Zuſchuß zu ihren eigenen 
Einkuͤnften von 24,000 fl., damit ber geſetzliche Etatsſatz von 
80,000 fl. für dieferbe erreicht werde; 2. Unterfläßung zu 
wiſſenſchaftlichen Reifen, 2500 fl. (wenfg geung!) 3. 
Bibliothek, Münz- ind Naturallen-Sammlung in Btutts 
gart, 15.poo fl. Im Durchſchnitte; 4. Kunſt-Schule und 
Sammlungen, 13251 fl.; 5. Catharinenſtift, 2000 fl.; 6. 

Gomnaſten und Lreeen, 8000 fl. (wobei aber zu bemerken 
iſt, daß nur der geriugfte Theil der Ausgaben für die Gelehrten 

Echuien unter biefer Rubrlk erſcheint, Indem fie größtentheils 


unter Nr. 1. „Befolbungen ” begriffen find); 7. Bewerb es 
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— b3 Etrnle in Stuttgart; W115, Aonferdem wi 15,000f. 
„„Muberorpetttche Beltraged zu Erbanung eined Haufen); 8 
— Juſtitut, 10,000 fl. 9. Thierarzueiſcha 
Aę., 3,500 ſi.; io. Ele mentarſchul weſen, a. Semina⸗ 
rien, 13,770 fl.; b. deutſche Schulen, 2925 A., (einzelne Uns 
terſtaͤzungen an Ortsfchulen u. ſ. mw; 11. Erziehungs haͤr— 
fer, naͤmlich: Walſenhaͤuſer⸗ 42, doo0 ſl.; Taubſtummenan- 
ſtalten, a8oo I. — Alle dieſe Summen Ab ſich ſeit bem J. 
1819 fo iemlich gleich gelleben. — 

13) Die fruͤheren Flnanztommifflons⸗Berſchte ber Kantmer b- 
A. über ba3 Departement bes Kirchen⸗ und Echutmefens find 
zuſammengeworfen mit den Betichten über das Milntterlum 
bes Innern, erft ſpaͤter find fie abgefondert bearbeitet. Die 
erlten f. alfo oben in Note 155 bie befonderen Öngegen in den 
Beth. von 1827, 2tes a. d. Veilh., zte Abth., S.M6s; und 
ste Abth., S. 115; 1830, zte a. o. Beilh,, ıte Abth., & 118. 

19) Durch genaue Sparfamfeit und große Rechtlichteit des vorm. 

— Kriegsminiſters Graven Franquemo nt bat der zu Anfang 
der Etats⸗ Wirthſchaft über 2 Millionen betragende Militar⸗ 
Aufwand nach und nach auf’ Sie im iTeste bemerkte Surme 

= herabgebracht werden Binnen, ohne daß die Zahl oder bie 
Schlagfertigkeit der Truppen darunter gefltten Härte. — Die, 
zum Theile ſehr lehrreichen, Berichte der Flnanzkommlffien 
der zweiten Kammer ſ. fun ben Ver han bfu ngen derfelben, 
1820, Ite8 a, 0, Beilh., S. 133; 1821, 4. % Beild.,ate Abth. 
©. 335 1824, 2tes a. 9. Beilh., ate Whrh.. ©, 42; 1827, 2ted 

0.9 Beilh., ste Abth., S. 257, und zte Wth., ©. 1195 183% 
ztes a. o. Bellh., ıte Abth., S. 105- 

so) Die Verminderung der früheren, auf beinahe 800,000 fi, 
fih belanfenden Summe, rührt thells vpn Eriparnifige ii 
"ben Veſoldungen, theilts aber von Verminderung des Aufwan⸗ 

des fir Kataſter und Bauweſen her. — Die näheren Nech⸗ 
sichten fr In ben Verb. ber K. d. X. , 1820, ‚ıted a. 9. Beil, 
S. 245; 121, a 0, Veilh., Hte With © 103; 1834, tles a. 








i x 
BET eun. ERTL DEE, ste 
wrote €: Yo; 18%, steon. "eh, 
ute _, WR) 
-: 95. Den Bea fie: das Hohbaumefen ergiebt fich aus ben Ban⸗ 
Neberfſchlaͤgen, weiche von ben Kameralaͤmtern auf Martlilan die 

Siluangkampiern eſnzuſenden, und ſodann von dieſen in abmlu lara⸗ 
tfwer und techniſcher Beziehung zu prüfen find. Reparatureu un: 

‚te 1p00f, gene hmigen die Kammern; Neubauten und theurete 
VBeperaturen muͤſſen dem Sinanzmintfterkum auf Lichtmeß vorge: 
legt wetben, Fi Shmiblin, a. a. 8. 5. 76. : Wedet die 
_ Ynterdeptirung: ‚einer gar nit In ben: Buuetat anfgenokımes 
nen Baute, "wo bie neberſendung eimed Nach ⸗ Bauuͤbe rſchle⸗ 
bes iſt ueattetoꝝ fs. Auagedr.) tinazuvbutt Grlag vom ” 

i ie — 

22) ‚Disfe Etats ſumme if fie — ſo siert gleich gebt: 
‚ben, menn ſchyn Ale einzelnen Poſitionen ſich verändert heben. \ 

33) Man.f. bie Berh, der 8. db. A. voy 1827, a. o. Beilh. ze 
Abth., S. 277; 1824, ztes 0.9. Beilh., ze Abth., 6. 243; 1827. 
2tes a. o. Beilh., ze Abth. WE. 396, und 3e Abth. S. 86; 1630, 
Ites a. o. Beilh., ze Abth. ©. 164. 

24) Auf dleſe Summe Hat ſich von 1822 au ber damals 187,000 

Mi. betrazende Aufwand für Quiescenten vermindert. 

35) Der allgemeine Reſervefonds hat zwifchen 75,000 fl. (in dem 
Jahren 1826-— 30) und 170,000 fl. (im J. 1823) gemechfeft. — 
Ein genaues Verzeichniß derjenigen Ausgaben, welche in ber 

z —— von 18260 — 29 auf. dem allgemeinen Reſerve⸗ 
foends, geleiſtet wurden, ſ. Berb. ber K. d. A; 1830, ues 
a o, Beilh., S. xxvn fg. 


Won der Stagtsſchulb Instefondere, | 


Württemberg ift feit drei Fahrhunderten, theils durch Yen 
(ötechten Haushalt einzelner Sürften theild durch die gol⸗ 
gen politiſcher Ereigniſſe, haͤufig in ber Lage geweſen, feine 

Ausgaben mit den laufenden Einnahmen nicht ganz decker 


® 
/ 
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fin. und PREIS semejce piqeideꝛ * 
Aflucht gu neben, vooe ht Brad tms, Mann 

vun ARrotz mancher fpeciellen — allgemeiner —— Plan 
:Innten Wieleiben ſeit Herzog Ulrich's Regiraug nie mach 
"ganz zuricfbegahle werben; fit find fogar namentlich gerade 
in Der füngfien Zeit — durch Uebernahme der Schulden von 
den menerworbenen Landestheilen — zu eimer fräher nie ges 
kannten Höhe geſtiegen. Sollte diefe ſchon auch nicht in 
:zu ‚großem Mißverhältuiffe gegen :die Kraͤſze bed, Staates feyn, 
-wad ſelbſt, in Vergleich gegen die Schulbtulaſt anderer eb 
‚pr, Richt. einmal [ehr ‚beträchtlich eripeinen,!) „fe Härfte doch 
sine gaͤnzliche Tilguug der Schuld nie mehr zu erwarten ſeyn 
dtotz aller Ordnung im Staatshaushalte mb der Feſthal⸗ 
tung bes Tilgungsplanes, Die Geſchichte giebt: Peine Hoff⸗ 
"nung auf fo lange Friedenszeiten, daB micht bie Nothwen⸗ 
digkeit nene Schulden aufzunehmen, che die alten ganz ge⸗ 
tilge find, im boͤchſten Grada wahrſcheinlich wäre, 

» S. bie Data in. Malchus Statiſtik, ©. 350 fa, und 


= deſſelben Eimunzwiffenfheft, II, Wellage, ©. 29 fa, _ Be 


brigend verſteht es ſich, daß die bloßen Zahlen keinen gan 


„puunreienben Versleichanaoruvit abgeben⸗ 
| et $. 77% | . Pe 
m .Wesriff, Mefprung unh Batzag derelben. ‚® 


“Schuld des wauͤrttembergiſchen Staates im Wilgermeines 


iſt jede begründete Forderung, welche au ixgend sine Staates 


Kaſſe oder eine Staats⸗VAnſtalt gemacht wird. Es ift jedach 


wieder zu unterfcheiben zwiſchen den Scholdigkeiten der Staate⸗ 
perwaltung und ber. Staatoſchuld im eigentlichen Sinne, Jene 
Pb die — aus irgend einem Grunde — nicht ſogleich bes 
richtigten Borderungen an ben laufenden Dienft, welche beun 


“ 
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bern, ober bei deren Unzrreichenheit aus Erginmundssihit 
diten zurzablen ſind, und Kal‘ Denen eins Weyzinfuig ir 
auanahmaweife ſtatt ſindet, nainentlich wenn’ für tele - 
weiterung eines deſtimmten Staatsinſtitutes Geld 
men wurde, das mun wieder nach und nach uf Yefen als 
genen Einfänften zuruͤckbezahlt werben fol, z. BG. ki Die 
tenwerken, Salinen n. dgl, In Beziehung anf dieſe Kt 
- von Geldverbindlichkeiten des Staates finden gar. ‚Nine je 
genthuͤmlichen Granbfäße ſtatt; ihre Liquidirung und Bie⸗ 
richtigung iſt ein Thell der gewoͤnlichen Verwaltungs ⸗Ge⸗ 
ſchaͤfte. Anderg dagegen bei ber Staatsſchuld Im engeren 
Sinne. Hierunter verſteht man diejenigen Paſſiv⸗Kapita- 
lien, welche auf die allgemeine Schuldenzablungs⸗Kaſſe übers 
wiefen find, indem fie geſetzlich als eine auf dem ganzen 
Stante ruhende, and von dieſem zu verzinfende und feingr | 
Zeit ruͤckzuzahlende Verbindlichkeit anerfaunt worben :finb, 
fröher durch gältige Erklärung ber competenten Regirungs⸗ 
Behörden, feit der Gründung der it beſtehenden Berfoffung 
aber durch Vetabſchiodung mit den Staͤnden ). > 

Diekg Staatoſchuid im engeren Sinne bilbet ihzt mir Ei⸗ 
ac, gleichmaͤßig verwaltete und mach heufelben rechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen behandelte Maße, ohne Muͤckſicht auf bie Seit 
and die Urt ihres Urforunges, welcher denn allerbinge fehr 
verſchieden iſt. Es Iaffen fieb im Beziehung anf ihm mament⸗ 


Uäch drei Upbtheilungen unter ber Scheldenſumme wachen. Der 


eine Theil beſteht aus Schulden des Herzogthumes, und par 
theils aus Aummer⸗, theils aus Laudichafta⸗/ Kirchenratbo⸗ 
‚uber Kriegepraͤſtatirus⸗ Kaſſen Schalten; rin zweiter begreift 
Be Waͤhrend der Seit. der unbeſchraͤnkten Monarchie aufge⸗ 

wmoinineuen Gelder; der drite eadlich die bon dem neuerwor⸗ 
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beure Daabrocheilen auf bie Gtaatskaſſe übernommenen Schul 
. ven, zum heile gleich bei ber Beſitznahme Übertragen, zum 
Tbeile erſt feit der itzigen Verfaffung darch St ber Schuls 
denzahlungskaſſe zugewiefen *). | 
= Durch diefe verſchiedenen Vermehrungen iſt denn nun 
der Stand der Staateſchatd auf folgende Summen anges 


lqufen: 
Am zoſten Juni 1830 betrug dieſelbe 27,915,982 fl. 


von welhen 515,920 fl. zu 5 vom Hundert 
97,348,2 249 fl. 37 Tr. zu 4 vom Hundert 
4172 fl» zu 23 vom Qunbert 


yerzindt wurden 
1640 fl. 30 fr. ganz unperzinglich ftanden. 
Hievon geht dann wieder ab das Activ⸗-Vermoͤgen der 
Schuldenzahlungs + Kaffe 3), fo daß fich der effective Staub 
der dffentlichen Schuld auf 27,173,282 fl. 7 kr. belief *). 


Hierzu kommt denn aber fireng genommen noch der Be⸗ 
trag der Reuten, ſ. oben 9. 260, ©. 829. 


| Alle Schuldfcheine der Staatsſchulden⸗ Zahlungskaffe wer⸗ 
den auf den beſtimmten Namen des Glaͤubigers ausgeſtellt. 
¶ Schuldſcheine auf den Juhaber, au porteur, finden alfo gar 
nicht ftatt.) - Zu ihrer Gültigkeit iſt erfordetlich, daß fie 
außer von den fländifchen Behdrden auch von dem Föniglis 
chen Eommiffär dei der Kaffe mrirunterzeichnet find 6). Yes 
dem Gläubiger ſteht die Einfiht in die Yuchfährung der 
Kafle anf. Verlangen offen). Die Umfchreibung won dem 
Mamen des einen Gläubiger auf den eines andern findet, 
ſohald die Cigenthumsäbertranung gehdrig beſcheinigt if, zu 
jeder Zeit, und ohne irgend eine Gebuͤhr ſtatt. Ebeufe die 
— neuer Schuldſcheine gegen alte); ‚ober: Die Mies 





aus 


beraud felfintii Kar’ derloten · gugeuta yegcodeig ano o 
ten Schuldurkunde J. ne tn: J Tu 1190 
F et , N ': -; . N Iyr 1 
3) Es möchte diefe Begriffe » Beilimmung der eigentticen &tauld: = 
ſchuld nicht fehr genau erfheinen, allein bei der großen Kite 
ſchiedenheit des Urfprunges berfefben, und bei Ken Veraͤn⸗ 
derungen in ber. fie betreffenden, Geſetgebung, wirb fd, eing 
genuͤgendere Bezeichnung wohl nicht auffinden laffen. Auch das 
Schuldenzahlungsftatut vom zaften Juni 1820, $. 1, Rbl. ©. 
348, hat daber dieſe Bezeichnung gewählt. — Bu einer De⸗ 
batte in ber 8, d. U. gab der Im Eöniglichen Gefehes- Entwurfe 
enthaltene Ausdrud, bie Verzinfung und Helmzahlung der 
Staatsſchuld Liege den „ſaͤmmtlichen Staatsangehörigen’ ch, 
gegründeten Anlaß. Mit Recht wurde bemerkt, daß naments 
üb auh dad Kammergut diefe Verpflichtung habe. Zur 
Befeitigung jedes Mißverftändniffes wurde der Ausdruck? „gan⸗ 
zer Staat’’ gewählt, ſ. Ver h., H. 10, ©. 987. — Der Com⸗ 
miſſions⸗Bericht der K. d. A. (ſ. Verh. derſelben, 1820, 
iſtes a. o. Bell. H., S. 243) druͤckt bie ſehr begründete Vor⸗ 
ausſetzung aus, daß die Schuldenzahlungskaſſe von ihrer Ver⸗ 
bindlichfeit befreit fel, wenn ſich ein rechtlicher Irrthum in 
der Eintragung einer Forderung in ihren Büchern nachweiſen 
laſſe. 
2) Das numeriſche Verbaͤltniß einer jeden dieſer drei Abtheilun⸗ 
gen der Staatsſchuld iſt oͤffentlich nicht angegeben worden, ſo 
wie es denn uͤberhaupt noch an einer Geſchichte des Staats⸗ 
haushaltes fehlt. Man wird aber nicht irren, wenn man beit 
Betrag ber von den neuwärttembergifhen Gebletstheilen uͤber⸗ 
nommenen Schulden auf bie Hälfte des ihigen Schuld : Aapk 
taled annimmt. Die unter der unumfchränften Regirung ‚Code 
trabirten Paſſiven find befanntlih nicht fehr bedeutend; fe 
time alfo eine ‚andere Hälfte auf bie altwürttembergifhen 
Schulden ber Kammer, der Landihaft, bed Kirchenrathes und 
der Kriegs⸗Praͤſtationskaſſe. — Die einzelnen Vertraͤge un) 
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:: in Mel „Sa Folepelcher Schuiben vonaewerinorhenen Lendes⸗ 
„: Bhellen auf den Stest uͤbernommen wurden, Rab hanptlſachlich 
nachſtehende: 1. Der Reichödeputationd= Receß vom 23. Febr. 
.. 1803, $. 77 — 84; bier wird bie Uebernahme der Säılden 
aus ben Entihäbigungs «Ländern feſtgeſtellk. Daß Aber freillch 
bieſe Grundſaͤtze von Wärttemberg nicht immer betrachtet wut⸗ 
den, daruͤber ſ. z. B.: die Darſtellung des Betragens der Land⸗ 
ftände, ıfte Fortſezung, S. 256 fg.; Bortrag bes Abgeord⸗ 
neten Burkard, Berh. der 8. d. A. 1820, H. 7, ©. 604; 
und den Bericht der Eommiffion zur Ausſcheidung ber Schul⸗ 
ben, daf. H. 13, Bell. &, 53. 2. Der Preßburger Frieden 
vom z6ften Dec. 1805, Art. 9; Defterreich wird bier vom al- 
len Schulden befreit, welche auf bie von ihm abgetretenen 
Länder radieirt waren. 3. Die Rheinbundesacte vom 12ten 
Juft 1806, Art. 29 und 30, burch welche Württemberg ein 
verhältnißmäßiger Antheil der ſchwaͤbiſchen Kreisſchulden zuge: 
ſchirden, To wie ber Grunbſatz ausgeſprochen wird, dab zwi⸗ 
ſchen deu Mediatifirten and den neuen Oberherren He Schal⸗ 
ben in demſelben Verhaͤltniſſe gethellt werben, in welchen bie 
Einkünfte zwifchen ihnen gethetit wurden. “Daß auch hier Wuͤrt⸗ 
tembderg anfaͤnglich unbillig abtheilte, bewekſen bie fraͤteren 

-  Säutdemübernahmen son ben Stanbdesherrn, f. unten. 4. Der 
Yarlfer Vertrag vom ı8ten Mat 1810, Art. 6, durch welchen 
bie auf den von Balern erhaltenen Lanbestheiten haftenden 

‚ Schulden übernommen worden. — Da ale dieſe Normen von 
Wuͤrttemberg nicht genau vollsogen worben waren, fo machten 
bie vernachtheiligten Gebletsthelle und Mebtafleten Iäre An 
ſpruͤche nach Wiederherftellung eines geordneten Rechtszuſtan⸗ 
des geltend, und es wurden demnach feit dem %. 1820 eine 
Reihe von Gefegen erlaffen, durch welche beträhtfige mittel 
fpecieler Verträge mit dem Bethelligten audgemittelte Gums 
men auf den Staat übernommen, und baburd alle weiteren 
Reclamatkonen niedergefchlagen warden. Diefe Gefehe Hub: 
>,’ Gefen vom 14ten März 1821, [RI G. Ado a⸗ 7 durch 








a 

Wwelched Bi von Bo Ereuereontribattond⸗ wu Dund⸗ 

ſchaftstaſſen Äbernommen wurben; vergl. Werd, devil. d. 

18, ls Bell. & 17 {9.5 6. Geſetz vom Sollen" Bunt, 

"EM 389. Hiet werden 834,281 fl. von 11 Reichsſtadten 

an bie Stautsſchuldenkafſe aͤberwieſen; 7. Gefetz vom arften 

Juli 1824, RER. © 601 fq.3 durch daſſelbe uͤbernimmt der 

Staat von 16RNekchsſtadten und Lanbfchaften 1,789,373 fi. ; 
von zwei Mediatifirten 468,645 fl., zuſummen: 2,250,828 fl, 

WVergl. Verh. der 8. d. M von 1324, iſtes a. o. BARS, 

©. 193; H. 13, ©. 12403 H. 14, S. 1468 md H. 15, ©, 
15625 7. Geſttz vom 11ten Jull 1827, Rbi. ©, 294 : Sies 
ben Standesherrn werben 507,000 fi. abgenommen. Vergl. 
Verb. der K. d. A. 1827, Med a. o. Beil. H., S. 1a und 
1775 H. 4, ©. 10905 H. 6, ©. 17095 H. 7, S. 17413 8. Ge⸗ 
ſehdh vom Sten April 1830, Rbl. ©. 177; von drei Medlaſir- 
ten und dem Johanniter» Orden werben 138,000 uͤberwieſen. 
— Mehrere beitere Poſten dürften nad) Weenbiging ber Un⸗ 
terhandlungen noch nahlommen, unb bie Staatsſchulb noch 
mehr vergrößern. Su bemerken ift, daßo oft mit einer 
Steuer » oder Landſchaft-Kaſſe abgeſchloſſen kit, fie Aufges 
löst, und der nicht vom Staate Abernenmene Schucbentheil 

- an die einzelnen Gemeinden, welche ben Verband bildeten, 

»vertheilt wird, jedoch mit gemeinſchaftlicher fabfiblarifger Vers 

bindlichkeit, ſ. bad angef, Gefen vom ıaten März 1821. - Die 

Grunpbſaͤtze, weiche bei biefer Auseinanderſeung bes: Schul: 

dbdenweſens der Landſchafts⸗ uud SontsibutiondsKaffen beobachs 

tet wurben, find entwidelt in einer (ungebr.) konisl. Refolus 

ton am a7ften Der. 1817. 

y Die anf den erfien Aublick unzweckmaͤßig erſcheinenden A cs 
‚tiv: Kapitalien der Schuldenzahlungskaſſe laſſen ſich dadurch 
rechtfertigen daß ſie als Vorrath fuͤr allenfallſige ſchnelle Ver⸗ 
Jegenheiten, und zut Vermeidung von Geld⸗ Aufnahmen dienen. 


Ir ©. Pexh. der R; 1 un 1830, Ztes a. o. Bell.d., ©. 153 f8.; 


1 
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. mien vers. auch den Rechenſchafte Wericht, Verh. der K. d. R, 
sie), iſteß a. o. Beil. H., G. 115, wo bie einzeinen Wermeh 
„,. zungen und Werminderungen, welche die Staatsſchuld feit 1820 
— erlitt, nachgewieſen find, und wo ſich denn ergiebt, daß fie in 
9 Jahren um 7,716,531 fl. 30) fr. zunahmi 
” 9 S. Schuldenſtatut von 1820, $. 9. — Auf dem Landtage von 
z 1834 wurden Obligationen au porteur in Antrag gebradt: 
42 Ad von der Kammer d. A. verworfen. Mit Recht, indem 
tlferrielgser zum Börfen:Spiele mißbraucht werben können, 
„hugh teihter dem Inhaber gänzlihen Verluſt der Forderung 
;: vazhehen: nur ber ebenfalls vorgebrachte Grund, ſolche Schuld⸗ 
„Seine, ſelen Papiergeld, iſt gaͤnzlich unrichtig, und kaun 
N auf einer Verwechslung vor an ſich ganz klaren Begriffen 
bernhen. Vergl. H. 8 ber Verhandlungen, ©. 581 fg. 
: „O Shuldenkatut, a. 0. O. —, Die Unterzeichnung von 
Seiten der Stände geſchieht während eines Landtages duch 
die Präffdenten und zwei Mitglieder der Beauffihtigunges 
Eommiſſion; während getrennten Landtages vom Praͤſidenten 
” a |. zwei Maliedern des Ausſchuſſes; ſ. Verh. der K. d. 
A., 1824, H. 5, ©. 59. 
.2) ueber die formelle Einrichtung ber Wcführung u. ſ. w. ſ. 
ar Rechenſchafts⸗Vericht, von 1824, Verh. ber K. d. A. iſtes 
il Nds Bei. H. ©, 186 fg. 
8), Schuldenfatut, a. D, Verl neh D.D. dom ı5tem 
Ang. 1830, über den Geſchaͤftsgang bei der, Amortiſation von 
‚Staatsihuld Urkunden, ÜBEL ©. 341. 


X. 


% 


Vale 


——— $. 27t. 

.5:b. Dlie Verzinſung und Ruͤckzahlung derſelben. 
DE Verginfung der Staatsſchuld iſt Verbindlichkeit 
38 Yanzen Staates; eine eigene, unter ber Leitung und Bere 
auimöftlichkeiti der Stände fichende Behoͤrde, die Staats⸗ 
‚Fapaisen s Sahlungss Kaffe, iſt dazu beſtimmt. Die Beamten 

& “ I» 
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derfelben ‚werden von ber Stände ⸗ Verſammlaug art 
und: vom: Könige beftättigt 2). 

Die Seldmittel werben. durch Verabſchiebung —— 
ſchafft, and ſolche Staatseinkuͤnfte dazu angewieſen, auf de⸗ 
ren Erhehung mit Sicherheit gerechnet werden Tann). Soll⸗ 
ten Die augewieſenen Einnahmen: die ‚angenommene Gröͤße 
zuſemmen nicht erreichen, fo wird der Minderbetrag aus dem 
allgemeinen Reſerve⸗Fonds zugeſchoßen; wogegen umgekehrt 
ein allenfolfiger Mehrbetrag der Staatskaſſe zu Gute Toms 
men würde?) — Der Zinsſuß iſt geſetzlich beſtimmt (fo 
weis nicht bei gewißen Kapitalien einzelne Verträge. etwas 
anderes feftgeftelt haben) und zwar auf vier som Hundert 


des Nominals Stapitaleg. Won diefem Zinsfuße darf die Schule 


Denzahlungs = Kaffe nicht abweichen, andy wenn fie Gelegene 
beit ‚hätte zu niederen Procenten Geld zu erhalten: nur in 
dom Falle wenn. ein Gläubiger fein ſchon bei der Kaffe ſte⸗ 
hendes Kapital freiwillig. zu einem, wenigfiens um ein hal⸗ 
bes Procent geringeren, Fuße fichen lagen. will, darf diefes 
Anerbieten angenommen, werden, uud es wird ſodann dieſes 
Kapital fo ange von bes jährlichen geſetzlichen Verloſung 
zur Ruͤckhezahlung ausgenommen, als, nad) ‚Höher zu verzin⸗ 
ſende, zur Verloſung geeignete Kapitalien vorbanden find *). 
Zur Bequemlichkeit der Gläubiger iſt der Zine nicht nur bei 
der Schulden⸗Zahlungs⸗Kaſſe ſelbſt zu erheben, fondern er Ian 
auch von jeder DOberamtöpflege bezogen werden. Bu 
Außer der regelmäßigen Verzinfang iſt aber auch ale, 
mäblige RNädzablung bes Staatsfchulo Pflicht des Staa⸗ 
tes. Zu dieſem Zwecke iſt denn ein eigener Schuldentilgungss. 
fogps- gegründet, Derfelbe beſteht aus einem, zaͤdrlia der 
Scrlden⸗ Zahlungs⸗Kaſſe zu abergebenden Holen Pacen⸗ 
Aush: vbdſten. Palßvſtandet der Staateſchuld, fo mie. 
Mo hl Staatsrecht IL 54 
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den, durch die Ruckzahlungen erwachſenden 'und ſich natur⸗ 
lich immer vermehrenden Zinserfparniſſen, dieſe letzteren Abri 
gens zu 5 dom Hundert gerechnets: - Auf. diefe Weiſe kann 
die Staatsſchuld in ungefähr 50 Jahren (vom Fahr. 18% 
du gerechnet) ganz getilgt werden. Allenfalls nen aufgunds 
mende Schulden eihalten ihren abgefonderten Tilgungsfenk 
von berfelben Urt, wie ber obige 5). Hat der Staat aufıt 
ordentliche Einnahmenniellen, ober unverwendete Weberfchäft, 
fo koͤnnen auch diefe durch Werabfchiedung zu — 
licher Schuldentilgung verwendet werden 8). 

Bei dieſer Abldſung der Kapitalien wird aber auf fel⸗ 
gende Weiſe verfahren: der Staat hat ein unbebingtes Auf⸗ 
kundigungsrecht, wenn nicht ausbrädlich in der einzelnen 
Schuldverfchreibung etwas anderes bemerkt iſt; er Zaun alfe 
jebem Gläubiger jedem Augenblid fein’ Kapital zurüͤcbezah⸗ 
len, mag es dieſer gerne fehen ober nicht, und mag bas 
Geld zur Zuruͤckzahlung aus dem ordenilichen Tilgungsfonds 
oder ans außerordentlichen Einnahmequellen herruͤhren. Der 
Glaͤubdiger dagegen hat keineswegs ein fo weit geßendes Auf 
Tandigungeräiht, ſondern er kaun nur verlangen, daß wenn er 
aufgefünbigt hat, die Kaffe fo lange, Bis er. bezahlt iſt, ker 
nem "andern Gläubiger deiſelben Art ihrer Seits anfkhnde, 
ſondern erſt die aufgefünbigten Kapitalien in der Reihenfolge 
der Aufſagung aus den Mitteln des Tilgungsfonds bezabit; 
zur Aufnahme weuer Summen, um alte auflündigte Kapk 
tälien züruͤckzuzahlen, kann aber die Kaſſe nicht gendthigt 
werden. Es werden alfo diefen Grundſaͤtzen su Folge zuerft 
dlejenigen Kapitalien abbezahlt, welche unter laͤſtigeren Be⸗ 
dlagungen die die gewdnlichen aufgenommen find; fodaim 
dle Heineren Voſten unter 100 fi.; erſt darin kommt die Reife 
ah "die von Seiteir der Gtäubiger-aufgeländigten Kapitalien, 

— — 
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und zwar in ber Meihenfolge ihrer Auſkuͤndigung, welche bei 
der Kaffe vorgemerkt werden muß; endlich — wenn nämlich 


feine weiteren Poften freinillig aufgekuͤndet wägen — wird eine 
der baar vorräthigen Summe des ordentlichen oder außeror⸗ 
dentlichen Tilgungsfonde entfprechende Verloſung vorgenom⸗ 
men unter allen Schuldkapitalien, ohne Ruͤckſicht auf Alter 
und Groͤße des Darlehens, und die Eigenthuͤmer der durch 
das Loos getroffenen Kapitalienggaben DieleIBen in Empfang 
zu nehmen). 


1) S. B. U. $. 119-1205 das Nähere ſ. oben, TEL L $, 108 
und 117. 

2) ©. ebenfalls Thl. 1, ©. 554 

3) S. das Staatsſchuldenſtatut, von 1820, % 4, Rbl. ©. 399. 


4) ©. diefe Beftimmungen im Geſetze vom 26ften April 1830, 
ROLE. 183. Mit dem Zinsfuße find manchfache Weränder 
rungen vorgenommen worben. Seit langen Zahren war in 
der Megel ber Zinsfuß der wärtt, Staatsſchuld 5 Procent ger 
wefen ; dieſes wurbe geſetzlich, und fogar auf die biäher ge: 
ringer verzinsten Kapitalien ausgedehnt duch bad Schulden 
ftatut vom 6ten Juni, 1816, $. 17 und 18, Rbl. ©. 149. Die⸗ 

- felbe Beftimmung wieberholte bad Statut von 1820, in. 6. 
Auf dem Landtage- von 1834 aber wurbe der Zinsfun Durch 
Geſehz vom 18ten Zuni 1824 auf 43 Proc. heruntergeſetzt, ben 

. Olänbigern aber, weiche ſich dieſes nicht gefallen. laſſen wol: 

. ten, ihr Kapital. zuruͤckhezahlt. In der Zwiſchenzeit von dem 
Landtage von 1827 zu dem von 1830 fegte ber Ausſchuß, und - 
zwar ber engere allein, ohne Zuzlehung der abwefenden Mit: 

glieder, ferner ohne Auftrag von der Verſammlung, ben Zius⸗ 
fuß um. ein weiteres halbes Procent herunter, indem er df: 
fentiih (unter dem zoften Febr. 1829) aufforderte, Geld zu 
4 Procent anzuteihen, und dagegen auf ſolche Kapitallen die 
werlofang ‚nicht anzuwenden verſprach. Die Maastegel ge: 
54. i 
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lang; von 26 Milllonen zur Verloſung tauglicher Kapitallen, 


R wurden nur 1,800,000 ff. nicht freiwillig reducirt, und biefe 
. daher mit neuen Anlehen zuruͤkbezahlt. Mit Recht aber wurde 


X 


der Ausfhußin beiden Kammern wegen bieſer Ueberſchreitung 
feiner Befugntffe hart angegriffen, der Beſchluß gefaßt, dab 
ohne Geſetz eine ſolche Dperatfon nicht mehr vorgenommen 
werben dürfe, und in Folge deſſen, das oben angeführte Ge⸗ 
feg erlafien. S. Rechenſch. Bericht, 1830, ©. 141 fa.; 
Verh. in der K. d. St. 5., H. 1, ©. 144 fg., und Berk. 
der K. d. A., 9.1, ©. 177 fg. — Verg. auch: (Hofacer) 
über die Reduction des Zinsfußes der w. Staatsſchuld in recht⸗ 


Uicher Hinſicht. Stuttg. 1830. B. 


5) S. Schuldenſtatut von 1820, $. 3; das Finanz = @efet 


für 1830 —33, Rol. 1830, ©. 183. Der Tilgungsfond wird 
alſo durch eine Crhöbung der gewoͤnlichen Staatseinnahme zu 
Stande gebracht, und beſteht nicht blos In dem zufaͤlllzen Hes 


. berfchuffe der Einnahmen über den zuvor berechneten Ertrag 


derfelben. Die Erfahrung anderer Staaten, 3.8. Englands, 
därfte wohl beweifen, daß diefe Art von Tilgungsfgnde nicht 
auf die Dauer anwendbar iſt, und früher oder fpäter ber ges 


bleterkfchen Nothwendigteit, die Laften bes Volkes herunter⸗ 


zuſetzen, weichen muß. Strenge genommen iſt dieß auch [dem 


itzt in Württemberg geſchehen; denn anftatt, daß In Im 


Jahren 1820-29, wie bem Statute nach bitte geſchehen 
ſollen, 1,319,471 fl. z te. anf Schuldentilgung verwendet wur: 


ben, befamen nur 676,013 fl. diefe Anwendung, ber Ref aber 


wurde zu Laufenden Ausgaben verwendet, alſo zur Griehktes 
tung ber Steuerpflihtigen. — Daß bie jaͤhrlich wachſenden 
Zinserfparniffe zu 5 Proc. dem Tilgungsfonde berechnet wet: 
den, obgleich nur 4 Proc. wirklich erfpart werden, geſchah ne: 
türlich in der Abfiht, ben urfprünglihen Tilgungsplan, wel: 
her zu einer Zeit entworfen wurde, als ber Zinsfuß noch 


3 Procent war, einhalten zu koͤnnen: bie Folge davon aber 


iſt Nun bie, daß mit jedem Jahre der Etatsſatz ‚für die 








[ 
Be 


. Staatsſchuld waͤchet; denn jedes abgelddfe Kapltal, welchet 
dem Glaͤubiger mit 4 verzinst wurde, muß num dem Tilgungs- 
. Sonde mit 5 berechnet werben. Bel einer immer ſteigenden 
- Vermehrung des Nationalvermögens mag dieß möglich ſeyn; 
mie. aher bei einem. Slaken deſſelben durch Kriege 1. dgk 3 
‚Siehe baräber bie- ſehr begründeten Ausftellungen’ des Abge. 
ordneten Hofa ger, Verh. der K. d. A., 1830, 9 ©. 
‚534 fg. 

6) Solche außerordentliche Sauddentllaung iR zuerſt beſchloſſen 
worden im Flnanz⸗Geſehe von 1830, Mit. 11 (Rbl. ©. 188), 
naͤmlich bie Ueberſchuͤſſe der Reſtverwaltung von 1829 — 30, fe 
wie 202,500 fl. in früheren Jahren dem laufenden Dienfte: vor⸗ 
geihofener Gelder. 

2 ©. das Schuldenftatut von ı820, $.7 — ferner: Ge⸗ 
..jeß vom ı8ten Jul 1824, über bie Ordnung der Kupitalanfı 
Eündigungen, RXchl. ©. 339, | 


— 


Vierte Abtheilung 
Die Staats ⸗ Einnahmen. 

Nach der Verfaffungs⸗ Urkunde ſind zur Deckung ber 
Staatdausgaben vor Allem die Einkünfte des Kammergutes 
beſtimmt. Dieſe zerfallen aber wieder in den Ertrag der Feld⸗ 
güter ‚und Grundabgaben (im folgenden: Kanımergut im 
engeren Sinne?) genannt); in ben Erlös aus den Nutzun⸗ 
gen der Staatöforften, in das Einkommen aus den Gewer⸗ 
ben des Staates, nämlich den Berg⸗ und Hätten « Yantern, 
Satinen und Olashütten, endlich ans einigen vermifchten, 
zunaͤchſt nicht aus dem Grundbeſitze, fondern aus Hoheits⸗ 
rechten herruͤhrenden, Einnahmen 2). — Reichen dieſe Ein⸗ 
kuͤnfte nicht hin zur Deckung der Staatsbeduͤrfniſſe — und | 
daß fie nicht die Hälfte ber udthigen Gummen betragen, 


+ 
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haröber |, oben Thl. I, S. 551 — :fe iſt zur Umlage von 
Steuern zu ſchreiten?. Dieſe zerfallen in directe und imbirecs 
te, je nachdem fie auf einen Beflg, oder auf einen Verbrauch 
gelegt find. Die erfleren begreifen die Grundſteuer, die Ka⸗ 
pitaltiens und die Befoldungss Steuer unter fi), und die erfie 
zerfälle wieder In die Abgaben "von Grundeigenthum, von 
Gefaͤllen, von Bewerben und von Häufern in fi: die im 
directen Steuern find nad) den neneften Finanzgeſetzen: Zoll, 
Acciſe, Hundeſtener, Sporteln upd Wirthfchafts, Abgabe. 


1) In ben Hanptfinang= Etats iſt biefe erfte Abthellung bed Kam: 
„ mergut= Ettrages: als „Ertrag der Kameralaͤmter“ bejeich⸗ 
net, und dann find auch Die oben als die vierte abgefonberte 
'Klaffe des Ertrages bezeichueten vermifhten Ginnabmen bar: 
unter begriffen. Diefe Bezeichnung und Eintheilung if in je⸗ 
der Beziehung fehlerhaft: eimmat iſt es Inconfeguent, bier 
die Erhebungskaſſe als bezeihnendes Merkmahl der GCiunstese 
anzugeben, während es fonft nirgends geſchleht; zweitens Ik 
bier nur ein Theil der Ciunahmen der Kameralämter auf: 
geführt, ſchon bie Korfteinfünften werden ja ebenfalls won 
- biefen Behörden eingezogen, von einem Theile der Indireeten 
‚ Steuern gar nicht zu ſprechen; - beittend kann der Ertrag wa 
Hoheits⸗Nechten nicht hieher gezählt werben. 
3) Strenge genommen follte aus biefer leßteren Kaffe eine dis 
. gene Hauptabthellung ber Staats⸗Einnahmen gebiibet wer: 
den, Indem fie weder zu den Ginfinften ans dem Kammer- 
gute, noch zu ben Steuern gerechnet werben koͤnnen. Es ü 
in Folgendem nicht geſchehen, um die von den Geſetzen bike 
ber immer befolgte ˖ Eintheilung nicht allzuſebr zu verlaſes, 
was Mißverſtaoͤndniſſe und Ungewißheit veranlaſſen koͤnute. 


4 ar oe 
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7 4 Beſiandtheile deeiben. 
Wird die Sefammtma Staatögutes in Kammer⸗ 


gut i. e. S., in Forſten "in Huͤttenwerke eingetheilt, 
(was in finanzieller Berihung ſchon wegen der ganz vers 
ſchieden en Verwaltungeweiſe dieſer drei Gattungen von Grund⸗ 
eigentgum nothwendig ik, y® umfapt die eitere Aorelung 
folgende Eigenthums ſtuͤke: en : 
1. Geſchloſſene ®üter und Maiererem. Nach 
Yen Stande vom fen Dir, 830 Paaren +18 fülihe Güter 
im Befitze "des Staates; ſir hildeten zuſarninen eine Maffe 
don 364 Gebäuden, 185340 Morgen Aeckes, 6541 M. Wie⸗ 
ſen uið Gärten; Ka Weiden und RR, mit 
einen Reinertrage · vdn 105,001 1. vn 
ng! Einzelne Guter and Gebäude, im Ganzen 
51 än der- Zahl, nämlich: 793 Gibaͤnbe5857 M. Ae⸗ 
der, 7520 M. Gaͤrten und Wieſen, 1536 M. Waiden und 
Wethſetfelver, zuſammeũ mit einem Reinertrage von 115,787 fi. 
8. Geinerbe (mir Aenahme der Huͤtten⸗, Salz» und 
Glas⸗ Werte), © 410 im, Ganzen, mit 138 Gebäuden, 379 
der, 3er M. Wiefen und Gärten, 4% M. Wai⸗ 
den. Reinertrag: 37,872 fl. 2). 
4. Grundabgabe und Gefaͤlle. cher diefe |. den 


folgenden‘ Paragraphen. 


1) Diefe Angabe," fo nie bie unter ei folgenden Nummern 
enthaltenen , ſtuͤtzen fih auf officielle Actenſtuͤke. 

2) Eine ſtreng logiſche Eintheilung muͤßte allerdings auch dieſe 
einzelnen Gewerbe (Blerbrauerelen, Wirthſchaften u. dal.) 
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aanter bie ndmfiher Hauptrubrik ſtelen, wie hie Berg⸗ und 
‚Hütten Werle: allein da fie in Beziehung auf bie Verwal⸗ 
tung, inzikh vo von den legtern getrennt, und dagegen bem 
Grundeigenthume und ben Gefällen gleich geitellt find, fo mag 
ihre Cintheitung bei den Kammergätern I, e. S. gerechtfertigt 
Er ER 


2 ‘+. j 
“ [2 > 
* ⸗ 
wo. 2 
‘6. 27% 


en 4 ar ee, est 
2 R b: Sein Eiirag, u — 
Der Ertrag des Kammer tes im. engeren Stan, ı ale 
namentlich mit Uusnahme ber Balungn ; Nicht, aber aus 
folgenden Quellen: . .. 
I. Aus den Staatöghtern, — meue verpach⸗ 
tet, theils in eigener Verwaltung benfgt werden. 
. & Die Verpachtung der Staatsguͤter iſt die Hope, 
. Beht daher: der ‚bißherige Yacht. eines Guleſtan ‚u 
Ende, fo hat der betreffende Kameralbeamte über bie 
Wiederverpachtung an bie Kreisfinanzkammer gu berich⸗ 
‚sen, und zwar bei größeren Guͤtern ein Jahr vor Ab⸗ 
lauf der Pachtzeit, bei Heineren wenigfiens vier Des 
nate vorher. Wird Micderverpachtung (und nicht als 
leufalls Verkauf, Selbfiverwaltung .f. f.) ange 
net, fo ift die Verpachtung in Öffentlichen Blättern am 
zufändigen, und in Öffentlicher Sitzung vor Urkandk 
perfonen an den Meiftbietenden zu überlaffen. Der Pad 
ter hat Caution zu leiften, und bie Genehmigung dei 
“ Vertrages bleibt dem Binanzminifterium vorbehalten, Die 
VWVerpachtung wird, namentlich) bei größeren gefchlefle 
nen Gütern, auf eine längere Reihe von Jabren, 18 
z. B., vorgenommen, und nicht nur auf’ die Groͤße des 
angegebenen Pactlocars, ſondern auch darauf geſehen, 


x 
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daß das Sut vom eincen Manne bewirthſchuftet werve tb 
cher der Umgegend durch rationelle Ludwirtzſweſt Yin 
Muſter dienen fanny% Beim Antritte des vachs iſt 
eine genaue Gutsbeſchreibung aufzunehmen, welche vor⸗ 
erſt mit der dem bisherigen Pächter Abergebenen Bere. 
‚ea wird, um beurtheilen zu koͤnnen, welche Deterins, 
rationen er zu erſetzen habe. Waͤhrend der Dauer. des 
Pachtes hat der Kameralbeamte die verpachteten Guͤter 
. mehrere Male im Jahre zu ‚usterfuchen,; und es fin. „ 
‚: demſelben die verfchtedenen Puncte vorgeʒeichnet/. auf — 
welche eg feine: Aufmerkfamkeit richten ſoll 2). : Aufere 
dem iſt nech ein eigener. Domänen Infpertor beſtellt 
. „welcher die ſaͤmmtlichen Steatsguͤter: perſonliih er bes 
.. „Maffichtigen und bazäher zu berichten hatı =" 1’ <) 
b. Nur ganz ausnahmsweiſe werben Beſtandthelle ves Kam⸗ 
atergutes durch die Kameralbeamten Telbit verwal⸗ 
get, namenilich dann, wenn ein entfprecpeiider Pactzins 
_ barand gewonnen werben kann, oder wenn, wie 
- 28% bei den Altern, andere Grunbt fe, die ‚gene 
. Muffe ſprechen. 


— Aus Zehenten und Theilgebähren. EEE i 
deutenden Theile des Königreiches fteht dem Staate ber Bezug, 
des Zepenten, "hier und da auch noch gewiſſer Theilgebubren zuz 
namenilich iſt dieſes noch fo lange der Fall, als nicht das. 
proteftantifche Kirchengut herausgegeben ift, als mit welchen 
ſehr beträchtliche Zehentbezäge an den Staat gekommen find 3), 
Eine beftimmte Regel für das Mecht des Staates zu biefem 
Bezuge iſt nicht anzugeben, eben ſo wenig eine Regel uͤber 
die Ausdehnung, des Zchentrechtes anf der einzelnen Mars 
kung. So wie es bie Lagerbuͤcher, einzelne Vertraͤge, oder 


! 
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bekimmte Gewohnheiten mit fih:briugen, fo weit geht das 
Met. Allerdings gilt der Satz, daß — mit Aasahıne 
einzelnen zu erweiſender Befreiungen — jedes Feldgut zes 
hentpflichtig iſt: allein keineswegs iſt damit ˖ ausgeſprochen, 
daß der Zehente nun auch dem Staate gebuͤhre. Im Ge 
gentheile hat ex. viele Concurrenten, namentlich die Griſtlichen, 
Gtiftungen mil: Le Bald. fleht alfo dem Staate auf eine 
ganzen Marbung eine gewiſſe Battung'von Zehenten zu, bald 
hat er nur auf einen Theil derſelben einen Unfprach zu mas 
chen; hier kann er den großen Zehenten, dort ben Heinen 
oder. den Wein» Zehenten anſprechen; manchmal, wiewohl 
feltemer,, :alle Arten von Zehenten zufammen. Ebeuſo ver: 
fchieben wie ber Umfang des Rechtes uͤberhaupt, Find au 
in ben verfchiebehen Randestheilen und Gemeinden bie Gränen 
zwifchen Dem großen und Kleinen Zehenten. Dit Einem Bere 
es läßt fich etwas Allgemeines, für das ganze Kand als Rs 
gel Gültiges nicht aufftchen. — Die Benuͤtzung ˖ diefer- Ein 
Tommensquelle gefchieht entweder durch Verpachtung ober 
duch Selbſt⸗Einzug. Erſteres iſt bei weitem die Regel. Der 
Pachtvertrag wird entweder mit der ganzen Gemeinde ges 
ſchloſſen, oder mit einzelnen Privaten. Im erfteren Falle if 
wieder zu unterſcheiden, ob die Gemeinde auf eine Länger 
Heiße von Jahren den Pacht übernehmen will, oder ob fe 
nar auf Ein Jahr fich dazu verſteht. Iſt jenes der Wall, 
was die Finanzverwaltung vorzieht, fo wird auf die Grund⸗ 
lage eines Durchſchnitts/Ertrages abgeſchloſſen, gewoͤnlich 
mit der Bedingung, daß wegen Hagel und feiudlicher Bew 
heerung Nachlaß erfolge; auf wie viel Fahren der Vertrag 
erſtreckt wird, hängt von dem Anbieten der Gemeinde ab, 
doch find 9 Jahre das Wenigſte. Das Pachtlocar kann Geld 
‚ oder Frucht ſeyn; bei einigen Gattungen von Zehenten wird 
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immer Geld bedungen, ſo beimnHeu⸗ und Oehmd⸗ Zehenten, 
auch meiſtens beim kleinen Zehenten. Verſteht ſich vie Ge⸗ 
meinde nicht zu langjaͤhrigem Vacht, fo wird es bei ihr ges 
halten,. wie bei Privats Pächter: Auf den Grund einer 
ausführlichen, von den Kameralbeamten durch Augenſchein 
zu Mfenden Feldertrags⸗ Beſchreibung wird Fin Auſchlag ge⸗ 
macht +), und dieſer nun in dffentlicher Verhandlung zum 
Meiſtgebote ausgefeht. Der Pachtzins beſteht für den gro⸗ 
Pen Zehenten in der Regel in Getreide, und von ben vers 
ſchiedenen -abzuliefernden Sorten wird nur auf eine oder zwei 
gefteigert, die anderen bleiben im urfpränglichen Anfchlage 
unverändert. Dem Pächter wird bie Benuͤtzung der Jehent⸗ 
ſchennen, fo wie der allenfalls: vrfandenen Spaunfrohnen zur 
Einfuhr der Zehentgarben in der Regel uͤberlaſſen. Won 
der Nebernahme- eines Zehentpachtes find awsgefhleffen: alle 
weltlichen und geiftlichen Beamten, die Ortsborſteher, dieje⸗ 
nigen, welche zur Felderbeſchreibung und Beſichtigung des Er⸗ 
trages verwendet wurden," eihblich diejenigen, welche noch 


ans fräßeren Pachtvertraͤgen etwas fhulden. Auch iſt zu 


bemerfen, daß in der Hegel: der Zehente nur am Mitglieder 
der pflichtigen Gemeinde verpaditet, und bieven nur dann 
abgegangen wird, wenn fich Feiner derfelben zu einer ans 
nehmbaren Anerbietung berbeiläßt: Yu feinem Kalle darf hbris 
gens das Zehent⸗Stroh außerhalb der pflichtigen Markung 
verkauft oder verwendet werden, Erſteigert ein Private ben 
Pacht, ſo bat er mittelft Bärgen Eaution zu leiſten. Die 
Ablieferung der Pachtfrächte auf die Föniglichen Fruchtkaͤſten 
muß in Taufmannsguter Waare geſchehen 5). In welchen 
Fällen dem pflichtigen Eigenthuͤmer ausnahmeweiſe eine Vers 
wandlung der NRaturalabgaben In ein Surrogat geftattet wird, 
Darüber fiche oben $. 221, S. 585. — Der Selbftein- 
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zuaug der Zedenten ſtudet nur bei dan Weinzebenten re 


geimäßig ſtatt 5); fonft wird bios, wenn entweder gar kein 


‚oder aur ein allzu niederes Pachtgebot erfolgt, oder wenn 


eine Werabrebung der Bietendtu N dam ges 
ſchritten 7), | 

3. Aus Lehen und Zinsghtern. Gehr beriihe 
lich iſt die Zahl derjenigen Bauernguͤter, bei welchen dem 
Staate ein Lehenobereigenthum, oder wenigſtens ein Recht 
anf ewige Zinfen und Gälten zuftchen ; namentlich Rd and 
in ‚denjenigen neuerworbenen Landestheilen, welche fräber 
geiſtlicher Herrſchaft unterworfen waren, Verhaͤltnifſe diefer 
Art faſt die Regel, Es bedarf kaum ber Bemerkung, daß 
der Staat dieſes Einkommen nicht ans einem ſtaatarechtli⸗ 
chen Titel beſitzt, ſondern daß es rein privatrechtlicher Res 
tue iſt, wie denn auch eine große Anzahl von Privatpeiſe⸗ 
nen, Stiftungen u. ſ. w. aͤhnliche Mechte beſitzen. Die Ges 
feggehung beguͤnſtigt Übrigens dieſe Verhaͤltniſſe wicht, fons 
Bern bat wenigfiens für einen bedeutenden heil Diefer Les 
densabgaben gaͤnzliche Abldfung ober wenigſtens minder dräs 
dende und deſchwerliche Erhebungsarten geftattet, ſ. hierüber 


‚oben $, 921, ©. 584 9). 


: 4 Uns Zinfen von Aciofapitalien. Diefe Uctiplas 
pitalien find hanptfächlich Zieler von erkauften Domänen. 

5. Ans außerordentlichen Einnahmen, z. B. 
Beiträgen zu den Gymnafien, Revenuͤen⸗ Ucberfchäffen ver 
Kimpurg’fchen gemeinfchaftlichen Mentämter, Erlös vom als 
tem Material u. dgl. 

Aus diefen fünf Einnahmequellen bildet fi) denn num 
folgender Roh⸗ Ertrag des Kammergutes: 580,910 fl. au 
Geld; 59,324 Sch. glatte Frucht; 210,049 Sch. Dinkel oder 
Eisitorn, 141,926 Sch. Haber; 7000 Yimer Wein). — 
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Bon biefer Summe gehen Abrigens wieder beträchtliche Ans 
gaben ab, welche, als von der Domanlals Verwaltung uns 
mittelbar verqulaßt, bei ihr ald Elementaranfinaub in Ab⸗ 
zug gebradyt, und nicht in ben allgemeinen Ausgabe, Etat 
des Staates aufgenommen werden. Diefer Aufwand beſteht: 
a. in den allgemeinen Umtsausgaben, mir 220,166 fl. 
auGeld, 1355 Sch. glatter Frucht, 7482 Sch. Dinkel, und 
5185 Sch. Haber; b. in dem Pachte ber Univerfis 
taͤts⸗Gefaͤlle mit 22,098 fl. Geld, 30 Sch. glatter Frucht, 
137 Sc. Dinkel, und 57 Sch. Haber. — Hiernad) ftellt ſich der 
reine Ertrag des Kammergutes — immer mit Ausfchluß der 
MWaldungen und der Berge und Salz⸗Werke — auf 329,656 fl. 
Geld, 57,939 Sch. glatte Frucht, 202,340 Sch. Dinkel und 
‚Eintorn, 136,684 Sch. Haber und 7000 Aimer Wein, oder 
die fänmtlichen Naturalien zu Geld angefchlagen, auf: 

3,778,194 1.10) * \ 

y) Es iſt, in wirthſchaftlicher und In politiſcher Ruͤckſicht, fehe 
zu wuͤnſchen, daß die Anzahl der unterrichteten Domaͤnenpaͤchter 
ſich immer mehr vergroͤßere. Es iſt ein ehrenwerther Ands 
weg fuͤr die Soͤhne gebildeter und doch nicht reicher Fami⸗ 
lien; ſolche Männer dienen fo viel, und vieleicht unmit⸗ 
teilbar mehr, als ein laudwirthſchaftliches Inggput zur Vers 
breitung beiferer Landwirthſchaft; für Gemeinde» und 
ftändifhe Wahlen als Wähler, und enn es ihre Geſchaͤfte 
erlauben — als Gewaͤhlte, ein ſehr wichtiges und nuͤhliches 
Element. | 

2) ©. V. O. vom 2ten Zunl 1812, Rol. S. 285. 

3) Nach offiziellen Notigen bat der Staat das Zehentreht in 
folgendem unge in Anſpruch zu nehmen: 1. der große 
Behente fieht dem Staate von 1,077,101 M. zu, alſo sicht 
ganz von ber Hälfte bes Aderfeldes; hievon werben 425 M. 
durch Selbſteinzug, mittelft laͤhrliche r Verpachtung 203,809 
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M., durh mehrjährige Verpachtung 879,426 M., durch 

- Geld» Surrogate 23,447 M. benäßt. 2. Den kleinen 3es 
henten Hat die Finanz» Verwaltung von 372,841 M., unge: 
fähe von } des Aderfelded; . 3. der Hen= md Oehmd⸗ 
Behnte fieht Ihr zu von 76,258 M. db. h. von „ı, ſaͤmmt⸗ 
liher Wiefen; 4. ber Weinzehnte endlich von 51,816 M. 
oder von etwas mehr ald ber Hälfte ber ſaͤmmtlichen Wein⸗ 
berge. In Gelb wird berfelbe von 27,535 M. erhoben; 5 
der N ovalzehnte endlich fteht dem Staate auf 83,287 M. 
zu. S. Memminger’s Jahrb. 1829, 9. 1, S. 204 fg. 

4) Die Fixierung ber Sehenten in einen beftändigen Fruchtguͤlt it 

nicht nur ſchon wiederhalt in der Staͤndeverſammlung als Wunſch 
ausgeſprochen worden (ſ. z. B. Verh. der K. b. A., 1824 
H. 18, S. 191), ſondern auch die Regierung bat ſich bemaͤht 
durch dieſe Einrichtung dem laͤſtigen Geſchaͤfte der alljaͤhrllhen 
Einſchaͤhung und Verpachtung auszuweichen; allein die Gemein⸗ 
den ſollen ſich bis igt nicht geneigt gezeigt haben, in dieſen 
Vorſchlag einzugehen, ſ. Verh. dee K. d. A., 1830, H. 3, 
S. 754; ſelbſt angebotene Vortheile ſollen ſie nicht dazu be⸗ 
wogen haben. Allein die Frage iſt, ob dieſe angebotene Vers 
theite fo bedeutend waren, als die Regirung fie, ohne pol 
tiven Verluft, andleten Eonnte ? Denn nicht zum Vorthelle der 
Staatskaſſe, fondern zu dem-bder Pflichtigen folte die Ber: 
wandlun®borgenommen werden. Genug iſt, wenn die eritere 
nichts verliert. - 

5) Näheres über das Sehentreht an und für fih, namentllch 
über bie Frage, was zum großen und mad zum kleinen Zehn: 
ten gehöre, wie es mit der Auszehntung in der Brache, in 
den Länderh, bei einem nichtzelglihen Baue von Zehentfrauͤch⸗ 
ten zu halten fe, f. bei Chriſtlieb — Anten⸗ 
rieth) Einleitung In die Amts-Praxis Rines Rechnungs⸗ 
Beamten, Th. I, S. 119 fg., und bet Reyfher, Handbuch 
der Amts-Praris der Kameralbeamten, z2te Aufl. S. 260 fe. 

In eben diefen Werten ift auch im Einzelnen angegeben, welche 
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Formen Wei. der Verpachtung eines Zehnten zu beobachten 
fun Man verg. auch Herzog 8 ſtaatswirth. Blätter, H. 2, 
©. 27fg. 1 

69.8 :da8 Weitere bei Chriſtlteb, a. a. Dar 191 fg.; bei 

. Reyfher a. a. D., ©. 759 fg. 

7) ©. Chriſtlieb, a. a. O. S. 186 fg. 

3) Die nichts Elgenthuͤmliches enthaltenden Regeln uͤber den 
Einzug dieſer Art von — bei EDESRLLEN, R a. O., 
©. 79 fg. 

» Die .einzelmen Summen, aus welchen diefes Ergebniß zuſam⸗ 
mengeſetzt "ik, find gu eriehen aus dem Sinanzcommifftong- 

Bericht der K. d. A., 1830, 3ted a. o. Betl. H. ate Abthl. 
S. 39 fg..und ben dazu gehoͤrigen Tabellen. Die Summe, 

wie fie im Texte angegeben tfi, erſcheint um mehrere 100,000 fi, 
and einige Naturalien-geriuger, als bie a. a. O., ©. 61 be⸗ 
rechnete; es rührt dieß daher, weil ih ben Betrag der . 
Hoheltögefälle und der unmittelbaren Cinnabs 
men der Staatshauptkaſſe als unter ben Ertrag 
des Kammergutes in keinem Falle gehoͤrig, hier abziehe, und 
unten, in 6. 281, als boſondere Eiunahmequellen des Staates 
in Berechnung bringe: Auf der andern Seite find ist ſchon 
23,000 fl., welche das Mimſterlum im Ganzen, ohne befonde- 

- rem. Nachweis, der Summe zufeht, aufgenommen werben. Su 
bemerken iſt übrigens noch , dad bie Tämmtlichen bis iht von 
den ſtaͤndiſchen Finanzeosumiffionen erftatteten Berichte ber 
udthigen Klarheit und Heberfiht ganz ermanglen, fo naments 
lich auch der Bericht vom J. 1830. Hnd dach follte man den⸗ 
ten, es ſei ſehr leicht und einfach bie Ueberſicht zu geben, wenn 
a. zuerſt der ſaͤmmtliche Roh⸗Ertrag unter den einzelnen Haupt⸗ 
rubriken angegeben, dann b. bie Ausgaben davon abgezogen 
würden, und zwar zuerſt die Clementar: Ausgaben bei jeder 
einzelnen Einnahmequelle, dann der allgemeine Amtsaufwand 

dbder Domtanials Verwaltung. Hieraus würde fi «. der Mein- 

Ertrag angeben, bei weichem beun nun ſummartſch anzugeben 


— 
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wire, weiße Natırafien In Tası Yaelfen; "reihe im Ebats. 
reifen abgegeben werden müffen, ‚welche aubere zum freien 
‚ Verkaufe üßgig bleiben. Es iſt fehr zu zwelfeln, ob bie Mits 
"sileber der St, Verf. aus ben anf ber ‚einen Seite nundͤthig 
2 "zahlreichen, auf der andern Selte weber. „vollftändigen, noch 
“Maren, noch endllch nur In allen Theilen folgerichtig bearbeis 
» teten Darftellungen trgend: eine Cinficht J den — des 
Kawimergutes gewinnen koͤnnen. = 
10) Das in der vorftehenden Note Vemertte ieh erklären, 
> warum die. im Texte als reiner Ettragi bes Kammergutes 
ausgeworfene Summe um 251,264 fl. stabeseriift, ats die im 
Finanzgeſetze vorgenommene Summe von 2,044,253 A., iudem 
‚ jene Zahl ale der Ertrag der Heheitsrechte und. bez. uumit- 
telbaren Einnahmen. ber Hauptftaatslaſſe abgezogen . werben 
mußte (wobei übrigens zu bemerken ift, daß, in. Ermangkıum 
näherer Nachweiſungen, bie unter biefen Ertragen begrifenen 
Naturalien alle zu EtatsdsPreifen berechnet wurden, was 
vielleicht kein ganz richtiges Ergebniß machte, allein. bie Total: 
Summe ber gefammten Staats⸗CEinnahmen natuͤrlich niht 
verändert). Ueber die Wererhnungsart bes Gelbwerthes der 
Naturallen f. den angef. Einanz:Commill. - Beriht, S. 63 fs; 
zwar fehlen hier bie nöthigen einzelnen Angaben, doc et 
giebt fih jeden Falles, daß wicht Immer derfelbe Preis für 
« "Die Naturallen angenommen iſt, fondern daß je nach. der Bet: 
„ „wendung gu eigenen Zweden ober zum freies Berlaufe, vers 
ſchiedene Anſaͤtze gemacht werden. Daß eine ſolche Wer⸗ 
ſchiedenheit zut Verwirrung und zur Unklarheit in den Etat} 
fährt, bat Mal chus, Finanzwiffenfhaft, II, ©. 102 Im ber 
Note, mit großem Mechte bemerkt, 


2. Forſten. 


Einen ſehr bedeutenden. Theil der oßrttembergifchen 
Staates Domänen — die Waldung en aus. En, 


 nurraurti EC 


! 














” m (600,000 Morgen) und ihr Ertrag (1 330,000 fl. Rob, 
‚und 635,000 fl. Reins@rtrag, außer 24,000 fl. von ben Jag⸗ 


Yen) find gleich wichtig. — Bei keiner Art von Staatseigens 
fun kommen fo wichtige ragen binfichtlich der Bewirthe⸗ 
ſchaftung zur Sprache; ‚denn. e8 freitet hier das rein finans 
sielle Jntereſſe, welches in einer Devafkation der Walduns . 
gen, außerordentliche Hölfsquellen für Staatsbedürfniffe fine . 
bet, mit dem ſtaatspolizeilichen, welches unter allen Um⸗ 
Ränden eine nachhaltige Bewirthſchaftung, und fomit Si⸗ 


cherſtelluug der Nachkommen, verlangt. Die wärttembergie 


ſche Geſetzgebung bat fich. für die letztere Auficht erklärt, 
und ſacht theild durch techniſch⸗ richtige Behandlung, theils 
durch Schuß der Waldungen das Ziel zu erreichen. — Nas 
tärlich tritt bei folchen Grundſaͤtzen die Wichtigkeit der Jagd⸗ 


Ausübung, welche eine fruͤhere rohere Zeit als Odqhſtes a au⸗ 


ſchlug, weit in den Hintergrund. 
2. Bewirthſchaftuug ber dorſten. 
$. 274. | 
«. Sorge für möglichft guten Stand der Waldungen. 


* Die Yufgabe der wärtt. Forſtverwaltung iſt: die mögs 
lich⸗ größefte und befte Holzmaße auf der möglich s bes 
ſchraͤnkteſten Fläche zu erzeugen 2). — Die beiden Haupt⸗ 


mittel hierzu find, die nachhaltige Bewirthſchaftung der ſchon 


vorhandenen Maldbeflände, fo daB alfo in Feinem Jahre 
weiter gefällt wird, ale in demfelben wieder zumächet 2); 
und die Verbeflerung ber Waldungen, wo ——— eine —* 
zulaſſen. 
Was zuerſt die nahhaltig: Bewirthfhaftung 
Ber Staatswaldungen betrifft, fo kann diefe nur dann in 
Wii EStaatoreqt . 55 
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Stand gebracht werben, wenn a. genaue Nachrichten Aber 
den gegenwärtigen Zuftand ‚der Waldungen, alfo über ih 
re Unsdehnung, ihre Beſchaffenbeit, ihre Ertragsfaͤhigken 
. eimgefeımmelt; b. auf diefe Nachrichten technifch = richtige Ru 
aungsplane gegründet; und 6. endlich biefe durch Ausfuͤh⸗ 
sung auf dem Terrain, namentlich durch Eintheilung der 
Waldflaͤche in Schläge und durch regelmäfige Nichführung, 
ins Leben gerufen werben, 

Diefe erfie Forderung wird erfüllt durch die von ben 
‚Dberförftern unter Zuziehung des betreffenden Revierfoͤrſter 
zu entwerfenden Waldbeſchreibungen; durch die von 
den Mevierfdrftern zu entwerfenden, und alle zehn Fahre zu 
revidirenden ſtatiſtiſchen Ueberſichten, aus welchen ſodan⸗ 
| der Dberförfter eine Zufammenftellung für feinen ganzen Ber 
irk entwirft 3); endlich durch die, eine nach Beſitzern geord 

nete Aufzählung der beſtockten und nicht beſtockten Wald 
flächen enthaltenden, vom Mevierförfter zu führenden Wald 
regifter *) | 

Zur Seftftellung der technifch = geregelten Nutzungsplaue 
ſchreibt der Staat feinen. Beamten folgende Gefchäfte vor: 
zuerſt die Entwerfung der Ela ffificationssHegifter, 
d. h. Die Verzeihnung der Waldungen nach ihren Beftandets 
gatrungen; der Zörfter hat die Notigen zu liefern, der Ober- 
förfter fie an Ort and Stelle zu prüfen und richtig zu ſtellen 3). 
Hierauf folgen die Ordnungs: und Tarariond-Regis 
fer, in welchen die Beltände nad) ihrem Alter und ber Zeit 
ihrer Haubarkeit, mit dem wahrſcheinlichen Betrage ihres 
Ertrages nad) beftimmten Perioden verzeichnet find 6). Auf 
dieſe Arbeiten werden denn nun endlich die NRußungsplane 
gegränder, und zwar find ihrer dreierlei: der allgemeine 
theilt die fämmtlichen Beſtaͤnde fo ein, daB jährlich ein une 


} 
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gefade gleicher Ertrag fich ergiebt; von zehn zu zehn Jahreu 


(vom Jahr 1818 am zu rechnen) werden auf den Grund diefes 
allgemeinen Nutzungbplanes die peribdiſchen gegrändet, wel 


che auf die indeſſen borgelomnieneh Culturen, Unglackeßaͤade | 


u. ſ. w. Nüdficht nehmen; endlich wird alljährlich mit Beruͤck 
fichtigung der einzelſten Verhaͤltniſſe der jährliche Nutzungs⸗ 
plan entworfen 7) —. Alle dieſe Arbeiten find den Kreisfi⸗ 
nanzkammern einzuſchicken, and von dieſen, nach vorgaͤngi⸗ 
ger Reviſion, zu gehehmigen. 

Die Vollziehnug der genehmigten Nützungsplañe iſt 
hanprſaͤchlich das Geſchaͤft des Hörfterss Er hat die Schläge 


zu fielen, das Holz anzumeifen und auszuzeichien, die Faͤl⸗ 


fing zu leiteit, fuͤt die zeitige NRaͤumung des Waldes zu ſor⸗ 


gen, und uͤber das Ergebnis bie Billangs s Nachweiſungen 


ad Schlagaufnaptnsregifktr zu liefern 5). 

Außer diefen Verfügungen Aber geregelte Verwendung 
der Holzdeſtaͤnde ift aber auch aoch Sorge getragen worden ; 
daß nicht durch ungebärlichen und ungeordneten Gebrauch 
Der Wald s Nebenuntzungen die Korften zu Grunde gerichtet 
werden. Grundſatz ift nämlich in biefer Beziehung , dag 
die Holzeutzung die Hauptfache fei, und DAB alle übrigen 
Benutzungsarten wur ald Nebenfache zu behandeln feien , des 
sen Ansäbung immer dem Hauptzwecke untergeorbnet blei⸗ 
‚ben mäfle ?), Dabei ift übrigens zu bemerken, daß das 
rechtliche Verhaͤltniß bei diefen Nebennutzungen ein. doppeltes 
iſt. Thbeilweiſe hängt die Erlaubniß rein von edem Willen 
der Behoͤrden ab, und nach dem obeuangefuͤhrten Grunbfate 
muß in diefen Faͤllen die Bemulzung verfagt werden, wenn 
Die nachbaltige Bewirtbfchafteng ber MWalbumgen und ibe 
Holzertrag darunter Noth leiden wuͤrde, und har ausnahms · 
vote dft aich u felkeh ‚Gallen, wo landwirtbhſchaftlich⸗ oder 

59%: 
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gewerbliche Intereſſen durch bie Berfagung einen fehr beden⸗ 
tenden Schaden erleiden würden, die Gewährung ber Be 
hoͤrden geftattet 20). Theilweiſe aber ſteht den Fordernden 
ein Hecht zur Seite, : welches fie entweder durch ſchriftliche 
Urkuaden ober durch „rechtmaͤſiges Iahaben‘ zu erweiſen 


im Stande find; dann muß natuͤrlich (bis ein Abkommen 


mit ihnen getroffen werden Tann) auch eine für den Wald 


‚ minber zuträgliche Benutzungsart oder Ausdehnung ungehiw 


dert und ungefchmälert beftchen bleiben 17). 

Fuͤr die Verbefferung des Zuftandes der Staate⸗ 
Waldungen wird geforgt durch die Anpflanzung bisher nube 
wachfener Flaͤchen, namentlich wenn fie innerhalb der Wald 
gränzen gelegen find, (durch Eulturen). Zum Behufe derfel: 
den iR den Foͤrſtern nicht nur zur Pflicht gemacht, eigene 
Megifter über die nicht beſtockten Waldflächen zu liefern "2), 
fondern fie haben auch dreierlei Verbefferungs » Eunehrfe, 


' &ulturplane, zu fertigen; naͤmlich einen allgemeinen, 


welcher. die fammtlichen it noch holzleeren allein beftodunge 
fähigen Flaͤchentheile begreift, und die allmädlige Aupflan- 
zung derſelben auf eine gewiße Reibe von Jahren vereheilt; 
fodann einen" periodif hen, von zehn zu zehn Sehe 
sen zu revidirenden welcher die in den naͤchſten zehn Ja 
ren vorzunehmenden Eulturen, mit Berädfi Hrigung der ins 


‚deffen vorgefallenen Umflände, enthält, endlich dritten® jährs 


liche Eulturplane. Ale drei Arten haben die Revierfoͤrſter 
zu entwerfen, die Oberfoͤrſter zu unterſuchen und zu berich⸗ 
tigen; die Entſcheidung aber ſteht den Finanzkammern zw, 
weldye dazu den betreffenden Oberfoͤrſter und mod einen ans 
dern feiner Amtsgenoſſen einzuberufen haben 23), 

Daß bei einer folchen Sorgfalt für die Verbeſſeruug ber 


vorhanvınen. Waldflächen die Unsfodung einzelner Theile 
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derfelben nicht odne Aberwiegende. Srände für die Nothwen. 
digkeit oder wenigſtens Nuͤtzlichkeit, und nicht ohne Zuftäne 

. mung ber höheren Behörde dorgenommmen werben darf, if 


leicht gu begreifen 1°). | — 


* 

1) S. Techniſche Anweifung ir Das Ferfiperfonal,g.a— 6 
35 und 36. - ei 

2) SJuſtruct. fuͤr die Foͤrſter, von 1821, 9. 4 RI 
lar einer folhen Waldbeſchreibung f. in der Techn. Anlelt. - 
- als Bellage. 

3) S. Inftruct. für die Sicher, a. a. D.; Quftenct.färdie 
Dberfdrfter, $. 6. 

4) ©. JInſtruct. für bie Förfter, a. a. O. 

5) S. Inftrnet. für die Oberfoͤrſter, 6. 8. 

6) S. dafelbft, $. 95; Techn. Anweiſung, $. 38 fg. vergl. 

- damit: Widenmann, Darftellung des württ. Forſtabſchaͤ⸗ 
Bungsverfahrens, ber Mängel und der zu wünfhenden Ver⸗ 
befferungen deſſelben, (in beffen Forſtl. Blättern, H. 2.) 

7) ©. die angef. Iuftruct. 6. 12 fg.; Ten. Anweifung, 
$. 40 fg. — Schon die Foritord;inung von 1614 verlangt bie 
Stellung regelmäliger Echläge, und verbietet die Femmel⸗ 

wvirthſchaft; daß aber dieſe legtere bis in die neueften Beiten 
sicht ausgerottet werben konnte, darüber f. Seuitter, Ahrlß 
der Forfiverwaltung W's, ©. 53. 

8) Das Nähere über bie vom Foͤrſter in diefer Beziehung zu bes 
forgenden Geſchaͤfte f. in ber Iuftrnet, für bie Börfter, 5. 
6—12; vers. auch Schmidlin, TI, 6. 2455— 48 

9) & Techn. Anwelfung, 6. 6. Solche Nebenbenugungen. Ind 
theits manche Benußungsarten ber Holzpflangen zu beſtimm⸗ 
ten technifhen Zwecen, 3. B. zum Harzen, zur Berberlohe, 

* gu Meifen, Winden, Baft a. dal.; theils Benugung ber Fruͤch- 
te derſelben, alſo: Daft, wildes Obſt, Saamen; thelis end⸗ 
lich Benoͤtzung der ine Walde wachſenden Graͤſer durch Wei: 


— De are, Moaͤterti. : 
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30) S. Techn. Auwelfuu, a. D. -, . 
11) ©. Forſt- Drgan. vom 7. Juli 1818, 9. 19 Die Art und 
Weife, wie bei jeder eiuzelueu biefer Neben⸗-Nutzungen zu 
| verfahren ik, f. bei Shmidlin, I, £ 416 — 464. 
12) S. Inftruct. für die Förfter, $. 20; ein Proberegiiter f. 
in der Techn. Anweir, Auhang Ne. 11. 
13) S. Inſtruct. für die Foͤrſter, 9. 21 ſg.; B. N vomi. 
Sct. 1827. Schmidlin, 1, 5 298 fe. Die technlſchen Vor⸗ 
ſchriften aber. uͤber die verſchledenen Arten von Culturen, f. 
daſ. 9. 255 — 296. 
19 S. Schmidlin, U, 8.38 


S. BVerwendung des Forſtertrages. 


Der jaͤhrliche Holz⸗Ertrag der Staatswalduugen wirb 
‚auf dreifache Weiſe verwendet naͤmlich, zu Abgaben von Holz⸗ 
gerechtigkeiten, welche einzelnen Unterthaneg oder Korporatio⸗ 
nen zuftchen, zur Befriedigung der eigenen Beduͤrfniſſe des 
Staates, eublih zum freien Verkaufe in beſtimmten Preis 
(en. Was 

1. die Abgabe der Holsgeregtigkeiten betrifft. fe 
bat der Staat theils in Folge von Vertraͤgen und Beſtin⸗ 
mungen der Lagerbuͤcher, theils aus unvordenklichem Gewobn⸗ 
beirsrechte ,„ theils endlich namentlich auch ale Lebensder, 
eine bedeutende Menge von Holz an ganze Öcmeinden, Etip 
tungen oder einzelne Unterthanen abzugeben I). Diefe Abgabe 
gefcbieht entweder in fog. Gnadenpreiſen, oder auch ganz uns 
entgeldlich. Die Ubgabe der Holzgerechtigkeit gebt jeder am 
deren Verwendung des Ertraged voraus, und cine anerlanut 
gültige Gorderung dieſer Urt foll auf Leine Weiſe erſchwert 
oder befchränft werden. Nur wenn Zweifel über das Hecht, 
oder wenigſtens über deſſen Ausdehnung. obiwalten, Tann die 


\ 
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Borlegung des Mechtetitel-verlangt werden 2). Um eine ge⸗ 
naue Ueber ſicht über das zaͤbrliche Beduͤrfniß zu erhalten, 
haben. die -Dberfdrfler in dem Beduͤrfuiß Megifter die Holz⸗ 
gerechtigkeiten zuſammenzuſtellen; ale zehn Fahre fol eine 
Nevifion und Berichtigung derfelben vorgenommen werden 3). 
— Um die Aufhebung biefer Idfligen und nicht felten durch 
die igige Höhe der Kolzpreife außer allen Verhaͤltniſſen ges 
kommene Abgabe fo viel möglich zu bewärken, iſt verorunct, 
daß bei der Ullodification von Lehengdtern, welche Holzges 
rechtigkeiten haben, diefelbe immer aufgehoben, und — tn 


. oofachem Betrage Tapitalifirt— an der Allodification⸗⸗Sum⸗ 
me abgezogen werben fol, Nun wenn ein foldye& Kapital 
‚größer als die Allodificationd» Summe wäre, und fomit 


dem Lehehmann, außer der Zreifeit feines Gutes, auch noch 
baares Geld herausgegeben werben mäßte, wird nicht fo Her» 
fahren , ſondern aldbanı ‘(wenn ber Lehensmann den Geld 
uͤberſchaß nicht freiwillig aufgeben will) der — 
tion gar nicht Statt gegeben *). 
2. Das eigene Holzbeduͤrfuiß des Staates zerfällt iq 
folgende Abtheiluugen: 
a. bie Holzlieferungen für bie Civilliſte 5); ’ 
b. Die Abgaben an die Behoͤrden und Inſtitute zur Heizung 
der Öffentlichen Gebäude ©); | 
c. die — itzt nur noch feltenen — Molzbefoldungen von _ 
Stagtädienern oder Penffonirten ; 
d. vie, Holz⸗ und Kohlen s Bedürfniffe der Föniglichen ER 
fenwerter, Glashuͤtte u. w. Di. 
6 der Holzverbrauch Per Garnifenen 8), 
Als allgemeine Grundfäge find hierbei nachſtedende Be⸗ 
fimmungen anzuführen: Erſtens, die Abgade diefer Holzer 
quantisätem geſchieht nicht unentgelblich von der Forſtverwal⸗ 





FR 1812 
tung (mit einziger Ausnahme des eigentlichen Befoldungehals 
368), ſondern es ift von den betreffenden Kaffın oder JIudi⸗ 
vidnen die feftgefete Bezahlung zu leiften 9). Zweitens, bie 
Abgabe des Holzes zur Hofhanshaltang , ebenio zu Beſol⸗ 
dungen und zur Heitzung ber Öffentlichen Gebaͤnde, geht je 
der andern Verwendung ber Natural» Barrärke vor; die 
übrigen, oben aufgeführten „ Bedärfniffe Dagegen erhalten ih⸗ 
"re Befriedigung erft, wenn bie localen Bau⸗ und MWrenz 
Holzbediärfmiffe der Einwohner des Forſtbezirkes befriedigt 
find 7°), . 
| 2. Alles, nicht fir bie —— oder die oben⸗ 

erwaͤhuten bevorzugten Staatsbeduͤrfniſſe, verwendete Hol 
wird von den Forſtbehoͤrden verkauft. — Die Art und Ba, 
in welcher dabei verfahren wirb, iſt folgende:. All jaͤhrlich im 
| Herbſte ſollen von den Oberförftern die Beduͤrfniß⸗ Regiſter 
aufgenommen werden, zu Denen fie die Notitzen entweder 
durch Meldungen der Einzelnen, oder durch Averſal⸗Forde⸗ 
rungen der Ortsvorfteher erlangen. Diefe Regiſter, zufem 
mengehalten mit den Nutzungs, Planen, geben die Natural⸗ 
Derwendungs: Entwärfe. Nach erfolgter Geuchmigung der 
Sinanzs Kammer, und. erfolgter Wufarbeitung des gun 
Schlagen befiimmten Holzes, wird daun das Holz an Dice 
nigen abgeliefert, denen es vermilligt.wurde, und zwar ver 
Aller Werks md Baus Holz, fodann "das Breunhelz jum 
. häuslichen Gebrauche der Betheiligten, hierauf das Bedhris 
niß der Garnifonen, Holsgärten und DomanialsWerker, end⸗ 
lid) Brennholz für Gewerbende, fo weit Concurrenz, Bebirf⸗ 
nid und Vorrath eine Vertheilun® zulaͤßt 122).. Das, Holz 
jeder Urt wird um feſtſtehende (Renier⸗) Preift ‚verkauft, wel⸗ 
ce anf Vorſchlag der. Oberforſter non Dan, Fivanzkawmmern 
beſtimmi werden, und in den verſchiedenen Theilen det Lau⸗ 
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des je nach Angebot md’ Dar" rin RE 


lichkeit u. ſ. w. verſchieden ſindz nur in dern Falle? weh 


die geſchlagenen Holzworrärhe nicht’ Auf dieſe Weiſe?verwber 


thet werben können, "findet Werfteigerung bes abris zun 


nen Vorrathes ſtatt 17), u 


Mit der Einziehung des Erldſes Haben - übrigens ”* 
 Borfls Behörden ſelbſt durchaus nichts zu than, ſondern dieß 
wie uͤberhaupt die ganze Geldwirthſchaft bei den — 
Forſten, iſt Sache der Earueral» Berwaltungen 22), 


1) In dem Etat für 1830 — 31 find: folgende Een — 


‚führt: Holzberechtigungen für Koͤrperſchaften und Unterthanen: 
Bauholz: 18,663 fl- 42 kr.; Nutzholz: 23,514 fl..34 kr.; gem? 
holz: 90,272 fl. 33 kr.; f. Verb. der K. d. A., 1830, gtes 
“0. Beilh. ate Abth. ©. 73: - . 
2) Schr häufig iſt in den wuͤrtt. Geſetzen dieſe Verſicherung, 
daß von den Holzgerechtigkeiten nichts rechtswidrig abgebrochen 
werden ſoll, erneuert worden, ſ. ein Verzeichniß ſolcher Be— 


ſtimmungen bet Schmidlin, $. 350, Note 2. Die neueſte 


Wiederholung iſt gegeben in einer V. O. vom 7. Junt’ısı$, 


Gebl. ©. 287. Gerade die haͤufige Einſchaͤrfung dleſer ah ſich 


gar nicht zweifelhaften Verbindlichkelt möchte beweifen, daß 


wenige Geneigtheit bei den see # Ben . 


erfüllen. Ä re 
3) &, Infteuction ber — $.. 23. | 


4) ©. (ungedr.) Finanz Miniſt, Decret vom 29. Seyt. a m. 
Die Urt der Berechnung des Bauholzes iſt vorseſchrieben 


durch (ungebt.) Grlaß der Finanzkanimer bes Jarttrelles vom 
2. Sebt. 1834. Danaqh gelten folgende Grundfäge: i. Der 
Staat iſt nicht fhuldig Zu eimer Vergrößerung der Gebäude 
Helz zu geben’; noch weniger zu Neu-Buuten: 2: Die Dauer 
eines Hauſes wird anf 150 Johre beteihnet; 3. Die Märkice 
. Mbgabe: ik ſomits Ber wiohe · Theil besiuuigen‘ Hetzanuutwind, 


— 
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welches zur menen Errichtung. des Hauſes ie feiner Isigen 

‚ Größe noͤtbig wäre. 4. Diefer jaͤhrliche Betrag Ift es dena 
nun, was kapltaliſirt, und an der Allobificationsfumme in Abs 

‚ ‚ug kommt. — Diefelbe Behörde fhrleb unter dem 22. Aug. 1823 
das Werfahren vor, mie bei ben Gefuhen nm Abgabe wer 
Gerechtigkeits-Bauholz zu verfahren ſei. 

5) S. oben Thl. I, ©. 250, Mote 5. 

. 6). Die Beamten Haben In einigen Drten, in deren Nähe Yert: 
ſchaftliche Golsgärten find, zwar Keine Holzbeſeldungen, aber 
das Recht, bi zu einem gewißen Maaße Holz aus dieſen 
Gärten ſich abgeben zu laffen, jedoch gegen baare Bezahlung. 
Es darf aber nur ber eigene Bedarf genommen werben , jeder 
Handel mit: fethem Holze wird mit dem Doppelten DBetrage in 
den Armenkaſten gebüßt, f. V. O. vom 12. Jänner ‚m Rbl. 
S. 15. 

* S. über biefelben die Verh. der K. d. A., 1830, 3tes 4.6. 

Beilh. Abth. 2, ©. 35. 

. Auch dieſe erhalten ihr Holz zu beſtimmten, etwas nicherern, 

Meeiſen. 

„MS. Refer. vom 10. Nov. 1818, $. 17, bei Schm idlin, I. 

> 9 133, Note 2, & 212, 

‚ 199.8. Inftruction der Oberfoͤrſter, $. 23; vergl. die Berk. 

: „ber 8.0. A. 1830, a. a. O., 8.34 

28) % Iufruct. für die Oberfärßer, $. 22 fa; über Ban 

holz Insbefondere Schmidlin, II, $. 390 fg. 


12) ©. Infirmer. für die Oberfoͤrſter, & 17.— Der Beruf 
bdes; Holzes nach Mevierpreifen, läßt mande wichtige Huskel: 
Dingen zu: 1. Durch dieſe Verkaufsart erzeugt ber Staat kuͤnſt⸗ 
liche Holzprelſe, weihe natürlich auch auf die Privat⸗ und 
“ Gemeinde» Waldungen ruͤcwirten. 2. Es läßt fi bei deniel- 
ben, trotz aller Befehle und Auffiht, unblülge Begänfiigung 
dder Zuruͤckfezung nicht verhindern; daher Widerwillen gegen 
daa Forſtperſonal und die Beguͤnſtigten. 3. Es giebt entaß 
Veſtechungen und. Unterſchlelfen. 4. Es wird das Gewerbe bei 
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Holghandeld, die Vildung der Yalnats uber Gemeinhes Sal 

mogazine dadurch ſehr erſchwert. Die michtise Finarzauelle. 
der Waldertrag, wird hoͤchſt tzaueſcheinlich auf dieſe Weiſe zu 

wenig benöst. Alles dieſes fiele bef freier Verftelgerung 

: der ‚gefehlagenkh Holzvorräthbe gegen "haare Bezahlung 
weg. Her auch ſchon In det St. Verf. gemachte Vorſchlag, 
das Holz aus den, Staatswaldungen an ben Meiftbietenden 

zu verlaufen, ſcheint daher alle Berathuug Ju verdienen. wenn 
ſchon zugegeben werden muß, daB ed augenbäiliihe. Werlogen⸗ 
heit bei den higher Beguͤnſtigten perkeiführen Tante, und daß 
dee finanzielle Reſultat nicht wit Beitisumtheis ae Voraus 
verichert mearden, mag. 

13) Bis zum J. 1807 war daß orſtyerlonal mit der Verrech 
nung beauftrggt; von dieſem Jahre bis zum I. 1819 beſtan⸗ 
ben eigene Forft- Gaflre; nun wurden aber auch biefe aufs 
gehoben, und die Cameral⸗-Aemter erhielten bie ganze Bes 

rrechnung der forftlihen Einnahmen und Ausgaben, ſ. V. O. 
vom 4. Juni 1819, 9.9, RbE ©. 29% 

§. 276 

Y, Hol: Handel, — Floßweſen. 
Handel wit Holz, fei es eigenes Erzeugniß, Feb es jum 
Handel aufgetauft, ift Jedem (mit Ausnahme der Staats: 
beamten) söllig erlaubt 7); und die manchfachen fräher bes 
gegen beftandunen Geſetze ſind aufgehoben 2). Ausſchließ⸗ 
lich prisilegiete Handels⸗Geſellſchaften zum Betriebe des 
Holz⸗Handels beſtehen nicht mehr. Dieſe Erlaubaiß: iſt nicht 
blos vom Handel mit Holz im Mauern bes Koͤnigreiches zu 
-verfteben, fondern es ift auch, natürlich unter Beobachtung 

der Zollſaͤtze, Cin⸗ und Ausfuhr des Holzes geſtattet 3). 
Sehr wichtig für dem Holzhaudel ift das Recht m:fldp 
fen. -.:Zder wörtt. Staat nimmt daſſelbe als Folge feines 
Waſſſer vakegales in Yufprud, und bendät es theis- für ſich 
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ſelbſt zur Verſchung feiner Holzmagazine u. f. w., theild 

aber giebt er auch Privaten Erlaubniß, die Gewäfler mit 
ihren Zlößen zu befahren *).e 

Theils in Folge diefes Negalitäte - Merhältniffes, theils 
aus polizeilichen Ruͤckſichten hat der Staat von den aͤlteſten 
Zeiten her eine große Menge von Verordnungen über die 
Verbindlichkeiten und Rechte der Zlößer, Aber die Urt und 
Weiſe des Floͤßens u. ſ. w. erlaffen, oder Verträge darüber 
mit benachbarten Staaten abgefchlofien 3). Die Mehrzahl 
diejer Bıflimmungen bärfte igt außer Gebrauch gekommen 
fegn (fo 3. B. das Verbot des Vorkaufes; die Verbindlich⸗ 
keit der Floͤßer ihre noch unbeftellten Flöße den Gemeinden 
kaufsweiſe zu überlaffen; das Gebot nur fchlechtes Holz aut: 
zuführen. u. dergl.); doch andere find allerdings nod in 
Guͤltigkeit. Hierher gebdren: 

I. das Verbot zwiſchen Alt⸗FJacobi und Martiri Holz 
zu flößen, ber Sifcherei wegen 6); | 

2. die Beftimmung, "daß die ZIöBe nicht ohne Grund 
uud Nothwendigkeit Aber zwei Tage an einem Drte liegen 
bleiben duͤrfen, damit weder die Floßſtraße verſperrt, noch 


die Güter verdorben, noch eudlich bei allenfalls eintretenden 


Hochgewaͤſſer den MWaffergebäuden allzugroße Gefahr drohe 7); 

3. die Vorſchriften Über die gegenſeitigen Verbindlich 
feiten der &lößer und ber Befher von Waſſerwerken, Wab 
ten u, dergl. >); 
4. die Beſtimmungen hber die Dimenſionen ber gg) 
eundlich 

5. die ganz eigenthuͤmlichen Vorſchriften über de Ber: 
jaͤhrung, wenn ein Floft durch Hochgewaͤſſer zu Truͤmmern 
geht. Nach denſeiben kann der Eigenthuͤmer die Stuͤcke vier 
‚sehn Tage lang, ohue Eutgeld, am fc ziehen, aa:.ze. a 


u 
% 


\ 


— sm | 
auch finden mag; meldet er ſich abtr nicht im biefer Zeit, To 
geht das Eigenthum al&bald ber auf ben Beſitzer des Sruns 
des und Bodens, auf welchem es augeſchwemmt wurde 20). 


1) S. Gen. Reſcr. vom 27. Mat 1797. bei SAT: Samms 

‚ lung, ©. 443. 

‚2).©. Gen. V. O. vom 14. ‚Gebr. 1813, RbL. ©. 163. — Uns 
begreiflich iR, wie Hezel, Mepertorium, I, ©. 332, Note, 
ausdruͤclich behauptet, es befteben dennoch die diteren Geſetze 
‚gegen den Auftauf von Holz zum Wiederverkauf immer noch. 
Die angef Generalverordn.. fagt ja ausbrüdlih das Gegen⸗ 
theil, und es werben doch bie abgefhmadten Verbote des 
Aufkaufes nicht gar noch gegen bie Geſetze ſelbſt aufrecht er⸗ 
halten werden ſollen! 

3) S. Vereinszoll⸗Ordnung von 1828, Tarif, Nr. 202: 
der Einfuhrzoll ift uͤberall, zum Theile um das 2afache, klei⸗ 
ner als der Ausgangs = Zoll. 

4) ©. Schmidlin, H, . 354. - — es find jaͤhrlich angelahr 
15,000 fl. ald der Ertrag der Conceßion Im Etat aufgeführt. 

- 5) ©. das mit einem Vertrag vom 9. 1342 anfangende Ver⸗ 
zeichniß der Verordnungen und Uebereinkuͤnfte wegen des Floß⸗ 
weiens bei S hmidlin, I, $. 354, Note 1. 

6965. pfeil’ Nealinder. ©. 138. . 

7) S. Schmidlin, I, $. 364 

8) Daſel bſt, $. 365 fg. ' 

9) S. Vertrag vom 25. Eept. 1740 zwiſchen Württemberg, 
Oeſterreich und Eßlingen, Art. 14 fs. in Pfeil's Mealinder, 
GS. 130 fg." | en 

.'10) S. daf. Kt. 37. " | nn re 

—, 


$. 277. 
m — b. Forſtſchutz. 


aEine zweite: fehe vothwendige Thaͤtigkeit des Staates 
l ſichtlich feiner; Walbungen iſt der Schutz, welchen er 


u 


* 
*. 
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denſelben theils durch Aufftellung einer eigenen Schutzmann⸗ 
ſchaft, theils durch eine eigene ONTBFTINIEDRFFER ‚nee 
den ſucht. 

Das Schußperfonal Beftcht zunaͤchſt aus den Wald, 
ſchützen und ben Forſtwarten; allein‘ es bat auch der Ne: 
vierfoͤrſter, fe viel ihm feine techniſchen Gefchäfte Zeit übrig 
laffen, fich dem Schutze ſeines Diftrictes durch bewaffnete 
Begeden deffelden zu widiten. Im Halle der Zorfidiener auf 
Waldfrevler ſtoͤßt, Hat er die ihm befdnnten aufzuzeichnen, 
Unbelannte ader zu verbaften, und vor den naͤchſten Gemein⸗ 
devorftand zu führen, damit über ihre Perſon bie mb 
tbige Gewißheit erhalten werde. Nur im Falle der Wider⸗ 
feglichkeit, keineswegs aber in dem der Flucht des Betroffe⸗ 
wen, darf von den Waffen Gebrauch gemacht werben T). 

Was die Abrägung der fo fehr zahlreichen Eigentum 
verlegungen gegen bie Waldhefiger betrifft, fo iſt fic is der 
Regel den Forſtbehodrden, und nicht ben gerobwlicen 
Gerichten überlaffen. Von biefer Hegel machen hat diejeni⸗ 
gen Fälle eine Ausnahme; welche von den Geſetzen nicht 
mehr zu den Forſtfreveln, ſondern ſchon zu dem gemeintecht⸗ 
lichen Verbrechen gezählt werden, namentlich Wiberſctzlich⸗ 
keit gegen Sorftbeamte bei der Ausuͤbung ihrer Zorftpolize, 
ferner der Diebfiahl des fchon aufgeflafterten Hola?) — 
Die ordentlichen Strafbehdrden find die Forſtaämter, wis 
che zu diefem Behufe periodifche Forſt⸗Ruggerichte zu halten 
haben; im Falle eines Recurſes, oder wenn die merkms 
uende Strafe die Befugniß des Forſtamtes überfteigt, ent⸗ 
ſcheidet die Kreiss Finanz «Kammer 3)" Diefe Gerichtöbare 
teit wird von den koͤniglichen Stellen nicht nur bei — 
tn den Staatswalduugen, ſondern auch bei ſoichen, 

In Oemeiuden, aud a ober iu — 


IC | 
ver Privaten begangen wurden, gehb. Ueber die den Stan- 
desherrn und dem ritterfchaftlichen Adel eingeraumte Patrimo⸗ 
nilal⸗ Forſigerichtsbarkeit ſ. oben Thl. 1, S. 406 und 45. 

Die Anzeige der begangenen Waldfrevel geſchieht in’ der 
Regel durch das untergeordnete Forſtperſonal, welches, bie 
zum Revierfdrfter einſchließlich, zur Führung eigener Rug⸗ 
Regiſter, d. b. tabellarifhe Werzeichniffe der von ihm ent⸗ 
beten Waldfrevel, und zur monatliden Eingabe an die 
Forftämter verpflichtet ift *). Wei der Ubhaltung des Muge 
Gerichtes find die Angefchuldigten perfönlich vorzuladen und ' 
über ihre Vertheidigung zu hören; über jeben Fall muß das 
Weſentliche im Protokolle eingetragen, und dieſes am Ende 
mit der Unterfchrift fämmtlicher anweſender Zorftbedienten 
aller Grade beglaubigt werden. Jeder beeidigte Sorftdiener 
bat bei feinen Anzeigen fo weit, Öffentlichen Glauben, daß 
feine einzige Ausfage zum vollen Beweiſe gegen den Ange: 
ſchuldigten hinreicht, wenn er, der Ungeber, Augenzeuge von 
der in Srage fichenden Handlung mar, und diefelbe nach ihren 
genaueren Umftänden angeben Tann, der Angcklagte aber 
nicht. im Stande ift, diefe Augabe zu widerlegen 3). - 

Die Strafen beſtehen in ber Regel in Geldbußen; von 
welchen der Angeber ein Drittheil, die beiden andern Drits - 
theile aber der befchädigre Waldeigenthuͤmer erhält. Bei Zah⸗ 
Inngeunfähigkeit hat der Oeftrafte feine Buße durch gezwun⸗ 
gene Arbeit ins Walde abzuverdienen; ift er auch zu folder 
untauglich, fo wird die Geldſtrafe in Gefängniß verwan⸗ 
delt 6), Mit der Strafe wird zu gleicher Zeit über Scha⸗ 
denserfaß und auge Gerichtsgebuͤhren gefprochen m). 


1) ©. die verſchledenen geſetzlichen Beſtimmungen hleruͤber * 
Schmiblin, N. 9. 77 - 80. 
) ©. Juſtruct. für die Oberfoͤrſter, 9. 3. 


° 
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3) &. Dectet vom Sten Dee. 1818; MÖL 1819, ©. 5; Im 

; firuction für die Oberförfter, $. 3. — Die Strafcompe⸗ 
"ten; der Zorflämter geht nad der erfigenannten V. O. bis zn 
10 fl. Geld und 3 Tagen einfaches Sefängniß. 


4) Infiruct. für die Waldſchuͤtzen, 6. 8 fg; Inſt ruct. für 
die ——— 4. 2; ——— für bie Oberförker, 
§. 3.“ © 

5) ©. Gen. V. O. vom 15. Oct. 1744 In Pfeil's Mealinden, 
©. 321; ferner Landrecht, Th. I, Ti. 43.5. „Es tk 
auch u. ſ. w.“ — Unbeeldigten oder ausländifhen Forſtdle⸗ 
nern ſteht eine ſolche publica fides nicht zn; nur durch Ver⸗ 

träge mit Baiern, Baden und H. Darmſtadt iſt Ne 
Ausnahme gemacht, daß auch den Forſtbeamten diefer Stae— 
ten derſelbe amtliche Glaube geſchenkt wird, wie den wuͤrt⸗ 
tembergiſchen. 

6) S. Schmidlin, I. $. 90 — 97; Ueberſicht ber Straf: Nor⸗ 
men bei Abruͤgung der Forſt⸗- und Walbfrevel, im. 1828, 
Fol. Die Anzahl der jährlih von ben Forſte Aemtern nd 

‚ Kreis: Finanzfamniern abgerägten Sorftfrevel iſt unglaubid 
groß; man berechnet ihre Zahl auf 70,000 nad mehr. Js 
‚dem Etat für 1830 —3ı laufen 75,984 fl. an Strafen, unter 
-ben @innahmen, und über 19,000 fl. ald Aubringe: Gebähres 
unter den Ausgaben. Diefe ungeheure Menge von ergeben 
bat verfchledene Urfadhen, nämlich theils Nahrungslofigfeit ein: 

zelner Gegenden, theils die Anficht des gemeinen Mannes, 
daß. Holzdiebftahl fein Vergehen fel, theild die alzuhohen 
Holzpreife, welde dur Das vom Gtaate angenommene, ober 
©. 874 getadelte Suftem des Verkaufes ihren natürlichen - 
Stand nicht erreihen "innen. S. über diefen Gegenkend: 
lieber die Folgen des Holzdiebftahle, in ben Abh. des Vereß 
ned für forſtwiſſ. Ausbildung, H. 3, ©. 43 10; Bilden 

über den Holzdiebftafl. Stuttg. 1820, 85 Keffin, wirt. 

Forſtſtatiſtik. Tuͤb. 1823, ©. 305 fg. 

e ; 2 I» 
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7) In firnetion für die Oberfoͤtſter, . z— Cungebr) koͤnigl. 
Decret vom isten Febr. 1825. 


g. 278. Zu we 
. agb - Recht: . er: 

Das Jagd» u. d. h. die Befugniß wilde — 
loſe Thiere zu fangen, wurde won ben Fuͤrſten von Würts 
temberg jwar als Regal in Anfpruch genommen, ift ihnen‘ 
wameiıtlich auch im Herzogsbriefe beſonders noch verliehen: 
allein ganz ausſchlieglich beſaßen fie es doch nie, Schon 
im Hetzogthume hatten einzelne Gemeinden fi) die freie Puͤrſch 
etalten: und in den feit Anfang Bes Igten Jahrhunderts neuer⸗ 
worbenen Landen war die Jagd zum großen Theile in den 
Händen der Untertfäneu. Es wurden zwar auch in dieſer 
Beziehung Eingriffe ih die Ptivatrechte waͤhrend der derfaſ⸗ 
ſungsloſen Zeit gemacht, allein ſie ſind ſpaͤter wieder gut ge⸗ 
niacht worden‘; und es befigen itzt wieder eine große Menge 
von Gemeinden und Privatperfonen Jagd⸗Gerechtigkeit ?). 

Die dem Staate noch gehörigen Jagden werden auf drei⸗ 
fache Weiſe benuͤtzt: u 

1. ein Theil derſelben iſt dem Koͤnige zu ausſchließlicher 
Benuͤtzung vorbehalten, und wird entweder zu eingezaͤunten 
Thiergaͤrten, oder zur Jagd in ſeinem Walde benuͤtzt. Dieſe 
Hofjagd ſteht unter dem Hofoberjaͤgermeiſter; die Koſten ders 
ſelben werden aus der Civilliſte beſtritten 2). 

2. Ein anderer, weit betraͤchilicherer, Theil wird an den 
Meifbietenden verpachtet. Diefe Benuͤtzungsart ift «als 
Megel feſtgeſtellt. Sowohl Gemeinden als Privatperfonen 
werden zu folhen Pachtvertraͤgen zugelaffen, die letzteren 
jedoch mit Ausnahme von gemeinen Handwerkern und Banern, 

Mohl Staatsrecht TI. 56 
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bei welchen eine ſolche Pachtung wirthſchaftliches Verderben 
herbeiführen könnte; ebenfo werden nur böchftens zwei Theil⸗ 
baber an dem Pachte aufgenommen. Mit den Gemeinden wird 
auf immer, mit Einzelnen auf Lebenszeit abgefchloffen, fo 
daß die Summe ganz unverändert bleibt; übrigens iſt beis 
den Theilen der Ruͤcktritt unter billigen Bedingungen geftat: 
tet. Die Pächter treten in. ‚die Rechte des Jagdherru hie 
ſichtlich der Frohnen, doch muͤſſen fie nach näher angegebes 
nen Vorſchriften die ungemeſſenen in gemeſſene verwandeln; 
die Jagden follen weidmaͤnniſch betricben werden, und es 
find die gefeglichen Jagdzeiten einzuhalten, Jagd s Erceſſe 
werben von den Korfibehörbeg abgerhgt , der Pächter bat blos 
Anſpruch auf Entſchaͤdigung 2). 

3. Nur diejenigen Jagd⸗ Bezirke, welche auf Feine der 
beiden erfigenännten Arten verwerthet werden Tönnen, fiad 
ber Selbfiverwaltung der betreffenden vorſter uberlaſſen ). 

Jeder Fagdinhaber bat dafuͤr zu torgen,, daß Fein Wilde 
ſchaden entfteht; deßhalb ift das Schwarzwild außerhalb der 
Thiergaͤrten ganz auszurotten, und es kann zu dieſem Zwecke 
die Landfolge wie gegen teißende Thiere aufgeboten werben; 
das Nothwild foll wenigftens auf ein mit der Waldflaͤche 
- richtiges Verhbaͤltniß gefet, und jedes außerhalb der Wal⸗ 
dungen betroffene Stuͤck fogleich weggeſchoſſen werden; gegen 
die Hafen endlich find häufige Treibjagen anzuftellen. je 
der Jagdinhaber, gleichviel ob Paͤchter oder verwaltender Be⸗ 
amter, welcher eine dieſer Vorſchriften hintanſetzt, muß dem 
Beſchaͤdigten den erweislichen Schaden erſetzen 3). — Außer⸗ 
dem ſteht es nicht nur den einzelnen Guͤtereigenthuͤmern zu, 
ihre Felder durch Befriedigungen gegen Wildfhaden zu fchäs 
Ken, und das Wild von denfelden wegſcheuchen gu laſſen, 
fondern es bat auch jede Gemeinde das Recht, einem ober 
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einige Communwildfchätten aufzuftellen, welche alles außer 
halb der Waldungen zu Schaden gehende Wild wegau hießen 
berechtige find 8). 

Außer den Jagdberechtigten und den don Ihnen dazu Be 
anftragten hat aber Niemand fonft das Net, jagdbare 
Thiere zu tdoͤten oder zu fangen; ein folcher Eingriff in die 
Rechte des Jagde Beſitzers wird Wilderei genannt, und. 
mit ziemlich fchwerer Strafe gebüßt 7). 

Lagerbücher, Herkommen oder fpecielle Rechtstitel ma⸗ 
&en die Bewohner vieler Gemeinden zu Jagd⸗Fr ohnen 
verbindlich; wenn aber eine ſolche beſondere Verbindlichkeit 
einer Gemeinde nicht nachgewieſen werden mag, ii iſt fie 
auch mit Unferberungen zu verſchonen ®). 


1) S. über die Geſchichte bes Jagd⸗ Regals m? W. Shmib 
lin's Handbuch, . 1—45 vergl. and) Breyer, Elementa, 
©. 569 fg. 

2) & Schmidlin, a. a. O., S. 214 fg. 

3) S. V. O. vom 5ten Bee. 1913, bei Knapp, Annalen, 1, 
S. 150 fg. — Unter dem 3often Juni ı807 sab die Kammer 
der Standeshertn eine Adreffe ein, In welcher fie ſich über 

” die (hiimmen Folgen der den Gemeinden und ſelbſt einzelnen 
Landlenten geitatteten Jagbpachtungen ausfprach , und um gänze 
liche Aufhebung aller dieſer Verträge bat. Es iſt aber Feine 
entfprehende Verfügung erfolgt. 

9) Der Ertrag der Jagden iſt im Etat ir 1830 —33 folgem 
dermaßen berechnet: 
Baht » 2 onen. Bzrıı Sr. 
@elbfiverwaltun „ « ». Va 7 IR 
‚vermifhre Peſten. » «1637 il. 56 fr. 

5) S. die zahlreichen Verordnungen über diefen Punch, welde 
eine Geſchichte des in W. nur allzuhaͤufig erduldeten Wilde 
ſchadens bilden, bei Schmidlin, a. a.D,, ©. 139 und 144 

56... 
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6) Verh der 8. d. Ar, 1830, 3tes a. 0. Bell. H., zte Werk, 
S. 80. 

7) S. uͤber dieſe Rechte, namenttich über das fo wohlthaͤttze 
Inſtitut der Commun⸗Wildſchuͤtzen, DARIN R. 0. D, 
$. 140 — 143. 

8) Die Geſchichte ber Wilderel = Gefege In W., ſo wie bie Auſ⸗ 
zählung der einzelnen“ Säle der Wilderei und deren Beirs 
fung (. bel Schmidlin, a. a. O. $. 146 — 138, und 165— 
175; vergl. Knapp, wuͤrtt. Crim, Recht, II, ©. 350 fi. 
' Bekannt iſt nicht nur die Grauſamkeit der dfteren Gefege bei 
Etdrungen bed fürftiihen Jagd - Nedtes und : Vergnügen, 
fondern auch die Strenge, nit welcher bie Wilderei:-Geſetze 
ſelbſt noch unter König Frie de rich volzegen wurden. 

9) ©. das Nähere über die Sagdfrohnen hei Sch midlin, «& 
a. O., 6. 113 fg. 

$ 2% 
d. Forft: Verwaltungs - Stellen. 

Zur Beforgung fowohl der Waldwirchfchaft und ber das 
mit zuſammenhaͤngenden Nebengefchäfte, : als des Forſtſchu⸗ 
tzes iſt folgendes Perſonal in — Dane aufs 
geftellt 1): 5 

Die oberfte Leitung bes — ———— ſteht 
dem Finanzminiſterium zu; unter den Miniſterialräthen bes 
finden fich zu diefem Behufe ein oder einige Techniker, an 
deren Anträgen freilich der Minifter fo wenig gebunden iſt, 
als an die der übrigen Minifterialräthe, u 

Eine eigene Central» Mittelftelle für das Forſtweſen bes 
ſteht nicht mehr 2), fondern den vier Kreisfinanzlams 
mern iſt als Mittelſtellen die unmittelbare Leitung äbertra« 
gen. Jeder derfelben ift ald Sachverſtaͤndiger der Kreisforſtraib 
beigegeben, welcher das Referat in Forftfachen bat, Abrigend 
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wie jedes andere Collegialmitglied nur feine einfach ⸗ zaͤhlende 
Stimme führt Ausgenommen von der Beſorgung ber Fi⸗ 
nanzkammern find nur zwei einzige Gtgenftände, nämlich 
die Prüfung der Dienſtcandidaten, welche beim Minifteriunt 
borgenommen wird, und die Berathung der allgemeinen, und 
periodifhen Nutzungs⸗ und Eulturs Plane, zu welcher zwei 
Sherförfter des Kreifes beizuziehen find 3). 

Unter den Finanzkammern ſtehen die Sorftämter (Obers 
foͤrſter), 26 im ganzen Lande. Die Gefchäfte derfelben bes 
. fteben theils in der Ausuͤbung und beziehungsmeife Beaufs 
fihtigung der Forfte und Jagd» Polizei, »theild in Handha⸗ 
bung der Forftgerichtsbarkeit auf den Forſtruggerichten, theils 
in der Leitung der Maldwirthfchaft, und zwar wicht nur in 
den Domanials, fondern auch in den Gemeindes, Stifs 
tungs⸗ und Privat: Waldungen (mit Ausnahme der ftan- 
desherrlihen); theils endlich in der Verwaltung der Jag⸗ 
den. Alles Rechnungsweſen aber ift den Forſtaͤmtern entzo⸗ 
gen und den Kameralämtern übertragen. — Der vom Staate 
. bezahlte, allein vom Oberförfter ernannte, Actnar des I 
tern iſt der Forſtaſſiſtent ). 

Jedes Forſtamt iſt wieder im eine. gewiſſe Auzahl vou 
Revieren getheilt (172 im Koͤnigreiche); denfelben find Foͤr⸗ 
ftes vorgeſetzt. Dieſelben find die eigentlichen Wirthſchafts⸗ 
fuͤhrer, unter der Oberaufſicht der Oberfoͤrſter. Neben der 
Ausuͤbung der Forſt-⸗ und Jagd» Polizei, fo wie der Aus⸗ 
öbung der Jagd, wo fie noch in Selbfiverwaltung ift, ha⸗ 
ben fie für die zweckmaͤſige Bewirthſchaftung fünmtlicher 
Maldungen zu forgen. An ihnen iſt es, bie Nußungs: und 
Cultur⸗ Plane vorzubereiten, Die genchmigten aber im Ein’ 
zelnen auszuführen. Die Größe der Reviere ift verfchieden, 
je nach der Dertlichkeit,; im Ganzen zwiſchen 4—8000. M. 
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Waldes. In den groͤßeren und befchwerlicheren (64 im Ga 
sen) find Forſtwarte dem Foͤrſtern beigegeben, junge Mdw 
ner aus dem Korftfache, welche zunaͤchſt den Forſtſchutz zu 
beforgen haben, allein vom Förfter audy zu feinem technis 
(hen Urbeiten, verwendet werden können 3). 

Ausichließlih, und in jedem Neviere, find für den Forſt⸗ 
ſchutz beſtimmt die (437) Waldfhäken, theild Leute vom 
Fache, theils Landleute von gutem Rufe und von Faͤbig⸗ 
keit ©). 1 

1) Die Ist beftehende Drganifation der Forſtſtellen iſt [mit 

Ausnahme der Aufhebung des Zorfitathed, wovon in ber Re 
te 2)) feftgefegt durch V. O. vom ıften Jänner 1822. — Früs 
ber wurden die Forſtbeamten zunaͤchſt als Zagd = Perfond 
betrachtet; die Waldwirthfchaft mußte zuruͤckſtehen. Ueber⸗ 
dieß waren zur Beforgung berfelben gar manche Zorfikiener 
fehr wenig tanglih. Die höheren Stellen wurden als eint 
Art von Hofftellen betrachtet, und nur für Männer adellchet 
Abftammung aufbewahrt, oft ohne alle Ruͤckſicht auf Brauche 
barkeit; ebenfo auch häufig die unteren Stellen nah Gmmk 
und an die Dienerfchaft des Zürften verfhlendert. ine Len⸗ 
derung und Beſſerung biefes Zuftandes wurde wenigſtens vor 
bereitet durch. die allgemeine Nenderung in der Staatsvermils 
tung Im 93. 1817, ausgeführt aber durch die Organiſation 
vom zten Junt 1818, Rbl. S. 281 fg. Durch diefelbe wurde 
niht nur eine neue Eintheilung der Forſtbehoͤrden gemacht, 
fondern .auc ber Würfungsfreis derfelben auf die Havptſache, 
auf die Waldwirthſchaft, zurädgeführt; namentlich auch bet 
wichtige Sag ausgefprochen, daß Eritehung einer wiſſenſcheft⸗ 
fihen Prüfung und Collegial⸗Antrag bie unumgänglihen Be: 
dingungen der Nedertrasung eines Amtes felen. — Diele Dr: 
sanffatlon fand aber heftlse Gegner. Theils Le ih dieh 
aus der Verletzung fo mancher Intereffen wohl erklären, theil⸗ 
aber wurden {hr auch materielle Fehler zur Laſt gelegt. 
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Die Et. Verf. vom %. 1820 theilté biefe Anfichten, f. die 
Berichte der ftänd. Organiſations⸗ Commiſſion, Verb. d. 8. 
d.%.; 1820, 5.6, Bell. ©. 403, und 2ted a. o. Beil. H., ©. 
105; und vergebens vertheidigte die neue Einrichtung der 
Morftand des Forftrathes, v. Seutter, In folgenden beiden 
Schriften: Abriß der gegenwärtigen Forſtverw. W's. Stuttg. 
1820, 8; und: Bemerkungen über den Vortrag des H. Vice⸗ 
Praͤſ. Zahn, die Forſtorganiſation betreffend. Stuttg. (1820.) 
8. Auch die Negirung ſprach ſich im Ganzen für die Anſich⸗ 
ten der Kammer aus (ſ. Verb. 1820, H. 15, ©. 234), unb 
fo wurde denn, ohne baß es Indeffen zu einer Debatte gefoms 
men wäre, eine Meorganffation beſchloſſen, und bie &t. Verf. 
bewilligte die Koften bazu, f. Verh. von 1821, H. 15, G. 
1430. Die neue Organiſation erfolgte auch wuͤrklich im 
J. 1822. Eine Vergleichung derſelben mit der Einrichtung 
vom J. 1818 ſ. in Herzog's ſtaatswirth. Blättern, H. 4, 
©. 42 fg. — Dankbar muͤſſen übrigens immer die Verdienſte 
der erfien Organlſation anerfannt werden, welche muthig große 
Mißbraͤuche an der Wursel angriff, und der ganzen Forfivere 
waltung neues Leben und neuen Geiſt einhauchte. 

2) S. V. O. vom iſten Det. 1827, die Auflöfung des Forſtra⸗ 
thes betreffend, Rbl. ©. 4131. — Bis zum 3. 1739 beftand 
eine Forft- und Jagd = Deputation im alten Herzogthume; in 
diefem Jahre wurde fie aufgelöst, und die Verwaltung der 
Forſten der Mentfammer: und dem Kirchenrathe überlaffen. 
@rft im J. 1806 wurde wieder eine eigene Forftdirestion, Tpds 
ter Sertion der Kron-Forſten, errichtet. Im 3. 1817 wurde 
ein Theil der Geſchaͤfte den Kreisfinanzkammern übertragen, 
ein anderer Theil aber einem „Forſtrathe“. Diefe Sentrals 
Mittelftelle hatte naͤmlich die oberſte techniſche Leitung des 
geſammten Forfihaushaltes, die Nußungsplane, Culturen u. 
f. w., ferner bie Prüfungen der Dienft - Sandidaten: die Kreis: 
finanzfammern Dagegen, In deren Mitte hen bamald ein Kreide 
forſtrath faß, hatte dad Nechnungs⸗ und Etats: Wefen, bie 
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Etrafrecurfe, die Verwerthung des Holzes u. f. w., ſ. V. O. 
vom 28jten Febr. 1822, Rbl. ©. 127 fg. = Theil um Er⸗ 
ſparniſſe zu erzielen, theils zur Vereinfachung der Gefcäfte, 
erklärte die Negirung Im J. 1827 der St. Verſ., babe fie bie 
Auflöfung des Forſtrathes beſchloſſen. Dieſe Maasregel wurde 
zwar, vornaͤmlich als gefaͤhrlich für die nachhaltige Bewirth⸗ 
ſchaftung der Waldungen, heftig in der K. d. A. angegriffen, 
f. Berk. H. 1, ©. 180: allein die Finanzcommiſſion trug 
auf Annahme des Negirungs - Antrages au, f. daf. 2tes a... 
Beil.H., ate Abth., S. 347, und-beide Kammern (wenn fon 
unter etwas verfahledenen) Modifikationen traten demfelben 
ebenfalls bei, f. Verb. H. 5, ©. 1215, und H. 7, S. 1868 
und 2022. Keiueswegs Kann aber der Wunfch nah Wieder: 
herſtellung des Forſtrathes ſchon als ganz aufgegeben betrach⸗ 
tet werden; er wird von ſehr Vielen, aus der oben angefäbr: 

ten Beforaniß, getheilt. Vergl. Widenmann, forſtl. Blik 

ter fir W., 9. 3, ©. 54, und 9. 4, ©. 102. 

3) S. die V. O. vom ıflen Det. 1827. 

4) ©. Dienttinftruet. für die Dberförfter, vom zıten Riu 
1822, 4 

5) © Dienftiinftruet. für die Foͤrſter v. d. T. 

6) S. Dienftinitruct. für die Waldfchüßen, v. d. T. — 
Ausführlihe Vemerkungen gegen diefes, durch zu geringe Bee 
lohnung des Schutzyerſonales, die Waldungen gefaͤhrdende Er 
ſtem dor Waldſchuͤtzen ſ. bel Widenmann, a. a. O., S. 
66 fg.; eine Vertheidigung deſſelben dagegen von Noͤrdlit 
ger, im aten Hefte, S. 109 fg. — Eine Ueberſicht über dab 
gefammte mw. Forftperfonal enthält das zte Heft von Wiben: 
mann’s forftl. Blättern; man vergl. auch Terffin's For: 
Statiſtik, S. 156 fg. 
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3. Berg: und Eifenwerke. 4. Salinen. 5. Olashätte. 


Ein dritter wichtiger Theil des Domanial- Eigenthums 
des Staates find die verfchiedenen Gewerbe: Unteruchmuns 
gen, welche er befigt, und welche über eine Million reinen 
Ertrages in bie Staatskaſſe liefern (freilich in Verbindung 
mit einer Konfumtiond » Steuer beim Salze). Diefelben 
beftehen aus (8) Eifenwerken aller Art, (4) Salinen und 
GC) Glashütte. Diefe Zabriten fichen dem Staate feis 
neswegs als Folge ſeines Berg-Regales zu, fie haben Fein 
Monopol, fondern es find gleihfam Privat: Unternehmuns 
gen zur Verwerthung und Veredlung der rohen Producte der 
Domänen. Ihre Gebäude und Anlagen gehören zum Grund⸗ 
fiode des Kammergutes, und eine Veräußerung minder ein= 


; träglicher Anftalten diefer Art und Wiederanlegung des Kaufs 


(dillings in anderem Grundeigentfume ware erlaubte Verwal⸗ 
tungsmanßregel. Ebeuſo ift der Selbftbetrieb derfelben kei⸗ 
neswegs nothwendig, ſondern eine Verpachtung, welche glei⸗ 
chen oder höbern Reinertrag gewährte, und nicht allenfalls 
mit anderweitigen Nachtheilen verbunden wäre, würde nicht 
nur erlaubt, fondern fogar geboten feyn *). 

1. Die Eifenwerte. — Saährli 150,000 fl. reine 
Einnahme für die Staatsfaffe 2), naͤmlich 1,039,000 fl. Bruts 
to s Einnahme, aber 863,000 fl. laufende Ausgaben (von 
denen 63,000 fl. allgemeine Verwaltungs⸗, 800,000 fl. Fa⸗ 
brifationd= Koften), 22,000 fl, jährlicher Aufwand für neue 
Einrichtungen, und 4000 fl. Kaſſenvorrath. — Die Hütten: 
werte des Staats befinden fi in Königebronn and Itzel⸗ 
berg, in Wafferalfingen, Abtögmünd, Unterkochen, Chri⸗ 
ſtophsthal, Friedrichsthal, Ludwigsthal und Harras, endlich 
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In Schramberg. Alle haben blos die Erzeugung und Bear⸗ 
beitung von Eifen zum Gegenitande ?). 

9. Die Salinen. — Jaͤhrlich 857,482 fi. Diefes 
Einfommen ift aus zwei wefentlich verfchiedenen Beltands 
theilen zuſammengeſetzt, nämlich aus dem Fabrikations⸗Ge⸗ 
winne und aus der Salzfieuer , welche dadurch entſteht, daß 
der Staat das Monopol des Salzhandels hat, dieſet 
aber dazu benäßt, um einen bedeutend höheren Preis von al, 
lem von ihm im Julande verkauften Salze zu erzwingen, 
als ſich durch die freie Handelsconcurrenz ergeben würde, | 
Den bei weitem überwiegenden: Gewinn gicht uͤbrigens die 
Steuer +). Weder die Nechtmäfigfeit noch die Zuläßigkeit 
des Sabrifationsgewinnes fann, wie begreifli, beſtritten 
werden: wohl aber find miederbolte Angriffe auf die Ealzs 
fteuer, und manchfache Vorſchlaͤge zur Herabſetzung derſtl⸗ 
ben oder zu einer Verwandlung in andere, für die Aermeren ® 
weniger drüdende Abgabe gemacht werden, ohue daB aber 
die Stände oder die Regirung eingegangen wären 5). — Die 
Einrichtung in Beziehung auf die Einnahme aus ten Sali⸗ 
nen ift nun aber folgende: Vor Allem ift zu untericheiden 
zwifchen dem Sal;handel im Jalande, und dem ind Auéland. 
In Beziehung auf den erfteren bat der? Staat ein form liches 
Monopol; es darf Niemand in Wilrstemberg mit Salz da 
dein, als wer vom Staate bazu beauftragt if, und bies 
mit dem vom Staate dazu Übergebenen Salze 6). Diefct 
Monopol benägt denn nun aber der Staat, um ſein Salı 
überall im Königreiche zu demfelben Preife (gr. das Pfund), 
ohne Ruͤckſicht auf die verfhicdenen Frachten, Erzeugungss 
preife u. ſ. w. verkaufen zu laffen. Mittelſt tigener Kacıo 
rien wird jede Gegend von der nächfigelegenen Saline ven 
ſehen; die Factorien aber Äbergeban, gegen einen kleinen Yo : 


— —— —⸗ 








Mo 
H 


rn ) | 
jug (von $ fr. pr. IK), der Gemeinde den Verkauf im Eins 
zelnen 7). — Der Handel in das Ausland wird vorzugs⸗ 
weife in die Schweiz getrieben, in welcher die meiften Cautone 
ihr Salzbedärfniß nach befonderen Staatsverträgen von Wuͤrt⸗ 
temberg bezicheg. Der Gewinn ift bei ber ftarfen Eoncurs 
renz vom badiſchen und franzdfifhen Salinen nicht bebeu« 
tend, doch in ſtaatswirthſchaftlicher Beziehung die Verbin⸗ 
Bung von manchfachem Nutzen. Zur Leitung des Geſchaͤf⸗ 
tes beſteht eine eigene Behdrde in Aarau, (f. oben $. 142, 


S. 63). Weber die einzelnen Verträge iſt das Nähere ange 


geben in $. 258, ©. 781. Ein Vertrag mit Baiern Bat kei⸗ 
nen Gewinn, fondern blos Austaufch gleicher Quantitäten 
Salz (42,000 Etr.) zum Gegenftande. | 

Die Salzwerke des Staates find in Hal und Wil⸗ 
helmegluͤck, in Wilbelmshall (Schwenningen und Rottens 
möänfter), in Friedrichsball, in Sulz, und in Elemenshall 8). 

3. Die Slashätte in Schoͤnmuͤnz iſt mit einem 
Meinertrage von 4254 fl. aufgefährt. Die bis it vom Staa⸗ 
te gemachten Ausgaben: betragen 104,000 fl.; die Rob: Eins 
nahme ift: 37,020 flı ?). 

1) Da Im Allgemeinen der Staat Kein wohlfeller, oft fogar nicht 
einmal ein guter, Fabrikant iſt, fo fraͤgt ſich, ob die Selbſt⸗ 
verwaltung fo zahlreicher umd bedentender Gewerbe-Unternehs 
mungen nicht unzweckmaͤſig iſt, ob biefelben nicht follten vers 
kauft oder verpachtet werben? Es möchte unter den beftebens 
den Verbältniffen Beides zu vereinen ſeyn, fomohl aus allge⸗ 
meinen &ränden, ald ans befonderen, auf jede der drei Ar⸗ 
ten von Fabriten fi beziehenden. Die allgemeinen Gründe 
find die, daß In W. Gewerbethätigfeit, techniſche Kenntniffe, 
namentlich aber Kapital noch nicht fo verbreitet und geftlegen 
find, daß der Staat ald Kabritunternehmer, binter dem Pu⸗ 

bdblicum zuruͤckſtuͤnde; im Gegentheile waͤre zu befuͤrchten, daß 
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Manches unvoliftändiger betrleben werden. moͤchte, weun es 
der Privat: Induftrie- überlaffen würde. Es fteht zw hoffen, 
daß ſich dieſes mit der Zeit beſſert, allein ist dürfte eine 
Aenderung noch zu früh feyn. Die einzelnen Gründe find: a 
hinfihtlih der Salinen, daß der Staat eine Salzſteuer für 
udthig findet, und er deßhalb den Alleinssrlauf des Salzes 
fi vorbehaften har, daß aber der Ertrag diefer Eteuer im 
doͤchſten Grade blosgeftellt wäre, wenn mitten im Lande eine 
bedeutende Anzahl von Privat » Salinen zerſtreat läge. b. 
Der Verkauf oder die Verpachtung ber Glashütte iſt dei 
halb ist noch nicht zu wuͤnſchen, ba fie weniger and bem Ge: 
fihtspuncte der Ginträglichkelt, als aus bem einer. Mufter: 
und DVerfuhs = Anftalt zu betrachten iſt. Am wenigften hätte 
wohl c, eine Veräußerung der Eiſenwerke befondere Grin: 
de gegen fih, allein hier treten die oben angedeuteten age: 
meinen Gründe beſonders ſtark entgegen. 

2) Die reine Ertragsfumme iſt bei diefer Etats = Pofıtion bei- 
nahe diefelbe geblieben. Ausführlihe Darſtellungen und Nadı: 
weifungen des ganzen Betriebes der Huͤttenwerke ‚bes Etaa: 
tes finden fih In den Finanzkommißlons⸗Berichten der K. d. A. 
vom %. 1821, a. o. Beilh., S. 73; 1827, zted «a. o. Beilh., 
ıte Abth., S. 1315 1830, 3ted a. 9. Beilh., ate Abtt., ©. 22 
fg. — Su bemerken ift, daß der Abfas in das Ausland durk 
Bewidigung niedrigerer Preiſe, als fie für das Inland geftekt 
find, bezwedt wird. Die allgemeine Preisermäfigung, weldt 
in Folge des Zollvereines eintreten mußte, der Soncurrenz det 
balrifchen Cifens wegen, bat die Summe bed Ertrages nicht 
geſchwaͤcht, weil der Abfag um fo bedeutender wurde. 

3) Eine Beſchreibung diefer Werke f. In Memminger's Jahr: 
buͤchern, Bd. 3, ©. 323. fg., Bd., 4 ©. & f8., 140 fe. 

4) Nah den von dem Finanzuminifterium angeftelten Berehnus: 
gen betrug der Antheil der Salzfteuer bei jedem Yfunde 
Kochſalz ı ir. 5 9 D5 bei einem Pfunde Gtetufaiz 

A IE 9 bei elnem Pfunde DiebiaG 4 sy HL Werk. 
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der K. d. A., 1827, 26 a. . Betilh., ıte Abth., ©. 129. 
Rimmt ‚man nun den laͤhrlichen Verſchiuß im Inlande auf 
180,000 fl. Etr. Kochſalz, 20,600 Ctr. Viehſalz und 46,000 
Str. Steinfalz an (f. Berk, der K. d. A., 1830, 3tes a. o. 
Beilh., zte Abth. S. 10), fo ergiebt fi, daraus die Summe 
. der: jährlichen Salzfteuer auf ungefähr 600,000 fl. und 250,000 
fl. wäre Fabritationg- Gewinn, welcher. aber. nicht. blos auf 
obenerwähnte Auantum fiele, fondern noch auf weitere 135 ooo 
Etr. Kochſalz, weihe In bag ———— m. alfo we 
- Steuer; abgeſetzt werden. 
x) Auf.jedem Landtage wiederholt ſich die Aloge über bie r” 
Steuer, und bie Finanzcommißionen haben jedesmal thatſich⸗ 
lich unbegruͤndete oder ſinanziel⸗ unausfuͤhrhare Vortraͤge ıbz 
. zufertigen, ſ. z. B. Verh. der K. d. A., 1827, 2tes a. v. 
„Beilh., zte Abth. ©. 203 fg.; daf. 1830,3tes a. o. Beilh., 
rate Abth., ©. 19 fg. Nun iſt allerdiugs feinem Zweiſel ms 
terworfen, daß die Salzſtener, als eine auf ein nothwendiges 
Lebensbeduͤrfniß gelegte Verbrauchsabgabe, keineswegs allen 
theoretiſchen Angriffen entgehen kann: allein es iſt nur zu 
bemerken: a. daß ein Hauptbeſchwerdegrund durch den Ver⸗ 
kauf von 46,000 Ctr. Steinſalz zur Haͤlfte des Preifes vom 
Aecvochfalze entfernt iſt; b. daß die Finanzen dieſe reihe und 
nulcht fehlende Einnahme nicht entbehren koͤnnen ohne ander⸗ 
velitige Auflagen zum Erſatze zu exhalten: werben aber dieſe 
‚weniger druͤkend ſeyn, keine Ansftellungen zulaſſen? Der Ein- 
wand, daß es verlegend fei, dem Auslaͤnder nm wohlfeileren 
Preiß Salz abzulaſſen, nid dem eigenen Bürger, iſt rein laͤ⸗ 
cherlich, denn nicht dieſes Verkaufes ins Ausland wegen Ift 
das Salz im Lande thener; und warum foll ber, wenn auch 
aur mäßige, Geminn aus freunden Staaten niht bezogen, 
nicht auf Koften diefer ein’ Bebenienber Gewerbszweig in Wi 
betrieben werden ? 
6) Wenn alfo, was nicht verboten iſt, ein Private Salzwerke 
befigt, fo kann er zwar Salz erzeugen, allein er barf es nur 
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in da6 Ausland oder an den Staat ſelbſt verkaufen. Webrigens 
tritt dieſes Verhaͤltniß nur In Einem Kalle ein, naͤmlich bei 
der Saline Elemenshall. Zwar iſt au dieſes Salzwerk, 
wie ale übrigen, Eigenthum des Staates, akein fie wurde 
noch vor dem Uebergange unter württ. Herrſchaft bis zum 9. 
18,8 an eine Privatgefellfchaft verpachtet, und zwar mit dem 
Monopole des Salzhandels In einem beftimmten Bezirke. Theils 
um den vielfachen Unannehmlichkeiten dieſes MWerhätmiffes zu 
entgehen, theils um bie Pachtgeſellſchaft, welche auch Eigen 
thümerin der Saline in Wimpfen I, zu bewegen, ſich eine 
Staatscontrole zur Sicherung gegen Schleichhandel nach Wuͤr⸗ 
temberg gefallen zu laſſen, hat die Regirumg ſich verafihtet, 
derſelben den Salzhandel nach Rheinpreußen (zu 30,000 Ctr. 
jährlich) allein zu uͤberlaſſen, und Ihr uͤberdieß — gegen Auf 

: hebung jenes Rechtes zum Salzhandel im Lande — jaährlich 

"40 000 Ctr. Kochſalz (zu 2 R. 6 fr.) and 4800 Er. Biehfels 

(u 48 ke.) abzukaufen. S. Verh. der 8. d. A. 1837, ꝛtes 
a. 0. Beilh., ate Abth. ©. 91; daf. 1830, ites a. o. Veilh., 
©. 203, 3ted.ate Abth. S. 17. — Eine eigentliche Privatſali⸗ 
ne, Weis bach, wurde vom Staate um 100, doo Hi. getauft 
und aufgehoben. 

Bi; Die Salz⸗Factore find Leine Beamte, fondern Commilßteneire 
bes Staats; fie erhalten 4 ft. vom Gentner verfauften Gel: 
zes. Durch ihre Bemühungen wird der Transport von bet 
Saline an den Ort ber. Verzehtung ſehr wohlfeil (und wohl 
weit wohlfeiler ald Privaten es liefern Fönnten) befergt. ©. 
bieräber Herzogs ſtaatswirth. Blätter, H. 1, ©. 155 fe. 
— Im Herzogthum W. ftand den Städten das Mecht des Say 
handels zu, übrigens nicht ald Monopol, Indem der Bürger 
nad feinem Belteben, durch Zuhrleute u. ſ. w., Sal; beziehen 
Tonnte. Durch V. D. vom 14. Dec 18038, MbL ©. 618, 
wurde aber diefes Recht entzogen. und bie itzige Einrichtung 
eingeführt. In früherer Zeit hatte übrigens Württemberg 
außer ber beiden unbebeutenden Salinen Sulz und Hall Erin 
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eigenes Edi, fondern übernahm es von Balern. S. die Ges 
ſchichte und Schilderung des frühern Zuſtandes in Memmin; 
ger's Jahrbuͤchern, Bd. 1. ©. 272 fg. Erft fpäter wurden 
die reihen Sohlen in Friedrihshal und Wilhelmshall, und 
das Eteinfalzlager in Wilhelmsgluͤck entdedt, und dadurch | 
W. nicht nur von dem Tribute gegen Balern befreit fondern 
noch in den Stand geſetzt, jede beliebige Quantitaͤt Salz a an 
andere Etaaten abgeben zu koͤnnen. 

8) Nähere Angaben Über die Verhaͤltniſſe, die Koſtenpreiſe u ſ. w. 
der einzeinen Salzwerfe T in den verfhledenen Finanzcom⸗ 
misiond: Berichten der 8. d. A.; ferner In Memminger's 
Berhreibung von W., ©. 336, und In deſſen Jahrb., Bd. 3, 
©. 309 fg.; eine vorzäglihe Geſchichte und Beſchreibung der 

Sulzer Salinen iſt enthalten in Roͤsle r's Beitraͤgen zur Ras 
turgeſchichte Wes., H. i, S. 75 fg. — Nach dem ſtaͤndiſchen 
Commißlona Berichte vom J 1330 betraͤgt der Roh⸗ ⸗Ertrag 
ſaͤmmtlicher Salinen jaͤhrlich: 1,652, 149 ff. 14 kr.; die Ausga⸗ 
ben aber beſtehen hauptſaͤchllch in folgenden Voſten: a. Vers 
waltung: 29,722 fl.; b. Zabrikations⸗Koſten 353,652 fl.; e. 
Koſten des Salzhandels im Intande 96,481 fl.; d. Koſten bes 

Ealzhandels im Auélande 93,938 fl.; e. Grundlaſten und aufs 
ſerordentiiche Ausgaben, ungefähr 250,c00 fl. jaͤhrlich. — Der 
reine Ertrag der Salinen bat durch die Enthetung der neuen 
Lager und Soolen bedeutend zugenommen; im I. 1821. war 
e6 mit 600,000 fl. am nlederſten; im 3. 1829 mit 884,000 fl. 
am böchften. — Von einer bedeutenden Laft der Salinenkaſſe 
giebt nähere Nachrichten Hufnagel's Beleuchtung ber in 
Anfebung der Saline zu Hall beftehenden Nechtsversättuiffe, 
Tub. 1827, 8. | | 

9) S. Verb. der K. d. A., 1830, 3tes a. 0. Beilh-, 2te Wth, 
©. 1 fg. — Uebrigend haben beide Kammern beſchloſſen, daß 
bie Etaatekaffe mit weiteren Beiträgen für dieſe Gewerbeam 
ſtalt verfhent werden möge, die des Unterhaltend nicht werd 
fei, wenn fie fich noch nicht ſelbſt halten könne, 


! 
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= Einnahme an DONELBOTENLER. 
— — g. 281. 
Obrigkeitliche Rechte; Regalien: zufällige Einnahmen. 


Nicht ſelten gewaͤhrt ein Regirungérecht, welches zus 
naͤchſt gar keine finanzielle Abſicht bat, fondern zur Erreis 
hung der allgemeinen Staats, Zwede dient, gelegentlich 
auch einen Geld⸗Ertrag. Diefer muß natürlich zur Staat 
kaſſe eingezogen, und als Einnahme verrechnet werden ”). 
Segen die Rechtmaͤſigkeit folcher Bezuͤge iſt lediglich nichts 
einzuwenden, nur muß der Grundſatz feſtſtehen, daß der un, 
mittelbare Zweck einer folchen Regirungshandlung in der An- 
wendung immer allein im Auge zu behalten, der finanziche 
Errrag 4 aber nur als rein zufällig zu betrachten iſt. Es muͤſ⸗ 
ſen z. B. Geldſtrafen vom Geſetze nad) den Zor derungen der 
Gerechtigkeit und der Criminalpolitik, nicht aber aus dem 
Geſi chtspuncte der Eintraͤglichkeit angeſetzt werden; von Rechten 
aber, welche die Regirung nicht mehr ausübt, wegen veraͤu⸗ 
derter- Staatseinrichtung,. follten .auch die Gefälle alsbald 
erlaffen werden, fo 3. B. der Ertrag ehemaliger vogteilichet 
Rechte. — ı Der reine Ertrag der dem Staate aus biefer 
Duche fließenden Einnahme iſt für die Finanzperiode von 
1830 — 33 berechnet auf einen Geldwerth von 243,659 fl; 
außerdem aoch eine Meine nicht beſonders ausgemworfene 
Ouantitaͤt Wein 2). — Die einzelnen EinnahmesPoften aber 
find folgende: 

1. Strafen und Gonfiscationen. Die Auſatz⸗Sum⸗ 
me tft zwar zu 214,000 fl. angenommen, allein nad ten 
beherigen Erfahrungen find nur 55 Procente zum wärllichen 
Einzuge zu bringen. Unter diefen Strafen find übrigens bie 
Strafen für Steuer » Defraudationen nicht begriffen, indem 

> der 
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der Ertrag dieſer leztern immer bei den einzelnen betreffens 


den Etateſaͤtzen ſchon in Einnahme gebracht ift, fondern es 
find anderweitige gerichtliche, polizeiliche ‚ober fonflige Vers 
waltungs: Strafen. Der, Kameral:Beamte hat die von dem 
verfchiedenen Behörden angefezten Strafen einzuziehen, wed« 
halb ihm ein monatlicher Auszug aus den Amtsprotocolien 
. zugefendet wird. Bei Gefahr auf dem Verzuge, oder bei 
Unerbieten des Oeftraften, hat Übrigens auch die erkennende 
Behodͤrde die Strafe einzuziehen, und fie fodann dem Kanes 
talamte abzuliefern. — Bei Zahlungsunfähigen, Minderjährigen 
unter: 16 Jahren, oder gerichtlich erflärten Verſchwendern kann 
uͤbrigens der Michter (alfo nicht ber Kameralbeamte) eine 


Verwandlung in Kreiheiteftrafe eintreten Taffen, und zwar 


wird je 1 fl. in einem Tag einfaches Gefaͤngniß vermans 
delt 2). Iſt eine foldye Verwandlung nicht erfolgt, dennoch 
aber die Zahlungsunfähigkeit notoriſch, fo find die Strafdes 
benten zur Ubverdienung ber Strafe durch unentgeldliches Ar, 
beiten in herrfchaftlichen Sefchäften, 3. B. bei Waldarbeis 
ten, beim Wegbau u. f. w. nach beftimmten ZTaglohe = Ans 
ſaͤtzen anzuhalten. Weil jedoch die Arbeit ſolcher Strafdebenten 
nicht hoch anzuſchlagen iſt, ſo werden auch Nachlaß⸗Accorde 
bewilligt, wenn der Schuldige vor der Ablieferung zur Ar⸗ 


— 


beit die baare oder ratenweiſe Bezahlung eines Theiles der 


Strafſumme anbietet. Die Fiuanzkammern haben über bat 
Anerbieten zu entfcheiden *). nz 

2. Novalzehenten. Unter biefem verficht man 
denjenigen Zehenten, welcher von neu umgebrochenen, früher 
feit. Menſchengedenken wuͤſt gelegenen, und keinem Zehent⸗ 
rechte unterworfenen Guͤterſtuͤcken zu eutrichten iſ.. Der No⸗ 
valzehente wird vom Staate als Ausflus der. Sonveraͤue⸗ 
taͤts⸗Rechte in Auſpruch genommen, and in ſolchen Marz 

Mohl Staatsrecht IL | 57 
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kungen, deren Merzehntung ihm nicht zuſteht. Gegenäber 
von den Diebiatifirten, welche als unabhängige Reichsfuͤr⸗ 
ften daſſelbe Recht im ihren Kändern ausäbten, ift der 23. 
Yung. 1806 als der Normaltag feflgefeßt; alle nach diefem 
Termine umgebrochene Güterftäde ihrer Befigungen babın 
dem Staate den Novalzehenten zu entrichten 5). — Der 

Betrag ift zu 30,351 fl., 556 Sch. glatte Frucht‘, 1448 Sch. 
Dinkel, und 52 Sch, Haber angenommen. 

3. Abzug und Nachftener, 700 fl. jaͤhrlich. Ue⸗ 
ber die Faͤlle, in welchen diefe Abgabe zu entrichten iſt, f 

oben Th. I. ©. 224. 

4. Schuß: und Bärger-Geld, 1027 fl; 

5 Wegs und Bräden:Geld, 657 fl. 

6. Eoncefftonsgeld für ertheilte Privilegien, 19,955 
k.; 157 Scheffel glatte Frucht, und 6 Schfl. Hader °) 

7. Fiscaliſche Rechte, 19 fl. 7) 

8. Vermifhte vogteilihe Rechte, 18,627 R.; 
425 Sch. glatte Zrucht, 1299 Sch. Dinkel, 3,085 Scheffel 
Haber 8). 

9. Erſatz an Jnquiſitions-Koſten, der nach ges 
.richtlicher Unterſuchung zu einer Strafe Verurtheilte hat 
nach $. 225. des Ed. IV. nicht nur die Strafe, fondern auch 

die von der Staatskaſſe vorgefchoffenen Koften feiner Ver⸗ 
daftung und der Unterfuchung zu erfeßen, wenn er das 
udthige Vermögen beſitzt. Won den zu 86,000 fl. jaͤhr⸗ 
li) angenommenen Koften diefer Art werden nun 66,000 fl. 
‚ als von Schuldigen zu tragen in Berechnung genommen: 
allein auch von diefer Summe Taun, wie von den Straf⸗ 
geldern, hoͤchſtens die Halfte wirklich eingebracht werben. 
Schr viele Aehmlichkeit mit ben Einkünften aus den 
Hoheitsrechten bat der. im Etat von denfelben- getrennte, nee 
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ale eigene Hanptabtheilung aufgeführte Ertrag aus den Me 
galien. Unter dieien verfteht bie wuͤrtiembergiſche Finanz. 
verwaltung ſolche Auſtalten, welche dem Staate ans allger 
meinen polizeilichen Gründen übeslaffen find. Die Erzielung, 
eines Ertrages ift alfo auch bei ihnen nicht der Hauptpunct, 
fondern als ſolcher ift die, vom Staate allein zu erwartende, 
zweckmaͤſige Leitung dieſer Unftalten zu detrachten. Freilich 
bat, folgewidrig geung, der Staat gerade bie wichtigſte die⸗ 
‚fer Anſtalten an einen Privaten zur Verwaltung und unmit⸗ 
telbaren Benutzung abgetreten. Solcher Auſtallen find Abrie 
gens nur zwei vorhanden 9): 

1. Das Poftregal. Nach dem Vertrage mit bem Erb⸗ 
Iandpoftmeifter Fuͤrſten von Taxis hat derfelbe als Lehens⸗ 
canon für die ihm überlaffene Poſt 70,000 fl. jaͤhrlich zu ents 
sichten, (von welcher Summe freilid) wieder 20,000 an Porto 
.  zurhebezahlt werden mäffen.) Die Summe ift unveränder- 

lich *°), 
| 2. Das Mänsregat. Der Gewinn bei den jährlich 
auszupraͤgenden 100,009 fl. ift für die Kinangperiode 1830 — 
33 auf 3149 fl. angefchlagen. Hievon gehen aber firenge 
genommen wieder 1700 fl. Befoldungen und 1000 fl. für '- 
Banweſen ab 17), | 

Unter. dem Etats⸗Satze „zufällige Einnahmen” 
find einige Heine Poften zufammengefaßt, welchemnter Feine 
der übrigen Rubriken ſich zu eignen ſchienen. Sie betragen 
gufammen nur 2 — 3000 fl. 32). — Billigerweile follten auch 
tzoch weiter unter dieſer Rubrik die beim Ertrage des Kam⸗ 

merguls verrechnsten „unmittelbaren Einnahmen der Staats⸗ 

hauptkaſſe“ mis 13,973 fl. aufgeführt werden, indem diefe 

Einnshmen (Ertrag des Megirungsblattes, ber Kalender⸗Ad⸗ 

modiauea, Beitrag der hohengellerſchen Öürftenehäner fr 
| ar 
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dad Dbertribung!) keineswegs aus dem Grundvermögen des 


Staates fließen, nnd nicht einmal die, ohnedem nicht rich⸗ 
tige, Rubrik „Ertrag der Kameralämter ” auf fie paßt. Sie 
nd daher auch oben bei dem Erirage des Kammergutes auf 
fer Berechnung geblieben. 


ı) Die bier als eine befondere Einnahme - Quelle des Staates 
ausgeworfenen Hoheitsgefälle, find in den Finanz - Etats im⸗ 
mer nnter dem Ertrage der Kameral-Aemter mitaufgeführt. 
Dffendar unrichtig, denn zum Ertrage des Kammergutes ges 
hören diefe Einnahmen keineswegs; und auch darin fanu kei⸗ 
ne Entſchuldigung llegen, daß die Kameral⸗Aemter mit de 
Einzuge beauftragt find: fie haben noch manche andere @innahe 
men einzuziehn, ohne daß biefe deshalb unter der Mubrif bed 
Ertrages ber Kameral: Aemter verrechnet werben. Diefe Ein 
tthellung iſt nun aber nicht blos logiſch unrlchtig, fondern fe 
hat auch den weiteren materlellen Nachtheil, daß fie bei dem we: 
niger genau Unterfuhenden die Meinung erweden kann, diefe 
Einnahmen felen privatrechtliher Art, und fomit ihre nähere 
Unterfuhung und beziehungsweife Aufhebung nicht Sache der 
Stände. Ueber den Grand, warum nicht, wie fireng: loßiſch 
hätte gefcheben koͤnnen, biefe Klaffe von Staatseinnahmen als 
eine befondere SERDIAMDENAER, aufgeführt ik, f. oben S. 
854, Note 2. 

2) Nach einem Durchſchnitts⸗Ertrage von 1823 — 29 ift bie jaͤhr⸗ 
liche ignahme etwas höher, nänlih 281,146 fl. an Geld, 
1086 Sch. glatte Frucht, 2593 Sch. Dinkel, 4141 Sch. Habet 
und 52 Alm. Wein; allein wegen ber Aufhebung des Yw 
denſchutzgeldes, und der Wahrfcheintichkelt bedeutender Nach⸗ 
täffe an den Straf- und Inquiſitlonskoſten tft de Summe 
berabgefest worden, |. Verb. der K. d. A., 1830, gtes a. 
o. Beil, ze Abth., S. 41 fg. 

3) S. Strafediet von 1824, Art. 51 und 52, Nebl. ©. 597. 

4) ©. V. O. vom 9. Zul. 1812, Abl. S. 679. — Bis zur all⸗ 
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gemeinen Landesbeſchwerde iſt übrigens bekanntlich die Unan⸗ 
ſtaͤndigkeit, mit welcher über Strafnachlaß in Scortationsfaͤl⸗ 
fen accordirt zu werden pflegt, gediehen; wie denn überhaupt 
die ganze Einrichtung des Abverdienend durch äffentliche Ar⸗ 
beit aus vielfahen Gränden eine unzweckmaͤſige und feibk 
ſchaͤdliche iſt. Cine Verwandlung in Gefängniß oder, in bei 
geeigneten Fällen, auch in körperliche Zuͤchtigung wäre bei mel 
tem angemeflener und von weit größerem Erfolge zur Berhte 
tung der verbotenen Handlungen, 

5) &. V. O. vom 27. Mat 1807, Rbl. ©. 163. — Heber die 
Juconſequenz neue Zehenten aufzulegen, während der Staat 
anderer Seits an Erleichterung der Zehentlaft arbeitet, vergl. 
oben 6. 221 ©. 590 Not. 19. 

6) Ueber diefe verichiebenen Kleinen Ginnahmen enthalten die 
Actenſtuͤcke in den ſtaͤndiſchen — keine Nachwei⸗ 
ſungen. 

7) Hierher gehoͤren die Einnahmen durch — des flscaſb 
ſchen Erbrechtes, des Eigenthums von herrenloſen Guͤtern u. ſ. 
w., ſ. Etats-Inſtruction von 1819, j. 19. 

8) Vergl. das oben Im Texte ©. 896 bemerkte, 


- 9) In dem Sinanz-Gefege für 1820 erfheint auch noch en Sal 
peter Regal mit ungefähr 22,000 fl. Ertrag: allein eg wurde 
daſſelbe auf die Bitte ber Stände ganz aufgehoben, 

10) Das Nähere S. oben $. 236 ©, 667. 

ı1) In den Finanz» Geſetzen von 18620—24 war gar nichts als 
Ertrag bes Münzenvegales ausgeworfen. Seit dieſer Zeit er⸗ 

ſcheint es aber mit ungefähr 3000 fl. jaͤhrlich, welhe aber — 
. wie im Terte bemerkt iſt — auch blos als durchlaufender Pos 
ften zu betrachten find. 

12) Der hauptſaͤchlichſte Poſten (mit 1200 fl.) iſt Beitrag der 
Poſtkaſſe für Beſchuͤtzung der Poſtwagen durch Landjaͤger; fer⸗ 
ner Werth von zuruͤkgegebenen Order und Medaillen u. bergt. 
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B. Ertrag der Steuern. 
0... Dtrecte Steuern. | 
=. Ordentllche directe Gtenern. 
6. 082. 
o. Allgemeine Grundfäße. 
Die don Gebaͤuden, von Gewerben, von Grund und 


Boden und endlich von Gefaͤllen zu entrichtenden Steuern 
bilden nad) der wuͤrtt. Geſetzgebung in fo fern Ein Ganzes, 


als durch das Finanz⸗Geſetz für dieſe verſchiedenen Steuer⸗ 
gegenſtaͤnde zuſammen eine Summe beſtimmt wird, welche 


fie an die Staatskaſſe abzuliefern haben. Un diefer Summe 
aber, fei fie welche fie wolle, nehmen die einzelnen Abthei⸗ 
tungen in gefehlich beflimmten Verhaltniffen Antheil 6 
faͤlt nämlich auf die Gebaͤnde %, auf die Gewerbe „, auf 
Orundeigenthum und Gefälle zufammien 37T). Dieſe Ge⸗ 
fammtfumme aber iſt gegenwärtig auf 2,600,000 fl. feſtge⸗ 
ſtellt. | J 

Fuͤr die Erhebung dieſer ſaͤmmtlichen Arten von Steuern 
beſtehen eigenthuͤmliche, von der Verfaſſungs⸗Urkunde ſelbſt 
beſtaͤttigte Normen. Die dom den Ständen permilligte Sum⸗ 
me wird nämlich nicht unmittelbar von den Steuerpflichti⸗ 
gen, noch überhaupt durch die Beamten der Finanjverals 
tung eingezogen: fondern fie wird (und zwar für jede ber 
vier Arten befonders) nad) einem, durch Rataftrirung alltt 
Renerpflichtigen Gegenflände aufgefundenen, Maasſtabe auf 
bie Amtskoͤrperſchaften ausgefchrieben. Mon diefen werben 
die augefchiedenen Duoten an die einzelnen Gemeinden, fo 
wie an bie in keinem Gemeinde⸗Verbande fichenden Guͤter⸗ 
Beier nach demſelben Katafler, welcher die Summe fär 
das ganze Oberamt befiimmte, vertheilt2). Die Gemeinden 
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vertfeilen wiederum bie ihmen zugetheilten Summen unter‘ 
Äpre Augehdrigen je nad) dem bei jeder derfelben eingeführe 
ten, keineswegs überall gleichartigen, Steuerfuße. Die Umtee 
pflege erhalt yon den Gemeinden und von den ausgenommes 
nen Gutsbeſitzern deren Quote vollfländig und ohne Abzug; 
und auch fie hat bie dem Oberamte zugefchiedene Summe 
ohne Abzug und Nädfiand am die Staatskaſſe abzuliefern. 
Auf dieſe Weiſe iſt dem Staate der ungefchmälerte Bezug 
‚bes Geſammt⸗Betrages ber Grunde, ante: uud Om | 
 Bäudes Steuer verficert. 
Der Amtspflege und Gemeinde aber find ebenfalls Dir 
tel au die Hand gegeben, um zur Befriedigung ihrer Kam 
‚ derungen zu gelangen. Die Amtspflege nämlich hat das Recht, 
‚am Nothfane einer im Ruͤckſtande befindlichen Gemeinde ei⸗ 
„NER. Preffer einzulegen bis zur Abtragung des RÖR AR 
des °).. Schulden dürfen. übrigens vom der Gemeinde nicht 
„gemacht werden, zur Bezahlung der an die Amtspflege zu, ont 
riſhtenden Staatsſteuer. — Den Gemeinden iſt gegenühar 
/ von den einzelnen Steuerpflichtigen die Vorſchrift ‚gegeben, Ä 
da für alle, nach Ablauf de Rechnungsjahres noch vor dan⸗ 
denen Steuerruͤckſtaͤnde eine eigene Kaſſe und Rechnung ge⸗ 
führt und ein eigener Einbringer aufgeſtellt werde. Uneins 
bringliche Ansflände hat der Gemeinderath und Buͤrgeraus⸗ 
ſchuß im Abgang zu verrechnen, beftrittene gerichtlich zu her⸗ 





folgen oder einen Vertrag daräber abzuſchließen, für eins, 


Sringliche unbeftrittene aber Friſten zußßeten. Bei Nichtein 
haltuug der Friſten iſt entweder durch Preſſer und Bermis 
gensangriff die Schuld beizutreiben, oder es Tann eine, som 
Söhulpuer angebotene Kapitalifirung angenommen werben. Ver⸗ 
— bärfen keine gefordert werben. 

Bei dep. oetichitihen Erkenmniſſe über wiehenſchafts- 
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j Verkaͤufe iſt die baare Bezahlung der vom Verkaͤufet zur 
Gemeindekaſſe ſchuldigen Stenerruͤckſtaͤnde dem Kaͤufer anzu⸗ 
‚bedingen (natuͤrlich gegen Abrechnug am Kaufpreiſe). Die 
eingehenden Ausftands- Gelder find vor Allem zur Bezah⸗ 
lung der etwa an die Amtspflege fchuldigen Rüdftände, ſo⸗ 
dann zur Tilgung von Gemeinfchulden, endlich zur Vermeh⸗ 
rung des Grundſtockes zu verwenden *). Iſt trotz diefer Bes 
mähungen und Mittel, bie einzelnen Stenerpflichtigen zur 
Entrichtung ihrer Qudte anzuhalten, dennoch ein Theil nicht 
beizubringen, fo bleibt, da die Gemeinde in jedem Falle if 


ren Betrtag ‚vollftändig an die Amtepflege zu entrichten hat, 


nichts anderes übrig, als die Beziehung der übrigen Buͤr⸗ 
ga 8). | | 

Die Verpflichtung zur directen Steuer ift .eine ganz af 
gemeine, und nur diejenigen DBefreiungen, welche das Geſchz 
‚ ausdrädlich anerkennt, finden ſtatt. Diefe gefeßlichen Frei⸗ 
beiten find aber theils allgemeine, theils befondere und vors 
Abergehende. Allgemein nämlich ift von dem Gefecht 
ausgenommen: 

a. alles Eigenthum des Staates an Gebaͤuden, Grunds 
ftüden und Gefällen °); 

b. alles Eigenthum diefer Urt, welches den auf Koſten des 
Staates beftchenden Anftalten, namentlich der Univer⸗ 
fität , zuſteht; z 

c. dad Grundeigehum anderer Staaten, mit denen eime 
gegenfeitige Steuerfreiheir befteht; 

d. diejenigen Privat» Gebäude, welche zu Öffentlichen Zwe⸗ 

cken verwendet werden, ohne ben Eigenthämern einen 
Nuten abzuwerfen ; 


e. die der Hofdomaͤnenkammer, dem ſtandesherrlichen umb 
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ritterfchaftlichen Adel zuſtehenden, früher fleuerfreigewefes 
nen Schloßgebäude, Schloßgärten und Parks; 

. die fämmtlihen Befoldungs - Güter ber- Staats⸗ ‚Kite 
chen» und Schul, Diener; 

g. alle Öffentlichen Straßen und Pläße 7), 


Als befondere Steuerbefreiungen erfennt das Geſetz 
diejenigen Privilegien an, welche die Regirung auf einen be⸗ 
ſtimmten Zeitraum verliehen hat. Allein weder eine Verlaͤnge⸗ 
sung diefer Befreiungszeit, noch eine neue Ertheilung folcher 
Steuer» Freiheiten kaun flatt finden, feitdem die Verfaffungss 
Urkunde Gleichheit aller Laſten audgefprochen hat. 


Die Art und Weife, wie die einzelnen Arten der ors 
dentlichen directen Steuer umgelegt werden, ift natuͤrlich 
verfchieden; die näheren Beſtimmungen find in ben; naͤchſtfol⸗ 
genden Paragraphen angegeben. 


1) S. Geſetz vom ı5ten Julk 1821, die Herſtellung eines pro⸗ 
vlſoriſchen Steuer = Katafterd betreffend, $. 5. Rbl. ©, 459. 
Der Maasſtab von Wierundzwanzigfteln iſt deshalb anges 
nommen, weil im 3. 1821 die Gefammtfumme 2,400,000 ff. 
betrug; ſpaͤter {ft fie wegen Uebernahme bedeutender Laften 
von ben Amtspflegen um 200,000 fl. vermehrt, dagegen ber 
Maasitab beibehalten worden. Einleuchtend iſt übrigens, daß 
bie Feftfegung eines folhen unwandelbaren Verbaͤltnlſſes für 
die Gewerbe und allenfalls auch für die Gebäude vortheilhafs 
ter jſt, als fuͤr das Grundeigenthum, indem erſtere ſich be⸗ 
beutend vermehren und in groͤßern Werth Fommen Fönnen, 
wodurch alfo der Steuerbeitrag des Einzelnen finft; bei dem 
Grund und Boden ft biefes nicht der Fall, wenlsſtens nur 
in unbedeutendem Maaße. 

IL. 6 115. Der Maasſtab der Vertheilung unter bie 
fämmtlihen Oberämter iſt aus der idhrlih Im Regirungsblatte 

kekanntgemachten Tabelle, zu erfehen, z. B. für das Finanz: 


* 
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lahr 1839 ©. 290. Die Austen der einzelnen Oberämter ab 
watärlich fehr verfhieden, ſewohl was bie Geſammtſumme, 
als die vier einzelnen Arten der Steuer betrifft. Ueber ben 
Werth ber Einrichtung, durch welche den Amtskoͤrperſchaften 
und Gemeinden die Beitreibung der Stenern übertragen Ik, 
f. oben $. 146, S. 97, Note 8, und die bafeibit angeführten Schrif« 
ten. Jeden Zalles iſt für die Finanz - Derwaltung bie &b 
cherheit, mit weicher fie auf bie bedentende Einnahme bes 
Directen Steuern zählen Tann, von dem größften Vortheile; 
daß biefe Sicherheit auf eine andere Welſe ebenfalls erreicht 
werben könnte, iſt weulgftens zweifelhaft. 

3) ©. 3often Sept. 1819, über die Anwendung von Yrefern, 
6.8, Rbl. ©. 696. 

4) ©. das Sefes vom ırten Jull 1924 Aber die Behandlung 
der Steuerrädftände, Rbl. S. 531 fg. Ein (ungedr.) Dis 
niſterial⸗Erlaß vom Sept. 1828 ordnet dad Kaflen= und ag 
nungswefen diefer Ausftande = Kaffen. 

5) Eine, freilich kurze, Geſchichte der Directen Steuern In Bitte 
temberg enthält ber Minifterlal - Vortrag vom ı4ten Mix 
1820, Ver h. ber 8.8. A., H. 4, Beil. ©. 276fg. Demſel⸗ 
ben zu Zolge iſt die Grundſtener zuerfk als Vermoͤgensſtenet 
umgelegt worden; durch eine Steuer s Inftrnction vom Jaht 
1713 follte fie in eine Ertragäftener umgewandelt, und befe 
halb ein allgemeines Katafter entworfen werben. Die Breem 
digung deffeiben zog fih bis zum 3. 1744 hinaus. Schon ia 
ber Anlage unvolllommen, wurde diefed Katafter aber im 

Laufe der Zeit ganz unbrauchbar. Aleber die Geſchichte des 
altwärtt. Steuer - Ratafters f. Kapf, Bemerkungen über Ne 
Entftehung und Bildung des wuͤrtt. Steuerfoftems. Stuttz. 
1797, 8; v. W(eEherlind, kurze Geſchichte bes Gteuet: 
Katajters Im Hzg. W., In Memminger’s Jahrb., DB. % 
©. 203 fg.; man vergl. auch noh Spittler's Urkunden 
Th. I, ©. 65 fg, und Späth, Grundriß einer möglihk 
guten Steuer-Regullrung, ©. 121 fg. Schon auf f bem Sand 
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tape von 3797 wurde bie Nothwendigkeit einer gänslichen Re⸗ 
form der Grund» und ber Gewerbe: Stener gefühlt, unver: 
mottiiih warbe dieſe durch bie Erwerbung ber neuen Landes⸗ 
theite ſeit Anfang des 19ten Tahrhunberts, indem bie größefte 

Verſtchiedenhelt zwiſchen dieſen Landesparcellen Statt fand. 
Nur allein dad im J. 1803 als eigener Staat eingerichtete 
Meumärttembreg hatte 14 abweichende Steuerverfaflungen. Im 
Drange jener Seit konnten aber nur vorläufige und oberflaͤch⸗ 
lUche Maasregeln genommen werden, was auch in den J. 1807, 
1808 und 1812 gefhah. Die umfaſſenden gruͤndlichen Arbei⸗ 

ten zur Herftellung eines allgemeinen, gleihfbrmigen Reichs⸗ 
fteuerfußes wurden erft unter der Megirung Bil: 
beim’s im J. 1918 begonnen. 

6) Vor Allem wurden Anftalten zu einer genäuen Vermeſſung 
des ganzen Landes getroffen zum Behufe einer Regullrung 
der Grundftener; weil aber dieſes große Vorbereitungs-Ge⸗ 
fhäfte erft nah einer Meihe pn Jahren beendigt werben 
Eonute, fo wurde auch, auf dem Landtage von 1821, den Staͤn⸗ 
den Vorſchlaͤge zu einer provfforifchen Berichtigung des Katar ' 
fters alter vier Arten der orbentlihen birecten Steuer vorges M 
Tegt, Nach weitläufigen Verhandfungen (f. biefeiben In H. 7, 
Bell. S. 2585 H. 12, Beil. S. 6855 9. 13, S. 1149 und 
Def. Bell &. 709) erfihten unter dem ı5ten Jul 1821 bag 
Beet. An wicberholtenmeien trug auf den Landtagen nen 
2823, 1826, 1828 und 1330 die Regirung baranf an, bie in 
dem provlſoriſchen Katafter- Gelege enthaltenen, zum Theile 
foäter noch im Einzelnen verbefferten, Grundfäge als unver- 
änberlich gültig bie zur einftigen Buftanbebringung eines defi⸗ 
nitiven Katafterd anzuerfennen: alfein die Stände glengen 
nie daranf ein, die beftändige Verbeſſerung der provfforiihen 

Einrichtungen als eine vorteefffihe Werbereitung für daß de- 

“Writer Kataſter betrachtend. S. Kerüßer die Verh. der K. 

d. A, 1823, H. 3, Beil. S. 260; H. 14, S. 13965 H. 17, 

um H. 18, G. 993 Verh. ber N Sto., 1826, 
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H. 2, S. 2465 Verb. von 1828, H. 7, ©. 1697 unb 1713; 
Verb. von 1830, H. 1, ©. 124, H. 5, ©. 1573 und 1401. 

2) Die Steuerfreiheit eines Staatsgutes Ift übrigens Fein Reel 
recht defielben, fondern es tritt die Verpflichtung zur Sterer⸗ 
zahlung fogleich ein, wenn es in andere Hände übergebt. & 
werben überdieh alle zum Verkaufe kommende Stagatsguͤter 
nur unter ber ausdruͤcklichen Bedingung Exaftiger Steuerpfiid: 
tigteit abgegeben. Wogegen umgekehrt jedes bisher feuer 
bare Gut, welches der Staat erwirbt, aufhört fteuerpictis 
zu feyn. — Wie es fi dagegen mit der Theilnahme am den 
Amtskörperfchafte- und Gemeinde: Laften verhalte, dariber 
f. oden F. 146, ©. 92 

8) S. das Geſetz von 1821, $. 2 und 3, 


6. Die einzelnen Arten, 
fr - $% 283, 
a. Die Gebaunbe⸗Stener. 


Dear Sehäude- Steuer find alle Haupt» und Neben 
Gebäude im Verhältniß ihres vollen Kapitalmerthes unterwer' 
fen; gleichbiel ob fie als. Wohnung, zu Gewerben oder zw 
Aufbewahrung landwirthſchaftlicher Erzeugniffe benuͤtzt wers 
den, ſelbſt Sartenhäufer, welche menigftens drei Monate jähr: 
lich bewohnt find, unterliegen der Abgabe Mur bie, im Ich 
ten Paragraphen erwähnten, gefeßlichen Steuer s Befreiuugen 
begränden «ine Ausnahme. Als voller Kapitalwerth wire 
aber derjenige Preis angenommen, um welchen das Gchäude 
- nach feinem Umfange, feiner Lage, feinem Bauzuſtande, end⸗ 
lid) den darauf haftenden Befchwerden, zur Zeit der Einſchätzung 
vom Beſitzer abgelaffen werden und einen Kaͤufer finden wuͤrde. 
Die Einfhägung berädfichtigt al6 Anhaltspuncte bılanntı 
Kaufs und Mierhs Preife, die Elaffification nach dem laufen 
den Kapitalwershe, namentlich aber den Brandverſicherauti 
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Anſchlag. Su fo ferne durch eine Real ⸗ Beſchwerde der Werth 
des Gebaͤudes gemindert wuͤrde, iſt diefelbe in Abzug zu 


bringen, dagegen werben RNeal⸗Gerechtigkeiten, wenn fie 


Fein Gegenftand der Gewerbefteuer find, dem Werthe des 
Hauſes zugelegt "). Nach diefen Rüdfichten wird denn je⸗ 
des Gebäude in die, nad ber Werthſumme beftimmte, 
Klaffe eingeteilt, und daraus das Gemeindes und das Ober 
amts⸗Kataſter angefertigt 2). | 

Bon der BSefammt: Summe ber ordentlichen directen 


"Steuer haben bie Gebäude 3%, und fomit gegenwärtig 433,333 fl. 


zu tragen ?). . 


1) ©. das Geſetz vom zäten Jull 1821, .6— 11; Inſtruct. 
die Befteurung der Gebäude betreffend vom 24. Sept. 18215 
(ungedr.) Decret vom sten Nov. 1821. — In den fpes 
ciellen Vorſchriften vom 3ten Nov. 1818, ©. 3, zu 
6.7, iſt mit Recht beftimmt, daß zu den Meallaften eines 
Haufes die Gegenreihung für eine befonders bemilligte Nu- 
Bung, 3.2. einen Brunnen ober dgl., nicht zu rechnen felen, 
fondern nur folhe Grundlaſten, welche auf dem überbauten 
reale, oder auf den darauf ſtehenden Gebäuden laſten. 


2) ©. die Klaſſen-Tabelle in ber Inſtruct. vom 2aſten 
Sept. 1821, als Anhang. 
3) Das gefammte Steuerkapktal der Gebäude betrug nah ber 
in Folge bes Gefeges vom J. 1821 vorgenommenen Rectificas 
tion der Einſchaͤtzung von 1819, im J. 1830 —31: 145,863, 199 fl., 
fo daß alfo der Steuerbetrag wenig mehr ald 4 Procent von. 


dem Kapitalwerthe der Gebäude beträgt. Auf jedes Gebäude 


im Durchſchnitte fallen ı fl. 26 kr., wobet natuͤrlich einleuchs 

tet,- daß fih der Betrag im den verfchledenen einzelnen Ge⸗ 

meinden fehr verfchteden ſtellt, fo in Stuttgart 3.8. betraͤgt 
er im Durchſchnitte 17 — 15 fl. jaͤhrllch. S. den Finanzmini⸗ 
ſterlalvertrag vom 9ten Der. 1323. | 
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db. Die Gewerbe⸗Stener. 

Sjebes Gewerbe, d. h. jede Belchäftigung, welche die in 
Mbficht eines Gewinnes unternommene Veredlung der ron 
ben Erzeugniffe oder den Verkauf von Waaren zum Gegen: 
ftande bar, ift einer Beſteuerung unterworfen, deren Ge⸗ 
fammtfumme für die fammtlichen Gewerbe im Königreidye ge 
‚eBlih auf z% der ordentlichen directen Steuer, alfo gegens 
wärtig auf 325,000 fl. jährlich, beflimmt ift 7). Diefe Steuer 
ruht theild auf dem Kapital = Gewinne der! Gcwerbenten, 
alfo auf den von ihnen gebrauchten Waaren, Geräthichaiten 
and Geldkapitalien, theild auf den Arbeitsberdienſte derſel⸗ 
ben, welcher letztere fi aus dem Gewinne ihrer eigenen 
Arbeit, und der ihrer Gehuͤlfen, endlich aus der Leiſtung der 
von ihnen angewendeten Mafchinen ergicht. Auf dem Ges 
werbe allenfalls haftende Schulden werden nicht abgezogen”). 
— Ausgenommen von der Gewerbe» Sıener find: 

I. biejenigen, welche einen Kunflzweig ald wahre Känfs 
ler betreiben 3); 2 

2. Beldarbeiter, Dienfiboten, Lohnbedieute, tagloͤhnende 
Naͤhterinnen und Wäfcherinnen; 

3. der Handel mit den Erzenguiffen eigener ober 46 
pachteter Güter, fo wie mit ben darans genährten Thieren 
und deren Erzengniffen; dabei ift gleichgälrig, ob die Stoffe 
roh oder verarbeitet in den Handel kommen ; 

4. die, einer eigenen Acciſe unterworfenen Wein⸗, Holj⸗, 
Dopfens und Dels Händler, wenn fie nicht Aberhaups Kaufe 
mannfchaft treiben *). 

Sowohl wegen der Bertheilung der Geſammtſumme une 
ser die Dberämter und bie Gemeinden, als wegen dır Im 
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lage des einzelnen. Stenerpflichtigen iſt in jeder Gemeinbe 
und in jedem Dberamte ein eigenes Gewerbe⸗Kataſter au⸗ 
zulegen und zu unterhalten 3). Daffelbe nimmt theild auf 
Die Art und Weiſe des Gewerbes, theil6 auf die Groͤße des 
Kapitals Bewinnes und des Arbeits: DVerdienftes Rädficht, 
um demuach das Steuers Kapital jedes einzelnen Gewerben⸗ 
den zu befiimmen. In Beziehung auf die Art des Gewers 
bes ſchreibt das Gefch (in $. 13) eine Unterfheidung der 
vier Hauptabtheilungen: ber Handwerker und Kleins 
Händler; der Handlungen und Fabriken; der Mühlen und 
andern laufenden Werken; endlich der Wirthfchafts s Gewerbe, 
vor. Diefe Hauptabtheilungen zerfallen aber wieder in eis 
nige Abtheilungen, diefe wieder in viele Klaffen, und 
jede diefer Klaffe in einige beflimmte, zum ‘Theile wieder 
zahlreiche, Abftufungen, je nach der Urt und der Aus⸗ 
Dehnung des Gewerbes und ber vermuthlichen ——— 
der Beſchaͤftigung. 

Fuͤr die Hauptabtheilung ber Handw erter und Klein 
Händler iR im Weſentlichen Folgendes vorgefchrieben: vie 
Handwerker zerfallen in vier Mbtheilungen; die im jede 
derjelben gehdrigen Gewerbe find einzeln aufgezählt (42, 48, 
72 und 33, zufammen 195); jede diefer Abtheilungen hat 
wicder neun Klaffen nad der Uusdehnung des Betriebes,) 
namentlich nach ber Zahl der Gehhlfen ©). Jede Klaſſe Hat 
wieder mehrere Abflufungen, nämlich die drei erften Klafien 


J je fünf, die ſechs folgenden je ſechs; dieſe Abſtufungen wer⸗ 


den nach der aus oͤrtlichen und perſonlichen Verhaͤltniſſen 
za vermuthenden Eintraͤglichkeit des GSeſchaͤftsbetriebes anges 
nommen ?), m Ganzen find alſo 204 verſchiedene Anſaͤtze 
für die Handwerfer gemacht. Für jede Abtheilung, Klaſſe 
und Ubſtufung find beflimmte G:Td-Unfäte angenommen, 
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"mie: die Grundlage für das Steuer⸗Kapital ausmachen; 
‚Mr verſteht ſich übrigens, daß diefe Anſaͤtze nur bei den Ab⸗ 
Ripkungen in einer und berfelben Klaffe mit der Nummern: 
‚ML in ſteigender Größe wachen, während die hoͤchſte Rum: 
mer ‚einer niederen Abtheilung immer: höher iſt als die nics 
derſte Nummer der naͤchſthoͤheren Abtheilung, und ebenfo die 
Höchfle Nummer einer Klaffe höher ale die nicderfie Num⸗ 
mer ber folgenden Klaffe 8). — Unter die Kleinhaͤndler 
werben alle diejenigen gerechnet, deren Gewerbskapital die 
Summe von 200 fl. nicht, erreicht, fie mdgen nun den Hans 
del im offenen Laden, auf Märkten oder als Haufirer betreis 
ben ?). Dieſelben werden in ſechs Klaffen je nad) der ver 
wurhlihen Schnelligkeit des Abſatzes, nach der Verbindung 
mit einem andern Gewerbe und dgl., eingetbeilt. Fuͤr jede 
Kaffe ift ein eigener Anſatz gemacht 19). 

Als zweite Gewerbe, Art faßt das Geſetz Handlungen 
und Fabriken oder Manufacturen zuſammen. Beide Bes 
(häftigungs = Arten werben gleihmafig behandelt. — Hans 
delsleute find alle Haufirer und Markthändler mit mck 
ala 200 fl. Handelskapital, ferner alle ordentlichen Kaufleute 
ohne Unterfhied der Waarenart; namentlich find Buchbaͤnd⸗ 
Ver, Apotheker, Wechfele und Gpeditionds Händler, endlich 

Frucht⸗ und Vieh Händler ebenfall& hierzu gerechnet I). 
als Sabriten und Manufacturen find cinzeine bo 
flimmte Gewerbes Anlagen bezeichwet 22). Gegenſtand de 
Beſteurung bei Handelslenten und Fabrikanten find das Gy 
werbe= Kapital und der Arbeitsverdieuſt. Unter dem erſican 
ift Alles begriffen, was im Handelsinventar enthalten if. 
Der Arbeitöverdienft wird fowohl beim Principalc felbR, a⸗ 
bei feinen Gehuͤlfen in Berechnung gezogen, Ichteng seriellen 
in zwei Klaffen, in die untergeordntte „3, gayphplirheg Kged- 


arbei⸗ 
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arbdieten, uud du Arbeltur auf den Esunelren! u 
den Fabriken werden die eigentlichen Arbeiter nicht geneche 
net, ſondern nur Die auſſehenden und leitenden Sehuͤlfen. 
Rath "Vilfen Ricſichten werdh" die Handlislente· and Fe 
brifandeh iR eine’ "Unzaft von Klaffen eiugetheilt, deren jche 
siehe er!in drei Abtheiluugen zerfaͤllt, in welchen bie Unſatze 
je nach den vrtlichen Vethaͤltniſſen, der veſvnders Natut dee 
Gewerbe⸗Zweiges oder der Perſdulichkeil bie zu. 


| verſchieben ſind. Für jeden Einzelnen iſt ein "Ynfat 


weh Rupltat Gewinn, und ein Anſatz {hr den — 
des Principals und ſeiner Schülfen erfter. und ‚Zweiter Urt 
gemacht! ‚die Angabe des Gewerbe - Kapitals und der Ge 
bülfen »2dpT iſt den Sienerplichtigen uͤberlaſſen, jedoch Tann 
der Stener: Eommiffär und die Schäßungs · Commiſſi ion eine 
Ahlage zu ber Angabe machen, wenn ſie ie dieſelbe zu nieder 
finden. Begenbeweis aus den Buůͤchern iſt den — 
geffärret — — 


„Bei ben. Mühlen uud andern — Werken iſt ze 
—— ob fie in der Regel für eigene. Prohduction oben 
ob fie von Andern gegen Lohn (von Kunden) benuͤtzt wer⸗ 
Hr? Im eiſteren Zar werden ſie entweder als Handwer⸗ 
Ber der · dritten Abtheilung oder alb Fabrikenuhehandelt, je 
nach ihrer Groͤße und Bedeutung. Im andern Falle dage⸗ 
gen wird die Zahl der Maſchinen und. ‚Gänge, Durch welche . 
en Vardienũ gewonnen wird, und ber. Arbeitslohn des Ci» 
genshlmers und, feiner Gehuͤlfen als Geganfbaub der Steuer 
angtasınman, .. Die einzelnen Gänge werben: in vier Klaſſen 
eingetheilt; jebs derſelben Gut wieder drei Upfinfungen- 1*). 
Si Beziehnug auf den Arbeits: Verdienſt ad die Muͤller in 
dir are Miheilung der HMaubiverker 3 — es wird alſo 

oh Smatrecht II. 58 
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ga 
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fan ‚gemacht 25), er 


an Bei Arc leiten Benuheic, vo Bimtbihnfier PN 
Bath utogabriten, iſt ‚wieder zu unterſcheiden zmiſchen 
— beiden Befchaͤftigungen. — Die Wirtbſchaften wer⸗ 
abgeſondert nach dem Gewerbe⸗Kapital und nach dem 
—— beſtenert. Ja erſterer vaꝛiehgag zerfallen 
fie in Iren, Klafien und Abflufungen, ſo daß im Ganzen 
mie weniger als 104 verichiedene Abtbeilaugeni in dem Steirre 
Unfake.des Mewerbe Kapitale der Wirthſchaften befichen. > 
Hioſchtlich bes Arbeiter Verdienfich ift jede der, Shen gepanns 
49, Geperde Arten wieder in drei Klaſſen getheilt welche 
nad den Klaffen des Gewerbes Kapitalts wieder in Abſtufun⸗ 
gen gerfallen, uab zuſammen 49 verfchiebene Anſaͤtze bildent6) 
Dien Getrankefabriken zerfallen in Bier⸗ umd Effi 
Brauerüen, und in Branutwein⸗ und Liqueur⸗Fabriken. Dee 
Einfchatzungsmaasſtab iſt Die jährlich verfertigte Quantität 
netiaues, und — bitten 14 BR wir — 
Katuſter⸗Roſeten — — 


land Zr 


En) 8 ab Geſe vom — Jull — 3.5 u ın Bm 


tieſer @umme trift De Gaudgerter a7 1 Me Babes 


. Mägten und laufende Werke "r, Wirthſchaften - al , Betele 
un efabriken . "le Ball der Gewerbe, wie —* Gteret 
on ser, wer im Jahr 1823 133,556, im Jahr 1830 dageten 
jisym: MNa5, ndmlid; 10,200. Handwerker und 120 Haudlungen meh 
1stnuAnaegenBUn Mitthichaften und Bun Geträusefabckten: weniger. 
Jar ne: inzelnen Gemerbageitungss ahen zaͤblen ſolgende Theile 
9: „sehen : Handwerfen 106,63 13: Riekahinhlen;2ase; Hemhlausen 

unh Jahriken 32335. Mablmuͤhlen 1626 ;.:cuhare Mimi 338% 
sit ↄnftichUwiatuſchaiten. 4,857 5) üheige Michi aſun en Ge 


. 
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ssänle » — —— —XRX 
31 fi ns: 
„Du. un - ee er 4. 
By Man Keht: ſich Wergedend, PER RE 
„eins Merjmahle win, welches don: vı whhpenYt: MARRiEx 
:: Oder auch Wa; dan Kuuſtzweig“ delt eulenapurı dy ataeie 
 wab Doch. puͤgfte die Graͤnze zwilſchen Kuuſt ke | 
menchen Bat nicht-fo augenfänig: ſeyn, ſ⸗ BB Def Are 
Mqhern, eithograyhen und berg 
: = S. das Befet von 1841, $. 145 Inſtruct, vom auſten 
Maͤrz 1329 (801. ),%9 In ber letzte ren Verordnung iſt den 
Geweinden und Auitstoͤrperſchaften nachgelaſſen, dle Weln:, 
Hopfen⸗ und Hel⸗ Händler zu Ihren Umlagen verhaltniß— 
‚mäßtg beizujiehen. Ob Diefe Beſtimung im Wege der Vier: 
ordnung gegehen werben konnte? ag aber 
5) Das Geſetz uͤberlaͤßt. — mit Ausnahme einlger ‚lansehger 
“ Grundzüge _ dke Yupelfung zur Kataſtrirung den: VInſirpotſa⸗ | 
nen. Nachdem die früheren Infructionen ( vom gten NER. 
3818 md vom 16ten Febr. 1819) in manchen Beziehungen 
. mangelhaft erfunden worden waren, fo wurde unter, ‚dem 
. 13ten März 1829 eine neue ausführlihe Juſtruction ertheitt, 
weicher fpäter nod viele einzelnen Grläuterungs = Nefcripte 
m - füigten, die dan auch wieder im Auszuge zufammengefaßt 
worden find. | 
s So find in der Tften Kaffe die Handwerker mit beſchraͤnkttem 
Betriebe, "dr Aſo nicht nur ohne Gehuͤlfen ihre Geſchaͤfte be= 
©: tuelben, ſondern auch noch neben demſelben Ay einen Wittern 
2 Erwerb zu fuchen gendͤthigt fit; z3. B. Birken Felbarbeitn (Tags 
— Din, Botengehen u. dat., oder welche wegen Gedreifiihteit 
max ·eiel/ verdienen Nanon3) Ni- der -atch Mae Genlwerter 
Bel Beſcheantung aber auch · hue Soratfen; IE ud ANen fols - 
nıyallägg: sale Sehatfen; dor Mi u Be 
SEE U, BE EIER 5νν 
204) netten 5: Web Une auienieniste für 
58.. 


x 
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‚aa Nie: Ainreiäung Au ehe. befitmunig Ab ſtaf ung -akssgeben: 
Be Sicherheit des Verſchluſſes, die Höhe des. Arhriteinhuet, 
:2 ‚We Verföntichtelt des @ewerbenden, die Eigenſchalt der Mr 
ev n hͤlfen (ab Geſellen ober, Lehrlinge); "das Arbeiten. im Kun 
—. in eigener Wertitätte, Ein Handwerker, mel⸗ 
cher gtssthanften Waaren von wenigſtens 200 fl. Werth han 
— den minge ‚nach bes Augbehuung dieſes Geſchaͤftes in eine 
. ‚höhere Abtheilung verſezt. Gewerbe: auf ˖ den Dörfern tom 
wen In der Regel In die wieherfie Abſcafuns, bie in kleines 
andſtadten in hie zweitnlederſte, Am großen Staͤdten iR des 
Miniamm die dritte Abſtufung. us 
8) ©, die Der Inſtruct. S. 22 und 23 — — 
fel. Aus derſelben erglebt ſich, daß der niederfte Auſatz (Abtu. 
1, Kaffe 1, Abftnfımg 1) 24 fr. betefßt, der höchfte Auſch 
Ir aber. (Abth. €, Rlaffe 9, Abftufınna"6) 56 . 18 Ir. 
9 Im der angef. Inſtruct. $. 8 find 28 verſchiedene Gewerke 
„. anfgeführt, welche in der Regel zu ‚den Aleinbaͤndlern zu rei⸗ 


u nen find. 
ac) ©. hieruͤber, Inſtruct. $. a0, unb Klaffentafel, G. 22. 
©. bie Inſtruct. 6: 22 — F TR 


FR Mm), S. diefelben in der An ſtruct. 1% 24... F 
REIN ©. Inftrnet, ‚S,.22—29; And Klaffentafet,. dei. 
©. 24 und 26. "Die erſte Klaffe enthält die Sewerbe mis 
200 - Soofl. Kapital; die ı5te die mit 125,001 big 160,000 £; 
a 2 von ba au ie für eine Kafe 20,000 fl. ‚welter.» 


44) In der ulederflen Klaſe ſind diejenigen Werke, mit Un 
u. ſcaluß ber Mahlm uͤhlen, welche höchftens. 3 Monate: im Jahre 
. geben; In der 2ten Klaſſe die Mablmäpien vor bier Bis 
2. MMäftlungsbanse; in der gten Klaſſe die Dabimikäien mit 
+6, ad Merkhrigen Werke nt wenisftend 4 Rumiten: 
Beau indes aten Rialie ,euhiiuh: Die Wrihiunhhlen: 
: wahr ur Bahr her ern. Die ARE. be, 


: 1 Relngant der ah dan anhheren her are Mintnänfie : 
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2 EEE eh der Säfte: Pic’ Shen" re 
Grundlaſten, der Sohtstelsteit der Unterhättunge + "Ih 
5 ©, Juſtruet. & 35-403 die; ‚Winklenkabeilen dw | 

and 27, N. 6. . Tu R 
16) ©. Inſtrunet. ‚$ 105 Klafſentabelle, hund 
27. Einen’ Beilcht Aber die Beſchhwerde der Wirthe aus 48 
"" SherdüiterkÄber die Art, wie ‘fie zur Gewerbeſteuer belge zo⸗ 
"gen werden ſ. Verh. der K. d. U., 1830, 9.5, ©4439 
RE. Dear thurbe von der Kammer d. U, der’ ftegke - 
2.” gung jur Berheiätigung empfohläkz fi dal, S. 13ddhet ' 


“an G. Auſtenet. 6. 4; Alaftentxbeite si 


Yne rt Ye nigeg 
$. 285. 


dan = * Ge — 
| eo . Die Orund · Stener. 5 br. 

— banptſohlichſte Gegenſtand der — — * | 
der Ertrag die Bodens. Dieſe Steneraualle hat (nam⸗ 
men mit ben Qrunudgeiaͤllen) IE ber Gfamt » Sunzine zu 
Jragen 2), RIM, . 
OHinrſichtlich bee Geſetzgebung Aber. die Sranbfisiür(if 
3 unterſcheiden zwiſchen dem geganwaͤrtitzen vorläufigen Br 
flande, und dem für kuͤnftig vorbereiteten Gefche. Veit vñiu⸗ 
ich die manchfach vorhandenen Weberhärtungen wicht Die jur 
Vollendung des definitiven, im I. 1818 begonnenen, Kite 
ſters unabgeftelt bleiben durften, fo wurde durch Geſetz xom 
18. Juli 1821 ein prodiſoriſches Steuer Katafter angeorde 
net, das zwar nur auf allgemeinen Schaͤtzungen, uud. N cht 
auf genauen Meffungen und Berechgungen beruhen, nad fo: 
wit zwar mich die Steneruugleichheit, zwiſchen ;hen.ngriepie. 
Denen Grundsigeuskümern einer wu derkelben Mertyng sg: 
yönmen, follte, allein dech die- Ungleichbrit zwiſchen Dam ner» 
ſchiedenen Genteinben deſſelben Oberarat e, und zwiſcheie ben 
hſcheetenen Phertpcten ib una den dar: Giweruäche, 


[| 
14 
gu 


Abecus ala Erfadrung für das civſtine: evdlict Metafher br: 
enltzt werden Shake Ir: Dun. gleicher Bei wurde aber be- 
Äh 0 Das GSM Ähre Du eudlichtu Kataſter fort · 
efahren.‘. J ES 
d DEERE. an die vorkanfig gältigen. Beſtimmungen 
cetrifft) fo find die Vorſchriften des Geſttzes über die Bil⸗ 
— proviſoriſchen Kataſters folgendr: 
u: Grundlage: des Ganzen iſt unerkaunut, daß der 
a g Gegenſtand der Beſtencung iM 3), 
ig Dir Rein⸗Ertiag wird. aum aberimicht Duck e⸗ 
‚Helle Wwerhmungen gefunden, fonbern nur durch Schaͤtzung 
der ganzen Drismartuugen nach Fluren und Gewanden, und 
zwar noird hierbei, wie natürlich), ſowohl auf die Größe der 
Srumbflaͤche als anf den —— Ekirgs der delder 
ARE genemmnen 2 
| 3. Die Sedße dar anbfläche — heben, a. mi 
Avrliegraben Dieflungen, b. aus Wefchreibungen,, welche ein 
beſtimnite Ordße augeben) und wenn auch Birke fehlen fols 
ten ze, wach ammähaeeh' gomerrichenn OR Engen sone 
Menirke nud Bewänbe 9. 
aq. Der Ertrag aber wird anf folgenbr Weife — 
"da or We iſt der Roh⸗Ertrag zu ſchatzen. Dieſes ge 
0 vſchieht Insbefondere Bei den Acckern dadurch, daß men 
se Mittelzahl zwiſchen bem Anſchlage und dern wirflis 
en Erttage des Zehenten aunimmt. Es wirb baki 
Ta Orte gerbduſiche Kulturſtand und die gewbaliche 
——— zu Grunde gelegt; anf den MWinchben 
'alfo: namentlich Rackſichr genomitien,, for weir er im 
a Gere au Markang Shatte ſiater Sy Die 
ee ey Noruiul, Preifen? Ey! Ungeſchlagen, in 
— deſrudreer·drrliche Nathchette? 3%. Nlechter 











) . u _ 
"vi Mualltittebtn Geffnneriiipdit: Wbkıpen‘, Term duheingelde 
4 Weile a Yan oral Preiſt geinacht ver⸗ 
2. den. Wieftn, Gärten mb: Adinbeinerken, in: beflleirte 
Verhaͤltniſſe zu den Aeckern geſetzt; dei Sen Waitdune 
den fowohl Daupts als Nebenuutzungen:; in Mirtechuilg ge⸗ 
ar zogen mie Merhckſichtiguug des nachbalfiged Enrags⸗ v 
und der drilichen Preiſe. Meiiden für Ninolehamenden | 
se rin Verbälmiß ögu, Der ı fehkechteften Misıiaan Wieſen 
gebrachtz Schafweiden aber beſondirs Satafleitzı ohne 
‚Makita in. beſtuumtenAreal, urn den UHerechtigten 
ie nach der Veſchaffenheit ker Meide ein · beſticr cenctr· 
#. trag (awiſchen 6 amd 3o Fr.) angefngs:: Gierinbelidhen Erg, 
me Mergel⸗ — Oruden — ee 
‚Wufehlag Ty — ie Rn) 
» Don diefem . an: Ertage — —R— 
ſtellung des Nein⸗Ertrages abgezegen - - 2 
exrſtens dee. Taltur⸗ Unfwend;,: und zwar mner 
— beſftimmten Quoten dee Rob s Ertrageäyin: wel⸗ 
‚She je. nach, der Veſchaffenheit des Wadendı, des Mi. 
mas, des Bedarfes an Duͤnger⸗ Saatlorn u. firruber- 
ı ſchieden ſind, allein ein deſtimmtes Marimum. xnd' ein 
— nn Abetfleigeie hürfem *). Beſteht der Enl⸗ 
. Bor s Aufwand ‚in Naturalien, ſo werben dieſe zu den 
. Rormalpreifen angenommen; im ÄAbrigen:-wespen die 
.ortsuͤblichen Gelbpreiſe berechnet. Won dieſen ·letztern 
— — | =. jedoch Jin Abzug zu bringen, um fie mit den übris 
gr gen niedrigen Schäkungspreifen in Verbältniß zu fetzen ?). 
mi 2. Jedenfalls muB „bbrigeng aut: · da, wo der Kul⸗ 
sn temnufwand,nhber als der Hohe Ertrag. bexchntt wurde, 
ni RR} 1, a⸗iuliche 7 1 022 alt Weigeiimragnheibebalten . 
—XRXX IRB —— 
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nt gie begriffen. Dis ulaurfaften Ina eigentlichen Sin⸗ 
EA EE, Aniwand ihr Den. Br > der .fhr bie 
au. Zaͤllung des Mob. 1 2. 

gweitens erden abgnyogen die Realı d. 
3 Me diejenigen Abgaben und Dien ſibarkeiten, welche 
. jahrlich in beſtimmter Rotation wiederkehren; wament: 
lich geboͤren Frohnen, Hol zgerechtigleiten, Verpflichtung 
gem Farren⸗ ader Eber⸗ balten, vorzuͤglich aber die Z⸗ 
benilaſt hieher. Laudemien und Heudlohn find. audge. 
Heloffen. Die Reallaſten merden in den Normab Prei⸗ 
20 gean zu Gelde berechnet jund zu & des Betrages vom Kol: 
Erſrage: obgezogen 20). 

MDie Meheiten zur: Auſertigung. eines definitiven 
Grundſtener⸗ Kataſters zerfallen in zwei Aötheilungen, ia 
die Bermeſſung ud in-die Ginhälzug. = 
Die Bermeffang wird. wit der. größten Gens 
erggaemmen, sund<zwar iſt nicht :blaß eine Vermeffang da 
‚einzelnen Bezirke, fei es der Gemeinden ober Oberänte, ſou 
bern eine Parcelgr-Bermeflung jedes Grundfihctes im ganya 
. ande gewählt 27), Die Ergebniſſe dieier Wermeffung wer⸗ 
Den in Karten eingetragen, dieſe auf Stein gezeichnet, und 
nu wird von. Bureau des Primaͤr⸗Kataſters eine Vereinen 
ber Gemeinde Markungen und der einzelnen Güter-Gtkekt, fr 
wie die Einsragung der Namen der Beſitzer, und der End 


.‘ 
— 


tir⸗ Arten vorgenommen. Die Reſullate dieſer Arbeit wır 


den ſodanu den Gemeinden durch eigene Yublicationd > Com 
miſſaͤre erdffuer, die ſaͤmmtlichen Beſchwerden und Anfial⸗ 
sen an Ort und Stelle uuterfucht und berichtigt, mad des 

wa endlich bie Karten gan; richtig geſtellt und auch ai 
dem Steine verbeflist 12). — Die ſehr hedeurendin ⸗Ahich det 
Landeſatuweſſung windan auf dit Watt Dan been 














Vui 
yerazmi;1Daßt der. Binanzintthkoe die Ertanout hat, 
pur Wefchteumigmip: dr Geſchäſrer Wh iquaht Jatzemper— 
ſonal anzunchmen, er bapegen rg au 
der Staatskaſſe zur Veſtreitun der. Kofler erblt AfBßeiterer 

Bebarf iſt, wenn er nicht durch WErpafife gedeckt Werden 
Tann, durch Geldaufnahmen u beiten, welche vbadurch inach 
und nach wieder abgetragen werden, daß auch nack Wollen: 
bung bes Geſchaͤftas die jahrlichen 90,000 fl bezahlt werden bis 

zur gaͤnzlichen Tilgung der Schald 12). — Die Zeitder Möllen⸗ 
bung bes Geſchaͤftes ifh mit Beſtimmtheit wicht songugtben. 
Nach gänzlidier: Vollendung der Vermeffuug: folk. fo- 
dann die Einfhäßung: Ueber dieſe, wwelheneftätt eis 
ner Meibe som Jahren begonnen werden Tan, fi ABors 
ſchriften noch nicht gegeben. Etſt⸗ wenn auch dieſe Wut 
det ſeyn wird, kann endlich das Kataſter für jede Grilein⸗ 
de und fuͤr jedes Obiramt heigeſtellt; und die Grundſteuer 
nach demſelben ihm "und allgemein gerecht * 
werden. 1113 


1) Da bie. Befänftener gegenwärtig (1B30— 3 114,029 ff. 17 
trägt, fo bleibt als Quote der Grundfteuer-noch; 1,728,638 
ſ. MdL. 1830, ©. 292 fl. Also Reinertrag des Bodens Fi di’ 
yensiuuien bie Summe von 15723,813- fir: Die- Steubt WEN 
trägt fomit etwa jı Prasenk bes reinen: Ertruges ‚ und: gehen 
an und für fih, nach aflaemein angenommanen Grundatch en⸗ 
keineſness zu den ſehr hohen, Inden: belanntlich zo Pponerte · des 
reinen Ertrages noch als eine tragbare Laſt angenommegn Wei; 
den. Wobei aber freilich nicht außer Acht zu laſten iſt zhaß 
Gemeinde⸗ and Amtstörperfhafte - Umlagen der nom. Bl) 
- geforderten Summe ner beizufügen find. | 
#) © des Vortrag’ bes Finang: Minliterd an die 253 % 
— Beh Abrfelheh 1rhen 4, Bel ag 5 

EEREE2.32zJZL2LR 16: Bike Burke, KU). 07 
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Aur  Buhabe, werd bemem: hei ber Mestifirstium Die Obener arioe . 
ss yengen anche; ſ. ie Br ai" Acunbiinen der nenen Behkaier 
uch a Rapafteleung in B., Gtutte. aſiq 8; ferner in herzen 
. ftaatswirch. Blättern, H. 2, endllch Im: Warnkjer's Ben 
‚sing. in ber Kataſter⸗ Commlslon. Stuttg. 1821, M. 8. (md 
‚10.286. Verſ's Aunalen ber wuͤrtt. Lautmoleth.). Angriffe cal 
das ganze Syſtem und auf einzelne Geundlatze enthalten Ne 
ESchriften von H. Keßler; Anfihten von. der Volksſelte, die 
neuen Stenerfommißäre betreffend. Debaingen 1518, 8.5 iler 
- dab Kataſter. Stute. 1323, 8.; Yetition * ꝓxoriſtciſhe 
AAataſter betreffend. Stuttg. 1889, 8. 
— Naͤhere ſ. In der Inſtruct. faͤr Die Obersntike 
..soumifldre vom Gebr. 1832, $. S— 14 ' 
58,06 Gefer vn 1821, 19, um X? — 
Tuch ein (ungedr.) Decret nom 14. Dec, 3822 if. ſeſeeſch 
+ daßder MeinsExteng ber Brache nach Dem Mad-Eriug I} 
u, Eommerfeldes zu berechnen, und zwar zu & beffelben aujsuchutt 
. febe. wenn Gerſte Im Sommerfeld gebaut wäre, gu her, 
-:. wenn Haber. Bei einer von ber regelmäßigen Dreiieler 
‚ wirtbicaft abweichenden Motatten iſt dieſe durch «de Tui 
aufgeführten, und auf Ein Jahr den Durchſchnitteertteg Ib 
 cam6 au berechnen. 
se Die Inftrnch-für-bie Oberaustpenescemgelfre enun In 
" 4. 34 — 69 fehr ausfährlihe Angaben, wie die Eadyum IK} 
‚nr Muhertrages der verſchledenen Cultur⸗Arten und gelber ib 
1-4 Singen vorzunehmen war; weitere Vorſchriften Aab enthelter 
in einem (ungebr,) Derret ber gataſter — vom |. 
ze Mg 1823. 
a8) S. Geſe d von 1821, Sao. Die Oröfe zet ehjneheehn 
. MQmationten md ſeibſt der erfaubten Quode wurde Im Beriunft 
der Zeit mehrfach geinbert. Nach dem Seſetze fallte bei Weder! 
dd, bei Wieſen und Baumgdeten Z.r.4, lel eher 
tn: geter&hdrten und Kindern Sg aAbzezegen werden: Fan. Di 
iin Intune tꝛ Slzar voſtattete abex da⸗ zo Me devre ep N" 
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theliric bh vas ctatite Gerhaituid ˖geden WARE ARE Te 
Kehle in Sehe zu bringen; eine Bewillignng, welche wieder 
Burg it (uagebt.) Deeret veur Ta Dee. 1822 purachhenom⸗ 


men wurbe. en verlaugte bie Sto Verſ. wieber, Yu nicht 


waer 1'5 Tholle, ſoudern ſogar noch gerkugere Avkleutenabge. 
‚zogen werden barfen, f. Werk. vun 1824, H. WEN 


und Berk. der A. d. A., 18934 9:7, ©. 2052. 17 


a 5 ©. Zuflruet: 473. Der Abzug von} REN 


rt. 


De 
5 


11 


Yu 


preiſes des Eultun⸗Aufwandes tft nicht in dem Geſehr ent 
halten, ind gab daher gu elltet heftigen Anklage bed Abgeord- 


neten Keſler gegen den Finanzminiſter Anlaß. Wufänglic 
fogar «uf Einberufung des Gtaatshgerichtshofes aurtageud, bes 
färäntte ſich der Mnthiger ſpaͤter anf den Antrag zewbnlicher 


gerbchtikger Weltsfung f. Verb. der K. d. W., 1824802, 
" We. re H. 3, ht, Beil. S. 1 fg. 


8.3, ©. 1215 vergl. auch des Antragſtellers Sqhrift? Be⸗ 
weis von der großen Unrichtigkelt im den Grundlage des 
vrovffor. Katraſters. Nicht mr die Kataſter. Commiblon der 


Stände, foundern auch bie Verſanmlung ſelbſt erflärte aber 


bie Anklage für völlig unbegruͤnbet, In fo ferne ber in Frage 


ſtehende Abzug wicht wur nit ungefegiich, fondern ſelbſt noth⸗ 


wenbig gewefen fel. Außerdem erflärte die Kammer mit 8o 


gegen 2 Stinnuen khre Mißbtiligung in Beziehung anf bie Form 


des gemachten Antrages; f. 9. 3, ©. 164 und 165. 


>20) &, das Sefer von 18215 Inſtract. für die Oberimts⸗ 


fkerer eommiſ. 5. 15 fs: Mamentric find bie Getixrei ber 


Naturul⸗ Leiſtungen In $. 22. angegeben. 


1 neber das Teqchniſche bee Vermeſſungs⸗Atbelten Bob» 


nA yenyerger, fiber die Meffuiig der Hauptbaſis, in Meims 
Prigefuger's Jahrb., 1822, ©. 72 fg:5 Herzog, ſtaatswirth. 
mLictter, H. 1; S. 29 fg.; dew Finanz: Commif. Bericht ber 
rd. von 17, ates a. o. Beilh. 2te Abthh., S. 136 fg., 
NE ar ne das Landeſvermeſſunge⸗Verſonal, vom 
VDE ya TER it Map: Gangedtutt.) Juiſtunct. für 
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3 Aa Mugen Nevidenep, a. o.; ſimaedr. 1: Dante dire a me 
zu ee, Signatkein: Grand vom a6. Bahr. 1829. — Die 
Haſchichte. der Vermaffungẽ⸗ Arbeiten bietet nicht amimteref: 
ſante Abwechslungen der Anß dten üben die Mügsichleit des 
nterve hprens und die zu ergretfeuden Mittel der. Die Ver⸗ 
‚5 wießungs « Arbeiten marden · iw J. 1813 begannen, and em 
Se r Yahdtage von 1820 bie Nermilllgung von regelmäflsen und je 
‚öeeihenden Beiträgen augeſonnen, „ſ. Vor h. der 8. d. I., 
Behr S. 38. Hwar erklaͤrte ſich die Finanz-Eow⸗ 
miſlonder K. d. A. gegen Nie Fortſetzang der Parcelar Ber: 
eſſung (f. ites a. 0. Bell, S. 258 fg.,). als zu thener md 
“uw walt. ausſehend, während eine. Verichtigung der Ungleich⸗ 
helten in ber Grundſteuer dringende Forderung ſeit allein auf 
N: — wiederholte Vorſtellung ber Regirung (ſ. daſ. G. 10 
Well. ©. 307) beſtimmte ſich die Verſammuung wenishens 
F ‚ füa eine vorläufige Fortfegung, ſ. daſ. 8.036; und da 
der inzwiſchen von den. Staͤnden genehmigte Befebes-Entwerf 
— Herſtellung eines provlſoriſchen Kataſters den Grumb der 
* der grindiichen Einzein » Aufnahme lortgehahten werben. 

. Bei ber Uebergabe des Hauptfinanzetats für 1823 — 26 (prab 
ſich die Regirung uͤber die blsherigen Ergebniſſe (die Vermeſ⸗ 
— pon 11Oberaͤmtern) aus, und verlangte auch für bie kinſ⸗ 

. ige Finanweriode 90,000 fl. jum Zwecke ber Lanbesuermek 

: Tas ſ. Veth. der 8. d. A., 1323, 9.2, Bell, S. 191. Die 

X Sbngunanmitivn berichtete beiſtimmend, und hätte fogar nel 
tere Ausdehnung des Gefchäftes gewuͤnſcht, f. 2tes a. 0. Beil, 
ats ©. 33 f8- Dagegen. erregte nieder ber Rechenſchafts⸗ 

1 Beright für, 1826 neue Zweifel über Die Räthtichkekt einer Forts 
ſetzung des Unternehmens, theils weil der Etats: Gag um 
"J00,0w fl. uͤberſchritten worden war, theilg überhaupt wegen 

* geaben Koſten. Es wurde vorgeſchlagen, nſtin aer tine 

| . (befonumtoermefiung von -Markunger: Lorzunhinen )1- undl Yen 
‚einzelnen Gemeinden zu uͤberlaſſen, if ihre Kopien 
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Die ‚Eüenöruing dag gen al tel⸗ ORMMfÄUNT: auf dicſen Ükkrag, 
2 cheers rue nen 
2: QAburomotem und beaüinfängesse zaubern: ner O 
ee u jahre, 000 
Ars. Dur. 865. : Der: Bericht den. Sinenzeomnkiglomaber K. 
‚dr A. .ulrng min mict men’ un; Barwerfung. bee Antraze des 
KRechenſchaftabarichtes, Tenbern-izug::fegan..bimaufiand bdie Par⸗ 
. cellar⸗ Verpeſſung zum, Gefetze zur ereben, mut ben Wlianzs 
.: verwaltung die Aninghme von jahrilchen 0 fi: zujiäieihlen: 
„n.. ultgung bed Werksa zu: goſtatren, Much etahtete er, ebaß es 
‚r.aun:anderudeit: feyn duͤrfte, einen Gefeherentgunf:äiier die 
1, intakt ung vorbereiten zulaſſen, ſu Vee rh SndamRild., 


ate AbEb, G. 134: fg. Die- Kammer 8. W.: ging. mit Mcua hme 


26 der Schuidenanfinäme. fhra.den. Ameck des Katatters imibieie 
Vorſchlaͤge ein, und vertaugte einen Grfegesustumufuerbaf. 
Er H. 3, S. 1241.59 sebenfe, die, Kammer der. Stah.HO. ,. ©. 
ir JB UBRLZAN mc Der erbeten: Geſetzesvorſchlag :uukdk;, auf 
dem a. 0. Landtage von 1828 eingebracht, und kiugıbeiie bie 
 ununterbrecheme Zostfenung der; Nercelinr-Bersteffäng. Aixieine 
- gefeglihe Maaßregel zu erlären, und eine Rente wnıtk;o0o 
#. jährlich auf fo Tange — bis die Koſten dar — 
anfaͤnglich durch Ueberfäreitung efer Summe zu beſchleuni⸗ 
Ruben — Vermeffunggänzgedet ſoyn mirben, 1: Verb. H. 
-9,912393, 19 Die Weriommlung sing. trag, eines, ahmpihens 
den Gopmißiongherkäirs, f H. 7 ©. 1697, du den Gefipes: 
porſchiaß ein, welcher daun unter dem 4. April 1827 al Geſei 
bekannt gemacht wurde, f. RL & 139. — Zum Shinfe if 
noch zu benierfei, daß am Ede" des F 1828, 66 EHE 
meſſen waren; in jebem Mlärfigen “Fahre: (öffen dutchrirt 
Geoineker and’ 1o-DEöfgeohltehel” 950,060 IR Fe Mu MR., 
vemeſſen erben ae Am Fa2833 1m &tknde 
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I oz a6 
Rem Where vberdie Fra uuh „Achten wire re 
‚Außen Meanheliets und den Somaladen u vonkäuhisen Bub, . 
‚n.. Über Inf ruct, für dad Iuſpectatet des Yrkmdı m Rataick 

‚‚sönsgent6,. vont 13. Mitz asaı; Ouftinuet. füz Die-Yahlıe 
at SanteSommallfäre, vom #8. Mal 28243 Zaferust. für das La 
‚ sea bes Yrimdz s Kataſters, vom 20. Aus. 1825; (uugebt,) 

Erleß bes Minikteriume des Jamern yon 57. Se. 1837. — 
Auf bem Laudtage won 1830 wiirde von der Resirung ein Sc 
ehesertwurf eingebracht, veichem zu Folge, "bie Erhaftun 

und Fertfuͤhrnug ber burch De Verkundigung an DEE Gemein 
den richtig geſtelten Flwrkarten als Werbindiichtelt der 
Marfkungso⸗Orſitzor erllart werden ſollte; · das Gefifee fcfiie 
war. bush eigens dazu ermaͤchticte Geamcter befergt werben 
bien, ſ. Berk. ber K. d. A., 1330, H. 4, ©. 1094. Ja 
‚DE Rummer d. ©, rach ich zwar Me Lemmntpion uud bie 
Kummer im Weſentlichen für ben. Antrag aus, f. dal. H. 5, 
©. 1516, uud H. 6, ©. 18395 bie Kammer ber St. H. Des 
gaditigte ch aber nicht meh mit dem Gegenſtande, der {alt 
uuerlediat blieb. — 

S. Geſetz vom 4. Upril — ot. ©. 139, und unten 

Node. ke 
—— — 48. 


— gg: in dem Falle, bat der Ertrag PETER 
— bem Beſitzer und einem dritten Berechtigten Ir heut 
it, dem erſten ohne die offenbarfte Ungerechtigkeit die Bee⸗ 
ſteurung dleler ſeiner Reallaf zit auch noch zugemuthei 
werden, noch auf ber andern Steite der Staat die Abgabe 
gaus dieſem Theile bes Bohenctkrages miſſen konute: fü Rh 
"fie dem Michts Weflher zuftebende Ertragathelle mb jie 
Becung ver Smatobedlirfniffe beigcfopeittwodbeh; Ei Teint 
U EYE doheEitrage des Gruudeiglacheaires ee 







| ur 
ht ein, Er Steutr üinterhehfen, 
und zwar Silit feine Ergrierzunug der Graubſteet/ Anden, 
fo wiel alſothuim aftelegt wird, von dem · Betrage WÜLW letz 
rar Dgtzogan wird. ehe auch keine abgeſthaden 
te "Summe für Die Sefaͤll, Stener augewarien, anti. DR 
Dehtniut ; das "FR gemeinſchaftlich. wit. dar Srunkfleigr 33 
Der. -Sefannat s Guinm · ‘er ordentlichen directen Btenpr se 
tragen gar3).' Dirfe, Beitxa go⸗ Sypne ändert fh um Faufe 
er Zeit, namentlich vimmt fie Durch Ablbfamg.;der Gipaudy 
Jaften ab, ohut::baf.baburc. ber Ertrag der directenn ten 
im Allgemeine: eins Weränberung:. selitte.. Darn was an 
der — — — da — —A— 
nn; 
Die — ao: — Etage —*— 
ſfehnbaren oderreigenen, Geſaͤlle bilden den Gegeuſtaub dieſer 
Steuer, namentlich gehdren aber auch die auf Cigenthnm ober 
Gefaͤlle fundirten ewigen Nenten , in fd ferw dieſe ven bet 
Strantstäffe oder ſonſt einerufenerfteien. Kaſſe gereicht echen. 
hierher. Dagegen find: acht beigugiehen: bie Nuttgugen der, 
VPatrimonigl Gericht herrlichleit ngb niederen Polizei ;. Die Um⸗ 
gelds⸗Entſchaͤdigungen; die Ganblähne and Laudemien, und 
überfaups alle nicht zu deſſimmten Zeiten wiederkehrende in 
nehmen... Wenn auf tinem: Gefälle sim. beſeunderg Ver⸗ 
bindiichteit vaht, o wird bleſe Tapitalifint, "and. von daniq⸗ 
dern in Ahzg rbracht. Irdenfalls ie fer Bermaltunggs 
dunnkoſten am den Gelaͤllen ein Zehutheil außer Berechnung ge 
laſſen wenn fie aus Aeckern oder. Mieſen herruͤhren,ein 
Aqitbeil wmenn „and, Weinbergen, In Bezlehung anf: 
ungtn, ‚melbe mieht anf beſtimmten Denten ruhen ,.gßt 
Ben rg ahlade JPELBRT- Oben. — Pr 


 ÄREREe in Shi, eier Arne a Nat 














guarthiet. if 9). > Die Schalle, wolcht warttambe giſche 
Sitaptsbärgen in: Unstamde beſitzen, werben. nice beſtenert *). 
. Diefe Gefälle werden nun ibaburch in Stener ge 
nommen. daß je. fünf Gulsentiittiag. zu hanhert Gulden 
apital anzenommen, uud auf bicſes eine Abgube von oõ kr. 
gelegt wird.: Wandelbare Weite, wie Zehnten and Theilge⸗ 
Vahten, werden' nach alien Durdiichwitte beſtimmt; Natu⸗ 
enlien Hber'zu' Geid Augeſchlagen «ud: dann auf oben be⸗ 
merkte Pi tapisafifirt und beſtraert 5). Es muterfcheidet 
Br fett Yirfe :Yrıy won Struck; von den "übrigen vrdenlli⸗ 
Bear dixectra Steuern. weſeitlich dadurch, daß uf den ein· 
xlnen: Steaecgugenſtand .ciac: haflinugrte: urumen yleube Wga⸗ 
de im Verhaͤltniß zu feiner Größe gelegt ift, während bei 
ar mei hörigen Oteuero, tine aunde Suumme anf alle Steu⸗ 
rosgenftändergefuuuen außpeiihridken wird, im welde Sum⸗ 
zus, ich: diefelben min zu theilemchehes, und wo alſo der Bei⸗ 
ag des dingelsen Gegen ſtandes erſt durch bie Aabl und dem 
Hart: der. mitleidenden älmpichgn Gteuerobiecte, nicht aber 
mmmitgelbes. und Peſtimmt prach Nas Gaſcc gebildet wird. 
tr) Wr Betrag der GeftileSteller ii rd a Fire 18960 
Ft 2 EEE ERIL TEN |. 
HE een, Hr Ueber deu Ruhig 
= Ierstäubimien:i: ohen DS: ao sidagegen If die Vefteiung der 
xetvonielaexiatẽbarleitq⸗ Arbile. upd; der abnue n KEntı 
u — vollgggpmen „gegründet, ‚benn: Re: Einnshmen 
‚ find, keineswegs Staatölaften, und ihr Abzug ander Grund: 
fteuer, wäre, Durch nichts gerechtfertigt. 
| 3) ©. das angef, Geſetz, $. 22 und 23. 
5) ©. Abgaben-GefeK vom 29. Yunl 1821, $ 1% .. 
&. 382. 
5) & dat. $.20 under; Die gefehlichen — NEE 
sun — Sanate ATI: FERNE ET Bit 
tun e A 
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Dieſe Steuer Pen in; nm Maar vo —* 
dem Hundert Gulden derzinslichen Acqivs Qupituals, oe Mad 
ſicht auf doͤheren oder wiederen Zinsfuß,und zwar Kad r 
ae. -Sapitalien ber : Privaten, Communen, Cowoꝛ. 
‚tionen, Stiftungen und anderer oͤffentlicher und. Prriupt Wis 
Kalsen in dem Maaſe unterworfen," daß / der woͤnte Stuum 
buͤrger nicht nur die im Lande,ſondern auch die in ſrenn⸗ 
den. Staaten augelegtenr Kapitalien zu verfieuens 422). Paße 
fivw Kapltalien dürfen won der, Summe: Der Activ⸗ SRpualica 
nicht abgezogen werden 9); auch darf bat. Glaͤnkiger Dem . 
Schulbner bei Gtrafe Den: Niepeipfeit die Bezahlung: der Bee 
yitatdßstener:nicheranbebiugen ;: felbfl. Bor Der Vırbliestine Map: 
Befehes abgeſchloſſene Pertndge dieſer Art End ungkinig: Yusı‘ 
ber bezahlen Feine Eutuer vom ben Kapttalien, “wihhe fie: 
in Woecheſutzen; es mäßte deun feyn, bafıfle-in ER; moh⸗ 
ven 1 uheschitteinem audern Staate im Üpertbanen Bere 
bapde ſteden. Verheimlichung elnes ſteuerpflichtigen Käbirals 
wirb mir."ban"ıSfachen Betrage ber unterfchlagenen St 
heſtraft, ſeloſt wenn die Thatſache erſt nach dem ‚Rabe bes 
Beſitzere an ben Tag kommen ala Der Einzug ber Szeuern 
aiibelgt lui valian vin / vffentlichen Taſſen angelegten Kaxitqlien 
Dar οαν näcfish: Bahisblungg: Bu 
WE FEoatoreqt U. 
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Ikea ‚find ahruch demn Ortsvorſicher oder, von Perfonen mit 
vrivilegirion Grrichtsſtande, dent Oberamte auzuztigen. — 
- Mebrigens iſt eine nicht unbeträchtliche Anzabl von Ausunah⸗ 
men von ber Kapitals Steuer zu Gunften von beflimmten 
Derfonen und Anftalten in dem Geſetze gemacht *). 


Befoldungss und Penfionss Steuer; jährlich 
9,900 fi », | 
De — find nicht nur alle Staats⸗, Hof⸗ 
mdd Bir: Beamite Cletztere dis zum Lieutenant einſchließ⸗ 
KH), Ternes’ alle GSeiſtlichen, Öffentliche Lehrer aller Arr, 
Gemeiude⸗ and Stiſtungebeanne unterworfen, ſondern auch 
eine Unzahl von Perſouen, deren Einkommen gar nicht aus 
dffentlichen Kaffen: ſließt, nämlich: gutsherrliche Beamte, 
bie Angeſtellten bei’ ver Hoſbank, die Aerzte, Advocaten, Ac⸗ 
marken,’ Buchhalter, Subſtituten, Handlungscammit und 
beſoldeten Alıfkfer: Bteuerbar iſt daber: das geſammte Amts⸗ 


an lommien, glachgultig ob es aus affenilichen Kaffen oder 


ans’ anderen. Quellen üeßt, ob x in beſtimmten oder in 
veranderlichen Summen beſtiht, namentlich ſind auch die 
Amtewohnungen zu berechnen ;: dagegen werden Kamleiko⸗ 
ſten Merdarationen, Enıfipädiging für Gehöotfen nicht ges 
rechne, Frei ſtard nur biejönigen „ deren Einfommen roofl. 
nicht uͤberſteigt 3. ifärmer werden son Befeldungen, welche ganz 
oben theilwelſe in Naturalien betehen, 300 fl. ber letzteren 
ganz frei gelaffen; endlich Mud alle Schullehrer, deren ge⸗ 
fanımter Gehalt 300 fl. nicht uͤberſteigt, ganz befreit. — Der 
Penfionsftener ‘aber unterliegen alle diejenigen Perfonen, wel 
he aus einer AMentlichen Kaffe eine mehr ala 100 fl. betra⸗ 
gende Penfion beziehen. — Beide Abgaben werden ald Kap 
fenfteuern in Anſaͤtzen, welche mit der Größe der Defelbung 
—— — 


H i 93 1 
oder Penſion ſteigen, erhoben. Verhelmlichung wird de: 
firaft wie bei der Kapitalienfteuer. *- 


» S. Abaaben-⸗Geſet vom 29. Zul 1831, 5. 5 fg., a, 
S. 378 fg; Abgaben»Gefeh vom ısten Zull 1824, .$. 9— 
MdL. ©. 525; Abgaben-Gefen von 1830, 65-7, NL  —- 
6. 186; bie Inſtruct. vom aöften Jull 1821, Rbh S. 
550. Die Kapitalien⸗Steuer wurde zuerſt buch das Abgas 
ben⸗Geſetz v. 2zften Zunt 1820 auferlegt, gemeinſchaftlich mit 
ber Beſoldungsſteuer. Ste wurden als Sgaänzungsfteuern für 
dad damalige Deficht gefordert und bewilligt. In der aufaͤng⸗ 
ich bewilligten Höhe, von $ vom Hundert, wurde bie Kaya, \ 
tallen-Steuer beibehalten iu ben drei Finangperioden von 1828. 
1830, Als fi, aber in den legten Jahren ein bedeutender, — 
Ueberſchuß in der Staatstaffe zeigte, fo trug dag Sinanzmfnk 
ſterlum in ber St. Verſ. von 1830 auf die Herunterſetzung 
„ber Steuer auf bie Hälfte ‚ und auf die eventuelle Aufbebung 
auch dieſer letzten Hälfte für den Fall fortdauernd guten Do⸗ 
maͤnen⸗ -Grtraged an, Erſteres wurde von der Kammer "ger 
nehmigt, letzteres abgeſchlagen, ſ. die Verb. der K. d. W, 
1830, H. 1, ©. 88; 3tes a. o. Beil. H. 2te Abthl., ©. 945 
93, ©. 7735 9.7, ©. 20185 Verb. ber 8. d. St. H., 
1830, H. 35 ©. 557, 9. 4, ©. 8065 H. 5, 6. 94 — Der 
Ertrag der Steuern beweist, daß 124 Millionen Gulden ſtenerbarer 
Kapitallen in Württemberg vorhanden find; rechnet man noch 
die ausgenommenen, ungefähre 10 Millionen betragenden, fers 
ner bie wohl auch einige Millionen betragenden defraudirten 
Kapitallen dazu, fo ergibt ſich daraus mit fo vieler Gewiß⸗ 
heit, als in ſolchen Gegenſtaͤnden irgend erwartet werden kann, 
die Summe ber ‚vorhandenen Activ⸗Kapitallen. 


2) Modificatlonen dieſes letzteren Grundſatzes ſind: 1. wenn 
die auswärts angelegten Kapitallen des Wuͤrttembergers in 
fremden Staaten auch einer Steuer unterliegen, fo wird au h 
ur wit. Stouer ber Welrag-ieugr abgezogen ; 2. dia im‘. 
} 59.. . ⸗ 


— 


Li 





932. 
Auslande, allein mit Vorbehalt bes dieſſeltigen Unterthanen, 
Rechtes fih aufhaltender Württemberger, ober mehreren 
Staaten ald Unterthan Angehöriger hat nur die in W. ange: 
legten Kapitaiten zu verſteuerl. Nach der Beſtimmung ber 
erilauternben Bemerkungen (o. T.) find auslaͤndiſche Kapita⸗ 
"Men nach dem Curs; weichen fie am iſten Jull haben, in Be: 
ſteurung zu nehmen. Es dürfte nicht ſchwer ſeyn zu zeigen, 
daß diefe Beſtimmung gegen das Geſetz iſt, und ſomit nicht 
"in einer blofen anonymen Inſtruction gegeben werden fonnte. 
9 Die Hätte una Unrichtigkeit dieſer Beſtimmung faͤllt in Die 
Augen, Indem der Staat daſſelbe Vermögen boppelt befteuert. 
Wern A’ zwar 1000 fl. Activ: Kapitalten hat, er iſt aber auf 
. der andern Seite an B 1000 fi. ſchuldig, fo beſitzt er offenbar 
tein Vermögen, fondern blos B; allein dennoch werben biefe 
joo0 fl. einmal bei A und das zweitemal bei B verfienert. 
H Das Gefeg von 1821 nimmt aus: a. bie Zucht-, Waiſen⸗ 
Tr und Irrenhaͤuſer; b. die Univerſitaͤt und ihre Juſtltute; c. den 
gelſtlichen und weltlichen Wittwen⸗Fiscus, die geiſtliche Bere 
waltung in Ellwangen und die dortige Wittwen-Kaſſe; d. ale 
anter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Stiftungen, welche an 
einem Defick leiden; e. die Sparlaffe und bie Huͤlfskaſſe in 
Stuttgart; £ die Schullehrer⸗Wittwenkaſſe und die Schulfonds; 
g- die Activ-⸗Kapitalien der Gantmaffen; h. diejenigen Witts 
wen, Walfen und Gebrehlihen, welche nicht über 2000 fi. 
Kapitalien befigen, und ihren Hauptunterhaft hleraus ziehen, 
Das Geſetz von 1824 befreit a. uͤberdaupt alle Spar: mad 
Buͤlfskaſſen, mit Ausnabme Ihres eigenen freien Weberfhuffes, 
"und b. die Kapitallen der Corporationen für fchuldige Frücte 
‘aus dem Cheurungsiahre. Durch das Gefeh von 1830 I 
endblich noch die. Rottenburger Wittwen, und Walfen: Unftale 
au hefreit. 
5) Die Geſchichte ber Beſoldungsſtener iſt ganz biefelbe, wie 
die der Kapltals Steuer. Andy fle wurde im Jahre 1820 als 
"  Ergänzungsftener auferlegt und dis zum Jahre 1903 in unver⸗ 


958 
‚. Auberter. Orbfe erhalten; auch bei Hr verlaugte ber Binany 
‚.. . mtnifter nicht nur bie alsbaldige Aufhebung der einen, fondern 


‚, auch ben eventuellen Nachlaß der andern Hälfte, während Die 
... Kammer nur das eritere bewilligte. | — 


3. Indirecte Steuern. 


$. 288. 
a Der Soll 
goli. — Der reine Ertrag dieſer Abgabe iſt zu 685,097 fl 
angenommen T). j | 


Der Zoll ift eine Adyabe auf ſolche Waaren, weiche in, 
das Land eingeführt, aus demfelben ausgeführt, oder endlich 
durch daſſelbe geführt werden, Die Größe ber ‚Abgabe iſt 
verſchieden bei dem verſchiedenen Waarenarten, indem dieſe 
Steuer neben ihrem Ertrage fuͤr die Staatskaſſe auch zu po⸗ 
lizeilichen Zwecken benuͤtzt wird. Es ſoll naͤmlich durch die 


ſelbe den inlaͤndiſchen Gewerben Schutz gegen Abırmäcktige, 


Schon‘ längft gegründete auslaͤndiſche Concurrenz gewaͤhrt wer⸗ 
den; deßhalb find denn außer eigentlichen Luxus⸗Gegeuſtaͤn⸗ 
ven hauptſaͤchlich ſolche Waaren Hoch angelegt, welche auch 
im Lande verfertigt werden koͤnnden, blöher aber nicht, oder 
menigſtens nicht in gebdriger Güte und: Wenge, verfertigt 
wurden, Die Uusfuhr von bearbeiteten und rohen Erzeugs 
nuffen iſt im Allgemeinen dagegen nur nieber impoſtirt, und 
baͤufig mehr auf Gewinnung ſtatiſtiſcher Nachrichten, als auf 
Sinn für die Staatskaſſe beredinet. Die Durchfuhr ends 
Utch iſt auf alle.Weife beguͤnſtigt, und fomit nur fehr nieder 
beftenert, damit der 'einträgliche und gar nicht gefährliche 
Commiffiouss und Speditions⸗Handel nicht gendthigt werde, 
andere Wege zu fuchen?). 


® ' ‘ 
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nv Rab Wörttemberg Sch zu gemeinſchaftüicher Errichtung 
aineh Bollfoiemes und einer Zoll⸗Linie gegen Bas Ausland, 
Dagegen zu Aufbebang aller ZöHe gegen einander mit Baiern 
‚und den bohenzollerfchen -Fürftenthämern verbunden hat, und 
‚uuter- welchen Bedingungen diefe Verbindung zu Stande ge 
kommen iſt, wurbe bereits oben in $.258, ©. 776 ausfährs 
‚lich erörtert. Ebendafelbft ift angegeben worden, welcher die 
Handelsfreiheit begünfligende Vertrag mit Preußen und 
Darmftadt abgefhloffen wurde, und in welchen Verhältniß 
. fen Whrttemberg. zu der Schweiz flieht. Es bleibt aljo mar 
Aubrig zu entwideln, nad welden Grundfäten der Verein 
bei der Erhebung feiner Zoͤlle im Einzelnen verfährt 3). 

ı) Alle Handelsguͤter, gleichviel ob zollbar oder zollfrei 
‚dürfen über die Zoll⸗Linie nur auf dem eigens bezeichneten 
Zollſtraßen eins ober audstreten, und zwar nur in der Zeit 
priſchen Gonnenaufgang und Sonmenuntergang, Ven der 
letzteren Vorfchrift And nur Poſt⸗ und Eilwagen, und Mei 
fende mit Poſtpferden, in fo ferne fe Beine Haudelereiſende 
find, ausgenommen *%); ſonſt begränden nur. Unglaͤckofaͤue 
oder außerordentliche Umflände eine Abweichung 5), 

2) Mile die Zoll⸗Linie Überfchreitende Waaren, feien fie 
zur Einfuhr, zur Ausfuhr, oder zur blofen Durchfahr beſtimmt, 
ſeien fie gollbar oder nicht, muͤſſen genau angegeben (declariri) 
werden bei der zuftändigen Zollerhebungsſtelle. Pflichtig zu 
Diefer Declaration iſt derjenige, welcher fi) im Augenblicke 
der Zolls Behandlung im Beſitze der Waare befindet, fei er 
deren Eigenthämer oder nicht ©). — Mur der Gränzserlchr, 
namentlich der mit Lebensmitteln in offenem underpacktem 
Zuſtande, iſt dieſen Beſchraͤnkungen nicht unterworfen 7). 
3 ) Mitr dem Zolle wird auch zugleich auſtatt des Weg 
geldes ein Zoll⸗Beiſchlag und noch eine Stempelgehähr erbe⸗ 
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lie dicfe Abdaben Fund in Kinbrsgrfegiiigen Bei farseh 
zu entrichten; Voerg finder wicht Start. Doch MM ch daR 


Zenpflicheigen erfanbt, zollbare Waaren in ven dffearuchea 


Niederlagen dir Hall⸗Aemter zu diaterlegen, we fie un“riſt 


bei ihrer Abliefering an den Verbrauchenden bar: uinie 


‚ehtrichten haben. Selbſt Pripär-Nicverlagen werden TÜRNds 


lonialwaaren, Flaſſigkelten und role Stoffe, die Wick 
Rande ergeugt werben, geſtattet, nuturlich Aber nur Miller Der 


ſtimmten Controle⸗Maasregeln. — Entſteht Sirkit Kifchen . 


ben Zollpflichtigen und der Erhebungsbegärde,, fo ſteht etſte⸗ 
ren ber Recurs an die Dberzoff ⸗Admiuſtration, vdu ddiefer 
an das Finanzminiſterium und endlich) an dem Grfeintens 
Rath zu 8). 
| 4) Fuͤr Durchfuhr von Waaren wird‘ efre Anbbs 
deutende Abgabe bei dem Ausfuhr⸗Zollamte eutrichtet IT. og 
und 70 ber Ber.3.D.); dagegen find Vorkehrunget getroffen, 
um bie Zollgefaͤlle gegen Defraudation zu ſchuͤtzen 9). ar . 


5) Dem EinganddsZolte find ale Waaren ukfters- 


" worfen, welche in das. Vereins. Gebiet einfommen , ohne wes 


der ale blos durchgehende Waaren erlärt, noch ausdruͤcklich 
im Zolltarife als zollfrei augegeben zu fein 2%). Der Ein⸗ 


gangszoll wird von dem Gräzzollamte erhoben, nachdem vor⸗ 


ber die Frachtbrieſe übergeben, - oder” ſchriftliche Erklärungen ' 


gemacht wurden, ſodaun zur innern Beſichtigung der decka⸗ 


rirten Waaren Abergegaugen War.- Sobald der Frachtfabrir 
im Beftze bes Zoff-Gegeufcheines iſt, kann er frei Aber bie 
Waaren verfügen. Die Jollämrer haben das Recht, den‘ mi. 
gen und daB Gepäde vom Meifenden zu erdffuen, wenn "fie 
Verdacht haben, daB Waaren eingeſchwaͤrzt werben folleh; 
Körperliche Bifttation der Perſonen iſt verboten Tr), 

6) Ausgangs⸗ wird von allen, nicht befonders 


- 


= 





im Tarthe auögenoimmenen oder ſchon als eingehend verzeil- 
mem Waaren, welche das Vereins⸗Gebiet nerlaffen, entrichtet. 
Autweder wich derſelbe von einem Hallamte, bei welcyent die 
Verladung und Befichtigung geſchab, oder von dem Gran 
gollamte ‚erhoben ?2). | 

7) Befrainngen von den SolleGebähren finden flatt: 

a) für die Souneräne der vereinten Staaten und die Mits 
‚glieder der regirenden Familien, in Beziehung auf Als 
. 1e8, was ein⸗ oder aus⸗ geführt wird; | 

B) für fremde regirende Fuͤrſten, in fo ferne dieſe etwas 

zui ihrem eigenen Gebrauche begichen ; 

e) für alle Militaͤr⸗Fuhrwerke jeder Art, wenn fie von Mic 
litaͤr⸗ Perſonen begleitet find, umd in fo weit fie Armee⸗ 
But führen‘ ; 

qh für die fremden, bei ben — Staaten beglaubig⸗ 
ten Geſaudten jeder Klaſſe, in fo ferne die Regirungen 
derfelben Meciprocität beobachten; endlich 

4) fi die Fabrikanten aus dem Vereinsgebiete, welchen 
zur Begäuftigung ihres Gewerbes, und zur Erleichterung 
der Concurrenz mit dem Auslande ein Nachlaß an dem 
Zolle für eingefhhrte Roh⸗Stoffe oder Halbfabrikate von 
ihrer Regirung bewilligt wirb 2). 

Zu bemerken iſt hierbei, daß in den Fällen unter a) und 

0) die Staatskafſe des betreffenden Staates ber Vereinskaffe 

den Ausfall zu erfeßen bat. — Vom Zolbeilhlage ſind frei 

die einheimiſchen umb fremden Färften, fo wie die zollfreien 

Geſandten und die Bundestagsgefanbten 7*). 

8) Die gegen Uebertretung der Zollgefege ausgeſproche⸗ 
nen Strafen find hauptſaͤchlich Geldſtrafen, naͤmlich der vers 


wvdielfachte Betrag der gefährdeten Gebaͤhr, umd in, ben, Ries 


berholungsiällen auch Confiscation der Wegre, AN. mol Re? 
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— und Geſchirres. WBefonders verpont iſt RI. 
ſchwaͤrzen in Banden, fo wie das Einſchwaͤrzen — 
dung mit Verſicherungsgeſelſchaften. Bablungsunfäpiäe 
den nach den gewöhnlichen‘ Geſetzen zu Steipeitsftrafe 
theilt; nach mehr als dreifacher Wiederholung von Einn ghaß 
zung ſoll auch die Unterfagung ‘des gemisbrauchten Wewer⸗ 
des Platz greifen 15). Die Unterſuchung wird von-dem*ber 
treffenden Oberamte geftehrt; demſelben ſteht auch die En 
kenutniß der Strafe zu; uͤberſteigt dieſelbe deſſen Competenn 
ſö fällt die Oberzolladminiſtration das Urtheii. Wenn’ "bie 
Strafe das Strafmaas einer -Merwaktungsbehörbe" Aberreicht, 
ſo treten die Gerichte ein. Recurs findet nur Einer Statt, 
mach den allgemeinen Regeln, alſo vom Oberamte' an bie 
Oberzolladminiſtration, von diefer an den Seheimentüht, von 
einem Gerichte an das naͤchſtvorgeſetzte 76), — x 
Folgende amtlihe Stellen find zur Beziehung der 
Zollgefälle oder zur Beauffichtigung beftellt: Unter der Lei— 
tung ber Oberzoll⸗Adminiſtration ſtehen zunächft die 
drei Dberzollinfpectoren, beflimmt zur Leitung der 
Dienftverrichtungen der Zollſchutzwache, fo wie zur Beauffich, 
tigung der Erhebungs, Behörden; ‚denfelben find 10 Zoll; 
Juſpectoren untergeordnet 17). Zur Erhebung der Zölle an 
den Gränzen beftehen für den Verkehr auf den Handeleftraßen 
Oberzoll: und Zollämter; fhr den Gränzverfehr auf den 
Nebenftraßen Zollämter, Zollftationen und Neben: 
zollftationen. Oberzollaͤmter ſind mit einem Oberbeamten, 
einem Controleur und einem Magmeifter beſetzt; außerdem - 
iſt ihuen eine Anzahl von Aſſiſtenten und Zollwarthen. beige: 
geben; Zollämter find befegt mit einem Beamten und einem 
Eontroleur. Eine Zoliftation ift in der Regel nur mit einem 
Zolleinnehmet heſetzt; Nebeuflationen werden gewoͤhnlich von 
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Ortsbewohnern verfehen 73). — Ruͤckwaͤrts von ber Gränze 
(und nur ausnahmsweife mit einem Sränzzollamte verbun⸗ 
den) find die Hallämter, beſetzt mit einem Oberbeamten, 


einem Controleur, einem oder mehreren Wagmeiftern und 


Halle oder Keller Berwaltern 29). — Die Zollſchutzwe 
he ift zur Bewahrung der Gränge gegen Zollkefraubgnten 
und zum Dienfte bei den Zollämtern beftimmt; fie ift ein von 
dem Landjaͤgerkorps getrenntes, militaͤriſch⸗organiſirtes, 


Offizieren befehligtes Korps. Bam Theile ift die — 

beritten 20). 

1) Vor dem Zollgefetze von 1824 trug der Zoll jadhrllch zwifhen 
340 — und 400,000 fſ.; hierauf ſtieg ſein Ertrag gegen 500,000 fl.; 
bie befiere Graͤnzbewachung und die hoͤheren Zollanſaͤtze ſtei⸗ 
gerten ihn in den letzten Jahren noch mehr, fo daß er z. B., 
als hoͤchſte Summe, im J. 1848 750,000 fl. ertrug. Die 

Elementarausgaben find natürlich bei Zoͤllen ſehr bedeutend, und 
fo iſt nicht zu verwundern, daß fie — ohne die Koften der 
Zollſchutzwache und ohne die Kanzleikoſten der Landämter — 
20,397 fl. für die Oberzofadminiftration, und 156,512 fl. füt 
die Erhebungsbeamten betragen, f. Verb. d. K. d. X. 1830, 
3tes.n. o. Beil.H., ste Abth., ©. 115 fg. 

2) Der Zoll tft befanntlih, wie in andern Ländern, fo auch In 
Württemberg, eine Im Allgemeinen ziemlich verhaßte Abgabe. 
Es foll num auch nicht geläugnet werden, daß er viel Nachthei⸗ 
liges hat: die Elementarfoften find fehr bedeutend; die Be 
wohner der Öränze werben durch die 300: Linie fehr beſchraͤnkt, 
gehindert, und — was das Schlimmfte iſt — demorallſirt; ſelbſt 
im Innern des Landes kommen nicht felten ſehr bedeutende 

Strafen vor, weldhe zwar rechtlich unangreifbar, allein nichts 
weniger als populaͤr find. Allein ed wäre dennoch fehr ein 
feltig, wenn nur diefe Folgen des Zollſoſtemes Ins Ange gefaßt 
würden, Wärttemberg war, follte es nicht ganz zu Grunde 


gehen, durchaus genöthigt, felne Gewerbe zu heden, thells um _ 
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nenen Abſah Ins Ausland fich Zu eröffnen, theils um Manches 
felbit zu verfertigen, was bisher "aus fremden Ländern bezogen 
wurde. ‚Seine früheren Abfagwege waren ihm nah und . 
nach ganz verfchloffen worden, und fo gewiß gaͤnzliche Handels⸗ + 
freiheit das beſte iſt, ſo wenig kann ein Verhaͤltniß beſtehen, 
in welchem das Eine Volt nur kaufen, aber nie verkaufen fol. 
Dieſe neue Induſtrie war aber poſitiv zu ſchuͤtzen, ſollte ſie er⸗ 
ſtarken koͤnnen. — Daß aber dieſer Zweck der Zollgeſetzgebung 
auch wuͤrklich erfuͤllt wird, dieß beweist die Menge von klei⸗ 
neren und größeren Gewerbe⸗Auſtalten, welche überall im Lande 
ſeit dieſer Zeit entitehen und fih Immer mehr ausbilden. Es 
ift zu bedauern, daß noch Feine öffentliche Nachrichten über 
diefe Ergebnife mitgetheilt wurden, ſie muͤßten dazu dienen, 
manches Urtheil zu ———— und manche Unzufeledenheit zu 
milden. 

-3) Die Vorſchriften find enthalten in der Vereins-⸗Zoll⸗Ordnung 
und dem berfelben angehängten Tarife, befannt gemacht durch 
V. O. vom 26ften Sept. 1828, RbL ©. 727 fg.; Ergaͤnzung 
und Berichtigung derfeiben vom ı2ten Nov. 1828, Rb l. S. 
863 fg.; V. O. die Vollziehung der Vereins-Zoll-Ordnung be⸗ 
treffend, vom aten Det. 1828, MdL. S. 759 ſg.; B. O. die 
Verhinderung des Schlelchhandels betreffend, vom a Nov. 
1829, Rbl. ©. 59. | 

4) Eigene Vorfchriften über die Behandlung der Voſt⸗ und Eile 
wagen find gegeben durch B. D. som ii Rod. 1829, Rbl. 
©. 519 fg. 

.5) 8. Ber. 3oll Otda. $. 14. 

6) Daif. $. 15. 

2) Dat. $. 29. Die näheren Beftimmungen find enthalten in 
Beil, U. ber B. D. vom zten Dit. 1828, f. RL. S. 766. 
9) Rer. Holl- Or du. . 20 — 46, und 30 — 34; über bie Nie⸗ 

derlagen Insbefondere aber $. 728 — 116. 

„M S. Ver Zoll⸗Ordu. $. 35— 575 ferner Vellage m. au 

ꝓom aten Det, 1828, 


re z 


10) Im Sale eine einpeimifhe Maare wieder unverkauft 
zurüdfömmt aus dem Auslande, iſt fie zollfret, wenn über bie 
Spentität derfelben gegen die Oberzolladminiftration ein Be⸗ 
weis geführt werben kann, welcher jeden Zweifel ausſchließt. 
Doc darf auch dann die Wiedereinfuhr nur bei dem Sollamte ge« 
fhehen, weiches die Ausfuhr behandelt balke, ſ. 8.3.2, 6. 59 

11) 8.3.9. $ 59 — 68. 

12) Daf. $. 699— 87. 

13) Die Summe der Kidvergätungen at Gewerbslente betrug 
im J. 1828 — 29 für Württemberg 21,020 I. f. Memmin 
ger's Jabrb. 1829, H. 1, ©, 100. 

14) V 3.2. 9.9195. 

15) Ueber diefen Punct f. oben $. 228, Note 15, S. 629, und 
$, 229, Note 5, ©. 634. 

16) Das Nähere über die Straffälle und über das Strafmaas ſ. 
in der 8.3.0. $..96— 115. 


, 12)S. Rbl. von 1828, ©. 1315 ferner namentlich die: Dienfk 
Inſtructkon für die Oberzolinfpectoren, 's. 1. et a. (1828) 
50; Dienſts-Inſtruct. für die BARS BUIECMIIEENEN 

ebd, Fol. 


18) V. D. vom sten Maf 1828, RbL. ©. 322. Ueber die 
-  Befuguiffe der Zollſtativnen ſ. V. D. vom 24ften Juni 1828, 
MdL, S. 562 (ein Auszug aus den (ungebr.) Orundlinien 
für die Organlfation der Erhebungs= und Aufſichtsſtellen des 
Bollvereind, vom 18ten Jänner 1823.); beſonders aber: bie 
Inſtruct. über die Erhebung und Gontrolfrung der Zollge⸗ 
"fälle, vom Sept. 1823, Fol. mit Tabellen; die Jnſt ruct. für 
bie Rechnungs: und Kaſſenfuͤhrung der V. Zoͤll-Erhebungs. Be: 
sts hören, vom Yen Dit. 1828, Fol. mit Tabellen; J uſtruct. 
cher das Verfahren bet Anlegung von Schnur und Slegel, 
‚  mam.ısten Det. 18285 Inftruct. über die Kommerziel: Bad 
, ‚führung, vem 23ften- Oct. 1928 ;. ferner: Werfägung über die 
u Carzlei der Zollerhebungsbehoͤrden, vom sten Deal 1829, RL 
8.19. — Eine Yufsählung der verfhiedenen Soll:@rhehungs: 
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Stellen f. in RbL. won 1929, ©. 219 fg.5 Nachttaͤge und 
Aenderungen, daſ. & 522, Rbl. 1830, ©. 337, 

19) S. V. O. vom 4. Mai 1828, Rol. S. 322 fg. 

20) ©. Inſtruct. für die Zollſchutzwache, Stuttg.,1828, 12.5 In⸗ 
iruetion fuͤr die Brigadiers ber Zollſchudwache, Stuttg. 1828, 12. 


EEE 
B. Acciſe. — e. Auflage anf die Sud» 


De reine Ertrag der Acciſe iſt für jedes der. See 
1830— 33, zu 418,822 fl. angenommen 7). 2 
Die Acciſe iſt eine Auflage auf den innern Werkepr * 
einzelnen heſtimmten Gegenſtaͤnden. Sie ruht auf dem Kauf⸗ 
oder Tauſch⸗ Werthe, und: der Verkaͤufer haftet ir; fir. (mit 
Ausnahme des verkaufenden Staates; an defſen Stelle dee 
Käufer eintritt). Bei einem Tauſche wird - pon jedem Dan 
beiden Gegenſtaͤnde die Yecife entrichtet. Folgende Gegen⸗ 
ſtaͤnde aber fi find es, welche der Abgabe unterworfen Indy; 
1. Markt⸗ und Handelswaaren ausländifcher Hag⸗ 
delslente. Bei Handwerkern wird tagweiſe eine Abgabe au⸗ 
gefegt ohne Ruͤckſicht auf den Werth ihrer Waaren, aber im, 
. zwei Mbtheilungen, nach den Handwerken; bei Krämern und 
Kaufleuten in der Megel auch tagweiſe, allein nach dem Wer⸗ 
the ihrer Waare, bei langem Wufenthalte tritt eine Averſal⸗ 
fumme ein; auswärtige Handelsreiſende haben ein ie ds 
Jahr gältiges Patent zu löfen 2). 
| 9. Lotterieen, Theater, ausgeftellte Selten 
heiten; theils ind Procemte des Eridfes, theils tägliche * 
gaben zu leiſten ?). 
2. Sahrnißverfleigerungen. gür ale. in dffentlis 
der a verkauften Gegenſtaͤnde iſt, wenn fie auch 
ſonſt feine ik. beim Verkaufe zahlen, Zu des Eriäfes zu 





942 


entrichten; zahlt fie an und für ſich ſchon Accife, fo wird 
diefe eingezogen. Frei find: die erften 200 fl. des Erldſes, 
ferner unbedingt: Vieh und Feld⸗ und Gartensfrädte *). 
4. Wein und andere geiflige Getränke, ald Weinmoſt, 
Obftmoft, Bler, Heffe, Eßig, Branntwein und Liqueur, 
Hievon zahlt der im Großen, alfo nad) der Truͤbeich, ab» 
fetgende Verkäufer 35 des Preifes. Frei ift nur der felbft, 
erzeugte Mein vom Herbfte bis zum nächflfolgenden erſten 
März, ferner das ins Ausland verkaufte Getränke, welches 
nur den Ausfuhrzoll entrichtet I. In Wirthſchaften, alfo 
nach der Schenkeich, verfchloffene Getraͤnke unterliegen nicht 
dieſer, fondern der Wirthſchaftsabgabe; f. den nächften $. 
15, Schlachtvieh und Fleiſch. - Alles von Zleiſchern 
and Gaftwirthen geſchlachtete Vieh kntrichtet eine, je nad) 
der Gaftung für den Kopf in beftimmster Summe feftgefeß: 
fe, Abdabe; wer, ohne eines diefer Gewerbe zu treiben anf 
den Verkauf ſchlachtet, zahlt 27; des Erldſes. Frei iſt alfe 
vor Allen der eigene Gebrauch, namentlich auch bei Wir⸗ 
then, welche das Fleiſcherhandwerk nicht treiben, feruer wer 
eines Morhfalles wegen ein Thier fchlachten muß ©). 

"64 Spolg.: Jede Art von Brenn⸗ oder Nutz⸗Holz, auf 
dem: Stamme oder gefällt, bat Zu des wahren Berkaufsprei- 
fee, alſo ohne Abzug von Hauer= oder Zubrs Kohn, zu ent 
tn Selbſt Holztohlen, Lohe und Torf werden biefer 
Abgabe unterworfen 7), | 
zu 7, Veräußerung don Sütern, Grundgefällen, 
ewigen Neuten und Real⸗Gerechtigkeiten, ferner 
Sontracte über Vermoͤgensabtheilungen. Wei ber ges 
sichrlihen Erkenntniß tiber alle Contracte Der genannten Art 
ift ein Protent des Kaufpreiſes zu entrichten; im Falle durch 
Yabedingung einer Abgabe, 3. B. eines Leidgeinges, der 


— 


r 





\ 1) y, 2 
4 i \ 
ı J * 
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" Raufpreis vermladert. warde, fo-ifi der Betrag dieſer Abgabe 


N 


demfelben: zuzurechnen; eine als Heurathgut abgegebene ' 


Summe: wird nicht. berechnet. Bei Vermogens abtheilungen 
wegen angefallener Erbſchaft wird übrigens nur in dem· Ei⸗ 


nen Falle etwas entrichtet, wenn außer der Erboportion 


(welche frai iſt, ſ. unten). ‚von einem. ber. Erben, ein beſtimm⸗ 


tes Objett gegen“ einen ‚gewißen, den übrigen Erben oder dem 
Släubigern zu entrichtenden Preis übernommen dat 3). . 
8 Vermiſchte: Gegenftäude. Eine große Anzahl 


von Artikeln verschiedener. Art, wird ‚mit. einer Abgabe: von 


da. dr 7 des Verkaufswerthes belegt, wen diefelben nicht 
von Gewerboͤleuten, - welche. :der ordentlichen Gewerbeſteuer 
unterliegen, zu Verkaufe gebracht werden. Auch haben eini⸗ 

ar Arten von Hauſitern ein Meines Wochengeld zu entrichten. 


- 


 Grreieht der Erlds jedoch drei Gulden nicht, ſo wird eh 


— — ua a 


—— mar in folgenden; Faͤllen beb | 


—** Statt: hei Veraͤußerungen von dem unmiitel⸗ 
bharen Cigenthume des Koͤniges b. hei. allen Eigemhumsh bem 
gaben, welche durch ein anderes Rechtögeichäft, ‚ale durch 
Kauf oder Tauſch vorgenommen werden (alfo z. B. durch 
Ortung, Erbſchaft, Heurathgut, gerichtliche Zuerken⸗ 


nung); 0: bei Werkäufen ber‘ Wohlihaͤtigkeitsvereine; d. bei 


den Verkaufen der. mit der ordentlichen Gewerbeſteuer Belege 
ten: -Gewerbenden , in fo ferne fie ben verfauften Gegenſtand 


vermdge ihres Gewerbes abſetzten 2%), — Die Verpflichtung es 


aur Eutrichtung der Acciſe tritt 24 Stunden, nachdem die 
dazu verhindende Handlung vorgenommen wurde, ein und 
zwar iſt ‚fie an dem Orte zu entrichten, , in welchem dieſe 
Handlung vorgieng, weshalb in jeder Gemeinde ein Atcis⸗ 


Kinbriuger. beſtellt iſt. Verſaͤumniß des Termines macht 
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ſtraffaͤllig, und zwar, je nach: der: Berſchiedenhelt der einzel⸗ 
nen im Geſetze näher bezeichneter, Faͤlle um den 5 — goſa⸗ 
den. Betrag der Abgabe; beträgt die -3ofache Strafe mehr 
als den Werth der Waare, ſo wird dieſe zur Strafe confis⸗ 
cirt. Nur bewieſene ſchuldloſe Unwiſſenheit in Beziehung auf 
Thatſach en befreit von der Setafe; bei Zablungsnnfaͤhigkeit 
tritt Gefaͤnguiß ein. Der Andringer:r big * Haͤlfte der 
Straffumme 1): 
. Abgabe auf u Zunaͤſt aus. dem polizeilichen 
nn, Leine allzuzroße Vermehrung der Hunde zu verhins 
dern, iſt durchi Seſetz vom 18. Juli 1824 (Mb. ©. 516) 
. Une Abgabe Auf alle Hunde“: gelege Wurden 12). Das Geſch 
theilt zu dem Behuſe die Hünde in drei Klaffeit, je nachdem 
fie zur ‚Sicherheit und zum Gervedbe, "oder zur Jagd, eder 
audlich zum Vergnügen und aus‘ andern Urſachen gehalten 
werden. In der dritten Klaſſt beträgr die Steuer jährlich 
9a'tr., in der zieſten“ 1 f., in »der: erfien aber 4 1. — 
Die Ortövorfleher haben für. die jährliche Aufnabmes zu ſor⸗ 
gen; die Ortskaſſe erhält den: kp — des — aus 
— Gemeinde 13), i 
we) Der reine Ertrag dieſer Abgabe, er in den —— 
jehren ungefähr berfelbe. — Das Geſetz über bie Acciſe⸗ Ab⸗ 
gabe iſt vom 18. Jull 1824, Rbl. S, 499. — Durch die W⸗ 
aabengeſetze von 1827 und 1830 find. nur unbedeutende. Yen 
derungen eingefreten. Die‘ Vollziehungs⸗ Juſtruction ift dom 
31. Aug. 1824: Eine‘ Aeelfe- Abgabe war fhon felt dern Jad⸗ 
te 1638 im Herzogthum Württemberg eingeführt, und von 
der Landſchaft eingezogen: ſ. de GSerhihte der Abgabe in 
Weißer’s Nahrihten von w. Gefeten, ©. 19 fg. Unter 
dem 5. Jul. 1808 wurbe eine ausfühtlihe, in maichen tk 
Men ſJehr harte, alfgergelne Aecis Ordtiang esläfen. Soadere 
Bers 
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 Weterdnungen und Orfete: tom, Aeyt. 1836, 1zrcRlhgr- 1818 
und 29. Juni 1821 änderten und. .milbertem Vieleß. Nachdem 

vplelfache Anträge in der Stände Verfammiung ‚gorangegangen 
maten, murde endlich anf: dem Landtage yon 1824 ı ein koͤnigl. 

Geſetzesentwurf eingebracht, mad ‚unter Modifsatignen ‚von 

der. Berfeommlung angenommen. S. Ber. der K. d. A., 1824, 

Hð, 28% 89 Sm H. 12, ©. 1212.3 H. 36,.©. 1662. 

- 2) S die kimzelnen Anſtze im ˖ Geſſede von 1824, $. 43 und 

Bellage. — Der Ertrag der ganzen Sunime iſt nur zuh 40000 

A. fuͤr die Viuanj⸗Periobe von’ 1858 —33 angenommen⸗fſ. 

Werd. der K. d. 9, Ste a. 01 Beilh., zte Abth., BU Tai. 

" 3) Procente des Erloͤſes find zu entrichten von Theatern, Kunſt⸗ 
werfen m. ſ. w., für welche Eintrittsgeld erlegt wird, ferner | 
von allen gotterigen._ In allen Fällen find es 5 Procente Br. _ 
vorh. jutden) mit Yıönaßmen der Lotterieen von’ Gebaͤuden, 
weihe nur 2 tr. vom Gulden entrichten. — Iſt elne Controle⸗ 
Anſtalt nothwendig, fo bezahlt dieſe der Abgabe⸗ Pflichtige. 

Alle auf der Straße und in den Häufern untgerglehehbe 

"Sauter, Mufifanten; Fäbrer fremder Thlere u. f!'i. zahlen 
— 'verlafedene — Tagspebügrem, — Die ganze Summe be⸗ 
traͤgt nur 1400 fl. jährlich. 

4) Der Ertrag diefer Rubrit it anf 4000 fl. angeſchlagen. 

5) ©. Geſetz von 1824, Kr, 7; Abgaben: Geſet vom 26. 
April 1830, Art. 10, eibl. ©. 187. Der jaͤhrliche Ertrag von 
— biefem: Poſten iſt auf 40,000 fl. angenommen. — Der auf. dem 

Landtage von 1830 gemachte Antrag, diefe ganze Auflage, als 

hart für den Weinbauer, und unbillig weil andere gelderzengnlſſe 

auch Feine Acciſe entrichten, ‚aufzuheben, und dagegen eine 

Procent⸗Abgabe für die Welnhändier einzuführen, fand in 

beiden Kammern feine Billigung, fuͤhrte aber doch zu der Ver⸗ 

laͤngerung bes Frei» Termind von Martlni bie auf den erften 
. März; f. Verb. der 8. d. A., 3ted a. o. Beilh., 2te Abth., 
©. 126; H. 3, ©.,812 fg; Werd. der K. d. St. H., H. % 

‚meh Staatsregt IL. 60 





946 


GS. 887. Me ſtarkeren Graͤnde ſchelnen Abrigens Telneswegs 
= für den von den Kammern gefaßten Beſchluß zu ſeyn. 

1.6) S. Geße von 1624, 9. 8, und Abgaben⸗Geſet von 1830, 
Art. 10. Die Summe bes Ertrags iſt 130,000 fi. jährlich. 

7) Die jaͤhrliche Summe beträgt 10,008 fi. 
83) S. $. 18 des Geſetzes, md Verfuͤg. vom ı7. zebr. 1829, 
MOL, S. 68. — Dieſer Theil der Acciſe wich zu 170,000 fl. 
j gerechnet, was alfo einen jaͤhrlichen Verkeht von 17 Millionen 
Gulden bewelst. 
* Das Acciſe⸗Geſetz von 1824 enthaͤlt in 6. 10. die Aufzählung 
- ber verfhtebenen Artikel, melde diefer Art von Abgaben un⸗ 
‚terworfen find. Ihr jäbrliher Ertrag iſt zu 27,000 fl. anges 
nommen. 

10) ©. das Gefes von 1324, $, 3. 

11) Dat. $. 12 — 21. — Ueber bie Strafe wegen Acciſe-Ver⸗ 
gehen f. Inftruction in Betreff der Unterfuhung der Ac⸗ 
cife: Vergehen vom 19. Jull 1826, Rbl. ©. 351. 

12) Durch V. O. vom 5. Juli 1869 war eine allgemeine Aufla⸗ 
ge von 2 fl. auf jeden Hund, mit Ausnahme der Jagdhunde, 
gelegt worben;. duch V. D. vom 26. Oct. 1818 wurde biefe 
Steuer von Selten ded Staates erlaffen, aber den Gemein 

den anheimgeſtellt, ob fie eine, bis zu a fl. ſteigende, Abgabe 

zum Beften ihrer Armenkaſſen auf ale nicht nothwendigen Huns 
de legen wollten. Weil diefed aber nur wenig geſchah, und 
ter Zweck, die Zahl der überflüßigen Hunde zu vermindern, 
dadurch nicht erreicht wurde, fo zog die Regirung diefe Abgabe 
wieder an fih, Indem fie auf dem Landtage von 1824 einen 

"  Gefegesentwurf einbrachte, 5. Verh. der K. d. A., H. 6 

S. 263; 97,6. 4615 H. 18,6. 12505 H. 14, ©. 1395 
5. 15, ©. 15695 9. 16, ©. 1663. 

33) &, das angef. Gefeß, und das Wbgaben-Gefeh von 1830, 

Art. 10. — Der reine Ertrag iſt auf die Jahre 1830 — 33 zu 

20,250 fl. angenommen; 1200 fl. fommen auf Werwaltungsto. 
ften, 7500 fl. fallen den Gemeindefafien zu, 550 fl. find Ab⸗ 
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gung u: (. m. Diele Auflage iſt im — immer gufammen, 
‚geworfen mit ber. Kecife: aus welhem Grunde iſt nicht 
leicht einzufehen, denn weder die Theorte noch die practiiche 
Ausführung theilt beide Steuergattungen berfelben Klaffe in. 
Da bie ganze Abgabe, der eigenen Erklärung des Geſetzes zur 
Folge, nur einen pollzeilichen Zweck hat, und da uͤberdieß bie 
Unbedeutendheit der Sache dem Staate eine Nachſicht erlaubt, 
fo wäre zu wuͤnſchen, daß die Bertimmungen bes Geſetzes wer 
niger ftrenge von dew Behörden angewendet wärbden, und in 
jedem Galle, in welchem bie. Sicherheit die Haltung. eines 
Hundes ge erfordern fcheint, nur ber Anſat ber dritten Klaſſe 
gemacht würde. Dagegen könnten vieleicht eigentliche Lurnes 
- Hunde noch höher befteuert werben, beun von einem Erfol⸗ 
ge des Geſetzes iſt nicht viel zu ſehen. | 


| 6. . 200. 
a. Wirthichafts s Abgaben. 


Wirtbhſchaftsabgaben. Der reine Ertrag dieſer be⸗ 
traͤchtlichen indirecten Steuer iſt auf 900,000 fl. jährlich ans 
genommen *). | 

Diefe Abgabe begreift theils eine Steuer auf die Wirth 
ſchaften und Getränkefabriten als foldye, theild eine Auflage 
auf die in den Wirthſchaften abgefeten geifligen Getränke 
in ſich. In erſterer Beziehung trifft fie: a. Schild⸗, b. Spei⸗ 
fe, c, Schenk⸗Wirthſchaften, d. Bierbrauereien, e. Brannts. - 
weinbrennereien, £ Eßigfabriken. Die zu verſteuernden Su 
tränte aber find: Wein, Obſtmoſt, Bier, Branntwein, Lis 
queur, Eßig. Es finden nicht nur verfchiedene Anfäge, fons . 
dern auch ganz verſchiedene Behandlungsweifen je Rad) der 
Art des Getraͤnkes flatt. 

Die Befteurung der Wirthſchaften— und Getraͤnke⸗ 
Fabriken zerfaͤllt wieder in zwei Abgaben, in das Con⸗ 

60.. 
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ceffionss und In das Recognitionss Gelb. Jenes wird 
bei Erdffnung der Wirthſchaft ober der Fabrik entrichtet, 
und hat je nach der Art und ber Ausdehnung des Gewerbes 
ſehr verſchiedene Anſaͤtze, welche bei den verſchiedenen Mirtk 
ſchaften zwiſchen 2 und 120 fl., bei den Fabriken zwifchen 
4 und 150 fl. ſchwanken 2). Das Recognitionss Geld wird 
jährlich entrichtet, und ift ebenfalls nach Urt und Größe 
des Gewerbes perfchieden (zwiſchen 8A. und 32 kr.). Diefe 
Abgabe muß nicht nur fo lange, als das Gewerbe würflic 
getrieben wird, entrichter werben, fondern auch nach der 
Aufgebung deſſelben, ſoll das Recht daſſelbe wieder aufzu⸗ 
nehmen nicht verloren gehen 3). | 

Die Vorfchriften über die Beſteurung der einzelnen 
Getraͤnke find nun aber folgendermaaßen verfchieden. 

1. Abgabe vom Weine. Von dem in Wirrhichaften 
verfauften Weine find 15 Procente des Erldſes zu entrichten. 
Sri der Regel wird mit den Wirthen ein Accord über eine 
von ihnen zu leiftende Averfal-Summe gefchloffen, und dann 
fällt jede Eontrole weg. Kann dagegen Fein Mccord erzielt 
werben, fo wird bie Schuldigkeit bes Wirthes durch ſtrenge 
Controle ſeiner ſaͤmmtlichen Weineinlage, durch periodiichen 
Abſtich feiner fämmtlicyen, immer unter accisamtlihem Siegel 
gehaftenen und obrigkeitlid, geeichten, Säffer, und durch Müd 
fiht auf feine Verkaufspreiſe berechnet. Für den Hausbrauch 
des Wirthes wird; nad dem Ermeſſen der Verwaltungs: 
behoͤrde und der Ausdehnung feines Güterbefiges, der Zahl 
feiner Dimflboten u. f. w. bis zu 15 Eimer frei gegeben. 
Ebenfo wird Fein Umgeld bezahlt von dem Verkaufe im 
Großen (über ı Imi Eichmaas), von zu Grunde gegangenen, 
zum Branntweinbrennen verlauften, oder als unbrauchbar 
weggeſchuͤtteten Weinen, — Um dem Wirthe zum Wiederer⸗ 


fatze feiner Abgabe zu verhelfen, iſt ihm geftattet den Wein, 
der nach der Eichmaas verfienert wird, in der um ein Fu 
Zleineren Schenkmaas abzugeben *). 

— 2. Die Abgabe vom Dbftmoft wird ganz auf dieſelbe 
Weiſe behandelt wie die von Meine, fe Gefe von 1827, 
$. 20. 

3. Die Ubgabe vom Bier beſteht in einer Malzſtener, 
welche alles Getreide trifft, das eingeweicht oder im Zuſtande 
des Keimens oder Wachſens gedoͤrrt oder getrocknet, und zur 
Erzeugung von Bier verwendet wird. Ebenſo find alle Malz⸗ 
ſurrogate der Steuer unterworfen. Das Simri eingeſpreng⸗ 
ten Malzes bat 21 Er. zu entrichten; trocknes Malz wird zu 
eingefprengtem wie 6 zu B berechnet. Zur Sicherung ber 
Abgabe ift verordnet, daß ‘(mit wenigen Ausnahmen) nur 
in Öffentlichen Mühlen das Malz gefchroten werden darf; in 
Die Mühle aber darf es nur mit einem Scheine des Driss 
acciſers gebracht werden. Die Müller haben ordentliche Regie 
fter zu führen, ebenfo die Bierbrauer; beide find den Um⸗ 
geldecommifjarien zur Vergleichung zu übergeben. Die Acd« 
fer haben die Möhlen dfters unvermuthet zu unterfuchen. 
Fremdes Bier entrichtet, außer dem Zolle, noch eine Vers 
brauche: Steuer von 2 und 3 fl, vom Aimer °). h 

4. Abgabe vom Branntwein, ie zerfällt in die 
Fabrikations⸗ und in die Ausfchent- Steuer. Un erfteter 
muß nämlid vom Uimer Branntwein, zu welchem Mal; ges 
braucht wird, die Malzfteuer und ı fl. 48 kr., von foldem 
aber, zu welchem kein Malz kommt, 5 fl. bezaplt werben. 


Der Brenner ift [huldig den Xccifer vor und nach der Läus 


terung zu berufen; außerdein hat ber Letztere die Berpflichs 
tung wöchentlich mehreremal bie Fabrik zu befuchen, ob nicht 
heimlich gebrannt werde, Accorde koͤnnen abgefchloffen wer» 
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den. Die Ausſchenkſtener beftcht, wie beim Weine in 15 vom 
‚ Hundert des rlöfes, jedoch wird fie bei eigentlichen Branut⸗ 
weinfchenten immer als Averſalſumme in der Form ciner 
Datent-Steuer erhoben; nur bei Privaten, welche nach crhals 
tener Erlaubniß gelegentlih Branntwein fchenten, wird 
wuͤrklich der Erlds berechnet ©). 

5 Abgabe, vom E Big. Derfelben unterliegt derjenige 
Big, welcher zum Handel und zum Kleinverkaufe beftimmt 
if. Sie beſteht ebenfalls aus Fabrikations⸗ und aus Ver⸗ 
kaufsſteuer. Erſtere befteht in der Malzſtener, wenn der 
Eßig aus Malz gefotten wird, aus einer Abgabe don ı fl. 
36 Ir. von Wimmer dagegen, wenn andere Stoffe genommen 
werden. Die Verkaufsfteuer beſteht ebenfalls in 15 von Dans 
dert des Erldfes, und wird ebenfalls als Patentfteuer am⸗ 
gelegt: Zum eigenen Gebraude Tann ohne Abgabe (mit Aus⸗ 
nahme jedoch der Malzſteuer) Eßig bereitet, und aud daven 
nach der Eichmaas imimeife verkauft werden gegen die gie 
woͤnliche Acciſe 7). 

Die Uebertretungen ber verſchiedenen Vorſchriften, was 
mentlich die Unterſchlagungen der ſchuldigen Abgaben, find 
. vom Geſctze mit verſchiedenen Strafen belegt. In der Re⸗ 
gel find es Geldſtrafen, welche je nach der Beſchaffenheit der 
verbotenen Handlung und nach der Zahl der Wieberholungs 
„fälle höher oder niedriger beftimmt find. Im Falle von Zah 
tungsunfähigfeit tritt Sreiheitäftrafe ein, jedoch mit der Muse 
nahme, daß Wirthe, Bierbrauer, Möller, Weins, Bi, 
Branntweins kind Eßigſchenken für die von ihren Hausge⸗ 
noßen verwuͤrkten Geldfirafen einzuftehen haben. Innerhalb 
fünf Jahre verjährt die Strafe, und die Verbindlichkeit zur 
Nachzahlung der ſchuldigen Abgabe. Der Unbringer erhält 
ein Drittheil ber Geldſtrafen; cin weiteres Drittheil wird der 
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Uirmenkaffe der Gemeinde tn welcher das Vergehen derubt 
iſt, zugeſchieden. Ausnahmsweiſe tritt ſogar die Entziehung 
der unmittelbaren Ausuͤbung des Gewerberechts als Strafe 
ein, nämlich beim dritten Wiederholungsfalle einer Defrau⸗ 
dation des Malzaufſchlages, oder wenn ein Bracmtwein⸗ oder 


Epßig⸗Fabrikant eben fo oft unterlaſſen hat, den Drtsatcifer 
nach beendigter Fabrikation zur Berechnung der Ubgabe, her⸗ 


beizurufen. Defraudation in einer, ausnahmeweiſe erlaub⸗ 
ten, eigenen Schrotmuͤhle zieht ſchon beim erſten Falle den 
Verluſt dieſer Erlaubniß nad ſich. — Die Unterſuchung hat 
in allen Faͤllen das Oberamt, die Strafanſetzung in den die 
Straf⸗Competenz des Oberamtes ie Faͤllen die 
höhere Berwaltungsftelle 8). ' | 
Die Verwaltung der Wirthfchaftds Abgaben wird nach 


Cameralamts⸗-Bezirken geführt. Der Kameralbeamte 
bat die Oberaufſicht über die Vollziehung des Geſetzes zu fühe 


ren, und in Sällen don Mängeln oder Gebrechen fei es der 
Einrichtung, fei es des Dienſt⸗ Perfonales an das Steuers 


collegium zu berichten: ebenfo Aber Accords⸗Geſuche und 


Beſetzung der Uccifer » Stellen. Der Einzug der Ubgabe, fo 
wie die Leiftung der Clementars Ausgaben ift ebenfalls Gas . 
he des Kamcrals Beamten 9). — Die unmittelbare Aufficht 
Äber die Vollziehung des Gefeßes iſt den Umgelds⸗Com⸗ 
miffären übertragen, deren jedem eine gewiße Anzahl von 


“ Kameralamıs Bezirken zugewiefen iſt. Sie haben zu dem Ende 


nicht nur ſelbſt Öftere Viſitationen vorzunchmen, fondern 
auch die Orts o ccifer zu belehren, die nöthigen Kellerres 
gifter ihnen zu übergeben, die Anftände zu erledigen, und die 


ſaͤmmtlichen Urkunden dem Kameralamte zur Berechnung 


ber Abgase, flichtigkeiten zw überfenden 3°), — Zur Befors 


_ gung ber oͤrtlichen laufenden Gefchäfte find bie Acciſer bes 


⸗ 
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ſtimmt; der Accie⸗Viſitator jedes Kameralbezirkes abe 
Bat die Aufſicht auf diefe zuführen, überhaupt für die Bo 
ziehung dee Geſetzes zu forgen 27). 


1) Das — Geſetz uͤber dieſe Steuer iſt das vom 9. Juli 
1827. Rbi. © 269 fg.: die Infructionen aber zur Vollzie⸗ 
— hung derſelben find folgende: Verfügung vom 1. Sept. 1327, 
| die Behandlung der Malzfteuer betreffend, Rbl. ©. 331; 
Snftructlon zur Vollziehung des Witthſchaftsgeſetzes Im Allge⸗ 
meinen, vom 'rı. Dec. 1827, Mbl. ©. 539: (ungedr.) Na 
frag zu dieſer Inftruction vom 3: Juli 1828. — Die Sefep 
gebung Aber die Wirthſchaftsabgaden hat ſehr bebeutende Lens 
derungen, nicht nur in Einzeinheiten, ſondern im Orundfate 
feibft, erlitten. Schon in den difeften Zeiten der wärtt. Ger 
ſchichte konnt ein. Theis Diefer Abgaben vor, das Unmweld, ſ. 
Weißer's Nachrichten, 5,169. Bekannt find bie großen Uns 
ruhen unter Herzog Ulrich, deren naͤchſte Veran lafung we- 
nigſtens die Verkleinerung der Schenkmaas, zum Behufe die: 
fer Abgabe, war. Während der ganzen Seit der Herzoge bei⸗ 
behalten und ausgebildet wurden die Beſtimmungen über das 
Umgeld im 9.1815 neu geordnet und redigirt. Die vielfeitk: 
gen Klagen über,die Beſchwerlichkeit der Erhebungsart (dur 
Abftih im Keller), fo wie über das zahlreiche Beamten: Pets 
ſonal, welche diefetbe erfodere, vermochten bie Megirung, ber 
Ständeverfammlung Im I. 1827 einen Gefegedentwurf ven 
zulegen, welder unter dem 19. Mal, mac mehrfachen 
Yenderungen, als Geſetz promulgirt wurde, und welchem za 
Solge auf die Grundlage einer Durchſchnlttsberechnung frähes 
ger Jahre eine beftiimmte Summe (von 736,150 fl.) feſtge⸗ 
fest, und nun auf bie Oberämter verthellt wurde. In ie 
dem Dberamte beftimmte ber Kameralbeamte mit der Yuts 
verfammlung bie Vertheilung un die einzelnen Wirthe; die 
Amtskörperfhaft haftete für ben Musfal. Durch ein Belek 
vom 18. Juli 1824 wurde bie Summe aufs79,o06oh. ermählst 





= 
driglichen Beamten die Bertheifung Abertragen, dagegen bie 
fubfidiäre Verbindlichkeit der Amté yflege aufgehoben. Da nun 

. aber and wieder dieſe Erhebungsart vielfache Klagen einliefen, 
fo, brachte auf dem Landtage von 1837. die Megirung einen 
nenen Gefegedentwurf ein .. nad welchem der Wirth beim Ein⸗ 
kaufe des Getraͤnkes die ganze Mabe, mit 15 vom Hundert 
des Kaufpreifes, vorſchleßen ſollte. Allein biefer Antrag fand 
feine Beiftimmung bet der Finanz » Gommißlon der. zweiten 
Kammer, welhe vielmehr. das alte, im J. 1821 verlaffene 

‚ Spftem des Abftihes, verbunden mit freiwilligen Necorden den - 
Wirthe, vorſchlug. Da zu gleicher Seit der Zoll mit Balern 
eine Annäherung ber württ. Gefeßgebung über die Biercon⸗ 
fumtlons = Stener an ben bairifhen Malzaufſchlag noͤthig 
machte, fo entitand benn nun das umfaffende, die Geſetzge⸗ 

bung: ber Jahre 1821 — 1827 ganz verlaffende oben genannte 
Geſetz. ©. Verb. ber 8. d. A., 1827, 9. 1,705 H. 5, 8. 
13465 2tes a. 0. Beilh., 3te Abth., ©. 1605 H. 6, ©. 1633; 
H. 7, ©. 2133. 

2) S. das Gefeg vom 9. Juli 1827, Art. 5., und N 
vom 11. Dec. 1827, H. 3. Weber die befonderen Verhaͤltniſſe 
ber Wirthſchaften In Beziehung auf das Gewerberecht, f. oben 
$.229 S. 631. Entſchleden iſt durch k. Decret vom 29. Nov. 
1829, daß zum Bierbrauen zu eigenem Gebraude eine Con⸗ 
ceßlon nicht möthig iſt. | 

3) ©. das angef. Geſetz, Art.i6, und bie Inſtruct., a. a. O. 
Nach einer Berechnung des Steuer-Colleglums, welche uͤbri⸗ 
gens den Geſammtbetrag der Wirthſchaftsabgabe nur zu 860, ooo 
fl. annimmt, betragen die Conceßlonsgelder jaͤhrlich g000 fl., 
die Recognitionsgelder aber 55.000 fl.5 ſ. Verb. ber K. d. A. 
1830, 3tes a. 0. Beilh., ate Abth., ©. 134. 

4) Die Einzeinheiten des Verfahrens, ſowohl bef der Controle 
ber Ginfelterungen, als bei der Verwahrung ber Fäffer im - 
Keller, endlich bei dem pierteljägrigen Abftihe ber Zäffer, 
f im Sefege, 98-19, und Inſtruct., .5— 13. — 
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-Diefen Theil der gaben. f&tlgt die oben ange⸗ 
führte Berechnung au ooo fl. jaͤhrlich em. 

5 ©. das Geſentz vom gg Yall, 4. 21—35, und die eigene: 
Inſtructlon über die Malziigger vom iſten Sept. 1827, RB. 
S. 381. Daß mit der H. amaringiſchen Negirung eine 
Uebereinkunft geſchloſſen iſt, weiche die Sicherung des ‚wärtt. 
Malzaufſchlages zum Gegenftande hat, if durch das Steuer⸗ 
Sollegtum ımterm 22. Mai 1828 befannt gemaht worden. — 
Nach der Berechnung des Steuercollegiums erträgt bie Dal; 
ſteuer 324,000 fl.; die Auflage auf fremdes Vier blos 400 f. 


6) ©. das angef. Geſetz, $. 36— 395 bie Inftruct. vom ır. 
Dee. 1827, $. 17 und 185 @rläuternde Beſtimmung vom 18. 
März 1828, 1 

7) ©. das Geſetz, $. 40— 423 bie Juſtruet. 6. 19. — Die 
Einnahme von Eſſig und Branntwein zufammen iſt auf 48,000. 
angenommen. 

8) S. das Befek.von 1827, $. 43— 63. 

9) ©. in ber Inſtruct. $. 24 — 29 bad Nähere. 

- 10) Daf., $. 33 — 34 . 

11) Daf., $. 35 —45. — Die Ausgaben für alle diefe verſchie⸗ 
denen Grhebungsbeamten find zu 80, ooo fl. berechnet, naͤmlich: 
a. firer Gehalt der Commiſſaire 14,600 fl.; b. Diäten berfels 
ben 12,000 fl.; c. Tantlemen der Acciſer 22,000 fl; d. Tag: 
gelder berfelben 4400 fl.; e. Gehalt ber Viſitatoren 7800 fl.; 
f. Yatentifirungstoften 600 fl.; g. Umgelds-@inzugskoften 3600fl.; 
h. vermehrter Amtsaufwand der Kameralbeamten,, Papler m 
fe w. 12,000 fl.; i. Abgang 3ooo fl, 
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. 9. „ 
e. Gporteln. 
Sporteln's jaͤhrlich 390,000 fl. 7). 
Die Sportel ift eine Abgabe, welche vom Staate bei 
Gelegenheit einzelner Regirnugshandlungen von dem bard 
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biefelben betrvffenen Unterthantn erhoben wird. Gelder 
Regirungshandlungen find banptfächlich drei Gattungen; die - 
Amtsthaͤtigkeit der Gerichtsbehoͤrden ſowohl in ftreitigen als 
in rechtspolizeilichen Sachen; die Einraͤumung eines Vorthei⸗ 
les, auf welchen der Bürger ein Recht haben kann oder 
nicht; endlich die Entbindung eines Einzelnen von einem | 
fonft allgemeinen Geſetze. Die Groͤße der Abgabe iſt theils 
wach der Wichtigkeit des Gegenſtandes, theils nach dem 
Maͤhe⸗ und Zeit⸗Aufwande der Staatsbehörden, theils nach 
dem Widerwillen des Staates, eine verlangte Erlaubniß zu 
ertheilen, bemeſſen, und ergiebt fi) aus dem, alle Faͤlle vom 
SportelsUnjägen umfaffenden, Sportels Tarife. Uebrigen® 
verftcht ſich, daß die Sportel Fein Kaufpreis ift, um welchen 
man eine Staats⸗Erlaubniß auch ‚gegen den Willen der Be⸗ 
hoͤrden erzwingen kann; biefen bleibt immer die freie Ents 
ſcheidung, und nur wenn diefe gänftig ausgefallen if, muß 
die Sportel entrichtet werden. Eben fo wenig aber darf die 
Regirung auf der andern Seite dem Bürger ein an und für 
ſich klares Recht willfürlich verweigern, weil mit deffen Und 
übung eine Sportel verknuͤpft ift 2). In der Negel ift cine 
beflimmte Summe angefeßt; wenn aber-blos ein Minimum 
und ein Maximum angegeben ift, fo har die anfehende Be 
börde die Wahl, jedoch muß fie eine vom Gefche befiimmte 
gleiche Unffleigung des‘ Anſatzes befolgen. Angeſetzt wird 
bie Sportel von derjenigen Behörde, welche die Handlung 
vollzieht, wegen welcher Sportel zu bezahlen iſt; diefe tft vers 
fallen in dem Augenblide der vollzogenen Handlung oder bes 
willigten Bitte Der Einzug aber wird von ben Bezirksaͤm⸗ 
tern beſorgt, am welche deßhalb von den höheren Stellen 
Aunweiſungen erfolgen. Zur Eontrole find nicht nur Verzeich⸗ 
niſſe ber angelegten Sporteln von der erfeunenden Stelle au 


956. 
' / 
die Sentrals Behörde zu uͤbergeben, fonbern es werben audı 
Sportelzeihen den Bezirfäämtern zugeftellt, welche jedes Jah 
die fehlenden zu liquidiren oder zu erfeßen haben >). Gegen 
- den Anfaß findet nur einmal Befchwerde bet der naͤchſtvor⸗ 
gefeßten Behörde flat. — Die einzelnen Gattungen von 
Gporteln find nun aber folgende: 

1) Sporteln in bürgerlihen Mechtsftreitigkeis 
ten. Kür jedes Erkenntniß in ſolchen Fällen ift eine Spors 
tel zu entrichten; diefelbe richtet fi) durdigäangig nach ber 
Größe des Streitgegenftandes (mohlverftanden nur desjenigen 
Theils deffelden, der im Streite liegt, 3. B. bei einem 
Streite über eine Dienftbgrkeit kommt nur der Werth dieſer 
letztern, nicht ber des belafteien Grundſtuͤckes in Berechnung). 
Laßt auch die Sache Feine beftimmte Geldfhätung zu, fo 
wird dennoch für den Sportel:Anfat vom Gerichte ein ges 
wiffer Geldanfchlag feltgefeßt. In der Hegel findet in der⸗ 
felben Jnſtanz nur Eine Sportel Statt; in den Appellarion% 
Sonftanzen wird nur fo weit Sportel bezahlt, als von dem 
unterrichterlicyen Erfenntniffe Beruf eingelegt ifl. Der Sper⸗ 
tel⸗Anſatz ift im Erkenntniffe felbft, nad) collegialifchen Bes 
ſchluſſe, auszufprehen, und zwar ift die Verbindlichkeit 
zu deren Entrichtung nach benfelben Grundfägen, wie das 
Erfenntniß über die Prozeßfoften zu beftimmen. Nur arme 
Partheien find von der Entrichtung befreit; endigt der 
Mechtöftreit mit einem Vergleiche, fo wird die Hälfte der 
Sportel entrichtet. — Die Bezahlung gefchieht an das ers 
kennende Bericht, derem jedes eine eigene Sportel:Raffe het; 
ein Drittheil des Ertrags wird dem gewählten Oberamitge⸗ 
richtsbeiſitzern zur beliebigen Vertheilung unter ſich überlaffen *). 

2) Die Notariats-Sporteln werden für die Se 
fchäfte Der Gerichts» und Amtsnotare, fo wie für die der 


Vupillen⸗Senote entrichtet (alſo namenilich dei Juventaten 
aller Art, Ehevertraͤgen, Chentual⸗ und Meals Theilungen), 
umd befteben aus Procenten des Actio » Wermdgens ohne Abs 
zug der cchulden. Wenn die Geſchaͤfte ohne Huͤlfe des No⸗ 
tars durth ‚die Waiſengerichte beſorgt werden kdunen, fo wer⸗ 
den nur $ dee Sportel bezahlt (mit Ausnahme der. Gant⸗ 
Inventare); beforgt. den. Betbeiligte das Geſchaͤft ſelbſt, fo iſt 
nur ‚die Hälfte der Sportel anzuſetzen 3). 

3) Sporteln vom Dienftanftellungen. Diejenigen 
bffentlichen Beamten, ‚welche Staatsdiener im Sinne bes 
$. 3. der Dienfipragmatib find (ſ. oben $: 160), und ale 
bei ihrer Auſtellung' 25 vom Hundert ihres Sehalte4 an bie 
Penſiono⸗Kaſſe zu. entrichten baben, find frei non, .einer Uns 
fielnugsfportel,: dagegen haben alle Übrigen Affentlichen Dies 
ner eine wach, ber Größe ihres Gehaltes ſich nichtende Spor⸗ 
tel bei der Anſtellung oder bei einer Gehaltserhdhung zu ent⸗ 
richten. ‚Bon diefer Abgabe find befreit: alle Diejenigen, Des 
ren Schalt hoͤchſtens 150 fl. beträgt, und für welche: diefee 
Einkommen die Hauptnahrungsquelle ift; ferner alle. Gemein⸗ 
Des und Amtskhrperſchaftsdiener hinuſichtlich der erſten 150 fl. 
ihres Gehaltes; von Unterlieutenants wird nur die Hälfte 
des Anſatzes bezogen. ‘Bon dieſen Sporteln äberläßt der 
Staat den Betrag des von Geiſtlichen und Schuldienern, welche 
v.ider geiſtlichen Witrwenkaſſe betdeiligt find, Entrichtelen, eben 
dieſer Kaffe; “das von Schullchrern Erhobene aber einer eis 
gend zu bildenden. Schullehrer » Wittwentaffe. Tritt ein dfs 
fentlicher- Diener in ein Staatsamt im engeren Sinne ein, 
fo kann er bei feiner Einlage in die Wittwen-Penfi onds Ans 
Kalt die früher bezahlte Sportel nicht in Abzug bringen; 
nur MilitärsPerfonen machen bier eine Ausnahme 6). 

4) ‚Stempel wird erhoben theils. bei denjenigen Urs 


\ 
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kunden, welche gebradt an bie Behdrden um Sebrauche abs 
gegeben werden (Wanderbücher, Neifepäfle, Wein und Wein 
moſturkunden, Viehurkunden); theild von politifchen Zeitz 
ſchriften, Spielfarten und ausländifchen Kalendern 7). 

5) Sportelm für gegebene Erlaubniß oder Di« 
fpenfation in den verſchietdenen Zweigen der Staatsvder 
waltung. Der SportelsTarif. enthält die einzelnen Faͤue, in 
welchen aus den oben bemerkten Sründen eine Abgabe bei 
Gelegenheit eier bekimmten einzelnen Regirungshandlung 
erboben wird, Einer borzuͤglichen Erwähnung verdienen dit 
. Difpenfationen in Ehefachen, die Concefftonen von Gewerbe 
Unftalten, die Zucht und Waiſenhaus⸗Gefaͤlle, die Sporteln 
In Lehenſachen, für Prüfungen, Aufnahme in Gtaatsanfals 
tem, Standeserbifungen u. f. w. Außer den im Geſetze 
- aufgeführten Fällen darf eine Sporsel nicht erhoben. werben ®). 


1) G. Allgemeines Sportelgefeh von azſten Jult 1328, Rbi. 
. 6. 48318; Inſtruct. vom zıften Gebr. 1829, RbL.&. ale 
Diefed Geſetz umfaßt die Grundfäbe und den Tarif über Me 
ſaͤmmtlichen Fuͤlle, In welchen für einzelne Regirangshandiun: 
gen eine Abgabe zu bezablen if, und deren Feſtſtellung früßes 

in fehr verſchiedenen Seſehen und. Vergrönuugen zerſttent 
war. Es find alfo unter, der Einen Rubrif „„Sperteln” ig 

. „bie früheren, unter bem Namen: „Taxe, Stempel, Stenyek 
F ſurrogat, Schreibgebuͤhren, Surplus, Zucht: und Waiſenhans⸗ 
| gefälte” erhobenen Abgaben vereinigt, und In Einem alphabes 
tifhen Tarife verzeichnet. Mehrere diefer Abgaben beſtehen 
fhon fehr lange, andere dagegen fchreiben ſich erft aus neuts 
rer Bet her, fo 3. B. die Gerichtsſportein, eben fo die Ne 
tarlatd:Sportein, wenligftend als Abgaben an den Staat zub 

in ihrer igigen Höhe. — ine, freifich fehr mangelhafte Ges 
ſchichte der w. Stempel⸗Ordnung f. in Ho chs Zeitſchriſt 
für Geſchichte und Geſetzgebuss WE, H. I, G. 120fg. eher 

d. 
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nte Entftehung des Geſedes je Weah, Der.R.0,,1827,.9.2, . 


©. 513 [9,5 1822, ates a. o. Beil.H., S. 13 9.5 ©. 1177 18:5 


9.6, 8.194975 9.7,86,1754. Der Ertrag der Sporteln nnd 


Karen war in früheren Zinangperioden zum Theil bedeutend 
‚geringer, ſo a. B. im S. 1834. nut.140,000 fl.; in den Jahren 


21823 — 46 ungefühn250vo00 f,; in den ‚Jahren. 1826.— 29 
: ı6mllchen 310,000. 1b 460/600 fl. EN 


\ 2) uebrigens fell allerdings, BD. hinſichtlich her — 
1 von Zeltungen, dieſe nabegreifliche rel angewendet 


. worden ſeyn. 


0 Diefe Sportelzelchen barfen unbedentuch ac dt utloſe 


KHormalitat bezeichnet werben, imelde abet dem: Beamten un⸗ 


verſchulbet in. Verluſt bringen fans. - Gerade : gegen bie 


hauptſuchtichſte Moͤglichteit eines Betruges, nämlich gegen den 


unvertechneten Besaf?einer ſelbſt angeſetzten Sportel, geben 


ſte keineswegs eine hinvoichenbe Slcherheit, indem die Unters 
laſſung der Abgabe‘ bes Sportelzelchens an Den Abgabe⸗ Pflich⸗ 


+ tbgen’ ſich ans der Abrechunng:nicht ———— der ne 
: Thor ee erwieſen werben. Hnnen, 


“a is angef. Geſetz §. 626; olnſchelcchb der ‚Orhfe des 


AUnſatzes iſt als das Weſentllche zu bemerken, daß in allen 


dret Inſtanzen für ein urtheil über einen: Streltgegenftänd bis 


zu 2cofl. Werth 3 Ptocent, von da bis 150 fl. 2 Proc., und 


doͤher hlnauf 1 Proc. entüichtet wird, daß fernet für Gegen⸗ 


ftände von beſtimmtem Werthe bie Sportel, je nad den In⸗ 
ſtanzen/ fe Über 286, 250:und 300 fl. steigen darf; bet un 


beſtimmtem Werthe fogar nur auf die Hälfte diefer Summe, 


Andere Abgaben, 5.8. Schreibgebühr u. dal. werben von dem 
Geriqhten nicht angefeßt.- Diefer erſte Theil des Ipigen 
Sportel-Geſetzes beruht auf dem Gefege über Gerichts-Spor⸗ 
tein. vom asſten Jull 1821, MBL S. 349-f8. Es Beftand zwar 
fhon vor diefem Geſehe eine Abgabe wegen gerichtliher Urs 
theile, allein fie war teils viel niedriger (12, ooo fl. jährlich), 
eils aicht zweckmaſig abgeſtuft. Die Stände verlangten in 


‚x 








. | 
Ihren Drgantfationsverfhlägen eine Erhoͤhmm ber Sportein Hs 
wenlgitens zum Betrage der Kanzkeftoſten der Oberanitsrihter 
und der Belohnungen der Gerichtobeiſtder; es ſollte damltt ber 


| Nebenzweck erreidt werden / von muthwilligem Procefiren ab⸗ 


zuhalten. ©. die Verb. der K. d. A. von 1821, H. 11, Beil. 
©. 585f95 H. 19, Bell. 6.9975 Mm 15, S. 1300. — Dit 


muthmaßliche Ertrag ber Gerichtsſporteln für den Stadt iR 


in ber’ Finanpperibde von 3830 — 33 auf 41,3600 fl. herechnet, 
fr Berp, der 8.9. A. von 1830, .gied a. ©. a ate 
Abth., ©. 143. 


5 GS. 6 Geſeh Art. 27365 auch⸗ — an einise 


. &efepelfteteh In Betreff des Motariats:, Pfand⸗, Bermnnd 


i 


Pr} 


ſchafts⸗ and: bezichungsweile, Sportäl:Wefene. Heiſh. 1893. 8. 
Der jährkiihe: Ertrag ‚Alefer::Alaffe. von Eporteln if für 3830 


33. auf .ır2,00 fl, bereuen. Wir Met wird übrigens 
thells aber die: Hoͤbe ber eingeiten.Mmfäne, : thells über, den 


Grundſatz, daß: die Schulden; von dem Actiy⸗ Vermigen nicht 


aAbgezogen merden, duͤrfen, aroßei Alage geführt (fu Vatrn Der 


K. d. A., 1830, ztes 9 Beil. H.ꝛte Abth./ G Brit; 


Verh. ber K. u mo #77 1830, 9. Er ©. 608) ; auch. haben 


bie ‚Stände wiederholt erklärt, daß fi ie bie Anfäte der ‚Betas 
rlats⸗ :Sporteln nur proulfogiih ‚bewifigen, bis bie- —* 
Kevifi on des ganzen Motgriats; Welens- von Ihnen werde von 
genommen werden koͤnnen, ſ. MBeFH..ber K. d. U. von 182% 
H. 75% 17575 180, Dr 7, Bi al, 


6) S. das Befeh, Art. 37’ — 45. Der Betrag dieſer Spertel 


iſt nicht befonders audgeworfen, ſendern unter den Werwak 
tungsfporteln mit einbegriffen, f. unten in Note & — Die 
Anfäge Fund uͤhrlgens verſchieden für die verſchledenen Iwelge 
des öffentiiden -Dienfied. 4 -  --- 


7) S. Geſetz. Art. 46. — "Der Stempel für pelitiſche Belt: 


ſchriften iſt a bei auslaͤndiſchen, 3a. kr. für das im Lande abgeſetzte 

Eremplar; b. bei einheimifhen, bis zu einem Abſate von 500 

Cremp. Nichts, zwiſchen 500 und 2000 je 20 fr, vom Stice; 
zwiſchen 
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gwiſchen 2000 und 3006 je 3ofr., und Äber 3000 je 40kr. vom 
Stüde, (freilich eine noch fehr mäßige Abgabe, verglihen mit 
ben Laften, welche in andern Staaten. entweder fiscalifches 
ober politisches Intereſſe anf politifhe Zeitſchriften getegt hat). — 
Auch der Ertrag des Stempels iſt nicht befonderd ausgeworfen. 
8) Geſe tz. Art. 47, hauptfählih aber der angehängte Tarif. — 
Der Betrag biefer Abthellung der Sporteln iſt zu ungefähe 
135,000 fi; jährlich angenommen, wovon 15 bis 16,000 I für 
Eheſachen. 


Bweite Abtheiluus. 
Bermögenstheile außerhalb Etats. . 


i §. 292. 
Die Reſtverwaltung und die Srundfivdöverwaltung 


Nur ſehr unvollſtaͤndig wuͤrde die Kenntniß des wuͤrt⸗ 
tembergiſchen Staatshanshaltes ſeyn, wenn blos die in den 
Etats erfcheinenden Ausgaben und Einnahmen in Betracht 
gezogen würden. „Noch find nämlich zwei bedeutende Zweige 
der Finanzverwaltung übrig, welche allerdings in der Regel von 
Teinem Einfluffe anf die Groͤße der Einnahmen oder Ausga⸗ 
ben der gegenwaͤrtigen oder kuͤnftigen Zeit ſind, aber dennoch 


. nicht nur pielfache Gefchäfte veraulaffen, fondern auch häufig 


und bedentend in die laufende Verwaltung eingreifen. Dies 
fe Verwaltungs⸗Zweige find bie Kererwalnae und die 
Verwaltung der Grundſtocksgelder. 
Die Reſtverwaltung. 

‚Die Etats, und auch der Hauptfinanzetat ſelbſt, find nur 
zur Vorausberechnung der laufenden Ausgaben und Eins 
nahmen eines Fünftigen Zeitabfchnittes beſtimmt. Es 
wird darin auf dad, was aus früheren Etatsperioden noch 
an Ausgaben oder Einnahmen rädfiändig ift gar keine Ruͤckt 
Mohl Stantsreht IL 61 - 
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ficht genommen, fondern diefer Zuftand als vollſtaͤndig bes 


reinigt dorausgefegt, und weder ein Ueberſchuß aus der itzt 
abgefaufenen Periode in Rechnung genommen, noch für ein 
Deficit aus derfelben geforgt, nicht einmal ber bei Anfange 
des neuen Etarsjahres vorhanden? Kaſſen⸗ und Nataraliem 


j Vorrath wird als Einnahme aufgeführte. Nur in dem 


außerordentlichen Falle wird von dieſer Regel abgegangen, 


"wen entweder ſolche bedeutende Zahlungsrädftände vorhans 


den find, daß die ebenfalls vorhandenen Einnahme⸗Neſte fie 


‚ nicht zu decken vermdgen, und alfo in einer fpäteren Sinanp 


Periode die Nothwendigkeit einer Nachhhife erſcheint, oder 
wenn bedeutende Activ⸗Reſte früherer Perioden ale außerors 
dentliche Einnahmen beigezogen werden konnen ?). Nun if 


aber natuͤrlich in der Wärklichkeit eine ſolche Bereinigung 
aller Ausftände und Rädilände mit dem Tage des num 


Erats-Fahres ganz unmoͤglich; die Berwaltung Tann in vies 
len Faͤllen erft nad und nad) ihre Forderungen einzichen, 
und ihre Schuidigkeiten erfahren und tilgen. Deßwegen ere 
ſtreckt ſich die Bereinigung aller dieſer Geſchaͤfte oft weit in 
folgende Etats⸗Perioden hinein. Iſt aber anders der (fruͤ⸗ 
here) Etat richtig berechnet geweſen, fo müffen diefe rädftäns 
digen Activ- und Pafliv-Forderungen, zufammen mit dem zu 
ihrer Ausgleichung aud) noch beftimmten Kaffenvorrathe, ſich 
ausgleichen, und es Tann daher der Finanzverwaltung über 
Iaffen werden, diefelben, fo wie es möglich wird, ins Reine 
zu bringen. hr eigener Vortheil wird fie zur möglichen 
Beſchleunigung diefer ruͤckſtaͤndigen Gefchäfte bewegen, Eine 
Aufficht der Stände-Verfammlung tritt nur im Allgemeinen 
ein, um dicfelbe zu verfihern, daß nicht, während fie für 
Fünftige Sahre zu forgen bemüht ift, im Näden Unordnung 


und Verlegenpeit entſtehe. — Diefer Theil der Zinangven 
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— wird mit dem Namen ber Reſt Berti 
. Begeichnet. 

Zur Zeit der Einfäßrung der Verfaſſung waren nicht 
weniger als ‚drei verſchiedene Verwaltungen zur Beſorgung 
der MRuͤckſtaͤnde; nämlich die Aueſtandskaſſe, beſtimmt 
zur Bereinigung der Activ⸗ und Paſſiv⸗Forderungen dis zum 
3. 18162); ferner die Diſpoſitions kaſſe, beftimmt zur 
Beforgung der Ruͤckſtaͤnde von 1816 bis zum iſten Zuli 1817 
(dem Unfangstage der Etatswirthſchaft;) emblich die eigentliche 
 Weftverwaltung, beauftragt mit der Liquidation ber Reſte 
feit dem lehtgenannten Tage. Allein fen im 3. 1823 wur⸗ 
de auf Verlangen der Ständenerfammlung bie eigene Berwals 
tung. der Difpofitionslaffe aufgehoben; dieſe wuͤnſchte nam 
lich deren Vereinigung mit ber Beftverwaltung zu Vereinfa⸗ 
dung bed Rechnungéweſens?). Anf dem Tandtage von 
1830 konnte auch die Aufldfung der Ausſtandskaſſe den Stäng 
den angekündigt werden 3), fo daB von dieſem Beitpunfte 
an nur noch die Eine Meftverwaltung befteht *). Ä 

Ein fehr wichtiger Nebendienft wird durch ‚bie Reſtver⸗ 
waltung dadurch geleitet, daß fie der Ginangperwaltung dag 
ndihige Berricbd . Kapital Uefert. Da nämlid die 
Staatshaushaltung fo gut ‚wie jede andere guteingerichtete 
Wirthſchaft, auch außer den Dedungsmitteln für bie Aue⸗ 
gaben eines DVorrathes von Gelh und Naturalien bedarf, weil 
Diefe Deckungsmittel nicht immer zu der Zeit bereit ſeyn 
konnen, zu welcher die Yusgaben zu madıen find, da na⸗ 
mentlich im Aufauge des Etatsjahres wenige Einnahmen 
(mit Ausnahme der imdiresten Steucrn) eingehen: fo iſt ein 
bedeutender Reſerveſond wicht zu entbehren, welcher aushels 
fend eintritt, bis die zunaͤchſt zur Dedung beftimmten 
Mittel flüffig werden, und welcher aledann . vor Allem 
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feine Vorſchhiſe wieder erhaͤlt, um Immer In gleiche⸗ 
GSroͤße zur. Aushbuͤlfe verwendbar zu ſeyn. Dutch bie 
Verwendung der bereit liegenden Activreſte zu biefem Zwede 
“wird dem Staate die Mothwendigkeit, ein eigenes Betriebs⸗ 
Kapital aus den laufenden Einkünften auszuſcheiden, ers 


ſpari 5). 
Die Verwaltung der Srundfiodsgelder. 
Es ift ſchon oben, in Thl. I,.$. 106, S. 539 fg., aus⸗ 
einandergefeßt worden, daß das Kammergut in feinen wes 
| ſentlichen Beſtandtheilen zu erhalten, und deßhalb der Erlds 
aus verkauften einzelnen Beſtandtheilen deſſelben wieder zum 

Ankaufe gleich werthvollen Grundeigenthums zu benützen if: 

dieſer Verkauf auf der einen, und die Wiederanlegung auf 

der andern Seite macht denn nun Fein unbedeutendes Go- 

Achäft für die Finanzverwaltung aus, Der Natur der Sache 

und den Vorſchriften der Verfaſſungs⸗ Urkunde nach, ik 

biefe ganze Verwaltung ganz außerhalb der Etats -für den 
laufenden Dienfl zu halten. Den Ständen muß zwar aller: 
dings darüber Recheuſchaft ‚abgelegt werben, wie bie einge 
nommenen Gelber wieder. verwendet wurden: allein es ers 
fheint in der Regel weder in den Ausgaben noch in den 

Einnahmen irgend etwas vom dem Ergebaiffe dieſes Theiles 

der Verwaltung ©). 

» Diefer letztere Fall trat in den. Finanz: Verloden 1823 — 26, 
und 1826 — 29 ein, in denen die Neftverwaltung jähelid 
200,000 fl. zum laufenden Dienfte abgeben mußte, namentüid 

aber für die Finanzperiode von 1830 —33, In welcher gegen 

1, 200, ooo fl. außerordentliche Ausgaben auf bie Erfparuiffe der 
fraͤheren Jahre verwiefen wurden. Dagegen batte aber frei: 
lich die Ausſtands-Kaſſe in den früheren Binanz-perioden noch 
ſehr bedeutender Zuſchuͤſſe bedurft. 
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9) Der Zwec den absefonderten Verwaltung ber Ditpefittone 


kaſſe war, ein baar aufjubewahrendes Vorrathskapital für aufs 
ferordentlihe Nothfaͤlle, namentlich für Mifwachs, zufammen 
zu. bringen. Es wurden zu dieſem Zwecee bie Activreſte der 
Sapre 1817 bis 1. Jull 1818, ferner bie im Beſitze des Stans 
tes befindlichen Activ-Kapitalien, 350,000 fl. Zuſchuß von ber 


Ausftandd: Kaffe, endlich der @rids entbehrliher Materlalvor⸗ 


. räthe u. ſ. w. beitimmt. on diefer Summe follten zuerſt die 


Paſſiv⸗Reſte der ebengemannten Periode gedeckt, die Ueber⸗ 
ſchuͤſſe aber als Vorrathskapital aufgeſammelt werden. Am Ende 


des J. 1819 hatte die Kaffe ſchon bezahlt: 332,518 fl. Paſſiv⸗ 


iefte, 200,000 fl. waren für ben laufenden Dienft, verwendet 
worden, dennoch beitand Ihr Vermoͤgen nocd aus 3,202,792 fl., 
bierauf waren Pafliven angewiefen Im Betrage von 1,464,762 fl... . 


| fo daß als seines Dermögen 1,738,030 fl. Erfhlen, worunter 


freitich ſehr viele fhlehte Forderungen, ſ. Verh. der K. d. 
A., 1820, H. 1, Beil. ©. ı8f9.; iſtes a. 0. Veil. H., 1820, " 
©. X; namentlich aber den Commiſſionsbericht in dem a. v. 

Beil. H. von 1021, ©. 131 fg., in welchem die einzelnen Activ⸗ 
und Paſſiv⸗Poſten angegeben find. Der am Gchluffe dieſes 
Berichtes gemachte Antrag, die Difpofitionstajfe ganz aufzuhe⸗ 
ben, wurde von ber Regirung bewilligt in der Sitzung v. ı7tem - 
Aprit 1821, ſ. Verb. der 8. d. A., 1821, 9. 9, 6. 86, 


3) Die Ausftandse Kaffe wurde beim: Antritte der Regirung Kd⸗ 


nig Wil helm's gegründet, um Ordnung In den tief zerrüttes 
ten Staatshaushalt zu bringen. Nachdem an fchwebenden 
Schulden gegen 1,800,000 fl. abgetragen worden waren, wur⸗ 
den die noch übrigen Paſſiven angemwiefen auf die Activ⸗Reſte 
aus den früheren Regtrungsperioden. Diefe beftanden aus. 
4,220,271 fl., freilich zum großen Theile entweder illiquiden 
oder ganz unfiheren Poſten. Als Berrag ber ‚darauf haftens 
den Yafliven wurde die Summe von 1,587,624 fl. angenommen, 
Allein theils kamen bei ber fpätern Liquidation noch viele bes 
beuteube Forderungen nad, theils zeigten ſich bie Wectiv : Bor 


derungen fo wenig wuͤrklich ergiebig, daß der Anfangs ans 
ſchelnende Ueberfhußt,von mehr ald 24 Milllonen fih in ein 
Deficht verwandelte. Deßhalb wurde denn auf Antrag ber 
Begirung von dem Landtage im 3. 1830 beſchloſſen, eine For: 
derung von 540,700 fl., welche bie Schuldenzablungstaffe für 
geleiftete Vorſchuͤſſe zu machen hatte, niederzuſchlagen, und 
bie ganze Ausſtanbskaſſe aufzuheben; nur wurde dabei ber 
Vorbdehalt gemacht, daf bie Meitverwaltung diefe Summe iu 
erfegen ſchuldig ſevn folle, wann die einft bie Mittel dazu bes 
fige, mit andern Worten, daß eine außerorbentjihe Schulden⸗ 
tilgung ftattfinden folle, wenn Gelb dazu übrig fe. Des 
Nähere über dieſe Liquidation diterer Forderungen umd Ver⸗ 
bindlichkelten ſ. in den Verb der K. d. A. vom 9. 1820, 
H. 1, Beil. ©. 185 ıfted a. 0. Bell. H., ©. IX; Verh. vor 
1821, 0. 0. Beil. H., ©. 119 fg. (wo eine volltändige Auseln⸗ 
anderfeßung ber, zu jener Seit befannten, Forberungen an bie 
Kaffe, und Ihrer UetivRefte zu finden ft); ferner Ber © 
1830, ıfles a. ©. Bell. H., &. 260; H. i, S. 58; H. 8, S. 2103. 
M Ws Stand ber Reſtverwaltung am ıften Juli 1819 wurde 
vom Finanzminifter die Summe von 2,385,136 fl. Xctiven am 
gegeben, von denen 1,492,570 fl. Paſſiven abgleugen; f. Berk. 
der 8. d. U, 1820, 5. 1, Bell. S. zo. Am ıflen Juli 1820 
betrug ber Xctivftand 3,470,228 fl., ber Paſſivſtand 2,376,104f. 
und alfo der reine Ueberſchuß 1,094,124 fl., f. Minift.-Bortrag 
vom ıdten Dec, 1820. Zwar wurden durch bas Flnanzgefet 
während der. Periode von 1820—23 jährlich 200,000 fl. von 
ber Neftverwaltung auf den laufenden Dienft verwendet, «ls 
lein theils dur die Einwerfung des Vermögens der Difvofis 
tionstaſſe, theils durch weitere Cinnahmen , vermehrte ſich 
dennoch das Mermögen ber Reſtverwaltung nicht unbebentend 
in diefer erften Sinanzperiode, indem daſſelbe am 1. Juli 1g23 
4,987,425 fl. Activen, und nur 2,329,114 f. Paſſiven, alfo rei: 
ned Activ⸗Vermoͤgen von 2,658,611 fl. befgß, (wovon frellich ſedt 
bedeutende Summen als nicht einbringlich gu betrachten waren), 
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f. Verh. der K. d. A. von 1824, ıfled a o. Bell.d, ©. 
141 fg.; 9. 1, ©. 165 fg.ʒ 2te8 a. o. Beil. H. S. 69. — Auch 
für die Finanz-Periode 1823 — — 26 wurden jaͤhrlich 200,000 fl. 
für den laufenden Dienft. verwendet; es betrugen am 1. Jull 
1826 die Activforderungen 3,000,531 fl., die Paſſiven 1,530,377fl., ' 
relnes Vermögen 1,470,153 fl. Diefe bebeutende Verminde⸗ 
tung war theils dem. ebeuerwaͤhnten Beltrage, theil der Bes 


reinigung der Activ⸗ Forderungen, von benen viele ald uneins - 


bringlich oder illiquid in Abgang verrechnet werden mußten, 
äuzufchreiben. Das Finanzminiſterlum verlangte nun, um das 
wörtlich vermenbbare Votraths-Kapital zu-erhöhen, die Ueber: 
nahme von 546, ooo ſt. Schulden auf die Schuldenzahlungskaſſe: 
allein die Verſammlung gieng, mit Ausnahme von 75,000 fh, 
- alt darauf ein, f. Verh. von 1827, iſtes a. o. Beil. H., ©. 
295 fg.; 2tes a. 0. Beil. H., zte Abth., ©. 2105 9. 3, ©. . 
864 fg. — Trotz biefer Weigerung kam das Vermögen der 
Neftverwaltung während ber Sinanzperiode von 1826— 29, bes 
fonders durch bie befferen Fruchtpreife, und wohl auch durch 
allmählig befferen Staatshaushalt, in ſo blühenden Suftand, 
- . daß für die Finangperiode von 1830—33 gegen 1,200,coo fl. 
zu außerorbentlihen Ausgaben verwendet werden konnten. Es 
beftand nämlich daſſelbe am ıflen Quli 1829 aus 3,216,239 f. 
Activen, und zwar zum größten Theile guter Poften, hieranf 
zubten nur 1,004,118fl. Paffiven, alfo war ein reines Vermoͤ⸗ 
gen von 2,212,121 fl. vorhanden, f. Verh. d. K. d. A., 1830, 
ıftes a. o. Bell.H., ©. 2575 9. 1, © 51. 


5) Die Einrichtung einer abgefonderten Reſtverwaltung in Wuͤrt⸗ 
tembderg wird von Malchus, Finanzwiſſenſch. IL. ©. 151 fg., 
deßhalb als unzwedmäfig getabelt, weil biefelbe bie unbe- 
dingte Geftattung von Neften In fi fchließe, und daher bie 
Fluanzhaushaltung immer der Gefahr einer Zerrättung aus⸗ 
ſede. Gime entgegengeſehte Meinung ſtellt auf v. Herzog in 
ben ſtaatswirthſchaftl. Blättern, Stuttg. 1820, H. 1, 

6) Die nähere Ungabe "über die. Werwaltung und Verwendung 


© 


* 
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det Grundſtocsgelder iſt aus ben Rechenſchafts. Verichten bet 
ſtaͤndiſchen Ausſchußes zu erſehen, und zwar 1824, S. 1017- 
1837, ©. 320; 1830, ©. 251 und Beil. S. zxıv fg. Naq 
dieſen Berichten wurbe bis zum ıften Zull 1825 für 3,241,326 
fl. vom Grundſtocke verkauft, davon waren nach den Befchläfs 
fen ber Gtändeverfammlung 400,000 fl. zum NBane ver: 
fledener Gtastögebäude verwilligt; der Reſt wurde zu Ins 
Bäufen von Gütern m. f. w. verwendet, und foger nad 
296,127 fl. mehr an Verbindlichteiten übernommen, als Mittel 
zur Dedung vorhanden waren. In der Periode von 1826 — 29 
wurden für 2,284,814 fl. verkauft, dafür erkauft für 2,881,087 
R., und es blieb alfo, nach Abzug des baaren Kaſſenvorrathe 
ein Defickt vow 551,642, welches durch allmidiige Verkaͤufe in 
fpäteren Jahren zu beten iſt. 


Seäste Abtheilung. 
. Das Rechnungs⸗ und Kaffens Wefen. 


Mit der Anordnung, weldye Ausgaben zu machen, und 
mit welchen Mitteln fie zu deden feien, ſelbſt mit der Eins 
sihtung, daß die Ausgaben und Einnahmen des Staates 
ſich in Einer Hauptkaſſe concentriren, kann ſich die Verwal⸗ 
tung nicht beruhigen, fondern fie muß nun auch noch Bes 
ſtimmungen treffen, durch welche ihr bewiefen wird, daß 
bie mit den Einnahmen und Ausgaben beauftragten Beams 
ten wärfli auch alles gethan haben, was ihnen befohlen 
war, und daß fie es zur rechten Zeit und im der vorgeſchrie⸗ 


benen Form thaten. Ohne die Forderung dieſes Beweiſes 


Tönnten und würden Nachlaͤſigkeit und Untreue den Hanse 
halt des Staates in Unordnung bringen, badurd) feinen Cre⸗ 
die ſchwaͤchen, und den Steuerpflichtigen neue, ganz über 
flüßige Laſten aufbuͤrden. Uebrigens ift einleuchtend, daß 
zur gänzlichen Zuberlaͤſigkeit des Beweiſes die bloße Angabe 














⸗ 


des Beamten ‚nicht genägt, ſondern daß ber Staat durch 

Unterfuchung fih von der Wabrheit dieſer Angaben üben - 

zeugen muß ?). 

DS. über dad Rechnungs⸗ und Kaſſen⸗Weſen des Staates ſ. 
Schmidlin's ſchon öfter angeführte Schrift; Hersog's ſtaats⸗ 
wirthſch. Blätter, H. 1. S. 1 fg.; und Klotz, Abhandluug 
über das Rechnungs⸗ und Steuer:Wefen ber Gemeinden: und 
anderer niedern Werwaltungen. Nottenb. 183, bis it ı Bd. 


| $. 893, 
1. Die Rechnungs-Ablegung. 


Die richtige und vorfchriftsmäftge Erfüllung ſeiner 
Aufträge Hat der mit einem Theile der Finanz: Verwaltung 
beauftragte Beamte nachzuweilen; dieſe Verbindlichkeit ers 
fuͤllt er durch feine Rechnung, d. $. durch die geordnete 
. und gehdrig belegte Darſtellung deſſen was er thun follte, 
was er that, fund was noch zu thun Abrig bleibt. — Die 
Rechnung muß eine Etatö= Periode umfaſſen, allein weil 
(f. den vorangehenden $.) die Verwaltung in der Wuͤrklich⸗ 
keit nicht alle Gegenſtaͤnde eines Etats in der Zeit deſſelben 
ganz beendigen Tann, weil ferner eine Verwaltung auffers 
halb Etats befteht, fo enthält eine Rechnung nicht blos die 
Nachweiſungen über den Vollzug des Etats, fondern auch 
über das, was für frühere Eratsperioden itzt erft eingenoms 
men und geleiftet wurde, ferner die Grundſtocks⸗Veraͤnde⸗ 
. rungen *). 

Eine Rechnung muß materiell und formell richtig ſeyn. 
Zur materiellen Richtigkeit gehdrt die Nachweifung aller dem 
Rechner von der competenten Behörde ertheilten Aufträge, 
dd. die Nachweifung des‘ Soll; ferner der Beweis, daß 
Die Aufträge vollzogen wurden, das Hat; endlich Verant⸗ | 
wortung berjenigen Bälle, im welchen bie Vollzichung nicht 
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möglih war, alfo des Reſts. In formeller Beziehung 
wird verlangt: gebdrige Trenuung des Ungleicharti - 
gen und Zufammenfaffung des Gleicartigen, 
‚namentlich Unterfcheidung des Mefted, der: Grundflodänes 
änderungen und des Laufenden; fobann Darftellung des Ev 
gebniffes, alfo Abſchluß der Rechnung. Außerdem wird 
in formeller Beziehung noch verlange bie richtige Führung 
der vorgeſchriebenen Bücher, nämlich des Tagbe⸗ 
bes, in welchem die Handlungen des Rechners wach ber Zeit⸗ 
folge, und des Hauptbuches, ig welchem fie unter dem betreir 
fenden ſyſtematiſchen Rubriken eingetragen werden. 

Die wefentlihen Vorſchriften über dieſe einzelnen Yo 
ziehungen der Rechnungsführung find nachfolgende: 
1. Das Soll, Nothwendig muͤſſen die Forderungen 
ber Vollftändigkeit und der Genauigkeit in Bee 
hung auf die Größe erfüllt werden. — Zur Anleitung und 
zum Beweife der BollftiändigFeit dient der Etat; Feine ii 
ner Abtheilungen darf in der Rechnung Übergangen feyn, au 
wenn Feine Einnahme oder Ausgabe wirklich zu machen wer, 
Um diefe Vollſtaͤndigkeit auch bei den unſtaͤndigen Auege⸗ 
ben und Einnahmen erreichen zu Können, ift verordnet, daB 
diefelben mit dem legten Mai jeden Jahres gefchleflen, und 
die im Juni noch nachlommenden auf das nächfte Eraräjaht 
verwiefen werben 3). Für einzelne beſtimmte Gegenſtände 
find auch noch andere Termine vorgefchrieben, von welchen 
Koflenverzeichniffe eingegeben ſeyn müffen, widrigenfalls ſi 
in das naͤchſtfolgende Etatejahr verſchoben werden *). Di 
Behörden von deren Unterfuhung und Genehmigung die De 
cretur der eingeſchickten SoftensZettel abhängt, find gehalt 
die Erledigung möglichft zu befchleunigen, yud zwar In da 
Megel innerhalb drei Wochen ; es iſt dem vorgefehten Nisr 
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fterium unter dem Testen Tage des Etats » Jahres eine 
Nahwelfung über. die ‚gefchehene Erledigung zu übergeben 5). 
Kann ausnahmsweife, entweder fweil die Forderung einem 
Anftande unterliegt, oder weil ein Geſchaͤft erſt kurz vor dem 
Schluſſe des Etats⸗Jahres beendigt wurde, und die Urkunden 


nodh nicht beigebracht werden konnten, dieſes nicht geſchehen, fo iſt 


wenigſtens bie wahrſcheinliche Groͤße, als unbezahlte Forderung 
in Rechnung zu nehmen 5). — Die Genauigkeit in Beziehung 
auf die Größe jedes Poftens des Sol muß der Rechner nach⸗ 
weifen entweder durch eine allgemeine, auf Immer gegebene, 


‘ober durch eine befondere, mr auf das laufende Rechnungs 


jahr fich beziehende, Ermächtigung. In wie fern dieſe Ers 
mächtigung mit den Etats: Pofitionen Kbereinflimmen muß, 
darüber f. oben $.267 S. 818. 

2. Das Hart enthält nun den Beweis wie weit der 
Mechner die erhaltenen Auftraͤge (Einnahmen und Ausga⸗ 
ben) wuͤrklich vollzogen dat. Diefer Beweis wird in Bezie⸗ 
Hung auf die Einnahmen geliefert durch den Eintrag des Rech⸗ 
ners In feine Bücher, alfo durch fein eigenes fhriftliches Ge 
ſtaͤndniß, binfichtlich der Unsgaben aber durch die Quittung 
der bezahlten Perfon. Damit auch erhoben werde, ob die 
befohlene Handlung zur rechten Zeit vollzogen wurde, fo fe 
immer der Tag der Einnahme oder Ausgabe beizufügen 7). 

3. Unter dem Reſte ift nun nachzuweifen, welche Auf⸗ 
träge nicht vollzogen wurden, und warum dieſes nicht ges 
gefcheben iſt. Bei Strafe des Durchſtriches darf unter die 
Active Mefte nichts aufgenommen werden, von bem die Uns 
möglichheit des Einzuges nicht nachgewieſen werben kann: 
bei einzelnen Arten von Einnahmen wirb überhaupt — Noth- 
fälle abgerechnet — gar kein Ausftand geflattet, nämlich bei 
Sruchterlds » Gelders, wenn bei einem Verkaufe baare 
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— anbedungen — del Eapital s 3infen Bet lin 
digen Gefällen und bei Pachtzinſen 2). Zur genauen Cm 
trole der Rechner ift vorgefchricben, daß fie längftens vier Be 
chen nach dem Schluße bes Rechnungsjahres beurkunder 
Mefts Verzeichniffe (Ausſtands⸗Conſignationen) einzufende 
. haben. Nicht gehörig gerechtfertigte Reite werden dem Red 
ner vonder Revifionsbehdrde durchfleichen, und in der naͤch 
fien Rechnung unter ben Ausfländen im Baar = Einnafe: 
geftellt 2). 
». 4 Die Ubtheilung nad Rubriken erfordert zuerſt bie 
in Einnahmen und in Ausgaben. Jede dieſer beiden Daupb 
abtheilungen zerfällt aber wieder in: ältere Reſte, Grund 
ſtocks⸗ Veränderungen, Xaufended. Der Rechner har ſith 
dber jede dieſer Unterabtheilungen auszuweiſen, daB er cas 
weder die Einnahmen zu den Ausgaben nothwendig hatte, 
oder daß er.den Ueberfhuß ablieferte, oder endlich, daß a 
ihn als Kaſſenbeſtand zur Ublieferung bereit haͤlt. Waͤhrerd 
des Etats⸗Jahres dürfen zwar (mit Unsnahme der immer 
abgeſondert zu erhaltenden Grundſtocksgelder) die Unterab⸗ 
theilungen. fich gegenfeitig aushelfen, allein am Schluffe def 
ſelben muͤſſen die entlieheuen Gelder wieder erfegt ſeyn 10).- 
Unter die Abrheilung „Met“ if Miles aufzunchmen, mes 
‚noch von frühern Jahren her zu berichtigen ift, oder als Ka 
ſen⸗, oder NaturalsVorrarh beim Rechnungsabſchluſſe varhan 
den war. - Ein Activ⸗Memanet des Rechners darf nicht 
darunter ſeyn, weil’ er der Kaffe Fein Gchd vorſtrecken ſoll ?"). 
— Die Erldfe aus GrundfiodssBeränderungen m 
den alle unmittelbar bei der Staatsbauptlafle verrechnet; u® 
mentlicy leifter dieſe alle Ausgaben, und nur die Einnahmen 
Tonnen von jener Kaffe einer Sperialfafle ale „Ei“ 
aufgetragen fen. Bei ihnen muß alſo die Gumm 
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der Abliieruug vollkommen ſtimmen mit der Gumme der 
Einnahmen, und ebenſo Tann. fie immer nur mit Quittun« 
gen der Staatshauptkaſſe belegt ſeyn 12). — Zum Laufenden 
gehören alle Einnahmen, zu denen in dem Gtatsjabre das . 
Recht wuͤrkſam wird, ebenſo alle Ausgaben, zu denen die 


Verbindlichkeit in dieſer Zeit entſteht; beide kdunen hbr‘ und 


ſchon früher decretirt ſiyn. Vorempfaͤnge und Vorauszab⸗ 
lungen gehoͤren nicht dazu, überhaupt nicht im die Rechnung, 
fondern werden in einer befondern Nebe echnung notirt, 
und aus dieſer mit Eintritt des neuen Etan-Jahres ſogleich 
in die neuen Bücher eingetragen 28). 
5 De Rechnungs⸗Abſchluß enthält bie Zuſam⸗ 
menftellung der Ergebniffe der Verwaltung während des Rech⸗ 
nungs⸗Jahres; er hat fowohl die Einnahmen als die Aus⸗ 
gaben, ferner die älteren Reſte, die Grundſtock sveraͤnderun⸗ 
gen und das Laufende zu umfaſſen, und bei allen den Etats⸗ 
ſatz, das Soll, das Hat und den Reſt zu beruͤckſichti 
gen. Aus ;diefen Zuſammenſtellungen ergiebt fi denn die 
Vergleihung. des Vermögenszuftandes mit dem des letztver⸗ 
floffeuen Jahres. Nach dem Abſchluſſe werden die Rech⸗ 
nungsbelege nummerirt, und die Rechnung. ift nun vom 
Rechner zu. unterzeichnen und auf feine ——— zu 
nehmen 14), 
-. 6. Die Bücher ſind Dokumente, weiche dem Rechner 
und dem Amte gemeinfcaftlich gehören, und deren Urs 


ſchriften alfo in der NRegiftratur aufzubewahren find. — Im 


Tagbuche werben alle Einnahmen und Ausgaben nad der 
Zeitfolge, kurz und mit einziger Unterfceidung von Einnah⸗ 
men und Ansgaben eingetragen, und zwar die Einnahmen 
vor der Quittirung, Die Ausgaben vor der Auszahlung. 


‚Später wird. die Uebertragung ine Haupibuch bemerkt. Nicht 
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‚baare Poften gehören nicht in das Tagbuch; eden fo want 
Voraus⸗Zahlungen oder s Einnahmen. — Das Hanptbzd 
ift fortwährend aus dem Tagbuche au ergänzen, und auf ikn 
völligen Uchereinftimmung beraßt die ‚Richtigkeit: der — 
nung °5), 
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$. 9 und 16; Erlaß der Oberrechn. ‚Kammer vom 2. wd 
1819, 14. Aug. 1819, 12. Juni 1820, 30. Mai 1821. 

11) S. Rechn.-Inſtruct., $. 10. Im Falle ſich burd iR 
Nevifion eine Forderung bes Mechners ergeben ſollte, hi 
fie als Erſatz⸗ Poften zu behaudeln. — Die Rubriken des fe 
ftes find folgende: i. in ber Einnahme: a. Kaffenbeitam: b 
Activ = Ausftände, nach den Jahren unterfcieden; e. Cheb⸗ 
Poſten; d. angeretene Vorräte; e. Activ⸗Kapitallen: z 





j 


’ 


u, ©. 136 fg. 


95 
Sinfe daran; a) In der Ausgabe: a, Zahlungeruͤcſtande; kb, 
Erſatzkoſten; c. Paſſiv⸗Kapltallen; d. Binfe daraus. Bei deu 
Minifteriaitaffen find die Nefte nach Etatsrubriten vorzutra⸗ 
gen, ſ. V. O. vom ızten Juni 1822, $. 15. 
12) S. hierüber Schmidlin, $. 192 fg. 
13) S. Rechn.⸗Inſtruct., $. 33. 


’ 


149) ©. Kaſſen-Inſtruct. 5 295 Rechn.⸗Inſtruct. © Br 


14, 17, ı8, 82, 87, 96, 9% | 

15) ©. Nehn.- Infteuct. $. 7, 8, 34, 100, Einzelne Bor 
fohriften Aber die Buchführung bei beftimmten Verwaltuͤngs 
fteten f. bei Schmidlin $. 217 fe: — Ueber die Vorzüge 
ber Rechnungsform mittelft eines Tagbuchs und eines Haupt⸗ 
huches (Kameralrechnungsform) vor der italianiſchen doppelten 
Buchhaltung iſt zu vergleichen Malchus, ds a 


7 


| $ 294 
2) Die. Reänungs:Revifion und: ⸗Juſtification. 


Da die bloſe Ablegung der Rechnung für ihre Nichtige 
keit noch keineswegs ‚eine hinreichende Gewaͤhrleiſtung darbie⸗ 
tet, und mit dem Willen des Rechners oper yhne denſelhen 
materielle und formelle Unrichtigkelten ſich eingeſchlichen ha⸗ 
ben koͤnnen, fo muß jede abgelegte Rechnung von der vor⸗ 
geſetzten Behörde gepruͤft werden. Finden ſich Unrichtig⸗ 
keiten, fo find fie zu verbeſſern, und betreffenden Falles zu 
beſtrafen; im entgegengeſetzten Falle, jo wie nad) der Vers 
befferung der aufgefundenen, iſt aber der AREOnR von wei 
terer Verantwortung zu embinden. 

Die Behörde, welche eine abgelegte Rechnung zu prüfen und 
richtig zu ftellen hat, ift Durch den Staassorganismus für jede 
Kaffe beſtimmt. Jn der Regel hat die Oberrechnungskam⸗ 
mer dieſes Gefchäft zu beforgen *), ausnahmsweiſe fteht auch 
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dem Stener⸗Colleglum, dem Bergrathe und den Kreiäfinur 
kammern diefe Unterfuchung zu ?). — Bei allen dielen ds 
hörden ift der Gang des Geſchaͤftes ber gleiche. Die Unter 
ſuchung der Rechnungen (bie Mevifion) liegt eigenen Be 
_ amten, den Neviforen, ob. Diefe haben bie Rechnungen u 
materieller und formeller Beziehung zu unterfuchen, namens 
lich ob auch jede Summe richtig berechnet iſt. Die bieke 
gefundenen Anftände werden in eigenen Defect-Prots 
collen verzeichnet, und fo dem Rechner zur Beantwortung 
"zugefendet. Je nach dem Ergehniffe diefer Antwort wird die 
Ausſtellung als genägend beantwortet verlaffen, ober cixt 
Yenderung in der Mechnung vorgenommen, und diefe, mi 
fie haͤtte ſeyn follen, richtig geftellt, (wobei uͤbrigens die Um 
" derungen nicht im die gepräfte Rechnung eingetragen, fonders 
in der naͤchſten Rechnung als Acid» oder Paflios Meile wis 
. rechnet werden mäffen.). "Ueber wichtigere Puncte hat äh 
gens nicht der Mevifor zu entſcheiden, ſondern dieſe werden 
von einem Mitgliede der vorgefeßten Behörde, dem Rab 
j nungöreferenten, vorgetragen >). Die Beſchluͤſſe der vorge 
ſetzten Behörde, deren Befolgung für die Zukunft aufge 
gen wird, werden Receffe genannt; der Rechner bat 1) 
über ihre Befolgung auszuweiſen, und es nimmt bie sh 
Reviſion namentlich auf fie Ruͤckſicht. Glaubt ſich der ich 
ner durch eine Verfügung der Revifionsbehoͤrde beſchwert, # 
‚bat er fi von einer untergeordneten Behörde an die Obo 
. rechnungslammer, vom diefer an das Kinanzueiuierium P 
wenden, und um Nepaffirung des durchſtrichenen Pohl F 

bitten. j Zu 
Iſt die Pruͤfung vollſtaͤndig beendigt und jeber Kain 
erledigt, fo ift die Mechnung von beiden Theilen anzuertenseh 
und der Rechner erhaͤlt von ber enffhsphen Ban, © 
er Enilu 


J 





CREEGERFEFUTTUR DEI Durch diefe wnd er don wel⸗ 
teter Beräntwortung für ſeine Verwaltung befreit, mb e 
kaun nun, wenn er das ‚berrechnende Amt‘ nicht weiter führt, 


2 feine Eaution zurddtoerlangei. — Beſchleunigung des gan⸗ 
zen Vraſangs und Entledigungs · Geſchaͤftes iſt ſtrenge vor⸗ 


gelhrieben, als gleich nuͤtzlich fuͤr den Rechner und für bie 
Bermeltung, 280 möglid follen daber alle Rechnungen, vor | 


dem „aften Mai des neuen, Eiais⸗Jahres ganz erledigt ſeyn, | 
nad, baben alle mit, ber: Mevifion beauftragte Wehdre 
den vierteljährig am die Oberrechnungskammer zu berichten, 


weiße Nechmungen eingilommen find, in: welchem Gtande 
das ca fiono⸗Geſchaͤfte If, und welche Ergebniſſe es geliefert 
hat. Die Oberrechnungskammer ſelbſt aber hat einen Jahres⸗ 
bericht uͤber den Stand bes Revifiond » Gefchäftes au er⸗ 
Ratten ). 

Da dieſe lebtgenanute Vadne die Leitung des — 
ten Rechuunghpeſens in Beziehung anf das Formelle hat, 
fo find. nicht. nur -vom jedem Mechuer und jeber Reviſions⸗ 
VBehbrde ihre Wefgplerbinfichtkh, der Einrichtung des Mech⸗ 
nunges. nad Reciſtorſs⸗Weſens zu befolgen ſondern es muͤſ⸗ 
ſen auch zu ihrer Entſcheidung die Anſtaͤnde vorgelegt werden, 
über welche die Geſctze keine ober: eine weifelhafte Beſtim⸗ 
mung enthalten )). 27— 


U HI Naqh dem TEE HE Vvoni 18ten Der, — 6ör find 
(ber Oberrehuungsfammer did allgeneineren Staate- 
. Tednuingen vorkehalten, namentlich die Rechnungen der Staats⸗ 
hanyitaſſe und der mit bepfeiben verbundenen Special⸗Kaffen, 
. An Gaiknen- und Saflgefäßt, dar Miniſterialtaſſen, der Stauts 
eg der Muͤntaſe, der Penfions-Wuitalt, 
‚ber Wittwenfaffe, ‚ber. ‚Ynlnerftät,. der Seminarieu und Con⸗ 
viete, bes Inftituts in are der Thlerarzueifgute, bet 
Modi Stestäreht we 62 | 
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-i. Mailen⸗ an. Inren⸗Sauſer, der Straf-Auſtaltam her Arab 
ı» verfiherungde, Kataſter⸗, Landgeſtuͤtrs, Straßen⸗ und Rein: 
ſchiffahrts ⸗Kaſſen. 

"2 Das Steuers&ollesium hat die Prufunz ber Kun 
chen Steuer: Rehnungen (mit Musnahme der Zolgefälle); kt 
Bergrath die Prüfung ber Hättenamts - Rechnungen; K 

er Finanzkammern endlich die Präfangder' "Rameralamtihiei 

mungen, wobel jeboc zu bemerken iſt, daͤß bei der Lie 
nungs kanimer faͤhrlich eine SuͤprrAtevlſton einiger Kametil 
Nechmungen, namentlich auch in matetieler — vu 

. women. wird. an ee 

: 36, Edict. vom 13: Dec ssr8, 9. u NEL es Beim 
Steunercollegium jebo iſt bir Ansnahmte gemaqt, daß mris 
Sehe wichtigen. Fälen;.dee Rechnungs-Referent dem Gelcgim 
Vortrag wmacht; in ber Regel wird unter ſelner Leltuiz wb 
ftändig juſtificirt, ſ. dat. $. % 

4) ©. daſ. 6. 11, 12 und 13; Rechn.⸗ Juſttnett, dm 
In ſtruct. fuͤr die Krelsfinanzkammern, 4. 14. — Uebet ya 
nung = : Reoifion und Abhoͤr f. Shiidlin> a. a. O.; 
Klod, Abhandtung über bie Revifion, ee | 
hör der Mechuungen. Rottenb. 1830, kl. 8. | 

: 5) S. @dict. vom 13. Dedi'ıdE8; 5 18; RU — 


3 — 


j a ey % $ Er r 
3, a e Raffensdentroft.,. 
Huch die Reviſion det Mechnungen wuͤrde iin 


ı 


‚ 48 einer ſichern, wenigſtens nicht. immer gu. einer (due 


Entbedung hegangener Unordunngen und Werwatzeumg! 
der Berwalter dee. Stants vermdgens fhhrin, Zu einer Ge 
binderung folcher Handlungen ſind daber noch weitere ah 
regeln nothwendig. Dieſe hat bas Geſetz theils in einer haufig 


. unmittelbaren Unterfucdjung des Züiffandes der Kaſſe gefaah®, 


iheils in ber beftändigen Beauſſt iprigung, ded Kopie * 


J 





| 


h 
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einen andern; von ihm unabhängiger Beaniten, ohne deſſen 
Theilnahme er kein Umtögefchäft gültig ——— kann,d. h. 
durch einen Controleur. 
Das letztere, mit bedentendem Aufwande und einer Ge⸗ 
ſchaͤftsvermehrung verbundene, Mittel iſt nur in zwei Fällen 


' gewählt worden; einmal nämlich bei denjenigen Kaffen, wel« 


che fehr große Summen bikandeln, und bei denen alſo, 


"and wenn die Kaffenftaize fehe nahe geruͤckt würden, bes 


deutende Veruntreunngen flartfinden konnten, alfo bei der 
Staatshauptkaſſe und der Schuldenzahlungstaffe. Zweitens _ 
aber bei denjenigen Einnahme > Kaffen, deren „Soll“ fehr 
undeftimmt iſt, umd weder nad)’ Größe noch nad) der Pers 


fon der Pflichtigen zum Voraus irgend genau angegeben 


werden kann, und wo alfo eine Unterfchlagung einer Eins 
nahme leichter verborgen’ bleiben koͤnnte, namentlich a bei 
den Zolls und Hall⸗Aemtern. 

Das andere, für die Heinen und bie leichter zu bes 
obachtenden Verwaltungen für hinreichend erachtete: Mittel. 
beficht in folgendem Syſteme einer Kaffen-Controle: : 

1. Jeder Berwalter. eimer Staatskaſſe hat regelmäfige 
Berichte über ihren Stanud zu erflatten, welche zwar noch 
Feine abſolute Sicherheit, allein doch durch die Vergleichung' 
mit. den Berichten anderer, in Verbindung flehender Kaflen 
ein Mittel zur genauen Betrachtung an, die Hand geben, 
und überdieß jebenfalls nothwendig find, um der Regirung 


"eine. Uebericht über die verfügbaren Gelder zu gewähren, 


Berichte ſiud zu erflatten: 

a. täglich von der Staatehauptlafle an. bad Finanzmi⸗ 
niſterium. Diefer Bericht enthält nur eine Aufzählung 
der Tages- Einnahmen; 

b. woͤchent lich pon derſelben Kaffe an n das Miuiſterium, 

62.. 
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nnd durch dieſes an den König: Hier werben nach ber 
..daupt = Etatörubrilen die wuͤrklichen Einnahmen un) 
Ausgaben angeführt 7): 


- 0, monatlid von der Siaats⸗ Harpilaſſe (der Haupt⸗ 


ſituationsEtat) und allen mit ihr in Verbindung ſtehen⸗ 
ben Einnahme s und Ausgabe» Kaffen. : Diefe Berichte 
werden an die Oberrechnungslammer erflattet, und Jar 
ben nach Etate-Mubriken die. Ausgaben und Einnahmen, 
fo wie bie Kaffenbeftände 34 enthalten. Am amsfkbrs 
lichſten if der Bericht des zwölften. Monats, welcher äber 
„Sol”, „Kat“ und „Reſt“ Aufſchluß zu geben hat, 
Nach geſchehener Pruͤfung und Vergleichung der Spe⸗ 
cialkaſſen⸗ Berichte mit dem Berichte der Staatéshaupt 
kaſſe werben die Berichte dieſer legten Kaffe und Die der 
Minifteriallaffen dem Finanz » Minifterium vorgelegt, 
die übrigen aber den betreffenden Verwaltungs» Stelles 
zur adminiftrativen Prüfung zugefendet 2). 

2, Weberzengung von der Michtigkeit.der erſtatteten Kafs 


fen» Berichte derſchafft fich die Verwaltung durch Die perio 
diſchen KoaffensUünterfuhungen, ba welchen durch 
einen bei der Kaſſen-Verwaltung ˖ unbetheiligten Beamtta 
der in der Kaſſe vorhandene Vorrath genau aufgenommen, und 
ſein Betrag mit dem Ergebniße der Rechnungs⸗Bauͤcher ver 


glichen wird. Dieſe Kaſſen⸗Unterſuchungen (Sturze) werben 


in verſchiedenen Perioden wiederholt: 
..& monatlich bei der Staatspauptlaffe. Die Unteries 


hung nimmt ein Mitglied der Oberrehhnungstamme 
vor; daffelbe hat feine Aufmerkſamkeit auf alle Zweije 
ber Buchführung auszudehnen, und den Erfund in beides 
Beziehungen auf dem monatlichen Panptfirmations s Etat 
zu bemerken 3), 


‘ 1 





Dane" 

B. jaͤ drliche Unterſachuagen finden bei allen Aörigen 
. Raffen flatt, und. zwar bei den in der Hauptfiabt bes’ 
ee finklichen Kaſſen durch einen Reviſor der Oberrechnungs⸗ 
ee ne, ſogleich nach Uebergabe der Rechnung; die 
2" wiiter jener Behoͤtde ſtehenden Spetial⸗Kaſſen auf dem La 
«DE, fo wie die dem Bergrathe untergeordneten Kaffen wer⸗ 
‚  benbehandelt wie die Kameralamtslaffen, und zwar fiad 
." alje..biefe Arten yon Kaſſen fogleich nach ber Abgebung 
2. der Mechnung vow:schkem Reviſor der Finanz⸗- Kammer 
zu revibiren, wenn fie in ber Kreisftadt ſich befinden ; 
> ma vonder Webergäbe ber Rechmung, und ing 

den Oberamtmann oder feinen Actuar *% 

78° Außen diefen Jam Rechnuugs⸗ Abfchinße gehörenden 
perlodiſchen Unterfuchunges fiat aber aud) unver muthete 
Kafenunteriu Gungak-worpinchmen. . Diefe werben 
theile vorgenomnten, wenn ein Verdacht von Unuerdnung 


= oder Berumtreuung ſich 'ergiebt, theils überhaupt von Zeit 


zu Zeit, auch wenn ein folcher Verdacht nicht vorliegt, Die 
fe außerordentlichen Unterſuchantgen werder durch Mitglieder 
der Finanzkammern, Bei: ven Huͤtten⸗ und Salz⸗ Kaffen durch 
den Rechnuungs⸗NRefereuten des -Wergrathes vorgenommen; 
Die von den Finanzkammern zu vifttitenden Kaffen find längs 
ſtens alle 3 Jahre einmal, die Kaffen des Brograthes alle 2 
Sabre 'waf dieft Weiſe zu unterfischen, natuͤrlich she einen 
zum Voraus beflimmten Tarnus. Die Biftsationd s Protos 
colle gehen an die über die Kaffe geſedte Babbrd2 >). Halb 
jährig find vön den Zinanzlammern Berichte Aber .diefet Bis 
flrationen einzufenden mit Bimerfung ber gefundenen. Mängel 
ſowohl, als befonders lobenswerther Verwaltung .— Der Ge 
ſchaͤftsgang bei einer folgen Unterfüchnng: if fölgender: zu⸗ 
erſt wird der Kaſſenſtutz vorgenommen, ſodaun felgt die Bus 
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zehnnng des Tagbuches, und feine Verglelchung mit Im 
Hauptbuche, dem. Kaffenberiehten und dem wärkliäen Kat 
Fenbeſtaude. Mit diefem. if die Unterſuchung der Amefip 
sung Aberhnupt in Vezichung auf Puͤnctlichkeit und Ber 
ſchriftwaͤßigkeit zu verbinden... Iſt eine Naturelien ⸗Vervel: 
«ung mit der. Kaſſe verbunden, fo wird die Buchführung, de 
Aufbewahrung und.der Zuſtand ber. Naturalien unterfatt; 
sine Nachmeſſung wird. nur Demn angeordnet, Area .Hegriw 
deter Verdacht eines Mangels vochanden if. Urber Raflas 
und über Naturalien ⸗ Unterfuchung werden abgefonderte Ir 
tokolle geführt, bie erheblichen. Maugel EN Dr 
dung vorbehalten ©). — —— 

Findet ſich num bei einer. biefer Unterfechungen * 


ein wuͤrklicher Kaſſenreſt und Betrug; oder grobe Machlädigli, 


fo hat der Unterſuchungs⸗Commiffaͤr den. Thatbeſtand kr 
zuftellen, Sorge für die, dem ungetreuen Mechuer ſogleich 
abzunehmende, Kaffe zu treffen‘, und der aborbnenden Ds 
Hörde ſchleunige Mmzege zu. machen. Die letztere Behörde hat 

nun vorläufige Maaßregelan kr tie: Beforgung des Nntrl 
gu treffen, und wegen der: gegen ben Beamten perſonlich A 
treffenden Verfügungen mit dem-Berichte zu commnekitte 
Weber die Beſtrafung der Veruntreuung difentlicher Ge 
f oben, $: 162, ©. 2aı. 

Zur Entfihäbigung des Staates im Kalle folder Bw 
untreuungen dient die Cautlon, welche jeder Kaffen » Pramit 
zu leiften ſchuldig ift 7). Dieſelbe muß entweder aus bei 
Vermögen des Cantionspflichtigen, oder’ durch Bärgicet 
geleiſtet werben; fie kann beſtehen in Grundfäden, da 
gerichtlicher Werth Das anderthalbfache der erforderlichen Cum 
me beträgt, im Gebaͤuden zu zwei Drittheilen ihres Dranb 
verſichernugs⸗Anſchlages, aber euhlich in Obligationen Mt 








3 | 
Arkib⸗ Kapitulten, welche aber rar: dank; Bla’ Diefe: dei df⸗ 


fenrftäfen Kaſſen ſtehen, liim vbllen Nenͤſwerthe 'näfineitmen J 


werden, Tot nur, wenn fie fihere KHppordeten haben, And 
at" Hank Hd zu Brei-Mietäßelten- bes Sthitoertpdd, "Neben 
Kalfer ir dr Fdutidh unter‘ Miverbindllchki der Eſtfrau 
auszuſttuenꝰ ir Se Bee HE Mh in BR Re⸗ 
. gel nad) der etatsmäßigen Einnahme der Kaffe, und beträgt 
bei Kaffenbeamten den 16ten Theil diefer Einnahme,’ bei 
Unterpflegern ihren 24ſten Theil, Im Zalke dem Kaßier ein 
Eonrrofeur zur Seite gefeßt iſt, oder feine Kaffe monatlich 
oder pierteljährig abliefert, findet eine verhältnigmäßige 
Minderung ſtatt; eine willfürliche Groͤßebeſtimmung aber 
bei den Beamten der großen Centralkaſſen ®). 


DIS, bie Kaſſen⸗ Inſtruct., 9. 28 


: 8) Dad Nähere über diefe verfchledene monatliche Kaffens Nays 
porte und Situations⸗Etats f. bei Shmidlin, $. 233-257. 
3) ©. Edict. vom 13. Dec. 1818, $. 16. 

4) Dat. $. 16-18, 

5) 8, Edict, vom 13. Dec. 1817, $. 16 und 175 Rechne 
Inſtruct. $. 175 Inſtruct. für die Flnanzkammern von 1823, 
$. 14 und .eine elgne (ungedr.) Inftenct. für biefed Ge⸗ 
fhäfte vom 22. Juni 1823. 

6) ©. die angef. Juſtruction. 

2) Nach der V. O. vom 22, Febr. 1818, MbL S. 35 haben fol⸗ 
gende Beamte Caution zu ftelen: die Kaßiere und Zahlmeiſter 
ber Centralkaſſen, die Kameral⸗, und die Holz» Verwalter, 
die Hüttens und Sallinen⸗Kaßiere, die Poftverwalter, Salz- 
factore; von untdrgeordueren Officlanten aber: die Kamerals 
kaſtenknechte und Küfer (wenn ihre Nechnung 1000 fl, und mehr 
— die Kameral-Gefaͤlleinbringer, bie Zoller und Acefs 


deder Wewerber um eiies dieſer Yemter hat sieh in 


r 
v 
- f % 
R ” = 
= - 


2: Safner. Eingabe, ſich über. die Faͤbigkeit gar Cauttons⸗ Reifung 
vn antnwehfen., ſ. V. O. vom. Jupi, 1518, MBL S. 274 
68) S. die mar. O. 4.26, — Sehr richtige Bemerni 
„gen ühar die Unzwegwmaͤtßigfett. alzugrober Cautionen, als me 
Pr die Wahl des Stantes-bei Beſetzung der Stelle befäris 
ten, 1. Bei Matt, Aiawwyiſen ſchaft. ou, ©. 143 
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ou i ig: 2 
Abgaben, ſ. Steuern. 
Abgeordneten: Kammer den 
al T, 605 ; Serretariat, ° 
daſ.; Slitz und Samm oro⸗ 
nung, daſ.; Geſchaͤftsbehanding., 
607; Kanzteibeamte der. Kam: 
mer, 613, Zuſammenſetzung, 
471; Wahlordnung: allgem, 
‚ Beftimmungen, 485;_der Rit— 


Hterſchaft, 497 ; des Domkapf- u 


teldö, 5005 derAbgeoröneten 
der Staͤdte und HOberämter, 
5015. Gefhäfte-Hrdnung. der 
Kanmer, 6b05; Eröffnung, daf.; 
Seelehpriion ‚der Mitglieder, 


MT der Lehen- Gefälle, Tu- 
| ee tt bei den Standeshertn, 


DSL THIRD Se 209. 
Abſolute Monarchie, Berfaffur ung, 
1, 445 Verwaltung, daf., 45. 
—— In der K. der St. 

5 6013 in der &.d. U, 606. 
Abtreiben von Kindern, pöftzet: 

Ide ‚Maapregeln Dagegen, I, 


ade fende Mitglieder be 
Bel — * 


a⸗ Mk Werra, sg 
den Aland 
en,1 I, 21, 4, 9435 
—— MN; 52; 





— ‚Londfäfl er, 
Bu; pen dig BE 
Se — 5 


"ale beide aucbe 


As Anıtöförperfchäfte = Laſten, 


30. ; 


mr) 


BER 71 pe Y „im: 

‚Lu di 3% Ara. 2 2 
“rn armbiyich Hi a 
— ihnen 


dr EEE IERILTIER en K 5 
koſt ee. . z a 

F 338. ie An 
said, — 


spire ‘ 3 ® aduny 


‚Du — — Band, De aradiſche die Eee, 


-14°) ' Bastät HAB. 


Grhebung ‚in den Fri, 


aten Date * ch 
gay & neh he 
— nd Biſetzung 


47. 
Mh, Prüfungen berfelben, "IT, 
371; Anſtellung derfelben, 374. 
Aerztliche Behandlung erkrant⸗ 
* ter Fremder, I, 767. 
Monaten. Rerfamiulüng derfel- 
en im Falle einer ;aufferord. 
—— I, ‚4395 ſe 
amilie 
Akadem. Strafbehoden II, 324. 
Verrhetang der, Al, 


Allmanden, 
34 

an heuwann⸗ Velonttu des 

Amtsgeheimnif, I,‘ 222. 


Amtsgerihte, ſtandes exrliche: 
Zahl und Mn. ! I, a5: 


Geſchaͤftskreis Derfel en: als F 


Behörden ‚der, freitv. Gericht 
„barkeit, IT, 272, der jtreitigen 
CEGvil⸗ Getichtebarteit, 279, Der 


— ge,2 

tslorperſchaften, ide Iwee, II, 

‚082, 3 8 90; Beptäfenter 
9, Note 13.. 


fion 
—— Dleuner, ver- 


gutwortlich vdt d 
4 641, 650. St Bere 


"frelung. per enbeßhertn, * 


— Note 16; * 
Ritterſchaft, I ri 22. : * 
—— Schulden, Be— 
freiung der tandesherrn, 
A 3060 der Ritterſchaft, 422. 


Amtonolare ſ. Notare. 
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mtöpfleger, IL, 91T. 
Amtsſchaden, II, 92, 
Amtevergleihung, II, 89. 
Amtsverfammlung, II, 90. 
— ungern ität, 2 ‚458. 
ndachtsuͤ 75 acht, v 
boten, 11, 545% 3 H z 
— der St. Verſ. h 


gumoritfarlond: Fonds f- Stuite 


th ulds; 

An edende "Krankheiten T "Con: 
tagien. 

Antiken - "& ahithttig, IT, 465. 

Anträge N a Aſten K Kammer, L, 
599; ' Ale, Büle 

Andelende —— des ſt. 
Ausſchuſſes ſ. Ausſchuß, Abth. 

Anzeige von Landiagern und. ans 
deren öffentlihen Perfonen, II, 
346, 349, Note „8er 

— im Herzogthti, T ; 

293 IA 

366; tt Dertag, I, 8285 I. 
des Meihsverwelets, I, 173. 

Apotheken Berbältnip derf. jur 
Bevoͤlkerung, Ih. 3755 polizeis 
liche Vorſchtiften, 3785. Bl: 
tatlonen, 3814. 

Aporbefen, Unterricht und Dre 
fungen; 18, 373: 


— Auslleferung frems 


der, 


Ausſchuß, $, Ränder im 7 


An an eh der { 
— I, 
N 1% dal.; Erhalnmg 


Do — 618: Wahl 
1 Bei 


eder, daf.; hthels 
fung bes Ausſchußes, 433; * 


7 Schäftgis Rh 


SRuL. Wechen 
richt, 623; Merantwortiicteit 


vor dem "Stantsgerkätähet, 
eat, 659. 


Ausitandstaffe,IT,963; 965, ot, 
Ausſteuer der Prinzefinuien.Ls7, 
Auswahl Ordnung : 
Gemeinde ⸗ Rekrutirun ift, 


Me⸗ Daf.;. Loos, 7 12 Cat 
ſcheldung über-die —— 
gruͤnde, durch den 
gültige 486 


Abfaſſung der 


ut, Math, 
721,, dur Die, Meufterunge 
Commiſſlon, 22; —834 
der Contingentslt 


ſte⸗ 723. 
Ausiättige ! Aligeiegendeiten;dt: 


ſchaͤftskreis Eee 
hab der Drganlfation Mi 6% 
46; nach „den fh 

ftimmüngen, IT, Ar, RE 
nal, 40% 





Auswärtige Staaten: .amtlicer 
Verkehr mit denfelben, den mr 
tergeordueten. »Beamien der 
ten, I, 221; Unterbaudlun 
Ariitofratfe, 1 den. —* denſelen durch den 
YArmencommißton, IL, 422. 3 01 
Armenfaiten ſ. Ortsarmenfatten. ——— I, Jar. 
Armenunterftügung, ſubſtd. Ver Auswelſung iu fremdes, Gehlet, 


— priyileg, de non, 


rberehänäftafe, I, 297, 
Arhiv, 1, Al, RB 
116 





Hall ‚der. ‚Gemeinden, Tai) 

Auvauñcement ſ. ect BEN 
eh der Soneäfen, II, 169. „ rs — — 
Aufenthaltstecht der Gemeludes ° — 

genoßen, H, 115. ° 
Auͤfſichtortcht des Staates gegen B — 
die Kirche, 11, -480. 

— KORB; Mech rela  ' en * x: 
335, IT, BT; Iwang dazu, daf. I ‚612; A er 
Nitgabei- Kaffen, H, 835... — — —«* 

Auslieferung von verbredein; fe, 


allgemeine Grundfäge, 11.7475 
Bert mit Balern, 2.10 
ENTE rare. 


— 


— 


ee, daſ.⸗ delt derfelben, r 


— dege. etaat Buͤrger (Orts) ſGemelnde⸗ 
es, 1, 683: -: Ä — Buͤrger-Ausſchuß! Gefthichte, II, 
Weiber f. Ge Zenieinbe > 152; Mitglleder, 4 Wahl, 
Bekanntmathung der Befee nnd daſ.; Geſchaͤfte/ 155, 
——— Recht· boͤs Ko Bürger- Militär, I 350, 
e niges. hierzu, I, 1925 Art und BR 1235. 
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SI: 


Belelöigungen, Ankla egtund: gen . an ade 
. gew ein St: Mirgiied, I, 532. Caſſation, m LT 7 RA, 
Bercbau⸗ frei ertlärt, ‚H, .608. Satparinenfift. ix Stattgart/ 
Mergrath, ———— and es 136, 464. > 
iftstrets, II, 65... - > Eautionen der verrechnenden Ber ' 
IBeiamerpeiuhrung: Recht der St.“ amten, II, 982, 
.Verlß.J. 373; Recht des Buͤr⸗ Eenſur, u Bundesbeſchluß 
gers, bei der Negirung, 1,3 ve eingeführt, T'3C9, 
bei det :@t. Verſ., 21490 m Senfur- Behörde, II, ar. 
Bundbestage, 346. +... - Central: Stellen, als Strafbe⸗ 
Ben der Verfaffung bei hoͤrden/ Il, 326, 
Regtrungsantritte eines Cloil⸗Dleuſte, Verſyrgung ge⸗ 
eeeeeezt 1408233Un⸗dienter Mlitaͤrs mit, IT, 744 
terlaſſung ‚und deren Folge, Eivil- Gerihtößnrfeit, IT, 278, 
143, 1515 Nothmendtgteit- ‚für ee — gegen den König r 
' Deu. Reichönermwefer, 758. : 
Befoldung: des Staatsdtenets Eisitige: Necht des Koͤnigs, 
—A F2475 Bwer'wd Betrag der- 


Beföltungauerbefferungsfends, sö,felben ,- 248; Bejtreitet bie 


geiſtticher, II, 508, Note 9. —— bes Relchsverwe⸗ 
Beldidungar.und Penflons: Steuie Aifers, 1, 17%, 
— un ne Vetrag, Civil⸗Senate? des Hd. KTrib: Nls 
Behörde der freiw Gerichtebars 
— eines Beamten, keit, II, 2725-der ftreit. Civil, - 
II, net Gerichtsb. ı 2815 der Kreisge⸗ 
Bernie Kapital. der bluan⸗ Jrichtshoͤfe: als Behörden der 
Verwaltung, I, 963. freiw. Gerihföbatteit‘, 2725 
Vevdlferungstabellen, I, 116. > der fireit. Civil: Gerichtsbar⸗ 
Bezirte, bes Staa⸗keit, 280. 
tes in; 11, ı2, 35. : Givif- Auerheite, Bollzlehung frem⸗ 
Bibliothefen, Sffentliche, IT, 465; der, II, 766, 
Bau. yon ‚Rottenburg |. Lan⸗ Giaffificationgtegtftet: bei det 
desbiſchof. Staatswaldungen, II, 866. 
Bittfhriften, IL. 181. 3 &ollecten, verboten, IR 363, 
Bisgdenunterrihtsanftalt, El, 439. Collegialſyſtem II, 14; modffie 


‚Biutzebende,Ablöfung dee,1l,585, cirtes, in Würftemberg, 28. 


Botenwen, U, 671. —— in der K.der St; 
— — agrrea- Au— | or er 5995 in der K. HN, 

« ftalten ſ 

—— Pgreiheie befjeiben, Bi ai Pro⸗ 


34.13 
Budget, f. Hauptfinanzetat. : Gonceffiondgeld & - 
— —A— Be an Me 7 * — 
Oo. » ' na on et t 
— IL. ‚7 eesfinas grüten, 11, 
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Eenförtian das gamen Vermẽ⸗ ,Iq. 
gens, aufgehoben, kr 4,299; Er⸗ Detallhandel, IT, 649 
—* —S—— ud — Banbes-dete Wiqeti⸗ 
onfra er ngen, 
eutſcher Bunde 3. Berhlits 
gegen: kiional, U, 5335 ' sie zu um Il, 2; er 
äftetreib, , Die Berfaifung, 1 
Conſuln, f — Agenten. —2 in Eile 
— wehrung fremder 187, 604. 
II, — Anßeltee gegen ela⸗ eutfihe Schulen f. Volksſchrles. 
—35— „dal: - * a —ã ſ́ IL, 512. 
— der Aaſſenbeamten- en — — — 
e St. Verſ., 1, 55% 
— —32 „dest IT, 55; enfkpragmatif, — 16. . 
— Fi —— Ugenten Wirte 
nt ⸗ enate „der Kreis⸗ berge, I. al. .. 
‚ı6er. Deren — bed Dien ; Ireche ren, Vorſtand. 
‚‚teibun Me iv —— alademife 
— —E Kichtskra 


kraft : 
"Hm, ohne tänigl. Veſtaͤt⸗ een von ‘den Gefehen: 







ung, 20d; — sur Rectedes Koͤniges h 9 
egnadigung, 2193 Vollziehunng \ 1975 — Dafür, I ‚98; 
BEDERANEL von Geunden Stas⸗ ſ. Ebeſach 
‘ten, 11,757. ee helonda Karte, IL 963; Ge 
@ultur: Aufwand, ug bee . : {hidte, 945, Neote 
benbeider & ns er,il,919. Domänen, —— derſ 08 
Re 


‚ Rultur = Plane die Staates geſchikte Landwerttee, IL, 51} 
_ waldungen, eh uͤbtrigens Kammergut. 
Enitur = Berän — Erlaubnif Domkapitel in Rottenburg: Pets 
2,90 nn © 4, — — ‚aut. t- und, Gefchäftetrels Ih 
— en 2; oe — Mitgiiet indie 

gay 72 Ze ae IR . 1) 471. 
res L, 325.. 


Debatik, ee der.R. ber St. H., Dont Teantiger Wegrif, II, 14% 
L, 600; in der 8.0. A. 
Declarationen über die: ſtaais⸗ E. 
techtlichen Verhaͤltniſſe der 
— sherrn,3 393; der — — Gericht von, II, 32% 
tterfhaft, 15 SE Ebenbürfigfeir der Abſtaumung, 
—— ztotecutte Geſchaͤfts; als Bedingung ‚zur Thronfelst, 
kreie hi katholiſche: re 1,130; d. Standesherrn, 30% 


neunun Rt ‚Sefaäfte, 50. Cyefrauen, Befcntäntung br ink 
a sel Micalieh ed u—n » 3295. 
471. ö 3% 
@afkctet —— * 976. ‚Ehe: Öirläie, für garen, 
—— &,. Vegriff 1,14; %r= . 3, 284; für Ketooliten, 2% 
‚15. euefaden, —— in, I, 
— * — I, 200. |. ER 
eputativneh: Im & raogfhume Eirengerigie gegen Offen: 


- als Berwaltungsftellen 3995 1,2 

der ©t. Bert. an Jen "Sönla, Enorufrafen,, IT, 
40 die St. Werce vers Ehrenwacen der — 
ofen, dar. 581, 


..“ ® ei I oy DE - 





Böpntente, e,'T, Oye‘ 
Eins en an den König, ton der 
St. Berf: s: 1, 5773 von Pria 
vaten an-bie.St. Verſ. 1,582. 
Einnahme » Kafleu, Al, 979. " 
LEinſchaͤtzung der —— zum 
definitiven: Kataſter, II, 921. 
ee euer Juden 
erfihwert; 


@ifenwerte des Binates, II, 889. - 


Elementarfhulen,f. Volksſchulen. 

Emolumente (Amte-), 11, 232; 

Entieffung vom Amte, II, 24% 

Enttediguings-Urfunde eines Rech⸗ 
ners, 1}, 977. 

Entſchaͤdigungen, 
— 11, 829; an Gemeinden, 
af. 

Entſetzung vom Amte, II, 240. 


Il, 385; Heilung, 


an’ Standes: | 


Eyzbiſchof von Freiburg, Ver 


ir: des wuͤrtt. Staates su Mal 


542. 
Erziehung Kines minderjahrigen 


171. 
ergienan no Vnft, Connie 


eölinger Derfrag, T, 71. 


Etat: Vorichriften über die Voll— 
ftändigfeit, II, 806; über die 
Genauigfeit, 8085 Verglel—⸗ 
dung von Einnahmen und Auge 
Sue daf.; Termin, 8095 

pecialetats, 812, f.den Art. ;5 
‚pauptfinanzetat, 815, 1. den 
Art.; Cinlfaltung des Etats, 
- 818; Spedtalität, 821. 
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Epidemieen: Worteprungen gegeh, Fabtlkanten, Zollbeguͤnſtigung der⸗ 
6. 


Epljpoticen, ſ. Uhlerirantpelten, 
rbamter, J, 231. 


faß derfelben, I, 140; Ge: 
fhihte , 141 , Note 1; Xen 
derung in derſelben, 151. 5 
Erbfolgerecht: des Mannsſtam⸗ 
mes, 1, 129; Bedingungen, 
daf. "130; der weiblichen Linie, 
Bedingungen , l, 1325 Aufhoͤ⸗ 
ren deflelben, 151. 
Erbhuldigung: der Standesherrn, 
J, 398, Formular, 401, Note 
1; der fi rigen Bürger, I, 270. 
GErbfrondmter, 1, 231. 
Erblehen, Freiertlarung derſel⸗ 
ben, Il, 582. 
@ifindungspatente: Recht fie zu 
. ertbeiten, 1, 338; für was ges 
geben, 11, 635; Strafe der Ver⸗ 
legung eines. ., daſ.; Dauer, 
637; Form der Nahfuhung, 
daf.; Benuͤtzung eines Pi, 639; 
. Aufhören der Gültigkeit, daf.; 
Vertrag mit Preupen über fünf: 
tige gleihe Geſetzgebung, 11,780, 


Familie 


felben, 


— geuͤtig zur Gewerbe⸗ 
Ergfolgeordnung in W.: Grund⸗ gar iron 912, 


mpel, 


Perbot der 
Nachahmung, 11, 


Sallehen, OrlDerung des Vers 


bättniffeg, Il, 582. 


Familien = Austräge der Stan- 


desherrn, 1.400. 
koͤnigliche: 
Rechte der Mitglieder, 1, 3513 
Hausgefes, 3525 Beſtand— 
theile, 353 5 befondere Rechte: 
Gerichtsbarkeit, 356, Volljaͤh— 


tigkeit, 357, Famillen— Fideicoms 


miß, 357, Einfommen-aus der 

Staatskaffe, (Apanagen, Su: 

ſtentationsgelder, Mitgaben, 

Wirtume, Donativ: Gelder) 

3625 Beſchraͤnkung in allgem. 
ten, 377. 


Fe 
Gemicennarh im ‚Fonigl. Haufe, 


‚ 323. 
ander I, ‚116. 
Gamilien.Werträge? der Standes⸗ 


herren, bertätiät, I, 396; der 
Ritterſchaft, 1, 419. 


Ergaͤnzungspenſionen, 11, 232. Feidmeſſer, Sommiß: zur Ptruͤ⸗ 


Erpreſſung eines Beamten,Il, 223. 


‚fung ber, 11, 49. 


Erwerbungen,nege, fuͤr denStaat, Tetdprobftei , 11, 66, 512, 


Da 133. 


Ju 14 — En ——— — 


II, 296. 
eſtungsſtrafe, Ih 297. 


allgemeine 


- 
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Gengrpeifiet: Van einrichtungen 
Il, 083, 689; Benehmen mit 
Feuer und Licht, daf.; Biisab: 
leiter, 6895 Feuerfhan, dafs) 
"2öfhinftrumente, :6925 Bes 
kanntmachung einer Feuers; 
brunſt, 693; perfönlihe Hülfes 
‚leiftung, daſ.; Loͤſchauſtalten, 
694; Brandſchadensverſiche 
‚ zungsanftalt: für Gebäude, 696 
ar Mobillen, 6985 Waldbrand, 
4703. .n 
Inanz= Archiv, II, 62. - 
inanz = Ge 7— Rechte des Koͤ⸗ 
ulges hinſichtlich ihrer Vollzie⸗ 
bung, J, 215. » 
Sinanz = Miniſterium, Orgenife: 
tion deſſ. im J. 1806, 1, 48; 
im ð 1811 , daſ.; itziger Ges 
fhäftefreisund Perfonal,li, 62; 
hoͤchſte Stelle bei der Forfk 
verwaltung, 884,  . 
Sinanz =, Periode Beſtimmung 
der .4 ’ 546. ' ' . 
Finanz » Verwaltungs im Hera 
zogthum, 1,395. Begriff und 
allgemeine Örundfäse, Il, 7955, 
Geſchaͤfte derfelben, 7975; Ein⸗ 
beit derfelben,. 799 
Flscus, Privilegien des, II, 801. 
Sloßwefen, 11,875. 
Sörfter, Gefchäfte derfelb., II, 885, 
Forſtaͤmter, Zahl, Il, 665 &es 
ihäfte, 885; Strafbehoͤrde, 
26, 
Forft: Affiitenten, über ihre Stel⸗ 
lung im Staatsdienfte, 1, 51. 
Horftfrevel, in den Graͤnziwal⸗ 
dungen, II, 757, 
Forſtſchutz, U, 877; Perſonal, 
878; Forſtruggerichte, daf. 
Forſtwarthe, II, 886. 
Forſt-Verwaltung des Staates: 
Umfang ind Ertrag der Staats⸗ 
waldungen, 11, 865; Grundfag, 
ber nachhaltigen Bewirthſchaf⸗ 
: tung derſelben, daf.; techni⸗ 
fhe Arbeiten zu dieſen Zweiten, 
.: 866 5. Berwendung des Forfters 
frage8,870; Freiheit des Holz: 


- handele, 8755 Floßwefen, daf.; 


Forſtſchutz, 8727; Qagdiwefen, 
881 > Deauafe bSorituerw.,884; 


ber ©tandesheren,, I, 408, I, 
66,; "der Rittertchaft, I, ass, 
Sräuleinftift, adeliges In Oben 
ſteufeld, II, 50, 
rankfurter Vertrag, L 71. 
reipeitsitrafen, 11, 205. 
remde, Auffiht auf, IL, 333 
rtedenggerichte, II, 278. 
rohnen: Verwandlung ber um 
. gemeßnen ingemeßne, 11, 534; 
Ablöfung, Daf. 
Fruchtguͤlten, Abloͤſung ber, I, 


584. _, 

Fürtten, fremde, find vom Zelle 
befreit, II, 936. 
Sutterkräuter, Beförderung des 

Baues, IL, 592. 


©. 


Gantverfahren , voͤlkerrechtllche 
— — II, 260, 
haude send, Gegenſtand, 
Geblaͤtsrecht, Erbfolge nah? 
Beſtimmungen darüber, 1,129; 
Aufhoͤren dieſes Rechts, 11,150 
Geburt, rechtmaͤſige, als Bedin⸗ 
gung zur Thronfoige, I, 130. 
Gefäll = Steuer, Gegenftahd usd 
: — Il, 926. 
Sefängnipftrafe, einfache, 1,2965 
geſchaͤrfte, daf. 
Geheimerrath: im Herzogthum: 
“ Bufammenfeßung und Redte, 
1,38; nach der igigen Verfaß 
fung: Perſonal, 11,73; Geſchiote 
ſeiner Organiſation, 73, Note 
1; unvolftändige Beſetzung, 
265 Geſchaͤftskreis im Alges 
meinen, 11, 71; Organ der Re⸗ 
girung für die St. Verſ., I 
578; Begutachtung der Ges 
feßegentwürfe, II, 185 ; Verfah⸗ 
ren des Gebeimenratbe im 
Falle einer außerord. Reihe 
verwefuug, I, 159, 169. 
Gehorfam, blog verfaffungsmd 
figer, Begriff deffeiben, 1,379. 
Geiſtliche, katholiſche: Werbilb 
niß zum Staate, II, 54. 
Geld Strafen: Ertrag derſelben 
II, 896; Einzug, 897 
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Gelehrten Schulen, IT, 449: _ +; Amtsfprengelderfelben, H. 543 
eben Eintheitling des Gerhäftäkteis, I, 510. ». 
*. Ku, * 1a; "er fung —3 reiwillige: G 
"der G. im Herzogthume, * "Henftand 

Ay II, 108, Note 25 während ‚ hörden, 269 ,.bei den Stande 


der abfoluten Monardie, 5 ae 1, 400; bei der Diitter, J 


“air. I, 109 Note 3; itzige ſchaft, 422. 3— 
— Gerichtsbarkelt, militaͤriſche: 


el 101.5 Verhaͤltniß der Ge-⸗Diſciplinar⸗Gewalt, ll, 7343 
melnden zum Staat, 1o3; Rech⸗ Strafgerichtsbarkeit; ordent⸗ 


‚te vderſelben von ihnen felbikzu ._ liche und atıgerordentlihe Co 

‚ verwalten, 1065 Schub ihres petenz hinſichtlich Der. Perfos 
Eigenthums, 107; Beſchraͤn⸗ nen 7355 der Handlung daf. ; 

„Suugdes Waldeigenthums,5985 Verfahren, 736, JInſtanzeufol⸗ 

Gemeilnbe Genoßen Neht:Alle ge, daf.; Strafen, 739; Civil 
gemeinheit deſſelben, 12 5. Au gerichtsbarkeit, 739; freiw. Ges 
Kamen DT Antennen 31 =  richte., 7405 Ehegerichte, daf. 
fhen Bürgern und Beilikern, Ge f, Baet 5 
Daf. ; Perföntichteit des@emein, van anf Areiönetichtähöfe 
de⸗Genoßen⸗Rechtes 1145 Er⸗ Gerichtsſtand, befreiter: Niegel, 

‚wpgrhungsarten defielben, 1195 1, 266, Mote 45 der Nitter- 

Bexluſt, 24; Rechte der Ges ſhaft, 1,422; der Ritterguͤter, 


meinde⸗Genoßen, 133; naments dar, ; des unbegäterten Adels, 
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:geiff, I, 12035 Beſtimmungen des Koͤniges dteſelben zu erlaſ⸗ 
aruͤber, daſ. ‚fen, 189 ; Form derſelben, 193; 
Unverletzlichkeit der Perſon: de: Vollziehung derfeiben) 195; 
Könige sı I, 1765 Bes. Reichs⸗ Bermdgensftrafen, 1,1299, 
Gründe: für bie: Verpachtung der Staargüten/i, 
I? 8356, 

Unluͤnftige Gewerbe, II. 629) « Verfammlungen erlaubt, I,: 301. 
Urlauh Der — U, 225: — einee Stantäplenere, 
2 so zu all. - “.. 

mai WB: ee Vertraͤge mit —XEXC 
mut der et I, 560, 
Vaganten: Maasegeln gegen, ae Verträgen: 

bief.,31,.336:; Sirbrung derfeib. , ‚ale uaſtiz⸗Gegrnſtaͤnde, IL, 
‚387.3 Mertrag: mit Balern, Ba⸗ eber —— 
den, Darmftadt, Sigmaringen, —— sn — — 

über die Beibehaltung der dent mit Balern, dew den Ho 
eignen Staate angebörigen Was :.heityelt. Free. : 7365, * 
en en ——— zi ——— —9— 
u er andern, I, mit denſelben, 287; Ga ⸗ 

7164: Erztehungsanſtalt für tilon in Straffahen; m 

Kinder von M., II, a5 ; er, ®.s. een, — 


—F 1005 


rihwelg, S: Wehner ,. Diele 
ı Bungan;: Atanburg, aenpchen 
Fuͤrſtenth. . daſ. 
rechtspflege;GSerichtſtand ‚ber 
Parthelen, mit; Baiern, Baden, 
Hohenz. Fuͤrſtenth. 7595 Voll⸗ 
ſtreckbarkeit der Liviluet elle, 
mit dleſen Staaten, 760; Gant⸗ 
ı verfghrene-mit denfelb., Stane - 
‚ten und 19 Schw. — 
daſ.; Vormundſchaften, mit 
‚denf. Staaten, 761; Mequifis 
tionen in Civilſachen, mit ar 
N Balern, G. H. Mei nun⸗ 


gen, daſ. 
=, über polizeilihe Gegenſtaͤn⸗ V 


de, 11, 764. Ueber Nachdruck, 


mit Preußen, daf.; Vaganten, 
mit an Baden, -& G. 

. . Darmitadt nen dal.; 
- ärztliche Behandlung erkrank⸗ 
.ter Unterthanen, mit Oeſter⸗ 
reich, Balern, Baden, 767. 

uͤber kirchliche Angelegenhei⸗ 

. ten, 11, 709,. Begenfeltige Auf: 
bebung der Vatronatrechre,.mit 

Dalern und Baden, daf.; uns 
geftörter — der Stiftun⸗ 
gen, mit Baiern, daſ.; ge 
ebung der Stolgebühren für 
= inte Leihen, mit Balern, 


ber Finanzgegenftände; 25 

einzelne Berträge 11, 770 fg. 
über Handels Freiheit, IT, 
776. Zollverein mit Balern 
und den Hohenzoll, Fürftenth., 
726; Bertrag mit Preupen, 
Darmitadı,779; mitd, — 
t 


- 


2815 mis Baden, 7825. miE: 


Sadfen: Melinar, 783. 

‚aber the Gerteie ; lt 
. r euße alern 
eltern, } Bi * 
über Saatebienfbarteiten. 
Mit den Hohenz. Fürftentg., 


‚wegen, des Bollvereing, II, 7935: Maffendienft: 


‚wegen bed Hbertribunalg, 793; 
‚mit Defterteid : wegen einer 
Milltaͤrſtraße, daf. 


Vertrauliche —— bei⸗ 


der Kammern, J.5 


Verwaltung, Wergäiinig berfele_ BA 


öen pr — II, 33 
W ir Bern.s; 
rtheil ‚über. d e wuͤrttember⸗ 

sife,. 18 — 

Verwaltungs⸗ Aetnar I, 161. 
— der Strafaw 

alten, 

Bicarten,. proteftantifche, 11, 5135 

ratholiſche, 562 . 

Dice Prälident Det: erſten Kanis 
er, Wahl, I, 5915 Rechte, 
392; der 8. ». A., Wa 
605; Re te: 606. . 

Vicinalwege, 1, — 

a » Urkunden, 
eifchreiberet, Unterhung der 

Gruͤnde, Il, 179. 


Bifitationen der. antergeosdne 


ten Stellen, II, 175. 
Möllerei, IL, 471. 
Bölterreht, europälfhes, von 
W. anerfannt, Il, 742. 
Woifehemafinung ‚im Herzos⸗ 


t. Verſ. I, 454. 


durch die S 
ehsgeoenfänbe, 


Doiksihulen: 
Il, 435; 


Auf 
wonährigleie des ne, I, 


Wolziehung ber Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen: Recht des Königes: 


bieran ; I, 1955 Ausnahme, 


196. 
Vormundſchaften, nee 


Beſtimmungen, Il; 7 


Vormundſchaftsrath, Ra nchteit 


eines folben 3 ‚ Landesregirung, 


I, 165; Hecht deſſelben bei ber. 
Gryiebung des minderjährigen. 


Königs, 172. 
- W. 


Feſteuga sır Note 7. 
Waffen, f. Scie — 


708; allgemeine Verbindlich⸗ 
keit, 7135 gewoͤnliche Aushe⸗ 
bung und —*8 714; Bes 
fretung wegen Antauglichs 
al dal.; wegen Samilienvers 


Italffen, 215; wegen Staus: 


1 
— — —— berf. — 


williger, II. 
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des; daſ.; Erlanbniß einen Er⸗ Skand, Necqhtsmittel gegen 
Ian su ftellen, 716; Stras - ein ne * Staatsgerichts⸗ 
‚fen der niht:geleifteten Millt. ofs, I, 682. 
Pflicht, daſ.; ſ. übrigens Aus: Wilderei, ** 883. 
-wahl Ordnu kung. Wirku ngekrels der Behörden, 
gbahleotlenien, Bildung derfelb., 11, ı3 
‚501 Mirttfäaften, Beitrag derſelben 
Wehicommigfen, I, 504 int Gewerbe: Steuer, IT, 914, 
Wahlen, ——— beider Wirthfeafts: Abgaben: Betrag 
Kammern, I, 580. — H, 947 ; Stra⸗ 
Mahlmähner, f. Wahlcollegten. 
Wahlordnung für die K. d. A., gelte "im koͤnigl. Haufe, I, 
I, 487, 497, 501. 974. 
MWahlreht für die K. d. A., ae aittnenteft, geiftliche, II, 508, 
tives, 1, 486, 4975 paßives, Note 


487, 497. Wohlthätigfeite: Verein, II, 521. 
Waifengerict, IT, 270, Wohnſteuer, Befreiung der Stans 
Walfenbaufer, I, 423,‘ Dan, l, 399, der Ritter: 
Waiſen Denfionen. II, 259. fchaft, 4 


Waldbeſchreibungen, II, 866. Wucher, y fittenwidrig verbo⸗ 
MWaldbrand: Berhitung, 11, 7035 ten, II, 393,472. 

—— 704; Entihädigung, Württemberg. Herſogthum: Ver⸗ 

haͤltniß zu Katfer und Reich, 

madeigentbum , Beſchrantung 1, 27; zum ſchwaͤb. Kreiſe, 28; 


deſſ., Il, 596. Verfa ung deſſelben, 295 Ver⸗ 
— II, 601. waltung, 38. 
Wald Nebennutzungen, IL, 86%, - Kur ürftenthum, T ‚4%. 
Paldregifter, 11, 866. | — ——— Beitandtheile 
Waldſchuͤtzen, II, 856, deſſelben, 1, 119; Geſchichte 
MWaldungen des Staats, f. Forſt⸗ der einzelnen Erwerbungen, 
Verwaltung. daſ.; Graͤnze, 115; Bevoͤlke— 


Wallfahrtsorte, der Beſuch aus⸗ rung, 116; Titel und Rang, 
ländifcher verboten, Il, 345. 1185 Wappen, daf. 


Manderbücer, II, 334. Wuͤthende Thiere, II, 388. 
MWanderheerden, II, 605. Wundärzte, Klaſſen und Prüfuns 
Wafferbau Polizei, II, 665. gen derfelben, IL, 371. 
Wecrfelfäbigkeit; des Adels, I, ä 
4305 DER — II, 234. 8. 
Weggeld, | ‚657. 
Weg - Jnfpestionen, ſ. Straßen⸗ Zehenten: Erleichterung derfel- 


. Bau: G. ‚ben, II, 555; tn wie a 
‚ Weide-Servituten, Erleichterung zum Kammergut gehörig, I 
und Ablöfung derf,, 11, 586 857; Bervadtung, 856; Sch 
Welubau, Befürderung, 1, 593. einziehung, 860. | 
une Gefelfgaft, —— — Kammergute 


1] ‘geh rig, II, 86). 
Werben. für fremde Kriegedien.- aa: Ertrag defielben, II s 
ſtte, II, 960. Gegenftand, daf.; Grundf . 
wertphälffcher griede, Wichtig⸗ bei der Erhebung, 9345 Arten 
feit für ®., I, 70. deſſelben, 935; Beirelungen, 
nt gegen einen Be⸗ TI, 251, IT, 936: Strafe, daf.; 
amten, II, Erhebungsftellen, 937. 


!icdereinfehung“ in den vorigen Zou⸗ Aemter, II, 939. 








’ 
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ollinfpectoren Sefhäfte derſel. mit andern Staaten - 
? * II. 939. % Grhebungsbehörden, daf.; Eat 
Uftationen, II, 939. begünftigungen., daſ.; Aäbrt, 
ollſchutzwache, 1I, 940. General: Kongreß, 778; Dan⸗ 
ol: Begünftigungen: gegenüber er des Dereind, 779. 


von Preußen - Darmitadt, 11, Suchthaugftrafe, II, 297. = 

779; von ber Schweiz, 7815 Bunft: Verfaffung, II, 619. 

von Baden, 782: uthellung eined Heimathloſen 
8oollbeiſchlag, ald Weggeld, I, an eine Gemeinde, f. Gemein 


7. en. 

U: Stellen, II, 65. | Zuruͤckſetzung auf ein geringeres 

ol s Verein mit Balern und _ Amt, II, ni 

ben hohenz. Füritenth., II, Zwiſchenherrſcher, Guͤltigkeit ſei⸗ 

226: gemeinſchaftl. Bollinie, ner Megentenhandlungen, J, 
ſ.3 zemeinſchaftl. Verträge 153 Note 1. 
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